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I. . 
Ueber dad Verfahren vor den Affıfen mit dem eines 
Verbrechens Angeklagten. 


Don Herrn Appellationsrath Kitka. 


Sr babe ©elegenheit gehabt, das mündliche und üffentliche Strafver⸗ 


fahren unter Beiziehung der Geſchwornen in Rheinpreußen unmittelbar 


zu beobachten, und übergebe hier dad Ergebniß meiner Beobachtung hine 
fichtlich des Verfahrens vor den Affifen H, als einen der wichtigften Theile 
der Strafgefeßgebung dem rechtögelehrten Publicum. 
gl. 

Zur Vornahme dieſes Verfahrens (der Hauptverhandlung) mit dem 
Angeklagten find nach dem Belege ?) erforderlih: 1. Präfident (ein Rath 
bed Appellationdgerichted, welcher zur Abhaltung der Afifen jedesmal 
abgeordnet wird), 4 Näthe (des Tandgerichtes) ®), ein Oberprocurator 
(oder fein Stellvertreter Procurator), ein Vertheidiger, ein Secretaͤr (Ges 
richtsfchreiber — Eein Zurift) und 12 Geſchworne. 

Die Geſchwornen erfcheinen in ihrer gewöhnlichen Kleidung, die Übri« 
gen Vorgenannten tragen zur größeren Beierlichkeit der öffentlichen Wer: 
Handlung ein Amtskleid. Zu eben diefem Zwecke find auch die Tiſche mit 
ſchwarzen, bis auf den Boden haͤngenden Tüchern bedeckt. 


u 2 


1) Die Aſſiſen werben bei den Landgerichten ee ‚ deren es in Rheine 
preußen acht gibt. 


2) In Rheinpreußen gilt ber franzöſiſche code penal und code d’instruction | 


eriminelle. Unter den ohne nähere Bezeichnung angeführten Artikeln find 
jene bes code d’instruction criminelle zu verftehen, 

8) Diejenigen, welche über die Verſetzung in den Anklageftand gefprochen has 

ben, dann der Inftructionsrichter dürfen in berfelben Sache ale Richter nicht 

eiutreten (Art. 257). 
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Rechts von dem Tifche, an welchem der Präfident und die Raͤthe 
ihre Pläge einnehmen, figen der Dberprocurator oder fein Subftitut, links 
der Vertheidiger, und in einem, von einem Geländer eingefchloffenen, 
zwifchen dem Rathstiſche und dem Publicum befindlichen Raume die An⸗ 
geklagten; vor ihnen ſteht der Tiſch des Secretärd. Den Angeklagten 
gegerflber figen die Geſchwornen, links vom Tiſche der Raͤthe. Gegenüber 
dem Tiſche des Präfidenten find die Bänke für die Zeugen. — In dem 
Raume zwifchen den Baͤnken der Räthe, der Geſchwornen, der Zeugen 
und der Angeklagten fteht ein Tiſch für die corpora delicti, und hier ift 
auch der Plag, wo die Zeugen während ihrer Meineidserinnerung, Beei⸗ 
bigung und Ausfage fliehen. — Nach Ablegung ihrer Ausfage verfügen fie 
fih auf ihre Bänke. 

Hinter den Bänken für die Zeugen, an dem dem Nathstifche 
gegenüber befindlichen Theile des Affifenfaales, ift der Plag für da6 Pu⸗ 
blicum. 

Ein oder zwei Gerichtsvollzieher, welche weite ſchwarze Maͤntel tra⸗ 
gen, ſind zur Vorfuͤhrung der Zeugen, zur Vorweiſung der corpora 
delieti und dergl. gegenwaͤrtig. | 

Auch befinden fich mehrere Wachen (6—8) im Saale, um die Thüren ' 
zu befegen, Ordnung zu halten und Affiftenz zu leiften. 

Der Angeklagte wird an den Händen gefeffelt von der Wache in den 
Audienzfaal eingeführt und an feinen Platz abgegeben, ihm dann bie 
Feſſeln abgenommen, und der Eingang su diefem Plage von einer 
Wache befegt gehalten. 

Die Richter, der Staatsprocurator, der Vertheidiger und die Ger 
ſchwornen find jeder mit Tinte, Papier und Feder verfehen, um fid jene 
Puncte aus der Verhandlung aufzuzeichnen, welche f e benügen Eönnen- 
(Art, 828), 


$. 2. 

Um bie 12 Sefhwornen zu beftimmen, eiſcheinend die fuͤr die Aſſiſen 
gewählten 36 GOeſchwornen in dem Audienzſaale. Die Namen dieſer Ge⸗ 
ſchwornen ſind auf 36 Zetteln geſchrieben und werden von dem Gerichts⸗ 
ſchreiber in Gegenwart der vorgenannten Perſonen und des Angeklagten 
vorgeleſen. | 
Zur Vornahme der Wahl der 12 Geſchwornen ift die Anweſenheit 


Kitka: üb. das Berfahren vor ben Afiifen. 8 


von 30 derſelben genügend (Art. 395). Wären die Geſchwornen in diefer 
Zahl nicht anwefend, fo müßten noch andere Gefchworne zur Completirung 
diefer Zahl fogleich vorgeladen werden, zu welchem Ende der Präjident 
das Verzeichniß aller 36 Geſchwornen vor ſich liegen hat, und wäre bie 
Vorladung nicht thunlich, fo müßte die Wahl und daher auch die Haupt» 
verhandlung vertagt (verfchoben) werden, welcher Fall Eaum eintritt, 
weil die ausgebliebenen Geſchwornen bedeutenden Geldſtrafen unterliegen 
(Art. 396). Bei Verlefung des Namens meldet ſich der betreffende Ge⸗ 
ſchworne, daß er hier fei. 

Nach Werlefung der Namen aller 36 (oder 30) Geſchwornen wirft 
der Serichtöfchreiber die Zettel, worauf die Namen der anıwefenden Ges 
ſchwornen vorkommen, in eine Urne, und übergibt diefe dem Präfidenten, 
welder die Zettel in der Urne durcheinander mengt, fie dann einzeln 
berausnimmt und den darauf befindlichen Namen vorlieft. 

Wird der betreffende Geſchworne weder von dem Procurator noch) 
von dem Angeklagten oder feinem Wertheidiger recufirt, fo begibt er ſich 
auf die für die 12 Geſchwornen beflimmten Bänke, und nimmt als der 
zuerft Aufgerufene in der Eigenfchaft eines Vorfigenden diefer Geſchwornen 
den erften Sig ein. Wird er aber recufirt, fo tritt er ab, und ber zunächft 
aufgerufene, nicht-recufirte Gefchworne tritt nun an die Stelle des erften 
Recufirten, und nimmt ald Vorfigender den erften Pag auf den Baͤnken 
der Geſchwornen. 

Auf dieſe Art wird fortgefahren, bis die Baͤnke durch 12 nicht recu⸗ 
ſirte Geſchworne beſetzt ſind, worauf die Ziehung der Namen der uͤbrigen 
Geſchwornen aus der Urne aufhört. 

Die 12 Öefchwornen nehmen auf den Bänken den Dig inder Reihe, 
in welcher ihre Namen aus der Urne gezogen wurden (Art. 309). 

§. 8 

Der Angeklagte hat bad Recht, 12, und der Procurator ebenfalls 12 
von den 36 Sefchwornen zu recufiren, fo baß 12 Geſchworne fuͤr die Affife 
erübrigen müffen (Urt. 398). Bei einer ungeraden Zahl der anıpefenden 
Geſchwornen, z. B. von 85, Eann der Angeklagte um Einen mehr recu⸗ 
firen (Art. 401). Sind nur 80 Geſchworne anwefend, fo kaun der Anger 
klagte nur 9, und eben fo viel der Procurator recufiren. Zuerft recufirt 
des Ungeflagte, und dann ber Procurator. 

Sie dürfen die Gründe der Recuſation nicht en Cärt, 899), 

ı ® 


% 
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weil der Geſchworne durch Angabe diefer Gründe oft öffentlich compromit⸗ 
tirt werden Eönnte, und weil der Angeklagte (und der Procurator) ein 
zwar gerechted Mißtrauen gegen den Gefchwornen haben kann, die dieß⸗ 
fälligen ®ründe aber, wenn fie von dem Geſchwornen in Abrebe geftellt 
werden, nicht zu beweilen im Stande ift. 

Wenn der Präfident den Zettel aus der Urne zieht, den Namen des 
Geſchwornen ausruft, und der Vertheidiger oder Procurator diefen Ges 
ſchwornen recufiren will, fo fagt er blos: recufirt. Das Stillſchweigen 
des Einen und des Anderen gilt für nicht recufirt. 

Sol die Hauptverhandlung mit mehreren Mitfchuldigen (Mitange⸗ 
Elagten) vorgenommen werden, fo Eönnen fie fich über die Ausübung ihres 
Mecufationsrechted mit einander vereinigen, oder ed kann dieſes Recht 
jeder für fi) ausüben; fie dürfen aber, sufammengenommen, die Zahl 
der Recufationen, bie einem einzigen Angekllagten erlaubt iſt, nicht über- 
fehreiten (Art. 402—404). 

Wenn der Präfident dafür hält, daß die Verhandlung mit dem Ans 
geklagten Wormittags beendet wird, und Nachmittags (oder noch früher) 
die Verhandlung mit einem anderen Angeklagten beginnen kann, fo wer⸗ 
den gleichzeitig auch für den letzteren 12 Geſchworne gewählt, um nicht 
alle 36 Geſchworne zum Behufe diefer Wahl wiederholt vorladen zu müfe 
fen. Die Wahl wird auf die bereits oben erwähnte Art vorgenommen, 
und den gewählten 12 Geſchwornen von dem Präfidenten eröffnet, um 
welche Stunde fie zur Verhandlung mit dem betreffenden (zweiten) An⸗ 
geklagten erfcheinen follen. 

Ueber die Wahl der —— wird ein Protocoll geführt, und 
bie Namen ber gewählten 12 Gefchwornen werden auch in das Sitzungs- 
protocol eingetragen. 

$. 4. 
| Sfeih nah der Wahl der 12 Geſchwornen beginnt die Öffentliche 
Verhandlung. | 

Vorerft ftellt der Präfident an den Angeklagten blos die allgemeinen 
Fragen (Art. 310), um die Identität feiner Perſon außer Zweifel zu 
ftellen, und dann erinnert er den Vertheidiger an feine Pflichten, namlich : 
daß er nichts gegen fein Gewiffen oder die ben Gefegen fehuldige Achtung 
vorbringen darf, und daß er mit Anftand und Mäßigung fi) ausdrücken 
müffe (Art. 311). 


. 
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Hierauf erinnert der Praͤſident die Geſchwornen, daß ſie auf Alles, 
was während der Verhandlung vorgeht, aufmerkſam fein, und ihren Aus⸗ 
ſpruch über die Schuld oder Nichtfchuld des Angeklagten gewillenhaft 
abgeben follen; er macht ihnen die Meineidserinnerung, ruft dann jeden 
Geſchwornen einzeln auf, diefer erhebt ſich von feinem Sitze und fpricht, 
unter Hebung der rechten Band in die Höhe, die Worte: Ich ſchwöre es 
(Art. 812). 

Dann ermahnt der Präfident den Angeklagten, auf das, was er 
fogleich hören werde, aufmerkfam zu fein (Art. 318). 

Der Serichtsfchreiber fteht nun von feinem Sitze auf, und lieſt zuerft 
jenen Beſchluß (Urtheil) des Anklageſenats vor, vermöge welchem der Be⸗ 
ſchuldigte in den Anklageſtand verfeßt worden ift, und dann den vom Ger 
neralprocurator verfaßten Antlageact, welcher im Weſentlichen mit unſerem 
ſ. g. Qualificationsbeſchluſſe uͤbereinſtimmt. 

Nach dieſem Vorleſen wiederholt der Praͤſident dem Angeklagten 
den weſentlichen Inhalt der Anklage mit dem Beifügen, daß er nun die 
gegen ihn vorliegenden Beweiſe vernehmen werde (Art. 314), wornach 
der Procurator den Anklageact erläutert. Gewöhnlich wiederholt er in 
bündiger Kürze den Inhalt des Anklageactes, um die Gefchwornen mit 
diefem Inhalte noch vertrauter zu machen (Art. 815). Insbeſondere hebt 
der Procurator jene PBuncte hervor, welche auf die Leberweifung des 
Angeklagten einen befonderen Einfluß nehmen, indem er bei Hervorhebung 
diefer Puncte gegen die Geſchwornen äußert: Sie werden hören, was die 
Zeugen über den Umſtand a, b, c u. ſ. w. außfagen werden. 

‚Der Procurator gibt dann die Lifte der Zeugen, die von ihm, dem 
Ungeblagten (und dem Civilklaͤger — Beſchaͤdigten) zur Abhörung vor⸗ 
gefchlagen und vorgeladen wurden, dem Serichtsfchreiber D. Der Gerichts⸗ 
fchreiber fteht von feinem Sitze auf, und fieft nach diefer Lifte die Namen 
der Zeugen (zu welchen auch Aerzte und andere Kunftverftändige gehören), 
die fich bereits im Saale befinden, vor (Art. 815). Der Präfident macht 
ihnen eine eindringliche Eides⸗ und Meineidserinnerung. 


— — 


1) Die Zengenlifte muß dem Procurator, dem Angellagten und dem Givilfläs 
ger wenigftens 24 Stunden, bevor bie Seugen abgehört werben, gegenfeitig 
befannt gemacht werben (Art. 515). 
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Nach dieſer Erinnerung entfernen ſich alle Zeugen aus dem Sitzungs⸗ 
faale in ein für fie beflimmtes Zimmer, um ihre weitere Vernehmung 
abzuwarten. 

Der Präfident Eann die Verfügung "treffen, daß fich die Zeugen 
nicht unterreden (Art. 816), was aber fehr felten geſchieht. 

$. 5. 

Nun beginnt das Verhör mit dem Angeklagten. 

Der Präfident leitet das ganze Verhör — die Verhandlung über: 
haupt; ihm gehört Die Polizei bei der Audienz (Art. 267), er fieht auf 
Ruhe und Drönung, er verweifet ein allfälliges unanfländiges Betragen, 
und kann nach Umftänden auch verfügen, daß das betreffende Individuum 
aus dem Saale entfernt oder verhaftet werde (Art. 504). 

Dem Angeklagten hält er das Verbrechen, deffen er befchufdigt wird, 
vor, eben fo die Widerfprüche in feinen Ausfagen zur Aufklärung, alle 
Beweismittel und Anzeigungen unter Benennung der Zeugen und Kunft- 
verftändigen, bis er auf diefe Art den ganzen Stoff der Vorunterfuchung, 
Die er vor fich liegen hat, erfchüpft. 

Suggeftive Fragen Eommen fehr oft vor — ziemlich bei jedem Ver⸗ 
hör —, weil man auf deren Befeitigung keinen Werth Iegt, und das 
Geſetz hierüber Eeine nähere Beftimmung enthält. 

Das Recht, an den Angeklagten Fragen zu ftellen, ſteht auch den 
einzelnen Richtern, dem Procurator und den Geſchwornen zu, aber nicht 
direct (mit Ausnahme des Procurators), ſondern nur durch den Praͤſidenten. 

Der Vertheidiger kann ſich während der Verhandlung mit dem An- 
geklagten zur befferen Informirung befprechen. 

. Während der ganzen Verhandlung ift dem Angeklagten erlaubt zu 
fißen, nur während bes Verhörens muß er ftehen. 

Der Präfident ermahnt fehr.felten den Angeklagten, zum Geftänd- 
niffe zu fchreiten, und nachdem der Angeklagte alle an ihn geftellte Fragen 
beantwortet hat, werden die Zeugen (Aerzte und Runftverftändige) einzeln, 
in der von dem Procurator feftgefegten Ordnung (zuerft die Belaftungs-, 
dann die Entlaftungszeugen, letztere jedoch in der Ordnung, welche der 
Vertheidiger beſtimmt) vorgerufen, beeidet, ‘über die allgemeinen ragen . 
und über dab, was ihnen von dem Werbrechen bekannt fei, vernommen 
(Art. 317). 

Waͤhrend der Eivebobfegung hebt der Mann bie drei erften Finger 
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der rechten Hand in ber Höhe, das Frauenzimmer aber legt die rechte 
Hand auf die linke Bruft. 

"An den Zeugen ftellen nicht blos der Präfident, fondern awch der 
Procurator, die Nichter, der Vertheidiger und die Geſchwornen, wenn 
fie e6 zur Aufklärung für nöthig finden, ragen, jedoch nicht unmittelbar, 
fondern durd den Präfidenten (Art, 319), und wenn der Zeuge die Fra⸗ 
gen dem Procurator u. f. w. beantworten will, fo wird er von dem Prä- 
fidenten erinnert, die Antworten unmittelbar an ihn rn) gu 
richten. 

An den Zeugen flelle der Proſdent zulehzt auch die Frage, ob es der 
gegenwärtige Angeklagte fei, ben der Zeuge in feinen Ausfagen gemeint hat. 

Nah Abhörung eines jeden Zeugen wird der Angeklagte gefragt, 
was er gegen die Ausfage zu erinnern finde (Art. 819). 

Hierauf bleibt der Zeuge im Saale (verfteht fih, wenn bie Ver⸗ 
handlung nicht unterbrochen, und erſt z. B. Nachmittags wieder fortgefeßt 
wird) bis die Geſchwornen abgetreten find, und fegt 1 auf die Zeugen⸗ 
bank (Art. 820). Ä 

Nach Abhörung des einen Zeugen erfolgt die Borrufung, Beeidigung 
und. Vernehmung des zweiten Zeugen u. f. w. Die fchon abgehörten 
Zeugen bleiben in dem Audienzfaale, um die etwa noch nörhigen Aufklä- 
rungen fogleich geben zu Fünnen. e 

$. 6. 

Wenn der Procurator, oder der Vertheidiger waͤhrend der Verhand⸗ 
lung neue Zeugen — deren Vernehmung ſich aus den Ausſagen der ver⸗ 
nommenen Zeugen als zweckmaͤßig darſtellt — namhaft machen wollte, 
fo wird dieß nicht berückſichtigt, außer der Zeuge befaͤnde ſich in der Naͤhe, 
in welchem Falle ihn der Präfident fogleich vorladef kann, und — ohne 
-Beeidigung — vernimmt (Art. 269); den Geſchwornen bleibt es über: 
laſſen, weiches Gewicht fie auf die Ausfagen dieſes Zeugen legen wollen. 

Derfelbe Fall tritt ein, wenn der Präfident aus eigenem Antriebe 
einen auf der Zeugenlifte nicht ——— Seugen zur Vernehmung vor⸗ 
ladet (Art. 269). 

Bleibt ein oder der andere der auf der Liſte bezeichneten und vorge⸗ 
ladenen Zeugen aus, ſo kann der Procurator oder der Vertheidiger auf 
feine Abhörung vergihten, | je nachdem es ein Belaſtungs⸗ oder Entlaſtungs⸗ 


zeuge iſt. 
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Zur Verzichtleiftung auf einen Belaſtungszeugen wird aber die Zu⸗ 
flimmung des Angeklagten erfordert, weil der Angeklagte vielleicht gerabe 
auf dieſen Zeugen — wmenigftens in Beziehung auf die Angabe von Mil 
berungsgränden — gerechnet, und ihn nur deßhalb auf die Zeugenlifte 
. nicht gefegt hat, weil er (der Zeuge) auch fehon von dem Procurator auf 
die Zeugenlifte gefegt war. 

Erfolgt die Verzichtleiftung nicht, fo wird die Verhandlung auf die 
- nächften Affifen verfchoben, und der Angeklagte bleibt bis dahin verhaftet. 
Dieß ift für den Angeklagten ein harter Schlag, dem aber nicht vorgebeugt 
werden Bann, weil eine und biefelbe Verhandlung unaufgehalten fortgefegt 
werden muß, und der außgebliebene Zeuge vielleicht den Ausfchlag für das 
Urtheif der Geſchwornen gibt. 

Andeffen find ſolche Faͤlle fehr felten, weil der ausgebliebene — 
einer ſtrengen Strafe unterliegt, welche das Gericht ſogleich beſtimmt 
(Art. 355). 

Wird in ſolchen Faͤllen die Verhandlung vertagt, ſo werden auch die 
erſchienenen Zeugen erſt bei den naͤchſtfolgenden Aſſiſen verhört, neue 
Geſchworne gewählt, und die Verhandlung überhaupt ganz von neuem 
angefangen. Kann ein Zeuge wegen Krankheit oder wegen zu großer Ent⸗ 
fernung nicht erfcheinen, und laͤßt ſich mit höchſter Wahrſcheinlichkeit 
annehmen, daß er auch im Falle, ald die Verhandlung vertagt werben 
möchte, nicht erfcheinen werde, .oder ift der Zeuge inzwifchen verftorben ; 
fo werden feine (ſchriftlichen) Ausfagen, jedoch nur, wenn fie eiblich bes 
Eräftige find, nach einer fpeciellen Verordnung vorgelefen, und es ift ben 
Geſchwornen anheimgeftellt,, inwiefern fie diefe Ausfage berüdfichtigen 
wollen. &ind die Ausfagen nicht beeidet, fo darf von denfelben gar Bein 
Gebrauch gemacht werben. 

Die Praris gibt zu, dab fi) das Vorlefen der fraglichen Zeugen⸗ 
ausfagen mit der Mündlichkeit des Verfahrens nicht vereinbaren laſſe, 
und nur durch die Nothmwendigfeit gerechtfertigt werden Eönne, fonft aber 
anzunehmen fel, daß z. B. bie eidlichen Ausſagen, welche der Vernommene 
unmittelbar vor feinem Abfterben abgelegt hat, bie Geſchworenen Faum 
unbeachtet laſſen werden. 

j) 7. 

Das in der Vorunterfuchung abgelegte Geſtaͤndniß des Angeklagten 

hat feine Wirkung. Selbſt wenn er in der Audienz gefteht, werden doch 
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die vorgeladenen Zeugen vernommen, um fich zu überzeugen, ob das Ges 
ſtaͤndniß mit den eingehoften Erfahrungen übereinftimme und daher beweid- 
Fräftig fei. Sind viele Zeugen zu vernehmen, fo hängt e6 von dem Por 
eurator ab, ober ſich zur Bekräftigung des ©eftändniffes mit der Abhörung 
6108 einiger Zeugen begnügen wolle, vorausgefeßt, daß aud) der Angeklagte 
damit einverftanden ift, indem er darauf rechnen kann, daß ſich aus der 
Vernehmung der noch übrigen Zeugen Vortheile (5. 8. wichtige Milde: 
rungsgrände, daß der Diebftahl nicht mittelft Einfteigens verübt wurde: 
u. dergl.) IB ihn ergeben werden. 
$. 8. 

Sin Aerzte zu vernehmen, fo werben fie-eben fo, wie die Ai; 
jedoch unter einer anderen Eidesformel beeidet und zur mündlichen Angabe 
ihred (wenn auch bereits in der Vorunterfuchung eidlich abgegebenen) 
Gutachtens aufgefordert, Sie erläutern die einzelnen Puncte ihres ſchrift⸗ 
fihen Gutachtens, und endlich wird ihnen dieſes Gutachten zur allfälligen 
Berichtigung durch den Gerichtöfchreiber vorgelefen. 

Indeſſen verfihern bie Praktiker, daß e6 Feine Nuflität begründe, 
wenn der Präfidbent das Elar verfaßte Outachten dem Kunftverftändigen 
zur Beftätigung nur vorlefen läßt, weiches Verfahren der Caſſationshof 
noch nicht gerügt habe, weil die Geſchworuen das Gutachten zur Berath⸗ 
ſchlagung ohnehin erhalten (Art. 841). 

"Das hier Gefagte gilt nur von den Aerzten. Andere Kunftverftändige 
(z. B. über eine Bälfchung) müflen über das Gutachten auf die oben 
bemerkte Art ausführlich abgehärt werden, movon ber eigentliche Grund 
nicht einleuchtet. 

Wenn Aerzte oder andere Kunftverftändige nicht nur ein Gutachten 
uͤber den in ihr Fach einſchlagenden Gegenſtand abgeben, ſondern auch 
über Umſtaͤnde, die ſich auf die An: oder Entſchuldigung des Angeklagten 
beziehen und mit dem Gutachten in Feiner Verbindung ſtehen, ausfagen 
ſollen; fo legen fie ald Kunftverfländige und als Zeugen den Eid ab, wel⸗ 
her dahin lautet: IH N. N. ſchwoͤre bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwiffenden einen leiblichen Eid, daß ich ohne Haß und ohne Zurcht reden, 
die ganze Wahrheit und nichts, als die Wahrheit fagen, und in der gegen- 
wärtigen Sache auf Ehre und Gewiſſen mein Gutachten abfaffen und 
meine Meinung äußern werde, fo wahr mit Gott helfe und fein heiliges 
Evangelium. Amen! — 
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Sof aber der Kunſtverſtaͤndige nur ein Gutachten abgeben, fo 
lautet der Eid: Ah N. N. ſchwöre bei Bott dem Allmächtigen und 
Alhwiffenden einen leiblichen Eid, daß ich in ber gegenwärtigen Sache auf 
Ehre und Gewiffen mein Gutachten abfaffen und meine Meinung 
äußern werde. So wahr mir Gott helfe und fein heiliged Evangelium. 
 Amm! 

Kann die Verhandlung in einer Aubienz nicht beenbigt werben (4.8. 
wenn viele Zeugen zu vernehmen find), fo wird fie in den folgenden Tagen 
bis zur Beendigung fortgefegt (Art. 858). 
$ 9 

Nah Abhörung aller Zeugen ſtellt der Procurator (fo oft dieſer ober 
der Verteidiger das Wort nehmen, ftehen fie von ihrem ige auf) das 
Ergebniß”der ganzen Verhandlung unter Hervorhebung der gegen den 
Angeklagten fprechenden Beweiſe dar, und trägt auf das Schuldig an. 
(Zeigt ſich aus der Verhandlung, daß der Angeklagte nicht ſchuldig fei, fo 
bringt der Procurator auch diefes zur Sprache, weil er immer nur im 
Intereſſe des Geſetzes handelt). 

Nach dem Procurator nimmt der Vertheidiger das ort, und führt 
die Oründe an, nach welchen er die That als Verbrechen nicht conſtatirt, 
ober den Angeklagten nicht für überwiefen hält, und ſtellt den Antrag auf 
die Losfprechung (findet er aber Feine Gründe für die Losſprechung, fo 
ſtellt er nur die allfälligen für den Angeklagten fprechenden Milderungs- 
gründe dar, und empfiehlt ihn den Geſchwornen, damit fie für denfelben 
um: Milderung der Strafe bei dem Könige u was wegen ber 
barten Strafen oft gefchleht). 

$. 10. 

Hierauf frage der Präfident den AngeBlagten, ob er noch etwas wu 
fagen habe; nad) erhaltener negativer Antwort erklärt er die Verhandlung 
für gefchloffen, und wiederholt dann mündlich den ganzen Sachverhalt 
(den Zhatbeftand) in Kürze und die für und gegen den Angeklagten [pres 
enden Brände; er hebt auch jene Gruͤnde und Gegengründe hervor, 
welche der Procurator und der Vertheidiger in ihren vorgebachten Reden 
angeführt haben. 

Hierin befteht das ſ. g. resume (Art. 886), welches. zum Zwecke 
bat, das Ergebniß der Verhandlung den Geſchwornen Ear darzuftellen, 
und fie in den Stand zu fegen, dag Ganze im Zufaumenhaugs sichtig 


SUN 
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und Vertheidigers nicht fo leicht möglich wäre. 


Auf diefe Art erhalten die Geſchwornen während der Verhandlumg 
Gelegenheit, den Sachverhalt öfter zu hören, und, da fie Alles, was vor 
geht, hören, den Angeklagten und die Zeugen fehen, die Art und Weiſe, 
wie fie ihre Ausfagen — ob mit Beharrlichkeit, Schwanfen, Unbeſtimmt⸗ 
heit, Berichtigung, Öfterer Aenderung und Widerruf — ablegen, ihre 
Mienen und Geberden genau beobachten, fo find fie über die Schuld oder 
Michtſchuld des Angeklagten weit genauer unterrichtet, als unfere Rich⸗ 
ter, abgefehen davon, daß eben der Totaleindrud, welche die Verhand⸗ 
fung auf die Geſchwornen macht, oft für oder gegen die Schuld, für oder 
gegen bie Glaubwürdigkeit der Zeugen den Ausfchlag gibt. 

$. 11. 

Nah dem résums lieſt der Präfident die von ihm auf Grund des 
Anklageactes verfaßten, von den Geſchwornen zu beantwortenden 
vor (Art. 837. 988. 340). 

Handelt es ſich z. B. um einen in Gefellfchaft, zur Machte eit und 
mit falſchen Schlüſſeln verübten Diebſtahl, fo lauten bie Ben: Iſt 
der Angeklagte N. N. ſchuldig, den an dem N. N. 

a) in Geſellſchaft, 
b)zur Nachtszeit, 
ec) mit falſchen Schluͤſſeln veruͤbten Diebſtahl begangen zu — 

Kommen erft bei der öffentlichen Verhandlung erſchwerende, alfo im 
dem AnElageacte nicht bezeichnete Lmftände zum Vorſchein, fo flellt der 
Präfident auch hierüber Fragen (f. 9. Zufaßfrogen, Art. 888), 5. B. in 
dem eben gegebenen alle über die Umftände a, b, c, wenn diefe erſt in 
der Öffentlichen Verhandlung vorgekommen, und daher in dem Anklage⸗ 
acte nicht bezeichnet worben wären, würden bie Zufogfragen geftellt wer⸗ 
den: Iſt der Angeklagte fehuldig, den erwähnten Diebſtahl 

a) in Geſellſchaft, 
 b)zur Nachtsjzʒeit, 
e) mit falſchen Schluͤſſeln begangen zu haben? 

Der Präfident fügt bei, daß, wenn die erſte Hauptfrage über bie 
Schuld (Diebftahl) von den Geſchwornen verneinend beantwortet wird, 
die Berathung und Beantwortung Hinfichtlidy der Nebenfragen (a, b, ©) 
als überflüffig von felbft wegfalle. Die Stellung der Nebenfragen ik f 
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wichtig, nicht nur deßhalb, weil bei deren beiahenden Beantwortung eine 
höhere Strafe bemeflen wird, fondern, weil bei deren verneinender Beant⸗ 
wortung bie für ein Verbrechen gehaltene That blos als ein Vergehen fich 
darftellen kann, z. B. wenn die That blos in der Vorausfeßung, daß ber 
Diebſtahl in Geſellſchaft verübt wurde, als Verbrechen angefehen wird, 
die Geſchwornen aber die Frage, ob der Diebſtahl in Geſellſchaft verübt 
wurbe, verneinenb beantworten. 
$. 12. 

Beruft fi) der Angeklagte zu feiner Entfchuldigung auf Thatfachen, 
die im Geſetze als Enfchuldigungsgrände wirklich anerkannt find (f. Art. 821 
u. ſ. den code criminelle), 5. ®. daß er zu ber Gewaltthätigkeit, Ver⸗ 
wundung, Tödtung gereizt wurde; fo wird auch hierüber die Frage geftellt, 
dann auch im Falle, wenn der Angeflagte noch nicht 16 Yahre alt ifl, 
barüber, ob er mit Unterfheidungskraft gehandelt habe (Art. 339, 340), 
fo wie über die allfällige Nothiwepr.. 

Bloße Milderungsgründe (z. B. Armuth, tadellofen Rebenswanden 
beurtheilen nur die Nichter. 

Wenn in dem Geſetze der Begriff über einen thatfächlichert erfchweren- 
ben Umſtand (oder über ein Verbrechen — z. B. ob ber Diebftahl nur 
verfucht wurde) näher bezeichnet (definirt) ift; fo entwickelt der Präfident 
den Geſchwornen näher die Merkmale diefed Begriffes (weil ed dem Nichte 
juriften ſchwer ift, auch Geſetze zu wiffen), wie z. B. bei der obigen Frage 
unter c, mas das Geſetz unter falſchen Schlüffeln verftehe, nämlich, 
nicht blos Dietriche, fondern auch jeden anderen Schlüffel oder Werk⸗ 
zeug, welches der Eigenthümer der geftohlenen Sachen nicht eigens zur 
Deffnung des betreffenderi Behältniffes beſtimmt hat (Art. 398 des code 
ponal). 

$. 18. 

Segen die von dem Präfidenten entworfenen, an die Geſchwornen 
gerichteten Fragen kann der Procurator und der Vertheidiger auch Ein⸗ 
wenbungen machen, z. B. wenn er in die Thatfragen auch Rechtsfragen 
aufnimmt. Ueber folhe Einwendungen berathen dann die Richter (ent 
weder bei ihrem Rathstiſche in der Stille ober in einem abgefonderten 
Zimmer), und der Präfident Bann dann die für gefeßwidrig gehaltenen 
Sragen weglaſſen; im entgegengefegten Falle kann dann gegen das End» 
urtheil die Caſſation eingelegt werden, 
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| $. 14. 

Die von dem Präfidenten Cauf ber linken Spalte des Bogens) ver- 
faßten, von ihm unterfchriebenen Fragen werden den Geſchwornen zu 
Handen des erften ald Vorfigenden berfelben mit dem Beifügen übergeben, 
daß für den Fall, als der Angeklagte für fchuldig erkannt werden folte, 
jedoch nur mit einfacher Stimmenmehrheit (7 gegen 5), bieß im Eingange 
ihrer Antworten beizufegen fei (weil dann die Richter über das ſchuldig 
beratben müflen, wie ed weiter unten ($. 25) bemerkt werden wird). 

„Außer den ragen erhält der Vorfigende der Geſchwornen auch den 
Anklageact und die Protocolle über den Thatbeftand, mit: Ausnahme der 
ſchriftlichen Erflärungen der Zeugen (Zeugenausfagen Art. 841), welche 
Ausnahme daraus erklärbar ift, daß die Geſchwornen die fchriftlichen Zeu⸗ 
genausfagen vorzugsweife beräckfichtigen Fonnten, während fie nur das⸗ 
jenige beachten follen, was ber Zeuge in der Audienz mündlich ausge 
fagt hat. 

$. 15. 

Hierauf begeben fich alle 12 Geſchworne in ein abgefondertes Zim⸗ 
mer (f. über die Berathung Art. 844, 845), und der Präfident läßt die 
Thuͤre diefes Zimmers durd) die Gensdarmen bewachen (zu welchem Ende 
die letzteren von dem Mraͤſidenten einen ſchriftlichen Befehl erhalten, da⸗ 
mit Niemand heraus oder hineinkomme). 

Nur in dem Falle, wenn die Geſchwornen eine Aufklärung über 
irgend einen von ihnen nicht: richtig aufgefaßten Umſtand bedürfen, kann 
der Präfident diefes Zimmer betreten und die Aufklärung geben. Berner 
kann der Präfident in befonderen Faͤllen auch einem Dritten die Bewil: 
figung zu dem Eintritte in dieſes Zimmer geben (Art. 848), z. B. dem 
-Arzte, wenn ein Gefchworner während der Berathung plöglich erkrankt. 

Nach Entfernung der Gefhwornen aus dem Audienzfaale wird aus 
diefem auch der Angeklagte (und feine augen Mitfchuldigen) entfernt 
(Art. 341). 

Der Vorfigende unter den Befhmornen ift derjenige, deffen Name 
zuerft bei der Ziehung aus der Urne herausgezogen wurde. Sie Fönnen 
aber mit Zuflimmung des Ießteren auch einen anderen unter fi) zum 
Vorfigenden wählen (Art. 842). 

Der Vorſitzende lieft den Geſchwornen noch vor der Berathung bie, 
im Geſetze (Art. 842) vorgefchriebene Inftruction vor. Bevor die Berathung 
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gefchloflen wird, dürfen die Gefchwornen ihr Zimmer. nicht verlaffen 
(Art. 848), damit fie fi) mit Niemanden beiprechen Eönnen, 
$. 16. 

Sobald die Befchwornen nach vollendeter Berathung in den Sitzungs⸗ 
faal zuruͤckkehren und ihre Sitze wieder einnehmen, fragt fie der Praͤſident 
wach dem Nefultate ihrer Berathung, worauf der MWorfigende der Bes 
ſchwornen von feinem Sitze aufſteht, die rechte Hand auf die Bruft legt 
und ſagt: Auf meine Ehre und mein Gewiſſen, vor Gott und den Men⸗ 
fehen, die Erklärung der Geſchwornen ift: Auf die. erfte Frage (welche 
. nun der Vorſitzende vorlieft): Na, der Angeklagte N. N. ift des an dem. 
MN. N. verübten Diebftahls fchuldig, und der Diebſtahl ift in Geſellſchaft 
und zur. Machtözeit, aber nicht mit falfchen Schlüffeln verübt worden, 
Dder: Nein, der Ungeklagte N. N. ift des an dem N, N. verübten 
Diebſtahles wicht fchuldig (Art. 348) 

Die Antworten find auf der rechten Spalte des die Fragen bezeich- 
nenden Bogens eingetragen, und von ben Vorſitzenden der Geſchwornen 
mit dem Beifaße, daß fie fih auf einfache oder abſolute Stimmenmehrheit 
“gründen, unterfertigt. j 

Der legtere Beiſatz ift nur dann niothwendig, wenn die actlarum 
der Geſchwornen auf „Schuldig” lautet. 

Nachdem der Vorfigende der Gefchwornen den Ausſpruch se 
übergibt er ihn dem Präfidenten, und nachdem auch diefer und ber Ge⸗ 
richtsfchreiber diefen Ausſpruch unterfchrieben bat, wird der Angeklagte 
wieder vorgeführt, auf feinen vorigen Platz abgegeben, und dann ber 
Ausfpru der Geſchwornen durch den a abgelefen ar 
849, 857). 

$. 17. 

Sierauf macht der Procurator den Antrag, zu welcher Strafe der 
Angeklagte nach dem Geſetze zu verurtheilen fei, und der Vertheidiger 
macht feine Erinnerung dagegen, nämlich, ob diefe Strafe, ober eine 
geringere angewendet werden folle, oder, daß die That überhaupt Eein 
Verbrechen oder gar nicht ftrafbar fei. Sodann berathfchlagen die Richter 
über die Anwendung ber Strafe entweder in der Stille gleich beim Rate: 
tifche (wenn über die Anwendung der Strafe Fein Zweifel entfteben kann), 
oder ‚fie ziehen fich zu -diefem Ende in ein abgefondertes Zimmer (wenn 
über bie Anwendung ber Strafe Debatten zu beforgen find). 


un 
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Das vom den Richtern geſchöpfte Urtheil wird von dem Praͤſidenten 
in dem Audienzſaale laut vorgeleſen, ſo wie der ganze Inhalt jener Ge⸗ 
ſetze, auf welche ſich dieſes Urtheil ſtuͤtzt. In das Urtheil wird auch ber 
wörtliche Inhalt diefer Befeße aufgenommen (Art. 168). 

$. 18, | 

Nach Verlefung ded Strafurtheils eröffnet der Präfident dem Ange 
Hagten, daß er gegen dieſes Urtheil, weiches inappellabel iſt (Art. 262, 
850), binnen 8 Tagen Caſſation einlegen Eönne (Art. 871, 378). 

AR die That durch Fein Strafgeſetz verboten, fo wird der Angeklagte 

durch ein Erkenntniß des Affifenhofes Freigefprochen (Art. 364), ungeach⸗ 
tet die Geſchwornen das Schuldig ausgefprochen haben; denn fie urtheilen 
nur über die That, nicht aber auch, ob fie ftrafbar fei. 

Zeigt fih, daß die That nur ein Vergeben oder eine Polizeiübertre: 
tung bilde, fo wird auf die hierauf gefeglich beftimmte Strafe von dem 
Aſſiſenhofe Coon den Richtern) in der Eigenfchaft als Zuchtpoligeigericht 
erfannt (Art. 865), gegen welches Erfenntniß nur die Caſſation zuläffig 
ift, wogegen bei uns Cin Defterreih) in den erwähnten Faͤllen bie Acten 
erft der für Pelizeiübertretungen competenten Behörde zur Amtshandlung 
abgetreten werben müßten, wodurch die Urtheilsfällung zum Nachtheile 
des Belchuldigten fehr verzögert wird. 

Wird der Angeklagte wegen des Verbrechens verurtheilt, und fällt 
ihm auch ein Vergehen oder eine Palizeiübertretung oder beides zur Laſt, 
fo wird nad dem Grundſetze: „poena major absorbet minorem” nur 
die Strafe hinfichtlich des Verbrechens verhängt (Art. 865), ohne Be⸗ 
rüdfihtigung der auf das Vergehen und die Polizeiübertretung beſtimmten 
Strafe, was fich infofern rechsfertigen läßt, als die Strafen wegen Ver: 
brechen ohnehin fehr hart find. 

Bei dem Ausfpruche der Geſchwornen „Nichtfchuldig” wird der An⸗ 
geklagte durch eine Ordonnanz des Aſſiſenpraͤſidenten von der Anklage freie 
gefprochen, und feine Freiheit verordnet, wenn ber Procurator nicht erklärt, 
daß der Angeklagte aus anderen Gründen (wegen anderer Bebenken, bie 
der Procurator nicht anzuführen braucht) noch im Verhafte bleiben müfle 
(Art. 558). 

Die Geſchwornen ‚geben Feine Gründe ihrer Enticheidung heraus, 
was auch zweckmaͤßig ift (mehrere Schriftfteller fordern die Herausgabe 
der Entſcheidungsgruͤnde), weil fih die Ueberzeugung des Geſchwornen 
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oft auf den Totaleindrud‘,. ben die Verhandlung auf Ihn macht, gründet, 
und in diefem alle die Herausgabe der Entfheidungsgrände beinahe un« 
möglich wird. 

Es dürfte daher zweckmaͤßig fein, den Ausfprudy ich dem Gewiflen 
der Geſchwornen zu uͤberlaſſen. 

$. 19. 

Es iſt bereits oben bemerkt worden, daß die Geſchwornen erklaͤren 
muͤſſen, ob ſich ihr Ausſpruch auf-abfolute oder. auf einfache Stimmen⸗ 
mehrheit gründe (8 Stimmen gegen 4, oder 7 gegen 5). Im erſten Falle 
bleibt es bei dem Ausfpruche „Schuldig.? Iſt aber nur eine einfache 
Majorität für das „Schuldig”? Calfo 7 gegen 5 Wotariten), fo mäffen 
auch die Richter über die Thatfrage — Über das Schuldig — berathen, 
und nad abfoluter oder einfacher Mehrheit der Stimmen entfcheiden 
(nach einer Verordnung vom 31. December 1888), zu weldem Ende 
fie fi, fobald die Geſchwornen erklären, daß fi ihr Ausſpruch auf 
. einfache Stimmenmehrheit gründe, in ein abgefondertes — 
mer verfuͤgen. 

Bei dem Ausſpruche der Richter hat es ſein Verbleiben. 

Nach der obigen Verordnung muͤſſen die Geſchwornen auch bei Beant⸗ 
wortung der Mebenfragen beifügen, ob ſich diefe Beantwortung auf eine 
fahe Stimmenmehrheit gründe, in welchem Kalle die Richter auch über 
die thatfächliche Nebenfrage nach Mehrheit der Stimmen entfcheiden. — 
Sind die Stimmen der Geſchwornen gleich getheilt, fo wird ber Angeklagte 
freigeſprochen. 

et $. 20. 

Ueber die Verhandlung führt der Gerichtöfchreiber ein Protocol, in 
welchem er in Kürze die Ausſagen des Angeklagten, fo wie die allfälligen 
Widerſpruͤche und Aenderungen in den Zeugenausfager, nicht aber die 
Ausfagen felbft (Art. BIS) anführt, fondern in der letzteren Hinficht wird 
blos beigefügt, daß der Zeuge in ber Audien, eben fo, wie in der Vorun⸗ 
terfuchung ausgefagt habe. 

In diefes Protocol werden auch die an die Geſchwornen geftellten 
Sragen, und bie von ihnen gegebenen Antworten wörtlich eingetragen. 

In diefem Protocolle wird insbefondere angeführt, in welcher Art 
die gefeglichen Zörmlichkeiten beobachtet wurden (Art. 872), und wenn 
der Procurator oder Vertheidiger die Verabſaͤumung einer Foͤrmlichkeit 
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ruͤgt, ſo muß auch dieß über feinen Antrag in dem Protocolle bemerkt 
werden. Das Protocol wird von dem Präfidenten und dem Gerichts⸗ 
fchreiber unterfchrieben. Bevor der Secretär dieſes Protocol rein abfchreibt, 
bemerkt er in einem eigenen Protocolle (Rapulare) das Wefentliche der 
Verhandlung, woraus er dann in das — alles ausfuͤhrlich 
eintraͤgt U). 

$. 21. 

Am Schluffe diefes Abfchnittes werden folgende Bemerkungen bei⸗ 

nn 

Bei Einführung ber Deffentlichkeit und Muͤndlichkeit des Verfahrens 
mit Schwurgerichten bei ung (in Oeſterreich) wäre auch eine eigene Amts⸗ 
tracht für die im Eingange dieſes Abſchnittes genannten Perfonen zweck⸗ 
mäßig, nicht nur zur Unterfcheidung der Amtsperfonen unter einem zahle 
reihen Publicum in der Audienz, fondern auch deßhalb, weil diefe Klei« 
dung zur KeierlichEeit der Verhandlung viel beiträgt, den Amtöperfonen 
Anfehen und Würde gibt, auf das Publicum einen tiefen Eindruc macht, 
und demfelben Achtung und Ehrerbietigung gegen diefe Amtsperſonen 
einflößt. - 

$. 22. 

Die bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchriebene Deffentlichkeit der 
Aflifenverhandlungen Bann nad der Verordnung vom 31. Januar 1822 
durch einen Beſchluß, wozu fämmtlide Kammern bes Landgerichtes ?) 
concurriren müffen, ausgefchloffen werden, wenn die Beraten der 
Verhandlung die SittlichEeit gefährden Eönnte. 

Dasfelbe gilt, wenn es fih um Verhandlungen über Ausfertigung, 
Berfälfhung, Verbreitung falfcher Münzen, Papiergeldes und fonftiger 
zum öffentlichen Umlaufe vom Staate beftimmter Papiere handelt (Cabi⸗ 


1) Diejenigen Angeflagten, welche erſt nah Eröffnung der Aſſiſen in bem 
Derhafte des Affifenhofes anfommen, Fönnen während der Seſſion nicht 
gerichtet werben, es fei denn, daß der Procurator darauf anträgt, ber Ans 
geflagte damit einverftanden ift, und ber Bräftdent es verorbnet (Art. 261). - 
Der Grund liegt darin, daß ſich nach Umftänden der Procurator, der Vers 
theidiger ober der Präftdent aus den Agten I bie Hauptverhandlung vor⸗ 
laͤufig gehoͤrig vorbereiten müſſen. 
2) Jedes Landgericht iſt in mehrere Sectionen oder Kammern für Civil⸗ und 
Criminalgeſchaͤfte abgetheilt. 
L Band. I. Heft 1849. 2 
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netsordre vom 14. April 1830). Gegen dieſe Beſchraͤnkung der Oeffent⸗ 
lichkeit dürfte nichts zu erinnern fein, weil in den gedachten Fällen die 
Nachtheile der DeffentlichEeit deren Vortheile überwiegen würden. 

$. 23. 

Das Schuldig oder Nichtſchuldig follen 12 Geſchworne ausfprechen, 
und diefe müffen während der ganzen Verhandlung gegenwärtig fein. 

Nun Eann fi) aber ergeben, daß dieſelbe Verhandlung mehrere 
Tage — auch Wochen — dauert, und einer oder mehrere von den 12 Ge⸗ 
fehwornen erfranfen oder fonft gehindert werden, bei der Zortfegung der 
Verhandlung zu erfcheinen, was zur Folge haben würde, daß die Ver⸗ 
handlung vertagt und bei den Eunftigen Affifen ganz von neuem reaffumirt 
werden müßte. Um diefem Uebelftande vorzubeugen, werden, fobald die 
felbe Verhandlung länger dauern fol, ftatt 12, 18 oder 14 Gefchworne 
beftimmt. Die über die Zahl von 12 beftimmten Gefchwornen heißen 
Ergänzungsgefhmworne. Sie müffen der ganzen Verhandlung ununter- 
brochen beimohnen, nehmen einen von den 12 Geſchwornen abgefonderten 
Sig ein, und wenn einer von den 12 Geſchwornen bei der Fortſetzung 
der Verhandlung nicht erfcheinen Eann, fo vertritt feine Stelle ein Ergän- 
zungsgefchworner. . 

Aus denfelben Gründen Eann in ähnlichen Faͤllen auch ein überzaͤhli⸗ 
ger Richter (Ergänzungsrichter) der Verhandlung beigezogen werden, 
$. 24. 

Während in Nheinpreußen, Nheinbaiern und Nheinheffen die Ge⸗ 
ſchwornen.ſich über den zu machenden Ausfpruch hinfichtlich des Schuldig 
oder Nichtſchuldig mit einander berathen, findet in Belgien eine ſolche 
Berathung nicht Statt, ſondern es hat jeder Geſchworne auf dem Tiſche, 
um den ſie verſammelt ſind, einen hölzernen Verſchlag in⸗der Art aufge⸗ 
ſtellt, daß er auf ein darin befindliches leeres Papier blos das oui oder 
non (ſchuldig oder nichtſchuldig) niederſchreibt, ohne daß auf dieſe Art ein 
Geſchworner erfahren kann, wie die uͤbrigen Geſchwornen abgeſtimmt 
haben; die Zetteln werden in eine Urne gebracht, der Vorſitzende der 
Geſchwornen nimmt ſie dann heraus, und bildet daraus die Mehrheit der 
Stimmen. Dieſes letztere Verfahren wurde in der letzten Zeit unter der 
proviſoriſchen Regierung in Frankreich (wo es ebenfalls beſtand) wieder 
aufgehoben, weil dadurch die Vortheile einer gegenfeitigen Ausſtauſchung 
verfchigdener Anfichten ausgefchloffen find. Diefes Verfahren war eine 
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Kolge ber im Jahre 1835 in Frankreich aufgeregten Zeit, wo man die 
Geſchwornen oft einfchüchterte, wo die bei Anklagen über politifche Ver⸗ 
brechen erfolgte Werurtheilung oder Losfprechung die Geſchwornen der 
Rache und Verfolgung ausfegte, und man daher vorzog, aus der Ab» 
flimmung’ der -eingelnen Geſchwornen ein Geheimniß za machen, wodurch 
aber die Geſchwornen infofern an Vertrauen des Volkes verlieren, als fie 
dem leßteren nicht mehr ald Mänger. von feftem unerfhütterlichen Cha- 
rakter erfcheinen. Das erfiere Verfahren bei der Berathung it daher 
zwectmäßiger. Ze 
$. 2 

Es iſt bereitd oben $. 14 bemerkt worden, daß, wenn 7 gegen 5 
Geſchworne das Schuldig ausfprechen, die Richter über das Schuldig 
oder Nichefcehuldig nach Mehrheit der Stimmen u bei welcher 
Entfcheidung es verbleibe. 

Diefes Verfahren ift zum Wortheile des Angeklagten, weil es ger 
ſchehen Eaun, daß die Nichter das Nichtſchuldig ausfprechen, Eben wegen 
diefed Vortheiles Eonnte man diefes Verfahren billigen, und es ferner 
auch aus dem Grunde für zweckmaͤßig halten‘, weil es bei der einfachen 
Mehrheit der Stimmen der Öefchwornen (7 gegen 5) rathfamer fei, die 
Nichtigkeit dieſes Ausfpruches noch durch rechtsgelehrte Richter prüfen zu 
faffen. Allein diefes Verfahren verträgt fih mit dem Inſtitute der Ge⸗ 
ſchwornen nicht; denn eben darum, weil man der Unbefangenheit und 
Unabhaͤngigkeit der Geſchwornen, und der Richtigkeit ihrer geſunden, durch 
keine Stubengelehrtheit verdorbenen Beurtheilungskraft mehr Vertrauen 
ſchenkt, als dem rechtsgelehrten Richter, zieht man dem Urtheile eines 
Rechtsgelehrten über die Schuld oder Nichtſchuld jenes der Geſchwornen 
vor, während man diefes Vertrauen factifch in Abrede ſtellt und vernichtet, 
fobald man dem Urtheile der Geſchwornen nicht traut, und ftatt ber letz⸗ 
teren dis, Schöpfung dieſes Urtheils am die vechtägelehrten Richter ver- 
weifet. 

Diefe Verweifung laͤßt ſich daher nicht rechtfertigen, befonders wenn 
erwogen wird, daß dig Geſchwornen in Faͤllen, wo ihnen die Entſchei⸗ 
dung ſchwierig vorkommt, oder wo fie in Diefelbe aus manchen Gründen 
nicht eingehen wollen, abfihtlih den Beſchluß auf 7 gegen 5 Stimmen 
foflen, und fo ſich einer definitiven Entfcheidung entziehen. Es follten 
demnach auch die Geſchwornen — eben fo mie die Richter bei Anwendung 
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des Gefepes über die Strafe — nach Mehrheit der Stimmen Calfo auch 
7 gegen 5) giltig entfcheiden, und hat man gegen eine ſolche Entſcheidung 
doch einiges Mißtrauen (was aber wegen des den Geſchwornen vor den 
Rechtsgelehrten eingeraͤumten Vorzugs nicht fein follte), fo kann feſtgeſetzt 
werden, daß ſich der Beſchluß auf eine größere Majoritaͤt ftügen mäfle, 
4. B. 8 gegen 4. 

$. 26. 

Das Gefeg verbietet, bie Verwandten des Angeklagten abzuhören 
(Art. 322); auf der anderen Seite kann aber ber Praͤſident alle Per⸗ 
ſonen, alſo auch die Anverwandten als Zeugen zur Vernehmung vor⸗ 
laden, was auch in der Praxis geſchieht (Art. 269). 

Dieß ift eine offenbare Inconfequenz. Ausgezeichnete Männer tadein 
die erftere Beſtimmung (Art. 322), denn es fei nothwendig, den Geſchwor⸗ 
nen zur richtigen Beurtheilung des Falles ſo viel Materiale, als nur immer 
möglich iſt, zu verſchaffen, und fremde Gefeggebungen G- B. in Wuͤr⸗ 
temberg, Baden, Sachſen) laſſen auch die Vernehmung und ſogar die 
Beeidigung der Verwandten zu, ſo wie die allgemeine preußiſche Criminal 
ordnung ($. 358). Um fo mehr fei dieß dort, wo Geſchworne mitreden, 
nothwendig, da fie Beine gefegliche Beweistheorie haben, und deßhalb der 
Totaleindtuck, den auf fie das ganze Materiale der Verhandlung macht, 
ihre Ueberzeugung über bie Schuld oder Nichtſchuld gehörig zu begründen 
geeignet fei. — Ich theile auch diefe Anficht. Hat der Ankläger oder der 
Angeklagte Gruͤnde, die Verwandten als bedenkliche Zeugen anzuſehen, 
ſo wird er ſie recuſiren; unterläßt er dieß, fo hält er fie für glaubwürdig. 
Solche Perfonen müßten wie andere Zeugen beeidet werben; nur wäre 


‚ ihnen vorzubalten, daß fie fih der Zeugenſchaft entſchlagen Fönnen, um 


das Band der Liebe und Anhaͤnglichkeit zu fyonen und um ben Zeugen 
nicht in die Zwangslage zu verfegen, entweder gegen feinen Willen diefes 
Band zu zerreißen, oder mit Schonung besfelben falſche Ausfagen und 
falſchen Eid ablegen zu muͤſſen. Entſchlaͤgt fi der Verwandte der Zeu⸗ 
genausfage nicht und wird er auch von Feiner Seite recufirt, fo ift Bein 
Grund vorhanden, ihn — ba er fih in Keiner Zwangslage befinden 
würde — zur Ausſage und zum Eide nicht zuzulaffen, was um fo conſe⸗ 
quenter fein würde, als der Affifenpräfident doch jegt das Necht Hat, auch 
die Verwandten unbedingt zu vernehmen, welches Recht man ihm aber 
ganz folgerichtig abfprechen müßte, wenn die Wernehmung der Verwand⸗ 
ten überhaupt nicht Statt finden follte. 
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$. 27. 

Die Zeugen ſchwoͤren in der Vorunterſuchung nur den foge- 
nannten bürgerlichen Eid (vor Ablegung der Ausfagen): IHN. N. ſchwöre, 
daß ich die Wahrheit ganz und nur die Wahrheit ausfagen wolle (Art. 75). 
Ungeachtet diefed Eides legt aber derfelbe Zeuge in der Audienz ben reli⸗ 
giöfen Eid ab: IHN. N. ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All⸗ 
wiffenden einen leiblichen Eid, daß ich ohne Haß und ohne Furcht reden, 
die ganze Wahrheit und nichts als die Wahrheit fagen werde. So wahr 
mir Gott helfe und fein heiliges Evangelium. Amen! (Art. 817) 

Der Srund, aus welchem der fchon in der Vorunterſuchung beeidete 
Zeuge Coder Kunftverfländige) auch noch in der Aubienz beeidet wird, 
liegt darin, daB der blos vor dem-Inftructionsrichter und feinem Schreiber 
- (in der Vorunterfuchung) abgelegte Eid auf den Schwörenden nicht den 
Eindruck macht, welcher von der Eidedleiftung vor einem Richtercollegium, 
unter ben Augen eines zahlreichen Publicums, und im Beiſein der ®e- 
ſchwornen, des Staatsanwaltes, des Angeklagten u. f. w. nach vorher⸗ 
gegangener ernfter Warnung mit Grund erwartet werben kann. 

Die Beeidigung in der Vorunterſuchung ift unbedingt nothwendig, 
weit man fonft Feine fefte Grundlage haben würde, auf welche die Ver- 
fegung in den Anklageſtand geftügt werben Eönnte, und es kann fich daher 
nur darum.handeln, ob eine Veeidigung in veligiöfer Form in der Vorun⸗ 
terfuchung genüge, wo der Zeuge in der Mudienz nur auf den bereits 
abgelegten Eid zu erinnern wäre, woburd eine wiederholte Beeidigung in 
der Audienz zur Aufrechthaltung der Wirkfamkeit der Eide’erfpart werben 
würde. Allein die Praktiker verfihern, daß eben der in der Aubienz — 
alfo im Beiſein der Geſchwornen, der Richter, des Angeklagten und des 
Publicums abgelegte Eid einen fo tiefen. Eindruck auf den Zeugen mache, 
daß er fich Unmahrheit zu fagen nicht leicht getraue. Die Geſchwornen 
fegen in die Ausfagen bed Zeugen nur dann Vertrauen, wenn er in Ihrer 
Gegenwart den Eid ablegt, welches Vertrauen burch bie bloße Erinne⸗ 
“rung auf den bereits in ber Vorunterfuchung abgelegten Eid nicht erzielt 
werben würde, und felbft aus der Art, wie der Zeuge den Eid in Öegen« 
wart der Geſchwornen ablegt, Eünnen die legteren auf die größere oder 
mindere Glaubwürdigkeit der Zeugenausfage folgern. Mit dem Eide vor 
dem Inſtructionsrichter nehme e8 der Zeuge oft fehr leicht, nicht aber in 
der Audienz, wo auf den Schwörenden bie Augen fo Vieler gerichtet 
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feien, wo alles mit einer befonderen Feierlichkeit und Ernft vor fich gebe, 
und wo fich unverhofft ſelbſt Perfonen Brunn, welche den etwa Mein- 
eidigen ſogleich der Lüge zeihen können. 

Auf den Eid in der Vorunterfuchung legt man fehr wenig Gewicht, 
fo zwar, daß, wenn der Zeuge in der Audienz nicht erfcheint, bier nicht 
den Eid ablegt und ausſagt, feine beeibeten Ausfagen in der Vorunter⸗ 
fuchung ohne wichtige Gründe nicht einmal vorgelefen werben dürfen. 
Nur dasjenige, was der Zeuge in der Audienz ausfagt und befchmwört, 
bleibt .die Hauptſache für das Urtheil der Gefchwornen, und der Zeuge, 
welcher in der Audienz anders, als in der Vorunterfuchung ausſagt, wird 
nicht wegen falfcher Ausfagen in Unterfuchung gezogen, felbft dann nicht, 
wenn er geſteht, früher abfichtlich falch ausgelagt zu haben, weil man 
an dem Grundfage fefthält, daß man den Zeugen durch Androhung von 
Strafen auf die in der Vorunterfuchung abgelegten falfhen Ausfagen 
nicht abfehrecken fol, in der Audienz zur Wahrheit zurückzukehren und 
wenigftend bier der Wahrheit gemäß auszufagen. 

Hierüber bemerfe ich, daß die oben angeführten Gründe für, eine 
wiederholte VBeeidigung der Zeugen allerdings fehr Eräftig fprechen, daß 
ed aber zur Vermeidung vieler Eide.und der dießfälligen Nachtheile rath⸗ 
famer wäre, den Zeugen ſchon in der Vorunterfuchung formlich zu beeiden 
(ihm den religiöfen Eid abzunehmen), und ” in der Audienz auf biefen 
Eid blos“ zu erinnern. 

Auch die Anſicht kann man nicht theilen, daß der Zeuge, auch wenn 
er abfichtlich in der Vorunterfuchung falfch ausgefagt bat, ftraflos bleibe, 
denn er bat die Ausſagen vor Gericht abgelegt, und wenn ſolche Zeugen 
ftraflos bleiben, fo können fie in der Vorunterfuchung nach Belieben falfch 
ausfagen und den Beſchuldigten auf eine höchſt empfindliche Art dem 
Verfahren und Verhafte unterzieben'oder ihn davon auf Koften der allge 
meinen Sicherheit befreien. — Lichter oder ein Grucifir werden bei der 
Eidesablegung nicht gebraucht, was aber zur Erhöhung der Feierlichkeit 
dieſes Actes nicht unterlaſſen werden ſollte. 

Endlich wird hier bemerkt, daß in der Praxis der Zweifel entſtan⸗ 
den ift, od der Artifel 79, nach welchem Perfonen unter 15 ohren, um 
einige Auskünfte zu geben, von dem Inftractionsrichter vernommen, jedoch 
nicht beeidet werden Eönnen, auch in dem Falle anzuwenden fei, wenn fie 
in der Audienz auszufagen haben, in welchem alle die Zeugen zu beeiden 
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find (Art. 817). Das Suftizminifterium bat im Jahre 1812 entſchie⸗ 

den, daß Zeugen unter 15 Jahren auch vor den Affifen nicht zu beei« 

den find. 
$. 28. 

Wenn der Befchuldigte noch nicht 16 Jahre alt und daher zum cri» 
minalgerichtlichen Verfahren noch nicht geeignet ift, fo wird er diefem 
Verfahren doch unterzogen, fobald fich feine That, objectiv betrachtet, 
ald Verbrechen darftellt, weil der Grundfag gilt, daß Verbrechen nur 
vor die Aflifen gehören, und fo gefchieht es oft, daß Kinder vor die Aſſiſen 
geftellt werden. Entfcheiden die Geſchwornen, daß ein folcher Angeklagter 
nicht mit Lnterfcheidungsfraft gehandelt habe (Art. 340), fo wird er 
freigefprochen, und entweder feinen Ueltern oder in ein Correctionshaus 
auf einige Jahre abgegeben (Art. 66. des code criminelle); entſcheiden 
fie aber das ©egentheil, fo wird der Angeklagte doch nicht wegen des 
Verbrechens beftraft, fondern nur mit einer Eorteekonelien — belegt 
(Art. 67 des code criminelle). 

Praktiſche Männer verfichern, daß Kinder von 7, 8, s. 10 Jahren 
vor die Affifen geftellt wurden, welche beinahe immer auf den Ausfpruch 
der Geſchwornen, der Thäter habe nicht mit Unterfcheidungskraft gehan⸗ 

delt — freigefprochen wurden. Man denke hiebei an die Dauer ded Ver: 
haftes ſolcher Kinder ober an die Folgen, wenn gegen diefelben das Cri⸗ 
minalverfahren eingeleitet wird, mo dann ihr Vermögen fequeftrirt, das 
Contumazurtheil von dem Nachrichter an einem auf einem öffentlichen 
Plage errichteten Pfahl angefchlagen wird u. f. w. (Art. 465 u. ff.). 

Es wäre alfo zweckmaͤßiger, ſolche eined Verbrechens Befchuldigte 
‚nicht vor die Affifen, fondern vor das für Wergehen competente Zuchtpo- 
lizeigericht zu ftellen, wie es auch bei uns in Defterreich hinſichtlich folcher 
Befchuldigten gefchieht, die noch nicht 14 Sabre alt find, deren That 20 
objectiv betrachtet, ein Verbrechen bildet. 

Für diefe Anficht fprechen ſich auch ausgezeichnete Praktiker in Bein 
preußen aus, und das neue Strafgeſetzbuch für Rheinheffen vom Jahre 
1841 bat diefe Anſicht — abweichend von den früheren —— — 
in den Art. 7 und 8 geltend gemacht. 

Uebrigens gehört die Frage, ob der Thaͤter mit Unterſcheidungskraft 
gehandelt habe, fo wie die Frage über die Zurechnungsfähigkeit überhaupt, 
zunaͤchſt der Beurtheilung der Geſchwornen an, dergeftalt, daß biefelben 
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an die dießfälligen Gutachten.der Aerzte nicht gebunden find, folglich 


. ungeachtet diefer Gutachten das Begentheil von dem, was diefe enthalten, 


annehmen Eönnen, was auch öfter und befonders dann gefchieht, wenn: 
fi unter den Geſchwornen auch Aerzte befinden, und biefe nad) ihrer 
Anſicht auf das Gutachten Fein Gewicht Tegen.. 
$- 29. 
Wenn demfelben Angeklagten mehrere Verbrechen, z. B. Mord und 
Diebftahl, zur Laft fallen, fo wird vor den Affifen über jedes einzeln ver» 
handelt. Ed werben zwar gleichzeitig alle Zeugen hinfichtlich beider Ver⸗ 


brechen vorgeladen, gleichzeitig allen die Meineidserinnerung gemacht; 


- 


ſobald es aber auf die Vernehmung derfelben ankommt, fo wird die leß« 
tere zuerfi mit allen Zeugen binfichtlich de6 Mordes, und dann erft mit 
allen Zeugen binfichtlich des Diebftahls eingeleitet. Es verfteht ſich aber, 
daß die Verhandlung binfichtlich ‚beider Verbrechen gefchloflen fein muß, 
bevor bie Berathung der Geſchwornen beginnt. 

Die bereitd vernommenen Zeugen dürfen ſich zwar vor gefchloffener 
Verhandlung aus dem Sigungsfaale (mit Ausnahme der Mittags: und 
Nachtszeit) nicht entfernen, um fie nöthigenfalls zur erforderlichen Auf« 
Elärung abermals vernehmen zu Eönnen. Wenn aber die Verhandlung 
längere Zeit (z. B. mehrere Tage) dauern fol, fo kann der Präfident 
mit Zuftimmung des Procuratord und des Angeklagten dem Zeugen über 
fein Anfuchen bewilligen fi zu entfernen ‚. befonders, wenn der Zeuge 
nichts Erhebliches anzugeben wußte, im Drte der Affifen wohnt, und 
daher nöthigen Falls gleich vorgerufen werden fann. 

$. 80. 

Um die Zeugenlifte zu bilden, wählt der Procurator die Belaftungs- 
und der Angeklagte die Entlaftungszeugen. Der erftere kann aber diejeni⸗ 
gen Entlaftungszeugen, welche nach feiner Unficht unerheblich find, wege 
laſſen, beziehungsweife deren Vorladung verweigern, in welchem Sale 
den Angeklagten vorbehalten bleibt, folhe Zeugen auf eigene Koften 
vorladen zulaffen (Art. 321). Der Grund diefer Beftimmung liegt darin, 
daß fonft der Angeklagte gar zu viele, oft ganz unnüge Zeugen vorladen _ 
laſſen, und fo dem Aerar zwecklos bedeutende Koften verurfachen würde, 
Hiedurch ift aber die Gleichheit der Rechte zwifchen dem Ankläger und 
Angeklagten verlegt, weil jener unbedingt, diefer aber nur bedingt, nam» 
ih wenn er die Ladungskoſten aus Eigenem beſtreitet, gewiffe Zeugen 
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laden laflen darf. Die Beurtheilung, ob der Zeuge für den Angeflagten 
etwas Erhebliched angeben werde, muß denn doch zunächft nur dem Ans 
geklagten felbft überlaffen werden. 

$. 31. 

Wenn ein Zeuge von der Audienz ausbleibt und deßhalb die Vers 
handlung auf die nächften Affifen verfchoben werden muß, fo wird er auf 
Antrag des Oberprocurators fogleih zu allen Koften, welche durch die . 
Vorladungen, Reifen u, f. w. verurfacht wurden, von dem Affifenhofe 
verurtheilt. Gegen diefes Urtheil Eann der Zeuge binnen 10 Tagen bei 
dernfelben Affifengerichte Oppofition einlegen (Art. 355, 856). Bis dahin 
find aber die Aſſiſen vielleicht ſchon aufgelöft. Für diefen Fall nimmt die 
Praxis an, daß die Oppofition bei dem Landgerichte felbft eingelegt wer⸗ 
den Eönne, damit der Zeuge bis zur nächften-Affıfe (die erft in 3 Monaten 
abgehalten wird) nicht etwa um feine Beweife.zur Begründung der er 
pofition Eomme. - 

$. 82. 

Wird der Angeklagte während der öffentlichen Verhandlung einer 
neuen That — dieſe mag vor oder nach demjenigen Verbrechen, welches 
den Gegenftand der öffentlichen Verhandlung bildet, verübt worden fein — 
befchuldiget, fo befiehle der Präfident, nachdem er den Angeklagten frei- 
geſprochen hat, ihn wegen diefer neuen That vor Gericht zu ziehen und 
verweifet ihn zu biefem Ende (zum Behufe einer neuen Unterfuchung) 
an ben Snftructionsrichter ded Bezirkes, worin der Affifenhof feinen Sig 
Sat, damit zu einer neuen Unterfuchung gefchritten werde, jedoch nur 
denn, wenn der Dberprocurator vor dem Schluſſe der öffent 
lihen Verhandlung ſich deßhalb ein weiteres Verfahren vorbehalten 
bat (Art. 361). In diefem Falle bleibt der Sreigelprochene verhaftet. 

"Die Anwendung diefer Beftimmung fegt voraus, daß die Beſchul⸗ 
digung während der Öffentlichen Verhandlung gefchehe, d. i. während der 
Zeit, ald mit dem Angeklagten bereits vor den Aflifen verhandelt wird. 

Es wird ferner vorausgefeßt, daß die Verhandlung hinfichtlich des 
Verbrechens, deffentwillen ‚der Angeklagte an den Affifenhof durch den 
Anklagefenat bereitd verwiefen wurde, geſchloſſen und der or 
freigefprochen worben ift. 

Zur Erhebung und Unterfuchung des neuen Verbrechens ift der In⸗ 
frustionstichter besienigen Bezirkes, wo ber Aſſiſenhof , von welchem der 
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Angeklagte freigefprohen wurbe, feinen Sig hat, berufen, und eben fo 
derfelbe Affifenhof zur Verhandlung über das neue Verbrechen, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht, welcher Inftructionsrichter und welcher Aflifenhof fonft — nämlich 
in dem Kalle, wenn das neue Verbrechen nicht während der öffentlichen 
Verhandlung, fondern erft fpäter zur Sprache gefommen wäre — zur 
Erhebung bes Thatbeſtandes und zu den Verhandlungen vor ben Aflifen 
competent geweſen wäre, 

Hat ſich der Oberprocurator ein weiteres Verfahren wegen des neuen 
Verbrechens nicht vorbehalten, fo hindert das nicht, auch noch fpäter dies 
ſes Verfahren einzuleiten, in welchem alle ſich aber die Competenz des 
Anftructionsrichters und des Affifenhofes nach dem Drte des begangenen 
Verbrechens, des Aufenthaltes und der Betretung bes Belchuldigten richtet 
(Art. 63). 

Der erwähnte Michtvorbehalt hat auch zur Folge, daß der Ange⸗ 
klagte ſogleich in Freiheit geſetzt wird. 

S .. 33. 

Wird der Angeklagte während der öffentlichen — welche 
dem Verdammungs: (Straf⸗) Urtheile vorhergingen, außer dem Ver⸗ 
brechen, deſſen er angeklagt war, noch anderer beſchuldigt, und 
iſt auf dieſe neu entdeckten Verbrechen eine ſchwerere Strafe geſetzt, ald 
auf die vorigen, oder hat der Angeklagte Mitfchuldige, die wirklich) ver⸗ 
baftet find, fo befiehle der Gerichtshof, daß wegen biefer neu entdeckten 
Verbrechen nach den gefeglichen Formen wider ihn verfahren werde. Die . 
Vollſtreckung des erften Strafurtheiled bleibt fo lange ausgelegt, bie 
über den zweiten Proceß erkannt worden ift (Art. 879). 

In welchem Sinne der Ausdruck „während der Öffentlichen Bere 
handlung” zu nehmen fei, erhellt aus ber vorigen Erörterung ($. 82). 
Wenn keine Mitfchuldigen eintreten, fo tritt die Competenz desſelben 
Snftructionsrichters und Affifenhofes ein, wie bereits in dem vorbergeben- 
den $. 32 bemerkt wurde. 

Die Mitfchuldigen müffen bereits verhaftet fein, d. b. das Verfahren 
gegen fie muß bereit$ begonnen haben. Sind fie bei einem anderen Aflifen- 
bofe, als der bereits Verurtheilte verhaftet, fo muß der Verurtheilte zum 
Behufe der Unterfuchung wegen der neuen Verbrechen an diefen Affifen- 
hof abgeliefert werden. Diefe Unterſuchung (wenn nämlich mehrere Mit- 
ſchuldige eintreten) wird auch dann eingeleitet, wenn das neue Verbrechen 
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eine geringere Strafe nach ſich zieht, als jene, zu welcher der Angeklagte 
bereits verurtheilt worden iſt. Das neue Verfahren geſchieht in dieſem 
Falle zu dem Ende, um gleichzeitig auch die Ausſagen des bereits Verur⸗ 
theilten zu hören und gegen die übrigen Mitfchuldigen zu benügen. Wird 
der Angeklagte wegen bed neuen Verbrechens losgefprochen, fo wird das 
Strafurtheil vollſtreckt; wird er aber auch wegen des neuen Verbrechens 
verurtheilt, fo wird nur dasjenige der beiden Strafurtheile vollſtreckt, 
welches auf eine firengere Strafe Tautet. 

Die beruht auf dem Grunbfage, daß, wenn auch mehrere Ver⸗ 
brechen concurriren, doch nur jene Strafe auszumeſſen ſei, welche auf das 
ſtrafbarſte Verbrechen beſtimmt iſt (Art. 365). 

$. 34. 

Für die gefegliche Beftimmung, daß der Wortlaut der Gefege, auf 
welche fich das Urtheil flügt, In das letztere aufgenommen werden müffe 
(Art. 168), führt man an, daß dadurch die Kenntniß der Geſetze ver- 
breitet werde, und daß man im bloßen Eitiren der betreffenden Geſetz- 
artibel leicht irren, und fo zur Caffirung des Urtheild Anlaß geben koͤnnte, 
welche fehlerhafte Citirung aber in ben Falle nichts ſchade, wenn zugleich 
. ber richtige Wortlaut des Gefeßes angeführt werde, aus welchem Wort 
laute man erfebe, welcher Artikel des Geſetzes gemeint fei. Allein es wird 
dagegen mit Grund eingewendet, daß man fich diefe Kenntniß aus dem 
Geſetzbuche felbft und beffer verfchaffen könne, das Urtheil mit Anführung 
des ganzen Inhaltes vieler Artikel oft fehr ausgedehnt fei, viele Schreis 
bereien und dem Verurtheilten größere Koften verurfache, und die Ein⸗ 
fachheit des Urtheils und beffen Teichtere Auffaffung verloren gehe, befon- 
der6 wenn hinſichtlich des betreffenden Gegenftandes bereits mehrere gefeg- 
liche” Erläuterungen erfloffen find, welche wörtlich in das Urtheil aufger 
nommen werden müffen. Es Eann daher genügen, wenn in dem Urtheife 
die Gefege blos citirt werden, und dieß um fo mehr, als ber Art. 411 
aus der unrichtigen Anführung des wörtlichen Inhalts des Geſetzes Beine 
Nichtigkeit herleitet, wenn die in dem Urtheile verhängte Strafe eben 
diejenige Ift, welche in dem auf das Verbrechen wirffich anwendbaren 3% 
feße enthalten if. 

$. 85. 

Der Präfivent des Affifenhofes Hat die wichtigfte und mit Schwierige 

Feiten am meiften verknuͤpfte Stellung. Er muß mit der Vorunterfuchung 
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und der Hauptverhandlung auf das genaueſte vertraut ſei. Er muß alles 
Erhebliche, was der Procurator, der Vertheidiger, der Angeklagte und 
die Zeugen vorbringen, richtig auffaſſen, und genau im Gedaͤchtniſſe be⸗ 
halten, um das rösume der ganzen Verhandlung mit Buͤndigkeit, Klare 
heit, Vollſtaͤndigkeit, in chronologiſcher Ordnung, wie alles auf einander 
folgte, liefern zu Eönnen. Seine Stellung fol ganz unbefangen fein; er 
darf weder die Partie des Procurators, noch des Angeklagten ergreifen, 
fondern nur als ein unbefangener Zuhörer und Zufchauer alles Sefagten 
und Geſchehenen erfcheinen, und foll dann jenes, was er wahrnahm, im 
resume eben fo unbefangen wieder barftellen — eine Aufgabe, welche zu 
Iöfen immer fehr fehwierig bleibt, und daher kommt es auch, daß man 
leicht bemerft, wohin fich eigentlich die Meinung des Präfidenten bei ſei⸗ 
nem resume neigt, ob mehr für oder gegen den Angeklagten, befonders 
“in Sällen, mo der Vertheidiger den Iegteren aus unhaltbaren Gründen in 
Schuß zu nehmen eifrigft bemüht war, und durch eine ſolche, wenn auch 
nur entfernt geäußerte Meinung kann dem Urtheile der Geſchwornen leicht 
vorgegriffen werden. 

Der Grund, aus welchem der Präfident feine Meinung für oder 
gegen den Angellägten, für oder gegen gewiffe ftreitige Umftände durch⸗ 
fhimmern läßt, liegt nicht etwa in feiner Befangenheit, fondern in feiner 
feften Ueberzeugung und der Beforgniß, daß z. B. der MWertheidiger mit 
großem Eifer und doch aus nicht zu rechtfertigenden Gründen den Unger 
Elogten in Schuß nimmt, und durch feine Rednerkunft die Geſchwornen 
zum unrechten Urtheile verleiten Eönnte. 

Der Präfident muß insbefondere auch ſtets auf die genaue Beobach⸗ 
tung jener vielen Sörmlichkeiten aufmerkfam fein, auf deren Außeracht⸗ 
laffung das Gefeg eine Nichtigkeit feftfegt. Dazu kommt noch, daß er 
durch die Bitten ded Vertheidigerd und der Geſchwornen, diefe oder jene 
Sragen an die Zeugen oder an den Angeklagten ftellen zu are. in feiner 
Aufmerkfamkeit-geflört wird. 

Er muß ein guter Redner ſein, einen klaren, lauten Vortrag haben 
und voller Geſundheit ſich erfreuen, weil er in den auch oft bis in die 
ſpaͤte Nacht dauernden Aſſiſen ausharren muß, dieſe oft mehrere Wochen 
fortgeſetzt werden, und der Praͤſident iſt daher durch das fortwaͤhrende 
anfirengende Aufmerken und Reden in feinen Kräften oft ganz erfchöpft. 

Die vielen Ruͤckſichten bei ber Wahl eines in jeder Beziehung audger 
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zeichneten Affifenhofspräfidenten ergeben ſich aus den vorftehenden Berner: 
kungen von ſelbſt. 
$. 86. 

Wegen der eben erwähnten Bedenken gegen das resume, durch 
welches der Meinung der Geſchwornen über die Schuld oder Nichtſchuld 
des Angeklagten vorgegriffen wird, kann man fragen, ob es nicht beffer 
wäre, dem Präfidenten bad rösume zu erfparen und ihn blos auf Stel⸗ 
Iung der Fragen an die Gefchwornen zu befchränfen (wie es in England 
und Belgien der Gall ift), weil die letzteren ihre Ueberzeugung nicht aus 
dem resume, fondern nur aus der Verhandlung — aus den Debatten — 
schöpfen follem 

Da indeflen diefed resume nach den obigen Bemerkungen auch man⸗ 
ches Gute fuͤr ſich hat, und auch ausgezeichnete Praktiker ſich fuͤr die 
Beibehaltung des roͤsumé ausſprechen, fo möchte ich die Beſeitigung des 
résumé nicht antragen, und dieß um fo weniger, als im Anfange bei 
Einführung der Geſchwornen bie leßteren einer näheren Leitung bedürfen 
werben, bis fie ſich mit ihrem Amte nertrauter machen, und ihre nach 
und nach gefammelten Kenntniffe und Erfahrungen auch) anderen, zu dem⸗ 
felden Amte Berufenen mitzutheilen im Stande fein werden. 


IL 


Kritifipe Betrachtungen über das neue Aufſchlagsſyſtem in 
Tirol und Vorarlberg. 


Bon Herrn Alois Deffary, 
k. k. Minifkerialconcipiften. 


L 


Die Weltverbeflerer, welche feit dem März 1848 gleich Heuſchrecken⸗ 
ſchwaͤrmen foft alle civilifirten Länder Europas durchzogen, haben fich bei 
uns auch ſchon als Zinanzkünftler verfucht. Sie haben, wenigftens theil⸗ 
weile, in Zirol und Vorgriberg die Aufhebung der mit mehr oder 
weniger Grund verfchrieenen allgemeinen Verzehrungsfteuer durchgefegt. 
Gerade nod weile genug, um einzufehen, daß der Staat gegenwärtig, 
und vielleicht noch Tange die Einnahmen von diefen Steuern nicht entbehren 
Eönne, haben fie es gerechtfertigt erkannt, das gefallene Opfer ihrer allein- 
felignachenden Wölkerbeglücfungstheorien durch ein. anderes indirectes 
Steuerfyftem zu erfegen. Sactifch ift in Tirol und Vorarlberg die durch 
. 19 Sabre beftandene allgemeine Berzehrungsfteuer ſeit 1. November 
1848 aufgehoben, und an deren Stelle das bis 1829 dafelbft gehand⸗ 
babte Aufſchlags⸗ oder Umgeldsfyftem mit einigen Abänderungen 
wieder eingeführt worden. 

Das Document, worauf fich diefe wichtige Neuerung gründet, ift 
das tirolifche Qubernialeirculare vom 25. Dctober 1848, Diefer autono- 
men Verfügung des Tiroler Landesguberniums folgte feither eine zweite, 
aus gleicher Quelle entfprungene Kundmachung vom 15. November 1848, 
welche fogenannte „erläuternde Beftimmungen”? zu der vorausgegangenen 
Verordnung enthält, und nur notpbürftig die gröbften Rücken der erften 


"Kundmachung ausfült, 
„Um dem allgemeinen Wunfche der Bewohner von Tirol und Vor⸗ 
„arlberg entgegenzukommen,“ — fo beginnt jene merkwuͤrdige Kund⸗ 


madhung vom 25. October 1848, — „findet das E, & Landes 
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„gubernium die mit ber Verordnung vom 6. Juli 1829, 3. 18,417, 
eingeführte Verzebrungsfteuer in Erwartung höherer Genehmigung 
„aufzubeben,? u. ſ. w. 

Die allgemeine Verzehrungsfteuer gründet fich bekanntlich auf ein 
Sefeg, welches für fämmtlihe deutſche und flavifche Provinzen der 
Monarchie Geltung hat; und unwillkürlich Fam und da Eaiferliche 


Patent vom 19. März 1848 ins Gedaͤchtniß, worin Se. Majeſtaͤt 


ausdrädlich befohlen haben, „daß alle Behörden Calfo vermuchlich 
auch das Zirofer Landesgubernium) die beſtehenden Geſetze und 
Verfügungen, infolange fie nicht auf Tegalem une 
rufen werben, aufrecht erhalten.” 

Mit gerehtem Staunen und mit Befremden BORN wir daher 
in den anderen Provinzen der öſterreichiſchen Monarchie die Kunde von 
diefem „Ereigniffe,? womit das Tiroler Gubernium einen Act der gefeß- 
geberiſchen Gewalt ausübte in einer Sphäre, die feinem bisherigen Wir: 
Eungöfreife fremd war; wir überließen uns Eeiner Taͤuſchung über die 
Bedeutung der beigefügten Sormel: „in Erwartung böberer Genehmi⸗ 
gung.” Vergeblich haben wir den Erklärungsgrund dafür in ganz außer 
ordentlihen Umftänden gefucht, die einen ſolchen Schritt zum Gebote 
einer unabwendbaren Nochwendigkeit machten. 

Die Verzehrungsfteuer war bisher wahrlich auch in den anderen 


Provinzen nicht fehr beliebt; ſchwierige Werhältniffe haben im October 


1848 auch anderwärtd, außerhalb Zirol und Vorarlberg beftanden; die 
Volkdaufregung war in anderen Gegenden gewiß heftiger, und doch fans 
den ſich in Eeiner anderen Provinz die Behörden berufen zu einem fo 
gewagten Mittel zu greifen, ſich die Popularität zu gewinnen. In Nies 
deröfterreich, ja felbft in Wien, dem Sitze der traurig denfwürdigen 
Detoberbewegung, hat trog ber Anarchie in allen übrigen Beziehungen 
die Verzebrungsfteuer-Einhebung ihren ungeftör rten Fortgang gehabt. In 
Wien, wo die Verzehrungsſteuer im höchſten Ausmaße eingehoben wird, 
folglich auch der meiſte Grund zur Beſchwerde daruͤber vorhanden war, 
hat ſchon ſeit den Maͤrztagen 1848 Jung und Alt, Arm und Reich dieſer 
Steuer ein unſanftes Grablied angeſtimmt. Ich war Zeuge, wie in Wien 
ſchon am 18. März 1848 improvifirte Volksredner auf verſchiedenen 
öffentlichen Plägen die Abfchaffung der, das arme Volk hart bedruͤcken⸗ 
den Verzehrungsfteuer als eine ber erften Fruͤchte der zu erringenden Freiheit 
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verbießen, und von den maffenhaften Volkshaufen mit ſtürmiſchem Bei⸗ 
fallsrufe belohnt wurden. In der That hat das (auswärtige) Proletariat 
durch grobe Exceffe die Steuereinhebung an den Linien durch einige Tage 
unmöglich gemacht; es wiederholten fich dieſe Scenen in Laibach, in 
Linz, in Trient; — und wenn daher von einer wirklichen Gefahr, dieſe 
angefeindete Steuer zu halten, die Nede fein Fann, fo war es damals in 
den Märztagen; und dennoch ift es dem Elugen und umfichtigen Benehmen 
der Behörden gelungen, den Ungeflüm zu befchwichtigen und das Publi« 
cum zu beruhigen. Solche Acte offener Gewalt ereigneten ſich während 
der Octobertage weder in Innsbruck noch fonft wo in Tirol, und waren 
fiherlich nicht zu beſorgen; die dortigen Landesbehörden Eönnen fih daher 
auch nicht auf eine Zwangslage berufen, woburd ihnen ein fo höchſt be⸗ 
denkliches Zugeftändniß abgerungen worden wäre. 

Sollten die Provinzialverhältniffe wirklich ein augenblickliches Nach⸗ 
geben erheiſcht haben, was immerhin dahingeſtellt bleiben mag, ſo haͤtte 
ſich die oͤffentliche Meinung durch einzelne Conceſſionen ohne Zweifel 
befchwichtigen laſſen, wenigſtens für fo lange, bis es möglich gewefen 
wäre, die Entfcheidung des verantwortlichen Minifteriums zu de 
und das Princip wäre erhalten geblieben. 

Es Ift glaubwürdig, daß das a. h. Patent vom n 20. Oetober 1848, 
womit die Steuerausſchreibung fuͤr das Verwaltungsjahr 1849 erfolgte, 
bis zum 25. Detober den Behörden in Tirol ſchwerlich ſchon zugefommen 
fein dürfte, Allein einmal hatte unferes Wiffens der Herr Finanzminiſter 
ſchon einige Zeit früher die Einleitung der Verhandlungen wegen fernerer 
Sicherſtellung der Verzehrungsfteuer für das Jahr 1849 angeordnet; — 
dann war aus den officiellen Berichten über die Neichstagsfigungen feit 
ange allgemein bekannt, daß bie Anträge bes Herrn Finanzmini— 
ſters auf den einftweiligen Fortbeftand der Verzehrungsfteuer vom 
Reichstage der Wefenheit nah genehmigt worden find Y; und es 
war daher mit vollfter Gewißheit bie a. h. Sanction biefer Reichs⸗ 
tagsbefchlüffe zu erwarten. Eine paffende Hinweifung auf diefe Reiche: 
tagsbefchlüffe und deren flündlich zu erwartende a. h. Sanction. hätte 
bie erhißten Gemuͤther ficher befchwichtigt, und noch am 1. November 
1848 wäre Die Verzehrungsfteuer durch die Kundmachung bed kaiſ. Patentes 


1) Reichstagsſitzung vom 4. October 1848, 
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vom 20. October gerettet gewefen. Zreilich, befonderer Ruhm war babei 
nicht zu ernten! 

Mir wollen gern zugeben, daß bie Aufhebung der Verzehrungsfteuer 
fo ziemlich ein „allgemeiner Wunfch” in Tirol und Vorarlberg war, gleich 
wie auch die Grundbefiger allenthalben von der Grundfteuer enthoben zu 
werden wünfchten. Es gehört ja zu den Ungereimtheiten ded Jahres 1848, 
daß das ungebildete Stadt, und Landvolk die gepriefene „Sreiheit”? ſich 
nur in der Befreiung von allen Steuern verfinnlichte. Ob man aber in 
Tirol und Vorarlberg die Verzehrungsfteuer um jeden Preis Io 
werden wollte —? das ift die große Frage. Den Behörden muß esüber- 
Laffen bleiben, ihr Benehmen gegenüber dem Minifterium und dem Lande 
zu verantworten. 

Unſer Beruf ift es nur, das neue Verbrauchsfteuerfyftem in feinen 


- ©rundgügen zu beleuchten, feine etwaigen Vorzüge vor der aufgehobenep 


Verzehrungsfteuer hervorzuſuchen, und die Wirkungen anzudeuten, die es 
auf das Land Tirol ſowohl als auf die anderen Provinzen aͤußert, weil es 
viele Leſer intereſſiren dürfte zu erfahren, welches gluͤckliche Auskunfts⸗ 
mittel man zur Aufhebung der unbeliebten Verzehrungsfteuer in. Tirol fo 
fehnell erfunden habe, um ed wo möglich auch bei ung in Anwendung zu 
bringen. Wir wollen daher in Kürze die wefentlichften Beftimmungen einer 


naͤheren Erörterung unterziehen. 


II. 


Sortfegung. 

Die erfte Hauptbeflimmung lautet: „Fuͤr das Viehſchlachten 
und das Fleiſch überhaupt wird Beine Steuer mehr erho— 
ben.” Das ift die allzeit und überall beliebte Species der „Breiheit,? — 
Steuerfreiheit. 

Tirol und Vorarlberg ift alfo das Land, wo man ſteuerfreies 
Fleiſch genießen Eann. Freilich waren früher Privatſchlachtungen zum . 
eigenen Hausbedarfe auch ſchon fteuerfrei; im Uebrigen aber mußte für die 
Schlachtung von jedem Stuͤck Rindvieh über ein Jahr 2 fl., von jedem 
Kalbe 20 Er., von Schafen, Ziegen, Schöpfen u. dgl. 8 Er., von Kigen 
2 Er., von ſchweren Schweinen 30 Er., von leichten 15 Er. pr. ©tüd an 
Verzehrungsfteuer bezahlt werden. Diefe Abgabe, welde in Tirol und 
Vorarlberg noch im Jahre 1847 dem Staatsſchatze eine — von 

L Band. I. Heft 1849. 
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mehr als 80,000 fl. abwarf, ift jeßt durch den Gubernialbeſchluß abger 
ſchafft. Man wirb vermuthlich darauf gerechnet haben, daß nunmehr das 
Fleiſch billiger, und fohin den Armen der Lebensunterhalt in etwas erleich- 
tert werben würde; denn nur unter diefer Bedingung hätte ſich die Schmä- 
ferung der Staatseinkünfte um eine fo namhafte Summe entfchuldigen 
faffen. 

Bo und um wie viel find feit 1. November 1848 in Tirol und 
Vorarlberg die Sleifchpreife gefallen? So weit die eingezogenen Erfun- 
Digungen reichen, find wegen der Steuerfreiheit die Fleiſchpreiſe bis 
zur Stunde nirgends zurücdgegangen. Natürlich, fie konnten 
es auch nicht wohl, weil die Verzehrungsfteuergebühr zu gering war, ale 
daß fie von dem Preife des Detailverfaufes in zahlbarer Münze hätte in 
Abfchlag gebracht werden Fönnen. Es ftellt fi) alfo heraus, daß die Ber 
wöfkerung von Tirol und Vorarlberg, zu deren Gunften dem Staate ber 
Ertrag der Fleifchfteuer entzogen worden ift, von der zugeftandenen Steuer: 
freipeit nicht den geringften Nutzen bat. Die Leute zahlen dort 
ihr Fleiſch fo theuer wie ehedem, fie zahlen folglich die Caufgehobene) 
Steuer dafür no immer fort, mit dem einzigen Unterfchiebe, 
daß biefe Steuer nicht mehr in die Staatscaffen, —— in die Caſſen 

der — Fleiſchhauer fließt. 

Wenn unſere lieben Freunde, die Tiroler und Vorarlberger, mit einer 
ſolchen Steuerbefreiung zufrieden geſtellt ſind, ſo haben wir nichts 
dagegen einzuwenden. Wir bedauern dann blos die möglichen Folgen des 
anſteckenden Beiſpieles fuͤr die Nachbarprovinzen, in denen leicht aͤhnliche 
Gelüſte nach ber verführeriſch klingenden „&teuerfreiheit? rege werden 
Eönnten, mit Berufung auf die fo oft proclamirte und noch öfter mißver⸗ 
ftandene „Sleichberechrigung.? Indeſſen tröften. wir und vor der Hand 
mit ber Wahrnehmung, daß der gefunde Sinn der Vevölkerung In den 
benachbarten Provinzen derlei Geluͤſte bisher noch nicht ernftlich aufkom⸗ 
men ließ. Sollte ein Wunſch dieſer Art wirklich laut werden, ſo haͤtten 
auch wieder die Fieiſchhauergewerbe das größte Intereſſe an deſſen Er- 
füllang. 

Bei einiger Leberfegung war der Erfolg jener Maßregel mit Ber 
flimmtheit vorauszufehen, und es Eann gar Bein plaufibler Grund für die 
Auflaſſung der Sleifchfteuer angeführt werden. Die Unterftellung, daß 
(in Nordtirol und Worarlberg) der Private jet für feinen Weinver- 
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brauch befteuert fei, und deßhalb nicht auch für das Fleiſch befteuert 
werden koͤnne, ift wahrhaftig zu lächerlih, um einer befonderen Wider⸗ 
fegung zu bedürfen. Warum iſt denn dann in Südtirol, wo der Private 
feinen Wein fteuerfrei hat, die Sleifchfteuer abgefchafft — ? 
u IM. 
Sortfegung,. 

Daß Bier ift jetzt in ganz Tirol und Vorarlberg eben fo wie früher 
hei der Erzeugung befteuert. Es ift nur die frühere Steuergebühr von 
45 Er. auf 88 Er. pr. n. 6. Eimer herabgeſetzt; — fonft hat fich hin- 
ſichtlich des Bieres auch gar nichts geändert. Sieben Kreuzer find 
alfo bei jedem Eimer an der bisherigen Steuer nachgelaflen worden. Juble, 
Volk von Tirol und Morarlberg! fo oft du einen ganzen Eimer Bier 
trinkſt, eriparft du volle 7 kr. C. M. Wohlgemerkt aber, um diefe Bes 
günftigung genießen zu fönnen, muß man das Bier eimerweife, und nicht 
maßweiſe trinken, weil von dem Steuernachlaſſe auf 1 Maß nicht einmal 
. Ye Rreuzer, 'alfo jedenfalls ein unzahlbarer Bruchtheil entfälle,, und ich 
wüßte wirklich nicht, wie es anders anzufangen wäre, um von der Steuer⸗ 
verminderung etwas zu profitiren. Ä 

Es ift alfo abermals evident, daß die ärmere Bevölkerung von der 
Herabſetzung der Bierſteuer nicht den geringften Mutzen und gar 
keine Erleichterung bat. Die Bierpreife beim Ausfchanke find fo hoch, wie 
fie bis zum Jahre 1848 waren; wem fallen alfo die nachgeläffenen 7 Kreu⸗ 
zer pr. Eimer in die Tale? Wem ſonſt, als den Bräuern, Wirchen, 
Bierfchänfern? Die Bevölkerung zahlt nach wie vor die Steuer pr. 45 kr., 
wovon aber nur 88 Er. in den Staatsſchatz fließen. 

Ich bin allerdings auch der Anficht, daß die Vierfteuer mit 45 Er. 
etwas hoch ausgemeffen ift. Allein war denn diefer Steuerſatz das einzige 
oder das größte Uebel an der Bierverzehrungsfteuer? Keineswegs; die 
Einhebungsart, die gefällsämtliche Controlle hat fie ſo unbeliebt gemacht, — 
und gerade diefer Webelftand ift der alte geblieben, vermuthlich weil man 
mit einer neuen zwecfmäßigeren Erfindung nicht fo ſchnell bei der Band 
war. Die Bräuer haben demnach vollen Grund, über den umgetauften 
Bierauffchlag eben fo zu Elagen, wie über die Verzehrungsiteuer. Der 
Sebührenfag druͤckte nicht fie, er vertheuerte nur die Bierpreife, die ſich 
die Braͤuer von den Bierconfumenten zahlen laſſen. Den jeßigen Gewinn - 
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von 7 Er. werben fie bald gewöhnen und vergeſſen, und dann können fie 
ihre Klagen von neuem beginnen. 

Ein weiterer Mißftand entfpringt aus der Steuerherabfeßung da- 
durch, daß das Bier in benachbarten Provinzen jept ungleich befteuert 
iſt. Vefchwerden hierüber find formell begründet. Verkuͤrzungen des Der: 
zehrungsfteuergefälles und Beeinträchtigungen der Braugewerbe in den an 
Zirol angrängenden Bezirken find erleichtert. Durch die vom Minifterium 
nachträglich getroffene Verfügung, dab für jeden aus Tirol in die benach⸗ 
barten Provinzen eingeführten Eimer Bier eine Nachtragsgebühr 
von 7 Er. zu erheben ift, Eonnten alle Uebelftände nicht gehoben werden; 
es bleibt für die dießfeitigen Bräuer noch immer der Nachtheil, daß fie 
ihr (höher befteuertes) Vier nach Tirol nicht mehr abfegen Fönnen. Und 
dann erleiden die Finanzen immerhin einen Ausfall von 15 —20,000 fl. 
im Jahre, was gleichfalls nicht fo unerheblich ift. 

IV. 
Sortfegung. 

Der Beinauffhlag, den die alten Bankaliften fo gern als ein 
einfaches und vortreffliche® Befteuerungsfyfteın preifen möchten, hat ein 
ganz verwiceltes, eigenthuͤmliches Verhaͤltniß zur Welt gebracht, in 
welches fich die jegige gebildetere Generation nur mit Wibderftreben hinein- 
zudenken vermag. Um dieß zu begreifen muß man fiy Tirol und Vorarle 
berg einmal ald ein eigenes, von der übrigen äfterreichifhen Monarchie 
getrenntes Land, und dann wieder im Innern ald einen Complex von brei 
.. oder vier verfchiedenen Gebietstheilen vorftellen. 

I. In erfterer Beziehung — was alfo den Verkehr mit den anderen 
Öfterreichifchen Provinzen und mit dem Auslande betrifft — iſt jeder 
Eimer in» oder ausländifhen Weins bei der Einfuhr nad Tirol oder 
Vorarlberg der Entrichtung eines Auffchlages von 1 fl. 13 Er. C. M. 
unterworfen, 

I. Im inneren Verkehre innerhalb der Provinzialgrängen wird 
der Weinauffchlag in Sud: und in Nord-Tirol und in Vorarlberg 
verfchieden eingehoben. 

Das Land Tirol ift nämlich durch eine Linie (Auffhlagslinie), 
welche dermal durch Ampezzo, Kollmann, St. Martin im Pafr 
feier und Laas geht, in zwei Hälften getheilt, die man nach ihrer Rage 
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als Nord und Suͤd⸗Tirol, oder ald nicht Wein erzeugende und Wein 
erzeugende Bezirke bezeichnen kann. Aller Wein, welcher 

a) aus Süd-Tirol über diefe Auffchlagslinie nordwaͤrts gebt, 
ohne allen Unterfchied, unterliegt bei den dort aufgeftellten Aufſchlags⸗ 
ämtern der Zahlung eines Auffchlages ebenfalls von 1 fl. 18 fr. pr. 
Eimer. 

Auf diefe Weife ift aller Wein, welcher nah Nord⸗Tirol und 
Vorarlberg zum Verbrauche gelangt, gleichmäßig von der Steuer 
getroffen, derfelhe mag aus den Auslande, aus Süd» Tirol oder aus anderen 
Öfterreichifchen Provinzen dahin gelangen, er mag von Wirthen oder von 
Privaten bezogen werden. In Nord⸗Tirol felbft wird Bein Wein erzeugt, 
ausgenommen 

b) im Puſterthale, wo fich einige Weinpflanzungen befinden. 
Damit auch diefer Wein nicht unverfteuert weiter nordwaͤrts ver⸗ 
führt werden Eönne, ift dieſer Bezirk abermals durch eine (zweite) 
Auffbhlagslinie von dem übrigen Nord: Zirol getrennt; und der 
von daher über Mauls und Mühlbach nah Morden gehende Wein 
unterliegt daher gleichfalls der Auffchlagszahlung von 1 fl. 13 fr. pr. 
Eimer. 

Wird der über eine der beiden Auffchlagslinien (a, b) verführte und 
verfteuerte Wein nicht in Nord-Zirol oder Vorarlberg verzehrt, fondern 
unmittelbar ins Ausland oder in andere öfterreichifche Provinzen wieder 
ausgeführt, fo wird der Aufſchlag unter gewiffen Befchränkungen 
jurüderftattet. 

e) Ganz anders findet die Verfteuerung bes in Suͤd⸗Tirol, im 
Pufterthale und auch in Vorarlberg erzeugten Weines Statt. Hier wird 
nur der Kleinverfchleiß (unter 1 Eimer) befteuert, der ausgedehnte 
Privatverbrauch des einheimifchen Weines aber fleuerfrei gelaflen. 
Es zahlen nämlich an Auffchlag (Umgeld) 

in Vorarlberg die Weinfchänker für den dort engter Wein 
9% Er. pr. Eimer, 

in den tirofifchen Landgerichtsbezirken Briren, Alaufen, Cana, 
Meran und Schlanders 
Die Wirthe für Wein 44 ir.,  " 

»: Halbwein 22 r., 
die Buſchenſchaͤnker die Hälfte diefer Gebühren, und 
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in den äbrigen, Weinbau treibenden Bezirken Tirols 
die Wirthe für Wein 58%, kr., 

„» Halbwein 26% Er. pr. Eimer, 
die Bufchenfchänker die Haͤlfte diefer Gebühren. 

Aus dem Geſagten ergibt fich bereits, daß der Priuatverbraud 
des einheimifchen Weines in den weinbauenden Bezirken, wie unter 
der Verzehrungsfteuer, nicht befteuert ifl; dagegen muß der Wein, 
welchen Private aus anderen Provinzen oder aus dem Auslande beziehen, 
an der Landesgränge mit dem Auffchlage von Fl. 13 Er. pr. Eimer, fomit 
‚ höher verfteuert werden, als die Weinfchänker beim Kleinverfchleiße des 
Tiroler Weines zu verfteuern haben. 


V. 


Fortſetzung. 

Tirol mit Vorarlberg hat alſo nicht weniger als drei Aufſchlags⸗ 
linien; die eine, welche durch die Landesgränze gebildet wird, bie zweite 
im Innern von Ampezzo über Kollmann und Laas, welche &üd- von 
Mord: Tirol feheidet, und die dritte über Mauls und Mühlbach, Beige 
das Puſterthal abſchließt. 

Das war unter der Verzehrungsſteuer ganz anders; da gab es kein 
Mord», Bein Suͤd⸗Tirol in Anſehung des Beſteuerungsgrundſatzes. Mon 
konnte Wein im Lande, aus und nach anderen Provinzen ungehindert 
und ohne Gteuerentrichtung verführen. Die Steuer vom Weine mar 
gleihmäßig im ganzen Lande nur auf den Aleinverfchleiß gelegt; die Steuer 
betrug 1 fl. 20 fr., und in dem mweinerzeugenden Gegenden für den ein- 
beimifchen Wein 50 Er., für Halbwein 25 Er. pr. Eimer. Die Verzche 
rungsfleuer vom Weine verfchaffte den Finanzen im’ Sn 1847 eine 
Einnahme von mehr als 276,000 fl. 

Der jegige Auffhlag vom Weine ift im Allgemeinen jwar geringer 
bemeflen, und es iſt alle Ausficht vorhanden, daß der Staatsſchatz auch 
hier eine ftarke Einbuße erleiden wird. Ueberdieß gibt ed auch einige Gegen⸗ 
den, wo bie Bettoglieri jegt doch Höher befteuert find, als früher, indem 
- fie früher nur 50 Er. für Wein und 25 Er.. für Halbwein zu entrichten 
hatten, während fie nun 53% und 26?/, Er. bezahlen müffen. 

An der Verzehrungsſteuer tadelte man immer die Ungerechtigkeit, 
daß der Vermögliche ſich feinen Wein fteuerfrei einlegte, die Steuerpflicht 
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ſich auf das Wirthshaus beſchraͤnkte, alſo vorzugsweiſe den Armen traf, 
und die Keller der Wohlhabenden verſchonte. Wenn man es nun als ge 
rechtes Prineip anerkannte, daB von diefer Steuer Jedermann getroffen 
werde, wie kommt es, daß man nur in Nord⸗Tirol diefe Gerechtigkeit 
übe, und in den füdlihen Weingegenden bie alte Ungerechtigkeit fort« 
fegt, hier wieder die Steuerpflicht auf das Wirthshaus beſchraͤnkt, alfo 
wieder vorzugsweife den Armen befteuert, und die Keller der vermögfichen 
Producenten und fonftigen wohlhabenden Privaten verfhont? Mir ſchiene, 
daß alle Bewohner derfelben Provinz das gleihe Recht anzufprechen 
hätten und die Nord⸗Tiroler alle Urfache zur Beſchwerde über ungleiche '. 
Belaftung haben. | 

Wo ift da die firenge Gerechtigkeit, der zu huldigen man fich den 
Anfchein geben will, dab Nord⸗Tirol und Vorarlberg für den aus Suͤd⸗ 
Tirol bezogenen einheimifchen Wein bedeutend höher befteuert ift, als 
Suͤd⸗Tirol? SudTirol bezaplt für Wein nicht ein Dritttheil des ein— 
gehenden Auffchlages, weil hier einerfeitd der Privatverbrauch unbefteuert 
ift, anbererfeit die Gemwerbetreibenden durch den mäßigen Tarif erleich⸗ 
tert find. | 

Unter der Verzehrungsfteuer Eonnte in Nord: Tirol und Vorarlberg 
jeder Wirth oder Weinhändier die größten Getraͤnkvorräthe halten, Meine 
kaufen, wenn bie Preife ihm billig fchienen; die Verzehrungsfteuer belä- 
fligte ihn nicht, denn er hatte nur jene Fleine Quantität zu verfleuern, die 
er in fein Schänflocale einlagerte oder am Zapfen hielt, Jetzt ift es über- 
haupt viel ſchwieriger, ſich mit größeren Weinvorrächen zu verfehen, denn 
fie müffen gleich bei der Einfuhr über die Auffchlagslinie ganz verfteuert 
werden. Das Steuercapital liegt lange todt auf der Waare, die Zinfen 
geben leicht verloren, und fo ift der Gefchäftsverkehr und Erwerb bedeu⸗ 
tend erſchwert. Diefe Hemmungen und Erfchwerniffe Eönnen ihre nach⸗ 
theifigen Wirkungen auf die Weinerzeuger in Suͤd⸗Tirol niche ver» 
fehlen, der Weinabfag ift jegt gelähmt, der Weinhandel erfordert jept 
größere Capitalien. So kommt es, daß das neue Auffchlagsiyftem in 
Nords wie in Suͤd⸗Tirol nur Unzufriedene findet; an Beſchwerden hat 
es bisher auch nicht gefehlt. ⸗ 

Es leidet aber auch der- Tranſit, diefer überaus wichtige Erwerbs: 
zweig ber Tiroler. Es leiden nicht minder die Weinhändler in den anderen 
Provinzen, die nur durch die Auffrhlagslinie an dem Abfage ihrer Weine 
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gehindert find. Da ferner für den aus dem Auslande durch Tirol verführ- 
ten Wein bei dem Lebertritte in eine andere Provinz ber bezahlte Hufe 
ſchlag nicht reftitdire wird, fo ift in diefer Hinficht zugleich der Weinver⸗ 
brauch der anderen Provinzen durch das Tiroler Aufſchlagsſyſtem befteuert. 
Um diefer Befteuerung zu entgehen, muß man foldye fremde Weine den 
tirolifhen Graͤnzen ausweichen, und über eine andere Provinz — 
laſſen. 

Der Weinmoſt und der Obſtm of ift gegemmärtig weber in Tirol 
noch in Vorarlberg befteuert; wenigſtens gefchieht in den obgedachten Kund⸗ 
machungen davon feine Erwähnung. Moft Eann daher fleuerfrei im ganzen 
Lande ausgefchänkt und aus anderen Provinzen eingeführt werden. Ob dieß 
abfichtlich geſchah, und nicht vielleicht aus einem Ueberfehen, und ob dieß 
nicht dem Weinauffchlage zum Abbruche gereichen Eönne, wird bald die 
Kolge ehren, wo man aus! fih gezwungen fehen wird, auch den Moft 
wieder zu befteuern. 


vi 


Sortfegung. 

Der Branntwein ift faft ganz nach den gleichen Grundſaͤtzen be 
ftenert, wie der Wein; auf denfelben finden daher auch faſt alle bezüglich 
des Weines oben gemachten Bemerkungen Anwendung. Wenn 

1. Branntwein entweder a) aus dem Auslande oder aus einer anderen 
Öfterreichifchen Provinz - überhaupt nach Tirol und Vorarlberg, — oder 
b) aus Süd-Tirol über eine der zwei inneren Auffchlagslinien nad 
MordeTirol oder Vorarlberg geführt wird, fo ift dafür 
bei einem Alboholgehalte bis 22° Beaume . . . . Affe — E. 
Be. „ von 23—50° '„ et er 20 

»„ von809unddarübr . .... 8. —.y 
C. 1. pr. Eimer bei der Einfuhr ald Auffchlag zu entrichten. 

Wird der über die inneren Aufſchlagslinien Cb) nordwaͤrts geführte 
Branntwein nicht im Rande verzehrt, fondern ins Ausland oder in eine 
andere Provinz ausgeführt, fo wird der bezahlte Auffchlag zurüd: 
geftellt. Diefe Auffchlagsrücftellung findet aber nicht Statt, wenn 
z. B. Branntwein (oder. Wein) aus dem Auslande eingeführt und durd 
Zirol in eine andere Provinz verfendet wird. 

23. In Suͤd⸗Tirol, d. h. in den meinergeugenden Gegenden 


-.... 


\ 
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von Tirol ift im Inneren Verkehre der Branntwein, ohne Unterfchleb bes 
Alkoholgehaltes, beim Kleinverfchleiße (unter 5 Maß) gleichmäßig 


mit 4 fll. 106€ M., und nur in den Bezirken Brixen, Alaufen, 


Lana, Meran und Schlanders mit’ 2 fl. 18%, Er. > M. pr. Eimer 
befteuert. 

Jetzt ift e8 eine Unmöglichkeit, 5. ©. ae von 28 Grad 
Alkoholgehalt aus Schlefien, aus Böhmen oder Niederdfterreich nach Tirol 
zu verführen und dort abzufeßen; denn es liegt darauf die Verzehrungse 
fteuer von 4 fl. 80 kr., es ift an der Tiroler Graͤnze der Aufſchlag mit 
5 fl. 20 Er., und wenn er in Süd-Tirol zum Kleinverfchleiße kommen foll, 


uͤberdieß noch 4 fl. 10 Er. vom Eimer zu entrichten, was eine — 


ſteuer von 14 fl. C. M. pr. Eimer betraͤgt! 

3. In Nord⸗Tirol und Vorarlberg unterliegt nur „der in 
„größerer Menge, d.i. über 20 Eimer im Jahre fabricirte Brannt- 
„wein (ohne Unterfpied des Alkoholgehaltes) einem Aufſchlage von 
„4 fl. C. M.> 

Hier ift alfo wieber der Branntwein, im Vergleiche mit on. 
Tirol, faft fo viel ald gar nicht befteuert. Bid 20 Eimer kann Jeder⸗ 
mann fleuerfrei Branntwein erzeugen. Warum ift die Steuerfreiheit fo 
ausgedehnt? Warum uͤberhaupt die Erzeugung Aber 20 Eimer fleuer- 
pflichtig? Warum die Werfchiedenheit in der Steuerumlegung im Nor⸗ 
den und im Süden? Doc nicht zur Erfparung an gefaͤllsaͤmtlichem a 
ſichtsperſonale? 

Wie ſoll die Gefaͤllsbehörde wiſſen oder erfahren, welche Bren⸗ 
nereien in einem Jahre weniger, welche mehr als 30 Eimer Brannt⸗ 
wein erzeugen werden, und welche daher für ihre Brände den Auffchlag 
zu zahlen haben, welche nicht? Wohl die wenigften Brenner werden ihr 
Jahreserzeugniß im voraus auf mehr al6 20 Eimer freiwillig fatiren, 
und fich Hierdurch die Steuerlaft aufbürden. Um ſich daher nicht ganz 
lächerlich zumachen, und dem Betruge felbft die Hand zu bieten, bleibe 
der Gefällsbehörde nichts anderes übrig, als alle Brenner, bei benen 


die Möglichkeit und Wahrſcheinlichkeit eines fteuerpflichtigen Betriebes 


vorhanden if, einer unausgefegten Controlle zu unterziehen. Und in ber 
That. erklärt ein fpäterer Qubernialerlaß vom 10. December 
3. 25,899, daß, 

„infofern die Gefaͤllsbehörde in die Angabe einer Partei, daß ihre Brannt- 


4 vauptblatt. 


„weinerzeugung im Jahre bie Quantität von 20 Eimern nicht uͤberſteigt, 
„Zweifel feßt, diefe Partei auf Verlangen der Gefaͤllsbehörde gehalten 
„tel, allen den wirklihen Steuerpflichtigen obliegenden 
„Verbindlihkeiten zu entfprehen. Nur die Gebührenzahr 
„lung unterbleibt, bis die wirkliche Steuerpflicht dur den Erfolg 
onachgewiefen ift.? 

Da haben nun die guten Nord» Tiroler und Vorarlberger eine faubere 
Beſcherung mit al den gehäffigen Plackereien einer, ihnen bisher unbe 
kannten gefällsämtlihen Controlle! Wenn einer im Jahre den 
al. Eimer Branntwein erzeugt, hat er das Vergnügen auf einmal 
84 fl. C. M. an Auffchlag zu bezahlen. Das war freilich unter der Ver⸗ 
sehrungsfteuer wieder ganz anders; ba waren die Branntweinerzeuger im 
Tirol und Vorarlberg (außer Innsbruck und früher auch Trient) durch 
die Gefällscontrolle gar nicht beläftigt. Sogar die alte abfolute Negierung 
hatte für dieſes Land fo viele Schonung gehabt, daß fie Anftand nahm, 
die im Jahre 1835 in den übrigen Provinzen eingeführte Umlegung der 
Vranntweinftener auf die Erzeugung auf biefe bevorzugte Provinz 
andzudehnen. Die Verzehrungsfteuer ift durch das Tiroler Qubernium 
abgeſchafft, und mit ihr Hat auch diefe ruͤckſichtsvolle Schonung auf: 
gehört. 

Wie die Controlle ber Branntweinerzeugung gehandhabt werden foll, 
baräber beobachteten bie zwei Qubernialcireularien vom 25. Detober und 
15. November ein bedeutfames Stillſchweigen. Erft nachträglich erklaͤrte 
ber oben eitirte Gubernialerlaß vom 10. December 1848 mit Iafonifcher 
Kürze: „daß die Behebung und Controlle in der Art zu geſchehen habe, 
„wie fie durch das Eirculare vom 6. Juli 1829, 3. 18,447, für die 
„Stadt Innsbruck vorgefchrieben ift.? 

Es if nicht zu zweifeln, daß biefe etwas übertriebene Kürze einer 
offieielen Kundmachung über ein neues Steuerſyſtem die meiften der Be⸗ 
theiligten ſtuhen machen wird. Indeſſen, man wird ed den Leuten fchon 
allmälig beibringen, fo gut oder ſchlecht e8 gehen will. Nur dürfte dabei 
wieder zu bedauern fein, daß die Ziroler Finanzwache im Augenblicke 
gar zu menig Leute zählen wird, die im technifchen Branntweinbrennereis 
hetriebe fo weit bemandert find, daß fie im Stande wären, eine halb⸗ 
wegs entiprechende Controlle auszuüben. Man darf ſich darüber nicht 
vermundern, und von ber Earg befoldeten Finanzwache Beine encyelopaͤ⸗ 
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diſchen Kenntniſſe verlangen. Wiele der weit beffer geftellten Herren, bie 
ſich zu Geſetzgebern berufen fühlen, würden ihre eigenen Geſehe ſchwer 
ereeutiren, und in einer Brennerei, in weldye man * unverfehens ftellte, 


eine noch läglipere Figur a 


VE. 
BSortfegung. 

Sch bin, ich Kann es fagen, Fein Lobredner der Verzehrungsfteuer, 
wie fie bisher beftand; ich Habe meine Anfichten darüber unverhöhlen 
öffentlich in einer eigenen Flugſchrift %) ohne allen Ruͤckhalt ausgeſpro⸗ 
hen. Mir erfcheint die Werzehrungsfteuer, Eurz gefagt, als ein noth- 
wendiges Uebel. Aber deffenungeadhtet trage ich Fein Bedenken, zu 
behaupten: die Einführung der allgemeinen Verzehrungsfteuer im Jahre 
1829 war ein bedeutender Fortſchritt in der Geſetzgebung über die 
indirecte Beſteuerung, gegenüber den bis dahin beftandenen, meiſtens 
aus uralten Zeiten überfommenen Verbrauchsfteuern. Trotz der vielen 
Unvollfommenheiten, die ihr befonders in der Ausführung ankleben, hat 
fie die vielen Täftigen Schranken aufgehoben, welche die einzelnen Pro« 
vinzen und felbft die einzelnen Theile derfelben Provinz von einander 
trennten und durch vielfache Verfchiedenheiten in der Befteuerung den 
inneren Verkehr beirrten und hemmten. 

Und darum muß man confequent und mit vollem Rechte die Wier 
dereinführung des, im Jahre 1829 abgefchafften Auffchlagsfyftemes in 
einer einzelnen Provinz als einen Ruͤckſchrittt bezeichnen, der nur zum 
Nachtheile des Tandes ausfchlagen Eann, und um fo bedauerlicher if, 
als er, der jegigen Zeitrechnung entgegen, die Sonderftellung der ein« 
zelnen Provinzen recht eigentlich ind Leben ruft, den freien Verkehr 
wieber in Feſſeln ſchlaͤgt, und ohne das Wolf zu erleichtern, die Staat: 
einkünfte ſchmaͤlert. Die Verminderung der Regiekoſten, mit welcher 
man ſich vielleicht zu beruhigen gefucht hat, ift natürlich nicht eingetreten; 
fondern die Befegung der neu errichteten Auffchlagslinien., die Keller: 
befchreidbungen in Süd-Zirol, die Controlle der Branntweindrennereien 
in Nord-Tirol und Worarlberg haben einen weit größeren Aufwand an 


(Vsoll die Berzebrungsfleuer aufgehoben werden. Gin Wort 
zu rechter Zeit.” (Wien, 1848, bei Jacob Bader.) 
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Geld und Kraft in Anfpruch genommen, als im Innern von Norb:Zirof 
erfpart werden konnte. 3 
Schließlich Bleibt der Nechtspunct in höherer Ruͤckſicht der 
lichſte. Angefiches des a. h. fanctionirten Neichetagsbefchluffes, womit der 
einftweilige Bortbeftand aller bisherigen directen und indirecten Steuern 
ausgefprochen worden ift, fehlt den tirolifchen Behörden die legale 
Berechtigung zur Erhebung des eigenmaͤchtig geſchaffenen Aufſchla⸗ 
ges. Man erwartet von der Weisheit bed Minifteriums, daß es diefem 
abnormen Zuftande baldigft ein Ziel feßen, und die Verirrten auf die 
gefegliche Bahn zurücyuführen willen werbe. 
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Civilrechtsfall über den Sinn des $. 466 a. b. ©, 8. hin- 
fichtlich der Haftung des Uebernehmers einer Realität für 
bie ihm nicht zur Zahlung überwiefenen Tabularſchulden. 


Bon Herrn Franz Peitler, 
Actuar beim E. k. Pflegs und Griminalunterfuhungsgerichte . im Derzegr 
thume Salzburg. 





Die außgezeichnetften theoretiſchen und praktiſchen öfterreichiichen Nechts- 
gelehrten find hinſichtlich des Sinnes des $. 466 a. b. G. B. verſchie⸗ 
dener Meinung, ſo daß dieſe Zeitſchrift bereits mehrere Abhandlungen 
hieruͤber enthaͤlt. 

Die vorzuͤglichſten abweichenden Rechtsanſichten daruͤber ſind fol⸗ 
gende drei. 

1. Der Beſitzer einer Pfandrealitaͤt kann hinſichtlich einer ihm nicht zur 
Zahlung überwiefenen Zabularfchuldforderung vom Hypothekarglaͤubiger 
unmittelbar gar nicht belangt werben, fondern erft nad) vorausge⸗ 
gangener Liquiderfennung der Forderung von Seite bes perfönlichen Schuld: 
nere. Es muß fomit jedenfalls vorher der Liquidationsproceß mit dem 
Perſonalſchuldner abgeführt werden, um ben Hypothekbeſitzer Belangen 
zu Eönnen H. 

1. Im Falle eines folchen Eigenthumswechfelß der verpfändeten 
Nealität hat der Pfandgläubiger das Wahlrecht, entweder den perfäns 
fihen Schuldner ober den Eigenthlimer der Hypothek unmittelbar zu 
Magen, und zwar ift ihm der Letztere nicht nur hinfichtlich der Pfand» 


1) Diefer Anſicht if der fehr gelchrte Herr Profeſſor Fifcher und einftmalis 
ger Lehrer bes Ginfenders mit der weiteren Ausdehnung, baß ber Tabulars 
gläubiger fein perfönliches Mecht gegen ben urfprünglicden Schuldner ganz 
ausführen müffe, und erfl, wenn er von biefem nicht ganz befriedigt wurde, 
fönnte er ſich hinſichtlich des Behlenden an den Beflger ber Hypothek Halten, 

Profeſſors Jiſch er's Handbuch der dilatorifchen Ginwenbungen, Bien 
1828. 
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realität, fondern auch in Anfehung feines übrigen Vermögens 
verpflichtet H. 

II. Dem Hypothekarglaͤubiger Ift zwar im vorausgefepten Falle das 
Wahlrecht der unmittelbaren Belangung ſowohl des Perfonalfchuldners 
als des Beſitzers vom Grundpfande eingeräumt, jedoch haftet ihm der 
fegtere nur in Anfehung der verpfändeten Realität, nicht auch mit feinem 
äbrigen Vermögen. Es muß daher das Klagsbegehren auf bie Zahlung 
bei Vermeidung der Erecution auf die Hypothek befchränft 
werden. 

Reicht der Erlös aus der Pfandrealität zur Bezahlung der Schuld» 
forderung nicht hin, fo muß den Abgang nicht der Beſitzer der verpfänder 
ten Realitäc, fondern der Perfonalfchuldner erfegen ?). 

Wei der Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes, der im täglichen Verkehre 
fo Häufig vorfommt, dürfte vorzüglich den Praktikern die Mittheilung 
des nachftehenden, bei allen drei Inſtanzen verbandelten Rechts⸗ 


1) Die Dertheidiger dieſer Anficht fügen ſich vorzüglich auf bie Beflimmung 
der Goneursorbnung, nach welcher die Pfandgläubiger, foferne das verpfäns 
dete Gut zu ihrer gänzlichen Befriedigung nicht hinreicht, mit dem Befle 
ber Forderung wie andere GBoncursgläubiger zu behandeln und aus bem 
anderweltigen Dermögen des Cridatars zu befriedigen find, 

Wäre nun ber Bigenthümer einer Bfanbrealität dem Tabulargläubiger 
blos hinſichtlich der Hypothek nicht auch mit feinem übrigen Bermögen vers 
bunben, fo könnte er auch im Balle des. Goncurfes über das Vermögen des 
Beſitzers der Realität nur aus dem Grlöfe dieſer leßteren , nicht aber auch 
aus ſeinem anderen Vermoͤgen befriedigt werden. 

2) Diefe Meinung, welche auch von ber k. k. oberſten Juſtizſtelle im vorliegen⸗ 
den Rechtéfalle ale die richtige betätigt wurbe, bürfte wohl am meiſten 
Anhänger zählen, nur Schade, daß fih der $. 466 a. b. ©. B. hierüber 
nicht bentlich ausſpricht, und daß die fchon feit fo vielen Jahren darüber 
obwaltenden Zweifel nicht bereits durch eine authentische Gefegeserläuterung 
gehoben worben find. 

Die Anficht Insbefondere, daß ber uebernehmer einer Pfandrealitaͤt dem 
Hypothekarglaͤubiger nur hinfichtlich derſelben, nicht aber auch mit feinem 
anberweitigen Bermögen hafte, wirb vom verfiprbenen Herrn Profeffor 
Schuſter in feiner Abhandlung: „IR der Uebernehmer eines verpfänbeten 
Grundſtuckes dem Hypothekarglaͤubiger perſoͤnlich verpflichtet,» mit vielem 
Scharffinne vertheidigt. 
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falles nicht unermünfeht fein, indem hiebei von jeder Inſtanz eine der drei 
vorne aufgeführten Rechtsanſichten vertheidigt Wurde, 

Das Bericht erfter Inſtanz war nämlich der Anficht sub Abfag J., 
die zweite Inftanz jener sub Abfag II., während von der dritten Inſtanz 
beziehungsmweife von der k. k. öberften Juſtizſtelle die Anſicht sub Abſatz IH. 
als die richtige beftäsigt wurde. 

Ich ſchicke zuerft den Rechtsfall felbft voraus und Laffe dann die von 
den Parteien in ihren Neden und Sapfchriften ausführlich entwickelten, 
den Gegenftand völlig erfehöpfenden Gründe und Gegengründe mit Hin 
weglaffung der zur Sache nicht gehörigen Anzüglicykeiten mit der Bemer⸗ 
fung folgen, daß der Beklagte ohne Vertreter, die Klägerin hingegen von 
dem durch Geſchicklichkeit und Popularität ſich auszeichnenden Herrn Dr. 
Fiſcher zu Salzburg vertreten war, welcher die entgegengefeßte Anficht 
feines berühmten Namensverwandten Herrn Profeflord Fiſcher mit 
glücklichem Erfolge verfochten hat. 

Ein gewifler A wurde nad) Schuldbrief vom 30. Detsber 1880 der 
Glaͤubigerin ® ein 4% Capital von 150 fl. Rhn. oder 125 fl. C. M. 
unter Verpfändung des Gutes & fhuldig, welches auch wirklich auf diefer 
Realität intabulirt wurde, aber bereits wieder nach Quittung vom 18. Der 
cember 1830, welcher jedoch die Ertabulationsfähigkeit mangelte, —— 
bezahlt worden ſein ſoll. 

Nach erfolgtem Tode des Schuldners wurde das Gut X von * 
Erben nach Kaufvertrage vom 28. September 1888 an C verkauft, 
und in dieſer Kaufsurkunde ausdrücklich bemerkt, daß das Capital pr. 
125 fl. C. M. auf Grund der erwaͤhnten Quittung nicht mehr hafte, 
fomit deflen Ertabulation erwirft werden könne. In der Zwifchenzeit 
ftarb auch die Glaͤubigerin, und es wurde deren Nachlaßvermögen überk 
haupt, und mehrberührtes Zabularcapital pr. 125 fl. C. M. insbefondere 
ihrer Tochter Therefe N gemäß Einantwortungsurfunde zum Eigenthume 
eingeantwortet. ' 

Diefelbe Elagte hierauf den & ald Beſitzer des Gutes 2 auf die 
Zahlung diefes Pfandcapitales. 

In der Einrede wwiderfegte fich der Geklagte der Zahlung aus dem 
runde, weil ihm das eingeflagte Capital nieht nur nicht zur Zahlung 
überwiefen, fondern im Kaufvertrage auf Grund der Quittung vom 
18. December 1830 ausdruͤcklich als bezahlt aufgeführt worden fei. 
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Sollte dasſelbe dennoch haften, fo hätte gemaͤß 8. 466 a. b. G. B. die 
Klaͤgerin zuerſt deſſen Liquiditaͤt gegenüber dem Perſonalſchuldner reſpec⸗ 
tive den Erben des A zu beweiſen und dann erft ihn zu belangen. 

In der Replik erwiebderte die Klägerin, die angeführte Quittung fei 
ein Falſum und der $. 466 a. 6. ©. ®. räume ihr das Wahlrecht ein, 
entweder die Erben des A als Perfonalfchuldner oder aber den Geflagten 
als Beſitzer der Pfandrealität unmittelbar auf die Zahlung zu Elagen, 
ohne vorerft mit ben Erben bes U den Liquibationsproceß abführen zu 
möflen, von welchem leßteren er die Vertretungsleiftung zu begebren be- 
rechtigt ſei. 

In ber Duplik der Geklagte im Weſentlichen nur, daß 
er ohne vorausgegangene Liquidirung der eingeklagten Tabularſchuldfor⸗ 
derung mit den Erben des A von Seite der Klägerin nicht auf Zahlung ges 
klagt werben: könne. Sollten felbe die Liquidität dieſes Capitales anerken: 
nen, fo weigere er fich nicht felbes der Klägerin zu bezahlen. Hierauf 
erging das Urtheil des E&. E. Pfleggerichtes G* dahin, daß EG da6 einger 
klagte Tabularcapital pr. 125 fl. C. M. nicht fogleich, fondern erft binnen 
14 Tagen nach deſſen Liquiderfeunung von Seite ber Erben des A der 
Klägerin bei Erecutionsvermeidung zu bezahlen habe. 

‚Ueber die Appellationsbefchwerde der Klägerin erfloß das oberrich- 
terliche Urtheil dahin: 

„daß ihr der Beklagte dieſes Capital binnen 14 Tagen bei Executions· 
vermeidung zu bezahlen hätte? (ohne vorausgegangene Liquider⸗ 
kennung desſelben von den Perſonalſchuldnern, und ohne Beſchraͤn⸗ 
kung der Execution auf das verpfaͤndete Gut X). | 

Ueber die Nevifionsbefchwerde des Beklagten wurden dieſe beiden 
Urtheile der erften und zweiten Inſtanz abgeändert, und erkannt: 

„daß der Geklagte das befragliche Hypothekarcapital binnen 14 Ta- 
gen bei fonftiger Erecution des Öutes & zu bezah⸗ 
len habe.” 

(E86 wurde biebei die Erecution blos auf das verpfändete Gut 2 
beſchraͤnkt, jedoch die Bezahlung nicht von ber vorläufigen Abführung 
des Liquidationsproceſſes mit den Erben des u abhängig gemacht.) 

Die von den Parteien angeführten Gründe und Gegengründe find 
— 


Wi 
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A) Gründe des Geklagten. 

SR Der $. 466 a. b. ©. B. lautet wörtlich wie folgt. 

„Hat der Schuldner während der Verpfändungszeit das Eigenthum 
„der verpfändeten Sache auf einen Anderen übertragen, fo fleht dem 
„Glaͤubiger frei, erft fein perfönliches Recht gegen den Schuldner, und 
„dann feine volle Befriedigung an der verpfändeten Sache zu fuchen.? 

Der Ausdrud Sreiftehen begreift nit fon an und für ſich ein 
Wahlrecht in ſich, fondern ift nad) dem Sprachgebrauche nur gleichbedeu⸗ 
tend mit berechtigt, befugt fein. 

Wäre der Sprachgebrauch aber auch zweifelhaft, ſo iſt der Geſetzes⸗ 
ausleger verpflichtet mit dieſem Ausdrucke Freiſtehen jenen Sinn zu 
verbinden, welchen der Geſetzgeber in anderen Stellen ſeines Geſetzes 
demſelben beigelegt hat. 

Im a. b. G. B. bommt der Ausdruck Freiſtehen vor und immer 
gleichbedeutend mit berechtigt oder befugt ſein. 

Zur Vermeidung von Weitlaͤufigkeiten berufe ich mich dießfalls nur 
auf die $$. 258, 1286 und 1860 a. b. G. B. | 

Am allerdeutlichften geht dieß jedoch aus dem $. 415 0.5. G. B. 
hervor, md ber Geſetzgeber ausdruͤcklich ſich des Ausdruckes bediente, bie 
Wahl Freiſtehen, zum Gegenfage vom bloßen Breiftehen. 

Hätte er mit den bloßen Worten Zreiftehen ein Wahlrecht im $. 466 
verbinden wollen, fo würde er fi) wie im $. 415 ganz; gewiß der Worte 
bedient haben: Es ſteht dem Gläubiger die Wahl frei, entweder den 
perfönlichen oder den Pfandfchuldner zu belangen. Da er ferner im 
Borfage. das Wörtchen erft und im Nachſatze das Wörtchen dann 
gebrauchte, gab er nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche unzweifelhaft 
zu erkennen, daß die Belangung des perfönlihen Schuld—⸗ 
nersvorausgehen, daß diefe Bedingung erfüllte fein mäffe, 
am den Pfandfchuldner Elagen zu Eönnen, denn fonft wä« 
ven die Wörtchen erft und Daun ganz zwecklos und über: 
fluͤſtis aufgenommen worden.? 

Das hohe Obergericht behauptet in den Beweggründen, daß diefer 
$. 466 durch die Anordnung, daß ed dem Gläubiger freiitehe, erft fein 
perſonliches Necht gegen den Schuldner und dann feine volle Befriedigung 
an ber verpfändeten Sache zu fuchen, dem Gläubiger dad Recht der 
Wahl fih feinen Gegner auszuwählen iugefprochen babe, indem fonft 
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„der Gefepgeber ſich dahin auszufprechen gehabt hätte: „Der Gläubiger 
„it ſchuldig oder verpflichter zuerft fein perſoͤnliches Recht gegen den 
„Schuldner zu fuchen, und dann erſt u. f. mw.” 

Allein hierauf läßt fich einwenden, daß der Gefeßgeber, im Kalle er 
beabſichtigt hätte, dem Glaͤubiger das befragliche Wahlrecht einzuräumen, 
fih Eur; und deutlich dahin ausgefprochen haben würde: „Dem ®läus 
biger fteht frei, entweder fein perfönliches Necht gegenüber dem 
Schuldner, oder die Befriedigung ausder verpfändeten Sache zu fuchen.? 

Die Worte entweder = oder find ja offenbar nach dem Sprach» 
gebrauche mit den Worten zuerft und dann nicht gleichbedeutenv. 

3. Mit der Beſtimmung des $. 466 a. b. G. B., daß zuerſt das 
perſoͤnliche Recht gegen den Hauptſchuldner ausgeführt werden müſſe, 
um die Erecution auf das Pfand führen zu Eönnen, flimmt aud die 
Anordnung des $. 449 a. 6. ©. ©. überein, nad .. das Pfand⸗ 
recht eine giltige Forderung vorausſetzt. 

Eine giltige Forderung ift die wefentlichfte Bedingung eines Pfand⸗ 
rechtes und muß im Widerfprehungsfalle vom Glaͤubiger gegenüber dem 
Schuldner bewielen werben. 

Schuldner ift im vorausgefegten Kalle immer diejenige Perlon, mit 
welcher die Forderung (im gegenwärtigen Falle die Darleihensforberung) 
eontrahirt wurde. 

Denn durch den bloßen Verkauf ber Pfandrealitär hat dieſelbe nicht 
aufgehört Schuldner zu fein, und der Befiger der Hypothek ift dadurch 
nicht Schuldner geworden, er haftet dem Gläubiger weder perfänlich, 
noch mit feinem anderweitigen Vermögen mit Ausnahme der Hypothek, 
indem ihm durch den $. 448 a. b. ©. 8. nur die Laft des Pfandes aufs 
gebürdet, nicht aber er ald Selbſtſchuldner erklärt wird, er hat nur bie 
Execution auf dad Pfand zu geftatten, wenn der perfönliche Schuldner 

zur beftimmten Zeit die Schuld nicht zahlt. Es wiberfpricht dem Begriffe 
der Pfondrechtsiehre, den ©läubiger vom rechtlichen Verhältniffe zum 

Schuldner loszuzählen, und den dritten Befiger des Pfandes ohne Liqui⸗ 
dirung ber Hauptforderung mit dem eigentlichen Sgufbner jur Zahlung 
su verhalten. 

3. Mit diefer Anſicht ſteht auch die Beſtimmung des $. 461 a. b. 
G. B. im Einklange , wodurch der Pfandgläubiger lediglich berechtigt 
wird die Feilbietung des Pfandes zu begehren, wenn die Schuld zus 
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beſtimmten Zeit nicht gezahlt wird. Bei dieſer executiven Feilbietung iſt 
nach dem ausdruͤcklichen Wortlaute dieſes Paragraphes nach der Gerichts⸗ 


ordnung vorzugehen. Der Feilbietung muß aber die Schaͤtzung ($. 429 


W. G. G. O.), der Schägung die Pfändung ($. 428 W. ©. ©. D.), 
der Pfändung ein Urtheil oder gerichtlicher Vergleich ($$. 426,396 W. ©. 
©, O.), und diefer endlih no ($$. 1 und 8324 W. G. G. O.) eine 
Klage auf Zahlung vorausgehen. Die Zahlung.ift aber nad $. 1412 
a. b. ©. B. die Leiftung deflen, was man zu leiften fehuldig ift, eine 
Leiftung eine verbindliche Handlung, die. nach $. 307 a. 6. G. B. nur 
einem- perfönlichen Nechte correfpondirt, das dem Hopothelarglanbiger 
nur gegen den perfönlichen Schuldner zuſteht. 

Der. Befiger der Pfandrealität übernimmt blog die Bart des Pfand» 
rechtes, fomit nur eines dinglichen Rechtes, nicht auch Die perfön- 
liche Verbindlichkeit der Zahlung. Es Eann daher nicht er, fon« 
dern nur der Perfonalfchuldner auf Zahlung geklagt, nur gegen ihn ein 
Urtheil oder Vergleich auf Zahlung erwirft werden. Liegt aber ein ſolches 


Urtheil oder ein Vergleich vor, dann fteht es allerdings dem Gläubiger frei 


die Pfandrealitaͤt nach $. 461 a. b. ©. B. in die Erecution zu ziehen, 
um aus dem Feilbietungserlöfe feine Befriedigung zu holen. Jedes Necht, 
perfönliches oder dingliches, muß, um mit der Execution ausgeführt wer⸗ 
den zu Finnen, vorher fiquidirt, d. i. durch ein Urtheil oder Vergleich 
richtig geftellt werden?” 
Ein Urtheil oder Vergleich gegen — Perſonalſchuldner iſt demnach 
weſentlich nothwendig, um das Pfandrecht realiſiren zu konnen. 
Zu einer Klage auf unmittelbare Zahlung gegen den dritten Beſitzer 
des Pfandes iſt der Glaͤubiger weder nach dem — noch nach dem 


Geſeztze berechtigt. 


a) Nicht nach dem Vertrage, weil eben im gegenwaͤrtigen Falle bei 
der Veräußerung der Realität dem neuen Eigenthümer die Bezahlung 
der Schuldforderung nicht Überwiefen wurde. 

b) Nicht nach dem Gefege, weil nach $. 447 das Pfandrecht kein 
perfönliches, fondern ein dingliches Recht ift, welches dem Gläubiger ein« 
geräums wird, aus einer Sache, wenn die Verbindlichkeit zur beſtimm⸗ 
ten Zeit nicht erfüllt wird, die Befriedigung zu erlangen. Eben fo wird 
durch den $. 466 a. b. ©. B. dem Glaͤubiger Fein perfönliches Necht 
gegen den neuen Beſitzer der verpfändeten Sache, fondern blos das dinge 

4% 


52 Sauptblatt, 


liche Recht feine volle Befriedigung aus dem Pfande zu fuchen ein 
geräumt. 

Reicht hiezu das Pfand nicht hin, fo hat nad) $. 464 a. b. G. 8. 
der perfönlihe Schuldner, nicht aber der dritte Befiger des Pfandes das 
Fehlende zu erfegen. 

Für den Gläubiger ift es ganz gleich, wer ſich im Befige feines 
Pfandes befindet, ob der A oder B. Im Falle der Veräußerung bed 
Pfandes an eine dritte Perfon ift der Ball gegenüber dem Gläubiger fo 
anzufehen, als ob Eeine Veräußerung vor fich gegangen wäre, als ob noch 
der Perfonalfhuldner im Beſitze des Pfandes ſei. 

Durch diefe Befigesveränderung wird dem Gläubiger die Ausübung 
feines Pfandrechtes weder erſchwert noch erleichtert, d. i. er muß immer 
ein Urtheil oder einen gerichtlichen Vergleich gegen den Perfonalfchuldner 
beim Gerichte produciren, um die Erecution auf das Pfand realifiren 
zu Eönnen. | 

In einem wie in bem anderen alle muß die der Hypothek zu Grunde 
liegende Forderung immer vorläufig gegen den Perfonalfchuldner liquidirt 
werden, um gegen den dritten Befiger diefed Pfandes die Erecution führen 
zu können. Diefer Anſicht huldigen die ausgezeichnetften theoretifchen und 
- praßtifchen Öfterreichifchen Nechtsgelehrten, diefelbe hat in der öſterreichi⸗ 
ſchen Pfandrechtslehre, in der öſterreichiſchen Gerichte und Erecutionds 
ordnung ihren Grund, und wurde von der oberften Juſtizſtelle felbft im 

fpecielen Fällen als die richtige anerkannt. 
| 4. Außer dieſen directen Beweiſen, daß die Liquidirung mit dem 
Perſonalſchuldner der Erecutionsführung gegen den dritten ®Befiger des 
Pfandes vorausgehen müffe, gibt es auch noch einen indirecten Beweis, 
wodurd die Wahrheit diefer Behauptung nody mehr außer Zweifel gefegt 
wird. Wenn der Schuldner A dem Gläubiger B für eine Darleihensfore 
derung pr. 100 fl. ein Pferd als Handpfand verpfändet, und dieſes ver 
pfändete Pferd während der Werpfändungszeit dem E weiter verkauft, 
ohne ihm die Korderung pr. 100 fl. zur Zahlung zu überweifen, fo wird 
wohl Niemand zweifeln, daß der Pfandgläubiger, wenn der Schuldner 
zur beftimmten Zeit nicht zahlt, den neuen Eigenthümer des Pfandes 
auf die Zahlung überhaupt, oder nach Maf des Pfandwerthes nicht bes 
fangen könne, fondern der Gläubiger wird zuerfl gegen ben 
Schuldner die Klage auf Bezahlung der Schuld anftel- 
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fen, ein Urtheil oder einen Vergleich gegen felben erwir 
Een, und hierauf die erecutive Pfändung, Schägung und 
Feilbietung be& verpfändeten Pferdes anfudhen, obne 
fih im mindeften gu befümmern, wer der jeßige Eigen 
thämer des Pferdes fei. 

Was aber vom Handpfande gilt, gilt auch offenbar vom Grund⸗ 
“ pfande, indem ber $. 466 a. b. ©. B. von verpfändeten Sachen uͤber⸗ 
haupt ſpricht, nicht aber blo® von der Hypothek, fomit den Beſitzer des 
Handpfandes gleiche Nechte einräumt mit jenen des Srundpfandes. So⸗ 
wohl die öfterreichifchen pofitiven als die natürlichen Grundfäge über das 
Pfandrecht auf bewegliche und unbewegliche Sachen (Handpfand, Hypo _ 
thek) find in diefer Beziehung die nämlichen, und die fcheinbaren Ab» 
weichungen beziehen fich nur auf die Erwerbungsart des Pfandrechtes 
(Uebergabe, Eintragung im bie öffentlihen Bücher $. 451 a. 6. ©. B.). 
Die Wefenheit des Pfandrechtes wird durch die Verſchiedenheit der Er⸗ 
werbungsart nicht geändert, das Pfandrecht des Hypothekarglaͤubigers 
bat Beinen weiteren Umfang als jenes bed Handpfandgläuhigers. 

Sleihwie nun im Falle des $.466 a. 6. ©. B. bei Ver⸗ 
außerung des Handpfandes an eine dritte Perſon das 
Recht bes Gläubigers niht geändert wird, der Hand⸗— 
pfandgläubiger Eein perfönliches Necht gegen ben drit- 
ten Befiger des Handpfandes erwirbt, fomit von ihm 
nicht auf die Bezahlung der Schuldforberung geflagt 
werden kann, fo tft unzweifelhaft dasfelbe der Fall hin- 
fihtlih des Hppothekargläubigers. 

5. Das hohe Dbergericht behauptet fernerd in den Abaͤnderungs⸗ 
gründen, daß ich ald Beſitzer der Hypothek gemäß $. 49 W. G. G. O. 
und $. 391 a, 6. ©. B. Iediglich berechtigt fei, gegen die Erben des A 
die Vertretungsleiftung begiehungsweife Bewährleiftung wegen des Pfand» 
capitales pr. 125 fl, C. M. zu begehren. 

Es ift ganz richtig, daß ich auch zum Begehren diefer — 
leiſtung berechtigt bin, außerdem bin ich aber auch noch befugt zur Ein⸗ 
wendung der Nichtzahlung des Pfandcapitales ohne vorausgegangene 
Liquidirung mit den Erben des A ald Perſonalſchuldner. 

Das Gefeg räumt mir daher zwei Vertheidigungsmittel ein, in deren 
Wahl ich nicht befchränkt werden kann. — Ich machte vom echte zur 
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Vertretungsleiſtung Belnen Gebrauch, fondern wählte das lehtere Ver⸗ 
theidigungsmittel aus folgenden Gruͤnden. 

a) Wohnen die Erben des A in drei verſchiedenen Pfleggerichtsbe⸗ 
zirken, daher die Vertretungsfeiftung von Seite derfelben für mich ſchon 
deßhalb mir vielen Oängen und Koften verbunden gewelen wäre. 

b) Befinden ſich darunter minderjährige Erben, welche unter ber Ober⸗ 
vormundfchaft des P. k. Pfleggerichtes, bei welchem ber vorliegende Proceß 
geführt wird, ftehen, fo daß der Wertretungsproceß bei dem Umſtande, 
als das Gericht niche Richter und Partei in derfelben Sache fein kann, 
nicht bei diefem E/ E. Pfleggerichte hätte abgeführt werden Eönnen, fons 
dern um Delegation eined anderen Gerichte beim hohen Obergerichte 
hätte eingefchritten werden müffen, was aud) wieder SSALIAUNgERILEN: und 
Koften zur Folge gehabt haben würde. 

c) Muß jedenfalls, wie felbft die Gegnerin zugefteht, die — 
tion der Schuldforderung der Exequirung des Pfandrechtes vorangehen, 
ſomit iſt die Fuͤhrung eines Liquidationsproceſſes jedenfalls nothwendig, 
und es handelt ſich nur noch darum, ob derſelbe gegen den Perſonal⸗ 
ſchuldner oder gegen den dritten Beſitzer der Hypothek zu führen feh . 

Das erftere Verfahren ift viel naturgemäßer, einfacher, weniger zeit 
raubend und Eoftfpielig als wie das zweite. Strengt nämlich der Gläubiger 
die Hypothekarklage gegen den dritten Beſitzer der Realität an, ſo muß 
diefer ‚wieder den Mertretungsproceß mit dem Perfonalfhuldner führen, 
aus einem Procefle entftehen dann zwei, wodurch es gefchieht, daB derlei 
Streitſachen erſt nach Jahren definitiv beigelegt werden. Wird hingegen 
der Liquidationsproceß vom Gläubiger unmittelbar gegen den Perſonal⸗ 
ſchuldner geführt, fo ift die Nechtsfache fchleunig beigelegt, indem er nad) 
erwirktem Urtheile oder Vergleiche ohne Verzug die Erecution auf die Hy⸗ 
pothek führen kanu. Der Perfonalfchuldner ift gewöhnlich im Beſitze der 
Beweismittel, wodurch er eutweder bie urfprüngliche Ungiltigkeit des 
P fandcapitales oder die fpäterhin erfolgte Bezahlung desfelben beweifen 
kann, er ift viel leichter in der Tage ben Fiquibationsproceß zu führen als 
der dritte VBefiger des Pfandes, dem gewöhnlid das Rechtsverhaltniß 
zwiſchen denfelben unbekannt ift. 

d) Iſt mein Widerſpruch der Liquidität des eingeflagten Hypothekar⸗ 
copitales pr. 1235 fl. C. M. nicht blos hingeworfen, fondern ftüßt ſich auf 
ben mit den Erben des A abgefchloffenen Kaufvertrag, worin es im 
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6. IE. lit. e ausbrüdtich Heißt, daß das eingeflägte Tabularcapital der 
klaͤgeriſchen Mutter ® laut Quittung vom 18. December 1830 nicht mehr 
beſtehe, fo daß felbes ſchon 8 Jahre vor dem Kaufe der ie 
getilgt wurbe. 

Die Gegnerin behauptet zwar in ihrer Replik, daß bie Quittung ein 
Falſum fei, jedoch hat fie meiner Aufforderung in der Duplik, den Faͤl⸗ 
ſcher dieſer Urkunde beim betreffenden Criminalgerichte anzuzeigen, damit 
er wegen Verbrechen des Betruges in Unterſuchung gezogen und der 
Proceß auf dieſe Art ſchleunig beendet werde, keine Folge gegeben. 
6. Wie ich bereits sub Nr. 2—4 gezeigt habe, gibt es eigentlich 
nach öfterreichifchen Gefegen Feine Hypothekarklage gegen den dritten Bes 
figer der Hypothek weder auf die Bezahlung des Pfandcapitales als 
Selbſtſchuldner, noch in fo weit al6 die verpfändete Sache zur Zahlung 
der Forderung hinreicht, fondern er hat nur zu geftatten, daß nach erwirk⸗ 
tem Urtheife oder Vergleiche gegen den Perfonalfchuldner bie Execution auf 
die Hypothek geführt und feine Forderung aus dem Erloͤſe des Pfandes, 
foferne feiber hiezu hinreicht, getilgt werde. 

"Aber ſelbſt zugegeben, es fei eine ſolche Hypothekarklage zulaͤſſig, 
ſo haftet der dritte Beſitzer der Realitaͤt immer nur mit der Hypothek 
allein, nicht aber auch mit feinem übrigen Vermögen. 

Mun hat mich aber das hohe Dbergericht nicht nur unbedingt ohne 
vorausgegangene Fiquibirung mit ben Erben des A, fondern ſogar under 
fhränkt zur Zahlung des eingeflagten Gapitaled pr. 125 fl. C. M. ver⸗ 
urtheilt, und nicht blos fo weit der Werth meines verpfändeten Gutes 2 
ju deren Zilgung hinreicht, fo daß ich in diefem Falle felbft aus meinem 
übrigen Vermögen das Fehlende erfegen müßte, falls aus dem Erlöfe des 
Gutes 2 das eingeflagte Capital ſammt ben übrigen VBorgangspoften nicht 
getilgt werden Fönute, während doch nach $. 464 nur ber Perfonaffchuld- 
ner Dielen Abgang zu erfegen hat. 

Ich fühle mich daher auch aus biefem Grunde g gegen das oberrichter⸗ 
liche Urtheil beſchwert. 


B) Die Gegengründe bei Klägerin find folgende. 

ad 1. Der Gegner glaubt aus ben Worten ded $. 466 a. b. G. B., 
„doß es dem Gläubiger freiftehe zuerſt fein perfönliches Recht gegen 
den Schuldner und dann feine volle Befriedigung au der vwerpfänbeten 
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Sache zu fuchen,? — dargethan zu haben, der Pfandglaͤubiger muͤfſe 
vorerſt klagend und liquidirend gegen ſeinen Perſonalſchuldner auftreten. 

Er will aus den Worten des Geſetzes, welche dem Glaubiger eine 
Handlung freiftellen, herausbringen, daß ihm in diefer Sphäre ganz und 
gar nichts freiftehe, fondern daß er eben vorerft den Perfonalfchuldner 
Magen müffe. 

In allen jenen Paragraphen des b. ©. B., welche fich des befagten 
Ausdruckes bedienen, und welche der Gegner in feiner Appellationseinrebe 
sub 1 anführt, wird mit dem Ausdrucke „freiftehen,? wie es auch der 
natürliche Sprachgebrauch mit ſich bringt, der Begriff einer Handlung 
ınerae facultatis involvirt; es wird fich daher der Gefeßgeber auch im 
$. 466 nicht gegen allgemein und fonft gefeglihen Sprachgebrauch ver⸗ 
fündigt, und eben hier mit dem genannten Ausdrucde den Begriff ber 
Derpflichtung verbunden haben. 

ad 2. Es ift richtig, daß dad Pfandrecht eine giltige Korberung 
vorousfeße, und daß daher auch diefe vor Realifirung bes dinglichen Rech⸗ 
tes. liquidirt werden muͤſſe; was folgt aber hieraus für die gegnerifche 
Behauptung? Daß die Liquidirungsklage nur gegen den Perfonalfchuldner 
Statt habe, ift eine fire Meinung des Gegners, die er aus $. 449 des 
a. b. G. B. herausfinden will, die aber nicht herauszufinden ift, und rührt 
wohl von einer Verwechslung der Liquidirungsklage mit der Klage auf 
Zahlung her. Auf Zahlung der Schuld überhaupt ohne Ruͤckſicht auf 
das Pfand ann nun freilich der bloße Pfandbefiger nicht belangt werben, 
aber daraus folgt ja nicht, daß die Schuld gegen ihn nicht liquidirt 
und auf Veräußerung des Pfandes zur Befriedigung des Glaubi⸗ 
ger6 gebrungen werden könne. Den Begriff ‘von Liquidirung und 
Zahlung verwechſelt der Gegner auch. 

ad 8. Und fein ganzes unter diefer Nummer geführtes Kaifonnement 
ſpricht ganz für mich. Der Beilbietung, fagt er, muß die Schägung, diefer 
die Pfändung, der Pfändung ein Urtheil- oder Vergleich -vorausgehen. 
Iſt diefes richtig, fo ift e8 auch offenbar, daß ein Proce und Urtheil 
gegen den Perfonalfchulbner dem Pfandgläubiger nichts nüße, um zu feiner 
Befriedigung aus dem Pfande zu kommen, fobald dieſes nicht mehr 
‚in den Händen des Perſonalſchuldners ift; denn um bie 
Pfändungss und Schägungsberwilligung gegen den Pfandbefiger zu erhal⸗ 
ten, muß der Gläubiger dem Gerichte auch ein gegen biefen bewirktes 
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Urtheil produciten; was will er alſo mit feinem Urthelle gegen einem 
Dritten (den Perfonalfchuldner) anſtellen Er muß fammt feinem Urtheile 
ein neues Urtheil gegen den Pfandbefiger erwirken, alfo zu 
diefem Zwecke von vorne anfangen, und wieder, und zwar jeßt den Pfand⸗ 
befiger Elagen. Auf Zahlung überhaupt? Nein, das kann er nicht, ſon⸗ 
dern er muß Tiquidiren und auf Veräußerung des Pfandes Flagen. 
Darüber erhält er eine gerichtlihe Schuldigkeitderflärung (ein Urtheil) 
gegen den Pfandbefiger und kann damit feine Ererutionsfchritte 
nach Weifung der ©. D. gegen dieſen verfolgen. Der Gegner ereifert 
fi ſelbſt, daß der Pfandbeſitzer nicht zu zahlen ſchuldig ſei, ſondern nur 
fein Pfand zur Befriedigung des Glaͤubigers ablaſſen muͤſſe; wie kann er 
fofort zur Anficht Eommen, daß eine Klage und ein Urtheil auf 
Zahlung gegen den Perſonalſchuldner vem Erecutionsverfohren 
gegen den Pfandbefiger vorauszugehen habe? Eine folche ‚Klage 
und ein folches Urcheil Eönnten ja, fo lange es logifche Geſetze gibt, ewig 
nicht zum Ziele führen Y. 

ad 4. Die Beweisführung durch die Gefchichte vom Pferdverkaufe 
mag demjenigen genügen, der von ber Ueberzeugung bed Gegners ganz 
durchdrungen ift. Einem Anderen erfcheint aber der Oberſatz des 
Schluſſes ald geradezu irrig, und vielmehr dad Gegentheil gewiß, daß 
nämlich der Gläubiger ein folches Urtheil nicht erwirfen werbe, weil es 
ihm zum Zwecke der Erecutionsführung auf bad Pferd fo viel nüpte, 
ald,der Anfauf eines Fernglaſes 2). 

ad 5. Was der Gegner zur Entfchulbigung anführt, warum er den 
einzig möglichen Weg ber Forderung ber Vertretungsleiſtung nicht.einger 
fhlagen, gehört gar nicht hieher; wenn: er aber meint, daß bei feiner An⸗ 
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1) Der ſehr gelehrte Herr Rechtsanwalt ſcheint ſammt feiner Logit bie Rote 
der Befeßgebungscommiffion vom 13. März 1813 vergefien zu haben, nach 
welcher bei vorliegendem Liquidationsurtheile gegen den früheren 
Befiger ber Hypothek der Bfandgläubiger in der Ereeution 
gegen den neuen Befiger wicht gehindert werden Tann, fo bag 
bei einer Veräußerung der Hypothek an eine dritie Perſon nicht erft wies 
ber ein Urtheil gegen legteren erwirft werben. muß, um die Execution 
führen zu können. 

2) Die Klägerin fcheint ouch. hier die sub Mr. 8 erwähnte Note der Geſetz⸗ 
gebungshofeommiſſion vom 13. Maͤrz 1813 überſehen zu haben. 
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Age ein Proceß vermieben werde, Dagegen nach ber bes k. k. Appellatione- 
gerichtes und ber meinigen zwei aus einem Proceffe entflehen mäffen, fo iſt er 
m einem gewaltigen Irrthume; denn gerade, wenn man von feiner An⸗ 
ficht ausgeht, müffen, wie ih oben gezeigt habe, zwei Proceſſe 
nothwendig ontſtehen — einer nämlich gegen den Perfonalfchuldner und 
fofors erft ein zweiter gegen den Pfandbefiger — während über Streits 
verfündigungen felten Bertretungsleiftungsprocafle zu entfliehen pflegen. 
Raͤckſichtlich der Zweckmaͤßigkeit des Liquidirungsprocefied gegen den Per⸗ 
ſonalſchuldner Taflen ſich gewaltige Zweifel erheben, die ich in meiner Ap⸗ 
pellationsbefchwerbe berührt Habe; fo mancher Pfandbefiger möchte ſich 
hoͤftichſt für eine ſolche Wohlthat bedanken. 

ad 6. Daß es nach öfterreichifchen Geſetzen eigentlich gar eine Hy⸗ 
jothekarklage gebe, darin werben die wenigſten äfterreichifchen Juriſten 
mit dem Gegner einverftanden fein. Allerdings iſt diefe Behauptung der 
Reviſionsbeſchwerde nur eine Kolgerung aus den vorausgegangenen Dr 
ten derfelben. 

Schließlich wird auf die ungewöhnliche Schleunigkeit aufmerkfam 
gemacht, womit von der oberften Auftisftelle der gegenwärtige Proceß 
entfchieden wurde, indem bie Proceßacten vom Gerichte erfter Iuftanz 
am 12. October 1844 vorgelegt wurden und bereits am 6. November, 
fomit innerhalb drei Wochen, die Entfcheidung vom oberften Gerichtsͤhofe 
evfolgte. - 

» Möchten fi) manche politifche und Suftigbehörben erfter Anftan; in 
diefer Schleunigkeit ein -MWorbild nehmen, dann dürften die Klagen über 
vorzögerte Juſtiz wohl nach und nach verftummen. 


— wu — =. - 


IV. | 

[13 Die öfterreichifche Voftverfaffung. Mit Benägung ämtlicher Quel⸗ 
Ien foftematifch dargeftellt von Alois Deffary, Hofconcipiſten 
der k. k. allgemeinen Hofkammer in Wien. Mit 14 Tafeln, nebſt 
verſchiedenen andern Beilagen. Wien, Carl Gerold, 1848.) 


Der Herr Verfafler betrat ben Weg der Deffentlichkeit bereits vorlängft 
durch die Herausgabe einer Sammlung der über die Verzehrungsfteuer 
erfloffenen Geſetze; — welche fih ſowohl in Abfiht auf Vollſtaͤndigkeit 
als zweckmaͤßige Anordnung als ein fehr ſchaͤtzenswerthes Handbuch für 
Beamte und all diejenigen bewährte, die an die Befolgung der genannten 
Sefege gebunden waren, — Durch diefe Arbeit hat der Herr Verf. feinen 
Beruf, fo wie feine Tüchtigfeit auf eine Weife bewährt, daß man aller⸗ 
dings berechtigt war, eine jede neue Gompilation. als einen mänfchens- 
werthen Beitrag zur Riteratur der Öfterreichifhen Geſetzgebung begrüßen 
zu Eönnen. — Wenn nun auch dem vorliegenden Buche bes Herrn DBerf, 
die fachgemäße Bewältigung des Stoffes nicht in jenem Grade zu Statten 
gekommen zu fein feheint, wie wir dieß bei der früheren Arbeit anzuer⸗ 
Eennen Gelegenheit hatten, fo ift dennoch hiedurch der Verdienſtlichkeit der 
Leiftung nichts benommen. — Das Weſen, die Beftimmung, fo wie 
bie Natur der für Jedermann beftehenden Poftanftalt fordert mit unabe 
weislicher Strenge, daß die Anordnungen leicht faßlich und allgemein ver⸗ 
ſtaͤndlich feien. Diefer Anforderung hat aber bie Poſtgeſetzgebung felt dem 
Jahre 1837, in. welhen das Poftwefen eine neue Grundlage durch 
das Poftgefeg erhielt, fo glänzend entfprochen, daß man nicht Ielcht einen 
Zweifel über dasjenige, was in einem beſonderen Falle Rechtens ſei, recht⸗ 
fertigen kann. 

Die ſaͤmmtlichen Geſetze über das Poſtweſen laſſen keinen Schritt 
unnormirt, und ſind dem Zwecke entſprechend klar, einfach, und fuͤr 
jede einzelne Gefchäftsabtheilung ſyſtematiſch zufammengeftellt. Es ent- 

fteht daher natürfih bei den fehr wenigen Novellen dieſes Zwei⸗· 
ges der Geſetzgebung die Frage: was ſoll eine ſyſtematiſche Darſtel⸗ 
lung der Poſtverfaſſung, wie ſie der Herr Verf. in der Vorrede S. IV. 
verſpricht, was ſoll die Wiſſenſchaft, welche, wie der Herr Verfaſſer 
ſagt, „in dieſer Sphäre noch nichts geleiſtet Hat”. — nunmehr leiſten, 
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um das bereits vollkommen ſyſtematiſch geordnete und ganz vollſtän⸗ 
dig kundgemachte Geſeß in ein wiſſenſchaftliches Syſtem zu 
bringen, oder um (wie S. V. verſprochen wird) einen Aufſchluß uͤber 
Verhaͤltniſſe und Einrichtungen vor dem Jahre 1837 zu geben, welche 
doch in den bezeichneten Richtungen nicht mehr Geltung, alſo keinen prak⸗ 
tiſchen Werth haben — zumal die Geſetzgebung ſeit 1837 die Ab- 
fhaffung der früheren Einrichtungen und Verhäftniffe bezweckte ). 

A priori läßt fich diefe Frage nicht lͤſen. — Nach genauem Stu⸗ 
dium und bei näherer Bekanntfchaft mit den ſaͤmmtlichen Poſtvor⸗ 
ſchriften wären wir wahrlich in Werlegenheit, die Pflichten eines Compi⸗ 
Iator6 in etwas Anderem zu fuchen als in einer correcten Ausgabe diefer 
beftshenden Geſetze ſammt den Nachtragsverordnungen; — zumal das 


Format wirklich unpraktiſch ift, und die ſaͤmmtlichen Geſetze in einem 


Hefte zu beſitzen ſehr wuͤnſchenswerth waͤre. 

Indeſſen hat ſich der Herr Verf. laut ſeiner Vorrede eine Aufgabe 
geſtellt, welche uns die Frage dahin löſt, es ſei der Zweck der a se 
Poftverfaflung: 

I, „Die Kenntniß der vaterfändifchen Poftgefege und Vorfchriften 
„nach Kräften zu verbreiten, und als Leitfaden zu ihrer richtigen Aus⸗ 
„legung und Anwendung zu dienen ;? da 

2. „die Wiffenfchaft in diefer Sphäre bisher noch gar nichts geleiftet 
„hat, und bei der zunehmenden Zahl pofitiver Vorfchriften in Poftfachen 
— bie Geſchaͤftsroutine nicht mehr ausreicht.” 

8, „Das von der Gentralpoftbehörde herausgegebene Verordnunge 
„blatt befchränft fich blos auf den wörtlichen Abdruck der feit 1837 erflof- 


»ſenen Verordnungen , ift für das Stubium und den praßtifhen Gebrauch 


„unbequem und unzureichend, weil e6 über viele hoͤchſt wichtige Einrich⸗ 
„tungen und Verhäftniffe, deren Entftehung vor 1887 fält, Beinen Auf⸗ 
„ſchluß gewährt.” Endlich 
4. „glaubt der Herr Verf. burg den aus den nirgends veröffent⸗ 
=) Das Kundmachungspatent zum Bofigefepe fagt ausbrüdlich, daß nur bie 
. den Poftmeiftern ober anderen Berfonen auf vorfchriftimäßige Art eingeräumten 
Rechte und DBerbindlichkeiten, welche ſich auf alte Verträge ober 
Berleihungen gründen — ferner bis zu ihrer Erloöſchung gelten ſol⸗ 
In. — Ale übrigen Geſetze find dagegen aufgehoben, welche über das 
im nenen Poſtgeſetze Sathaltene eine Beſtimmung enthalten. >> 
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ꝓlichten Materialen der officiellen adminiſtrativen Statiſtik gezogenen 
„Notizen einen nicht gan werthloſen Beitrag zur richtigen Erkenntniß 
„und Würdigung öſterreichiſcher Zuftände geliefert zu haben.? - 

So wie wir nun bei Prüfung des wirklichen Inhaltes des vorliegen 
den Werkes gewiß alled Anerkennenswerthe wuͤrdig hervorheben werden, 
fo halten wir es vor Aflem für die Pflicht einer Buchanzeige, darzu⸗ 
thun, ob dad Buch enthält was der Titel befagt, und ob abgefehen von 
der jegt üblichen Buchtitelfucht auch der Verfafler dasjenige leiſtet, was 
er in ber Vorrede dem Lefer verfpricht. — Hiebei Bann her 
vorfommen, daß, wie z. B. im vorliegenden Balle, mehr geleiftet wird ald 
der Titel befagt, welcher eine Poftverfaffung verfpricht, und im zwei⸗ 
ten Hauptflüde von ber Poftverwaltung handelt, ober es kann fi 
ergeben, daß der Herr Verf. in der Vorrede mehr ju leiften gefonnen war 
als die wirkliche Ausführung geftattete; — ohne daß hiedurch bad wir 
ich ©eleiftete auch nur im Mindeften an Werth oder Inhalt einbuͤße. 

Es wird daher unfere Aufgabe fein darzuthun, ob und inwiefern der 
Herr Verfafler durch den Inhalt feines Werkes die beabſichtigten Zwecke 
erreicht babe. j 

ad 1. Alle.der Staatöverwaltung nur immerhin zu Gebote ſte⸗ 
henden Mittel der Werlautbarung und Verbreitung einer jeden Aen— 
derung in den wefentlichen Poftvorfchriften werben gewiflenhaft benaͤßt, 
um dem Publicum hievon Kenntniß zu verfchaffen. Mittel wie fie — Zeuge 
der Erfahrung — -felbft bei wichtigeren Geſetzen als ausreichend betrach⸗ 
tet werden müffen, um jede Einwendung ber Unkenntniß zu begegnen; 
unterftügt die Sorgfalt der Gentralbehörde noch dadurch, daß, wie z. B. 
bei Einführung der neu regulirten Stadtpoſt, nicht nur alle Organe 
der Poftanftalt mit in Druck aufgelegten Exemplaren der Vorfchriften, 
Inſtructionen und Drganifirungsgrumbfäge betheilt werben; fondern auch 
an Kaufe, Handel und Gewerbsleute ꝛc. alle diejenigen Mittheilungen 
im Auszuge ausgetheilt wurden, welche nothiwendig find um die Kenntniß 
der Vorfchriften möglichft zu verbreiten. 

Nichte nur wefentliche Aenderungen in den Poftvorfchriften, ſon⸗ 
dern auch ganz fecundäre Anordnungen, ja Verfügungen, welche fcheinbar 
nur ein ganz befonderes Localintereffe berühren, werben für das große 
Publkum durch Zeitungsinferate, für die ſaͤmmt liche n Poſtbedien⸗ 
ſteten und Organe aber durch Betheilung mit Abdruͤcken, ſo gewiſſenhaft 
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Eund gemacht, dab wir nach unferem unvorgreiflichen Ermeffen bis jegt- 
minbeftens der Anficht fein mußten, es bebürfe gerade in biefem Theile 
ber Sinanzgefeßgebung die Verbreitung ihrer Kenntniß leider 
Privathilfe. 

Es wuͤrde ſonach nur eruͤbrigen zu pruͤfen, inwiefern das vorliegende 
Werk „als Leitfaden zur richtigen Auslegung und Anwendung” der 
nach unferem Ermeſſen ganz genügend verbreiteten en 
Biene, 

Diefer Zweck fegt voraus, daß fich häufig in der Prari⸗ Zweifel 
uͤber die Anwendung der Poſtvorſchriften herausſtellen, oder daß die ein⸗ 
zelnen Geſetzesanordnungen durch ſcheinbaren Widerſpruch eine richtige 
Auslegung erfordere, daß ſomit die Aufgabe eines Schriftſtellers hier 
von der eines Compilators in jene des Commentators übergehe, Allein 
vor Allem muß bemerkt werden, daß die ſeltene Klarheit und Einfachheit 
der Anordnungen, wie ſie ſchon dadurch geboten war, weil ja jeder Hand⸗ 
werker, Spediteur und Handlungscommis ꝛc., ſo wie die unterſten 
Poſtbedienſteten, ſie befolgen und zur Richtſchnur nehmen muͤſſen, gar 
keinen Zweifel zulaͤßt. — In der Praxis kommt auch nie vor, daß Je⸗ 
mand, der nicht geradezu des Leſens unkundig ift, oder fich zum Lefen 
nicht bequemen will, deßhalb gegen die Poltvorfchriften verftößt, meil es 
ihm an einer richtigen Auslegung gebrach. — Vom Standpuncte 
der Praris alfo muͤſſen wir bemerken, daß die Beamten, Diener und 
Poſtbedienſteten, welche für jede Nichtbeachtung der Vorfchriften beftraft 
‚werben, niemals die mangelnde Verſtaͤndlichkeit oder die dunkle Faſſung 
ihrer Juſtructionen berufen haben, fo wie baß das große Publicum nur 
deßhalb zu Nachtheil Eomme, weil es überhaupt Leute gibt und immer 
geben wird, welche die obgleich mehr als genügend Bund gemachten Vor⸗ 
Schriften nit leſen wollen,. und von diefen ift auch die forgfältige Durch» 
Iefung eines wiſſenſchaftlich behandelten Buches nicht. zu gewärtigen. 

In dieſen Beziehungen fcheint fomit das a Merk lediglich 
für da6 Ausland geforgt zu haben. 

Auch der Herr Verf. fcheint im Verlaufe feiner Arbeit die durch: 
greifende Nothwendigkeit von Commentaren und Interpretationen wicht 
gefühlt zu Baden, da er in diefer Richtung, wie wir bei der Prüfung des 
Inhaltes fehen werden, nur in einigen Fällen ganz entfchieden hervortrat, 
Jeieft mit Inbegriff zer Hifterifchen Bemerkungen. | 
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ad 2. Daß die Wiſſenſchaft in diefer (Poſtweſen⸗) Sphäre no 
nichts geleiftet habe, ift fofern wir Defterreih im Auge haben, und in fo 
weit wahr, daß poftalifcpe Kragen unferes Willens nicht im Wege der 
Prefle verhandelt wurden. — Allein poftalifche Fragen, in fo weit fie der 
Wiſſenſchaft angehören, werden aud in dem vorliegenden 
Werke durchaus nicht behandelt. — Wer bie Fiteratur des Aus- 
landes anf diefem Felde kennt, der weiß, wie ausgezeichnete Intelligenzen 
in Sranfreih, England und namentlich Deutfchland fi) Hierin verſucht 
haben. 

Die deutſchen Schriftfteller in Poftfadhen, von jenem Sinne nad 
Gründlichkeit geleitet, welcher alles im Volksleben Wichtige auf wiflen« 
ſchaftlicher Grundlage feftzuftellen trachtet, haben auch poftalifche Fra⸗ 
gen in ihren Werken wiflenfchaftlich behandelt. — Die Grundſaͤtze der 
Staatöverwaltung bei Feftftellung des Etaatsvorbehaltes bei Veftin 
mungen uud Grundfäßen der Pofttaren ; — Ausmaß der Momente, welche 
auf die Transportgebähren Einfluß nehmen follen, infofern es ſich um 
Segenftände handelt, deren Transport ganz oder theilmeile dem Stagte 
vorbehalten bleibt; — Zwedimäßigkeit einer einzigen oder nach mehreren 
Rayons feftgefegten Brieftare; — Würbigung der Zwecke ber Poſtanſtalt, 
nom Standpuncte der Finanzwiſſenſchaft und ihrer einzelnen Theile: — find 
Zragen, deren Behandlung, Prüfung und Löfung der Wiſſenſchaft 
angehören, und die fehr ſchaͤtzenswerthen Arbeiten eines Klüber, Ma 
thias, Heerfeldt, Pütter, Lang, von Beuſt, Hecht, Staͤn—⸗ 
gel u.m. a., fo wie die einzelnen franzöſiſchen und engliſchen Mong⸗ 
graphien über Brieftaren und Pennypoft geben Zeugniß, daß dieſe Fragen 
allerdings in dad Bereich einer forgfältigen wiffenfchaftlichen Forſchung 
gezogen wurden. — Diefe Präfung, Forſchung und reiflicye Erwägung ift 
aber ſowohl unferem neuen Poftgefege vom Jahre 1837, ale auch den 
Yenderungen in den Tarifen der Fahr⸗ und Briefpoft, fo mie auch noch 
Iegtlich der neuen Dirganifirung ber Stadtpoſt vorhergegangen. — Wir 
meinen daher, daß wohl die Grundfäge und reifen Erdrterungen, welche 
‚eine Poftvorfchrift motiviren, der Wiſſenſchaft angehören, ollein ba4 Re 
fultat, d. ir das ganz einfach Elingende Poſtgeſetz und die einzelnen 
Poftvorfchriften folen der Wiffenfchaft nicht angehören, «6 waͤre denn, 
daß man in einer Abhandlung die wiffenfchaftlichen Grundfäße kund geben 
wollte, weiche als ratia Jogis gelten, Eine ähnliche lichtvolle Begraͤndung 
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haben wir bei Einführung der neuen Brieftaxe in der Kundmachung ger 
Iefen *). 

Indeſſen ift die hieraus gefloflene Anordnung, für Briefe bis 20 Mei⸗ 
len Entfernung 6 Er. und darüber 12 Er. zu zahlen, durchaus zu Feiner 
wiffenfchaftlicher Behandlung geeignet. — Hätte der Herr Verf. den 
Willen, diefem Buche eine wiffenfchaftlihe Ausdehnung zu geben, auch 
ernftlich feftgehalten, fo wäre es allerdings intereffant gewelen, die feit 
Einführung der neuen Brieftare vorgefommenen Ergebniffe der Briefe 
mengen für Entfernungen unter 20 Meilen, dann für Entfernungen über 
20 Meilen mit jenen Quantitäten zu vergleichen, die nach dem früheren 
Zarfpfteme in gleiher Entfernung und gleichem Zeitraume vorfamen, 
fodann aber mit Zuhilfenahme der feitherigen Portoeinnahme die Gründe, 
welche die Theorie an. der Hand gab, durch. die Erlebniffe der Häufig nr 
dienftwilligen Praris zu beleuchten. _ 

Eben fo wäre ed von wiſſenſchaftlichem Intereffe gewefen, zu —— 
ob ſich der Herr Verf. gleichfalls für die Bemeſſung der Entfernungen in 
gerader Richtung (durch die Luftfäule), als der Gerechtigkeit und Billig⸗ 
keit entſprechend, oder fuͤr das Ausmaß nach der wirklich befahrenen Mei⸗ 
lenzahl ausſpreche. 

"Da wir nun ähnliche Syſtemalfragen, wie wir ſpaͤter darthun werben, 
vermiffen, koͤnnen wir nicht leicht den Antheil bemeffen,, welchen die Wife 
fenfhaft an dem Inhalte vorliegenden Werkes beanfpruchen kann; und 
glauben nicht zu fehlen, wenn wir ferners die Meinung ausfprechen, daB 
die feit dem Jahre 1887 erfchienenen Novellen in Poftfachen gerade durch 
ihre gang auffallende, und im Vergleiche mit manchem ganz einfachen 
Gefaͤllspatente wirklich geringe Anzahl durchaus nicht der Art find, daß 
„auch die Gefchäftsroutine nicht mehr. ausreiche.” | 

Wir müflen vielmehr die Ueberzeugung ausfprechen, daß, wer die 
erlaſſenen einzelnen Geſetze Eennt, und das Verordnungsblatt zu leſen 
‚nicht unterläßt, als praktiſcher Poftbeamter vollkommen ausreicht. — Den 
Privaten aber genügt die für jeden einzelnen Geſchaͤftskreis der Poſtanſtalt 
erlaffene und kundgemachte Anordnung volllommen, es muß daher auch 
"hierin die Sorgfalt des Herrn Verf. mehr dem Auslande ee 
ro fein. 


9 Eiche die Wiener Seitung vom 31. März 1842, 
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ad 3. Dadurch, daß ſich das Verordnungsblatt der Hofpoſtver⸗ 
waltung blos auf den wörtlicden Abdruck der feit 1837 erfloffenen 
Merordnungen befchräntt, und nur dadurch ift e# ein fehr nügfiches und 
für Beamte wichtiges Handbuch, in deffen Beſitze man alle andere Schrife 
ten ſchon deßhalb entbehren kann, weil die Auffchläffe über, dem Jahre 
1837 vorbergegangenen Berhältniffe, welche im Allgemeinen nicht mehr 
gelten, al6 eine gan; unfruchtbare und die Elare Ueberſicht deflen, mas 
©eltung hat, erfchwerende Beigabe vermieden ift. — Unfere nicht maß- 
gebende Anſicht wird weſentlich unterftüßt, menn man bie in dem umfafe 
fenden Werke citirten älteren WVorfchriften durchgeht, welche der Herr 
Verf. zur Erfüllung feiner Zufage anführt. — Es find deren im Ganzen 
47 Verordnungen citirt. Von diefen find aber einige mehrmal berufen. 
Indem entweder wie®. 137 und 172 ganz diefelben Hofdecretevom 29. Se 
bruar 1821, 3. 4933/269 und 26. November 1822, 3. 46,2292552, 
wiederholt angeführt, oder wie dieß vorkommt eine und diefelbe Hofent⸗ 
ſcheidung zu gleicher Zeit ald Erlaß an eine Cameralverwaltung, und 
bann wieber an die Poitbehörde mit Zahl und Datum angegeben, oder 
endlich auch die durchaus ungiltigen, ganz veralteten Anordnungen des 
Jahres 1782, 1783, 1785 mit den über denfelben Gegenftand erfloffenen 
fpäteren, fie aufbebenben Werorbnungen des Jahres 1819, 1821 uf. f. 
zugleich citirt werden. 

Daß eine ähnliche Mühe vom Sureaufratifihen Standpuncte auds 
gehend bei der Priorirung eines Actenſtuͤckes eine fehr Iobenswerthe Ge: 
nauigkeit beurkundet, wird Niemand bezweifeln, allein was fol in einem 
wiffenfchaftlichen Werke, welches die fpftematifhe Behandlung eines wegen 
zu vieler Nachtragsverordnungen erſchwert fein follenden Stoffes beab- 
fihtigt, ein ähnlicher Ballaft wohl frommen? — Soll er demjenigen, „der 
fich die Kenntniß der öfterreichifhen Poftverfaflung aneignen” will, das 
Studium erleichtern? oder foll er dem Beamten oder Privaten der willen 
will was jegt Rechtens ift, eine fchnellere Lleberficht gewähren, oder foll 
hiedurch der ©efchäftsroutine wo fie wegen der Menge von Novellen feit 
1887 „uiht mehr ausreicht? zu Hilfe gekommen werden? Kommt 
noch überdieß in Betracht, daß viele ber angeführten älteren Verordnungen 
entweder allgemeine Gefälle, oder Penſions- und Beamtennormallen 
find, welche felbft falls fie vollfommene Geltung hätten, nur uneigent⸗ 
lih in den Inhalt des vorliegenden Werkes gehören; fo follte man glauben, 
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das Merk Hätte durch die Nichtbeachkung dieſes Theilzweckes an Gehalt 
und Nuͤtzlichkeit nicht verloren. 

Fuͤr den praßtifhen Gebrauch aber wäre der weſentliche Vortheil 
entftanden, daß man bei genauer Kenntniß 5. B. des $. 86 der Briefpoſt⸗ 
ordnung vom Jahre 1838 in Zufammenhaltung mit dem $. 88 und ben 
ganz beftimme aufgeführten Gebühren gar nie zweifeln Eönnte, dab 
Niemand eine Fachgebuͤhr zahlen müfle, als derjenige, der fich ein eigenes 
Fach bei einem mit wirklichen k. k. Beamten beftellten Poftamte bedingt, 
und ed wäre daher neben dem Gewinn einer nicht ins Zweifelhafte gezo- 
genen klaren Anordnung, noch die Entbehrlichkeit der Citirung oder gar 
Machlefung des Hofdecreted vom 31. Mai 1882, 3. 22,490/916, ſchon 
deßhalb Jedermann einfeuchtend, weil man. vorausfegen darf und muß, 
daß der Geſetzgeber bei Kundmachung der Briefpoftorbnung im Jahre 1838 
die älteren biedurcy aufgehobenen einzelnen Vorfchriften gekannt habe. 

Die Durchführung aller ähnlihen Fälle würde die Aufgabe diefer 
Abhandlung überſchreiten, allein fo viel ift gewiß, daß diefe Art der 
Behandlung des Gegenftandes im vorliegenden Werke weder „zur Ber 
„breitung der vaterländifchen Poftgefege und Vorſchrif— 
„ten,” noch weniger aber zur Herſtellung eines Reitfadene zur „richt i⸗ 
gen Auslegung und Anwendung” unumgänglich nothwendig war. 

ad 4. Was den Beitrag an den nirgends verlautbarten Daten aus 
den Materialen der officiellen ad miniftrativen Statiftif be 
trifft, fo beſchraͤnkt fich diefe fehr werthvolle Beigabe auf eine tabellarifche 
Ueberficht der Einnahme und Ausgabe vom Jahre 1770—1846 S. 25 
bi6 27, und auf eine Tabelle der Briefmengen von 1880—1846, und 
indem wir den Werth diefe Daten dankend anerkennen, fünnen wir nur 
deßhalb nicht gut einfehen, wie die „daraus gezogenen Notizen einen Bei⸗ 
„trag zur richtigen Erfenntniß und Würdigung Öfterreichifcher Zu- 
»ſtände geliefert haben? (S. V.), weil der Herr Verf. außer einer Er- 
Elärung des Inhaltes der Tabellen ung jedes in der comparativen Statiftif 
fo intereffante Raifonnement vorenthält, und da wo ihm die Einführung 
bes Zarif6 vom Jahre 1842 hiezu die befte Gelegenheit aufdringt, „die 
„Berehnung und weitere Schlußfolgerung aus den gege- 
»benen Daten dem denkenden Leſer anbeimftellt,? &29°). 


2) Das öfterreichifche Poſtgefaͤlle trägt nach Springers Statiftif (im Jahre 
1844) 2,400,000 fl., in Preußen 1,400,000 Thaler oder 2,000,000 fi., 
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Wenn wir nun gleich auf diefe Weiſe und mit dem Inhalte ber 
Vorrede und den Zweden bed Herm Verf. nicht einverflauden erklären 
mäflen,, fo ift die vorliegende Arbeit abgefehen hievon dennoch eine fehr 
verdienftliche. — Bir übergeben daher mit Vergnügen auf den wefent- 
lichen Inhalt diefed erften Werkes über das öfterreichifche Poſtweſen, 
weil uns biebei Belegenheit geboten wird, der fleißigen Zufammenftellung, 
und der dankbaren Mühe bes Herrn Berf., eine umfaflende Sammlung 
aller über Poſtſachen erflofienen Geſetze zu liefern, die wahlverdiente lobende 
Anerkennung zu zoflen. 

Was wir hier über die Verſchiedenheit des der literarifchen Arbeit 
gegebenen Namens und dem Geleifteten erwähnten, iſt eine Am 
fihtsfache, welche dem wahren Verdienſte nicht3 benehmen will, und dem 
wahren Werthe des gebaltoollen Werkes durchaus Feinen Eintrag thut. 


I. Sauptiiüd. 
Bon dem Poftregale. 

Der $. 1 fo wie die folgenden dieſes KHauptftücdes enthalten mit 
wenigen Abweichungen bie wörtlichen Anordnungen des Poftgefeßes 
vom 5. November 1837, und wir werden nunmehr prüfen, welchen 
Gewinn bie in einigen Puncten abweichende Darftellungsweife bes Herrn 
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in Sranfreih im Jahre 1841 rein 19,845,000 Frauken ober 7,632.000 f. 
EM. ein. Hiernach entfällt nah Tegoborski & Er. jährlich auf jeden 
Staatsbürger in Oeſterreich, 8 Fr. in Preußen, 13%, fr. in Frankreich 
pr. Kopf, fo daß ſich der oͤſterreichiſche Poſtertrag zum prenßifchen wie 1:% 
zum franzöflfchen wie 4:13 flellt. Bei näherer Bräfung der Tarife zeigt ich, 
daß der Minderertzag der Poſt in Oeſterreich in dem fehr edlen Streben ber 
Stanteverwallung Liege, diefe Anſtalt fo viel ale möglich ale Belebunges 
mittel des Verkehrs, des Handels und der Induſtrie zu nüßen, und fo weit 
thunlich, diefes fchöne Ziel durch billige Tarife zu erreichen. — Auch Frank 
reich iſt in neuerer Zeit vom ehemaligen fiscalifchen Streben abgegangen, 
und hat einen Theil des Netto⸗Poſteinkommens den wichtigeren Staatezwecken 
geopfert. Während im Jahre 1844 die Bruttoelunahme 45,543,000 Fran⸗ 
fen, die Berwaltungstoften 25,698,000 Franken betrugen, fomit 10,868,000 
Franken Reinertrag hervorlam, betrug ber Bruttoertrag im Jahre 1844 
49,676,000 Sranfen, die Berwaltungsfoften 31,728,000 Franken und der 
Reinerteag blos 17,948,000 Branfen, 
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das Werk hätte durch die Nichtbeachtung dieſes Theilzweckes an Gehalt 
und Nüglichkeit nicht verloren. 

Fuͤr den praßtifchen Gebrauch aber wäre der wefentliche Vortheil 
entftanden, daß man bei genauer Kenntniß z. B. des $. 86 der Briefpoſt⸗ 
ordnung vom Jahre 1838 in Zufammenhaltung mit dem $. 88 und den 
gan beſtimmt aufgeführten Gebühren gar nie zweifeln könnte, daß 
Niemand eine Fachgebuͤhr zahlen muͤſſe, als derjenige, der fich ein eigenes 
Fach bei einem mit wirklichen k. E. Beamten beftellten Poftamte bebinge, 
und es wäre daher neben dem Gewinn einer nicht ins Zweifelhafte gezo⸗ 
genen_ Etaren Anordnung, noch die Entbehrlichkeit der Citirung oder gar 
Machlefung des Hofdecretes vom 31. Mai 1882, 3. 22,490/916, fchon 
deßhalb Jedermann einleuchtend, weil man.vorausfegen darf und mu, 
daß der Gefeßgeber bei Kundmachung ber Briefpoftorbnung im Jahre 1838 
die älteren hiedurch aufgehobenen einzelnen Vorfchriften gekannt habe. 

Die Durchführung aller ähnlichen Faͤlle würde die Aufgabe diefer 
Abhandlung überfhreiten, allein fo viel ift gewiß, daß dieſe Art der 
Behandlung des Segenftandes im vorliegenden Werke weder „zur Ver 
„breitung der vaterländifchen Poftgefege und Vorſchrif— 
»ten,“ nocd weniger aber zur Herftellung eines Leitfadens zur „richt i⸗ 
gen Auslegung und Anwendung” unumgänglich nothwendig war. 

ad 4. Was ben Beitrag an den nirgends verlautbarten Daten aus 
den Materialen der officiellen ad miniftrativen Statiftif be- 
trifft, fo beſchraͤnkt fich diefe fehr werthvolle Beigabe auf eine tabellarifche 
Ueberficht der Einnahme und Ausgabe vom Zahre 1770—1846 S. 25 
bi6 27, und auf eine Tabelle der Briefmengen von 1830 — 1846, und 
indem wir den Werth diefe Daten dankend anerkennen, Eönnen wir nur 
deßhalb nicht gut einfehen, wie die „Daraus gezogenen Notizen einen Bei⸗ 
„trag zur richtigen Erfenntniß und Würdigung Öfterreichifcher Zu⸗ 
»ſtünde geliefert Haben? (S. V.), weil der Herr Verf. außer einer Er: 
klaͤrung des Inhaltes der Tabellen und jedes in der comparativen Statiftif 
fo intereffante Raifonnemene vorenthält, und da wo ihm die Einführung 
des Zarifs vom Jahre 1842 hiezu bie befte Gelegenheit aufbringt, „die 
„Berehnung und weitere Schlußfolgerung aus den gege- 
„denen Daten dem denkenden Refer anheimftellt,? &,29 9. 


2) Das öfterreichifche Poftgefälle trägt nah Springer’s Statiftif (im Jahre 
1844) 2,400,000 fl., in Preußen 1,400,000 Thaler oder 2,000,000 fi., 
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Wenn wir nun gleich auf dieſe Weile uns mit bem Inhalte ber 
MWorrede und den Zwecken des Herrn Verf. nicht einverftanden erklären 
muͤſſen, fo iſt die vorliegende Arbeit abgefehen bievon dennoch eine fehr 
verbinftliche. — Wir übergehen daher mit Vergnügen auf den weſent⸗ 
lihen Inhalt diefed erften Werkes über das Äfterreichifche Poſtweſen, 
weil und biebel Gelegenheit geboten wird, der fleißigen Zufammenftellung, 
und ber dankbaren Mühe des Herrn Verf, eine umfaflende Bamınlung 
aller über Poſtſachen erfloffenen Geſetze zu liefern, die wohlverdiente lobende 
Anerkennung zu zollen. 

Was wir hier Über die Verſchiedenheit des der Literarifchen Arbeit 
gegebenen Namens und dem Geleifteten erwähnten, ift eine An⸗ 
ſichtsſache, welche dem wahren Merbienfte nichts Benehmen will, und dem 
wahren Werche des gebaltvollen Werkes durchaus Beinen Eintrag thut. 


Lu Hauptſtuͤck. 
Von dem Poftregale, 


Der $. 1 fo wie die folgenden diefes Hauptſtuͤckes enthalten mit 
wenigen Abweichungen bie wörtlichen Anordnungen des Poftgefeßes 
vom 5. November 1887, und wir werden nunmehr prüfen, welchen 
Gewinn die in einigen Puncten abweichende Darftellungsweife des Herrn 
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in Beankreih Im Jahre 1841 rein 19,845,000 Franken ober 7,838.000 fl. 
GM, ein. Hiernach entfällt nah Tegoborski & Pr. jährlich auf jeben 
Stantebürger In Deſterreich, 8 Pr in Preußen, 13%, fr. in Frankreich 
pr. Kopf, fo daß ſich der oͤſterreichiſche Poſtertrag zum preußifchen wie 1:9 
zum franzöflfegen wie 4:18 ftellt, Bel näherer Pruͤfung der Tarife zelgt ſich, 
daß der Minderortvag der Poft in Deſterreich in dem fehr edlen Streben ber 
Staateverwaltung Liege, dieſe Anſtalt fo viel ala möglich ale Belebunge⸗ 
mittel des Verkehrs, des Handels und ber Induſtrie zu nügen, und fo weit 
thunlich, diefes Ichöne Ziel durch billige Tarife zu erreichen, — Much Branfı 
reich IR in neuerer Zeit vom ehemaligen flscalifchen Streben abgegangen, 
und hat einen Theil des Netto⸗Poſteinkommens den wichtigeren Stantögwedten 
geopfert, Während im Jahre 1844 die Bruttoeinnahme 45,543,000 Fran⸗ 
ten, die Verwaltungékoſten 25,608,000 Franken betrugen, fomit 10,868,000 
Beanken Beinertrag hervorlam, betrug der Bruttoertrag im Jahre 1844 
40,070,000 Branten, die Derwaltungsfoften 81,7988,000 Branfen und der 
Reinerixag bios 17,988,000 Branlen, 
B % 
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Verf. in Abſicht auf die leichtere Faßlichkeit, Verſtaͤndlichkeit oder die 
Vollſtaͤndigkeit bietet. 

Vor Allem müffen wir bedauern, daß die Definition des Poſtregales 
nicht die mwörtliche Elare Faſſung des Geſetzes im $. 1 beibehält, welche 
während fie ſowohl bezüglich der Form als auch des Inhaltes den logiſchen 
Geſetzen ganz entfprechend, diefe ftreng zu fordernden Eigenfchaften in der 
Saflung des Herrn Verf. einbüßte, zumal der ©efegestert: „Die dem 
„Staate in Hinfiht auf Transporte von Sachen und Perfonen vorbe⸗ 
„haltenen Rechte, und die den Anftalten zur Ausübung dieſer Rechte 
„zugeftandenen Vorzlige und Auszeichnungen begründen das Poftregale” 
fo adäyuat ift, daß er im Vergleiche mit der Umfchreibung des Herrn Verf. 
im $. 1 ©. 1 gewiß den Vorzug verbient. 

Ein ftrenges Sefthalten an dem Buchſtaben des Geſetzes ift das 
vorzäglichfte Verdienft einer Compilation im Allgemeinen. — Jeder Ge- 
ſchaͤftsmann weiß es, wie häufig ihm die richtige und genaue Anwendung 
der Geſetze auf praktiſche Säle erft dann geläufig wird, wenn er fo gluͤck⸗ 
lich war, die hierüber gelefenen Commentare zu vergeffen. — Allein unfere 
fämmtlichen Poftgefege und Vorfchriften. zeichnen fich überdieß durch eine 
fo correcte Stylifirung und eine fo Elare Faſſung aus, daß hier durch Ab⸗ 
änderungen felbft ber fchärffte Scharffinn, nur leicht eine Verdunklung 
berbeiführen konnte. 

Wir werden unfchwer im Verlaufe dieſes Capitels erkennen, wie 
fehr die Brauchbarkeit des vorliegenden Buches gewonnen hätte, falls das 
Pofigefeg wörtlich ohne die einzelnen Stellen aus ihrem ftreng Iogifchen 
und confequenten Verbande zu reißen abgedruckt, und nur dasjenige in 
Note ober fonft erfichtlicher Abfonderung beigefügt worden wäre, was ber 
Herr Verf. zur Vervollftändigung oder Erläuterung beifügen zu müflen 
vermeinte. — Diefe Anficht müffen wir im vorhinein ſchon deßhalb aus: 
fprechen, weil fi in der Praxis, namentlich im Strafverfahren, fo oft 
ed fih um Poftübertretungen handelt, faft niemals ein Zweifel über den 
Beftand der Uebertretung herausſtellt, und ein Eingriff in 
die klaren Beſtimmungen des Geſetzes gewiß unzweifelhaft von jedem 
Fachmanne alfogleich erkannt wird. | 

Eben ſo wenig können wir uns mit ber im $. 2 enthaltenen Darſtel⸗ 
lung des Zwedes der Poftanftalt vereinen. — Vor Allem fehlt 
bier die Begriffsbeftimmung, auf welche wir nur deßhalb Anfpruch erheben, 


— 
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weil der Herr Verf. in feiner Vorrede eine wiffenfchaftliche Dar: 
ftellung der öſterreichiſchen Poftverfaffung Jufagte. — Denn wie wir 
bereits an einem a. D. ih biefen Blättern weitläufig entwickelten, bat den 
politifhen Wiffenfhaften, fo wie ihren einzelnen heilen, die ängftliche 
Beftrebung, diefe Kunft der Staatsklugheit in die fteifen Formen einer 
fireng wiflenfchaftlihen Behandlung ohne alle North zu zwängen, 
vielen Abbruch gechan. Zumal e6 oft, um nur die wiffenfchaftliche 
Form zu retten, dahin führte, daß man die Durch die zufälligen Ereigniffe 
als reife gebotenen Maßregeln deßhalb verfhmähte, weil fie nicht in das 
einmal angenommene wiffenfchaftliche Syſtem paßten. 

Wir würden vor Allem fehr Anftand genommen haben, die Behaup⸗ 
tung des Herrn Verf. auszuſprechen: „daß in dem Rechte der höchſten 
„Polizeigewalt, den Verkehr der Staatsangehörigen zu über: 
„wachen und zu leiten, das Recht.... der Poſten ruhe? — 
Nach unferem Erachten bedarf e8 diefer wiffenfchaftlichen Begründung 
bes fraglichen Nechtes durchaus nicht, zumal alle Staatslehrer nach dem 
heutigen Standpuncte der Wiffenfchaft der Poftanftalt, als dem wichtigften 
Beförderungsmittel der Eultur und des Handels (in der Nationalökonomie), 
oder als Regale Cin den Sinanzen), einen würbigeren Grund anzumeifen 
wiſſen. Betrachtet man die hiftorifche Entwicflung des heutigen Poftwe- 
ſens ald Staats» ober Privatanftalt, fo werden wir nirgends den Zweck 
der Ueberwachung, wohl aber überall wie billig 1. ben der Sorgfalt 
für die Wohlfahrt der Unterthanen, dann 2. ber Belebung bes Ver: 
kehrs und Hebung des Hanbels leicht erkennen. | 

Für ben erften Hauptzweck diefer Einrichtung ale Staatsanftalt 
fprehen die Eilboten des Cyrus!) oder Alexanders des Großen, bie 
Cursus publici der Römer ?), die drei von Carl dem Großen errichteten 
Pofteurfe nad) Ktalien, Deutfchland und Spanien, ja endlich auch bie 





1) Nach Zenophon’s Angabe ließ er auf Entfernungen, welche ein Fräftiges 
Dferd in einem Tage zurüdlegen konnte, Botenflationen anlegen, um ſchleu⸗ 
nige Nachrichten in und aus den 127 Satrapien zu fenden. — Mlfo die 
erſten Biftorifch nachzumeifenden Poſtſtationen mit Pferd» und Botenwechſel. 

2) Schon vor Auguft hatten die Römer nach Julius Eäfar eine reitende Poft 
(Statores). 86 befanden fich in gewiffen Entfernungen Pferde in Bereit, 
ſchaft, allen ausfchlieglich für Staatsfendungen und Boten. Kaiſer Hadrian 
legte einen gemeinjamen Laufwagen an (cursum publicum). ° 


To Hauptblatt. 


letzte Entwicklung dieſer Staatsanſtalt unter Frankreichs Ludwig XI. 
das Wort. 

Die erfte hiſtoriſch nachweisbare großartige Einrichtung, welche die 
Beförderung von Depefchen in die entfernten Landestheile bezweckte, 
theils durch Frohnboten, theild durch, auf einzelnen Stationen, eigens 
beftellte Reiter, deren jeder feine Station zu machen hatte, war eine 
reine Staatsanftalt. — Von diefer Natur waren die Staatspoft bed 
Cyrus und afiberer perſiſcher Monarchen, deren Xenophon und Herodot 
erwähnen, fo ıwie der Cursus publicus der Römer (vor Auguſt reitend, 
feit ihm auch fahrend), angariae et perangariae , welcher dazu diente, 
um Staatsboten, Staatöbeamten bei Dienftreifen, und ſelbſt dem Kaifer 
bei Bereifungen der Provinzen, den Gefandten, fo wie für die Kortfchaffung 
der baaren Staatseinkünfte in den Baiferlihen Schatz eine fchleu- 
nige Beförderung zu fihern. Ganz gleicher Natur waren die fpäteren Ein⸗ 
richtungen Carls de8 G. (807) 9 und vieler Anderer. — Den eigentlichen 
Uebergangspunct für die Staatspoft nach Deutfchland über die franzöſiſche 
Graͤnze muß man jebody in der Einrichtung Ludwig XI. fuchen, welcher 
fowohl den Stationd: als auch den Dberftpoftmeiftersdienft mit eigenen 
Inſtructionen nor mirte (1462). Won ihm rühren die Poftmeifter (maltres) 
für jede Station, und der. Generalpoftmeifter unter Heinrich dem IV. 
(1608), général des postes genannt, ber. 

Niemand wird nach den gefchichtlihen Daten in diefer primitiven 
Einrichtung der Staatspoſt eine Anftalt zur Ueberwachung des Verkehrs 
entdecken. Und wenn gleidy der Mißbrauch, welchen felbft die weifeften 
Erfindungen des menſchlichen Geiſtes nicht ausfchließen, einen Miniſter 
wie Richelieu diefen früher nicht geahnten Zweck der franzdfifchen Poft- 
anftale unterfehieben ließ, fo war dennoch fein Todestag — 4. December 

2) Gine ähnliche Staatspoft findet man noch jebt in Japan und Sina, nur 
daß den finefifchen Staatéboten geftattet iſt, außer aͤmtlichen Depefchen 
au Privatbriefe mitzunehmen, was bei ben Bier bezeichneten, namentlich bei 
bem Cursus publicus der Römer auf das firengfle verboten war, indem zu 
ſolchen ſehr feltenen Ausnahmen eigene kaiſerliche Erlaubniß (diploma, 
evictio) erforderlich und angeorbnet war, baß jeder dagegen handelnde Auf⸗ 
feher der Angarien, fo wie ver hiebei Betheiligte, auf eine entfernte Ins 
fel verbannt wurde, Siehe Mathias über Boften und — Ber⸗ 

lin, 1832. 
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1643 — auch der Zeitpunct, an welchem diefe finftere Orgauifirungsver- 
flämmlung zu Grabe ging. 

Noch viel weniger als bie Staatspoft bietet jedoch die Entftehung 
und Entwiclung der Privatpoftanftalt irgend einen baltbaren Anhalts⸗ 
punct für den vom Herrn Verf. angegebenen Zweck der Poſten. 

In Frankreich entwicelte dad Beduͤrfniß, da die Staatspoft nur 
für ‚die Regierung errichtet wurde, die Einrichtung der Univerſitaͤtsbrief⸗ 
boten. Sie war die von der Univerfität in Paris getroffene Veranftaltung, 
daß befoldete Univerſitaͤts⸗Fußboten für ein beftimmtes Briefgeld den Briefe 
wechfel zwifchen den Studierenden und deren in den Provinzen wohnenden 
Verwandten beftellten 2). Das Briefgeld floß in die Univerfitätscaffe. 
Und fchon im Jahre 1206 betätigte König Philipp Auguft die Vorrechte 
der Univerfität, fomit auch ihr Botenweſen. — Diefe Boten, von ihrer 
Schnelligkeit fliegende Boten genannt, beforgten auch die Beförderung der 
Privatcorrefponden, für das Publicum, und wurden erft, nachdem die 
Staatspoft fich zu einer allgemeinen Poftanftalt ausbildete, von Ludwig 
dem XV. im Jahre 1719 aufgehoben. 

In Deutfchland beftand ein Botenmwefen für Privatcorrefpondenzen 
und Sendungen ſchon im Sahre 1241, aber nur für Briefwechfel und 
Handelszwecke bei Errichtung der Hanſa 2). Diefe Anftalt erhielt dann 
eine immer weitere Ausdehnung, und rief eine regelmäßige Botenſendung 
von Stadt zu Stadt hervor. 

Ganz vorzüglich dienten als Beförderungsmittel für Briefe und Sen 

dungen, wo regelmäßige Botencourfe mangelten, die Meßger, welche ihre 
Knechte in entfernte Gegenden in Gemwerbsangelegenheiten entfendeten, 
und die zugleich durch Befig von Pferden berufen fchienen, auch Beſpan⸗ 
nungen von Stadt zu Stadt ſtets leiften zu Fünnen. — Diefe bedienten 
fi ſchon gleich urfprünglich des Poſthorns als Abzeichen, obgleich erft im 
Jahre 1615 das Blafen für die Kaufleute als — des Anlangene 
ihrer Briefe eingeführt wurde, 


1) Sich hierüber Ch. ©. Viſ Ser 6 a. geſch. Zeittafel des Poſtweſens, Tüs 
bingen 1820. — Mathias wie oben S. 65 u. f. w. ' 

2) Hamburg und Lübe als Hauptorte zogen noch viele aubere Stäbte in das 
Botennetz, wodurch die Botencurſe Hamburg, über Lubeck, Roſtock, Stettin 
u. f. w., Amſterdam, Nürnuberg, Wien, Leipzig, Salzburg, Stuttgart x, 
entſtanden. 
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Alle diefe Anftalten verloren ihre Bedeutung und Selbſtthaͤtigkeit, 
als Marimilian I. nach dem Beifpiele Frankreichs eine allgemeine Poft- 
anftalt in Defterreich einführte (1498 — 1519). 

Wer kann wohl in diefer hiftorifhen Entwicklung, welche theilweile 
auch der Herr Verf. ©. 6 $. 3 annimmt, einen Grund finden, beu Zwed 
der Poftanftaft in der Ueberwachung und Leitung des Verkehrs zu fuchen Y! 

Klüber fagt in feinem Werke „das beutfhe Poftwefen” (Erlangen 
1817) mit Recht: „Die Poftanftalt ift eine der koſtbarſten Perlen in dem 
Kranze bürgerlicher Geſellſchaft, eines der wichtigften Mittel zu Erwedung 
und Erhaltung der Rebenswärme emfiger Thätigkeit der Staatsgenoffen. 

Wie das Licht und die Wärme fich verhält zum thierifchen Leben, Io 
die Schreib: und Buchdruckerkunſt, dad Gelb und die Poft, zu dem 
geiftigen und gefelligen Leben der Menfchen in dem Stande der Eultur. 
So arbeitet dann ein Machthaber, der an biefen Poſtulaten der Eultur 

fih vorgreift, dem Wohlftande der Staaten und ARE in feinen erften 
Elementen entgegen.” 

Es muß aber vor Allem unferer Regierung bezeugt werben, baß fie 
weder das helle Waffer diefer Perle trübte, noch auch irgend ein Opfer 
feheute, um die Poft ald reines Mittel der Belebung des Wohlſtandes 
und Hebung der Eultur zu erhalten, und auf Beinen Staat paßt weniger 
als auf Defterreich die wigige Bemerkung des Prinzen be Ligne über ben 
Mißbrauch der Poftanftalt?) in Frankreich. Hiernach glauben wir, dab 
weder die MWiffenfchaft, noch der gefchichtliche Urfprung des Poſtweſens 
die Anſicht des Herrn Verf. ſectſentgen dürften 2). 


Sich über dieſen Gegenſtand „das deutfche Poftwefen,? in gefchichtlicher und 
‚rechtlicher Beziehung von Earl Stängel, beleuchtet von C. F. Müller, 
Dr, der Rechte. Leipzig 1847. ©. 8. „Die Poſt ift eine unter Aufficht des 
"Staates ftehende Anftalt zur regelmäßigen, möglichft fchnellen und ficheren 
Beförderung von Nachrichten, Sachen und Perfonen, deren Benugung.gegen 
fele Tare Jedermann zufteht ...... » Menn bier von Aufflcht des Staates 
gefprochen wird, fo iſt Hierunter bie aus ber Poſthoheit enifpringenbe 
DOberauffiht und Leitung der Anftalt, ........ nicht aber bes Verkehrs 
gemeint. 

2) Cela me plait d’ecrire tout simplement par la poste. On est lu par 
son souvrain sans lui addresser la lettre. 

33) Die Wichtigkeit diefes Gegenſtandes mag bie hiſtoriſche Disgreffion entſchul⸗ 
bigen, wobei wir Feineswegs die Poftanftalt ale vor der Sundfluth (fiche 


Ä 


— — 
— — 
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Indem wir nur noch bemerken, daß wiſſenſchaftliche Abhandlungen, 
wie: die freie Concurrenz im Trandportwefen von Heerfeldt, Frank 
furt MM. 1839. ©. 5. — Klüber’s Poftwelen (wie oben). — Ma 
thias über Poſten und Poftregale, ganz vortreffliche Beftimmungen 
des Zweckes, des Umfanged und der Aufgabe der Poſtanſtalt enthalten, 
denen die bezeichnete Abnormität fremb ift, können wir nicht umhin zu 
erwähnen, daß die &. 3 im dritten Abfaße angegebene „Vervielfältigung 
»befchleunigter Verbindungen und thunlichſte Erleichterung in der Be⸗ 
„nügung der Communicationsmittel? wohl, wie der Herr Verf. felbft auf 
auf derfelben Seite 8 im erflen Abfage bemerkt, die Aufgabe einer 
guten Poftanftalt find, allein eben deßhalb nicht zugleich die Bedin- 
gungen einer guten Poftanftalt fein Eönnen, fall man wiffenfchafte 
lich vom Poſtweſen fpricht. 

Mit Vergnügen dagegen theilen. wir die Anficht des Herrn Verf. 
über die finanzielle Bedeutung ) der Poftanftalt ?), eine Anficht, die, nach⸗ 
dem fie in der ganzen civilifirten Welt bereits Tängft zur Weberzeugung 
wurde, auch in unferem Kaiferftaate fi) durchaus Geltung zu verfchaffen 
wußte, wie die legten wohlthaͤtigen — N die wir der 


— — — —— — — — — 


Zeitſchrift fürs Poſtweſen S. 40 I. 1820 2. Heft von Emerich) beſtehend 

annehmen. — Denn in diefem Sinne wäre wohl die aus ber Arche entſendete 
Taube der erfte Poſtillon, und Noah der erfie Boftmeifter! — Allein was wir 
anführten, ift fireng Hiflorifch nachzumweifen, und fomit für bie urfpränglichen 
Zwede und Beflimmung des Poſtweſens maßgebend. 

1) The direct revenue to be derived from the Post Office was net the 
primary consideration — Repert on the Post Office by Lord Lowther 
am 8, Mai 1835. A diminution In price, as a general rule, leads to 
more than a proportionate increase in consumption. His...... Mr. 

_ Rowland Hill’s Plan for a universal penny postage. London 1838, 

2) Bir haben bereits früher durch ziffermäßige Vergleichung des Poſtertraͤgniſſes 


in Deflerveich, Preußen und Frankreich dargethan, daß im Deſterreich biefem 


weifen Principe gehuldigt wurde. — Gin mit der Briefpoft verfendetes Packet 
von Yy Pfund zahlt in Prenßen bei einer Entfernung von 60 Meilen zweimal, 
und bei einer Entfernung von 100 Meilen mehr ale dreimal: fo viel als in 
Oeſterreich. Ein Pfunde Badet Toftet bei 60 Meilen das Bänffache und bei 
100 Meilen faſt das Achtfache. Eben fo überſteigt ein ‚einfacher Brief in 
Frankreich auf Entfernungen über 98 Meilen das öfter. Porto um mehr ale 
das Doppelte. 
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Alle diefe Anftalten verloren ihre Bedeutung und Selbſtthaͤtigkeit, 
als Marimilien I. nach dem Beifpiele Frankreichs eine allgemeine Pol: 
anftale in Defterreich einführte (1498— 1519). 

Wer kann wohl in diefer hifterifchen Entwicklung, welche theilweiſe 
auch der Herr Verf. S. 6 $. 8 annimmt, einen Grund finden, das Zweck 
der Poftanftalt in der Heberwachung und Leitung de6 Verkehrs zu fuchen ')! 

Kläber fagt in feinem Werke „das deutſche Poſtweſen“ (Erlangen 
1817) mit Recht: „Die Poftanftalt ift eine der Foftbarften Perlen in bem 
Kranze bürgerlicher Geſellſchaft, eines der wichtigften Mittel zu Erweckung 
und Erhaltung der Lebenswärme emfiger Thätigkeit der Staatsgenoſſen. 

Wie das Licht und die Wärme fich verhält zum thierifchen Leben, ſo 
die Schreiber und Buchdruderkunft, das Geld und die Poft, zu bei 
geiftigen und gefelligen Leben der Menfchen in dem Stande der Eultur. 
So arbeitet dann ein Machthaber, der an biefen Poſtulaten der Cultur 
fi vorgreift, dem Wohlftande der Staaten und Nationen in feinen erſten 
Elementen entgegen.” 

Es muß aber vor Allem unferer Regierung bezeugt werden, daB ft 
weder das helle Waſſer diefer Perle träbte, noch auch irgend ein Opfer 
fcheute, um die Poft ald reines Mittel der Belebung des Wohlſtandes 
und Bebung ber Eultur zu erhalten, und auf Eeinen Staat paßt weniger 
als auf Defterreich die wißige Bemerkung des Prinzen de Ligne über bei 
Mißbrauch der Poftanftalt*) in Frankreich. Hiernach glauben wir, daß 
weder die Wiffenfchaft, noch der gefchichtliche Urfprung des Poſtweſens 
die Anſicht des Herrn Verf. rechtfertigen dürften ®), 


Sieh über diefen Gegenftand »das deutſche Poftwefen,? in gefcgichtlicher und 
‚rechtlicher Beziehung von Carl Stängel, beleuchtet von C. F. Müller, 
Dr, der Mechte. Leipzig 1847. S. 8. „Die Poft ift eine unter Aufficht bee 

"Staates ftehende Anftalt zur regelmäßigen, möglichft ſchnellen und ficheren 
Beförderung von Nachrichten, Sachen und Perfonen, deren Benugung gegen 
fefle Tare Jedermann zufteht ...... » Wenn bier von Aufflcht des Staates 
gefprochen wird, fo ift Hierunter die aus der Poſthoheit enifpringenbe 
DOberauffiht und Leltung der Anftalt, ........ nicht aber des Derkchre 
gemeint. 

2)Cela me plait d’ecrire tout simplement par la poste. On est lu par 
son souvrain sans lui addresser la lettre. 

2) Die Wichtigkeit diefes Begenfandes mag bie hiſtoriſche Disgreffion entſchul⸗ 
digen, wobei wir keineswegs die Poſtanſtalt als vor der Sundfluth (fiche 
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Indem mir nur noch bemerken, daß wiſſenſchaftliche Abhandlungen, 
wie: bie freie Concurrenz im Transportwefen von Heerfeldt, Frank⸗ 
furt AM. 1889. ©. 5. — Klüber's Poftwefen (wie oben). — Ma 
thias Aber Poften und Poftregale, ganz vortrefflihe Beftimmungen 
des Zweckes, des Umfanges und der Aufgabe der Poftanftalt enthalten, 
denen die bezeichnete Abnormität fremd ift, Können wir nicht umhin zu 
erwähnen, daß die S. 3 im britten Abfage angegebene „Vervielfältigung 
»befchleunigter Verbindungen und thunlichfte Erleichterung in der Be⸗ 
„nögung der Communicationsmittel? wohl, wie der Herr Verf. felbft auf 
auf derfelben Seite 3 im erften Abfage bemerkt, die Aufgabe einer 
guten Poftanftalt find, allein eben deßhalb nicht zugleich die Bedin⸗ 
gungen einer guten Poftanftalt fein Eönnen, falls man wiffenfhaft« 
Tich vom Poftwelen fpricht. 

Mit Vergnügen dagegen theilen wir die Anficht des Herrn Verf. 
über die finanzielle Bedeutung der Poſtanſtalt 2), eine Anſicht, bie, nach⸗ 
dem ſie in der ganzen civiliſirten Welt bereits laͤngſt zur Ueberzeugung 
wurde, auch in unſerem Kaiſerſtaate ſich durchaus Geltung zu verſchaffen 
wußte, wie die letzten — Einrichtungen beweiſen, die wir der 


— ⸗ — 





Zeitſchrift fürs Poſtweſen S. 40 J. 1820 2. Heft von Emerich) beſtehend 
annehmen. — Denn in dieſem Sinne wäre wohl die aus ber Arche entſendete 
Taube der erfte Boftillon, und Noah der erſte Boftmeifter! — Ullein was wir 
anführten, if fireng hiſtoriſch nachzumeifen, und fomit für bie nrfprünglichen 
Zwecke und Beflimmung bes Poſtweſens maßgebend. 

1) The direct revenue to be derived from the Post Office was net the 
primary consideration — Report on the Post Office by Lord Lowther 
am 8. Mai 1835. A diminution In price, as a general rule, lends to 
more (han a proportionate increase in consumption. His...... Mr. 
Rowland Iill’s Plan for a universal penny postage. London 1888, 

2) Wir haben bereits früher durch ziffermäßige Vergleichung des Poſtertraͤgniſſes 
in Deflerreich, Preußen und Frankreich dargelhan, daß in Defterreich biefem 
weifen Principe gehuldigt wurde. — Gin mit der Briefpoft verſendetes Packet 
von 2, Pfund zahlt in Preußen bei einer Entfernung von 60 Meilen zweimal, 
und bei einer Entfernung von 100 Meilen mehr ale dreimal fo viel ale In 
Deſterreich. Bin Pfund⸗Packet koſtet bei 60 Meilen das Fünffache und bei 
100 Meilen faſt das Achtfache. Eben fo Üherfleigt ein ‚einfacher Brief in 
Frankreich anf Entfernungen über 98 Meilen das öflerr. Porto um mehr als 
das Doppelte. 
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hohen Intelligenz ber oberſten Leiter ber Finanzverwaltung um fo waͤrmer 
danken mäffen, als e6 Jedermann weiß, wie ſchwer alt hergebrachte ver- 
Enöcherte Gefaͤllsgewohnheiten zu befämpfen find U. 

Sehr dankenswerth ift die von S. 6—28 enthaltene Darftellung 
der hiſtoriſchen Entwicklung. des äfterr. Poftwefens, fo wie die S. 25 
bis 80 gelieferten ftatiftifchen Daten, die wir bereit6 in der Einleitung 
näher beleuchteten. 

Hier muͤſſen wir nur bemerken, daß wenn gleich die Mallepoſten bei 
ihrer urfpänglichen Einführung durch den vom Herrn Verf. angege- 
benen Umftand motivirt wurden, daß fih auf minder bedeutenden 
Routen die periodifchen Courſe von Pad, Perſonen⸗ und Briefpoftfahrten 
nieht lohnten, feither nicht dieſe Nückfiht der Grund ihrer fleten Ver⸗ 
mebrung war, Tondern darin lag, daß diefe Fahrten ald alle poftalifche 
Zwecke vereinigende Courſe, für vollfommen geeignet erkannt wurden, 
um das Ideal einer guten Poftverbindung zu erreichen, weil fie dem Pu⸗ 
blicum Gelegenheit boten, jede Anforderung an die Poftanftalt fo billig 
und fo-oft als möglich erfüllt zu fehen. 

Hiernach beftehen auch bereits Mallefahrtenauf allen, ſelbſt 
den frequenteften Routen und mit Ausnahme Ungarns”) courſiren 
nur 4 Packpoſten in der ganzen Monarchie, von denen 3 demnaͤchſt 
aufgehoben, die vierte aber gleichfalls befeitige werden wird 9, was auch 
ganz zweckmaͤßig ift, zumal die Malefahrten zur Beförderung aller 
Poftfendungen dienen, und feit dem durch das Gefep vom Jahre 1837 
freigegebenen Sachentransporte fi Niemand wegen Beförderung großer 
Gewichtsfendungen in Verlegenheit befindet. 

Hierauf behandelt der Herr Verf. I. den Sachentransport, II. den 
Perſonentransport, III. Verhältniß der Eifenbahnen zu dem Poftregale, 
IV. Ausübung der dem Staate vorbehaltenen Rechte, und V. befondere 
Vorzüge und Auszeichnungen der Paftanftalten. 

Das Poftgefeg vom Jahre 1887, deflen Marginalnoten fo ziemlic) 


"UWe have uufficientiy Informed ourselves on this subject to be aatisſiod 
that an alteration in the present system is absolutely necessary. Post 
Office Reform. London 1837. 

2) Wien-Agram. — Wien⸗Ofen. — Ofen⸗Kaſchan. — Ofen⸗Semlin. 
2) InnsbrudBerom, — ERPRIEN — Trieſt⸗Mailand. — Brodys 
Nadziwillow. 


[4 
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mit der Auffchrift der einzelnen Paragraphen bed Seren Werf. identiſch 
find, wird hier, menn gleich in einer geänderten Anordnung behandelt, und 
die nachträglichen feit 1887 erfloffenen Verorbuungen angeführt. — Als 
verdienftfich müflen hervorgehoben werden, die Bemerkungen über den 
Brieftransport in den 88. 12—18 und 14. — Nur müffen wir bemer- 
fen, daß die fehr rationelle- Interpretation ©. 42, was eigentlich unter 
dem Gefeßesausdrude: „daß derjenige, welcher . . . . den Transport 
„(mehrerer Briefe) vollzieht, fich dabei nicht mit Sammlung von Brie⸗ 
„fen .... beſchaͤftigtꝰ zu verfiehen fei, den Zweifel &. 43 ohnehin 
behoben hätte, fomit das angeführte Beifpiel bes reifenden Studenten 
nicht ganz unentbehrlich ſcheint. — Nach der gründlichen Erörterung ©. 42, 
welche von allen Reifenden gilt, muß auch die Anficht des Herrn Verf. 
von einem Reiſenden gelten, ber ein Student ift. 

Bon gleicher Verdienſtlichkeit und durch forgfältige Bearbeitung aus⸗ 
gezeichnet find auch die folgenden $$. 15— 80. — Die Darftellung ber 
Borrechte, welche Poftbedienftete bezüglich der Militaͤrpflicht genießen, ift 
mit Hinzunahme deſſen was der Herr Verf. ©. 86 und 87 von den Po⸗ 
ſtillonen in diefer Hinſicht anführt, umfaffend und gründlich bearbeitet. — 
Wir Eönnen bei diefem Anlafle vom praktifhen Standpuncte aus nicht 
genug geltend machen, wie wichtig das Inftitut der Poftillene für einen 
regelmäßigen, ficheren Poftdienft ift, und wie abträglich es für den Wohl⸗ 
ftand im Allgemeinen ift, bei Militäraffentirungen nach Leuten zu greifen, 
welche einer ehrlichen und nuͤhlichen Befchäftigung obliegen. 

Es wäre daher unferes Erachtens fehr zweckdienlich, wenn die ganz 
freie Wah bei Militärftellungen dahin befchränft würde, daß Poſtillone 
nur dann affentirt werben dürften, wenn die ganze zur Stellung be 
rufene Altersclaſſe einer Gemeinde Fein fähiges Individuum enthält, 
und daß hiebei nicht die zufällige Aeußerlichkeit enticheiden könnte. 

Im zweiten Hauptſtuͤcke handelt. der Herr Verf. „von ber Ver 
walsung des Poftwefens,? und fpricht S. 72 die Anſicht aus, daß den 
Poftmeiftern in einigen größeren Städten, wie in Wien, Prag, Trieft 
und Ofen, das befondere Privilegium der poste regale *) zugeftanden fei, 


— — 


3) Die Beghnfligung der poste rogale iſt franzöſiſchen Urſprungs. Nach einer 
Örbonuanz vom 25. Juli 1739 mußte jederzeit feluR während ber Abweſen⸗ 
heit des Königs, bei ver Hins und Herreiſe nach und von ben Gtählen Paris, 
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and daß dieſes darin beſtehe, ſtatt einer einfachen Poſt 1% Port auf⸗ 
rechnen zu duͤrfen. — Unſeres Wiſſens beſteht eine ſolche Beguͤnſtigung nur 
in Wien mit Mehraufrechnung Poſt, während in Prag gar keine, in 
Ofen und Zrieft aber nur Y, Poft als poste de faveur bewilligt ift. 

In der fehr lobenswerthen Zufammenftellung des Nechtsverhältniffes 
der Poftmeifter 85. 33—37 finden wir blos die S. 81 ausgefprochene 
Behauptung, daß die Erwerber einer ungarifchen Poftftation titalo onerose 
zu jeder beliebigen Zeit die Poftflation veräußern können, nicht rich: 
tig; und eben fo ift die behauptete Unzulaͤſſigkeit eines Tichtadeligen zum 
‚ Poftmeifterdienfte in Ungarn fchon laͤngſt durch die Praxis und den Ufus 
gänzlich aufgehoben; was wir bier um fo mehr hervorheben müflen, ba 
der Herr Verf. S. 2 die ganz richtige Behauptung ausſpricht, daß in 
Ungarn und Siebenbürgen meiftens nur das Herkommen, der altherge: 
brachte Gebrauch über den Umfang und das Weſen des Poftregaled maß⸗ 
gebend fei. — Diefed ganze Hauptftäd ift mit. fehr anerkennenswerther 
Vollſtaͤndigkeit, und rücfichtlich des Ineinandergreifens der verfchiebenen 
Drgane mit jener Sachkenntniß und Sorgfalt bearbeitet, die wir vom 
Heren Verf. bei feinen früheren literarifchen Leiftungen gewohnt waren. — 
Die Beftimmung der Poftinfpectoren $. 45 (dann auch ber Poſtinſpi⸗ 
cienten), fo wie der Poftcommiffäre und Eentralinfpectoren, hat ber Herr 
Verf. fehr richtig dargeftellt. Kein Zweig der üffentlichen. Verwaltung 
benöthigt eine fo eindringliche und immerwaͤhrende Beauflichtigung, als 
die Poftanftalt. Und es wäre wahrlich fehr zu bedauern, wenn ſich die 
Infpectoren und Inſpicienten nicht vorzugsweife mit der Beauffichtigung 
ihres Bezirkes, fondern nur mit der unmittelbaren Manipulationsüber- 
wachung ihres Amtes befaflen follten, wie dieß meiftens vorkommt, 
zumal eine ganz gute und Elaglofe Beforgung des Poftdienftes 
ohne häufige Infpicirung eine Illuſion if, die man nie 
verwirklicht ſehen wird. 

Im dritten Hauptſtuͤcke handelt der Herr Verf. vom Sachentrand- 


Ren 


Lyon und Berfailles, und auch bei ber Abreife von Breft, bie erfle Poſt dop⸗ 
pelt bezahlt werben, doch fo, dag man von Paris nach Verfailles und umge: 
kehrt im Ganzen nur für 3 Poften bezahlte, Auch an anderen Orten, wo ſich 
der König nur zeitweilig aufbielt, mußte die erſte Poft doppelt bezahlt werben, 
doch nur vor und bie zu der Mitternachtſtunde, welche auf die Ankunft und 
Abreife des Könige folgte. — Klüber’s Poſtweſen. 
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porte, und zwar 1. mittelſt ber Briefpoſt, 2. mittelſt Eſtaffeten, 8. mit⸗ 
telſt der Fahrpoſt. 

Die ſaͤmmtlichen uͤber biefen Theil der poftalifchen Thaͤtigkeit befte- 
henden geſetzlichen Anordnungen find mit vielem Geſchicke zuſammenge⸗ 
ftelle, die nachträglichen (wenn gleich fehr wenigen) Verordnungen find 
am gehörigen Orte berufen, und fo bietet der Herr Verf. durch Einbezies 
bung aller mit dem Auslande in Abficht auf die in Rede lebenden Ver⸗ 
fendungen beftehenden lebereinfommen eine ganz umfaffende und — 
maͤßige Darſtellung. 

Dasſelbe lobende Urtheil gebuͤhrt dem Herrn Verf. bezuͤglich des im 
vierten Hauptſtuͤcke behandelten „Perfonentransportes Y. 

Auch hier hat ſich der Herr Verf, eine überfichtfiche Zufammenftelung 
der beftehenden Vorſchriften, der Fahrpoſtordnung, Conducteursunter⸗ 
richtes und der Eifenbahnbeftimmungen, fo wie der bezüglichen Nachtrage« 
verordnungen zur Aufgabe ‚gemacht, und bdiefelbe dur Vollſtaͤndigkeit 
und Genauigkeit ehrenvoll gelöft. — Zumal auch daB Reglement für Pri⸗ 
vatperfonenunternehmungen in den deutfchen Provinzen, fo wie die älteren 
Geſetze der ehemaligen franzöfifchen Regierung, welche noch immer in der 
Lombardei und Venedig für Meflagerien maßgebend find, im britten Abe 
ſchnitte umftändlich behandelt werden. 

‚Die vom Herrn Verf. in den $$. 274—276 ang@debenen Gebühren 
werden nad Maßgabe der Strede, für welche die Licenz gelöft wird, im 
voraus bemeffen, jedoch werden von ber ganzen Strecke zu Bolge Hofde⸗ 
cretes vom 21. Juli 1846, 3. 24,280/986, jene Xheilftrecfen ausges 
fchieden, auf welchen ſich die Meflagerie-Unternehmungen der bereit$ aus: 
geführten Eifenbahnparzellen bedienen, fo zwar, daß hierüber der Umſtand, 
ob fie ihre Paffagiere mittelft der Eifenbahn befördern Taffen, fie aber am 
Endpuncte der Bahn in ihre Wägen aufnehmen, oder ob fie ihre Reiſen⸗ 
den, wie dieß auf der Strecke von Mailand nad) Treviglio geſchieht, 
ſammt den auf cari matti geftellten eigenen Perſonenwagen ohne Wechfel 
befördern laffen, Feinen Unterfchied macht. - 

Das fünfte Hauptftüc handelt von den Poftgebühren, und Tape in 
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1) Daß das Rittgeld eben jetzt geändert wurde, benimmt ber Brauchbarkeit 
der Abhandlung nichts, weil diefe Gebühren ohnehin von Zeit zu Zeit mos 
bificirt werben mäffen. 
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Abſicht auf Bründlichleit und Meiikändigkeit, ‚fo wie der Beigabe aller 
ausländifchen Gebühren nichts zu wuͤnſchen übrig. 

Sehr ſchaͤtzenswerth ift die Behandlung des ſechſten Hauptſtuͤckes 
über die Uebertretungen ber Poftgefege und deren Beftrafung. — Die 
Volltändigkeit der bezogenen nachträglichen Hoflammerdecrete, fo wie die 
zweckmaͤßige Zufammenftellung aller auf Hintanhaltung des Mißbrauches 
der Amtspackete zu Gefällsverfürzungen eignet diefen Theil des Werkes 
vorzüglich zum Leitfaden für jeden Poſtbedienſteten. So lange das bi6 
herige Syſtem der Portobefreiungen feftgehalten wird, wäre zur Siche 
rung des Staatsſchatzes eine eingreifendere und forgfältige Benuͤtzung ber 
gefelich gebotenen Mittel fehr wuͤnſchenswerth. Man kann unſchwer be 
merken, daß ihre Anwendung in ber Praxis fehr felten geübt wird, und 
daß hieburch die forglofe Benutzung der Auffchrift officiofer Judicialgegen⸗ 
fand, ex oflo, franco tutto u. ſ. w. bäuflg zum Mißbrauche ausartet, 
während meiftens bie vom Geſetze gebotenen Mittel zur Entdeckung folcher 
Unterfchleife vorzugsweife nur da vorkommen, wo die Poflmeifter noch 
im Genuffe der alten Portoantheile ſtehen; und fo noch ihr eigenes In⸗ 
tereffe ein forgfältigeres Ueberwachen der portofreien Correfponden; motivirt. 

Wei der großen Liberalität unferer Verwaltung in Ertbeilung von 
Portofreipeiten, wie man aus dem fpäter befprochenen Werzeichniffe der 
portofreien Perſonen entnehinen kann, wäre eine ſtrenge und ausnahms⸗ 
fofe Ueberwachung dieſer weit geftecften Graͤnze wahrlich nicht unpaflend. 

Die Beilage der Wiener Stadtpoft und das Verzeichniß der ſaͤmmt⸗ 
lihen Befreiungen von Briefpoft und Bahrpoftgebühren machen den Schluß 
des. Werkes, welches mit den noch beigegebenen Tabellen von ©. 415 
bis 486 an Vollſtaͤndigkeit des behandelten Stoffes nichts zu wuͤnſchen 
übrig läßt, es wäre denn, daß wir die Militärgränge und ihrer Eigen⸗ 
thuͤmlichkeiten in der Poftverfaflung und Verwaltung als eine Lücke des 
Werkes bezeichnen müßten, welcher bei einer neuen Auflage der Herr Verf. 
abzuhelfen bedacht fein Eann. 

Das Verzeichniß der Portobefreiungen hat der Herr Verf. fo voll⸗ 
Aändig als möglich geliefert, und es wären - nur noch die nachftehenden 
Befreiungen nachzutragen: 

1. Die Akademie der Wiffenfchaften -in ihren Gorrefpondenzen mit 
den portofreien Behörden, dann an einzelne im Inlande wohnende 
Mitglieder ift bei der Auf⸗ und Abgabe portofrei, wenn fie mit der Be⸗ 
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zeichnung „akademiſcher Gegenftanb? am Couverte verfehen und mit 
dem Abademiefiegel gefiegele find, Hofdecret vom 28. December 1847, 
3. 51,265/1995. 

2. Die den katholiſchen Eonflftorien, Vicarien, Decanaten, Pfarr: 
ämtern und Rocalcaplaneien in Schul und Religions⸗ und anderen ſtreng⸗ 
ämtlichen Gegenfländen für die Fahr poſt zugeflandene Portofreiheit 
wurde mit Hofdecret vom 30. November 1847, 3. 45,006/1710, auch 
auf die griechifch nicht-unirten Eonfiftorien ausgedehnt. 

8. Die Eorrefpondenzen zwiſchen Montangewerken und Montanbe⸗ 
hörden, welche fich auf die ftatiftifchen Daten der Montaninduftrie beziehen, 
find portofrei inder Auf» und Abgabe. waere vom 17. December 1847, 
3. 48,898/1892 9). 

Das am Ende des Werkes beigefügte-alphabetifche Inhaltsverzeich⸗ 
niß ift fehr zweckmaͤßig, und macht die Auffindung jeder Anordnung nach 
gluͤcklich gewählten Schlagworten leicht. — Somit kann man gewiß dem 
Herrn Verf. für diefen erften Verfuch, die Normen des öfterreichifchen Poſt⸗ 
wefene in einem foftematifchen Handbuche zufammenzufaflen, nur banken, 
und es wird ihm jene Anerkennung nicht entgehen, die ein flrebfamer 
Beamter mit Recht in Anfpruch nimmt, wenn er nach muͤhevoller erfchöpfen« 
der Xhätigkeit im Kreife feiner erften Berufspflicht die wenigen Stunden 
der Erholung einer rühmlichen Fiterarifchen Betriebfamfeir widmet. — 
Diefer Drang nach einer näglichen Wirkſamkeit ift um fo anerfennens- 
werther, da der Hert Verf. erft kurze Zeit dem befonderen Zweige des 
Poſtweſens fich widmen konnte, und es fomit angefirengterer Bemühungen 
bedurfte, als es bei anderen, durch ihre lange Praxis im Gebiete bes 
Poſtweſens VBerufenen ber Ball gewefen wäre, um ein Werk wie biefes 
zu liefern. 


Her; 


1) Der Herr Berf., welcher es weber an Fleiß noch Genauigkeit fehlen ließ, 
ſcheint dieſe Hofdecrete deßhalb nicht bezogen zu haben, weil fein obgleich 
für den Buchhandel mit der Jahrzahl 1848 bezeichnetes Werk, fo viel wir > 
glauben, bereite Im Jahre 1847 die Preſſe verließ. 


— a 


Miscellen. 


Berfonalveräudernungen im Öffentlichen Dienfte. 


Hr. Profeffor Regierungsratö von Wattmann erhielt bei feiner Ver⸗ 
feßung in ben Ruheſtand das Ritterkreuz bes Leopolborbens. 

Hr. Otto Graf zu Traun und Abenfperg erhielt das Mitterfreng des 
Leopoldordens. 

Hr. Dr. Ferd. Pohlberg, Präfldent bes k. k. Landrechts in Stanislau, 
nn nr feiner Verſetzung in: den Raheſtand den Orden ber eifernen Krone 
11. Claſſe. 

Hr. Bolentin von Hufzäar, Hofe und Minifterialreih, erhielt bei feinem 
Hebertritte in den Ruhefland das Commandeurkreuz bes Leopolborbens. 

Hr. Earl Graf von BuolsSchauenflein wurde als außerorbentlicher 
Gefandter und bevollmächtigter Minifter an den Hof in St. Petersburg, und 
überf ve CEduard Bach als Kreishauptmann in ber Bulowina nach Czernowiß 

erſetzt. 

befördert wurden : see X 

Hr. Wilhelm Freiherr von Pflügl und Hr. Otto Rivalier Freiherr 
von Meyfenburg zu Hofs und Minifterialräthen bei dem Minifterlum des 
Heußern und des kaiſerl. Haufes. 

Hr. Anton von Sammer zum Staatskanzleirathe und Hofdolmetſch für 
die orientalifchen Sprachen. R 

Hr. Leopold Laſerer und Hr. Iofeph Kubernatſch zu Sectionsräthen 
bei dem Minifterium für Landescultur und Bergweſen. | 

Hr. Mathias Ritter von Krajewesfi zum Cameralgefällenabminiftrator 
für Galizien mit dem Titel und Charakter eines Miniſterialrathes. 

Hr. Wilh. Ferd. Konecny zum erfen Rathe ber galizifchen Cameral⸗ 
gefällenverwaltung mit dem Titel und Charakter eines Guhernialrathes. 

Hr. Wenzel Herold von Stoda zum Bicedirector der Tabakfabrikendi⸗ 
reetion mit dem Titel und Charakter eines Regierungsrathes, 

Hr. Dr. Lott zum außerordentlichen Profeffor der Philofophie an ber 
Univerfität zu Wien. 

Hr. Ambros Gnad zum. BVorfieher der Kameralbezirfsverwaltung zu Eger 
mit dem Titel und Charakter eines Cameralrathes. 

Hr. Noe von Nordberg zum Wiener Stadthauptmann mit dem Cha⸗ 
rafter eines Minifterialrathes. 

Hr. Emil Gerard Feftenburg zum Viceſtadthauptmann mit dem Ehas 
tafter eines Regierungsrathes. 

Sr. Graf Born zum Bollzeibirector in Brünn mit bem Charakter eines 
Gnbernialrathes. 

Hr. Briebrich Freihere von Herberflein, Kreishbaupimann zu Bruck an 
der Mur, zum wirklichen Hofrathe. 

Hr. Gran Graf EolloredosWallfee zum außerorbentlichen Geſandten 
und bevollmächtigten Minifter am koͤnigl. großbritanifägen Hofe. 


ET en * 





! V. 
Darſtellung der Vereinigung (Cumulirung) mehrerer Rechts⸗ 
geichäfte und Beſtimmungen in Einer Urkunde, und mehrerer 
Bitten in Einem Gefuche, gleihwie der Behandlung der: 
felben nach dem Stämpelpatente vom 27. Januar 1810 in 
Verbindung mit einem Antrage auf deren Behandlung ‚in 
dem -fünftig zu erlaffenden neuen Stämpelgefebe. 


Bon Herrn Br. Andreas Kerfovanni. 





Auf Grundlage der Anordnungen des $. 96 des Tax⸗ und Staͤmpelge⸗ 
feße6 vom 27. Januar 1840 im Zuſammenhalte mit-den zu demfelben 
erfloffenen nachträglichen Erläuterungen der beftandenen k. k. allgemeinen 
Hofkammer ‚dürfte die Cumulirung von mehreren Nechtsgefchäften und 
Beftimmungen in Einer Urkunde und von mehreren Bitten in Einem 
Sefuche in fünf Claſſen eingetheilt werden; als: 

J. 

Vereinigung von mehreren auf ein und dasfelbe Rechtsgeſchaͤft ſich 
beziehenden Beftimmungen oder auch Vereinigung von mehreren auf einen 
und bdenfelben Gegenftand Bezug nehmenden Nechtögefchäften in Einer 
Urkunde; z. B. 

wenn in demſelben Kaufvertrage der Empfang des darin feſtgeſetzten 
Kaufſchillings beſtaͤtigt, und die Bewilligung zur Einverleibung in die 
Öffentlichen Bücher ertheilt wird; oder 

wenn in einem Schuldfcheine dem Släubiger zur größeren Sicher: 
fellung feiner Schuldforderung ein Pfand oder Buͤrgſchaft beſtellt 
wird; oder 

wenn ſich ber Verkäufer in demfelben Vertrage den Ruͤcktauf be⸗ 
dingt, oder 

wenn er ſich nebſtdem weiters auch noch vorbehaͤlt, daß ihm für die 
Zeit, wo ihm das Ruͤckkaufsrecht offen bleibt, das verfaufte Gut in Pacht 

L Band. IL Heft 1849. 6 
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überlaffen werde; — im erften Falle beziehen fich beide Beſtimmungen auf 
den Kauf, im zweiten aber beziehen ſich beide Geſchaͤfte auf denfelben 
Segenftand, und wird in beiden Fällen in dem Vertrage aud die Bemil: 
ligung zur Einverleibung ertheilt, fo gefellt fich dadurch eine Beſtimmung 
mehr dazu, welche deßgleichen auf das nämliche Gefchäft Bezug nimmt; 
oder wen der Käufer. den Kauffchilling gang oder theilweife durch Ueber 
nahme von Hypothekarſchulden zu tilgen verfpricht: in dieſem Falle han 
delt es fich, felbft wenn die Aflignation durch den Beitritt des Aflignatart 
zur vollftändigen wird, nur um eine Zahlungsmodalität, mithin um mehrere 
auf ein und dasſelbe Gefchäft Bezug nehmende Beſtimmungen; oder 

wenn in der Urkunde oder in dem bdiefelbe vertretenden Protocol 
über ein Befißveränderungsgefchäft ; oder 

wenn überhaupt in einer wig immer gearteten Vertragsurkunde über 
einen ©egenftand die Bewilligung zur Einverleibung, oder Ein», An, 
Um: oder Abfchreibung, oder Löſchung in Betreff desfelben Objectee, 
gleichwie 

wenn in der Widmungsurkunde über Beirats und fonftige Cautionen 
die Bewilligung zur Einverleibung derfelben ercheilt; oder | 

wenn in der Quittung die Bewilligung zur Loͤſchung des Gapitald 
auf den verhypothecirten Nealitäten, ober umgekehrt | 

wenn in der Löfhungsbewilligung ald Grund die ganz oder theilweile 
erfolgte Zahlung angegeben wird; ferner 5 

wenn der Gläubiger um die Räfchung der von ihm auf die Realität 
des Schuldners erwirkten Hypothekareinverleibung bittet, und als Grund 
dafür entweder die erfolgte Zahlung oder Ausgleihung anführt, und dar⸗ 
über Eeine befondere, wirklich beftehende Urkunde beibringt, oder abet 
lediglich die Förderung feines. Intereſſe zur Geltung bringt, in. welchem 
erften Falle in der nämlichen Urkunde drei auf dasfelbe Geſchaͤft ſich ber 
ziehende Beſtimmungen vorfommen, ald: das Loöſchungsgeſuch, ‚bie 2 
fhungszuftimmung und de Zahlungsheſtaͤtigung, im zweiten Kalle aber 
zwei, als: das Lofchungsgefuch und die Löfhungszuftimmung; dieß ift auch 
der Fall, wenn umgekehrt der Schuldner ein derlei Loſchungsgeſuch einbringt, 
und zur Begründung dedfetben fich auf die Zuftimmung des unterfertigten 
Släubigers oder deffen Bevollmächtigten beruft und Ießterer zugleich old 
Grund diefer feiner Zuftimmung ebenfalls entweder die gefchehene Zah 
lung oder Ausgleichung ohne Ausweiſung derſelben durch eine befondere 
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Betätigung, ober aber Tebiglich Die Förderung feines Intereffe ſchlechtweg 
‚ anführt; oder 

wenn der Schuldner feinem Glaubiger in der Schuldverſchreibung zur 
Tilgung der damit verſchriebenen Schuld eine ihm an einen Dritten zu⸗ 
kommende Schuldforderung abtritt; oder wenn in einer Vollmacht andere 
darauf Bezug habende, an ſich ſtaͤmpelpflichtige Beſtimmungen vorkom⸗ 
men u. f. m. 


II. 
Vereinigung von mehreren, unter fi im Zufammenhange ſtehenden 
Geſchaͤften, die fi auf verfchiedene Gegenftände beziehen, in Einer Ur⸗ 
kunde, z. ©. 
wenmn in derſelben Urkunde die Veraͤußerung mehrerer Realitäten 
bebungen und ber Kaufſchilling für jede abgefondert audgedrüdt; oder 
wenn bei einem Pachtvertrage der Kauffchilling beftimmt und bem 
Pächter nebfidem auch der vorhandene Vorrath an Betreide käuflich uͤber⸗ 
laſſen wird; oder 
wenn Jemand zum Bevollmaͤchtigten beſtimmt und ihm zugleich in 
derſelben Urkunde vorbehaltlich ſeines Deſervits eine Realitaͤt um einen 
aus dieſem Grunde feſtgeſetzten billigen Preis veraͤußert wird; oder 
wenn in Einer Urkunde die Veräußerung einer Realitaͤt bedungen 
und für eine andere Realität die Bewilligung zur Einverleibung oder Lö— 
fhung ertheilt wird; oder. 

. wenn mehrere Perfonen, die zuſammen Eeine imoralifihe Perſon bil⸗ 
den, die ihnen in conereto angewiefenen Strafgelderantheile, Percente 
für die gemeinfchaftliche Beforgung eines Geſchaͤftes, z. B. Commerzial⸗ 
ftämpelgefchäftee, Belohnungen , Arbeitsloͤhnungen rc. gegen Eine Quit⸗ 
tung beheben; oder 

wenn Jemand in derſelben Urkunde die eine Haͤlfte ſeiner Realitaͤt 
veräußert, und die andere Haͤlfte dem Käufer oder ſonſt einem anderen 
in Pacht überläßt; bier beziehen ſich beide Geſchaͤfte au en 
Gegenftände u f w. 


II. e 


Pereinigung von mehreren Gefchäften in Einer Urkunde, die unter 
ſich in keinem Zuſammenhange ftehen, das ift, welche, wie der Hofkam⸗ 
mer» Erlaß vom 28. April 1842, 3. 7588/789, ſich ausdruͤckt, im 

6* 
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Segenfage zu den unter fi in Verbindung flehenden Geſchaͤften nicht 
aus demfelben Factum entfpringen; z. ®. 
wenn in einer und derfelben Urkunde ein Kauf: und Verkaufsgefchäft, 
und dann eine Eeflion an den Käufer; oder 
wenn darin mehrere Verträge zufammengefoßt werden, die unter 
fi in Beiner Verbindung ftehen; ferner Otudienabſolutorien u. f. w. 


IV. 

Vereinigung von mehreren Bitten in Grundbuchsſachen in Einer 
Eingabe. 

Diefe. Zufammenfaflung von mehreren Bitten in Einer Eingabe 
Eann wieder verfchieden fein; ale: 

l. 

Zufammenfaffung der Bitte um Pränotirung und ruͤckſichtljch Super: 
pränotirung einer Urkunde mit jener um Einverleibung einer anderen, oder 
Pränotirung einer Urkunde, Einverleibung einer zweiten und Löſchung 
einer dritten, oder Pränotirung einer Urkunde und Löſchung einer anderen, 
oder Einverleibung einer Urkunde und Löſchung einer zweiten 

a) auf derfelben oder _ 

b) auf verfchiedenen Realitäten oder Satzpoſten. 

2. 

Deßgleihen von mehreren Urkunden derfelben Art, als: von meh⸗ 
reren Wechſeln, Schuldbriefen oder Ceſſionen u. ſ. w., oder 

verſchiedener Art, als von einem oder mehreren Wechſeln und von 
einem oder mehreren Schuldbriefen u. ſ. w. 


8. 

Einbringung der Bitte um Praͤnotirung und ruͤckſichtlich Superpraͤ⸗ 
notirung oder Einverleibung, oder eöfgung mehrerer Urkunden derfelben 
oder verfchiedener Art 

a) auf derfelben oder 

b) auf verfchiedenen Realitäten sder Saßpoften. 


4. 

Einbringung der Bitte um Pränotirung und rüdfichtlihd Super: 
pränotirung, oder Einverleibung oder Röfchung einer wie inimer Namen 
babenden Urkunde, als: Wechfeld, Schuldbriefed, Quittung ꝛc. auf meh⸗ 
reren — oder Satzpoſten. 
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5. 

Einverleibung einer Urkunde und zugleich Löſchung derfelben und 
rückfichtlich der damit als berichtigt ausgewiefene Satzpoſten auf einer und 
derfelben Realität, 5.8. - 

wenn der Käufer einer Realität, der den Kauffchilling durch Ueber⸗ 
nahme der darauf haftenden Schulden zu tilgen verfpridt, die damit 
einverfiandenen Hypothekarglaͤubiger gleich beim Abfchluffe des Kaufver⸗ 
trages befriedigt, letztere darin den Empfang ihrer Forderungen beftätigen 
und ihm zugleich die Bewilligung zur Löſchung derfelben erıheilen, er 
hierauf in Einem Geſuche um die Einverleibung des Kaufvertrages, und 
um die Löfchung der damit als berichtigt ausgewiefenen Saßpoften bittet. 

Das Nämlihe kann audy Statt haben bei der Zufaminenfaflung von 
Bitten um Abfchreibung eines in einer Abrheilung (Rubrik) der Landtafel 
oder des Grundbuches ald Zugehör begriffenen Theiles und Zufchreibung 
desſelben gu einer anderen in der Landtafel oder im Grundbuche ſchon 
enthaltenen. oder neu zu eröffnenden Abtheilung (Rubrik), gleichwie bei 
Zufammenfaflung von Pitten in Verfachgefchäften in Zirol und Vorarl⸗ 
berg und von jenen um Anfchreibung an den Befig (trascrizione), Eins 
ſchreibung einer Sorderung (prescrizione), theilmeife Abfchreibung (ri- 
duzione), Löſchung (cancellazione) und Subftituirung eines Anderes 
(subingresso) in den Negiftern der Appothefarämter im lomb. venet. 
Königreiche. 

Y 
Vereinigung von mehreren Bitten in Einer Eingabe oder Einem 


Geſuche einer einzelnen oder gemeinfchaftlich mehrerer phufifher ober nor 


ralifcher Perfonen im gerichtlichen und nicht = gerichtlichen Verfahren in 
anderen als Grundbuchsſachen, welche (Bitten), wenn ſie eingelmweife and 
zugleich von einzelnen derlei Perfonen vorgebracht werben, ordnungsmaͤßig 
eben fo viele abgefonderte geſtaͤmpelte Eingaben erfordern; ale: 

1 


Li 


Einbringung der Bitte von einer phyſiſchen oder moralifchen Perfon 


in Einer Eingabe und zwar: 

a) Um die alternative Verleihung des einen oder bed anderen von 
‚jwei oder mehreren zu befegenden Dienft: oder Anftelungspoften. 

b) Um die eingelnmweife oder cumulative Verleihung. von zwei ober 
mehreren wie immer Namen habenden Befugniffen. 
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c) Um Nachſicht ober Milderung ber mit zwei oder mehreren ver- 

fchiedenen Erfenntniffen zuerkannten Strafen. 
2. 

Gemeinſchaftliche Einbringung des Geſuches von mehreren phufifchen 
oder moralifchen Perfonen in Einer Schrift, und zwar: 

a) Um die Verleihung eines zu befeßenden Dienft- oder Anftellunge: 
poſtens an eine oder die andere berfelben ; 

b) um die einzelnweife Verleihung von zwei oder mehreren berlei zu 
befegenden Poften an jede von ihnen; 

e) um die Verleihung eines wie immer gearteten Befugniſſes an 
eine von ihnen; 

d) um bie einzelnweiſe oder cumulative Verleihung von mehreren 
Befugniffen an jede derſelben; 

e) um die Ertbeilung bes Paffes an jede einzelne von ihnen; J 

f) gemeinſchaftliche Einbringung der Vorſtellung, Beſchwerde und 
Recursanmeldung, ferner des Necurfed oder Gnadengeſuches in Straf: 
fällen jeder Art, in Einer Schrift; 

g) defgleichen des Geſuches oder der Vorftellung gegen die Steuer: 
bemeffung jeder Art, gleichwie des Geſuches um Steuerzahfungs : Zufri- 
ftungen oder Abfchreibungen, um — — oder Nachlaͤſſe, und 
dergleichen Faͤlle mehr. 

Nach Vorausſchickung dieſer Eintheilung der Cumulationen von Ge⸗ 
ſchaͤften und Bitten in Einer Urkunde oder Schrift und deren beiſpielweiſer 
Beleuchtung gehe ich zur Darftelung bezüglich der Anwendung des Stam⸗ 
* auf dieſelben uͤber und zwar: 


A) Anwendung des Stämpels auf die Eumulationen 
Nr. L., I. und IH. 


Für die Behandlung diefer drei Claſſen von Cumulationen der Rechts: 
gefchäfte und Beſtimmungen in Einer Urkunde nach dem Stampelgeſetze 
vom 27. Jamar 1840 find die $$. 95, 96 und 119, 3. 4, desfelben 
maßgebend, und zwar für die erfte Claſſe der erfte Abfag des $. 96, 
wornach ber Stämpel nach derjenigen Beftimmung zu verwenden ift, welche 
in Vergfeihung mit den übrigen den höchſten Stämpel- erfordert; für bie 
zweite ber zweite Abfaß diefed Paragraphs, wornach in dem Falle, ald 
für jedes diefer Gefchäfte einzeln genommen die &Stämpelgebühr nach 


. 
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der Größe bed Geldbetrages zu entrichten wäre, der Stämpel nach der 
Summe aller einzelner Stämpelbeträge, in dem alle aber, als diefe 
Geſchaͤfte cheild dem Staͤmpel nach der Größe des Geldbetrages, theils 
dem Stämpel in einem unveränderlichen Betrage oder verfchiedenen mit 
einem unveränderlichen Betrage feftgefegten Stämpeln unterworfen wären, 
der Stämpel nad demjenigen Gefhäfte in Anwendung zu bringen ift, 
welches in Vergleichung mit den übrigen den höchften Stämpel erfordert; 
endlich für die dritte Claffe der $.96 im Zufammenhange mit den $$. 95 
“und 119, 3. 4, wornach, da im $. 96 rückfichelich der Anwendung des 
Stämpels aufdie, unter fich in Beiner Verbindung flehende Nechtögefchäfte 
enthaftenden Urkunden Beine ausdruͤckliche Vorſchrift feftgefegt erfcheint, 
und nach den $$. 95 und 119,-3. 4, unter Einem Stämpel nur Eine 
Urkunde oder Schrift ausgefertigt werben darf, folgerecht die Zuſammen⸗ 
faffung von mehreren, unter ſich in Eeinem Zufammenhange ftehenden 
Geſchaͤften in Einer Urkunde nicht geftattet ift, daß aber, wenn dieß der 
Fall wäre, auf eine derlei Urkunde der gefegliche Stämpel nach jedem 
einzelnen Gefchäfte verwendet werden müßte, fo zwar, daß der Betrag 
des auf dem Stämpelbogen aufgedrücten Stämpeld, oder der Geſammt⸗ 
betrag der auf ben Stämpelbogen aufgebrücten mehrere Stämpeln in 
feinen Zheilbeträgen die, auf die einzelnen in der Urkunde enthaltenen 
Geſchaͤfte entfallenden gefegfichen Stämpel zu decken hätte. 


Die Beurtheilung, in welche ber oben befprochenen drei Claſſen von 
Cumulationen, insbefondere in welche ber zuerft genannten zwei Claſſen 
derfelben eine, mehrere Gefchäfte und Beftimmungen enthaltende Urkunde 
einzureihen kommt, ift, wie die zuvor angeführten Belſpiele zur Genuͤge 
darthun duͤrften, äußerft ſchwierig, dergeftalt, daß felbft im Rechtsfache 
geübte und erfahrne Männer in Werlegenheit gerathen, ohne Werzug, 
wie ed die Praris erheifcht, darüber abzuftimmen, und diefes zwar auß 
dem ganz einfachen Grunde, weil von einem oberften Grundſatze, der zu 
diefer Beurtheilung das Eriterium enthielee, nirgends eine Spur vor- 
kommt, und bie im $.96 enthaltenen Ausdrüde „auf ein und dasſelbe 
„»Geſchaͤft Bezug nehmende Beftimmungen? — „in Verbindung ſtehende 
„Geſchaͤfte, die ſich auf verſchiedene Gegenſtaͤnde beziehen” fo einfach und 
Kar fie an fich zu fein ſcheinen, in ihrer Anwendung auf die mannigfaltig⸗ 
ften Sefchäfte des Lebens keinen ficheren Leitſtern geben. 
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 Derlei in ihrer Anwendung geradezu ER 
mäffen. bei der bevorftehenben Verfaflung eines. neuen, Stän 
forgfältig vermieden und an deren Stelle beftimmte und a 
mende, mannigfache Gefchäfte an fich leicht anmendbare Grund 
werden; bieß ift gewiß das Geringfte, mas man von einer * 
fordern kann. 

Indeſſen da man einerſeits alle Nechtsgefchäfte, bie I = 
zufammengefaßt werden, leicht begreiflicher Weife von der & 
durch den Stämpel nicht ausfchließen kann, ohne zum Theile d 
pelgefeg felbft zu einer bloßen Täuſchung werden zu laffen, a 
aber es in jeder Beziehung unbeftreitbar eben ſo unzweckmaͤßig, 
wäre, ber bießfälligen Stämpelpflichtigkeit eine, zu große Ausd 
geben, fo fragt fih, wie und auf welche Weife diefe beiden glei 
—— Rückſichten in dem neuen Stampelgeſehe are 
Fönnten. 

Um auf eine, alle Erforberniffe einer logiſchen Sefepgebu 
digende ‚Art feftzufegen zu Eönnen, welche von.den in Einer U 
fammengefaßten Rechtögefchäften ftämpelpflichtig. find, muß m 
Erachtens, ohne Anterfchied ob die Urkunde auf einem wen 
Bogen ausgefertigt wird, vor-allem anderen 

1. den Begriff einer Urkunde beftimmen, dann 

2. nachforſchen, auf welchen Zufammenhang untereinant 
‚mehreren in Einer. Urkunde vereint aufgenommenen Rechtsgeſ 
rückführen laffen, und endlich 

3. feftftellen, welchen Einfluß derfelbe auf die —B—— 
pels auf die ‚einzelnen in der Urkunde enthaltenen Rechtsgeſchaͤ 
üben habe. 

ad 1. Das Wort „Urkunde? kommt gewöhnlich in dreif 
deutung vor, als: 

a) Urkunde in. det weiteren Bedeutung ift die IR RHHRR 

Zeichen für das Auge, wodurch das Andenken an eine That 

‚ ein Ereigniß. bewahrt wird. 

ah) Urkunde in der ‚engeren Bedeutung ift jeder ferifttiche Au 
Beweiſe oder Andenken an. was immer für ein Ereignißerrid 

pi Urkunde, in der engften Bedeutung ift ein fchriftlicher Aufſa 
oder mehrere ‚Nechtögefchäfte enthält, d. i. Handlunger 
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Veränderungen in ber Rechtsſphaͤre der fie UInternehmenden entweder 
geradezu bervorbringen, oder hervorzubringen geeignet: find; dahin 
gehören: die Betätigung einer eingegangenen Verbindlichkeit, oder 
der Erfüllung oder der Auflöfung berfelben, die Einräumung eines 
Ziteld zur Erwerbung des Eigenthumsrechtes oder eines anderen, 
wie immer Namen habenden, dinglichen oder perfönlichen Rechtes, 
auf einen Geldbetrag, auf eine Sache oder Leiftung, der Auftrag 
einer Pflicht, ferner wie immer geartete Erlärungen und Beflätigun- 
gen perfönlicher Eigenfchaften, Thatfachen oder Umftände und fon 
fliger Vorfallenheiten, welche die Beftimmung haben, Jemandem in 

Behauptung einer Gerechtſame oder in le gegen einen 

Anſpruch zum Beweife zu dienen. 

Wie [yon aus dem Eurz zuvor angegebenen Zwecke der vorliegenden 
Abhandlung Hervorgeht, wird.das Wort Urkunde bier in leßter Bedeu⸗ 
tung genommen, und in diefer Beziehung find die Urkunden entweder 
Öffentliche oder private, je nachdem fie von den dazu von der Staatsver⸗ 
waltung eigens Berechtigten ober von Privatperfonen in — Bag 
perkehre ausgeftellt werden. 

ad 2. Nach den firengen Regeln der Logik und ber Rechtelehre wer⸗ 
den die Rechtsgeſchaͤfte rückſichtlich ihres Zuſammenhanges eingetheilt: 

a) in Rechtsgeſchaͤfte, die unter ſich im urſachlichen Zuſammenhange, 

d. i. in einem ſolchen Verhaͤltniſſe zu einander ſtehen, wie Urſache 
und Wirkung, und 

„b)in ſolche, bei denen dieß nicht der Fall iſt. 

Eine andere Eintheilung der Nechtsgeſchaͤfte in dieſer Beziehung, 
welche zugleich der Natur der Sache entfpräche, gibt es nicht; denn jedes 
Rechtsgeſchaͤft ſtellt fich in Abficht auf feinen Urfprung entweder ald under . 
dingt, d. i. als ein folches dar, das zu feinem Dafein ein anderes Rechts: 
geſchaͤft nicht vorausfegt, fondern vielmehr felbft als Urfache anderer erfcheint, 
oder es ftellt ſich als bedingt oder abgeleitet, d. i. als ſolches dar, was zu 
feinem Daſein unabweislid ein anderes Rechtsgeſchaͤft vorausſetzt, und 
daher als Wirkung desſelben erſcheint. 

Werden nun mehrere Rechtsgeſchaͤfte bezüglich ihres Urſprunges mit 
emander verglichen, fo find diefem gemäß nur zwei Faͤlle möglich, entwe⸗ 
der ſtellt fid; eines davon als unbedingt, d. i. ald Urſache der übrigen, 
und die andere als bebingt oder abgeleitet, d. i. ale Wirkungen desfelben, 
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oder es ſtellen ſich alle unter ſich als unbedingt dar; im erſten Falle ſagt 
man die Geſchaͤfte ſtehen im urſachlichen, im zweiten aber im nicht⸗urſach⸗ 
fichen Zufammenbange (Caufalnerus). 

Hiernach Iaffen ſich die mehreren, in Einer Urkunde zufanmmenge: 
faßten NRechtögefchäfte rückfichtlich Ihres Lrfprunges logiſch richtig lediglich 
nur auf diefen doppelten Zufammenhang zurüdfähren, nämlich entweder 
ftehen fie unter fi) im urfachlichen Zufammenhange, und es erfcheint fomit 
eines davon als Urſache der übrigen, die anderen aber als Wirkungen bei 
felben, oder es ift dieß nicht der Zall und es erfcheinen ſonach alle alt 
unbebingte und von einander unabhängige Necdhtsgefhäfte, wovon Feine 
mit dem anderen in befagter Beziehung etwas gemein hat. 

Jede andere Unterfcheidung der mehreren in Einer Urkunde zufam: 
mengefaßten Rechtsgeſchaͤfte bezäglich ihres Zufammenhanges zum Behufe 
der Staͤmpelanwendung iſt offenbar mehr oder weniger willkuͤrlich und 
cafuiftifh und muß nothiwendiger Weife endlofe Vermwirrungen und Hem⸗ 
mungen im Privatgefchäftsverkehre, gleichwie unüberwindlide Schwierig: 
Peiten in der Ausführung zur Bolge haben. 

Bringt man die unter den obigen Cumulationen Nr. 1, 2 und 3 
begriffenen Rechtögefchäfte und Insbefondere die dort angeführten Bei⸗ 
ſpiele mit diefer Eintheilung derfelben nad ihrem urfachfichen Zuſammen⸗ 
bange in Vergleichung, fo zeigt fich, daß von den unter den Cumulationen 
Mr. 1 und 2 begriffenen nach Umftänden einige im urfachlichen, andere 
aber in nichtzurfachlichen Zufammenhange, fo wie daß die unter Cumu⸗ 
lation Nr. 8 begriffenen fammtlich unter fich im nicht-urfachlichen Zuſam⸗ 
menhange ſtehen. 

ad 8. Hieraus iſt auch erſichtlich, daß zur Feſtſehung, welchen 
Einfluß der urſachliche oder nicht⸗urſachliche Zuſammenhang der mehreren 
in Einer Urkunde vereint aufgenommenen Rechtsgeſchaͤfte auf die Anwen⸗ 
dung des Staͤmpels auf dieſelben auszuüben habe, es auf dieſen Zuſam⸗ 

menhang felbft ankommen und man daher unterfcheiden müfle, ob Die 
Rechtsgeſchaͤfte unter ſich in einer ſolchen Verbindung ftehen oder nicht, 
was den Gegenſtand nachſtehender Erörterung bilden ſoll. 


a) Bufammenfaffung von unterfih im urſachlichen Zuſan⸗ 
menhange ftehenden NRechtsgefhäften in Einer Urkunde 


Werden Rechtsgeichäfte, die unter fich im urſachlichen Zuſammen⸗ 
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Gange fliehen, zu gleicher Zeit gefchloffen, fo faun und barf die Zufam- 
mienfaffung und Ausfertigung derfelben in Einer Urkunde nicht unterfagt 
werden; dadurch würde man das mas orbnungsmiäßig und nach der. Natur 
Der Sache zufammengehört, mit Gewalt von einander trennen wollen, 
was unzweifelhaft eine im vorhinein gar nicht abwägbare Erſchwerung 
des Geſchaͤftsverkehrs verurfachen und ſohin eine für die Erhaltung der 
Öffentlichen Ruhe und Ordnung äußerft bedenkliche Aufregung ber Ge⸗ 
muͤther herbeiführen würde; indeffen halte ich unfere Binanzgefeßgebung 
für zu mild und weife, als daß fie ſich dieſes grobe, durch nichts zu ent 
ſchuldigende Verfehen zu Schulden kommen Tieße. j 
Zur Beantwortung der Frage aber, welche von den in Einer Urkunde 
zufammengefaßten und unter fi im urfachlichen Zufammenhange ſtehen⸗ 
den Nechtögefchäften einer Abgabe durch ben Stämpel zu unterjiehen fel, 
oder ob vielleicht nicht auf alle diefelbe auszudehnen wäre, fei mir erlaubt 
zur beflere Verftändfichkeit folgende kurze Betrachtung vorauszuſchicken. 
Bekanntlich sichten fich die Einnahmen der Staatsverwaltung nad 
dem zu deckenden Bedarf des Staatshaushaltes, dergeftalt, daß die Höhe 
der Steuern, fie mögen entweder mannigfaltig geftaltet, oder aber auf 
eine einzefne zurüdigeführt fein, lediglich von demfelben beſtimmt wird, 
wobei ich jedoch nicht unbemerkt laſſen zu Eönnen glaube, daß je weniger 
mannigfaltig die Steuern find und je mehr und.mehr die Staatsverwal⸗ 
tung fi dem Puncte nähert, alle ihre Einnahmen in einer einzigen, wie 
Immer Namen habenden Steuer concentrirt zu haben, indem Maße einer: 
ſeits da8 Beduͤrfniß des Staates einfacher, andererfeitd aber das Beſteue⸗ 
rungsſyſtem zum Nug und Frommen der Steuerpflichtigen volltommener 
ſich darſtelle. 

Iſt einmal die Geſammtſumme der einzubringenden einzelnen Steuern 
jeder Art feſtgeſtellt, ſo hat die Einhebung derſelben unlaͤughar nach dem⸗ 
ſelben Grundſatze zu geſchehen, naͤmlich nach dem Grundſatze der Gerech⸗ 
tigkeit und der Klugheit; jene erfordert, daß die Steuern für jeden Ein⸗ 
zelnen nach deffen Tragfähigkeit bemeffen, letztere aber, daß die fo bemeſſenen 
Steuern, fo weit es die gu befriedigenden Beduͤrfniſſe des Staatshauspaltes 
erlauben, zu einer Zeit und auf eine Art eingehoben werden, welche fich für 
die Steuerpflichtigen minder fühlbar herausſtellt. 

Aus der Anwendung des Grundfages der Gerechtigkeit auf die der 
Abgabe durch den Papierflämpel zu unterziehenden Rechtsgeſchaͤfte ergibt 
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fih, daß vor. Allem anderen jedes mie immer geartete Rechtsgeſchäft dem⸗ 
felben zu unterliegen habe, und daß Yusnahmen hienon, weiche jedenfalls 
nebft ihrem Maße tarative und erfchöpfend aufzugählen wären, nur dann 
bewilligt werden, wenn fie die Klugheit ob der befonderen beachtenswerthen 
Umpftände entweder feitens des fämpelpflichtigen Subjectes oder Dbjectes 
oder aber feitens ded Gemeinwohles des Staates rärhlich macht. 

Gemaͤß dem Orundfage der Gerechtigkeit müßten daher alle in einer 
und derſelben Lirfunde vereint aufgenommenen und unter ſich im urfach- 
lichen Zufommenpange ftehenden Rechtsgeſchaͤfte ausnahmslos der durch 
den Papierftämpel zu entrichtenden Abgabe unterzogen werden; allein die 


gleich ſtark zu berückfichtigende Klugheit erfordert, daß dieß nur mit dem- 


jenigen der Fall fein follte, welches ſich als Urfache aller übrigen, und fomit 
als Hauptrechtsgeſchaͤft darftellt, die anderen Rechtsgeſchaͤfte aber, die 
lediglich als Wirkungen desfelben.und daher ald Nebengefchäfte erfcheinen, 
fie mögen nach den feftzuftellenden gefeglihen Beſtimmungen an ſich ent- 
weber einer Abgabe in einem unveränderlidhen oder veränderlichen Betrage 
unterliegen, flämpelfrei gelaflen werden, wie dieß aud nachſtehenden Gruͤn⸗ 
den näher, erhellt: 

1. Würde fonft durch die Ausdehnung der Stämpelpflidtigkeit auch 
auf diefe Nechisgefchäfte vorausſichtlich die freie Bewegung des Geſchaͤfts⸗ 
verkehrs nicht minder, ald durch die völlige Verbietung der Bufammenfafr 
fung bderfelben in Einer Urkunde aufeine Beforgniß erregende Art gehemmt. 

2. Kommen derlei unter fi) im urſachlichen Zufammenbange ftehenbe 
Kerhisgefchäfte gemeinfchaftlich in Einer Urkunde zufammengefaßt im ge- 
wöhnlichen Leben nicht fo häufig vor, als man vielleicht anzunehmen 
geneigt wäre. 

3. Sind, wenn auch dieß der Zall wäre, die Rechtsgeſchaͤfte, welche 
durch ein anderes ins Dafein gerufen, und fomit als Wirkungen desfelben 
erfcheinen, in der Regel untergeordneter Art und daher von minderer 
Bedeutung, dergeftalt, daß, ſich aus deren Unterziehung der Abgabe durch 
den Stämpel Fein Iohnender Ertrag für den Staatsſchatz erwarten ließe. 

4. Außerdem fteht noch ein bei weitem wichtigered Bedenken dagegen, 
nämlich das der praftifchen Ausführbarkeit. In der Theorie laſſen ſich 
allerdings derlei Nechtögefchäfte und Beſtimmungen fondern, und jedes 
davon, wie ed der $..96 des Stämpelgefeges vom 37. Januar 1840 an: 
ordnet, entweder mit einen abgefonderten Stämpel belegen, oder aber auf die 
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„ betreffende Urkunde berjenige Stämpel verwenden, welcher in Vergleichuug 
mitden auf fammtliche Befchäfte entfallenden als der höchſte fich herausſtellt; 
allein die Ueberwachung der Befolgung diefer Anordnung, mit Einem 
Worte, deren Ausführung ift augenfällig mit beinahe unüberfteiglichen 
Kinderniffen verbunden, und geht jedenfalls in die unerträglichften, das 
Vertrauen zur. Zinanzverwaltung untergrabenden Verationen über , 100: 
von und Jeider das gegenwärtige Stämpelpatent mehr als binreichende 
Beweiſe liefert, und in Defterreich ift die Achtung vor dem Gefege, am 
allerwenigften aber vor dem Stämpelgefege, keineswegs fo weit gediehen, 
daß die Kundmachung desfelben allein ſchon zureichen würde, ihm bei allen 
Schichten der ftaatlichen Geſellſchaft Eingang und genaue Befolgung zu 
verfchaffen. Denn einerfeit6 werden derlei Mebenrechtsgefchäfte, im Falle 
fie mit dem Hauptrechtsgeſchaͤfte, von dem fie ind Daſein gerufen worden, 
gemeinfchaftlich in Einer Urkunde zufammengefaßt werden, gewöhnlich 
mit bemfelben derart verwebt, daß deren Beurtheilung als abgefondert - 
dem Stämpel zu unterziehenden Geſchaͤfte felbft für den Mann von Bes 
ruf, wie die Erfahrung lehrt, Außerft ſchwer ift, Daher dieſelbe auch 
meiftentheild mannigfaltig und unbeflimmt ausfällt und felten ein dem . 
Stämpelgefälle gänftiges Ergebniß Tiefert, und zwar um fo weniger, als 
man bei einer mehrfachen Auslegung, die ein Rechtsgeſchaͤft entweder 
allein, oder in Verbindung mit anderen zuläßt, nach den natürlichen for 
wohl als pofitiven Auslegungsregeln ſtets die gelindere und für den Were 
pflichteten minder Läftige zu wählen verbunden ift. Andererſeits aber werben 


die Parteien gereizt von ihrem eigenen Interefle and im vollen Bewußt⸗ 


fein, gemäß dem eben Angeführten, in ihrem ſtaͤmpelwidrigen Vorgange 
nicht fo leicht entdeckt zu werden, und daß, falls ihnen diefes auch wir 
berführe, ihre Beftrafung noch immer in Frage gefteflt erfcheint, zweifels⸗ 
ohne diefe in der Natur der Mechtögefchäfte liegende Schwierigkeit ber 
bemerkten Beurtheilung derfelben durch Eünftlihe Verfaffung und Aus 
fertigung der fie enthaltenden Urkunden — en zu a 
bemühen. 

Diefem Beftreben könnte man — durch eine unnachſichtülche 
Handhabung des Geſetzes begegnen, allein dann verfiele man unfehlbar 
in den Uebelftand, daß dadurd der Geſchaͤftsverkehr ungemein erfchwert, 
und jedes Vertrauen zur Finanzverwaltung untergraben würbe. 

Nun frage ich, welchen Werth fol ein Stämpelgefeg haben, welches, 
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wenn es mit jener Strenge, bie ihm allein Achtung zu verſchaffen geeignet 
wäre, entweder nicht gehandhabt wird, oder nicht gehandhabt werden kann, 
entfittlihend auf die Stämpelpflichtigen wirkt, im Gegentheile aber di 
freie Bewegung im Gefchäftnerkehre hemmt, und Mißtrauen zur Finany 
verwaltung erzeugt und nährt? 

Hiebei ift nicht fo Leicht eine Stämpelübertretung der Art zu’belorgen, 
daf die Partei ein in der Lirkunde vorfommendes, mit einem geringeren 
Stämpel belegted Geſchaͤft ald Hauptgefchäft angebe, und daburd den 
höheren Stämpel, bem daß eigentliche Hauptgefchäft unterliegt, zu ent 
gehen verfuche; denn einmal zeigt ſchon fattfam der Inhalt der Urkunde 


an und für. fich, welches von ben darin enthaltenen Rechtsgeſchaͤften und 


Beftimmungen als dem Stämpel zu untergiehendes Hauptrechtsgeſchaft, 
und welche davon als Ausflüffe und Wirkungen desfelben und fomit alt 
Nebengefchäfte oder Nebenbeflimmungen anzufehen und zu behandeln find, 
und erſchwert ficher, wenn nicht ſchon gar vereitelt Dadurch den Staͤmpel⸗ 
pflichtigen die Verwirklichung der Hoffnung, fi der Anwendung dei 
höheren Stämpels ſtraflos zu entziehen, was alles diefen Letzteren bei det 
Verfaſſung und Ausfertigung der. bezüglichen Urkunde wohl bekannt fein 
wird, und aus befannt fein muß; dann zweitens dürfte nicht fo leicht 
Jemand ſich um eines, an ſich vielleicht unbedeutenden Unterſchiedes willen 
zwiſchen den Staͤmpelbetraͤgen der beiden bezüglichen Geſchaͤfte der Gefahr 
ausfegen, eine. aufehnliche Stämpelftrafe zu zahlen und ſich uͤberdieß all 
damit verfnäpften. jeitraubenden Ungelegenheiten- und Beläftigungen, dit 
öfters weit fühlbarer find, als manche noch fo hohe Geldſtrafe, aufzuladen. 

Sollte aber wider Vermuthen das in der Urkunde vorkommende 
Hauptgefchäft einem geringeren Stämpel unterliegen, ald das bavın 
abhängige Nebengeichäft, fo gehört dieß mit zu jenen Gebrechen, die 
unabweisbar jedes nach fo volllommene Geſetz begleiten, und die man zur 
Vermeidung von noch größeren Uebeln ſtillſchweigend geftatten muß 
Uebrigens wäre auch ſchon nad) dem Grundfage: „minima non cural 
praetor,“ der jedenfalls in dem &tämpelgefege feine volifte Beachtung 
verdient, auf dieſen und ähnliche. Fälle nicht die geringfte Ruͤckſicht zu 
nehmen. 

Ob die Urkunde auf Einem oder —*7 Bogen ausgefertigt wird 
dürfte in Abſicht auf die feſtzuſetzende Größe der Stämpelabgabe gar) 
gleichgiltig.fein, und es wären eben fo wenig, wie bei einer anderen Lrkunde, 
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‚ in welcher nar Gin Rechtägefchäft aufgenommen erſcheint, außer dem erfien 
weder bie folgenhen Bögen irgend einer Stämpelgebühr zu unterziehen, 
noch auch die fonftigen Schriften, welche felbft nicht ein unabhängiges und 
ſelbſtſtaͤndiges Rechtsgeſchaͤft enthalten und zugleich einen integrirenden 
Beſtandtheil des in der Urkunde, welcher fie angefchloflen werden, aufge 
nommenen Mechtögefchäftes bilden, fomit denfelben Gegenftand betreffen, 
und als Beweiſe zur Behauptung der aus diefer Urkunde erwachfenden 
Gerechtſame oder zur Vertheidigung gegen einen Anſpruch aus derfelben 
zu dienen haben, fie mögen übrigens mit der betreffenden Urkunde ſelbſt 
zu gleicher oder ungleicher Zeit ausgefertigt werden; z. B. ein zu einem 
Kauf, Leih⸗, Sefellichafts:, Pacht⸗, Mieth- und fonftigen Wertrage abge 
fondert abgefaßte® und von den Parteien unterfertigtes Verzeichniß — 
delter Güter u. ſ. w. 

Denn bekannter Weiſe fol ſich die Höhe einer Abgabe * dem 
Umfange des Obiects richten, das damit getroffen wird: nun fol durch 
den Papierftämpel bei Urkunden eine Abgabe auf das darin enthaltene 
Rechtsgeſchäft und rücfichtlih auf die daraus entfpringenden Mortheile, 
als: die darauf fich gründende Verleihung, Erwerbung, Webertragung, 
Seltendmachung, Wertheidigung oder Auflöfung von Rechten und Vefuge 
niffen gelegt werden, und da der Umfang diefer Vortheile und mit dem ⸗ 
ſelben mittelbar die Höhe der Staͤmpelgebuͤhr einzig und allein von der 
Matur des Nechtögefchäfts beſtimmt wird, fo Fann bei dem Umſtande, 
als leßtere unter allen Verhältniffen fich gleich bleibt, ohne Lnterfchied, 
ob das Rechtsgeſchaͤft ſelbſt auf einen oder mehreren Bögen ausgefertigt 
wird, auf die Bemeflung der Stämpelgebühr die Bogenanzahl der betref« 
fenden Urkunde an und für fich nicht den mindeften Einfluß ausüben. 
Hat man daher nach einem beftimmten Verhältniffe die Abgabe feftgefegt, 
weiche von einem Nechtsgefchäfte nach feinen Umfange durch den Papier 
ſtaäͤmpel zu entrichten Eommt, fo erfcheint jede weitere Belaftung desfelben 
und ruͤckſichtlich der außer diefer Abgabe auf den zweiten, dritten und die 
folgenden Bögen der bezüglichen Urkunde gelegte Stämpel mehr oder 
weniger als eine zweite, dritte Abgabe u. ſ. w. für.ein und dasſelbe Nechts« 
gelhäft, und da man vernünftiger Weife von einer und der nämlichen 
Sache die Abgabe nur Einmal zu entrichten gehalten fein Bann, fo ift dieſe 
Verfügung dem bei Steuern und Abgaben jeder Art unverbruͤchlich feft- 
zuhaltenden Grundſatze der Gerechtigkeit ſtracks entgegen, biefelbe ent: 
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behrt fomit jedes plaufiblen Grundes, ift hoͤchſt willkürlich und kuͤn⸗ 
digt fih als ein rein fiscaliſcher, Gehaͤſſigkeiten erzeugenber Drud, der 
nicht ungerochen bleibt, an. 

Man könnte allenfalls zur Entfhuldigung entgegnen, daB fidh die 
Wichtigkeit und Bedeutendheit eines Nechtsgefchäftes mehr oder weniger 
ſtets nach der Anzahl der Bögen der dasfelbe enthaltenden Urkunde richte, 
dergeftalt, daß je größer die Anzahl der Bögen einer Urkunde fei, in der 
Megel auch defto bedeutender das darin aufgenommene Rechtsgeſchaͤft fich 
barftelle und umgekehrt, und daß daher in dem Falle, wo eine Urkunde 
aus zwei oder mehreren Bögen beftehe, die auf Grund des, zur Bemeffung 
der Stämpelgebühr angenommenen allgemeinen Verbältniffes entfallende 
Abgabe zu dem Umfange ded damit belegten Nechtögefchäftes und rüd. 
ſichtlich der verliehenen,, erworbenen, übertragenen, geltend gemachten, 
vertheidigten oder aufgelöften Rechte und Befugniffe in Beinem Ebenmaße 
ftehe, wornach es wenigftens zur annäherungsmeilen Herftelung der Gleich⸗ 
heit in der Belaſtung rechtlich nothwendig fei, das Abgängige an der, auf 
dem erften Bogen aufgedruͤckten Stämpelgebühr durch Unterziehung eines 
jeden weiteren Bogens einem angemeffenen veränderlichen oder unveränder- 
lichen Staͤmpel hereinzubringen. 

Dieſer Einwurf iſt aber ganz aus der Luft gegriffen, und erſcheint als ein 
fruchtloſes Beſtreben, weniger die eigene Unkenntniß in der Sache, als 
vielmehr den erwähnten fiscaliſchen Druck bemänteln zu wollen. Einmal 
ift der Schluß von der Bogenanzahl der Urkunde auf den Umfang des 
darin enthaltenen Rechtsgeſchaͤftes, wie aus dem zuvor Angeführten von 
ſelbſt fich ergibt, offenbar falſch und fomit unzuläffig, und da mit bem 
Wegfallen ‘des Grundes ſtets auch das damit Begründete wegfaͤllt, fo 
entfallen hiemit auch alle weiteren, daraus gemachten Ableitungen von 
felbſt. Wäre aber auch diefer Schluß logiſch richtig, fo verftoßt deffen 
Durchführung gegen den Grundſatz der Gerechtigkeit, indem bei zwei ver⸗ 
fhiedenen Rechtögefchäften, im Falle fie von ungleichem Umfange wären, 
j B. bei zwei verfchiedenen Kaufe: und Verkaufsgefchäften,. worin die 
Kauffhillinge mit ungleihen Summen angefeßt erſcheinen, auf jenes, 
welches zwar über eine Eleinere Summe z. B. 800 fl. lautet, aber zu 
deffen fchriftlicher Aufnahme wegen der dabei obwaltenden verwickelten 
Verhältniffe mehrere Bögen erforderlich find, folgerichtig eine unverhält: 
nißmaͤßig größere Abgabe entfiele, als quf. jenes, welches über eine größere 
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Summe z. ®. 3000 fl. lautet, und zu beffen fehriftlicher Aufzeichnung 
und Ausfertigung ein Bogen oder auch nur die Hälfte desſelben hinreicht, 
wenn fie aber vom gleichen Umfange wären, 3: ®. über gleiche Beträge 
lauten, auf jenes, deflen fehriftliche Aufnahine wegen der dabei vorkom⸗ 
menden Verwicklungen gleichfalls mehrere Bögen erfordert, fchlechtweg 
eine größere Stämpelgebüßr zu ſtehen kaͤme, als auf jenes, bei dem dieſer 
Fall nicht eintritt. 

Uebrigens hat man der Smart ein gerechtes Verhaͤltniß 
zu Grunde gelegt, und begnügt ſich in dem Falle, wo man fich für den 
Claſſenſtäaͤmpel erklärt, nicht wie bisher mit der Einhebung der auf die 
einzelnen Nechtögefchäfte gelegten Gebühr durch den Stämpel nach blos 
12 Elaſſen der ©eldbeträge oder ded Geldwerthes, fondern nimmt wenig- 
ften$ deren fo viele an, als fie wahrfcheinlicher Weife im Geſchaͤftsverkehre 
unter Privaten vorfommen Eönnen, und beftimmt darnach in angemeſſenen 
Abftufungen die von jeder einzelnen -derfelben und rückfihtlid von dem 
GSefchäfte, in dem fie vorkommt, durch den Stämpel einzuhebende Abgabe, 
oder falls man vorziehen follte, die von den Nechtögefchäften zu entrich: 
tende Abgabe in Percenten von den darin angegebenen ©eldbeträgen oder 
Werthe entrichten zu laflen, fo wird bei dem Umftande, als hiernach mit 
der Zus oder Abnahme des Umfanges eines Rechtsgeſchaͤftes die davon zu 
entrichtende Abgabe fteigt oder fällt, jeder einzelne, indeffen ungleich beffer 
nach dem legten Syſteme, verhältnißmäßig belafiet, und fonach der 
Srundfag der Oerechtigkeit, wenn .. vollfommen, fo doch annäperungs« 
weife verwirklicht. 

Wollte man aber die — des Staͤmpels auf ben zweiten, 
dritten und die folgenden Bögen einer Urkunde damit rechtfertigen, daß 
die durch die Auslagen der Staatsverwaltung gebotene Erzielung einer 
höhere Einnahme diefe Anordnung nothwendig mache, fo möge nur das 
zur Entkräftigung dienen, daß das Nämliche auf eine viel, einfachere und 
für den Privargefchäftsverkehr minder Täftige Art erreicht werden Fönne . 
dadurch, daß nach dem erften der zwei Einhebungsſyſteme auf jede ein« 
zelne Claſſe ber Geldbetraͤge oder des Geldwerthes eine verhältnißmäßig 
höhere Stämpelgebühr fefigefegt, nad) dem zibeiten aber ein höheres er 
cent bemeflen werde. 

Jedenfalls dürfte eine ſolche Verfügung kaum den gewünfchten Er: 
folg Haben und fich fohin als illuſoriſch herausftellen, da es den Parteien 
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unbenommen bleiben muß, Aampeloflichtige Urkunden und Schriften auf 
Bögen von bellebiger Größe zu verfaſſen und ſolche von ihrer rechtsför⸗ 
migen Unterfertigung der Stämplung zu unterziehen , es fomit lediglich 
bei ihnen liegt, entweder der gefeglichen Vorfchrift unverrückt nachzukom⸗ 
men, oder aber diefelbe auf eine Art, die füglich nicht mißbillige werben 
Bann, zu umgeben. 

Wenn aber die, einer Urkunde angefchloffene Schrift zwar einen 
integrirenden Beftandtheil des in derfelben aufgenommenen Rechtsgeſchaͤf⸗ 
tes bildet, jedoch die darin enthaltene Beſtimmung ſich ſelbſt als ein unab⸗ 
haͤngiges und ſelbſtſtaͤndiges Rechtsgeſchaͤft darſtellt, dergeſtalt, daß die 
Schrift auch außer der Urkunde, welcher ſie angeſchloſſen wird, zur Gel⸗ 
tendmachung irgend eines Rechtes oder zur Vertheidigung gegen irgend 
einen Anſpruch einen rechtmaͤhigen Gebrauch zulaſſe, ſo iſt es ein Erfor⸗ 
derniß der Gerechtigkeit, daß dieſelbe nicht ſtaͤmpelfrei gelaſſen, ſondern 
eben weil fie ihr Inhalt zu einer felbfiftändigen, ſomit ſtaͤmpelpflichtigen 
Urkunde eignet, dem gefeglichen Stämpel unterzogen werde. 

Doß das hier Geſagte auch auf folche, aus mehreren Bögen beftehende 
Urkunden feine volle Anwendung finde, welche Nechtsgeichäfte umfaſſen, 
deren Geldwerth in der Urkunde felbft weder ausdrücklich, noch durch 
Beziehung auf andere Urkunden,. Schriften, Bücher oder Rechnungen 
angegeben erfcheint, noch auch im Wege ber Schäßung ſich beftimmen 
laͤßt, z. B. Vollmachten, und fonftige in der Praris häufig vorkommende 
Erklärungen und Beftätigungen über perfönliche Eigenfchaften, That 
fachen, Umftände oder Vorfollenheiten, die beſtimmt find, in Behauptung 
eines Rechtes oder in Vertheidigung gegen einen Anfpruch zum Beweiſe 
zu dienen, dürfte wohl Jedermann einleuchtend fein, und es wären bei 
derlei Urkunden außer dem erften Bogen, welcher mit dem, auf die in 
denfelben enthaltenen Rechtsgelchäfte mit einem unveränderlichen Betrage 
feftzufegenden Stämpel zu verfehen ift, die folgenden Bögen ueRbiNgE 
flämpelfrei zu laflen. 

Defgleichen geht aus den obigen Anführungen unftreitig — daß 
in dem Falle, wo erhobenermaßen von mehreren, auf abgeſonderte Bögen 
ausgefertigten Schriften keine ein fuͤr ſich ſelbſtſtaͤndiges Rechtsgeſchaͤft 

umfaßt, und ſomit eine ſelbſtſtäändige Urkunde bildet, ſondern alle zuſam⸗ 
men ein ſolches enthalten, ſo zwar daß alle Schriften in ihrem Zuſammen⸗ 
hange nur als ein Ganzes, ſomit nur als Eine Urkunde erſcheinen, jene 
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Stämpelgebühr, welche den aus allen Schriften fi) berausftellenden 
Rechtsgeſchaͤften entfpricht, und zwar nur einmal eingeboben, und deren 
Entrichtung durch Aufdruͤckung des bezuͤglichen Staͤmpels auf eine gleiche 
viel welche der beſagten Schriften außer Zweifel geſetzt werde; wann ein 
ſolcher Fall eintritt, dürfte freilich nur aus ben Umſtaͤnden eines jeden 
beſonderen Falles und aus dem Inhalte einer jeden einzelnen Urkunde 
beurtheilt werden können, indem ſich eine allgemeine Vorſchrift, welche 
Urkunden als Theile oder Beilagen einer anderen, und welche als ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig anzuſehen und ſomit einem eigenen Staͤmpel zu unterziehen ſind, 
im vorhinein ſchwerlich ertheilen laſſen duͤrfte. 

Ich habe bereits oben erwaͤhnt, daß bei den, unter ſich im urſach⸗ 
lichen Zuſammenhange ſtehende Rechtsgeſchaͤfte umfaſſenden Urkunden 
der Umſtand, daß ſie aus mehreren Bögen beſtehen, die Bemeſſung der 
geſetzlichen Staͤmpelgebuͤhr nie im mindeſten influiziren könne, und daß 
ſomit außer dem erſten Bogen, auf welchen die dem Hauptgeſchaͤfte in 
der Urkunde entſprechende Abgabe mittels Staͤmpels erſichtlich zu machen 
iſt, die folgenden Bögen der Anwendung des Staͤmpels nicht unterliegen 
därften. Dafür fprechen im Wefentlihen die nämlichen Ruͤckſichten, welche 
ich oben im gleichen Falle bei den nur Ein Rechtsgeſchaͤft ee 
Urkunden sur Geltung zu bringen glaubte. 

Indeſſen koͤnnte ſich vielleihe Demand beilömmen Iaflen, im Galle 
ber Rede, die Einhebung einer Abgabe wenigftens in einem unmwandelbaren 
Betrage auf den zweiten, britten und die weiteren Bögen der Urkunde 
durch deu Stämpel damit zu unterftügen, daß die darin enthaltenen Rechts⸗ 
gefchäfte zwar bezüglich ihres Daſeins allerdings von einem anderen ihnen 
vorgehenben abhängen, allein daß fie aber einmal ins Dafein gerufen, 
einen ſelbſtſtaͤndigen, rechtsmaͤßigen Gebrauch zu laſſen und daher ‘auch 
als felbftftändige und fomit ſtaͤmpelpflichtige Rechtsgeſchaͤfte fich darftellen; 
ferner fei die Ausführung diefer Anordnung leicht und der Sefchäftsverkehr 
unter Privaten gar nicht erfchwerend, auch verſchaffe fie dem Staats⸗ 
fchage immerhin. einigen Zufluß. 

Die Wahrheit diefer Unterflügungsgründe läßt fich in der That nicht 
einen Augenblick in Abrede flellen, allein außer den ehevor von mir anger 
führten und im vorliegenden Falle gegen mich wieder in Anwendung ge- 
brachten Ruͤckſichten gibt es noch andere, die ich oben als dahin nicht 
einfhlägig geltend zu machen unterließ, und weiche die Negierung mit 
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gleicher Sorgfalt in allen ihren Verfügungen gehörig zu beachten ſich 
angelegen laſſen ſein muß, will ſie anders zu ſich Vertrauen erwecken, 
und ſich mit Beruhigung auf die willige und widerſpruchloſe Befolgung 
ihrer Anordnungen verlaflen können. 

Unter diefen ſteht nun unzweifelhaft der Widerfprucdy oben an. Denn 
in der Anwendung des Stämpels auf das bloße Hauptgefchäft der Urkunde 
iſt die Erklärung involoirt, daß die übrigen in ber Urkunde gleichfalls vor: 
kommenden Nebengefchäfte und Beftimmungen in Abficht auf ben Stämme 
pel als nicht vorhanden anzufehen feien; würde man nun die bemerften 
Bögen in der gedachten Weile aus was immer für einem Grunde ale 
ſtaͤmpelpflichtig erBlären, fo verfiele man dadurch in einen grellen Wider: 
fprud), indem die mit dem Hauptgefchäfte auf den: erften Bogen enthals 
tenen Nebengefchäfte flämpelfrei wären, die in dem zweiten und den fol 
genden Bögen — 2) aber bios diefes Umſtandes nen Diele 
Begünftigung verlören. 

In diefer Beziehung find nur zwei Säle möglich, entweder muß 
man die Mebengeichäfte fobald fie mit dem fie bedingenden Hauptgeſchaͤfte 
in einer und derfelben Urkunde zufammengefaßt werden, alle fammt und 
fonders als ftämpelpflichtig oder als ſtaͤmpelfrei erklären, ohne Unterfchied, 
ob ſie mit dem Hauptgefchäfte auf einem und demfelben Bogen der Urkunde, 
oder auf verfchiedenen Bögen berfelben aufgenommen werdep. 

Daß fie im Balle ihrer Zufammenfaflung mit dem Hauptgeſchaͤfte 
in einer und berfelben Urkunde überhaupt nicht als ftämpelpflichtig erklärt 
werden dürften, glaube ich bi6 zur Weberzeugung nacdhgewiefen zu haben, 
und würde man die Stämpelfreiheit derfelben an den Umftand Enüpfen 
wollen, baß fie mit dem Hauptgefchäfte auf einem und demfelben Bogen 
der Urkunde aufgenommen werden müßten, fo ließe man ſich abermals 
einen jener Widerfprüche und Halbheiten zu Schulden kommen, welche 
das abſolute Syſtem in vielen und barunter in Verfügungen von äußerfter 
Wichtigkeit ſo fehr auszeichneten und nicht wenig auch zu deffen Ball bei⸗ 
trugen. Ueberdieß wäre auch diefe Anordnung, wie ſchon erwähnt, gleich⸗ 
falls illuſoriſch, da die Parteien dur Verwendung eines größeren Pas 
pierformated zur Ausfertigung von Urkunden dieſelbe umgeben könnten. 
Jedoch wäre die Stämpelfreiheit der von einem anderen Rechtsge⸗ 

ſchaͤfte abhängigen Nebengefchäfte darauf zu befchränken, daß fie alle 
ohne Ausnahme mit dem Hauptgeſchaͤfte, von dem fie ihr Daſein ableiten, 
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in einer und berfelben Urkunde und zu gleicher Zeit sufammengefaßt und 
auısgefertigt werben. 
Aus diefer Beſchraͤnkung ergeben fich nachfiehende Folgerungen: 

a) Daß die mehrhefagten Nebenrechtsgefchäfte, im Halle fie nicht 
mit dem Hauptrechtsgeſchaͤfte in einer und berfelben Urkande zufammen- 
gefaßt, fondern einzelnweile und getrennt von demfelben in abgefonderten 
felbftftändigen Urkunden entweder zu gleicher oder ungleicher Zeit ausge 
fertigt ober zwar mit dem Mauptrechtsgefchäfte in derfelben Urkunde auf 
einem oder verfchiedenen Bögen, aber nach der rechtöförmlichen Ausfer⸗ 
tigung deöfelben gleichfalls zur naͤmlichen oder verfchiedenen Zeit aufges 
nommen werden, der auf fie nach dem geſetzlich feftzuftellenden Verhäftniffe 
esstfallenden Stämpelgebühr in einem wandel: oder unwandelbaren Be⸗ 
trage unterliegen dürften, wobei es, wie es fid) auch ſchon von felbit ver⸗ 
fteht, ganz gleichgiltig ift, ob ein derlei Nebenrechtsgeſchaͤft ein« für allemal 
außgefertigt oder ob deflen Ausfertigung in gewiffen,, wiederkehrenden 
Zeiträumen Statt findet; 5. B. wenn bei einem Kauf: und Verkaufdger 
fhäfte die Einverleibungsbemwilligung oder die Empfangsbeftätigung des 
bezahlten Kaufſchillings in einer befonderen Urkunde ertheilt wird, eben fo 
wenn der Käufer in einer befonderen Urkunde den Kauffchiliing dur 
Uebernahme von Hypothekarſchulden zu tilgen verfpricht, und die bamit 
einverftandenen Oläubiger an ihn gewiefen werden (Aſſignation); oder 
wenn er fi) zwar in dem Kaufvertrage dazu verpflichtet, jedoch die Damit 
einverftandenen Hypothekarglaͤubiger erfi nad) der rechtsförmlichen Aus⸗ 
fertigung desfelben befriedigt, und fich darüber von ihnen befondere Quit⸗ 
tangen mit den bezüglichen Löfchungsbewilligungen ausftellen läßt, ferner 
Empfangsbeftätigungen der in periodifch wiederfehrenden Zeiträumen aus⸗ 
zuzahlenden Löhnungen oder Befoldungen aus einem en 
trage u. ſ. w. 

Denn in einem folchen Galle tritt von den oben gegen die Autdehnumng 
der Staͤmpelpflichtigkeit auf die Nebenrechtsgeſchäfte, welche mit dem 
Hauptrechtsgeſchaͤfte gemeinſchaftlich und zu gleicher Zeit in Einer Urkunde 
ausgefertigt werden, geltend gemachten Bedenken gar keines ein, insbe⸗ 
fondere wird dadurch, daß dieſe Nebengefehäfte unter den erwähnten 
Umfänden als ftämpelpflichtig erflärt werden, der Privatgefchäftsverkehr 
nicht im mindeften erfchwert; auch iſt die Ausführung dieſer Anordnung 
mis Eeiner Schwierigkeit verbunden, und außerdem bürfte ſchwerlich eine 
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Mädficht obwalten, weldye deren Ausfchließung von der Seämpelpflichtig- 
Beit gebieten würde, es wäre denn, daß eine folche vieleicht auf der Seite 
des Subjeeted oder Objectes des Nechtsgefchäftes eintrete, was aber hier 
näber zu erörtern nicht der Plag ifl. 

Auch kommt es häufig im Leben vor, daß ein Rechtsgeſchaͤft in Be 

ziehung zu einem anderen, von dem ed ins Dafein gerufen wurde, al 

Mebengefchäft, in Beziehung zu einem zweiten, aber, das von ihm bedingt 

erfcheint, zugleich als Hauptgeſchaͤft ſich darſtelle. 

Wird ein derlei Hauptgeſchaͤft, zugleich mit dem, vor welchem eb 
bedingt erſcheint, und jenem, welches es ſelbſt bedingt, gemeinſchaftlich in 
Einer Urkunde aufgenommen, fo wäre nach den obigen Anführungen blos 
jenes Nechtsgeichäft der Stämpelabgabe zu unterziehen, welches unter 
ihnen ald Sauptrechtögefchäfe erfcheint, 5. ®. wenn ineinem Kauf 
vertrage der Käufer den Kaufſchilling durch Uebernahme der Hopothe⸗ 
Earfchulden zu tilgen verfpricht, und die damit einverftandenen Hypothekar⸗ 
gläubiger augenblicklich beim Abfchluffe des Kaufvertrages befriebigt, 

- tegtere darin den Empfang ihrer Forderungen beftätigen, und die Bewil⸗ 
ligung zur Löſchung derfelben ertheilen. Wird aber das bemerkte Nechts⸗ 
gefchäft mit jenem, welches von ihm bedingt wird, in einer abgefonderten, 
ſelbſtſtaͤndigen Urkunde gemeinfchaftlih aufgenommen, fo dürfte es ald 
beziehungsweiſes Hauptrechtsgeſchaͤft, gleichfalls nach dem oben Geſagten, 
allein der Stämpelgebühr unterzogen, das andere aber flämpelfrei gelaffen 
werden, z. B. wenn im obigen Falle der Käufer lang nach Abſchluß des 
Vertrags die Dppothebargläubiger befriedigt und letztere in den Darüber 
außgeftellten,, befonderen Quittungen die Bewilligung zur Löſchung ihrer 
betreffenden Forderungen ertheilen. 

b) Daß, wenn ein derlei beziehungsweiſes Nebenrechtsgeichäft mit 
einem oder miehreren anderen Nebenrechtögeichäften, wovon jedes einzelne 
von einem abgefonderten felbftfkändigen Hauptrechtögefchäfte fein Dafein 
ableitet, in Einer Urkunde zufammengefaßt wird, jedes einzelne baven 
der auf dasſelbe entfallenden gefeglichen Abgabe zu unterziehen, und die 
Entrichtung der einzelnen Abgaben entweder mittelft Aufdruͤckung eben fo 
vieler einzelner Stämpeln oder des alle einzelnen Abgaben umfaflendes 
Selammeftämpeld-auf die Urkunde erfichtlich zu machen wäre; denn in 
einem folden Falle leben fich die einzelnen Mebengefchäfte ald Haupt 
rechtsgeſchaͤfte einander gegenüber, auf weiche, falls fie in einer und der⸗ 


— 
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feiben Urkunde gemeinfchaftlich aufgenommen werden, wie bald unten 
gezeigt werden wird, einzelnweife die entfprechende Stämpelgebüpr anzu⸗ 
menden waͤre, z. B. wenn Jemand über mehrere Forderungen, worüber 
eben ſo viele ſelbſtſtaͤndige Schuldbriefe beſtehen, oder welche ſich als Er⸗ 
gebniß von eben fo vielen über die Beſorgung ſelbſtſtaͤndiger Geſchafte 
erfolgten felbfiffändigen Nechnungslegungen barftellen, gemeinfchaftlich 
in Einer Urkunde quittirt. 

Wird das eine oder das andere diefer Nechtägefchäfte mit einem oder 
mehreren von ihm abhängigen Mebengefchäften vereint, fo kämen letztere 
nach dem, was ich zuvor bargethan habe, in Abficht auf den Stämpel 
gar nicht in Betracht, z. B. wenn der Schuldner die mehreren, auf fei- 
ner Realität abgefondert verhnpothecirten Sappoften feines Glaͤubigers 
ſaͤmmtlich unter Einem tilge, und fich darüber von demfelben nur Eine 
Quittung mit der zugleichen Löfchungsbewilligung fämmelicher bamit als 
berichtigt beftätigter Satzpoſten ausftellen läßt; defigleichen wenn diefe 
Sagpoften eben fo vielen einzelnen Hypothekarglaͤubigern eigenthünlich 
gehören, ber Schuldner alle zugleich befriedigt, und ſich von ihnen gleiche 
falls gemeinfchaftli nur Eine Quittung mit der bezüglichen valgunge 
bewilligung ausfertigen läßt. 

Diefer Fall, fo hart er auf den erften Blick zu fein vorfommt, und 
deflen ich hier der Vollſtaͤndigkeit wegen befonders erwähnen zu müffen 
erachte, fcheint an ſich unpraftifch zu fein, indem er nur bei Ausftelung 
von Quittungen oder Empfangsbeftätigungen über Geldbetraͤge Pla greie 
fen dürfte, bei welchen fich die Stämpelgebühr ohnehin, man mag die 
Bemeflung berfelben in welcher Art immer anordnen, nach der Höhe des 
barin angegebenen Gefammtbetrages richten muß, dergeftalt, daß, wenn 
darin über mehrere Forderungen, über welche ordnungsmäßig eben fo viele 
felöftftändige Empfangsbeftätigungen auszuftellen wären, quittirt wird, 
die auf den Geſammtbetrag entfallende Stämpelgebühr, werm auch nicht 
immer, doch in der Regel die auf die einzelnen Quittungen und ruͤckſicht⸗ 
li) einzelnen Beträge, über welche folche eigentlich auszufertigen wären, 
entfallenden Stämpelbeträge deckt, es fomit für den Staatsſchatz ganz 
gleichgiltig ift, ob in einem folchen Falle die von den in dem Geſammtbe⸗ 
trage inbegriffenen einzelnen Betraͤgen und rücffichtli den darüber aus⸗ 
zuſtellen geweſenen abgefonderten Quittungen gebührenden Staͤmpelabga⸗ 
ben entweber auf die Eingangs erwähnte Weife oder aber dadurch eingehoben 





a a ae A 


2: 
= 
26 
nr: 
4 
vi . 
Fi 
E 


E J m 
en Tu 
u “ 
— 


———— 
PR, Y W 4 2 


— 


r F — 
ur, * 
— — ————— F 
u 
ar 


En w IE TEETRETOTNE © d 


— — 


x 


fur eur. - 
= a. £ 
“ng vo en 


- — nr P 7 a h ’ = 
u WRITER — 


rn 
_— 


Pia rt 


u.“ PIE Zn u) 

en 

wo Ca r 5 

Ra WTA | u 

“in 

Ds Fu h ar 
(gr 

“ % — X 

— 

2 u 


KRZR, 
* 
9 
—* 


ar tr 
BSR ned 
» Rn u ze 
* ae 
. - 








104 Sauptblatt 


werden, daß die Abgabe lediglich nach dem in der Quittung ange 
Sefammtbetrage ohne geringfte Ruͤckſicht auf die darin enthalten 
zelnen Beträge ermittelt und deren Entrichtung mittelft Aufdrück 
entfprechenden Stämpels auf die befagte Urkunde erfichtlich gemacht 

Allein deffenungeachtet, glaube ich, dürfte davon vorſichtshe 
dem Gefege ausdrüdlih Erwähnung gemacht, zugleich aber geftatı 
den, die Stämpelgebühr nach dem in der Quittung angefeßten Ge 


betrage fehlechtweg zu entrichten, um den Stämpelpflichtigen jeden. 


darüber und fomit jeden Worwand zu Anfragen zu benehmen; aud 
das Gegentheil eher Miß: ald Vertrauen zur Finanzverwaltung zu e 
geeignet fein, da es fich bei der Bearbeitung des neuen Gefeges niı 
darum handeln dürfte, Grundfäge aufzuftellen, fondern auch di 
gemachten Erfahrungen, die in das Einzelne der gefeglicpen; Anord 
ſo entſcheidend eingreifen, zu benützen. 

Wird die Stämpelpflichtigkeit der Quittungen, was side, 
ald gerecht wäre, auch auf folhe Fälle ausgedehnt, wo diefelbi 
bewegliche Gegenftände lauten, deren Geldwerth darin weder ausd 
noch durch Beziehung auf andere Urkunden angegeben erfcheint 
aber fich f[hägungsweife erheben läßt, fo verfteht es fich von felb 
auf diefelben im Bo der Rede die gleiche Behandlung aut i 
dung kaͤme. 

ec) Daß, wenn ein Mebenrechtögefchäft —— allein ol 
einem anderen, von ihm abhängigen Geſchäfte, nicht mit dem 
rechtögefchäfte, von dem es ind Dafein gerufen wurde, fondern mi 
anderen gleichfalls Hauptrechtögefchäfte oder aber mit etwas ander 
einem Nechtögefchäfte, z. B. mit einer Bitte, in einer und derfel 
Eunde oder Schrift zufammengefaßt wird, auf jedes einzelne davo 
gleichen die gefeglich entfallende Gebühr anzuwenden, und die Entı 
der einzelnen Gebühren entweder mittelft Aufdrückung eben fo vie 
zelner Stämpeln oder des diefelben umfaffenden Gefammtftämp 


die Urkunde erfichtlich zu machen wäre, indem auch in diefem | 
‚einer und derfelben Urkunde Nechtsgefchäfte zufammengefaßt werd 


unter fich in Eeinem urfachlihen Zufammenhange ftehen und auf 
wie bald gezeigt werden wird, einzelnweife die entfprechende Ab 
Anwendung gebracht werden dürfte; z. B. wenn Zemand in ei 
derfelben Urkunde die erfolgte Berichtigung feiner Forderung al 
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unter zugleiher Ertheilung der Löfchungsbewilligung berfelben beftätige 
und der Schuldner die ihm an einen Dritten zuſtehende Forderung cedirt, 
oder wenn ber Schuldner in dem von ihn eingebrachten und zugleich vom 
betreffenden Gläubiger unterfertigten Loͤſchungsgeſuche anführe, daß er 
die verhppothecirte Schuld bezahlt, und aus dieſem Grunde der Gläubiger 
feine Zuftimmung dazu gegeben habe. 


b) Zufammenfaffungvon, unter fih nit im urfachlichen 
Zuſammenhange ſtehenden Rechtsgefhäften in Einer 
Urfunde. : 

Stehen die Rechtsgefchäfte unter ſich in Eeinem urfachlichen Zuſam⸗ 
menbange, fo dürfte die Zufammenfaffung derfelben in Einer Urkunde 
nicht verboten, fondern vielmehr ausdrücklich gegen dem geftattet werben, 
daß von jedem einzelnen derfelben die nach dem gefeglich feftzuftellenden 
Verhaͤltniſſe entfallende Abgabe entrichtet und dieß entweder mittelft Aufe 
druͤckung eben fo vieler einzelner &Stämpel, oder aber des alle einzelnen 
Abgaben deckenden Geſammtſtaͤmpels auf die Urkunde erſichtlich gemacht 
„werde, 

Denn wie bereit oben bemerkt, ift es ein unumgängliche® Erforber« 
niß der Klugheit, daB die fonft gerecht bemeflenen Abgaben, fo weit es 
die zu deckenden Bebürfniffe des Staatshaushaltes zulaffen, zu einer Zeit 
und auf eine Art eingehoben werden, welche für die Verpflichteten am 
wenigften empfindlich ift, daber im Privatgefchäftsverkehre nicht minder 
als in den Familienverhaͤltniſſen fo viel ald möglich Eeine oder wenige 
Störungen und Verzögerungen verurfacht, woraus ſich folgerichtig ergibt, 
daß Feine Einhebungsart unterfagt werde, welche diefe zwei nicht genug 
zu beachtenden Ruͤckſichten rächlich machen, ohne dabei eine Umgehung 
der betreffenden gefeplichen Beftimmungen und fohin einen Nachtheil für 
den Staatsſchatz im Geringſten beforgen zu laſſen. 

Würde man den Parteien die von, unter ſich nicht im urfachlichen 
Zuſammenhange ftehenden Rechtögefchäften zu entrichtenden Abgaben 
mitteld Zufammenfaflung derfelben in Einer Urkunde und fohinniger Aufe 
drüdung entweder eben fo vieler entiprechender einzelner &tämpel oder 
des alle einzelnen Abgaben umfaflenden Gefammtftämpels auf die Urkunde 
abzuführen unterfagen,, fo griffe man dadurch gewiflermaßen mehr oder 
weniger in ihren Privatgefchäftsverfehr flörend ein, da ed zweifeldohne 
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immer Parteien geben wird, die es ihrem Intereſſe förderlich finden, 
mehrere unter ſich nicht im urfachliden Zufammenhange lebende Rechts: 
gefchäfte in einer und derfelben Urkunde vereint aufzunehmen; durch die 
Geſtattung würde diefer Hemmſchuh der freien Bewegung im Gefchäfts- 
verfehre befeitigt, ohne daß daraus für ben Staatsſchatz eine größere 
Gefahr der Verkürzung ermwüchfe, indem zur richtigen Beurtheilung des 
urfachlihen Zufammenhanges zwiſchen zwei oder mehreren in berfelben 
Urkunde enthaltenen Rechtsgefchäften wahrlich kaum fo viel Verſtand ger 
bören dürfte, als die Öffentlichen oder Staatsverwaltungsorgane, die 
über den richtigen Gebrauch des Stämpels zu wachen haben, regelmäßig 
befigen follten, fomit die Ueberwachung der richtigen Anwendung des 
Stämpels in dieſem alle keineswegs fo ſ ſchwierig iſt, als.es vielleicht beim 
erſten Anblicke zu ſein ſcheint. 

Ueberdieß liegt es in der Natur der beſagten Rechtsgeſchaͤfte eben 
ſo, wie des davon zu machenden Gebrauches, eine Cumulirung derſelben 
in Einer Urkunde nach Thunlichkeit zu vermeiden, wornach ſich ſolche 
durchſchnittlich in Einem Jahre auf äußerft wenige und deren Mißbrauch 
zum Nachtheile des Stämpelgefälles allenfalls durch Darftellung von 
zwei oder mehreren, unter fich nichts gemein habenden Nechtögefchäften 
im urfachlicden Zufammenhange, höchſt wahrſcheinlich auf Nichts redu⸗ 
eiren dürfte; anch muß man fich in diefer Beziehung etwas auf den Recht⸗ 
lichkeits- und Billigkeltsfinn der Stämpelpflichtigen verlaffen, zumal gar 
kein Geſetz fo vollkommen abgefaßt werden kann, daß deflen Umgehung, 
um der Unmöglichkeit nicht zu gedenken, unwahrſcheinlich fei. 

Da diefem gemäß aus der Seftattung der Cumulation der mehrer- 
wähnten Nechtsgefchäfte in Einer Urkunde, wenn auch nicht eine ungleich 
Pleinere, doch gewiß Beine größere Gefahr einer Verkürzung der davon zu 
entrichtenden Stämpelgebühren zu beforgen ſteht, als aus der Nichtge- 
ftattung derfelben, fo fehe ich nicht ein, warum man Ießtere geradezu mit 
Hintanſetzung aller Klugheit anordnen follte! 

Wegen der Verpflichtung zur Entrichtung eben fo vieler geſetzlicher 
Abgaben durch den Stämpel, als in der Urkunde unter ſich nicht im 
urfachlihen Zufammenhange ftehende Nechtögefchäfte vereint aufgenom- 
men werden, Eünnte fich eine Partei, deren Intereffe es erheifcht von 
diefer Geftattung Gebrauch zu machen über allzu große Härte, oder Drud, 
Beengung oder Beläftigung in ihrem Geſchaͤftsverkehre biffigerweife nicht 
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beklagen, indem fie einerſeits die gleiche Staͤmpelpflicht zu erfüllen gehabt 
bätte, wenn fie die einzelnen Nechtögefchäfte in eben fo vielen abgefonder- 
ten Urkunden ansgefertigt haben würde; andererfeit6 aber kann man die 
Behandlung der in Einer Urkunde zufansmengefaßten Rechtögefchäfte in 
Abficht auf den Stämpel nur nad Einem derfelben, unmöglich auch auf 
foiche Bälle ausdehnen, wo in der Urkunde ganz verfchledene und mit 
einander nichts als das Papier, auf welchem fie aufgenommen wurben, 
gemein habende Nechtögefchäfte vorkommen, ohne daburd zum Xheile 
dad Staͤmpelgeſetz ſelbſt zu vereiteln und wirkungslos zu machen. Endlich 
gehören derlei Nechtögefchäfte ordnungsmäßig nicht in Eine Urkunde und 
pflegen auch in ber Praxis darin gemeinfchaftlich nicht aufgenommen zu 
werben; wird nur dieß zur Erleichterung des Privatgeſchaͤftsverkehrs, fo- 
mit lediglich im Sntereffe der Stämpelpflichtigen geftattet, fo ift es wohl 
nicht mehr als gerecht, daß diejenigen, deren Intereſſe es erfordert davon 
Gebrauch zu machen, wenigftens diejenigen Taften tragen, 2 fie auch 
im entgegengefegten Kalle zu tragen gehalten wären. 

Nicht im urfachlichen Zufammenhange lebende Rechtsgeſchaͤfte, welche 
in Einer Urkunde: zufammengefaßt werden Eönnen, Eönnen verſchieden 
fein, als: 

1. Zwei oder mehrere Rechtögefchäfte, wovon jedes zu feinem Entſte⸗ 
ben Eein anderes vorausfept, fomit deren jedes in feinem Urſprunge als 
ein unbebingtes Hauptrechtögeichäft ſich harftellt, z. B. ein Kaufs. und 
Verkaufsgefhäft und eine Ceſſion in Einer Urkunde u, ſ. w. 

3. Ein oder mehrere ſolche Hauptrechtögefhäfte und eine Bitte; 
diefer Fall därfte nur im gerichtlichen Verfahren Plag greifen, z. ®. 
wenn der Käufer und Verkäufer das Kaufgefchäft bei Bericht zu Protocol 
geben und erfterer zugleich die Bitte um die Weflganfchreibung vors 
bringt u. ſ. w. was nicht ſelten auf dem flachen Lande vorkommt. 

3. Ein oder mehrere derlei Hauptrechtsgeſchaͤfte und ein oder meh: 
rere andere Nechtsgefchäfte, von welch’ legteren jedes zu feinem Dafein 
ein anderes Nechtögeichäft vorausfegt, und fomit ald ein beziehungsweifes 
Nebenrechtögefchäft ſich herausſtellt, z. B. eine Ceſſion und Empfange: 
beſtaͤtigung in einer Urkunde. 

4. Zwei oder mehrere Rechtsgeſchaͤfte, wovon jedes zu ſeinem Ent⸗ 
ſtehen ein anderes Rechtsgeſchaͤft vorausſetzt, daher deren jedes abgeſondert 
als ein beziehungsweiſes Nebenrechtsgeſchaͤft erſcheint, z. B. Eupfang⸗ 
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beſtaͤtigung mehrerer Forderungen, wovon ſich jede auf einen ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Schuldbrief gründet, in Einer Urkunde. 

Was die legten zwei Bälle anbelangt, fo ift bereits oben das Erfor- 
derliche erinnert worden, weßhalb ich mich zur Vermeidung von Wieder: 
bolungen lediglich darauf beziehe. 

Ob in Betreff des Falles 2. wegen der dabei obmwaltenden, befonderen 
Verbhältniffe eine Ausnahme von dem aufgeftellten Orundfage Statt zu 
finden habe, muß bei der Beftimmung des Stämpels auf gerichtliche 
Acte, was außer dem Zwecke der vorliegenden Abhandlung liegt, fefige: 
fegt werden. 

Daß, falls von einem der eben ermähnten Nechtögefchäfte ein anderes 
ins Dafein gerufen, und mit ihm vereint in berfelden Urkunde aufgenom: 
men wird, letzteres in Abſicht anf den Stämpel gar nicht in Betracht 
Eomme, und fomit flämpelfrei fei, verftebt fih nach dem oben Angeführten 
von felbft. 

Uebrigens fei man bei der Abfaffung des Stämpelgefeges, welches, 
wie vielleicht Fein anderes Finanzgeſetz, in den Privatrechtsgeſchaͤftsverkehr 
eingreift, und zugleich vorzugsweiſe für das minder juridifch gebildete 
Publicum berechnet erfcheint, vor allen anderen Elar und deutlich, begnüge 
fich nicht mit der Aufftellung von mehr oder weniger allgemeinen Grund⸗ 
fäßen, fondern bezeichne beftimmt, genau und ohne alle Umſchweife, was 
man will und was man nicht will, und überlaffe nicht erfi dem Staͤmpel⸗ 
pflichtigen die Behandlung befonderer, im Geſetze ausdruͤcklich vorzufehen 
gewefener Faͤlle aus den darin entweder im Allgemeinen, oder nur für 


beſtimmte Faͤlle feſtgeſetzten Beſtimmungen zu erſchließen, was einen ziem⸗ 


lichen Grad logiſcher Bildung, die leider nicht überall, ja ſelbſt bei den 
fonft al& gebildet Geltenden nicht immer anzutreffen ift, vorausfegt, und 


“ eben deßhalb Gehäfligkeiten gegen das Stämpelgefeg erzeugt, die in dem 


Mose ſich fleigern, als die Stämpelpflichtigen in die ne de: 
felben verfallen. 


| B) 
Behandlung ber obeu unter Nr. 4 angeführten Cumula 
tion von mehreren Bitten in Einer Eingabe in Grund— 
buchfachen in Abfiht auf den Stämpel. 
Was die Behandlung jener Eingaben rücfichtlih des Staͤmpels 
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anbelangt, in welchen mehrere Bitten um die Bewilligung von eben fo 
vielen Grundbuchshandlungen gleicher oder verfchiedener Art vereint ger 
ſtellt werden, fo enthält darüber das Stämpelgefeg vom 27. Januar 1840 
Beine ausdrückliche Vorſchrift, fondern es find nur in diefer Beziehung aus 
Anlaß der vorgefommenen befonderen Anfragen von der beflandenen allges 
meinen Hofkammer mehrere Verordnungen erfloffen, ald: unterm 7. Juni 
1841, 3. 11,418, 8. März und 28. April 1842, 3. 6309 und 7538, 
dann unterm 24. October 1844, 3. 30,223, und andere mehr, in wel« 
den man, fo weit ich bei den darin fich Ereuzenden groben Widerfprücen 
und vielfachen Unklarheiten, und bei der daraus folgerecht fließenden 
Schwierigkeit in der Anwendung entnehmen konnte, mis Hinweiſung auf 
die $$. 95, 96, 97 und 98 des erwähnten Stämpelgefeges den Grundſatz 
fefthalten zu wollen fchien, daß in Einer Eingabe unter Einem Stämpel 
nur dann mehrere Grundbuhshandlungen nachgefucht werden dürfen, 
wenn fie unter fih im Zuſammenhange ftehen, d. i. wenn bie zu ver- 
büchernden Rechtsgeſchaͤfte 

a) im Sinne des 8. 40 der Gerichtsordnung aus einem und dem⸗ 
felben Factum entfpringen; . 

b) .eine und dieſelbe Partei betreffen ; und 

e) auf einer und derſelben Realität oder Satzpoſt einzuverleiben 
“ oder vorzumerfen und rückjichtlich super vorzumerfen oder zu löfchen find, 
z. B. wenu ſich der Verkäufer über die eine Hälfte des ihm fhuldig ger 
bliebenen Kaufſchillings für die kaͤufliche Ueberlaffung von Getreide oder 
anderen Waaren, worüber feine befondere Urkunde aufgefegt worden ift, 
einen gewöhnlichen Schuldfchein und über die andere Hälfte einen Wechſel, 
oder wenn er fich über den ganzen Kaufſchilling mehrere Schuldbriefe 
allein, oder flatt deren mehrere Wechſel über gleiche oder verfchiedene 
Summen und zu gleicher oder verfchiedener Zeit, dann zur nämlichen oder 
verfchiedener Zeit zahlbar, ausftellen läßt, und alsdann in Einem Gefuche 
um bie Einverleibung oder Vormerkung und ruͤckſichtlich Supervormerkung 
derfelben auf eine Nealicät oder Saßpoft bittet. 

Außer diefem alle fei auf derlei Geſuche der geſedliche Stämpel fo 
vielmal zu verwenden, als es: 

. 1. entweder Facta gibt, aus weichen die zu verbächernden Rechtsge⸗ 

ſchaͤfte entfpringen, ohne Unterfchied, ob die einzelnen Rechtsgeſchaͤfte auf 
Einer oder verfhiedenen Nealitäten oder Satzpoſten einverleibt oder-vor- 
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gemerkt und ruͤckſichtlich ſupervorgemerkt oder gelöſcht werden wol 
wenn der Verkäufer über mehrere ihm aus eben fo vielen abaı 


Verkaufsgeſchäften fchuldig gebliebene Kaufsfchillinge eben fo viel 


briefe oder Wechſel von dem Käufer fich ausftellen läßt, um 
Einem Gefuche um die Einverleibung oder Wormerfung und ri 
Supervormerkung derfelben auf einer oder mehreren Realitäten « 
poften bittet; oder wenn der Käufer einer Realität, der den Ka 
durch Uebernahme der darauf verhypothecirten Schulden zu 1 
verpflichtet hat, die damit einverftandenen Apypothekargläubiy 
Zeit nach der rechtsförmlichen Ausfertigung des Kaufvertrages 
und ſich von jedem einzelnen derfelben befondere Empfangsbefti 
mit den bezüglichen Löfchungsbewilligungen ausfertigen läßt, um 
in einem und demfelben Geſuche um die Einverleibung des Kau 
und um die Löſchung der von ihm auf Grund der — Qu 
berichtigten Satzpoſten bittet u. ſ. w.; oder 

2. als die Anzahl der Parteien iſt, welche dieſelben —* 

3. als die Anzahl der Realitaͤten oder Saͤtze iſt, auf welche 
verleibung oder Vormerkung und ruͤckſichtlich Supervormerku 
jeden einzelnen Nechtögefchäftes erwirkt werden will, oder als di 
der zu löfchenden Säße ift, ohne Unterfchied, ob die Rechtsgeſch 
demfelben oder aus verfchiedenen Facten entfpringen, und in beide 
in Einer oder in eben fo vielen abgefonderten Urkunden ausgefer 
den, z. B. wenn der Käufer einer Realität den Kauffchilling | 
Uebernahme der dadurch haftenden Schulden zu tilgen verfprich 
einer, oder mehrere, oder vielleicht auch alle damit einverftanden« 
thefargläubiger gleich beim Abfchluffe des Kaufvertrags befriedigt 
darin den Empfang ihrer Forderungen beftätigen und ihm zur 
Bewilligung zur Löfchung derfelben ertheilen, er hierauf in einem ı 
felben Geſuche um die Einverleibung des Kaufvertrages und ur 
[dung der damit als berichtigt ausgewiefenen Satzpoſten bittet; o 
im gegebenen Beifpiele der Käufer nach dem WVertragsabfchluffe d 
thefargläubiger befriedigt, fich von ihnen befondere Quittungen 
Lofchungserklärungen geben läßt, und alsdann in Einem Geſuch 
Einverleibung des Kaufsvertrages und um die Löfchung der lau 
liegenden Quittungen getilgten Satzpoſten einfchreitet; oder n 
Schuldner die mehreren, auf feiner Realität abgefondert verhype 


f 
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Sappoften feines Glaͤubigers ſaͤmmtlich unter Einem tilgt und ſich date 
über von bemfelben nur Eine Quittung mit der zugleichen Loͤſchungsbe⸗ 
willigung ſaͤmmtlicher damit als berichtigt beftätigten Säge’ ausſtellen 
läßt; deßgleihen, wenn diefe Satzpoſten eben fo vielen einzelnen Hypo⸗ 
thefargläubigern eigenthümlich gehören, der Schuldner diefelben ſaͤmmilich 
unter Einem _befriedigt und fich von ihnen gemeinſchaftlich nur Eine Quit- 
tung mit den bezüglichen Loſchungsbewilligungen ausfertigen läßt und als⸗ 
dann, in Einem Geſuche um die Löſchung der auf Orund der beifpigenden 
gemeinfpaftlichen Quittung getilgten Satzpoſten bittet. 

So willkürlich die Anordnung des $.96 des öfters erwähnten Staͤm⸗ 
pelgefeges über die Behandlung mehrerer, in Einer Urkunde zuſammen⸗ 
gefaßter NRechtögefchäfte und Beſtimmungen in Abficht auf den Stämpel 
if, eben fo und noch willEürlicher ift die in Nede ſtehende Verfügung ruͤck⸗ 
fichtfich der gleichen Behandlung der — in Einer Eingabe vereint 
angeſuchten Grundbuchshandlungen. 

Wenn es ſich darum handelt, für das Verhalteni im Geſchaͤftsver⸗ 
kehre Normen feſtzuſtellen, fo iſt nach natürlichen und pofitiven Geſetz⸗ 
gebungsregeln unerläßliches Bedürfniß, diefelben in ihrem Wortlaute fo 
beftimmit zu formuliren und genau abzugrängen, daß -fie in-ihrer Anwen« 
dung auf vorkommende Säle für Eeinen Theil im Geringften eine zweideutige, 
am allerwenigften aber eine beliebige Auslegung und Anwendung zulaffen und 
ſomit weder die Partei die Subfumtion von Fällen unser diefelben, welche 
ihrer Natur nad) dahin gar nicht gehören, verlangen, noch die Finanz⸗ 
verwaltung deren Anwendung auf wirklich dahin gehörige Bälle rechtmaͤßig 
verweigern koͤnne. 

Vergebens fieht man ſich an dem bemerkten Srundfage nad) dieſem 
fegislativen Erforderniffe um. Derfelbe läßt ſich unftreitig wie ein Wet⸗ 
terhahn fo anwenden und drehen, wie man e6 gerade am beften braucht... 
Die Partei kann nach ihm in Einer Eingabe unter Einem Stämpel um 
die Einverleibung, oder Vormerkung und rüdfihtlid Supervormerkung 
mehrerer Schuldbriefe oder Wechfel auf eine Realität oder Sappoft ihres 
Schuldners bitten, fobald fie nur darin anführt, daß die Nechtsgefchäfte 
und rücfichtlich Korderungen, über welche die Urkunden lauten, aus einem 
und demfelben ©efchäfte, 3. B. aus einem Darlehen, oder ans der kaͤuf⸗ 
lichen Ueberlaffung von Getreide, Wein sc. lauten, dergeflalt, daß fie 
alle bezüglich ihres Dafeins ſelbſt nicht feibfiftändige Rechtegeſchaͤfte, 
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fondern nur Theile eines und des nämlichen Gefchäftes find, wi 
in der That aus eben fo vielen felbftftändigen und — 
hängigen Geſchaͤften herrühren. u Bu 

Nun frage ich: welchen Anhaltspunct bat man denn zur 
fung, ob diefe zu verbüchernden Nechtsgefchäfte und rückſichtli— 
rungen, über welche die Urkunden lauten, wirklich aus einem 
felben Geſchaͤfte (Factum) entfpringen? Etwa, weil alle Schul 
ber That über Forderungen wegen einer ganz gleichen Sache, PR 
ber Fäuflichen Lleberlaffung von ©etreide gleicher Art, oder we; 
Darlehens ıc. lauten? Oder weil diefelben überdieß noch, und ing 
bie Wechfel, über gleiche Summen und zu gleicher Zeit ausgeftel 
nen, wie das Hofdecret vom 24. October 1844, 3. 30,223, nich 
lich zu erkennen gibt? Kann man darum fagen, weil alle diefe B) 
zufammentreffen,, daß die zu verbüchernden NMechtögefchäfte und 
lich die darüber ausgeftellten Urkunden folgerecht aus einem und d 
Geſchaͤfte (Bactum) herrühren ? E 

Ich glaube nicht, daß Jemand Vernünftiger fich fo eine 
tung beifommen laſſen dürfte, denn das Entſpringen mehrerer 2 
fchäfte und rückfichtlich Forderungen aus einem und demfelben ° 
ober Geſchaͤfte ift felbft wieder ein Zactum, welches, da Faeta üı 
der Möglichkeit liegen, und fomit eben fo gut wirklich fein, als 
fönnen, nur fo lange möglich bleibt, bis es nicht durch gefeglich 
Beweismittel als wirklich beftehend * und dadurch das * 
ausgeſchloſſen wird. 

Die Anordnung aber der — deſſen als wahr Steg 





Zuſammentreffen der erwähnten factifchen Merkmale im Wege | 


muthung ohne allen Beweis, die übrigens, zur Ehre der Finan 
tung fei es gefagt, ausdrücklich zwar nicht erfolgt ift, wäre ein geı 
nahe an baaren Unfinn gränzender Mifgriff gegen alle Regeln di 
lehre, indem zu diefer Annahme unabweisbar erfordert wird, 
berührten thatfächlichen Umftände den Grund zu diefer Vermu 
bilden geeignet feien, dergeftalt, daß im Falle ihres Zufanime 
bei mehreren Nechtögefchäften nach dem natürlichen und gewi 


- ®ange der Dinge nicht angenommen werden Eönne, es feien let 


eben fo vielen verſchiedenen Thatſachen entfprungen. 1 
Allein diefelben befigen diefe Eignung nicht, fondern find 
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wein zufällig und nicht vom geringften Einfluffe in dieſer Bezichung, und 
eb ſteht troß ihres Vorhandenſeins vielmehr die Vermuthang fell, daß 
die betreffenden Rechtsgeſchaͤfte aus eben fo vielen felbfifkändigen und ' 
von einander unabhängigen Befchäften herrähren, fomit aus En 
Thatſachen entſpringen. Denn fonft: 

ay) müßten alle jene Rechtögefchäfte, bei welchen diefe Merkmale nice 
zuſammentreffen, als aus verfchiedenen Thatfachen entfprungen angefehen 
und behandelt werden, ungeachtet fie eigentlich aus einem und dem naͤm⸗ 
lichen Factum entſpringen, was mit der Natur diefer Rechtegeſchaͤfte, 
als der Grundweſenheit, offenbar im Widerſpruche ſtuͤnde. 

b) Es iſt ein unabaͤnderliches Geſetz der Natur, daß das Gleichartige 
nicht mit dem Ungieichartigen vermengt und zuſammengeworfen, ſondern 
von demſelben ausgeſchieden und getrennt werde. Wendet man dieſen 
Grundſatz auf Rechtsgeſchaͤfte an, fo ergibt ſich, dab Rechtsgeſchaͤfte, 
deren jedes aus einer eigenen Thatfache entfpringt, in eben fo viele abge⸗ 
fonderte Urkunden aufzunehmen, und Rechtsgeſchaͤfte, welche aus einer 
und derfelben Thatfache berrühren, orbnungsmäßig in einer und derfelben 
Urbunde zufammenzufaffen feien, mas übrigens auch im gewöhnlichen 
Beben in der That zu gefchehen pflegt; kommen nun mehrere Rechtsge⸗ 
ſchaͤfte in eben fo vielen abgefonderten Urkunden ausgefertigt vor, fo Breitet 
diefem gemäß die Vermuthung augenfällig dafür, daß jedes von ihnen 
von einer eigenen Thatfache herrühre, ohne Unterſchied, ob fie über gleiche 
oder verfchiebene Gegenftände oder Gelbbeträge und zu gleicher oder uns 
gleicher Zeit ausgefertigt. erfcheinen. 

Sind aber dieſe factifhen Momente in Bezug auf die — ob 
die mehreren Rechtsgeſchaͤfte, bei denen ſie vorkommen, aus einer und der⸗ 
felben oder aus eben fo vielen verſchiedenen Thatſachen herrühren, ganz 
gleichgiltig und unentfcheidend, fo find fie auch nicht geeignet, zu der Ver⸗ 
muthung des Entfpringens derfelden aus einem und bemfelben Factum den 
Brund zu bilden, wornach auch leßtere folgerichtig von felbft entfällt. 

Aus eben diefen Gründen Eönnen aber auch die Organe der Staats⸗ 
verwaltung, welche mit der Ueberwachung bes richtigen Staͤmpelgebrauches 
betraut find, die Anwendung des erwähnten Grundfages, auf alle Rechts⸗ 
gefchäfte, welche in der That. ans einer und berfelben Thatfache entiprin« 
gen, mit bem beften Gewiſſen verweigern; es erhellt benn aus ber Eingabe 
und deren Beilagen, daß die Rechtsgeſchaͤfte und ARE Sorberungen;: 
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über welche die zu verbaͤchernden Urkunden lauten, ſaͤmmtlich aus eben 
beinfeiben Verttage oder Befchäfte herrühren, was übrigens dem gewiſſen⸗ 
haften Beamten felten oder nie Beruhigung gewähren dürfte, indem fich 
ihm in einem folchen Sohle zur richtigen Beurtheilung des zur Begrun⸗ 
dung der Angabe, daß die zu verbüchernden Mechtögefchäfte aus eben dem⸗ 
felben Factum berrähren, zur Geltung Oebrachten, namentlich, wenn bie 
bloße Praͤnotirung mehrerer Wechfel ſchleunigſt wegen augenfcheinlicher 
Gefahr am Verzuge begehrt wird, offenbar weit weniger Anhaltspuncte 
darbieten, alß bei einer förmlichen Klage, welche auf Zahlung mehrerer 
Forderungen und im gegebenen Beiſpiele auf Zuftificiethaltung der Prä- 
notation und fohinniger Zahlung der Wechſel eingebracht, und das Ent 
ſpringen berfelben aus einer und der nämlichen Thatfache unter Beiſchlie⸗ 
Bang der gefeglichen Beweismittel geltend gemacht wird. 

Indeſſen ift unverkennbar die Anwendung des beregten Grundfages 
auf alle Hechtögefchäfte und rädfichtlich Eingaben, womit die Einverleis 
bung, Praͤnotirung oder Löfchung derfelben gemeinfchaftlich begehrt wich, 
gleichwie die. Verweigerung diefee Anwendung ohne Unterſchied, die Rechts« 
geſchaͤfte mögen.in der That aus einer und derfelben ober aber aus ver⸗ 
febiedenen Thatfachen eutfpringen , gleich ſchaͤdlich und. einerfeitd mit dem 
Schuhe des Eigenthumsrerhtes oder eines anderen dinglichen oder perfän« 
lichen Rechtes auf einen Geldbetrag ober auf eine Sache oder Leiftung, 
andererfeit6 aber mis ber Sicherung des Staatsſchates vor Verkuͤrzungen 
unnereinberlich. 

Zur möglichften Hebung diefes Uebelſtandes bieten ſ ch zwei Mittel 
dar, nämlich entweder: 

a) hätte man ben Beiſatz machen, daß bie Parteien im Kalle der 
Rede das Entfpringen der zu verbüchernden Rechtsgeſchaͤfte aus einem und 
demfelben Bactum durch geſetzlich zuläflige Beweismittel zu beweifen ha⸗ 
ben, widrigens der Stämpel, gemäß der allgemeinen Regel nach der An⸗ 
zahl der Rechtsgeſchaͤfte und rückfichtlich der gebetenen grundbücherlichen 
Einverleibungen, Pränotirungen ober Löfchungen zu verwenden Fonme; 
aber aber | 

b) zur thunlichſten Hintanhaltung der Stämpelgefällsüßertretung 
die Vorfehrung treffen follen, daß die Gefuche, in welchen diefer Beweis 
entweder gar nicht oder nicht gehürig geführt erfcheint, und aus weichen 
in Verbindung mit ben Beilagen das Entfpringen der Rechtegeſchaͤfte aus 
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eben bemfelben Factum auch nicht von felbft auf eine Beruhlgung ges 
währende Art erhellt, bevor fie in Verhandlung genommen werden, ben 
Parteien zur Umänderung und rücfichelich Ergänzung ber erforderlichen 
Stämpelgebühr zurückgeftellt werden. 

Warum man von dem erften Mittel Gebrauch zu machen unterlaſſen 
bat, iſt mir nicht klar, vielleicht war man der Meinung, daß bie gedachte 
Beweisführung mit der, von dem Intereſſe ber Partei gebotenen mög» 
lichen Befchleunigung der Erlangung der Sicherftellung ihres Rechte, 
on deren noch fo unbedeutenden DVerzögerung fehr häufig in derlei Fällen 
Sefahr haftet, fich nicht vertrage, im Gegentheil aber die Anordnung 
felbft vereitelt würde. _ 

Wohl aber hat man angedeutet, daß der Anwendung des zweiten 
Mittel nah Umfländen Statt gegeben werden Eönne (Hoffammerdecret 
ddto. 8. März 1842, 3. 6309/6840). Allein hiedurch dürfte man nach 
dem alten Sage „incidit in Scillam, qui vult vitare Charybdim? aus 
dem Regen in die Traufe gelommen fein, und die Verzögerung ber be 
vührten Nechtsficherftellung noch vergrößern, anftatt ihr abzuhelfen, in- 
bem das Zurücftellen ber Eingabe zum Behufe der Umänderung und 
ruͤckſichtlich Ergänzung der gefeßlihen Stämpelgebühr. unftreitig der 
gewünfchten fchleunigen Erwirkung diefer Sicherftelung bei weiten mehr 
binderlich fein dürfte, ald wenn die Parteien von vorneherein gehalten 
wären, entweder das Entipringen der zu verbüchernden Rechtsgeſchaͤfte 
aus einer und derfelben Thatfache zu erweiſen, oder aber ohne weiteres die 
erforderliche Stämpelgebühr nach der Anzahl derfelben zu verwenden. 

Uebrigens laͤßt diefe Vorkehrung jedenfalls, auch abgefehen hievon, 
eine zu ausgedehnte Anwendung zu, als es ihre Beftimmung felbft erfor⸗ 
dert. Denn der Gebrauch derfelben foll die Eingangs erwähnte Anordnung 
lediglich nur vor dem allfälligen Mißbrauche zum Nachtheile des Staats- 
ſchatzes ſchuͤßen; da num meines Erachtens auf Grundlage berfelben mit 
Hinblick auf die obigen Anführungen alle derlei Parteieingaben ohne 
geringfter Ruͤckſicht auf die Art und Weiſe der Darftellung ihres Inhaltes 
mit voller Beruhigung zurückgeftellt werden Eönnen, insbefondere wenn 
darin, wie es meiftentheild in der Praris der Sau ift, die Pränoti- 
rung mehrerer Wechfel gefordert wird, fo ift fie offenbar geeignet, bie 
mehrbefagte Anordnung, anftatt fie nur vor bem allenfallfigen Miß⸗ 
brauche zu wahren, in befler Form unwirkfa zu map, und gerade 
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zu aufzuheben; biefelbe ift daher höchft unzweckmaͤßig und fomit ver- 
werflich. 

Wenn aber auch der oben aufgeftellte Grundfag dieſe Tegislativm 

Gebrechen, die ihn völlig werthlos machen, nicht an fich hätte, fo ver: 
floßt er offenbar gegen das Princip ber Gerechtigkeit, Denn, ein jedes 
einzelne Nechtögefchäft und rückfichtlich die darüber Tautende Urkunde 
muß in dem Srundbuche befonders ausgezeichnet, d. i. entweder demfelben 
einverleibt oder daſelbſt pränotirt oder geföfcht werden, und die Staats⸗ 
verwaltung übernimmt auch die Haftung für die Richtigkeit, der Eintragung 
einer jeben einzelnen Urkunde, ohne Unterfchied, die Verbücherung mehrerer 
Urkunden und rückfichtli der darin ausgefertigten Nechtsgefchäfte mas 
entiveder einzelnmweife in eben fo vielen abgefonderten Gefuchen, ober ge: 
meinfchaftlich in einem und demfelben Geſuche begehrt werden, und im 
legteren Falle die Nechtögefchäfte aus einer und berfelben, Bde aber ans 
verfchiedenen Thatfachen entfprungen fein. - 

Da nun die durch den Stämpel einzuhebende Abgabe auf Eingaben 
und Geſuche um Bewilligungen von derlei Grundbuchshandlungen die 
Beftimmung hat, einerfeitd der Staatsverwaltung die Beftreitung ber ihr 
aus der Vornahme einer jeden einzelnen grundbbücherlichen Auszeichnung 
erwachſenden Auslagen zu erleichtern, und ruͤckſichtlich theilweiſe zu er⸗ 
fegen, andererſeits aber ihr ein Entgelt für die mit der Uebernahme ber 
Haftung für die Nichtigkeit diefer Auszeichnung verbundenen Gefahren zu 
feiften, fo frage ich: 

Erwachfen der Staatsverwaltung aus der Verbächerung von zwei 
oder mehreren Urkunden und rücfichtlich der darin außgefertigten Rechts 
gefchäfte weniger Auslagen, und ift die mit der Uebernahme der Haftung 
für die Richtigkeit ihrer Verbücherung verbundene Gefahr geringer, wenn 
biefelben aus einem und dem nämlichen Factum entfpringen und deren 
grundbücherliche Eintragung gemeinfchaftlih in Einem Gefuche begehrt 
wird, als in dem alle, wo fie entweder aus eben derfelben Thatſache 
nicht herrühren, oder aber deren Verbücherung in eben fo vielen abgefor: 
derten Eingaben geforbert wird? Oder bringt in dem erften der gegebenen 
drei Fälle die erwirkte Verbücherung weniger Vortheile mit fi, als in 
den zwei Ießten? Mit nichten; diefe Werfchiedenheit des Urfprunges der 
Nechtögefchäfte, gleichwie der Art und Weiſe des Begehrens der grund« 
bücherlihen Eintragung berfelben, bat eben fo wenig auf die mit dem 
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Vollzuge des bewilligten Begehrens verknüpften Auslagen einen Einfluß, 
als auf die Haftung für die Nichtigkeit der Verbuͤcherung ſelbſt, noch 
wird dadurch ein Unterfchied in den, aus biefer leßteren fließenden Vor⸗ 
theifen herbeigeführt, Und es ift in diefer Beziehung unbeftreitbar ganz 
gleichgiltig, ob die zu verbüchernden Nechtsgefchäfte aus einem und dem⸗ 
felben Factum entfpringen oder nicht, und im bejahenden Falle, ob die 
grundbücherliche Eintragung derfelben und rückfichtlih der darüber lau: _ 
tenden Urkunden in eben fo vielen abgefonderten Geſuchen, oder aber 
gemeinfchaftlich in einem und demfelben Geſuche begehrt wird; die Staats⸗ 
verwaltung. muß jedenfalls unter übrigens fonft gleichen Umftänden den _ 
gleichen Kraftaufwand entwickeln, und rücfichtlich gleiche Auslagen ma⸗ 
chen, um die Auszeichnung einer jeden einzelnen Urfunde in dem Grund: 
buche vornehmen zu laffen, während. anbererfeitd mit der Uebernahme der 
Haftung für bie Richtigkeit dieſer grumdbücherlichen Auszeichnungen ſtets 
eine gleichmäßige Gefahr verbunden erfcheint, und aus denfelben für die 
bezüglichen Parteien auch ſtets gleich viele Vortheile erfließen. 

Hiernach ift ed auch nicht einzufehen, wie man fich in dem Yale, 
wo die Verbücherung mehrerer aus einem und demfelben Factum ent 
fpringender Nechtögefchäfte und rückfichtlich der darüber lautenden Urkun⸗ 
den cumulative in Einem Gefuche begehrt wird, . mit dem theilmeifen 
Erfage nur der auf die Werbücherung .eines einzelnen Rechtsgeſchäftes 
und ruͤckſichtlich Urkunde entfollenden Auslage und dem theilweifen Ent- 
gelte nur. für die Haftung für bie richtige Eintragung biefes einzelnen 
Sefchäftes mittelft Geftattung der Verwendung nur Eines gefeglichen 
Stämpels für das bezügliche Geſuch begnügen könne! 

So ein Verfahren, welches das Gepräge der reinen Willkür an fi) 
trägt, ift unläugbar dem Grundſatze der Gerechtigkeit zuwider. Denn diefe 
sefordert in ihrer Anwendung auf die, aus Anlaß der Einfchreitungen 
um Bewilligungen von Grundbuchshandlungen durch den Stämpel ein 
zubhebenden Gebühren, daß Jedermann in dem Maße, ald er Wortheile 
und räcfühtlih Grundbudhsacte von der Staatsverwaltung anftrebt, zu 
den berfelben.hieraus erwachfenden Auslagen beifteuere ; dergeftalt, daß 
er für jeden einzelnen Grundbuchsact, um den er einfchreitet und ruͤckſicht⸗ 
ih, da fi die. Anzahl der Grundbuchsacte nach der Anzahl der einzu« 
verleibenden, oder pränotirenden, ober Iöfchenden Nechtögefchäfte und rück 
ſichtlich der Darüber Iautenden Urkunden richtet, für die Einverleibung ober 
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Pranotirung, ober Loͤſchung einer jeben einzelnen Urkunde und ruͤckſichtlich 
bes darin ausgefertigten Nechtögefchäftes die geſetzliche Gebühr durch den 
Stämpel zu entrichten habe, ohne geringfter Ruͤckſicht, mag bie Ber 
bücherung mehrerer Urkunden und ruͤckſichtlich Nechesgefchäfte entweber 
eumulative in einem und demfelben Geſuche, oder aber einzelnweiſe in 
eben fo vielen abgefonderten Geſuchen begehrt werden, und mögen im erften 
Falle die Rechtögefchäfte aus eben derfelben oder aus verfchiebenen That 
fachen herruͤhren; nur dann Bann man fagen, daß Jeder in dem Maße, 
als er Vortheile und ruͤckſichtlich Grundbuchsaete von der Staatsverwal⸗ 
tung bemilligt erhalten will, zu den berfelben aus biefem Anlafſe erwad 
fenden Auslagen beitrage, und In biefer Beziehung die Sereipeigtei 
realifirt werde, 

Da nun gemäß der in Rede ftebenden Verfügung in berie alle, wo 
mehrere Rechtsgefchäfte aus einem und demfelben Factum herrüßren, bie 
Verbüchering derfelben in einem Geſuche unter Einem Stämpel zu be 
gehren geftattet ift, fo wird hiebei die gefepliche Abgabe durch den Staͤmpel 
nur für Einen Grundbuchsact, d. i. nur für die Verbürherung einer ein. 
sigen Urkunde und ruͤckſichtlich des darin ausgefertigten Rechtsgeſchaͤftes 
entrichtet, die Verbuͤcherung der übrigen aus demſelben Factum berrüßr 
renden NMechtögefchäfte aber gebührenfrei gelafien. 

Dadurch wird aber Derjenige, welcher in Einem Gefuche um bie 
Merbücherung von zwei oder mehreren, aus eben derſelben Thatfache ent 
fpringenden Rechtsgeſchaͤften und rückfichtlich Urkunden einfchreitet, offen 
bar begünftigt vor Jenem, welcher gleichfalls in Einem Geſuche und 
zwar um bie Verblicherung eben fo vieler, aber aus verfchiedenen That- 
fachen entfpringender Nechtögefchäfte bittet, indem jener zu feinem Geſuche 
nur Einen Stämpel verwenden kann, und fomit nur für die Verbücherumg 
einer einzigen Urkunde und rücfichtlich Nechtögefchäftes die gefegliche Ab⸗ 
gabe durch den Stämpel zu entrichten berechtigt ift, diefer aber ben 
Staͤmpel fo vielmal verwenden muß, als es zu verbüchernde Urkunden 
gibt, und daher für dir Verbücherung einer jeden einzelnen Urkunde and 
ruͤckſichtlich Nechtögefchäftes die geleßliche Abgabe durch den Stämpel zu 
entrichten verpflichtet ift, während doch beide um Bewilligung von gleich 
viel Grundbuchsacten einfchreiten, mithin nach dem, was kurz vorher 
erörtert, von.ber Staatöverwaltung gleichviel Vortheile anftreben, derſel⸗ 
ben auch dadurch, daß zur Vornahme der von jeden Einzelnen angeſuchten 
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Grundbuchsacte in der Regel ein gleicher Kraftaurfwand erforberi wird, 
auch gleichviel Auslagen verurfachen. | 

Ferner erfcheint die befagte Verfügung nicht blos als eine Begän- 
fligung ber Partei, welche davon Gebrandy zu machen im Falle ift, vor 
derjenigen, die es nicht ift, ſondern fie fteilt fich auch ald eine Begänftiguug 
derfelben auf Koften der Geſammtheit dar, indem derjenige Theil der aus 
Anlaß idrer Einfchreitung der Staatdverwaltung erwächfenden Auslagen, 
welcher von ihr in Folge diefer Verfügung durch den Stämpel nicht erfegt 
wird, ber gefanmten Staatögefellichaft zur Laſt fällt, ed wäre denn, daß 
derfelbe von ihr auf einem anderen Wege hereingebracht werde, was aber 
äußerft felten ober gar nie geſchehen bürfte, 

Das Gleiche tritt verhältnigmäßig auch dann en, wem im gege 
bene Falle eine Partei nicht um die Verbuͤcherung von gleichviel Urkun⸗ 
den und ruͤckſichtlich Rechtsgeſchaͤften in Einem Geſuche einfchreitet eis 
die anderen. 

Auch kann man nicht fagen, diefe Ungleichheit in der Beifteuer zu den, 
aus Anlaß der angefprochenen Wortheile und ruͤckſichtlich Grundbuchsacte 
der Staatöverwaltung erwachfenden Auslagen hebe fih Im wirklichen Leben 
gegenfeitig auf, da nicht jeder, der in Einem Geſuche um die Verbüches 
rung mehrerer aus verfchiedenen Thatſachen entfprungener Rechtsgeſchaͤfte 
und rücfihtlih Urkunden einfchreitet, entweder überhaupt ober nicht im 
gleihen Maße in die Lage kommt, gleichfalls in Einem Geſuch die Wer 
bächerung eben fo vieler aus. eben berfelben Zhatſache herruͤhrender Rechter 
geſchaͤfte zu begehren. 

Nachdem nun derjenige, der in Einem Gefuche und unter Einem 
Stämpel bie Verbücherung von zwei oder mehreren aus einem umb deu 
felben Factum entipringenden Nechtsgefchäfte und rückfichtlich der darüber 
ausgefertigter Urkunden begehrt, auf Koften ber Gefammtheit nicht in 
dem Maße, als er damit Vortheile und ruͤckſichtlich Grundbuchsatte von 
der Staatsverwaltung anfpriche, zu dem, derfelben aus dieſem Anlaffe 
erwachſenden Auslagen befteuert, fo if die geſetzliche Verfügung, auf. 
Grund, welcher ihm dieß geftattet erfcheint, dein Grundſahe der Gerech⸗ 
tigkeit ſtracks entgegen und fomit verwerflich. 

Andererſeits dürften ſchwerlich Klugheitsruͤckſichten diefer Anordnung 
das Wort führen; im Gegentheile fie erſchwert unverkennbar die Erwir⸗ 
Hang der Rechtsſicherſtellung dergeſtalt, daß man für den, Im Sinnt 
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berfelben gemachten Verſuch ber Verwendung Eines Staͤmpels für das 
Geſuch um Verbuͤcherung von mehreren Nechtögefchäften und rückficht- 
fich der darüber ausgeftellten Urkunden Gefahr laufe, im Halle ſolches 
zur Umänderung zurädigeftellt wird, nach Umftänden einen unwiderbring- 
lihen Nachtheil zu erleiden, oder aber wenn die Zurücftellung ded Ge⸗ 
fuches ans: was immer für Gründen entweder nicht erfolgt oder nicht 
erfolgen kann, in eine empfindliche Geldftrafe zu verfallen, ohne daß man 
dabei im geringften die Abficht hatte, eine Gefällsverkuͤrzung zu begehen, 
noch fich fonft einer Sorglofigkeit oder Sahrläfligkeit bei Anwendung der 
gedachten gefeßfichen Beftimmung zu Schulden kommen ließ. , 

Nah all’ dem liegt es Elar am Tage, daß bie bemerkte Verfügung 
als eine durch und durch verfehlte zu bezeichnen fei, welche nur die craffefte 
Ignoranz eines jeden Rechtsgeſchaͤftes und der-darüber beftehenden Geſetze 
und Anorbnungen nicht minder, als des Inſtitutes der Grundbücher zur 
Stüge haben kann. ei 


Antrag aufBehandlung ber @umulirung der erwähn- 
ten Bitten in Einer Eingabe in dem zu erlaffenden 
neuen Stämpelgefege. 
RR u Sg a) Grundſah. 
Dbject der Belaſtung dur den Stämpel bei den Eingaben und 
Geſuchen der Parteien an die Öffentlichen Behörben, Aemter und Obrig⸗ 
feiten im gerichtlichen und im nicht-gerichtlichen Verfahren , iſt die darin 
geltend gemachte AUnftrebung eines beftimmten Urtheiles. Hat man fich 
einmal beftimmt gefunden, im befagten Wege eine Abgabe von der An- 
firebung eines Vortheiles einzubeben, fo kam die Entrichtung derfelben 
nicht von ber wirklihen Zumendung des bezüglihen Vortheiles an die 
darum einfehreitende Partei abhängig gemacht werden, fondern es muß 
vielmehr in diefer Beziehung ganz gleichgiltig fein, ob derfelben Statt 
gegeben werde oder nicht, mwibrigens würde: 
1. es fich gar nicht lohnen, die mit der Einhebung diefer Gebühr 


‚verbundenen Auslagen zu machen, welche, wenn auch nicht höher, doch 


zweifeldohne um Feinen halbswegs bedeutenden Betrag geringer als die zu 
gewärtigenden Einnahmen fich herausftellen würden; dann 

2. muß die Ötaatöverwaltung nicht allein, um derlei Parteiein- 
gaben In: entfprechende Verhandlung nehmen zu Binnen, beträchtliche 





Un. 


t 
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Vorauslagen machen, als: koſtſpielige Anſtalten errichten und erhal⸗ 
ten ꝛc., ſondern die zur größeren Sicherheit der Geſammtheit der Staats⸗ 
bürger unabweisbar erforderliche Durchführung diefer Verhandlungen felbft 
ift wieder mit bedeutenden Koften verbunden. 

Da nun demgemäß dieſer Aufwand, wenn auch nicht ganz, doch 
ficherlih zum Theile von den Parteien felbft unmitselbar und zunaͤchſt in 
ihrem eigenen Intereſſe verurfacht wird, fo ift es wohl nichts weniger als 
ungerecht, daß auch jede von ihnen den von ihr felbft verurfachten und 
fomit nothwendiger Weiſe ihr zur Laſt fallenden Antheil desfelben nach 
Thunlichkeit felbft trage und nicht jenen Gliedern des Staates zur Laſt 
geben laffe, welche nicht die geringfte Weranlaffung dazu gegeben, nod) 
auch unmittelbar ober mittelbar daraus einen Vortheil gezogen haben; ift 
aber die Partei. der Staatöverwaltung den ihr verurfacdhten Aufwand rüd- 
zuvergüten’fchufdig, fo kann unzweifelhaft das Nichterwachſen eines Vor⸗ 
theiles für diefelbe aus der Handlung, womit fie ihr diefen Aufwand 
verurfacht hat, der Natur diefer ihrer Schuldigkeit nicht das Geringſte 
benehmen. 

Hieraus ergeben ſich nachſtehende drei Folgerungen: 

1. Die aus Anlaß der Anſtrebung eines beſtimmten Vortheiles v von 
der Staatsverwaltung durch den Stämpel einzuhebende Abgabe muß ſich 
nach dem Umfange des derſelben dadurch verurſachten Aufwandes und 
nicht nach dem Umfange des angeſtrebten Vortheiles richten, dergeſtalt, 
daß je größer dieſer Aufwand iſt, z. B. je mehr oder je koſtſpieligere Ar⸗ 
beitskraͤfte, Materialien sc. zur Pflege der dießfaͤlligen Verhandlungen 
erfordert werden, eine befto höhere Abgabe durch den Stämpel einzufor: 
dern komme. Indeſſen, da die Durchführung diefes Srundfages bie in 
die unterfte Abtheilung ich will nicht fagen gerade abfolut, aber zweifels⸗ 
ohne relativ unmöglich ift, andererfeitd aber felbft das laue Zefthalten an 
bemfelben jedenfalls, wie die Erfahrung ehrt, die freie Bewegung des 
Verkehres auf eine Bedenken erregende Art hemmen und Gehäffigkeiten 
erzeugen würde, fo gebietet die Klugheit, davon abzulaffen und die zu 
entrihtende Stämpelabgabe ohne Ruͤckſicht ber Verſchiedenheit der Behör⸗ 
den, der einfchreitenden Perfonen und des angeftrebten Gegenftandes in 
einem angemeffenen durchſchnittlichen, unwandelbaren Betrage für jede wie 
immer geartete Parteieingabe feftzufeßen. Nur bei Rechts⸗ und fonftigen 
Otreitigkeiten, über welche ein. Urtheil gleichviel von welcher Inſtanz 
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Immer eifließt, dürfte wegen des augenfaͤllig allzu großen Mißver haͤltniſſes 
jwifchen dem dabei Statt findenben bedeutenden Koftenaufwande und ber 
jur Dergütung desſelben beflimmten, an ſich mäßigen‘ Stämpelabgabe 
. nah dem der Stämpelbemeflung zu Grunde zu legenden allgemeinen 
Verhältniffe eine nachträgliche Gebühr eingehoben werben *); das &leiche 
dürfte auch bei gerichtlichen Vergleichen, jedoch da mit den dabei vorkom⸗ 
menden Verhandlungen in der Regel ein geringerer Koftenaufwand ver: 
Sunden erfheint, als bei Nechtöftreitigkeiten, worüber ein Urtheil erfließt, 
in einem minderen Grade, etwa mitselft nachträglicher Abforderung einer 
angemeflenen Gebühr in einem unveränderlichen Betrage Platz greifen. 

Hieraus folgt, daß die Bogenanzahl der Parteieingabe auf die Bes 
meffung bdiefer Gebühr Beinen Einfluß nehmen Eönue, und daß in dem 
Falle, wo dieſelbe aus mehreren Bögen befteht, außer dem erſten Bogen, 
auf welchem die nach dem Umfange des wahrfcheinlichen Koftenaufwans 
bes in einem unmandelbaren Betrage feftzufeßende Stämpelgebühr aufzu⸗ 
drücken iſt, der zweite, dritte und die folgenden Bögen flämpelfrei zu 
laffen wären, indem fi der Umfang des Koſtenaufwandes unftreitig 
nicht nach der Bogenzahl der bezäglichen Eingabe richtet. Das Bleiche 
märe auch auf die Beilagen der Parteieingabe anzuwenden, welche nicht 
fchon wegen ihres Inhaltes als Urkunden, die nach allgemeinen Grund» 
fägen flämpelpflichtige Nechtögefchäfte enthalten, der Staͤmpelpflicht un: 
terliegen; überhaupt finden in diefer Beziehung die gleidhen von mir an 
einem anderen Orte gelegenbeitlih der Beantwortung der Frage über die 
- Stämpelbehandlung der aus mehreren Bögen beftehenden Urkunden zur 
Geltung gebrachten Bedenken ihre volle Anwendung. 

2. Die nach dem Umfange des, der Staatsverwaltung aus Anlaß 
ber Anftrebung eines beftimmten Vortheiles erwachfenden wahrfcheinlichen 
Koftenaufwandes bemeffene Stämpelgebühr muß. fich in dem Falle, wo 
in einer und derfelben Eingabe die Erwirkung mehrerer Vortheile ange: 
firebt wird, nach der Anzahl diefer letzteren richten, dergeftalt, daß die- 
felbe fo vielmal zu entrichten und rücffichtlich deren Entrichtung entweder 
mittelft Aufdruͤckung eben fo vieler einzelner Stämpel, oder aber des alle 


1) Indeffen bürfte in dieſer Beziehung zwiſchen dem Beiurtheile und vem Ent 
urtheile ein Unterfchied gemacht werden, und die Einhebung ber beantragten 
Rahıtragsgebühr wohl bei diefem, kelneswegs aber bei jenem Platz greifen. 
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einzelnen Gebühren dedienden Geſammtſtaͤmpels auf dem erſten Bogen 
ber Eingabe erfichtlich zu machen ſei, als es Wortheile gibt, die mit der 
felben erwirkt werden wollen. Denn jeber einzelne Vortheile ift ein für 
ſich beftehender felbftftändiger Gegenſtand, beffen Anftrebung eine eigene 
Verhandlung veranlaßt und fomit auch einen abgefonderten Koftenaufwand 
der Etaatsverwaltung verurfacht ; da nun dieſem gemäß derjenige, welcher 
unmittelbar and zunächft in feinem eigenen Intereſſe mehrere für fi 
beftehende ſelbſtſtaͤndige Vortheile anfpricht, eben fo viele eigene Verhand⸗ 
Iungen veranlaße und dadurch der Staatsverwaltung gleichfalls eben fo 
viele befondere Auslagen verurfacht, fo ift er verbunden, ihr dieſe Aus- 
lagen als Urfache der Lirfache derfelben (causa causae) auch einzelnweiſe 
zu erfeßen. 

Daß die erwähnten, Vortheile zugleich in Einer Eingabe angeſprochen 
werden, benimmt unläugbar der Natur diefer feiner Schuldigkeit eben fo 
wenig, ald wenn Jemand zu ungleidher Zeit einen und denfelben Vortheil 
mit verfchiedenen abgefonderten Eingaben bei eben derfelben Behörde an- 
ftrebt, da im erften Kalle die Zeit, zu welcher mehrere Vortheife von der 
Ötaatsverwaltung in Anfpruch genommen werden, als ehvas rein Zur . 
faͤlliges, auf die aus dieſem Anſpruche zu allen Zeiten und unter allen 
Verhaͤltniſſen unausweichlich entſpringenden Folgen, wie die vorbeſagten, 
keinen Einfluß nehmen und ruͤckſichtlich denſelben nicht abtraͤglich ſein, im 
lehteren aber die Partei in jeder einzelnen Eingabe nicht nur verſchiedene 
neue Umſtaͤnde, die in keiner ihrer fruͤheren Eingaben vorkommen, geltend 
machen, ſondern ſelbſt {hr urſpruͤngliches Begehren fowohl in feinen weſent⸗ 
lichen als außerweſentlichen Theilen ändern köͤnne, was ſtets mehr ober 
weniger neue Verhandlungen erfordert, und ſomit der Staatsverwaltung 
neuen Aufwand verurſacht, und ſelbſt wenn die mehreren Eingaben unters 
einander ganz gleichlautend find, fo erheifcht ſchon deren bloße Aufnahme 
bei der bezüglichen Behörde außer den nöthigen Arbeitskräften auch Papier 
und andere Schreiberforderniffe, deren Anfchaffung gleichfalls Auslagen 
verurfache ; follte aber wirklich eine oder die andere biefer Eingaben zu 
ihrer Erledigung eine unbedeutende Mühemwaltung erfordern, fo muß man 
bedenken, daß die Gebühr, die aus Anlaß der Anftrebung eines Vortheiles 
von der Staatöverwaltung durch den Stämpel eingehoben wird, mis 
dem derfelben daraus erwachſenden Koftenaufivande ohnehin in Eeinem 
rechten Ehenmaße ſtehe. Damit aber die Parteien wegen allzu großer, 
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rein willkärlicher Verzögerung der Erledigung ihrer anbängigen Angele 
genheit nicht Anlaß finden, ihre Eingaben lediglich zu wiederholen, in 
welchen Kalle von ihnen eigentlich, fireng genommen, Feine Stämpelge 
bähr einzubeben wäre, fo hätten die behördlichen Vorftände darob zu fein, 
daß die Parteieingaben fo ſchnell, als ed der Gegenſtand und Die Arbeit 
kräfte nur immer zulaffen, ihrer Erledigung zugeführt werben. Nur baun, 
wenn die Partei mehrere unter fich gleichlautende Eingaben zu einer und 
derfelben Zeit und bei eben derfelben Behoͤrde überreicht, entfällt die Be 
vechtigung von jeder einzelnen berfelben die gefegliche Stämpelgebühr eu: 
zuheben, ‚indem alle zufammen eigentlih nur: Eine Eingabe ausmadıen, 


“ und auch von der betreffenden Behörde als foldhe aufgenommen und be 


handelt werden, bie im Geſetze vorgefehenen Fälle im gerichtlichen Ver: 
fahren in und außer Streitfachen jedoch ausgenommen. 

Diele Beftimmung greift Plap: 

a) wenn eine phufifche oder moralifche Perfon in Einer und berfelben 
Eingabe und ‚die alternative oder cumulative Zuwendung von — 

beſtimmten Vortheilen einſchreitet, oder 

b) wenn mehrere phyſiſche oder moraliſche Perſonen gleichfalls in 
einer und derſelben Eingabe das Begehren entweder um die Zuwendung 
eines beſtimmten Vortheiles an eine von ihnen, oder um die einzelnweiſe 


oder alternative oder cumulative Zuwendung von mehrerer beſtimmten 


Vortheilen an jede von ihnen ſtellen. Denn auch dann, wenn eine Perſon 
in Einer Eingabe um die alternative Zuwendung eines oder des anderen 
von mehreren beſtimmten Vortheilen bittet, ober wenn mehrere Perſonen 
um Zumendung eines beflimmten Vortheiled an eine von ihnen in Einem 
Geſuche einfchreiten, werden eben fo viele eigene Verhandlungen und zwar 
im erften Galle als e8 Vortheile gibt, um deren alternative Zumenbung 
die Perfon anfucht, in zweiten aber, ald die Anzahl der Perfonen. ifl, 
welche um die Zuwendung eines und des nämlichen Wortheiles einfchreie 
ten, erfordert. u 

8. Wenn eine Partei in einer Eingabe entweder im eigenen ober im 
Vollmachtsnamen nit un die Zuwendung eines beftimmten Vortheiles 
unmittelbar und zunächft für ihre eigene oder- die Perfon ihres Macht⸗ 
geberd oder auch-für einen Anderen einfchreitet, fondern mehr oder weni⸗ 
ger auf dad allgemeine Beſte Bezug nehmende Anträge und Anzeigen 
erſtattet, darf von der Staatsverwaltung eine Gebühr durch den Stämpel 
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niche eingehoben werden. Denn da kommt in der Regel der angeftnebte 
Vortheil unmittelbar der Gefammtheit der Staatäbürger und der Partei 
höchftens nur mittelbar zu Gute, weßhalb es auch rechtlich nothwendig 
ift, daß der, der Staatöverwaltung dadurch verutfachte Koftenaufwand 
auch von allen Glieder der ftaatlichen Gefellfchaft old denjenigen, welche 
unmittelbar daraus Mugen ziehen, und nur infoferne auch von ber beirefe 
fenden Partei felbft, als fie ein Glied diefer Gefellfchaft bildet, getragen 
werde; hieher gehören Anzeigen und Vorſchlaͤge jeder Art in was immer 
für einem Zweige der Staatöverwaltung ıc. 

Hiernad) liegt es Elar auf, daß der von den befagten RR 
und Geſuchen durch den Stämpel einzuhebende Betrag eigentlich Feine 
Abgabe im firengen Sinne bilde, fondern vielmehr den, der Par 
tei nach Privatrechtögrundfägen obliegenden und von ihr im vorhinein zu 
erfolgenden Erſatz des dadurch ber a verurſachten Koſten⸗ 
aufwandes darſtelle. 

Von dieſer Idee mag der Here Sinanzminifter, Freiherr von Kraus, 
geleitet geweſen fein, als er im Reichsſtage die mit Beifall aufgenommene 
Yeußerung fallen ließ: „er glaube nicht, daß ber Staͤmpel eine beſondere 
Finanzquelle der Staatsverwaltung op bürfte,> und — nicht mit 
Unrecht. 

Denn ſonſt müßte man den hier ofen Grundfag umkehren 
und aus Anlaß einer jeden Parteieingabe ohne Ausnahme die Gebühr 
durch den Stämpel, unbekümmert des der Staatsverwaltung dadurch 
verurfachten Aufwandes, Tediglich nach der Quantität eines jeden einzelnen 
damit angefprochenen Vortheiles einheben, dergeftalt, daß je größer dieſer 
Vortheil fich darftelle, eine defto höhere Abgabe davon entrichtet werbe, 
Allein diefer Vorgang ermangelt des Eriteriums der Gerechtigkeit, wor⸗ 
nach für Jeden einzelnen nach deffen Tragfähigkeit die Steuern zu bemeſ⸗ 
fen find, indem zur Realifirung berfelben vor allem. Anderen erforbert - 
wird, daß die Partei den Vortheil, von dem fie eine Abgabe zu entrichten 
bat, entweder fchon befige, oder aber unzweifelhaft über Eurz oder lang 
in den Beſitz desfelben gelange, was hier keineswegs der Fall iſt, da die 
Parteien beinahe durchgehende für Wortheile Abgaben zu entrichten gehal⸗ 
ten wären, in deren Genuß fie gar nie gelangen. Würde man aber in 
Gemaͤßheit dieſes Grundſatzes die Einhebung der Stämpelgebühr.auf jene 
Falle befchränken wollen, in welchen die Partei des in Anſpruch genom⸗ 
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menen Bortheiles wirklich theilhaftig wird und fohin nach der Größe des⸗ 
ſelben das Maß ber zu entrichtenden Abgabe feftfeßen, fo würde bei ders 
Umftanbe, als ſich diefe Säle im Durdfchnitte auf fehr wenige zuräd- 
führen laflen, die ganze Maßregel ſich wahrlich gar nicht lohnen. 
Wollte man indeffen zur Nechtfertigung dieſer Maßregel geltend 
machen, daß durch diefelbe ja beide Principe, das finanzielle und Erfage 
princip, vereint und fohin die Gerechtigkeit wicht im mindeften verlegt 
würde, da in dem Zalle, wo bie Partei den angeſprochenen Vortheil gar 
nicht erwirkt, die von ihr durch den Stämpel eingehobene Gebähr theil- 
weiſe ald Erfag des der Staatsverwaltung durch die Anftrebung desfelben 
verurfachten Aufwandes gilt, fo will ich dagegen nur das bemerken, daß 
Klugheitsruͤckſichten, welche bei jeder Finanzmaßregel niche-weniger als 
die Gerechtigkeit felbft zu beachten find, folche nicht räthlich machen, indem 
jedenfalls, um einen. nur einigermaßen erEledlichen Betrag zur Deckung 
des Staatshaushaltes zu erzielen, nicht nur jeder einzelne Bogen einer 
Barteieingabe, fondern auch jede Beilage derfelben und überhaupt jeder 
derlei Wifch ohne, Ausnahme einer abgefonderten erhöhten Stämpelabgabe 
und zwar im günftigften Falle ohne Unterfchied der Behörden unterzogen 
werden müßte, wos aber offenbar gegen alle Klugheit den Geſchaͤftever⸗ 
Fehr unter Privaten ungemein erfchwert und Gehäffigkeiten erzeugt, wie 
68 die, an dem gegenwärtigen Stämpelpatente gemachten Erfahrungen 
hinlaͤnglich beweilen, und ich wollte es der Finanzverwaltung bei dem geän- 
berten Stande ber Dinge in Defterreich nicht rathen, diefelben bei der 
Verfaſſung eined neuen Stämpelgefeßes gerade in dieſem Puncte unbenuͤht 
voräbergeben zu laffen; ginge man aber damit um, zur Erzielung bes 
erwähnten Betrages von jeber derlei Eingabe ohne Nückficht ber Bogen 
anzahl und Beilagen derfelben eine in dem Maße hohe Stämpelgebühr 
einzubeben, als es zu biefem Ende erforderlich erfcheint, alsdann würde 
diefelbe ficherlich in dem Kalle, in welchen die Partei den angeftrebten 
Vortheil erwirken würde, mit diefem , in jenem aber, wo fie mit ihrem 
Anfpruche durchfallen würde, mit jenem Antheile des der Staatsverwal⸗ 
tung verurfachten Koftenaufwandes, welcher ihr zu erfegen obliegt, in 
keinem Ebenmaße fteben, fohin in beiden Sällen dem Principe ber Ger 
rechtigkeit zuwiderlaufen. 
Ä Hieraus ift erfichtlich, daß das finanzielle Princip, gepaart mit 
Gerechtigkeit und Klugheit, nur bei Stämpslabgaben auf Urkunden in 
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. engfter Bedeutung des Wortes, weiche Rechtsgeſchaͤfte enthalten, keines. 
wegs aber bei jenen auf Parteieingaben und Gefuche au Öffentliche Be: 
Hörden, Aemter und Obrigkeiten durdigeführt werben Eönne, 


b) Anwendung diefes Orundfages auf den Fall der Rede. 
Bringt man ben aufgeftellten Grundſatz auf jene Parteieingaben in 
Anwendung, worin die Bewilligung ber Einverleibung oder Pränotirung 
und ruͤckſichtlich Superpränotirung ober Loͤſchung einzelmveife oder zufams 
men und zwar; 
a) entweder einer einzelnen Urkunde und rückfichtlich des darin aus⸗ 
gefertigten Nechtögefchäftes auf mehrere Realitäten ober Satzpoſten, ober 
b) mehrerer Urkunden und ruͤckſichtlich Rechtsgeſchaͤfte auf eine und 
biefelbe oder auf verſchiedene Realitäten oder Satzpoſten begehrt wird, fo 
ergibt fi), daß die feftgefegte Gebühr fo vielmal zu entrichten und dieß 
entweder mittelft Aufdrücdung eben fo vieler einzelner Staͤmpel oder 
aber des alle einzelnen Gebühren umfaffenden Gefammtftänpels auf dem 
erften Bogen der Eingabe erfichtlich zu machen komme, als es Grund⸗ 
buchsacte gibt, welche erwirkt werden wollen, fomit als entmeber die 
Anzahl der zu verbüchernden Urkunden, ‚ober aber der Realitäten oder 
Säge ift, auf melche die Werbücherung einer Urkunde erwirkt werben will, 
Den jede einzelne Grundbuchshandlung ift ein für ſich beftehender, 
ſelbſtſtaͤndiger Act, deffen Anfuchen ſchen an und für fih, noch mehr 
aber deffen wirkliche Vornahme eine abgefonderte Verhandlung veranlaßt, 
und fohin.der Staatiwerwaltung einen abgefonderten Aufwand theild an 
Arbeitskräften, theild an Materialien verurfacht, fo wie auch dieſe bie 
Haftung für die Nichtigkeit eines jeden einzelnen derlei Grundbuchsacteg 
übernimmt, mögen in dem alle, wo es ſich um deren mehrere handelt, 
diefelben entweder in eben fo vielen abgefonderten, zu gleicher oder unglei⸗ 
her Zeit eingebrachten Sefuchen, oder aber in einem und demſelben Gefuche 
begehrt werden, und mögen fie im leßteren Holle entweber darin beftehen, 
daß eine Urkunde und ruͤckſichtlich Rechtögeihäft auf mehrere Reafitäten 
oder Satzpoſten derfelben Partei, oder daß mehrere Urkunden rüdfichtlich 
Rechtsgeſchaͤfte derfelben Partei auf eine und die nämljche oder aber auf 
verfchiedene Realitäten oder Satzpoſten defgleichen derfelben Partei zu 
verbüchern find. 
Nachdem nun diefem gemäß derienige, welcher in Einem Geſuch⸗ 
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uns bie Verbücherung entweber einer einzelnen Urkunde und rädfichelich 
Mechtögefehäftes auf mehrere Nealitäten oder Sagpoften oder aber meh⸗ 
rerer, für ſich beftehender feibftfländiger Urkunden und rückfichtlich Rechts⸗ 
geichäfte auf eine und biefelbe oder auf verfchiedene Realitäten oder Satz⸗ 
poften einſchreitet, im erften Falle eben fo viele eigene Verhandlungen als 
eb Realitäten oder Süße, im zweiten aber als ed Urkunden und ruͤckſicht⸗ 
lich Rechtsgeſchaͤfte, und nach Umftänden Realitäten oder Sappoften gibt, 
veranlaßt und dadurch der Staatsverwaltung defgfeichen eben fo viele 
abgefonderte Auslagen verurfacht und Haftungen aufbürdet, fo ift er folge 
recht verpflichtet, ihr diefe.Uuslagen als Urſache der Urfache derſelben auch 
einzelnweiſe rückjuvergüten, und für bie mit jeder einzelnen Haftung. ver: 
bundenen Befahren gleichfalls eingelnweife ein Entgelt zu leiſten. 

Der Umftand, daß die Bewilligung und Vornahme diefer. Grund: 
Guchsacte in Einem Gefuche begehrt wird, und ‘daß diefelben von der Art 
find, daß eine Urkunde und rüdfichtlih Nechtsgeichäfte auf mehrere Rea⸗ 
litaͤten oder Satzpoſten derfelben SPartei, oder aber daß mehrere Urkunden 
und rädfihtlih Rechtsgeſchaͤfte derfelben Partei auf eine und die nämliche 
Realitaͤt oder Sagpoft zu verbüchern feien, benimmt unftreitig, als etwas 
rein Zufälliges, der Natur diefer Grundbuchsacte, und ben, aus dem An- 
ſuchen um deren Bewilligung entipringenden unabweislichen Solgen eben fo 
wenig, als wenn bie Nechtögefchäfte, um deren grundbücherliche Auszeich⸗ 
nung es fich Handelt, aus einem und demfelben Gefchäfte ader Vertrage 
(Factum) ensfpringen. 

Jede Beſchraͤnkung dieſes Grundſatzes, etwa * den eben ange⸗ 
gebenen Momenten, oder auch ſonſt, iſt eine offenbare Ungerechtigkeit, 
weil dann derjenige, der ſich in dem Falle befindet von derſelben Gebrauch 
zu machen, den von ihm unmittelbar und zunaͤchſt in ſeinem eigenen In⸗ 
tereſſe der Staatsverwaltung verurſachten Koſtenaufwand nicht in dem 
Maße, als er ihn verurſacht hat, ſelbſt traͤgt, ſondern theilweiſe wider 
alles Recht und Billigkeit der Geſammtheit der Staatsbürger aufbuͤrdet. — 

Diefer Vorgang entfpriht aber nicht. blos ben Erforderniffen ber 
Gerechtigkeit, fondern auch denen der Klugheit, indem hiebei einerfeits 
das Verfahren ganz einfach und in der Ausführung mit Eeinerlei Schwie- 
rigkeiten verbunden iſt, andererfeit8 aber dadurch die freie Bewegung bes 
Gefchäftsverkehres nicht im mindeften gehemmt wird, was man bei Ge- 
ſtattung irgend einer Ausnahme von dem aufgeftellten Grundfage nicht 
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fagen kann, es fi denn, daß man fi) bei jedem Anfuchen um Verbüche⸗ 
rung von mehreren wie immer gearteten Rechtögefchäften und rückſichtlich 
der Darüber lautenden Urkunden ohne Unterſchied nur mit der einfüchen 
Gtämpelgebühr begnügen wollte, in welchen Falle aber die Verfügung 
gerecht zu fein aufhören würde. . 

Ueberhaupt finden hier die am Eingange der Erörterung der vorlie- 
genden Frage zur Geltung gebrachten Bedenken in ihrer ganzen Nude 
dehnung Platz, worauf ich mich auch zur Vermeidung von Wiederholungen 
lediglich berufe. - 

Man pflegte biöher von den Gefuchen um Berbücherung von Ur⸗ 
Eunden eine höhere Stämpelgebühr einzubeben, als von jenen um Bewil⸗ 
gung irgend eines anderen Vortheiled; gegen die Beibehaltung biefer 
Gepflogenheit auch -in dem neuen Stämpelgefeße dürfte fich bei dem bes 
traͤchtlichen Aufwande, den insbeſondere die wirkliche Werbücherung einer 
Urkunde fowohl an Arbeitäfräften, ald an Materialien erfordert, und bei 
der Haftung, weiche die Staatsvermwaltung für die Richtigkeit der grunb- 
bücherlichen Auszeichnung derfelben übernimmt, fchwerlich etwas Haltbares 
einwenben laffen ; auch kann man billigerweife nicht verlangen, daß bie 
Entrieptung desjenigen Theitbetrageö, um welchen die von ben Eingaben 
in anderen Angelegenheiten eingehobene Stämpelgebähr in einem folchen 
Falle erhößt wird, von der Bewilligung der begehrten Berbücherung einer 
Urkunde abhängig gemacht werde, bergeftalt, daß im Falle ber Verwei⸗ 
gerung derfelben die Einhebung diefes Theübetrages zu unterbleiben habe. 
Denn das allgemeine bürgerliche Geſehbuch fetzt in den 66. 481, 432, 
484, 435, 486, 487, 458, 439, 451, 453, 454-und 469 die Be- 
dingungen feft, unter welchen die Merbücherung einer Urkunde, fei es 
Einverleibung, Pränstirung und ruͤckſichtlich Superpränotirung ober £6- 
fung derfelben Platz greift; da man nun bei dem Umftande, als die 
Geſetze unverbrüchliche Normen für bas Verhalten der Parteien enthal- 
ten, annehmen muß, daß diefelben nur beim Vorhandenſein Diefer gefeß- 
lihen Bedingungen bie Verbücherung einer Urkunde anfuchen werden, fo 
kann man fi) in dem Stämpelgefege auch nur für diefen Fall, als etwas 
Normalmäßiges, verfehen, und barin nur unter der Worausfegung, daß 
die Parteien oßnehin nur beim Eintritte der gefeglichen Erforderniffe die 
Verbücherung einer Urkunde begehren werden, Beflimmungen ruͤckſichtlich 
der zu entrichtenden Stämpelgebühr feftfegen. Wenn — eine Parte 
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beim Abgange einer ober der anderen der chen bezogenen WBebinpunges 
die Werbächerung einer Urkunde anfucht, fo muß fie Die damit verfnhpfte 
Tragung einer erhoͤhten Stänspelgebfihr. ſich ſelb ſt guſchrriben, ſobald fa 
mit ihrem Begehren abgewieſen wird; denn nach dem eben Angefuͤhrten 
ſoll diefelbe ihr Benehmen ſtets nach dem Geſetze richten; ſtimmt nun 
ihr Begehren mit ben geſetzlichen Erforderniſſen nicht Aberein, fo muß 
man vermuthen, fie habe wifſentlich und vorfäplich bagegen gehandelt, 
um vielleicht die Verbücherung ber Urkunde zu erſchleichen, und infefern 
kann fie ſich nicht beffagen,, denn „volenti non fit injurie;? wollte fie 
aber diefe Wermuthung durch Kührung des Gegenbeweiſes, fie babe davon 
nichts gewußt, und es fei dießfalls zufällig wider iht Wifſſen und Willen 
ein unliebfames Werfehen unterlaufen, ausſchließen, fo Eönmte ihr alles 
dieß gemäß den zwei. Nechtsregeln „ignorantia Jegis non excasat” und 
„easus nocet demino” durchaus nicht? nägen. 

Nur wäre in biefem falle das Maß der erhöhten Bsämpelgebüht 
nicht, mie bisher, nach dem Umterfchiebe der Nehörben verſchieden feſtzo⸗ 
feßen, was jebenfalls mehr oder weniger die freie Bewogung im Merbehre 
hemmt, und zugleich Die Ueberwachung des richtigen Staͤmpelgebrauches 
erſchwert, ſondern e8 wäre ſolches nach einem Durchſchuitte für alle BP 
hörden gleich zu beflünmen, jebech der Fall ausgenommen, wo die Ber 
bücherung einer Urkunde im Necurawege bewilligt und alsdaun fei 
Nichter erfier Inſtanz ein neuerliches Befuch um Bewilligung der Wok 
nahme derfelben eingebracht wird; denn ba ſchan aus Anlaß der Cinbrie 
gung bes erfien Werbücherumgägefupes bie erhöhte Staͤmpelgebaͤhr ein⸗ 
gehoben wurde, fo waͤre ſich bei dar, in Folge ber Bewilligung des zweites 
Richters erfolgten meuerliehen Einbringung besfelben I 73 ur 
gewoͤhalichen Stampelgebuͤhr zu bognagen. 


(Soluß folgt) 
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Ueber den neuen Entwurf einer proviſoriſchen Vorſchrift uͤber 
das Verfahren in Criminalfaͤllen mit Mündlichkeit, Oeffent⸗ 
4 lichkeit und Schwurgerichten. | 


Don Herren Wilhelm Frühwald, 
Actune ded Miener Griminalgexichtes. 


Die erſte Woche des Jahres 1849 hat ben Zreunden der Vervollkomm⸗ 
mung der vaterländifchen Stenfrechtöpflege — und wer wäre das nicht ? — 
ein erfreuliches Angebinde mit dem obengenannten neuen „Eutwurfe? 
gesucht. Cerade ‚vor ſechs Monaten wurde ein ähnlicher Entwurf ber 
Oeffentlichkeit übergeben, ben ich in Dielen Blättern (1848, II, B, S. 215) 
ebenſalls zu beſprechen die Ehre Hatte, allein leider ließ ſich von demſelben 
nichts Guͤnſtigeres ſagen, als daß er eine gaͤnzlich verfehlte Arbeit war, 
Des gagemwvaͤrtige umſichtige und thasfräftige Miinifterium trug aber auch 
dem in der Prefle mannigfach laut gewordeuen Tadel feine Rechnung; 
ber Entmusf wurde zurückgenommen, eine eigene Commiſſion aus bewähr⸗ 
ven. The⸗aretikern und Praktikern zuſammengeſetzt, berfelben diejenigen 
Männer, welche das muͤndlich⸗ffentliche Berfahren aus eigener Anſchauung 
kannen gelernt hatten, beigezogen, umd fo entſtand ber vorliegende neue 
Entwurf, als deſſen Verfaſſer der in ber juribifchen Literatur ehrenvoll 
befannte und geachtete Dr. Iheobald Rizy geuanut wird, | 

A Allgemeinen entſpricht diefer den beften Muftern nachgebildete 
Entwurf allen Anforderungen, welche Gerechtigkeit und Sreifinnigfeit an 
das Strafverfahren ſtellen, und er läßt nur den Wunfch übrig, daß er in 
kuͤrzeſter Zeitfrift in das Leben treten möge. Dagegen dürften einzelne 
Beſtimmungen desielben noch einiged Bedenken erregen, und einer näheren 
Aufklärung bedürfen. Auf diefe aufmerkfam zu machen ift der Zweck bier 
8 Aufſatzes. 

Der $. 1 über die Competenz der Schwurftrafgerichte euthält ben 
Gb: „unter vorläufiger Aufrochthaltung des 8. 221St. G. 
l. 39° Inſofern darunter die Abſaͤtze 3 - 6 dieſes Paragraphes gemeint 
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beim Abgange einer ober ber anderen der aheh bezogenen Bedingungen 
bie Verbuͤcherung einer Urkunde anfucht, fo muß fie die bamit verknuͤpfte 
Tragung einer erhößten Stänspelgebühr. fig ſelbſt guſchrriben, ſobald fie 
mit ihrem Begehren abgewiefen wird ; denn nach dem eben Angeführten 
fol diefelde ihr Benehmen ſtets nad) dem Geſetze richten; ſtimmt nun 
ihr Begehren mit den gefegkichen Erforberniften wide äbereln, fo muß 
man vermuthen, fie habe wifſentlich und vorfüglich dagegen gehaubelt, 
um vielleicht die Verbücherung ber Urkunde zu erfchleichen, und infoferne 
kann fie ſich nicht beffagen,, denn „volenti non fit injurie;? wollte fie 
aber diefe Wermuthung durch Fuͤhrung des Begenbeweifes, fie habe bavon 
nichts gewußt, und es fei Dießfalls zufällig wider ihr Willen und Willen 
ein unliebfames‘ Verſehen nuterlaufen, ausſchließen, fo Könnte Ihr alles 
dieß gemäß den zwei. Nechtsregeln „ignorantia jegis non excusatꝰ und 
„easus necet demine” durchaus nichts nuͤgen. 

Mur waͤre in dieſem Falle das Maß der erhöhten Sehinpeigebäßt 
nicht, mie bioher, nach dem lnserfchiebe der Behörden verſchieden feſtzu⸗ 
feßen, was jebenfalls mehr oder weniger die freie Bewegung im Verbehre 
hemmt, und zugleich bie Ueberwachung des richtigen Stäsmpelgebnauches 
erſchwert, ſondern 28 wäre ſolches nach emem Durchiehmitte für alle Be⸗ 
börden gleich zu beſtimmen, jebech der Fall ausgenommen, wo die Were 
buͤcherung einer Urkunde im Necurswege bewilligt und alsdaun baim 
Richter erſter Inſtanz ein neuerlichrs Geſuch um Bewilligung ter Wods 
nahme derſelben eingebracht wird; denn da ſchan aus Anlaß der Eiubriu⸗ 
gung des erften Verbuͤcherungsgeſuches bie erhöhte Staͤmpelgebaͤhr ein 
‚gehoben wurde, fo waͤre fi bei dar, in Folge her Bewilligung des zweites 
Richters erfolgten meuerlishen Einbringung desſelben Rue ui: — 
bewohalichen — ua begnagen. 


(Saluß folgt) 
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| F ® VL | 
Ueber den neuen Entwurf einer proviforifchen Vorſchrift über 
dad Verfahren in Criminalfaͤllen mit Mündlichkeit, Oeffent⸗ 
lichkeit und Schwurgerichten. 


Don Herru Wilhelm Frühwald, 
Actuar des Wiener Griminalgexichtes. 


Die exſte Woche des Jahres 1849 hat den Zreunben der Vervollkomm⸗ 
nung der vaterlaͤndiſchen Strafrechtspflege — und wer wäre das nicht ? — 
ein erfreuliches Angebinde mit dem obengenannten neuen „Entwurfe” 
geanacht. Gerade ‚vor ſechs Monaten wurde ein aͤhnlicher Entwurf der 
Oeffentlichkeit übergeben, ben ich in dieſen Blättern (1848, II, B. S. 215) 
ebenſalls zu beſnrechen die Ehre Hatte, allein leider ließ ſich von demſelben 
nichts Guͤnſtigeres ſagen, als daß er eine gaͤnzlich verfehlte Arbeit war, 
Dos gegenwaͤrtige umſichtige und thatkraͤftige Miniſterium trug aber auch 
dem in der Preſſe mannigfach laut gewordenen Tadel ſeine Rechnung; 
ber: Entwurf wurde zurückgenommen, eine eigene Commiſſion aus bewähr⸗ 
ven. The⸗aretikern und Praktikern zuſammengeſetzt, derſelben diejenigen 
Maͤnner, welche das mündlich⸗ffentſiche Perfahren aus eigener Anſchauung 
kannen gelernt hatten, beigezogen, und fe eytſtand ber vorliegende neue 
Entmurf, als deſſen Verfaſſer der in ber juridiſchen Literatur ehrenvoll 
bekannte und geachtete Dr. Theobald Riz y genanut wird. 

Im Allgemeinen entſpricht diefer den beften Muftern narhgebildete | 
Entwurf giien Anforderungen, welche Gerechtigkeit und Freiſinnigkeit an 
das Strafverfahren ſtellen, und er läßt nur den Wunſch übrig, daß er in 
huͤrzeſter Zeitfriſt in das Leben treten möge. Dagegen dürften einzelne 
Beſtimmungen desſelben noch einiges Bedenken erregen, und einer näheren 
Aufklaͤrung beduͤrfen. Auf dieſe —— zu machen iſt der Zweck die⸗ 
ſes Auffoges. 

Der 8. 1 über die Competenz ber Sqhwur ſtrafgerichte enthält den’ 
Satz: „unter vorfänfiger Aufrochthaltung des $.221 8. ©. 

3%” Inſofern darunter die Abfäge 3 - 6 dieſes Paragraphes gemeint 
9 * 
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find, unterliegt die Sache keinem Anftande, rückfichtlih der Militaͤrge⸗ 
richtsbarkeit insbefondere fo lange diefer befondere Gerichtsſtand aufrecht 
erhalten wird. Was den Abfag 2) betrifft, fo ift derfelbe ohnehin in der 
lit, b) des $. 1 des Entmwurfes enthalten; es bleibt alfo nur der Abf. 1) 
übrig, wodurch gewiffe Perfonen dem Criminalgerichte der Provinzial 
bauptftädte zugewiefen werden Sollte nun daraus gefchloffen werden, 
daß Schwurgerichte vor der Hand nur in den Provinzialhauptftädten ein- 
geführt werden follen, fü wäre biefes nur zu bedauern, indem die Bes 
wohner des flachen Landes den gleichen Anfpruch anf eine beſſere Rechts⸗ 
pflege, die eben durch das neue Merfahren erzielt werden fol, haben; 
folte aber das Schwurgericht für die in dem Abfage 1) genannten Per- 
fonen ein befonderer Gerichtsſtand fein, fo wäre dadurch der Grundfag 
der Sleichberechtigung aller Staatsbürger, und bie daraus fließende Auf⸗ 
hebung Aller befonderen Gerichtsftände geradezu verlegt. 

Der $. 3 hält für die Vorunterſuchung (Inftruction) die Vorfchrife 
ten des gegenwärtigen Strafgefeßes aufrecht. Es mangelt alfo auch hier 
die vollfommene Durchführung des Anklageprinkipes, indem der noth⸗ 
wendige Einfluß bes Staatdanwaltes auf die Führung der Vorunterfuchung 
ausgefchloffen ift, und es droht die Gefahr, daß ungeachtet der beſtimmten 
Vorfchrift des $. 4 ſich das alte inquifitorifche Verfahren über die Gebühr 
breit machen dürfte, um fo mehr, als jede Controlle Aber die Dauer und 
Ausdehnung der Vorunterfuchung mangelt. Da aber diefer Entwurf nur 
ein proviforifcher ift, fo dürfte mit Orund anzunehmen fein, daß nach 
der vollendeten Organifirung des Inſtitutes der Staatsanwaltſchaft in 
der definitiven Vorſchrift auch diefem wefentlichen Mangel abgeholfen 
werden wird. — Ein weiteres Bedenken liegt darin, daß eben dadurch 
auch die nach $. 237 &t. ©. I. Th. vorgefchriebene Weiziehung zweier 
Beifiger zu allen Amtshandlungen der Vorunterfuchung in Wirkſamkeit 
bleibt. Abgefehen davon, daß um Nichtigkeitsbeſchwerden zu verhindern 
‘die Kormalitäten bes Verfahrens fo fehr als möglich befchränkt werden 
müffen, bürfte die Verwendung ald Gerichtöbeifiger und Gefchworne bie 
Staatsbürger auf eine zu befehwerliche Art in Anfpruch nehmen. 

Der $. 8 enthält eine Undeutlichkeit. Er beftimmt nämlich, daß der 
Inftructionsrichter der Sitzung über: die Verfegung in den Anklagefland 
als Vortragserſtatter, aber nicht ald Stimmführer beimohnen kann. 
Da nun nad $. 6 der Staatsanwalt den Antrag zu überreichen hat, 
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fo entfteht die Srage: hat der Inftruetionsrichter über diefen Antrag einen 
. neuen Vortrag ‚zu verfaflen? — Das wäre eine eben fo principwidrige ale 
überflüäffige Vielfchreiberei; oder foll er den Antrag des Staatdanwaltes 
nur vorlefn? — Dazu Eönnte wohl audy eine andere Gerichtsperſon als 
der ohnehin genugfam befchäftigte Inſtructionsrichter verwendet werden. 
Die im 6. 19 aufgeftellte Regel, daß der Angeklagte feinen Verthei⸗ 
diger aus der Zahl der am Gerichtsorte wohnenden Advocaten 
wählen muͤſſe, und nur ausnahmsweiſe Durch einen Verwandten oder 
Sreund — alfo nicht einmal durch einen an einem anderen Orte wohnhafe 
ten Advocaten — fich vertheidigen laffen dürfe, ift eine nicht zu billigende 
Beſchraͤnkung des freien Vertheidigungsrechted des Angeklagten. 

Der $.29 flellt die an fich volllommen gerechtfertigte Negel auf, 
daß weder der Inftructionsrichter noch diejenigen Räthe, die bei der Ver⸗ 
fegung in den Anklageftand mitgewirkt haben, in den Strafgerichtähof 
gezogen werden dürfen. Zu bedenken wäre dabei nur, ob nicht dadurch 
bei den mit einer geringeren Zahl von NRäthen befegten Collegialgerichten 
allzu Häufige, burch Diäten und Reifekoften ziemlich Eoftfpielige Zuweiſun⸗ 
gen Anderer Nichter nöchig werben würden. 

Im $. 81 vermißt man die Vorfchrift über die urfprüngliche Bildung 
der Geſchwornenliſten. Sollte hierüber noch ein Zweifel herrfchen? follte 
ein Ruͤckſchritt von der freifinnigen Weiſe, wodurch Defterreich allen übri- 
gen Staaten vorauseilend die Bildung der ———— für die 
Preßgerichte bewirkte, zu beforgen. fein? 

Eine befondere Anerkennung verdient die im $. 46 dem Präfidenten 
eingeräumte Disciplinargemwalt zur Erhaltung der fo nothwendigen Ruhe 
und Ordnung bei den Gerichtsſitzungen. 

Bei $. 62 wäre vielleicht eine Abkürzung des ganzen Verfahrens in 
folgender Art zu erzielen. Der Präfident hätte nach Erfüllung der Vor, 
ſchrift dieſes Paragraphes den Angeklagten zu fragen: ob er ſich ſchulbig 
erklaͤre oder nicht? Erklärt erfich für nicht ſchuldig, fo hat ihm der Präftdent 
ju bedeuten, daß er die gegen ihn fprechenden Beweiſe hören werde, worauf 
das Verfahren in der vorgefchriebenen Art fortgefegt wird, Erklaͤrt er ſich 
ober beftimmt und deutlich des Verbrechens, deffen er angeklagt wird, 
unter den in der Anklageſchrift enthaltenen Umftänden für ſchuldig, fe hätte 
fogleich der Staatsanwalt nach $. 115 bei dem Gerichtshofe ben Antrag 
auf Anwendung des Gefeßes zu nehmen, und bas Verfahren ginge von 
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dieſem Puncte aus vorſchriftmaͤßig welter. Hierdurch wuͤrde das Verfah⸗ 
ren, ohne die Rechtsſicherheit im geringſten zu beeintraͤchtigen, weſentlich 
abgekürzt, und ed wäre möglich eine größere Zahl von Unterſuchungen in 
Bürzerer Zeit zu erledigen. Auch würde baburch vermieden, daß der And 
ſptuch der Geſchwornen, der für den Staatsbürger. ftetd als die ernſteſte 
und wichtigfte Handlung daſtehen fol, zu einer bloßen Foͤrmlichkeit herab: 
fine. Die Verurtheifung eines Schuldlofen wäre nie za befuürchten, inbem 
nicht nur die Anklageſchrift fchon jene Umftände enthalten muß, weiche 
das Geſtaͤndniß glaubwürdig machen, fondern auch noch die Vertheidigung 
gegen den Strafantrag offen fteht, und nach $. 127 ſelbſt — den Ge⸗ 
richtshof noch eine Freiſprechung erfolgen kann. 

Bei $. 98 dürfte wohl die Verweiſung an den Inftructiougrichter, 
elle für die Parteien nur wiederholte läftige Vernehmungen nad fid 
zieht, vermieden werden, und bem Staatsanwalt geftattet werdemfönnen, 
auf Grundlage des in der mündlichen Verhandlung vorgekymmenen bie 
neue Anklage zu verfaffen. 

Die im 6. 121 enthaltene Befchränkung des Miderungsrechtes bed 
Gerichtshofes fcheint nicht zweefmäßig. Denn wenn mit Recht das Be . 
gnadigungsrecht der Krone bei der Zoded- und lebenslangen Kerkerftrafe 
in Anſpruch genommen wird, fo ift dasfelbe doch zu erhaben, als daß ed 
auch für geringere und in der Prarid ziemlich häufig vorkommende Faͤlle, 
wenn nämlich bie gefeßlihe fünfjährige Kerferftrafe unter wei, and- bie 
zehnjaͤhrige unter fünf Jahre herabgefegt werben fol ($5. 441, 443 4. 
St. G. 1. Th.) ausgedehnt werben ſollte, indem auch bisfe Mifderungen 
bisher immer von dem Gerichtshofe aus.eigener Macht und gewiß it 
zum Nachtheile der Nechtsficherheit verfügt worden find. n 
| Durchaus nicht zu billigen iſt die Vorfehrift des $. 154, daß ein 

Gaffationsrecurd wegen eines Gebrechens im Vorverfahren vor Beginn 
det öffenttichen Sitzung angemeldet werden muß, da mit Grund ange 
nommen werden kann, daf die meiften ſolchen Gebrechen gerade erft durch 
das muͤndliche Verfahren zur Sprache kommen werben: 

Der 5. 161, welcher beſtimmt, daß ein Freigeſprochener wegen des 
ſelben Verbrechens nicht mehr zur Verantwortung gezogen werden banm, 
fallt in das Gebiet einer Streitfrage, zu Deren Erbrterung hier nicht ber 
Plag iſt. Ich für meinen Thell nf ar als einen Gegner der en auf 
geftellten Anſicht bekennen. 
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Dieb die Bedenken, die mir bei Durchlefung diefed Entwurfes auf: 
gefallen find. Dürfte ich mir mit dem Gedanken fchmeicheln, daß meine 
Beurtheilung des früheren Entwurfes etwas zu deſſen Uingeftaltung bei- 
getragen habe, — wenigſtens find die von mir angeregten Mängel faft 
alle befeitigt worden — fo würde es mich freuen, wen ich ‘auch durch 
diefen Auffag wenigftens das bewirkt hätte, auf Stellen aufmerkfam zu 
machen, bie vor ber wirklichen Anwendung des Entwurfes eine noch» 
malige Beratung zu verdienen fcheinen. 5 
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vn. 
Ueber die Zukunft der Patrimonialbeamten. 


Bon Herren © T. 
(Ans Anlaß der Brofhäre von Adolph Schwarz: „Binige Worte über die 
rechtliche u der Batrimonialbeamten gegenüber dem Staate . Bien. 
Gerold 1849.”) 


An die Aufhebung der Patrimonialgerichtsharkeit Enüpft ſich die natürs 
liche Brage um das Eünftige Schickſal der vielen Beamten, welche bisher 
im Dienfte der Herrfhaften ftehend ihre Juſtiz⸗, politiſchen und Steuer: 
gefchäfte beforgten. — Daß die für Staatsbeamte geltenden Penſions⸗ 
gefege für einen folhen Fall Feine Beſtimmung enthalten, darf und eben 
fo wenig befremden, als diefe Lücke ohne weiteres eine harte Antwort auf 
eine befcheidene Frage zu rechtfertigen im Stande wäre. So lange es 
wahr ift, daß die obrigkfeitlihen Beamten von ben Staatsbeamten im 
engeren Sinne fi) in der Wefenheit nur dadurch unterfchieten, daß diefe 
ihre Befoldung vom Staate bezogen, jene aber unglücfliherweife an die 
Patrimonialcaffe gewiefen waren, daß fie aber übrigens diefelben Studien 
gemacht, ſich im Allgemeinen denfelben praftifhen Prüfungen unterziehen 
und denfelben Dienfteid leiften mußten, daß fie eben fo gut wie jene Staats⸗ 
“ gefchäfte im Auftrage der Regierung beforgten, und für pünctliche Erfül- 
fung ihrer Pflichten dem Staate gegenüber verantwortlich waren : fa lange 
muß man zugeben, daß fie mit der Staatsverwaltung in einem zu innigen 
Verbande ftanden, ald daß biefe fie nun ohne weiters ihrem OBEN, 
überlaffen und ihre Hand von ihnen abziehen dürfte. 

Se ungünftiger , je befcheidener in pecuniärer Hinſicht die Stellung 
des obrigfeitlichen Beamten, je befchränkter feine Ausſicht auf Verbefferung 
feiner Rage, j ie pr ecärer feine Zukunft bei vorgeruͤcktem Alter oder bei Dien⸗ 
ftesunfähigfeit war, wenn man ihn in allen diefen Beziehungen mit dem 
Staatsbeamten verglich, um fo Eräftiger erhebt fi die Stimme der Ril« 
ligkeit, der Menſchlichkeit zu feinen Gunften jegt, wo diefes farge Ausmaß 
irdifher Gunft durch den Umſchwung der Ereigniffe auf ein abfolutes 


EC. T.: 55. d. Zukunft der Pateimunialbenmten. - 187 


Nichts zuräcigeführt.zu werden droht. — Wer die Wichtigkeit eines Glie⸗ 
des in dem Verwaltungsorganisimus eines Landes nicht nach Titel und 
Suftanzennummern, nicht nach Uniform und Diätenclafle, nicht nach Or⸗ 
bensdecorationen und der Aufſchrift des Befoldungsbogens mißt, wird die 
Wichtigkeit diefer Beamtenclaffe und ihrer bisher dem Staate geleifteten 
Dienfte gewiß: darum nicht geringer. anfchlagen, weil aus ihnen wenige 
Hofräthe und Präfidenten hervorgingen, und in ihren Vorzimmern (wenn 
fie.deren hatten) nicht der fchwarze Brad, fondern der fchlichte Bauernrock 
antichambrirte. 

Gerade ihr unmittelbarer Geſchöftoverkehr mit der Maſſe des Vol⸗ 
kes, das Hineinragen ihrer weit verzweigten Amtsthaͤtigkeit in die Alltags⸗ 
verhaͤltniſſe der großen Menge wird ihnen in den Augen des tiefer blickenden 
Beobachters die größere ertenfive Wichtigkeit zuerkennen. Je intenſiv 
beſchraͤnkter aber ihre Wirkſamkeit nach der beſtandenen Organiſation war, 
deſto weniger kann auf fie die Schuld fo manchen Druckes der vormärz- 
lichen Perlode fallen, während fie großentheild dagegen fo manches Ver⸗ 
dlenſt für ſich alten in Anſpruch nehmen dürfen, wofern fie die Härte der 
Gefege durch eine fchonende Praris für die Unterthanen.milderten, und 
die Staatsmaſchine troß der verrofteten und verborbenen ‚Nüder , die fie 
trieben, im Gange erhielten. 

Daß weder die Geſetze für ſich allein, noch das Birken der höberen 
Inſtanzen den Baueruftand hebt, nenn es in den unteren Vollziehungs« 
organen fehlt, das Fönnten wir, wären nicht exempla et nomina odiona, _ 
durch die Vergleichung einiger Provinzen darthun, in welchen ſich die 
unendlich verſchiedene Lage des Bauernſtandes wohl hauptfächlich durch 
eine firenge Charakteriſtik der Patrimonialbeamten erklären ließe. — In 
der Anerbennung diefer Wichtigkeit des obrigkeitlichen Beamten waren auch 
ſchon früher die Geſetze und die Behörden fo ziemlich einig. In onerosia 
waren fie ſtets den eigentlichen Staatsbeamten gleichgehalten, Studien, 
Prüfungen, Veeidigung, Verantwortlichkeit, Amtsentſetzung theilten fie 
mit Ihnen unter ähnlichen Vorausfeßungen. Nur die. honorißica und 
atilia bildeten merkliche Unterfchiebe, und wenn fie die Militaͤrfreiheit, falls 
fie die politischen, Juſtiz- und Steuergefchäfte beforgten, mit diefen gemeine. 
ſchaftlich genoßen, fo darf man ‚hierin wohl feine befondere Begünftigung 
für diefes Stieflind der fruchtbaren Butter: „Beamtenhierarchie,“ ſon⸗ 
bern eben nur bie von ber Nothwendigkeit abgebrungene Anerkennung 
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fehen, daß Ihre Dienfte für den Staat eben fo unentbehrlich waren, wie 
die Dienfte der unmittelbar aus dem Staatsſaͤckel bezahlten Beamten. 

Wir wollen den Lefer nicht mit einem chronologiſchen Regiſter ber 
vielen Hofdecrete ermüden, bie, je nachdem es eben mehr oder minder.in 
ben Kram paßte, mehr oder minder deutlich den obrigfeitlichen Beamten 
zum Staatsdiener ſtaͤmpeln. Wir verweilen ruͤckſichtlich der rechtlichen 
Stellung der Patrimonialbeamten gegemüber ben Staute auf bie oben, 
genannte Beofchäre und wollen hier nur. auf den’ Werth und Welang der 
Dienfte hinmweifen, welche diefe Beamtenclaffe dem Staate geleiſtet, und 
fernerhin zu felften berufen iſt. Wir wollen nur bie warnende Stimme 
der Klugheit, weiche gebietet, diefelbe nicht durch Neth und Eutbehrung 
der Verfuchung bloßzuftellen, darch die Stimme der laut zu ihren — 
fprechenden Billigkeit verftärken. — 

Wie haͤtte es wohl um die Handhabung der gefegfichen Drbnung, 
wie namentlich um die Erfüllung der ftaatsbürgerlichen Pflichten. von Seite 
des Landvolkes geftanden, wenn auch nur eine bedeutende Minderzahi der 
Patrimonialbeamten ihren Einfluß auf bie laͤnbliche Bevölkerung hätte 
mißbrauchen wollen? Diefer Einfluß war da, und mar mädtig. Die große 
Mühe, welche ſich der anarchiſche Theil der Preffe, welche ſich bie Sende 
linge der Lmfturgpartei gaben, ihn zu lähmen, den Samen des Mib⸗ 
trauens gegen Alles, was Beamter war oder hieß, auszuſtreuen, Fpricht 
tauter für die Bedeutung und Wichtigkeit derfelben, als es tatıfend Zou⸗ 
gen vermöchten. Daß +6 ihnen leider ‚grüßitentheild gelang ‚. wiſſen seit, 
Aber eben fo richtig iſt «8, daß jeßt, wo hie Feudalherrſchaft der Deminien 
gebrochen ift, umd bie Kühler ſchweigen oder behutfamer auftreten mäflen; 
der Landmann fi wieder feinem Yuftiziär und Vermalter zu nähern be⸗ 
ginngt. — Se größer die Umgeftaltungen find,. welche die fogenannte poli⸗ 
tifhe und-Ananzielle Verwaltung in nächfter Zeit erhalten muß, deſto 
weniger wird man der Michiife der bisheriges Patrimenialbeamten emir 
behren Einen. Specielle Kenntniffe, genaue Bekanntſchaft mit dem, mad 
bisher beſtand und wie blöher manipuliert wurde, gruͤndliche Erfahrungen 
über die age, über Die Wünfche und Beduͤrfniſſe des Landvolkes, über dis 
Art und Welle, wie ben Meformen ein innerer Eingang bei dem Land⸗ 
manne zu oerfchaffen fei,: wird man im Anfehung der Loeal⸗ und Bezirkt⸗ 
verwaltung großentheild nur beiihnen fuchen bürfen.- Waͤre es nun menfch⸗ 
Kb, ja wärs es auch ur Bug, ‚fie bis dahin, bis Jeder individuell auft ein 
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warmes Plaͤtzchen geſetzt werden kͤnmnte, dem Zufalle aber geradezu bein 
Hunger preiszugeben, über ihre bisherigen Leindungen einen Strich zu 
machen, weil die geringe Woransficht der älteren Geſetzgebung dieß za 
etlauben ſcheint? Darf wehl, To fragen wir beiläufig mit dem Verfaſſer 
obiger Brofchüre, der Staat zu dem Patrimonialbeomten fagen: Wann, 
Der du dich berufen wähnteft, eben yur ein Beaniter, und nicht lieber ein 
Holzhauer zu werden, warum warft du nicht fo Flag, dir unmitielber 
vom Staateein Amt verleihen zu laflen, warum vertrauteft du der Pa⸗ 
teinsonlalperrlichkeit, von der du willen konnteſt, daß Ein Federfirich 
meiner Gewalt fie zerftäuben kann? Nun es vorbei ift mit diefer Herrliche 
keit, miß es dir felbft bei, wenn da nunmehr fehen mußt, wie bu deine 
amd der Deinigen Eriftenz in die Rüfte gebaut haft. Wie konnte du aud 
‘fo thöricht, fo grängenlos Teichtfinnig fein? — Was wäre aber eben dann 
aus der Localverwaltung geworden, wenn jeder, der fi) einigermaßen 
fühlte, den Patrimonialdienſt gemieden, und für diefen nur der Bodenſeh 
der. jungen Beamtenwelt übrig geblieben wäre? Und liegt nicht ein tiefer 
Ernft in der Antwort, welche jener egoiſtiſchen und liebloſen Frage mit bes 
Worten gegeben wird: „Staat! du haft uns felbit gerufen. Dein war 
vie vollziehende Bewalt, dein die Sorge, daß fie durch geeignete Organe 
geübt werde; darum befablft du dem Gutsherrn: ich will in deinem Bor 
zirke Leute haben, die mir dienen, nach meinen Anforderungen hiezu 
webilbet, son meinen Rärhen geprüft, für meinen Dieuft beeidigt 
werben. Nun, Staat}. wir find ja diefe Leute, wie du fie haben wollteſt, 
ja Haben nußteſt, weil da fie brauchteſt; mir find ‚die Leute, hie feſt ger 
halten an dem Schwure, den wir in deine Hände geleiftet, die dir treü 
amd. vedlich gedient, und.zu und, die wir nichts anderes gelernt, nid dir 
gi dienen; ju uns Bönnteft du fagen: Ich kenne euch nicht, ich meiß nichts 
won euh? Das freie Wort für unfer gutes Recht iſt bier. das Wort für 
anfer Leben; dem unfereim Dienfte ded Staates am Gaͤnſekiel erkrumm⸗ 
se Finger ıfind weder geſchickt noch Eräftig genug, die Art zu ſchwingen 
eber den Spaten zu führen, um uns und unfere Familien vor den Drangr 
an ber Entbehrungen, ja ded Hungers zu ſchuͤtzen. 

Wenn man als Troft entgegenhält, daß Viele, vielleicht die Mei 
— der gegenwaͤrtig im Dienſte der Dominien ſtehenden Juſtiz⸗, politiſchen 
and Stenerbeamten bei den zu ertichtenden Bezirbegerichten und Be⸗ 
girteverwaltaugen, ja ſelbſt bei ten Gemeinden eine, Ihnen eine ſorgenfreit 
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Exiſten; gewaͤhrende Anſtellung finden werben, fo wollen wir dieſe An 
beutung gleichſam als eine Abſchlagzahlung zu Gunſten der Patrimonial⸗ 
beamten annehmen, damit aber keineswegs unſer märmftes Fuͤrwort auch 
zu Öunften der übrigen befchwichtigen Taffen, weiche etwa nicht fo gluͤcklich 
find, bald ein ſolches Unterkommen zu finden. Wir Fönnen und mit einer fol 
- hen Vorforge für bie Majorität nicht befreunden, fo lange fich diefe ehrficher 

Weiſe nicht felbft darüber freuen Bann, im Hafen der Ruhe geborgen zu 
fein, weil ihre Mitbrüder, bie doch gleiches Necht und gleichen Anſpruch 
haben, noch auf den Nürmifchen Wogen der Ungewißheit, des Zufall, 
vielleicht ſogar felbftfüchtiger Willkuͤr herumgetrieben werden! — Nehmen 
wir aber an, es werden biefer Ungluͤcklichen nur Wenige fein, — wohl, fo 
wird es dem Staate deſto leichter werden, es wird verhäftnißmäßig deſto 
geringer feine Finanzen in Anfpruch nehmen, für diefe Wenigen nad) der 
Analogie der unmittelbar in feinem Dienfte befindlichen und zu quiesciren⸗ 
ben Beamten zu forgen! — Je geringer unter obiger Vorausſetzung die - 
pecuniären Opfer find, welche diefer Act der Gerechtigkeit dem Staate 
Eoftet, mit defto mehr Recht kann man fie von Ihm fordern. 

Wir meinen nur, daß die Umgeftaltungen im unmittelbaren Staats⸗ 
bienfte ſelbſt fo groß, und daher auch bei diefem Quieseirungen von Staat 
beamten fo häufig fein werden, Daß die Anwartſchaften auf jede neu creirte 
Stelle fi) verdoppeln und verdreifachen, und bei einer Concurrenz von 
Staats» und Patrimonialbeamten die Letzteren nach hergebrachter Weile 
mit ‚fliefoäterlicher Sand betheilt werden dürften. Es wird daher noth⸗ 
wendig und billig fein, für die Wiederanftellung folcher Quiescenten einer 
feitö, und für bie Unterbringung von Patrimonlalbeamten andererfeit 
einen beftimmten Rayon zu ziehen, wenn nicht die Gefahr für die Iegteren 
fo weit ausgedehnt werden fol, daß fie fogar aus ihrem biöherigen Be⸗ 
reiche der Loralverwaltung durch bie eingefhobenen Autescenten aus dem 
Staatödienfte verdrängt werden, und zuleßt ganz hilf und troſtlos daſtehen. 
Unftreitig erfordert die politiſche und judicielle Localverwaltung, wie oben 
erwähnt wurde, ihre befonderen Kenntuiffe und eigenthuͤmliche Erfahrum 
gen. Es ift daher nur zunaͤchſt eine in dem Intereſſe des Öffentlichen 
Dienftes felbft geftellte Forderung, daß bei der Beſetzung der betreffenden 
Aemter ‘die bisherigen Patrimonialbeamten vorzugsweife beruͤckſichtigt, 
und um fie einigermaßen gegen Willfür oder Parteilichkeit ſicherzuſtellen, 
hierüber beflimmte Weifungen an bie, bie Reorganifation leitenden 
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Oberbehörden erlaffen werden. Es handelt ſich aber andererſeits auch dar⸗ 
um, dem Nothſtande von mehreren taufend Familienvaͤtern vorzubeu⸗ 
gen, und fie in diefer Beziehung nicht lediglich an den guten Willen, au 
die zufällige Gunft oder jeweilige Laune der Mächtigen zu weifen, welche 
in der naͤchſten Zeit Aemter und Gehalte verleihen werden. Mögen immer 
dazu die rechtlichften, gewiſſenhafteſten, erfahrenften Männer gewäplt, 
mögen die angemeflenften Formen der Gontrofle erfonnen werden, eine 
beftimmte bindende Vorſchrift wird durch dieß Alles nicht entbehrlich. — 
Die Anfprücde der Patrimonialbeamten wie die anderer Quießcenten find, 
jeder in feiner Sphäre, gleich billig, gleich gerecht. Weber diefe hinaus 
können und werden Collifionen Statt finden, und es iſt eine gebieterifche 
Mothivendigkeit, hierin nichts dem glüclichen Zufalle zu überlaffen,, fon» 
bern dag, was Jeder fordern darf, auf eine m gefegliche Grund⸗ 
lage zu ftellen. 


1) Seaunytilaft 


fub, Gab cin (eldjes Unterfommen zu fahg ; & 
dyen Berforge für bie Bajerisät mid bel} : ° > 
Weiſe uicht (tb Darüber freu Eau ’ - 
fein, weit ihre Micbriber, te ved : - _ 
haben, noch auf ben Aürmife - - . 
vietchht fogar TAbfifüdgiger WE - - 
wir aber ou, weten. -— 
wird es dem Staate ehe 


geringer feine Binanzen ! 
Analogie ber uumistelb‘ 
ben Beamten zu for 


pecuniaͤren Opfer 


.., And demielben bet 
— ‚upeiwiejen, uund die Dergwerfe 
’ wıcDe 


3, weldye bisher in nörblicdher Linie von Wien 
bleuſte ſelbſt ſe vrag, und in einer Ansaͤſtung bis Preßburg. in 
beamten fo F .. von Bien über Gratz und Laibach bis Trieſt fih ans 
Stelle fie . ım Innern der Stadt Wien in unmittelbare Berbinbung gefeßt. 

„‚e Möglichleit gegeben, daß der Telegraphendienk in einem Gen: 
©taath- Da ann. 
mie fi ze lener Beitung vom 9. Januar 1849 entnehmen wir folgenden Ar- 
‚par DIE bevorfichende Reorganifirung des Studiums ver Thierheilfunde: 
went, "an — Belt, wo bie Reorganifirung ſaͤmmtlicher Zweige des 
feir in uterrichtes bie volle Thätigfeit des bezuglichen Minifteriums in Ans 
u nimmt, kann das Studinm ber Thierheilfunde nicht unberückſichtigt bleiben. 
e 9% einen Giant, der, wie der oͤſterreichiſche, mit feinem Grträgnifie hauptfächs 
auf die Mrproduetlon, die Gultur von Grund und Boden angetviefen ift, 
muß divfeo Etudlum eine um fo größere Bebentung haben, als jene ohne Vichs 
cht nicht prteigen fann, Dem Landmanne muß a feines Viehſtan⸗ 
m gefichers fein und e0 If dafür Gorge zu tragen, baß er In DViehnötben bei 
ut — Thlerarzten ſchnelle Hilfe um billigen Preis finde. Dieß hat bie 
tan NT, langſt anerfannt, was nebit mehreren Fleineren Ecehranftalten, 
de dem thlerärzilichen Unterrichte zu Wien und Mailand gewibmeten großartis 
gen Anfitute deweiſen. 
teſe hdaben zwar, und deſonders das Inſtitut zu Mien ſeit feiner Reor⸗ 
Auen im Jahre LRRR, Erſprießliches geleiftet und manchen tüchtigen Bes 
erinne gedildet j doch Pounten fie bieher dem Bedürfniſſe nicht ganz genügen und 
9a verlaufen ana den Vrovinzen noch immer gegründete Klagen über den Mangel 
einer inveicdenden Ladl gehdrig gebildeter — Der Grund hiervon liegt 
wm Theile ade Köoeifel in der durch den gegenwärtigen thierärzllichen Studien⸗ 
am vorgeſchtiedeken Mildung thierärztlicher Judividnen verſchiedener Grade, von 
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me des Magifers- der Thierkeiltunbe Feines bie Befähigung zu 
⁊. Krankheiden a —— — beſitzt, ee 


u wer zu Curſchmieben d. i. Pferdeärzten, eher gu Gemeinbethier: 
% Ver die Praxis in Pferdekrankheiten frenb-ift, gebildet. werben. 
% after der Thierheilfunde, welche Aerzte oder Wundärzte fein 


mtrögliche Aushbung der Thierheitfunde felten gu ihrem Bes 

« fonbetn jenen Magiſtergrad nur erwerben, um Stastsem- 
“ Tönnen, fo fäallt die thierärztliche Braris jenen einfeitig 

beim. Die dringende Notkwendigfeii, diefem Mangel abs 


 »- weisen, eine Reorganifirung des thieränztlichen Studien⸗ 

ne S Yeinde noch mehrere, die eine ſolche als erforderlich 

" .% AN Bortfgritten, die die Wiffenfhaft in newerer Zeit 

Der thmendigen Ginführung einer mehr demonſtratipen 

. % 2 idlich in ber gewonnenen Ueberzeugung, daß, wo 
RE ber Borbildung mangelt, auch der zweckmäßigſte 

a “ bleiben muß. 

R à⁊ 8* X nes thieraͤrztlichen Stubimas in letzlerer Bes 

a FR: der Umftaltung brgriffenen ſtaatlichen Gin: 

Be en m r die bes Volkoſchulweſens anführen wols 

0" i it der Abhilfe des Eingangs angeführten 


»sfelben nicht Länger verfchoben werden, 
her Beziehung nur eine proviforifche 
„m Angriff genommen werden. 


Perſonalnachrichten. 


Seſoͤrdert wurden: 
Hr, Ignaz Storch zum Minifterialfecretär in Kriegsminiſter ium. 
Hr, Jacob Glowacki zum Brofeffor der ruthenifchen Sprache und Li⸗ 
tera@ur an der Lemberger Univerfität. 
Hr, Franz Zuv. Freiherr von Menßhengen zum Schagmelfter bes mis 
litaͤriſhen MariensThereliensorbens. - 
Hr. Agenor Graf von Goluchowski zum Landeschef von Galizien. 
(6 Hr. Dr. Franz Lanza zum Profeffor der Naturgefchichte und Landwirth⸗ 
art aa. =. ’ 
nn Auton Torre zum Profeffor der reinen Elementarmathematik 
ug Ä | 
2 ee Dr. Franz M. Bulat zum Rathe des Collegialgerichtes in Zara. 
Hr, Ritter von Negrelli zum Borfland des Gifenbahninpectorates in 
| — Carl von Schatz berg und Hr. Georg Hofmann zu Miniſterial⸗ 
raͤthen heim Kriegsminiſterium. 
e. Dr. Aiezander Jawadzky zum Vrofeſſor der Phyſik an ber Univer⸗ 
t berg. 
Bat zu Ft Güntner ‚Hr. Dr. Edler von Well und Hr. Dr. Ferdinand 
Bobhi zu Dbermebicinalräthen bes bei dem Miniſterium des Innern neu erriche 
teten Obermedicinalcollegiums. 
r. Anton Ritter von Reun zum Miniſterialrathe und Kanzleidirector 
beim Militäroppellationsgerichte, 
r. Dr. —— Fangor zum Profeſſor des oͤſterr. bürgerl. Rechtes an 
taͤt zu Lemberg. 
* — —* von Helme zum Director des «illyriſchen Oberbergamts und 
Berggerichtes zu Klagenfurt. 
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Veränderungen im Berwaltungsorganismus. 


Das Minifterium des öffentlichen Unterrichts bat mit Decret vom 3. Ja⸗ 
nuar 1849, 3. 7748, bei einem einzelnen Falle ale Richtichnur für die Butunft 
verorbuet, daß auch jene Studierenden, welche Feine Prüfungen maden, fondern 
blos Frequentationszeugniſſe erheben, verpflichtet find, ſich entweder über ben 
Erlag ded Unterrichtogelbes, ober über bie erlangte Befreinng andzuweifen. - 

Se. k. £. Majeſtaͤt fanden Äh über den Wunſch Sr. fail. Hoheit des 
durchlauchtigſten Erzherzogs Johann von Defterreich beflimmt, Höchſt⸗ 
denfelben mit ber aller en Entſchließung vom 2. März t. 3. von der Stelle eines 
Burators der Eaiferlichen Akademie der Wiffenfhaften in Wien 
zu entheben, und die Geſchäfte eines Curators ber gedachten Afademie dem je 
weiligen Minifter des Innern zu übertragen. 

Se. k. f. Majeftät haben mitteld allerhöchfter Entfchließung vom 26. Fes 
bruar 1849 zu beflinnmen geruht, daß die Verwaltung aller Staatsforfte 
(Gamerals und Montanwälder) , dann fämmtliher Montauherrfchaften, 
dem Miniſterium für Landescultur und Bergwelen anvertraut, und bemfelben ver 
gefammte Verfchleiß der Bergwerksproduete zugewwiefen, und bie Bergwerfe 
probuetensBerfchleißbirection untergeorbnet werbe. 

Die Telegraphenleitung, welche bisher in nördlicher Kinie von Wien 
über Brünn und Olmüg bis Prag, und in einer Ausäftung bis Preßburg, in 
fünlicher Richtung aber von Wien über Oratz und Laibach bie Trief fi auss 
dehnt, ift nunmehr im Innern der Stabt Wien in unmittelbare Verbindung gefeßt. 
Hierdurch iſt die Möglichkeit gegeben, daß der Telegraphenbienft in einem Gen: 
tralburean beginnen kann. 

. Der Diener Zeitung vom 9. Januar 1849 entnehmen wir folgenden Ars 
tifel über die bevorftehende Reorganifirung bes Studiums ver Thierheilfunde: 

In gegenwaͤrtiger Zeit, wo bie NReorganifirung fämmtlicher Zweige bes 
‚öffentlichen Unterrichtes die volle Thätigfeit des bezüglichen Minifteriums in Ans 
fpruch nimmt, kann das Studium ber Thierheilfunde nicht unberückfichtigt bleiben. 
Für einen Staat, ber, wie ber öfterreichifcdye, mit feinem Brträgnifie hauptfächs 
lich auf die Urprobuction, die Eultur von Grund und Boden angewieſen ift, 
muß diefes Studium eine um fo größere Bebeutung haben, als jene ohne Vieh: 
zucht nicht geteihen fann. Dem Yandmanne muß nn feines Viehſtan⸗ 
des gefichert fein und es iſt dafür Sorge zu tragen, daß er in Biehnöthen bei 
gut gebildeten Thierärzten fchnelle Hilfe um billigen Preis finde. Dieß Hat bie 
Staatsverwaltung längft anerkannt, was nebft mehreren Fleineren Lehranftalten, 
-bie dem thierärztlichen" Unterrichte zu Wien und Mailand gewidmeten großartis 
gen Inftitute beweiſen. 

Diefe haben zwar, und befonders das Inftitut zw Wien feit feiner Reor⸗ 
ganifirung im Jahre 1822, Erſprießliches geleiftet und manchen tüchligen Des 
terinär gebildet; doch Fonnten fie bieher dem Bedürfniſſe nicht ganz genügen und 
es verlaufen aus ben Provinzen noch immer gegründete Klagen über den Mangel 
einer hinreichenden Zahl gehörig gebildeter Thierärzte. Der Grund hiervon liegt 
zum Theile ohne Zweifel in der durch ben gegenwärtigen thierärzilichen Etubiens 
plan vorgefehriebenen Bildung thieraͤrztlicher Individnen verfchiebener Grade, von 


Miscellen. 488 


deuen mit — bes Magiſters der Thierheilkunde keines bie Befähigung zur 
Braris in: den. Krankheiten aller mugbaren Haustiere befigt, ſondern bie ner 
einfsitig, entweder zu Curſchmieden d. i. Pfesdeärzten,, aber gu Gemeindethier⸗ 
ärzten, denen wieder bie Praxis in Pferdekrankheiten frenid ift, gebildet. werden. 
Da nun die Magifter der Thierheilfunde, welche Aerzte ober Wundärzte fein 
mũſſen, bie wenig eintrögliche Mushbung der Thierheilkunde felten zu ihrem Bes 
eufögeichäfte machen, ſondern jenen Magiſtergrad nur erwerben, um Stastsem 
ftellungen anſprechen gu koͤnnen, fo fäflt die thierärztlidye Braris jenen einfeitig 
gebildeten Individnen anheim. Die dringende Nothwendigfeit, biefem Mangel abs 
zubelfen, würde allein hinreichen, eine Reorganifirung des thierärgslichen Studiens 
planes zu rechtferligen. | 
Es gibt aber der Gründe noch mehrere, die eine ſolche als erforderlich 
darfirften. Sie liegen in ven Fortſchritten, die die Wiſſenſchaft in newerer Zeit 
gemacht Hat, und in ber nothmendigen Ginführsng einer mehr demonſtrativen 
und praktiſchen Lehrmethode, enblich in der gewonnenen Ueberzeugung, daß, wo 
den Zöglingen ein gewiſſer Grad. ber Vorbildung mangelt, auch der zweckmäßigſte 
thierärztliche Unterricht unfruchtbar bleiben muß. | 
Obſchon die Reorganifirung bes thierärztlihen Stubimms in lepierer Bes 
jiehung von anderen gegenwärtig. in ber Unifteltung begriffenen ſtaatlichen Gin: 
richtungen abhängt, von denen wir nur bie bes Volloſchulweſens anführen wol: 
len, fo darf doch wegen der Dringlichfeit der Abhilfe des Eingangs angeführten 
Gebrechen⸗ eine theilweiſe Umſtaltung desſelben nicht länger verſchoben werden, 
ſondern ſie muß, wenn ſie auch in mancher Beziehung nur eine proviſoriſche 
Maßregel ſein kann, doch jetzt ſchon in Angriff genommen werden. — 


| Perſonalnachrichten. 
Befoͤrdert wurden: 


Hr. Ignaz Storch zum Minifterialfecretär in Kriegsminiſterium. 

Hr. Jacob Glowacki zum Profeffor der ruthenifchen Sprache und Li⸗ 
teratur an der Lemberger Univerfität. 

r. Franz Zav. Freiherr von Menßhengen zum Schabmelfter bes mis 
litärifchen MariensTherefiensorbens. - 

Hr. Agenor Graf von Goluchowski zum Landeschef von Galizien. _ 

Hr. Dr. Franz Lanza zum Profeffor der Naturgefchichte und Landwirth⸗ 
fchaft zu Sara. | 

R Hr. Dr. Anton Torre zum Brofeffor der reinen Glementarmatheinatif 
zu Zara. 
Hr. Dr. Franz M. Bulat zum Nathe des Collegialgerichtes in Zara. 
äi Hr. Ritter von Negrelli zum Borfand des Eifenbahninfpectorates in 
erona. 

Hr. Carl von Schatzberg und Hr. Georg Hofmann zu Miniſterial⸗ 
raͤthen beim Kriegsminiſterium. 

Hr. Dr. Alerander Zawadzky zum Profeffor der Phyſik an ber Univer⸗ 
fität zu Lemberg. 

Hr. Dr. Güntner, Hr. Dr. Edler von Well und Hr. Dr. Ferdinand 
Gobbi zu Obermedicinalräthen des bei dem Minifterlum des Innern neu errichs 
teten DObermebicinalcollegiums. | 

Hr. Anton Ritter von Reun zum Minifterialratge und Kanzleibirector 
beim Militärappellationsgerichte. 

Hr. Dr. Andreas Fangor zum Profeffor des äfterr. bürgerl. Rechtes an 
ber Univerfität zu Lemberg. 

Sr. Zulius von Helms zum Director des-iMgrifchen DOberbergamts und 
Berggerichtes zu Klagenfurt. 
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Bereinigung (Cumulirung) mehrerer Rech: 
ſtimmungen in Einer Urkunde, und mehreı 
Sefuche, gleichwie der Behandlung d 
impelpatente vom 27. Januar 1840 
1 Antrage auf deren Behandlung 

ffenden neuen Stämpelgefebe. 





dreas Kerſovanni. 
N vluß) 


pm’ 


„en unter Nr. 5 berührten Ver 

ge: — Bitten in Einer Eingabe einer einz 

N neinſchaftlich mehrerer phyſiſcher oder mo 

— | Derfonen in anderen als Grundbuchsſachen 
J Abſicht auf den Stämpel. 


+ Lie — T ver Behandlung diefer Cumulation in Abficht auf 

— Tr dem Stämpelgeſeze vom 27. Januar 1840 Ei 

—— ® fondern es find auch hierüber von der vormals beſt 

— 2 Hoflammer lediglich mehrere nachträgliche Verordn 

u Ye AD RN welchen unter Hinweiſung auf die $$. 95, 96, 97 | 

98 Vane a Gefeges der Grundfaß feftgeftellt wurde, daß meh: 

Derinos X Dann ein Geſuch unter Einem Stämpel überreichen köni 

. Voenn fi UxWoeder unter fih eine moralifche Perfon, ald: Gemeinl 

Seien zoeiten, Streitgenoſſen ꝛc. bilden, oder aber wenn ihr Geſuch ei 

und ufiben Gegenftand betrifft, außerdem feien auf derlei Gefı 

eben ſo giele gefegliche Stämpel zu verwenden, als die Anzahl der di 

Unter ggrligfen Perſonen, oder aber der Wortheile ift, um welche 
Perſon einſchreitet. 

aß auch dieſe Verfügung unſtreitig mit dem Principe der Ger 

tigkeit nicht im Einklang ſtehe, duͤrften wegen augenſcheinlicher Aehnlich 

der Faͤlle jene Gründe zur Genuge darthun, welche oben gegen bie er| 

fernen Anordnungen rücffichtlich der Stämpelbehandlung der Parteieing« 
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Hr. Anten Turneretſcher und Hr. Franz von zul zu Rinl 
ſterialraͤthen bei dem Miniſterium für Haubel, Gewerbe und öffentliche Bauten. 

Hr. Georg von Fraf, Hr. Baul Sprenger, Hr. Yerbiuaud Ritter 
von Mitie und Hr. Florian Bafetti zu Sertionsräthen bei eben bemfelben 
Miniſterium. 

Hr. Dr. Joſ. Redtenbacher aus Prag zum Brofeffor der a —— 
und pharmaceutiſchen Chemie, nnd Hr. Dr. Ernſt Brüde aus Koͤnigsberg zum 
Profeſſor ber — — und Phyſiologie an der Wiener Univerfität. 

Hr. Joh. N. Seeburger zum erſten Leibarzte Sr. Najeſtaͤt des 
Kaiſers ge dem. Titel und Gharakter eines Hofrathes. 

Hr. Anton Freiherr von Prokeſch⸗Oſſten zum anßerordentlichen — 
ſanbten und bevollmächtigten Miniſter am k. preußiſchen Hofe. 

Hr. Joſ. Graf von Trautmannsborfs Weinsberg; auferorbent: 
licher "Befandter und bevollmächtigter Minifter am k. preußifchen Hofe, erhielt 
bei feinem Webertritte in den Ruheſtand das Großfrenz bes Leopoldordens. 
— er Leopold Bezdiek wurbe als Polizeidirector und Gubernialrath nah 

nz überſetzt. 

Hr. Friedrich Graf von Thun⸗5ohenſtein — als außerordenilicher 
Geſandter und bevollmaͤchtigter Miniſter an ben k. baieriſchen Hof überſetzt. 

Hr. Franz Grillparzer — das Ritterkreuz des ———— 
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Darftelung der Bereinigung (Sumulirung) mehrerer Rechts. 

gefchäfte und Beftimmungen in Einer Urkunde, und mehrerer 

Bitten in Einem Gefuche, gleichwie der Behandlung der: 

felben nach dem Stämpelpatente vom 27. Januar 1840 in 

Verbindung mit einem Antrage auf deren Behandlung in 
dem fünftig zu erlaffenden neuen Stämpelgefeße. 


Don Dr. Andreas Rerfovanni. 
(Schluß.) 


C) Behandlung der oben unter Nr. 5 berührten Verei— 

nigung mehrerer Bitten in Einer Eingabe einer einzel 

nen oder,gemeinfdhaftlih mehrerer phyfifcher oder mora- 

lifher Perfonen in anderen ale Grundbuchsſachen in 
Abfiht auf den Stämpel. 


Auch in Betreff der Behandlung diefer Cumulation in Abſicht auf den 
Staͤmpel kommt in dem Stämpelgeſetze vom 27. Januar 1840 keine 
Erwähnung vor, ſondern es find auch hierüber von der vormals beftan- 
denen allgemeinen Hofkammer lediglich mehrere nachträgliche Verordnun⸗ 
gen erfloffen, in welchen unter Hinweiſung auf die $$. 95, 96, 97 und 
98 des gedachten Geſetzes der Grundfaß feftgeftellt wurde, daß mehrere 
Perfonen nur dann ein Geſuch unter Einem Stämpel überreichen Finnen, 
wenn fie entweder unter. ſich eine moralifche Perfon, ald: Gemeinden, 
Geſellſchaften, Streitgenoffen ꝛc. bilden, oder aber wenn ihr Gefuch einen 
und denfelben Gegenftand betrifft, außerdem feien. auf derlei Gefuche 
eben ſo viele gefeglihe Stämpel zu verwenden, als die Anzahl der darin 
unterfertigten Perfonen, oder aber der Vortheile ift, um welche eine. 
Perfon einfchreitet. 

Daß auch diefe Verfügung unftreitig mit dem Principe der Gerech⸗ 
tigkeit nicht im Einklang ſtehe, dürften wegen augenſcheinlicher Aehnlichkeit 
der Faͤlle jene Gründe zur Genuͤge darthun, welche oben gegen die erfloſ⸗ 
ſenen Anordnungen ruͤckſichtlich der Staͤmpelbehandlung der Parteieingaben 
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um die Bewilligung von mehreren Grundbuchshandlungen zur Geltung 
gebracht wurden, und ohne auch in diefer Beziehung in das Nähere ein- 
zugeben, glaube ich fchließlih nur noch bemerken zu follen, daß biefe 
ungerechte Bevorzugung auf Koften der Gefammtheit der Staatsbürger 
in dem zu erlaflenden neuen &tämpelgefeße forgfam vermieden, und darin 
ausdruͤcklich angeordnet werden dürfte, baf gemäß dem bei Diefer Gelegen⸗ 
heit erörterten Grundſatze in dem Falle, wo entweder eine phufifche oder 
‚ moralifche Perfon in Einem Gefuche um die alternative ober cumulative 
- Zuwendung von mehreren beftimmten Vortheilen, oder wo mehrere derfel« 
ben gemeinfchaftlich in einem Geſuche entweder um die Zumendung eines 
beſtimmten Vortheiles an eine von ihnen, oder um Die einzelnmweife, oder 
alternative oder cumulative Zuwendung von mehreren beftimmten Vor 
theilen an jede von ihnen einfchreiten, die feftgefegte Stämpelgebuͤhr auf 
das bezügliche Geſuch fo vielmal zu verwenden fei, als es in erften Falle 
Vortheile, im zweiten und dritten phyſiſche oder moralifche Perfonen und 
ruͤckſichtlich im dritten Vortheile, im vierten und fünften Salle aber alt 
es Vortheile gibt, um deren alternative oder cumulative Zumendung jede 
einzelne phufifche oder moralifche Perfon einfchreitet. Denn auch hier wer⸗ 
den offenbar ohne allen Ilnterfchied durch das gemeinfchaftlicde Gefuch eben 
fo viele eigene Verhandlungen veranlaßt, und dadurch der Staatsverwal⸗ 
tung eben fo viele abgefonderte Auslagen verurſacht, ald die Anzahl der 
einfehreitenden phpfifchen oder moralifchen Perfonen und rückſichtlich der 
Vortheile ift, um deren Zumendung entweder einzelnweis, oder alternativ 
"oder cumulativ jebe einzelne von ihnen bittet, weßhalb es auch rechtlich 
nothwendig ift, daß jede phnfifche oder moralifche Perfon den von ihr 
unmittelbar und zunächft in ihrem eigenen oder den Intereſſe eines Aus 
derem der Staatsderwaltung verurfachten Koſtenaufwand felhft trage, und 
nicht der Sefammtheit der Staatsbürger zur Laft gehen lafle; auch wird 
dadurch augenfällig nicht im ©eringften der Verkehr erfchwert oder gehemmt. 
Hiernach Tiegt es Elar vor, daß diefe Maßregel ſowohl dem Principe 

der Gerechtigfeit als auch jenem der Klugheit volllommen entſpreche. 
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VL... 

Entwurf eines Gefebes zur Aufhebung des Bergzehentes 

anderer obrigfeitlicher Berggefälle und der Batrimontaf- 
Berggerichtsbarkeit — fammt Motiven, 


Bon Herrn Dr. Carl Schindler, 
vormaligem Landgerichtönerwalter und k. k. Bergrathe (1839— 1844). 


Wer mit den Wünfchen ber Gewerken in Böhmen, Mähren und Schle⸗ 
fien auch nur einigermaßen vertraut ift, weiß, daß darunter feit Jahren 
auch der Wunſch wegen Aufhebung ded Vergzehentes und der Patrimonial⸗ 
Berggerichtsbarkeit zählt. Vor wenigen Monaten fand diefed Deſide⸗ 
rium — mindeftens was die Aufhebung des Bergzehentes betrifft, auch 
im mährifhen Provinzial-Landtage eine energifche Vertretung. 
Ich glaube daher fchon an und für fich Eein ungeeignetes Thema gewählt 
zu haben, wenn ich nachftehend dem Publlcum meine Anfichten über bie 
zweckmaͤßigſte Art der Befeitigung aller das Bergwefen betreffenden 
Privilegien der f. g. berglehensbefugten Obrigkeiten eröffne. 
Beruͤckſichtigt man aber erft das Gefeß vom 7. September 1848 
und die damit audgefprochene vollftändige Aufebung des Unterthansver⸗ 
bandes, des Dominicale und Urbarialverhältniffes einfchließlich des Feld⸗, 
Garten⸗ und Kleinzehentes, dann der Patrimonial:, Civil⸗, Straf: und 
politiſchen Serichtöbarkeit, fo dringt fich die Ueberzeugung wohl von felbft 
auf, ed Fönne im Bereiche des Bergweſens nicht gebuldet werden, 
was in jeder anderen Richtung ausdrücklich als unguläffig von der gefeg« 
gebenden Gewalt erklärt wurbe. So lange indeß dad Gefeß vom 
7. September 1848 durch den Mangel des Entfhädigungsmaß- 
ftabes bezüglich der entgelblich aufgehobenen grund, zehent⸗, vogtherr. 
lichen und anderen obrigkeitlihen Rechte unvollftändig geblieben, fchien es 
wohl nicht an der Zeit, über die wegen ihres geringeren Einfluffes auf 
das Staatswohl immerhin minder wichtigen Vergwerksprivilegien ber 
bergiehensbefugten Obrigkeiten in Böhmen, Mähren und Schlefien eine 
10 * 
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entfcheidende Norm zu erlaffen, ja es fehlte in gewiffer Beziehung fogar 
an einem als Analogon dienenden Entihädigungsmaßftabe. 

Mit dem octroirten Patente vom 4. Mär; 1849 über die Entſchaͤ— 
digung des Feldzehentes, der Robot und des Laudemiums ift jedoch aud 
dieſes Bedenken befeitigt und es dürfte — dermalen nur mehr bag finan- 
zielle Intereſſe — die Entfhädigung der Bergwerksprivilegirten von 
Seite des Staates — als ein Hinderniß der fofortigen Aufhebung der 
fraglihen Bergwerksprivilegien erfcheinen. Ob und inwieferne nun der 
Zuftand unferer Sinanzen hierin einigen Auffchub rächlih macht oder gar 
dringend heifcht, — darüber maße ich mir Eein Urtheil an und bemerfe 
nur, daß mein Entfchädigungsvorfchlag dem Staate — wenn nicht 
" ganz, doch gewiß größtentheild ein Aequivalent für die zu Ieiftende 
Entfhädigung darböte. Jedenfalls dürfte es nicht unangemeffen fein, 
wenn die Fiteratur auch bezüglich diefed Themas einige Vor ar bei⸗ 
ten liefert und auf diefe Weife den in der Wiener Zeitung betreffd anderer 
Drganifirungsgegenftände veröffentlichten minifteriellen Wunfch er 
füllt. So weit es mich betrifft, fo wird mir — behufs meiner eigenen 
Belehrung, eine fachverftändige Beleuchtung meines vorliegenden literari- 
fchen Verſuches nur willflommen fein. Ich freue mich aber auch bei biefer 
Gelegenheit meiner ſchon im Jahre 1847/48 im Zriefter Lloyd über das. 
„Verprecht des öfterreichifchen Kaiferftantes? des Herrn Dr. und Pro: 
feffor Schneider zu Prag ausgefprochenen, feither vielfach erprobten 
Anficht, daß diefed Werk in logifcher Ordnung und wiffenfchaftlicher Form 
das vollftändigfte Handbuch des Bergrechtes ift, das wir befigen, — — 
noch beifügen zu Fünnen, daß ed neben dem böhmifchen Bergrechte 
des vormaligen, nun penjionirten böhmifchen Herrn Appellationsrathes 
Schmidt Jedermann, der fi) mit dem vorliegenden Gegenftande näher 
befreunden will, ald der verlaͤßlichſte Wegweiſer —— werden 
kann. — — — 

Ich laſſe nun zunaͤchſt den Text meines Geſehoorſchlages, ſodann 
einen Entwurf des Einfuͤhrungspatentes oder die allgemeinen, endlich 
die fpeciellen Motive dazu folgen, und hoffe — zur Vermeidung 
jedes Mißverſtaͤndniſſes —, es werde fich Niemand an der kegislativen, 
- Sategorifchen Sprache in dem Geſetzvorſchlage und Motiven ftoßen. Ich 
mußte darin wie ein Legislator fprechen, wage mir aber wahrlich nit 
die Rolle eines Legislators an. 





. 
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Sefegentwurf. . 
$. 1. 

Alle bisherigen Befchränkungen der allgemeinen Bergfreibeit, der 
ftaatlichen Rechte zum Bezuge des Salzgefälles, des Bergzehentes (Berg: 
frohne — Urbura), zur Ausübung der Berggerichtöbarkeit mittelft lan⸗ 
desfürftiicher Behörden und überhaupt des Verg- und Münzhoheitsrechtes 
(Berg: und Münzregalitätsrechtes) durch ftändifche, grundherrliche oder 
andere in den böhmifchen, mährifchen und ſchleſiſchen Berggefegen nicht 
allgemein vorgefehene, Gerechtfame und Begünftigungen treten außer 
Wirkfamkeit. | 

$. 2. 

Insbeſondere erlifht die dem Prälaten-, Herrn: und Gitterſtande, 
ber alten und neuen Stadt Prag, ſo wie anderen Geſammt- oder Einzel: 
perfonen in der Eigenfchaft ald Befiger Iandtäflicher oder ftädtifcher Liegen: 
fchaften (ſtaͤndiſche oder ftädtifche Grundherren) in Böhmen, Mähren und 
Schlefien zugeftandene Theilnahme an der Ausübung des Berg: und Münz- 
hoheitsrechtes fammt allen Damit zufammenhängenden, daraus abgeleite: 
ten oder auf deren Grundlage geltend gemachten Befugniffen, le 
gen und Anfprücen. 

Hiezu gehören vorzugsweiſe: 

Die Rechte und Anſprüche derfelben a) auf den Bezug des Berg: 
zehentes von fremden und eigenen Berg: und Hüttenerzeugniffen und be» 
ziebungsweife auf die Befreiung der letzteren (eigenen) von der landes⸗ 
fuͤrſtlichen Srohne; 

b) zum Bezuge des zehnten Theiles vom reinen .. gewiffer 
Salzwerfe und Salzquellen ; 

c) auf freizubauende Erb: und Holzkure; 

d) zur Ausübung der Berglehens⸗ und Bergiudicialgerichtsbarkeit, 
einfchließlich des bergämtlichen Einfluffe® auf die Verleihung von Hütten: 
und Hammerlehen (Conceflionen) ; 

e) zum Bezuge der Srift: und Quatembergelder und anderer mit der 
Ausübung des unter d erwähnten Rechte verbundenen Tarenund Gebühren; 

f) zur Xheilnahme an ber Berggeſetzgebung; 

g) zur Errichtung eigener Gold: und" &Silbermünzftätten ober zu 
anderen befonderen Begünftigungen in Abficht auf die Verhüttung, Ver⸗ 
münzung oder Einlöfung von Berg: und Khüttenerzeugniffen. 
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$. 8. 

. Zugleich mit allen bisher erwähnten Befugniflen, Befreiungen und 
Anſprůchen erlöſchen die damit geſetzlich — Obliegenheiten und 
Gegenleiſtungen. 

$. 4. 

Bis zur Einführung ausfchließlich Tandesfürftlicher Sei 
hörden üben die. privatobrigkeitlichen Berggerichtsfubftitutionen die ihnen 
bisher zugeftandene Berglehens⸗ Cbergamtliche) und Bergiudicialgerichts⸗ 
barkeit in der Eigenfchaft Iandesfürftlicher Berggerichtsſubſtitutionen im 
Namen und auf Koften des Staates aus, beheben die für die Amts- 
handlungen der Teßteren vorgegeichneten Zaren und Gebühren für Rech⸗ 
nung des Staates und haften für die gefegliche Erfüllung ihrer Oblie: 
genheiten. 

$. 5. 
Fuͤr alle zufolge des 8. 2 aufgehobenen Befugniſſe, Befreiungen 
und Anſprüche mit einziger Ausnahme des Bergzehentrechtes ($. 2 a) 
betrefid der eigenen und fremden Gold», Sütber-, Zinn:, Kupfer:, Queck⸗ 
filber-, Blei⸗, Eifen-, Alaun⸗, Vitriol⸗ und SUN RINDE wird 
Eeine Entfchädigung geleiftet. 
$. 6. 
€ In Unfehung der zu Teiftenden Entfyädigung gelten nachftehende 
Orundfäge: 

a) die Entfchädigungsleiftung übernimmt der Staat; 

b) die Entfchädigung hat fich lediglich auf den Zehententgang und 
beziehungsweiſe auf die Zehentbefreiung ($. 2 a) von ben bei Kundmachung 
diefes Geſetzes bereits rechtmäßig verliehenen und in wirklicher (Brutto⸗) 
Ausbeute befindlichen fremden und eigenen, ſchon bisher privatbergzehent: 
pflichtigen Bergbaue, fo wie auf das den Berechtigten bisher zugeftandene 
Maß des Zehentbezuged (den halben oder ganzen Zehent) zu beichränken ; 

c) ein längerer ober größerer ald der nächft zwanzigiährige Zehent⸗ 
entgang (Befreiung) wird in Beinem Falle entfchädigt; 

d) über den Sefammtentfchädigungsbetrag ift vor Allem zwiſchen 
dem Staate und dem Entichädigungsberechtigten oder feinem Nechtänach- 
folger eine gütliche Vereinbarung zu verfuchen. Komme fie zu Stande, fo 
wird das vereinbarte Entichädigungscapital dem Werechtigten vom Staate 
alljährlich zu Künf von Hundert verzinfet, oder nach Belieben des Staates, 
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jedoch gegen mindeftens halbjährige — an den Berechtig⸗ 
ten baar ausbezahlt. 

Kommt dieſe guͤtliche Vereinbarung nicht ju Stande, fo wird bie 
Entfehädigung nad) Maßgabe der unter a—c (diefes Paragraphes) auf 
geftellten Grundfäge auf. die im nachfolgenden Paragraphe ($. 7) bezeich⸗ 
nete Weife ausgemittelt und geleiftet. 

$. 7. 

a) In jenen Faͤllen, wo der Bergzehent unmittelbar vor der Wirk. 
famteit des gegenwärtigen Gefeges vom Grubenerzeugniffe geftürzt oder 
"im Gelde abgelöft (reluirt — abolirt) war, wird der einjährige Zehent⸗ 
entichädigungsbetrag nach Maßgabe der Jahresdurchſchnittsausbeute der 
zehentbaren Grube binnen der jüngft verfloffenen drei Sonnenjahre und 
der binnen diefer Zeit an Ort und Stelle der Grube beftandenen Durch- 
fhnitteverfchleißpreife bes zehentpflichtigen Minerals ermittelt. Wo derlei 
Verfchleißpreife fehlen, tritt die Preisbeftimmung durch das Schiedsgericht 
(f. dieſes Paragraphes) ein. 

b) In jenen Zällen hingegen, wo der Zehent zulegt vom Hütten 
producte entrichtet wurde, wird der den Zehentberechtigten binnen der 
befagten drei Jahre durchſchnittsweiſe jährlich zu Gute gefommene Werth, 
jedoch nach Abzug der dabei etwa unbeachtet gebliebenen, auf den Bergzehent 
entfallenden Sracht-, Aufbereitungs:, Schmelz und fonftigen Regiekoſten 
als Jahreszehententgang betrachtet. 

c) Der ſonach für ein Jahr ermittelte Geldwerth diefed Entganges 
wird — je nachdem die zehentbare Grube bei rationellem Betriebe und 
bei Sortbauer der binnen erwähnter drei Sonnenjahre darauf verwendeten 
Geld: und Arbeitskräfte noch ein oder mehrere Jahre einen — der leßt- 
breijährigen Ca) Durchfchnittsausbeute gleichen oder mindeftens feinen 
davon auffallend verfchiebenen Brutto-Ertrag verſpricht, dem Entfchäbi- 
gungsberechtigten oder feinem Nechtsnachfolger durch fo viele, jedoch häch: 
ftend zwanzig Jahre (c. $. 6) jährlich baar ausbezahlt, als die zehentbare 
Grube zufolge des Einverftändniffes zwifchen dem Staate und dem Ent: 
fchädigungsberechtigten oder ‚zufolge des ſchiedsrichterlichen Ausſpruches 
(£, dieſes Paragraphes) eine Ausbeute verfpricht. 

d) Wo aber in Hinkunft -ein im Vergleiche zur legtdreijährigen 
Durchſchnitts ausbeute auffallend Hleinerer oder größerer burchfchnittlicher 
Brutto» Grubenertrag vermöge Einverftändniffes der Betheiligten ober 
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ſchiedsrichterlichen Spruches in Ausſicht ſteht, tritt der nach Maßgabe 
dieſes Ertrages und mit Ruͤckſicht auf die oben (lit. a dieſes Paragraphes) 
bezeichneten Verſchleiß⸗ oder Schaͤtzungspreiſe des zehentbaren Minerales 
für ein Jahr entfallende Entſchädigungswerth an die Stelle des unter c 
des gegenwärtigen Paragraphes angeführten Zehententgangwerthes. - 

.e) Als auffallend Fleiner oder größer barf nur diejenige Ausbeute 
betrachtet werben, welche von der Durchfchnittsausbeute der legten drei 
Sonnenjahre (a) mindeſtens um ein Drittel abweicht. 

f) Ueber jeden einzelnen zwifchen. dem Staate und dem Entichä- 
digungsberechtigten in Abficht auf die im gegenwärtigen Geſetze dem Ein⸗ 
verftändniffe der Parteien oder überhaupt einer näheren Beflimmung vor- 
behaltene Ermittlung des Entfchädigungsbetrages ftreitigen Punct entſchei⸗ 
det nach Maßgabe der im gegenwärtigen und in den $$. 5—6 vorgezeich- 
neten Beflimmungen, ohne weitere Berufung, ein bergkunftverftändiges 
Schiedögericht, wozu der Staat uhd der Entfehädigungsberechtigte zwei 
Individuen das Loos aber den beiderfeits vorgufchlagenden Obmann bes 
flimmt und die abfolute Stimmenmehrheit maßgebend ift. - 

Ergibt fih eine folhe Mehrheit weder bei der erften noch bei der 
zweiten und dritten fehiedsrichterlichen Abftimmung, fo fteht jedem heile 
der ordentliche Rechtsweg offen. Leßterer bleibt auch dann vorbehalten, 
wenn die Srage flreitig wird, ob der Ball einer fchiedsrichterlichen Ent» 
ſcheidung überhaupt eintrete. 

| $. 8. 

Die Beftinnmungen der $$. 5—7 haben auch auf fogenannte Wafch- 
lehen (Gold-, Silber⸗ und andere Erpwäfchereien) und überhaupt auf alle 
vom eigentlichen Bergbaue verfchiedene, der Berg- oder Hüttenverleibung 
unterliegende Unternehmungen, infoferne davon eine Bergfrohne zu ent» 
richten ift, analoge Anwendung. 

V. 9 

Ueber die Giltigkeit der von den bisher Privarbergzehentberechtigten 
($. 2) mit den Srohnpflichtigen abgefchloffenen Bergzehentablöfungs: (Re⸗ 
Initiond- und Abolitiond-) Verträge entfcheiden in Bean die zuſtaͤn⸗ 
digen ©erichte. 

Beſtimmungen jedoch, wodurch das fortan auſſchliehliche und allge⸗ 
meine, nur im Wege der Geſetzgebung beſchraͤnkbare Bergzehentrecht des 
Staates mittel- oder unmittelbar befchränkt oder belaftet würde, fie mögen 
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in derlei Ablöfungsverträgen oder in anderen felbft den öffentlichen Büchern 
einverleibten Verfuͤgungen irgend welcher Privatperfonen enthalten fein, 
find gegenüber dem &taate wirkungslos. 

$. 10. 

Mebft der im $. 2 a angeführten Srohnbefreiung erlöfchen auch alle 
übrigen betreffö der Entrichtung des Iandesfürftlichen Bergzehentes bisher 
beftandenen, ‘wie immer gearteten Befreiungen oder Begünſtigungen, wo⸗ 
ferne fie nicht in den allgemeinen Srohngefegen felbft vorgefehen find. 

$. 11. 

Eine Entſchaͤdigung für die zufolge vorftehenden Paragraphes ($. 10) 
aufgehobene Bergzehentbefreiung oder Begünſtigung wird, wenn fein 
Private dazu verpflichtet if, nach Maßgabe der $$. 6—8 diefed Geſetzes 
nur in dem einzigen Salle geleiftet, wenn und —— ſie ſich auf einen 
Privatrechtstitel gründet. 

$. 12. 

. Die bisherige Verpflichtung der Gewerken zur Entrichtung von Friſt⸗ 
und Quatembergeldern erliiht auch gegenüber dem Staate ohne 
Entgeld und in ihrem ‚ganzen Umfange. Alle bezüglich der Unterlaflung 
oder Verfpätung der Berichtigung dieſer Gebühren und der damit verbun- 
denen Strafen und fonftigen Rechtsnachtheile beſtehenden Anordnungen 
werden aufgehoben. 

1%. 

Zur Zeit der Kundmachung dieſes Geſetzes ‚bereits fällige, aber rüd- 
ſtaͤndige Zrifl: und Quatembergelder müffen nad) Maßgabe der bisherigen 
Sefege an die Bezugsberechtigten entrichtet werden. Die mit diefer Rück 
ftändigkeit bedingt oder unbedingt verknüpften gefegfichen Folgen bleiben 
in ihrer Wirkſamkeit. 

> $. 14. 

Die Vorſchrift des $. 18 hat auch auf alle anderen bereits fälligen, 
jedoch rückftändigen und zufolge ded gegenwärtigen Geſetzes fortan aufge 
bobenen Entrichtungen und Leiſtungen Anwendung. 

$. 1b. 

Die bisherige gefegliche Verpflichtung zum Freibaue von Kuren ober . 
zu anderen wie immer gearteten Bergwerks⸗ und Hüttenleiftungen für 
Schulen, Kirchen, Spitäler, Bruderladen oder für andere Öffentliche oder 
gemeinnüßige Zwecke und Anftalten, fo wie dad Vertragsverhältniß mis 
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ber ſaͤchſiſchen Krone (der fogenannte Schneeburger Vertrag vom Jahre 
1550) über deren Bergzehentbezug von den Plattner- und Gottesgaber⸗ 
Nevieren, bleiben aufrecht. Die Verpflichtung der Gewerken im Elbogner 
Kreife und Egerer Bezirke dagegen, wornach dem Landesfürften auf fol: 
hen Privatdominien, deren Grundherr nicht berglehensbefugt ift, zwei 
Erbkure freisubauen find, wird ohne ua jedoch ohne een 
($. 14), aufgehoben. 
$. 16. 

Alle wie immer gearteten Geſetze, Erlaͤſſe, Privilegien und Beſtim⸗ 
mungen, welche und inmieferne fie mit dem gegenwärtigen Gefege im 
Widerfpruche ftehen, werden aufgehoben. Dieß gilt (beifpielsweife) insbe⸗ 
fondere von den böhmiſchen Vergwerföverträgen (Bergwerksvergleichen) 
vom Jahre 1534 und 1575, von den böhmifchen und mährifchen Landes⸗ 
ordnungen vom Jahre 1627 und 1628, von der für Schlefien erfloffenen 
a. h. Entfchließung vom 8. Januar 1834, von den zu Gunften einiger 
Stifter, des Neligionsfondes, der zum Herrn und Nitterftande ge= 
börigen Käufer von Religionsfondsherrfchaften, der Eifenfrohnbefreiung 
der E. Städte Rokigan und Pilfen, und bezüglich der privat Berggerichts⸗ 
fubflitutionen unterm 8. Mai 1850, 20. März 1795, 26. Auguſt 1826, 
19. December 1777 und 8. März 1823, 10. Juli 1783 und 21. Ja⸗ 
nuar 1785 erfloffenen Anordnungen. 

$. 17. 

Gegenwaͤrtiges Sefeg hat nur auf Böhmen, Mähren und Schlefien 
Anwendung und tritt mit dem Schluſſe desienigen Verwaltungsviertel« 
jahres im Wirkſamkeit, in welchem es vorfchriftmäßig Eundgemacht wurde. 


Allgemeine Gründe. 


Durch die Bergmwerföverträge vom Jahre 1534 und 1575, deren 
Beſtätigung in den böhmifchen und mährifchen Landesorbnungen vom 
10. Mai 1627 und 10. Mai 1628, durch die a. h. Entfchließung vom 
8. Januar 1884 und mehrere andere Erläffe, wurde dem Prälaten«, Herrn- 
und Nitterftande, der alten und neuen Stadt Prag, dem Religionsfonde, 
denn Prager Therefianifchen und anderen Stiftern, fo wie den meiften 
zum Praͤlaten⸗, Herrn⸗ und Ritterſtande gehörigen Befigern Tandtäflicher 
Güter in ihrer Eigenfchaft als Eörperfchaftliche oder Einzelbefiger land⸗ 
täflicher oder fläbtifcher Liegenfchaften in Böhmen, Mähren und Schlefien 
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nebft anderen — in den Berggeſetzen nicht allgemein vorgefebenen Be: 
günftigungen eine Theilnahme an der Ausuͤbung des Tandesfürftlichen Berg 
und Münghobeitsrechtes zugeftanden. 

Diefe Bergwerfsprivilegien und die daraus abgeleiteten Anſpruͤche - 
infoferne fie bei den gegenwärtigen Rechtsverhaͤltniſſen überhaupt noch 
in Betrachtung Fommen Eönnen — beftehen im Wefentlichen: 

a) Die genannten Körperfchaften und Perfonen entrichten von ihrem 
eigenen, auf ihrem grundherrlichen oder ftädtifchen Gebiete erbeuteten 
Gold⸗ und Silbererzeugniffen nur den halben⸗ von allen übrigen bafelbft 
erbeuteten eigenen — frohnpflichtigen Mineralerzengniffen aber gar Eeis 
nen Bergzehent an den Ötaat. 

b) Sie beziehen ferner — an der Stelle des Staates — den 
balben Bergzehent ‚von den durch Dritte bafelbft erbeuteten Gold: 
und Sildererzeugniffen, und den ganzen Bergzehent von allen übrigen 
dafelbft erbeuteten frohnpflichtigen Mineralerzeugniffen Dritter ). . 

©) Sie fiehen im Genuffe von Erbe und Holzkuxen, welche ihnen 
von ben — auf ihrem grundherrlichen Gebiete Gold: und Silberbau trei⸗ 
benden Gewerken entweder ohne Entgeld oder gegen unentgeldliche Abgabe 
des Grubenholzes frei zu bauen find ?). 

d) Es ift ihnen der Bezug des zehnten Theiles vom reinen Mugen 
der auf ihrem grundherrlichen Gebiete ei Salzwerke und 
Salzbrunnen eingeräumt ®). 

e) Sie find berechtigt, daſelbſt die Bergfepens:Chergämtiüche): und Berg« 
judiciafgerichtöbarkeit durch eigene Cprivatobrigkeitliche) Berggerichtsſubſti⸗ 
tutionen auszunben und dafür Taxen und andere Gebühren — insbefon« 
dere auch Frifte und Quatembergelder — abzufordern ®). 

N ©ie find zur Theilnahme an der VBerggefeßgebung ermächtigt ®). 
- Da ed unzuläflig ift,’in dem einen Zweige der Gefeggebung Grund⸗ 
füge und Einrichtungen forsbefteben zu laffen, deren Befeitigung 


1) Bergwerfsvertrag vom Jahre 1575, 3. X. 

2) &ben da 3. XIV. und XV. 

3) Eben da 3. XII. 

*) Eben ba 3. XIX. und folg. Patent vom 3. April und 10. Juli 1783, 
18. October 1785 und bie übrigen in Dr. Schneider's Lehrbuch bes Berg⸗ 
techtes bei $5. 34, 89, 139, 173 2c., dann bei. 561 berufenen Normalien. 

6) Bergwerksvertrag vom Jahre 1575, 3. XXXX. 
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in anderen Zweigen nothwendig befunden wurde, ſo ſcheint die Aufhe⸗ 
bung einiger dieſer Bergwerkoprivilegien — ſeit dem Geſetze vom 
7. September 1848 über die Abſchaffung des Unterthansverbandes u. ſ. w. 
ſchon der Harmonie in der Geſetzgebung willen geboten. 

Anderweitige Ruͤckſichten geben dieſem Gebote noch mehreren Nach⸗ 
druck, ja fie machen es wuͤnſchenswerth, daß alle dieſe — ohnehin 
nur in Böhmen, Mähren und Schlefien beflehenden Bergwerksprivlegien 
ihrem ganzen Umfange nach beſeitigt werden. 

Dieſe Ruͤckſichten ſind: 

1. Seit dem öſterreichiſchen Reichstage die Theilnahme an der vater⸗ 
laͤndiſchen Geſetzgebung zuſteht, iſt es unzulaͤſſig, einzelnen Körper: 
ſchaften und Perſonen in Böhmen, Mähren und Schleſien einen — in 
den übrigen Provinzen unbekannten und nebſtdem mit der Gleichheit 
aller Staatsbürger vor dem Geſetze unvereinbaren — befonderen 
Einfluß bei der Berggefeßgebung noch fernier zu befaffen. 

2. Aus leßterem Grunde ift e8 überhaupt unthunlihd, Privat: " 
perfonen in Böhmen, Mähren und Schleſien irgend eine in den übri= 
gen Provinzen verfagte ausnahınsweife Theilnahme an dem landes- 
fürftlichen Berg: und Münzhoheitsrechte noch ferner zu geftatten. 
8. Dur das Gefeg vom 7. September 1848 wurde fo manche 
Feſſel entferne, deren Beftand den Aufſchwung des einen Zweiges der 
Urproduction — der Agrieultur — gehemmt. | 

Auch ein anderer Zweig der Urproduction — der Bergbau — 
verdient und bedarf in Defterreich einer ähnlichen Zürforge. 

Namentlich muß der Bergbau in den mit Mineralien gefegneten 
böhmifchen, mährifhen und fchlefifchen Provinzen von den nur dort 
. beftehenden Eunftlichen Hemmniffen feines mehreren Aufſchwunges b e- 
freit, er muß fowohl in Bezug auf die Bergwerksabgabenund 
Leiftungen, als in Abfiche auf unbefangene und fachgemäße Hand⸗ 
babung der Berggerichtsbarkeit mit den übrigen Provinzen gleiche 
geftellt und dadurch in die Lage gefegt werden, mit dem Bergbaue der 
letzteren thunlichſt gleichmäßig zu concurriren. 

Denn — in beiderfei Beziehung war und ift der Bergbau in Böh⸗ 
men, Mähren und Schlefien im Vergleiche mit den übrigen öfterreichifchen 
Provinzen in Nachtheile. j 

In den letzteren üben nur Iandesfürftlide Behörden die, 
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Berggerichtsbarkeit aus und dig dafeldft nur dem Staate gebührenbe 
Bergfroßne wird dem Zehentpflichtigen in gehörig nachgewieſenen Ver⸗ 
baufaͤllen ſyſtenmäßig gan; nachgefehen. Uebrigens wird auch durch 
billige Bedingungen in den Bergfrohnablöfungsverträgen ärarialifcher Seite 
den einfchlägigen ſtaats⸗ und volfswirthfchaftlihen Ruͤckſichten gebührende 
Rechnung getragen. 

Die Verwaltung der Berggerichtsbarfeit durch ausſchließlich 
landesfürftliche, berufsmäßig ausgebildete Bergbeamten vers 
bärgt dem Gewerken dafelbft — mindeftene in der Regel — ‚eine unbe⸗ 
fangene und ſachgemaͤße Amtshandlung. 

Ganz anders — ſich die Sache in Böhmen, Maͤhren und 
Schleſien. 

Die berglehensbefugten Obrigkeiten, das heißt, die daſelbſt zur Theil⸗ 
nahme an der Ausübung des landesfuͤrſtlichen Berg und Muͤnzhoheits⸗ 
rechtes berechtigten Perfonen oder Körperfchaften machen von ihrem Rechte 
zur Aufftellung eigener — privasobrigkeitlicher Berggerichtöfubftitu« 
tionen, deren Organe fie felbft berufen, entlaflen und befolden, häufigen 
Gebrauch und diefe Organe — deren dienftliche Eriften; fonach vom Guts⸗ 
herrn abhängt, entfcheiden auch in jenen Fällen über Schurf-, Mu⸗ 
thungs⸗ und andere privat Bergrechte, wo der Qutsherr felbft Par- 
tei iſt. 

- Auf diefe Weife gerathen Sntereffe und Amtspflicht der private 
obrigkeitlichen Berggerichtsfubftituten in zu harte Berührung und — wies 
derholte Befchwerden darüber beweifen nur den Einklang zwiſchen Theorie 
und Erfahrung. 

Ueberdieß werden zu privatobrigkeitlichen Berggerichtsſubſtituten haͤu⸗ 
fig obrigkeitliche Wirthſchafts- oder politiſche Beamte gewählt, 
die in Abficht auf bergmännifche und bergämtliche Bagpbildung nicht felten 
vieles zu wünfchen Abrig laflen. — — 

In Bezug auf die Bergzebentpflichtigfeit und andere 
Bergwerksabgaben fliehen aber die Gewerken in Böhmen, Mähren 
und Schlefien im Vergleiche zu denen in den übrigen deutfchen und ſlavi⸗ 
(hen Provinzen aus dem Grunde in weſentlichem Nachtheile, weil 

a) in Böhmen, Mähren und Schleften auch Private bergzebent: 
besugsberechtigt und weil diefe befugt find, die Bergfrohne ohne alle 
Ruͤckſicht auf jene (oberwähnten) Begünftigungen abzuforbern, weldye bei 
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der Fandesfürftlihen Frohne ſyſtemmaͤßig beftehen, durch einen ſcho⸗ 


nungslofen Gebrauch dieſes Rechtes aber die 1Opercentige (Bergzehent⸗) 
Abgabe vom Brutto - Ertrage erft thatſächlich drückend auf den 
Pflichtigen und entſchieden nachtheilig auf den Bergbau einmwirft. 

Weit 2) in Böhmen, Mähren und Schlefien auf dem Bergbaue 
auch noch andere, auf Eeinem vernünftigen Steuertitel fußende, in den 
übrigen Provinzen unbekannte Abgaben und Leiftungen, namentlich die 
unentgeldlih freisubauenden ErbEure und bie fogenannten (Bau⸗) 
Friſt und Quatembergelder laften, durd deren Entrichtung fi 
manche Gewerken ganz irrigerweife von der BEONTDRNNBEUABIGEN Baur 
hafthaltung ihrer Gruben enthoben glauben. 

Gegenüber allen diefen Gründen für die Aufhebung der mehrer: 
wähnten Bergwerksprivilegien machen fich indeß auch einige Bedenken 
geltend, welche — wenn ſchon nicht die unbedingte Zuläffigfeit diefer Auf- 
hebung, doch ihre allfeitig befriedigende Aus: und Durchführung in Frage 
zu ftellen ſcheinen. 

- Man fprach ſich nämlich mehrfach unbedingt, unbeſchraͤnkt und in 
einer Weife, die Eeinem gegentheiligen Zweifel Raum zu geben ſchien, für 
die rein privatrechtliche Natur aller diefer Bergwerksprivilegien auß, 
man wies insbefondere auf die allgemein übliche und urkundliche Bezeich⸗ 
nung „Vergmwerfsvertrag” oder „Bergwerfövergleich” derjenigen 
Quellen hin, aus welchen die Bergmwerköprivilegien allgemein und mit 
Grund abgeleitet würben. 

Die aus ſolcher Anfchauungsweife bereit abgeleiteten und — 
falls fie richtig wäre — abzuleitenden Rechtsfolgen bedürfen 
feiner Erläuterung, ihr Einfluß, zumal auf die Entfohädigung der 
Privifegirten, ergibt ſich von ſelbſt und wurde in ähnlichen Faͤllen mannig- 
fach geltend gemacht. 

Bei genauer und unbefangener Würdigung dieſer Anſchauungsweiſe 
erheben ſich jedoch einige gewichtige Zweifel Dagegen — zumal gegen ihre 
Tragweite. Insbeſondere deutet ſchon die Befchaffenheit einiger in 
jenen Bergwerköverträgen eingeräumten Befugniffe entfchieden auf ihren 
ſtaatsrechtlichen Charakter hin, 

Zuerft von der Wiffenfchaft, ſodann auch von der Uebung — zumal 
in conftitutionellen Ländern — wurden gemwiffe — irgend einer Privat: 
perfon — wenn glei in wahrer privatrechtliher (Wertrage:) Form 


- 
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im Mamen des Staates zugeftandene Befugniſſe, 3. B. das Recht der 
Serichtsbarkeit, aus der Reihe reiner Privatrechte ausgefchieden und ihr 
entgeldlofer Widerruf als ein unveräußerliches Recht jedes en 
Staates erklärt. 

Weiters deuten fehon die Ausdrücke, deren fich die Krone nanent- 
fich im Eingange des VBergwerkövertrages vom Jahre 1534 bediente, auf 
eine „Gnade,“ auf „Bitten? hin, die nur im Wege ber „Onade? Be 
rückſichtigung gefunden. 

Auch behielt ſich die Krone die Abänderung der ertheilten Bergwerks⸗ 
privilegien („Bergwerksfriftungen”) in der böhmifchen Landes ordnung 
ausdrücklich bevor und die Beftätigung der Bergwerksvertraͤge vom Jahre 
1534 und 1675 in der böhmifchen und fohin auch in der mährifchen ans 
desordnung ift bekanntlich die rechtliche Grundlage der bisherigen Gel: 
tendmachung diefer Privilegien. 

Endlich find aber auch die — den Bergwerköverträgen zu Örunde 
gelegenen Borausfegungen unb Anſprüche der böhmifchen Stände, 
fo wie der alten und neuen Stadt Prag —: anf ihren Tanbtäflichen und 
ſtaͤdtiſchen Beſitzungen die allgemeine Bergfreiheit und das landes- 
fürfifide Berg und Munzhoheitsrecht Überhaupt, gar nicht oder 
wenigftens nur in-befchränktem Maße anzuerfennen, — mit der dermalis 
gen Auffaffungsweife diefer Begriffe, mit dem Nechtstitel aus weis 
chem der Staat die Bergfreiheit und andere — die Privatrechte feiner 
Bürger befchräntende Anfprüce in Abficht auf den Bergbau und die Vers 
münzung ableitet, unvereinbar. 

Berückfichtigt man aber zugleich die analogen Beftimmungen des 
Geſetzes vom 7. September 1848 und namentlich den Umſtand, daß 
dieſes ©efeß bereits mehrere in den Bergwerksverträgen) aus— 


drüclich zugeftandene Begünſtigungen ohne Ruͤckſicht auf die urkundliche 


Form oder Bezeichnung diefer Verträge und auf den fuͤrgeblich rein pri- 
vatrechtlichen Charakter diefer Begünftigungen ohnemweiters aufge 
boben bat, fo verfchwinden die obgedachten Bedenken theild ganz, theils 
beſchraͤnkt ſich ihr Einfluß lediglich auf die Entſchaͤdigung bes bisherigen 
Bergzehentbezugsrechtes der Privilegirten. 


2) Bergwerleverteng vom Jahre 1584, W. V.; — dann vom Jahre 1575, 
3. XXIV.-XXVIII. 


- 
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Jedenfalls ſtellt jih aber auch die Aufhebung der mehrerwähnten 
VBergwerköprivilegien ald ein Act der Gefeggebung dar, muß daher 
von der gefeßgebenden Gewalt ausgehen. 


Befondere Gründe. 
3u$ 1. 

Der Zweck des gegenwärtigen Gefeßentwurfes geht dahin, alle in 
Abſicht auf die allgemeine Vergfreiheit, auf die Berggerichtsbarkeit, auf 
das Salzgefaͤll, auf die Entrichtung ded Bergzehentes an den Staat, und 
überhaupt in Abficht auf das Berg: und Münzhoheitsrecht in Boͤhmen, 
Mähren und Schlefien beftehenden, in den dortigen Berggefeßen nicht 
für Jedermann das heißt nicht „allgemein? vorgefehenen Begün« 
‚fligungen (unbeſchadet des einftweiligen Fortbeſtandes der allgemeinen 
‚Berggefege) aufzuheben und fortan auch in diefer Beziehung Gleichheit 
vor dem Geſetze zu erzielen. 

Es mußte daher dieſer allgemeine Grundſed an die Spitze des Ge⸗ 
ſetzes geſtellt werden. 
Zu $. 2. 

Zufolge der or fepon oben bezeichneten Verträge D, Lanbesordnungen 
und Erläffe, des Diplomes Kaifer Carl IV. vom 8. Moi 1350, ber Hof 
decrete vom 20. März 1795, 19. Auguft 1818 und 26. Auguft 1826 °), 
fteht die Theilnahme an der Ausübung dieſes Nechtes nebft den im 
„ Terte namentlich angeführten Körperfchaften auch dem Stifte Tepl, dem 
- Prager Xherefianifchen Damenftifte, den Donicapiteln, Stiftern und 
Klöftern, deren Worfteher infulirte Prälaten, dann den zum Herrn: und 
Ritterſtande gehörigen Käufern von ehemaligen Reltgionsfondsherrfchaften 
in ihrer Eigenfchaft al Eörperfchaftlihe und beziehungsweife als individuelle 
Befiger Iandtäflicher und ftädtifcher Liegenfchaften — mit. Ausnahıne des 
Eibogner Kreifes in ganz Böhmen, Mähren und Schlefien zu. 

Eine namentliche Bezeichnung aller dießfalls Berechtigten 
Im Texte des Geſetzes fchien indeß weder nothwendig noch räthlich. 


— 


V CEingang ber Vertraͤge vom Jahre 1534 und 1575, dann der Abſaͤtze VII. 
bis X. u. ſ. w. des letzteren. 

2)Böhmifche Provinz. Geſ. Samml. 16. Band S. 204 und 206. Schne i⸗ 
der's Bergrecht $. 30. 
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Nicht nothwendig, weil die allgemeine Bezeichnung bed aufe 
zubebenden Rechtes in allen feinen Dauptrichtungen und die Angabe der 
Eigeunſchaft, in welcher dasfelbe gewiffen Gefammt- ober Einzelper⸗ 
fonen zufommt , vollfommen genügt, um etiwalge Zweifel über den fu bs 
jectiven Umfang der Aufhebung zu befeitigen. z 

Nicht räthlich, weil es bei dem Mangel an volllommen verläß- 
lihen Sammlungen aller dießfälligen, ind Mittelalter zurückreichenden 
Erläffe, Diplome u. f. m. ungewiß bliebe, ob nicht nebft den befannten 
‚ und fonach individuell bezeichneten Körperfchaften und Perfonen auch noch 
andere als dießfalls berechtigt erfcheinen, überdieß z. B. die active 
Berglehensfähigkeit (dad Recht zur Theilnahme am l. f. Berg. und Muͤnz⸗ 
hoheitsrechte) gewiffer Srauensperfonen, eine wiflenfchaftliche Streit 
frage ift H. 

Es wurden aber nebft der Theilnahme der Privilegirten an der 
Ausübung des Berg: und Münzhoheitsrechtes auch alle damit zufammen- 
hängenden, daraus abgeleiteten oder auf deren Grundlage geltend gemadh- 
ten Rechte derfelben als aufgehoben — insbefondere bezeichnet, weil 
es z. B. fehr ftreitig ift, ob man heutzutage den in Schmid's böh⸗ 
mifchen Bergrechte (I. $. 48 lit. d) unter dem Bergregal mitbegriffene 
Anfpruch auf einen Neinertrag der Salzwerke und Salzbrunnen wirklich 
als einen Ausflug der Theilnabme an der Ausübung des Berg. nnd 
M ünzhoheitsrechtes zählen kann, und weil Aehnliches vom Rechte auf 
den Sreibau von Erbkuxen gilt”). 

Die Worte „und Anfprüce” wurden beigelegt, weil manche von 
den Privilegirten bisher tharfächlich geltend gemachte Befugniffe, 3 ®. 
in Betreff des Umfanges ihres Einfluffes auf die Theilnahme an der Berg 
gefeggebung, mindeftens zweifelhaft find. 

Die namentliche Bezeichnung der wefentlichften, fortan aufgehobenen 
Rechte und Anfprüche fchien der Werftändlichkeit für das größere Publicum 
willen räthlich, ift übrigens in folchen Faͤllen auch uͤblich. 

Der Ausdruck „vorzugsweife? wurde beigefügt, um jeben Zweifel 
darüber, daß hier nur von Beifpielen die Rede, abzufchneiden. 

Die unter a) angeführte Sropnbefreiung bezüglich der eigenen 
1) Dr, Schneider’ Bergrecht 96. 26— 8. 

2) Dr. Schneiders Bergrecht $. 487 u. folg. 
1. Band III. Heft 1849. | 11 
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Erzeugniſſe der bisher Privilegirten findet ſich zwar in die ſer Eigenſchaft 
(als Befreiung) in den Bergwerksvertraͤgen nicht, ſie war nur das 
thatſaͤchliche Ergebniß, die äußere Form, unter welcher ſich das 
Vergzebentbezugsrecht der Privilegirten in Abficht auf ihre eigenen — 
auf ihrem grundherrlichen oder fädtifchen Gebiete erbeuteten frohnpflich⸗ 
tigen Mineralerzeugnifle darftellte. - 

Um aber jeden Zweifel darüber — ob durch die bisherige Vereini⸗ 
gung des Nechtes zum Frohnbezuge von den eigenen Erzeugniſſen und 
der Pflicht zur Entrichtung der Srohne bavon in einer und berfel« 
ben Perfon (dem Privilegirten) nicht etwa eine völlige Erlöfchung ber 
dießfälligen Brohnpflichtigkeit gegenüber dem Staate eingetreten, — zu 
entfernen, wurde das Zehentbezugsrecht betreffs der eigenen Erzeugniffe 
beziehungsweife auch als eine Frohnbefreiung bezeichnet. 

Zu $ 8 j 

Die Aufhebung diefer Oegenleiftungen liegt in der Natur der Sache — 
mit dem befeitigten Nechte muß auch die damit gefeglich verfnäpfte 
Verbindlichkeit aufhören. Es kann aber nur von diefen geſetzlichen 
Segenleiftungen die Rede fein, weil die Srage — ob und welche, durch 
fpecielle Verabredungen oder überhaupt durch befondere privat 

rechtliche Titel entftandene Gegenfeiftungen zugleich mit dem aufge: 
bobenen Rechte erlöfhen, im Allgemeinen, mindeftens nicht ohne 
Eingriff in die Privatrechte beantwortet werden Fann. — — 

Derlei Obliegenheiten und Gegenleiftungen find z. B. die in den 
Bergmwerköverträgen den Berglehensbefugten auferlegte Verpflichtung, 
den Bergbau nicht zu hindern, die Aufftelung gepräfter Verggerichtd- 
fubftituten u. ſ. w. 

Zu $. 4. 

Da der fogleihe Erſatz der privat Verggerichtöfubftitutionen durch 
Tandesfürftliche Verggerichtöbehörden unthunlich, fo ſchien eine mit 
dem Gefege vom 7. September 1848 analoge Verfügung am zwed: 
mäßigften. ; 

Zur Befeitigung etwaiger Zweifel über den Wirfungskreid der bis⸗ 
berigen — mittlerweile als Tandesfürftliche Berggerichtsbehörden fungi⸗ 
renden privat Subftitutionen, fo wie zur Vermeidung jeder Störung des 
ſyſtemmäßigen Wirkungsfreifes der WBerggerichtsbehörden und 
des Verhältniſſes ihrer Untersund Ueberordnung überhaupt 
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ſchien der Beifag: „in der Eigenfhaft landesf. Beyggerichtsſubſtitu⸗ 
tionen? unerläßlich. 
Zu $. 5. 

Alle übrigen — ohne. Entfchädigung aufgehobenen Privilegien ıc. 
find (wie ſchon bemerkt) theils ſtaatsrechtlicher Natur, mithin entgeldlos 
widerruflich, theild find fie wie, 3. ®. der Tarenbezug und die Holz Euren, 
nur ein Entgeld für fortan entfallende Amtshandlungen oder für gewiffe 
beliebige Leitungen (die unentgeldlihe Abgabe des Grubenholzes) der 
Berechtigten ). 

Die zufolge ded Bergwerfövertraged vom Jahre 1575, 3. XV,, 
dem Grundherrn freizubauenden zwei Erbfure waren nach den unzwei⸗ 
deutigen Andeutungen der Iglauer und Auttenberger Bergordnung (EI. Buch 
3. Capit.) eine Entfhädigung für den Nußentgang des zum Berg: . 
baue unentgeldlich abzutretenden grundherrlihen Bodens?) Gegenwaͤr⸗ 
tig, wo einerfeitd jeder Orundeigenthümer, daher auch der vormalige 
Grundherr betreffs feines eigenen zum Bergbaue abzutretenden Grund 
und Bodens ohnehin in anderer Weife entfchädigt wird, wo übrigens 
das Eigenthumsrecht des ehemaligen Rufticalbejigers auch ſchon vor 
dem Geſetze vom 7. September 1848 anerkannt war, würde eine Ent« 
ſchädigung für die aufzuhebenden zwei grundherrlichen Erbkure 
als ein doppeltes Entgelt für eine und diefelbe Sache erfcheinen, 

Das Recht auf diefe Erbkure Fann fomit anftandlos ohne Entfchär 
digung aufgehoben werden. 

Das Recht zum Bezuge des zehntes Theiles: vom Neingewinne der 
auf dem grundherrlichen Gebiete auffommenden Salz werke und Salz 
brunnen warf wegen deren Abganges biäher Feinen Mugen ab. 
Durch die Aufhebung diefed Nechted geht daher den Berechtigten Fein 
pofitiver Schade — ja nicht einmal ein, felbft nur annäherungswmeife 
fchägbarer Nußentgang zu. | 


— — 


1) Einige Bezüge, wie z. DB. die Friſt⸗ und Quatembergelder, wurden nicht nur 
als Taren im Berglehenstarnormale ausdrüdlich erklärt, fondern fie waren 
vormals und find zum Theile noch jetzt Unterſtützungsfonde bes böhs 
mifch > mährifchen Bergwefens und mußten ober müſſen noch jetzt dazu 
verwenbei werben, — vermöge ausbrädlicher Anordnung ber böhmifchen 
Bergorbnungen. 

2) Dr. Schneiders Bergrecht 96. 486 u, folg. oe 
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als welentlih nugbringende Ertragsquelle der berglehensbefugten 
Dbrigkeiten Nellte fi) bisher der Bezug ded Bergzehentes von ihren 
eigenen und von fremden, innerhalb des grundherrlichen Gebietes erbeute- 
ten — überhaupt frohnpflichtigen Mineralerzeugniflen dar. 

Dbgleih nun blos der Vergzehentbezug von fremden Erzeugniffen 
als wahres Forderungsrecht, der Frohnbezug von den eigenen Er. 
zeugniffen aber als eine Befreiung von der einzigen directen Bergiwerke« 
feuer der I. f. Frohne — erfcheint, fo wurde doch eine Entfchädigung 
ſowohl für jenes Necht als für diefe Befreiung — fo weit beide in den 
VBergwerköverträgen vom Jahre 1534 und 1575 begründet waren, mit 
Rückſicht auf ihren gemeinfamen Urfprung ans derfelben Rechtsquelle 
und aus dem ferneren Grunde beantragt, weil auch für den Fel d zehent 
einer Entfchädigung Raum gegeben wurde. 

Die Entfhädigung für den Vergzehentbezug wurde aber auf die im 
Zerte namentlich Ctarative) bezeichneten eigenen und fremden Mineral: 
erzeugnifle befchränft, weil die lirquelle des bisherigen Bergzehentbe⸗ 
zugsrechtes, die Bergwerköverträge vom Jahre 1584 und 1575, eine folche 
Beſchraͤnkung rechtfertigen. 

Denn: die Abfäge W. IT. und III. des Vertrages vom | Jahre 1534 
fprecden nur von edlen und unedlen Metallen, der legte Abfag des Ar⸗ 
tifel8 3. X. im Vertrage vom Jahre 1575 aber zählt Lie — dem Grund⸗ 
berrn zebentbaren Mineralien tarative und nicht bloß beifpieldweife auf. 
Wenigftens würde das dafelbft vor dem Tegtangeführten Minerale: 
„Schwefel? fiehende Wörtchen: „und? ſowohl gegen die Logik als gegen 
den gewöhnlichen Sprachgebrauch verftoßen, wenn die dort angegebenen 
Mineralien nur beifpieldmweife bezeichnet werden follten. 

Die dermalige factifche Srohnbefreiung der bergiehensbefugten 
Dbrigkeiten und ihr dermaliger factifcher Srohnbezug von allen 

eigenen und fremden — überhaupt dem I. f. Bergzehent unterliegenden 
Mineralergeugniffen ihres grundherrlichen und ftädtifchen Gebietes gibt 
ihnen noch Fein Recht weder auf diefen Bezug noch auf jene Befreiung, 
am allerwenigften Fönnte dadurch die urfprüngliche privatrechtlice 
Natur ausgedehnterer Anfprüche begründet — daraus auch Fein Nechte- 
titel für ihre Entfchädigung geltend gemacht werden. 

Eben fo wenig ift dazu die Berufung auf einzelne fpätere Re⸗ 
gierungserläffe geeignet, die offenbar nur das Gepräge abminiftra- 


% 
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tiver Anordnungen an ſich Eragen. Denn derlei Erläffe begründen 
Beine Privat rechte, fie werden und müffen wie andere Steuerprivilegien 
nach erlangter beſſerer Einficht über die Gleichheit ftaatsbürgerlicher Taften 
und zwar ohne Entfchädigung aufgehoben werden. 

Was aberiinsbefondere den Zehentbezug der berglehensbefugten Obrig« 
Eeiten von der Mineralkohle anbelangt, fo war berfelbe noch durch 
die Hofdecrete vom 27. Januar 1766, 18. Juni 1768, 28. Detober 
1772, 8. Sanuar und 6. Auguft 1789 (Schmid’s böhm. Bergrecht 
1. $. 40 und II. Seite 409) befeitigt und wurde erft durch Die Fofdecrete 
vom 6. Auguft 1790 und 16. März 1798 geftattet, — mindeftens ein 
Beweis, daß felbft vor dem Negierungsantritte-Kaifer Joſephs II. das 
Srohnbezugsrecht jener Obrigkeiten betreffs der —— nicht 
anerkannt wurde. 

Auch geht einerſeits aus den bekannten Daten über die Beſchaffung 
und Benüßung von Brennftoffen in Böhmen, andererfeitd aber aus 
der Sefchichte der böhmifchen Bergwerfe und ihrer fogenannten Ver⸗ 
foffung, zumal aus der Schweigfamkeit der böhmifchen Bergordnungen 
über die Mineralkohle, aus den älteren böhmifdhen Grubenmaffen u. f. w. 
hervor, daß in Böhmen ſchon Tange vor den eben berufenen Erläffen 
über die Srohnpflichtigkeit der Mineralkohle ihr Abbau Statt gefunden, 
ohne daf fie ald Vergregalsobject oder ald ein im Bergwerksvertrage 
vom Jahre 1575, 3. X., mitbegriffenes „minderes Mineral? gezählt 
und ohne daß die bergiehensbefugten Obrigkeiten aus den Bergwerksver⸗ 
trägen ein Necht zum Frohnsbezuge davon geltend gemacht hätten. (Graf 
Sternberg'’s Geſchichte der böhmifchen Bergwerke und der böhmifchen 
Verggefeßgebung. — Letztere S. 343) '). 

Zu $. 6. 

Der wefentliche Unterfchied — einerfeitd zwifchen der Natur des 
Feld⸗ und des Bergzehentes und andererfeit6 bei der Ermittlung bes 
beiderſeitigen Enefchädigungs o biecte 8 — macht ed erflärlich, daß von einer 
analogen Anwendung der Feldzehententfchädigungsbeftimmungen auf 
die Bergzehententfchädigung wohl Faum eine Nede fein dürfte. 


— 


„) GEs verfteht fich indeß von felbfl, dag für den Fall, wenn meine juris 
ſtiſche Anficht über die enigeldlofe Aufhebung bes Privatmineralfohlens 
zehentes irrig wäre, auch dafür die beantragte Entfchäbigung zu leiften wäre. 


166 Sauypytblatt. 


Der Feldzehent ift ein Privatredt, mindeftens als folches feit 
1814 erflärt, er vertritt Beine andere Staatsabgabe, während der 
Vergzehent die Stelle der Erwerbfteuer vertritt (allerhöchſte Entfchließung 
vom 30. September 1815 und Hofdecret vom 16. Sebruar 1830). Selb: 
zehentpflichtige Grundſt ücke nügen fich bei einiger Fürſorge nicht ab, 
Eönnen im großen Durchfchnitte ald ewiger Capitalde (Grund-) Stock 
betrachtet werden, liefern auch fortdauernd einen ziemlich gleichen Zehent⸗ 
erträg; der Ermittlung des Eünftigen Feldzehententganges Eann 
daher ber bisherige Ertrag mit Beruhigung zu Grunde gelegt werden. 

Beim VBergzehente hingegen bietet der bisherige Ertrag einen öfters 
fehr unverläßfichen Anhaltspunct für den Fünftigen. 

Als bergzehentbares Nugungsobjeet erfcheinen nicht die im Schooße 
eines gewiffen Territoriums ruhenden Erzlager; — zehentbar find nur 
die mit Ruͤckſicht auf erwirkte Bergrechte erbeuteten und über 
die Hängebanf geftürgten Erze (ſ. die in Schneider's Berg: 
vecht F. 244 u. folg. berufenen Befege). Ob jene Erzlager gefanden 
und ausgebeutet werden, hängt gar oft vom Zufalle ab. 

Zudem find alle Erzlager erfchöpfbar, viele, ja die meiften fogar 
gewähren nur eine vergleihsweife Eurze Ausbeute. Nament— 
fich gilt dieß von jenen in Böhmen, Mähren und Schleſien häufigen 
Fällen, wo Erze nur in Pugen, Neften und Nieren vorkommen. 

Sind derlei Erzlager abgebaut, fo liefern fie feinen Ertrag mehr, 
e6 kann daher auch von einem Zehententgange rücfichtlich derfelben Eeine 
Rebe fein. 

Die gilt F in jenen nicht ſeltenen Faͤllen, wo es nicht mehr 
ökonomiſch iſt, Erzlager abzubauen. 

Bei ber Entſchaͤdigung des bisherigen Bergzehentbezuges müffen da⸗ 
her ganz andere Daten ald beim Beldzehent maßgebend werben. 

ad a. An die Stelle der bisher Bergzehentbefugten tritt ber, 
Staat, ihm liegt daher aud) die Verpflichtung. ob, bie bisher Ze: 
bentberechtigten in fo weit zu entfchädigen, als fie —— einen An⸗ 
ſpruch darauf haben. 

ad b. Etwas ganz Ungewiſſes und Unbekanntes kann ſchon an und 
für fi Bein Gegenftand der Entfhädigung fein. Das Nugungsobject 
muß mindeftens bereits eriftiven und einen — zu entfchädigenden Ertrag - 
fiefern. Es mußte daher der Bergzehententfchädigungsanfpruch auf ſchon 
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verliehene und in Brutto: Ausbeute befindliche frohnpflichtige Bergbaue 
befchränkt werden. Uebrigens erſtreckt fih aud die Held zehententfchär 
digung nur auf Grundſtücke, welche ſchon einen Zebentertrag abe 
warfen. 

ad c, Bei der Ungewißheit des Bergzehentertrages überhaupt und 
namentlich bei jenem, ber erft nach 20 Jahren in Frage kommt, ſchien 
die Annahme dieſes Maximums um ſo billiger, als dadurch ohnehin bei⸗ 
nahe die: volle Capitalsverguͤtung erfolgt. Einen kleinen Gewinntentgang 
zu tragen, wird uͤbrigens in ſolchen Faͤllen dem Berechtigten faſt uͤberall 
zugemuthet, ja bei der Robot belaͤuft ſich dieſer en zufolge 
unferes Ablöſungsgeſetzes auf ein volled Drittel. 

ad d. Der Verfuch einer gütlihen Vereinbarung über den Werth 
des zu entfchädigenden Zebententganges ift ſchon zur Denen von 
Koften und Mißhelligkeiten. räthlich. 

Die 5% Verzinfung rechtfertigt fich hier durch —* Ruͤckſichten. 
Einerſeits dadurch, daß derſelbe auch bei der Zaz: und Umgeldentſchaͤdigung 
Statt findet, andererfeits mit Rückficht auf den dermaligen Staatscredit 
und das leichtere Zuftandefommen von gütlichen Vereinbarungen, an- 
dererfeitd durch Die dem Staate vorbehaltene Wahl der Verzinfung oder 
Capitalsabfertigung, welche Wahl zwar ihren Iegiölativen Grund im 
Wechfel der finanziellen Mittel des Staates und der Nothwendigkeit ihrer 
Beachtung hat, dem Staate aber immer geftattet, bei beſſeren Credits⸗ 
 verhäftniffen diefe 5% Verzinſung zu befeitigen. 

Findet eine gütlihe Vereinbarung über -den Zebententfchädigungdber 
trag nicht Statt, fo wird es nothwendig, jene Daten zu bezeichnen, welche 
zur Ermittlung desfelben angemeſſen erfcheinen. 

Zu $. 7. 

Fraͤgt man fi ch was denn eigentlich zu entfchädigen ift, fo kann 
offenbar nur der künftige Zehententgang darunter gemeint ſein. 
Dieſer Entgang haͤngt ab: a) von der Menge der vorausſichtlichen 
zehentbaren Ausbeute, b) vom Preiſe des zehentpflichtigen Minerales, 
und c) von der Dauer der Ausbeute. 

Zur Beurtheilung diefer Menge und Dauer ift jedenfalls eine & hä 
Yung mittelft Augenſcheines nothwendig, wobei es immerhin angemeffen 
ift, auf die bisherige Ausbeute zurückzufehen. 

Iſt aber hiebei eine Parallele zwiſchen der Vergangenheit, 
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Gegenwart und Zukunft nöthig, fo ſchien es am zweckmaͤßigſten, den im 
Texte des Geſetzes bezeichneten Gang einzuſchlagen. 

Darf der bisherige Bergzehentertrag ſchon im Allgemeinen 
wegen der oben erörterten Eigenthuͤmlichkeit des Bergbaues nicht 
ausſchließlich zur Richtſchnur für die Entſchaͤdigung des kuͤnftigen Berg: 
frohnentganges dienen, ſo gilt dieß insbeſondere beim böhmiſchen, 
mahriſchen und ſchleſiſchen Bergbau, fo weit dabei ein — zu 
entfchädigender Privatbergzehent in Frage kommt. 

Abgeſehen von der Mineralkohle befchränkt ſich der erträgnißreichfte 
Bergzehentbezug der Privaten dafelbit auf jene Erze und Mineralien, die 
zumeift in Gängen, Pugen, Nieren, Neftern, felten in großen, maͤch⸗ 
tigen, eine vieljährige Ausbeute verfprechenden Lagern vorfommen. 

Insbeſondere ift der bermalige Zebentbezug der Privaten von 
edlen Metallen im Ganzen fehr gering. Die befangreichen privatzehent- 
pflichtigen Eifenerze aber kommen zumeift in der eben angedeuteten 
Form vor. = 
ada Will man ſch nicht herbeilaſſen, eine Entſchaͤdigung zu leiſten, 
wo gar kein Schade beſteht oder das Maß der Entſchaͤdigung außer 
allem Verhaͤltniſſe mit dem Werthe des Entſchaͤdigungsobjectes beſtimmen, 
fo mußte — und zwar bie jüngfte Vergangenheit mit der vorausſicht⸗ 
lihen Zukunft - combinirt und hieraus der wahre Enefepäbigungsbetrag 
ermittelt werden. 

Der Durchſchnitt des bieherigen Ertrages wurde nebſt dem eben 
erwähnten Grunde auch deßhalb auf drei Jahre beſchraͤnkt, weil ein ein- 
und zweijährigen Ertrag oft allzu fehr von perfönfichen oder anderen nur 
vorübergehenden Verhältniffen abhängt. 

Der durchfchnittlihe Ver ſchleißpreis loco Grube iſt in jenen | Bälle, 
wo der Zehent vom Grubenerzeugniffe zu flürgen, der angemeffenfte, weil 
zuverläßlichfte Anhaltspunct zur Ermittlung des Geld werthes. 

Wo Feine Verfchleißpreife, tritt die Schägung durch das Schiedsge⸗ 
richt ein, weil dieſes überhaupt zur: Entfhädigungsermittlung berufen. 

ad b. Der Abzug der Schmelz⸗ und fonftigen Regiekoſten recht: 
fertige fi) durdy die eigentliche Verpflihtung, den Bergzehent loco 
Grube und vom Gruben erzeugniſſe zu ftürgen, in welchem Falle der 
Frohn berechtigte entweder diefe Koften oder den Unterſchied zwiſchen 
dem Preife des Gruben: und Hüttenproductes zu tragen hat. ” 
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"ad c. Da der-Raubbau in den VBerggefeßen verboten ift, fo kann 

nur ein rationeller Bergbaubetrieb zum Schigungsmaßftabe dienen. 

Ein außerordentlicher Betriebsaufmand kaun allerdings 

die Ausbeute und fomit den Zehentertrag wefentlidy fleigern; ein folcher 

Aufwand wird aber überhaupt nicht vorausgefegt und darf am aller- 

wenigften bei einer berartigen Entfhädigungsermittlung sur Richtſchnur 
dienen. | - 

ad d. Geringfügige Unterfchlede zwiſchen dem künftigen und juͤngſt⸗ 
vergangenen Grubenertrag in Rechnung zu bringen, würde die Ermitt⸗ 
lung der Zehententfchädigungswerthe fehr erfänweren; auch fußt ihre Anz 
nahme auf allzu ſchwankender Baſis. 

ade. Ein folcher Unterſchied zwifchen der bisherigen und EFünftigen 
Ausbeute jedoch, der von der erfieren um ein volles Dritttheil abweicht, ift 
zu nambaft, um unbeachtet zu bleiben. 

ad f. Ueber jede einzelne dießfällige Mieinungsverfchiedenheit zwifchen 
dem Staate und dem Entfchädigungsberechtigten einem fürmlichen Rechts⸗ 
ftreite Raum zu geben, hieße die — gewiß wünfchenswerche — Sa 
Ausgleihung auf fange Zeit hinausſchieben. 

Ueberdieß find Schiedsgerichte-in folchen Fällen ohnehin üblich. 

Bei dem — auch über große Summen entfcheidenden Einfluffe und 
bei der bekanntlich Höchft jchwierigen Aufgabe eines ſolchen Schiedsgerich⸗ 
tes fchien es nicht rächlich, jeder Partei die Wahl nur eines Schieds: 
richters zu geftatten. . 

Mehr als zwei von jeder Seite wärden die Koften unnöthigerweife 
vermehren. 

Zu $. 8. 

Da aud fogenannte Wafchlehen bergzehentpflichtige Objecte liefern, 
ſcheint die Anordnung diefes Paragraphes zur Befeitigung von ce 
und Anfragen raͤthlich. 

Zu S. 9. 

Da Bälle denfbar und wohl auch vorgefommen, mo der Zehent- 
pflichtige, um fich fogleich recht günftige Ablöfungsbebingungen zu erwirken, 
fogar die Gefahr der kuͤnftig unentgeldlich aufzuhebenden Frohnver⸗ 
pflichtung ausdruͤcklich auf fi) genommen, ‚übrigens die Entfcheidung über 
die Rechtsgiltigkeit ſolcher Ablöfungsverträge nur den ———— zuſteht, 
ſo mußte ſie ihnen auch uͤberlaſſen werden. 


| 
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Gegenwart und Zukunft nöthig, fo ſchien es am zweckmaͤßigſten, den im 


Texte des Geſetzes bezeichneten Bang einzufchlagen. 

Darf der bisherige Bergzehentertrag fchon im Allgemeinen 
wegen der oben erörterten Eigenthümlichbeitdes Bergbaues nidt 
ausfchließlich zur Richtſchnur für die Entfchädigung des Fünftigen Berg 
frohnentganges dienen, fo gilt dieß insbefondere beim böhmifchen, 
mährifhen und fchlefifchen Bergbau, fo weit dabei ein — zu 
entfchädigender Privatbergzehent in Frage kommt. 

Abgefehen von der Mineralkohle befchränkt fich. der erträgnißreichfte 
Vergzehentbezug der Privaten dafelbft auf jene Erze und Mineralien, die 
zumeift in Gängen, Pugen, Nieren, Neftern, felten in großen, mäd- 
tigen, eine vieljährige Ausbeute verfprechenden Lagern vorkommen. 

Insbeſondere ift der dermalige Zebentbezug der Privaten von 
edlen Metallen im Ganzen fehr gering. Die belangreichen privatzehent: 
pflicptigen Eifenerze aber kommen zumeift in der eben angebdeuteten 
Form vor. | 

ada. Will man nd nicht herbeilaffen, eine Entfchädigung zu leiften, 
wo gar Fein Schade befteht oder das Maß der Entfhädigung außer 
allem Verbältniffe mir dem Werthe des Entfchädigungsobjectes beftimmen, 
fo mußte — und zwar die jüngfte Vergangenheit mit der vorausficht: 
lihen Zukunft combinirt und hieraus der wahre Sutfpäbigungenenes 
ermittelt werden. 

Der Durchſchnitt des bisherigen Ertrages wurde nebft dem eben 
erwähnten Grunde aud) deßhalb auf drei Jahre befchränkt, weil ein ein- 
und zweijähriger Ertrag oft allzu fehr von perfönlichen oder anderen nur 
vorübergehenden Verhältniffen abhängt. 

Der durchſchnittliche Wer ſchleißpreis loco Grube iſt in jenen Faͤllen, 
wo der Zehent vom Grubenerzeugniſſe zu ftärgen, der angemeffenfte, weil 
zuverläßlichfte Anhaftspunct zur Ermittlung ded Geld werthes. 

Wo keine Verfchleißpreife, tritt die Schägung durch das Schieböge: 
richt ein, weil dieſes überhaupt zur: Entfehädigungsermittlung berufen. 

ad b. Der Abzug der Schmelz. und fonftigen Regiekoſten recht: 
fertigt fich dur) die eigentliche Verpflichtung, den Bergzehent loco 
Grube und vom Örubenerzeugniffe zu flärzen, in welchem alle der 
Frohn berechtigte entweder diefe Koften oder den Unterſchied zwiſchen 
dem Preife des Gruben: und Hüttenproductes zu tragen hat. = 
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"ad c. Da der-Raubbau in den Berggeſetzen verboten ift, fo kann 

nur ein rationeller Bergbaubetrieb zum Schigungsmaßftabe dienen. 

Ein außerordentlicher Betriebsaufwand kaun allerdings 

die Ausbeute und ſomit den Zehentertrag weſentlich ſteigern; ein ſolcher 

Aufwand wird aber uͤberhaupt nicht vorausgeſetzt und darf am aller⸗ 

wenigſten bei einer derartigen Entſchaͤdigungsermittlung zur Richtſchnur 
dienen. 

add. Geringfuͤgige Unterſchiede zwiſchen dem kuͤnftigen und juͤngſt⸗ 
vergangenen Grubenertrag in Rechnung zu bringen, würde die Ermitt⸗ 
lung der Zehententfchädigungswerthe fehr erſchweren; auch fußt ihre An⸗ 
nahme auf allzu ſchwankender Baſis. 

ade. Ein ſolcher Unterſchied zwiſchen der bisherigen und kuͤnftigen 
Ausbeute jedoch, der von der erfteren um ein volles Dritttheil abweicht, iſt 
zu nambaft, um unbeachtet zu bleiben. 

ad fk. Ueber jede einzelne dießfällige Meinungsverfchiedenheit zwifchen 
dem Staate und dem Entfchädigungsberechtigten einem formlichen Rechts⸗ 
ftreite Raum zu geben, hieße die — gewiß wünfchenswerthe — baldige 
Ausgleihung auf lange Zeit hinausfchieben. 

Ueberdieß find Schiedögerichte-in folchen Faͤllen ohnehin üblich. 

Bei dem — auch über große Summen entfcheidenden Einfluffe und 
bei der bekanntlich Höchft Ichwierigen Aufgabe eines ſolchen Schied6gerich- 
tes fchien es nicht raͤthlich, jeder Partei die Wahl nur eines Schiede: 
richters zu geflatten. . 

Mehr als zwei von jeder Seite würden bie Koften unnöthigerweife 
vermehren. 

Bu. 8. 

Da auch fogenannte Waſchlehen bergzehentpflichtige Dbjecte liefern, 
fheint die Anordnung dieſes Paragraphes zur Beſeitigung von Zweifeln 
und Anfragen raͤthlich. | 

Zug 9. 

Da Bälle denkbar und wohl auch vorgefommen, wo ber  Zebent: 
pflichtige, um fich fogleich recht günftige Ablöfungsbedingungen zu erwirfen, 
fogar die Gefahr der künftig unentgeldlih aufzuhebenden Frohnver⸗ 
pflihtung ausdruͤcklich auf fi genommen, ‚übrigens die Entfcheidung über 
die Rechtsgiktigkeit folcher Ablöfungsverträge nur den Gerichten zuſteht, 
ſo mußte ſie ihnen auch uͤberlaſſen werden. 


\ ‘ t 
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WIN man bie einzige directe Bergwerksſteuer — den I. f. Berg⸗ 
zehent — nicht geradezu der Willkür der Parteion anbeimftellen, fo 
ſchien der Nachfag diefes Paragranhes unerläßlih. Er rechtfertigt fich 
übrigens auch dadurch, daß fortan nur wahre Steuergefege und nicht 


- Privasverfügungen den Umfang und die Gränzen der ftaatlichen Abgaben 


zu regeln und zu befchränfen haben. 

Was aber überhaupt die Frage anbelangt, ob es denn angemeflen 
fei, im gegenwärtigen ©efeßvorfchlage dem Staate einzuräumen und 
zu fihern, was man Privaten entzieht — das ifl den Bergzehent— 
bezug —, fo hängt die Beantwortung biefer Srage dermalen Feine: 
wege von der Zweckmaäßigkeit des Bergzehentes ald einer Brutto⸗ 
Abgabe von den Verg- und Huͤttenerzeugniſſen ab. 

Denn mit dem gegenwärtigen ©efegvorfchlage wird Fein all: 
gemeines Berg: oder Bergfrohngeſetz beabfichtigt. 

Nur die Gleichförmigkeit in den weſentlichſten ſtaatsbuͤrger⸗ 
lichen, den Berge und Hüttenbetrieb betreffenden Rechten und Ber: 
bindlicheiten, namentlich auch in den Berg: und Hüttenabgaben 
zwifchen den böhmifchen, mährifchen und fchlefifchen Provinzen einer» und 
den übrigen deutfchen und ſlaviſchen Provinzen andererfeits, wird hier 
beabjichtigt, und es würde dagegen geradezu verfloßen, wenn man 
für die erftermähnten Provinzen Bergzehentnormen einführte, welche in 
den übrigen Provinzen nicht beftehen. 

Zudem liegt aud) die Einnahme vom landesf. VBergzehente dem vom 
Sinanzminifterium bereits vorgelegten Staatshaushalts vor⸗ 
anfchlage zu Grunde, Fann daher ohne Störung der Finanzen — zu⸗ 


mal in den gegenwärtigen Verhaͤltniſſen nicht in Abſchlag gebracht 


werden. 

= Zu $. 10, F 

Hier find namentlich die den k. Städten Rokitzan und Pilfen mit 
den Hofdecreten vom 19. December 1777 und 8. März 1823 eingeraͤum⸗ 
ten Srohnbefreiungen rückfichtlich der auf ihren ſtaͤdtiſchen Gebieten erbeu- 
teten Eifenerzen gemeint. 

Obſchon darüber bereits ein bis zum oberften Gerichtshofe gelangter 
Proceß zwifchen dem Staate und den genannten beiden Städten abge: 
führe wurde, fo ſcheint diefe Beguͤnſtigung derfelben nach juriftifchem 
Sprachgebrauche doch Feine eigentliche Beſchraͤnkung des ſtaatlichen 
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Bergzebentbezugsrechtes, daher im 8. 1 diefes Geſetzes nicht inbegrif- 
fen, fondern vielmehr eine reine — als beliebig witerruflich anerkannte — 
fogenannte Gnade. 

Heutzutage, wo bie allgemeinen Frohngeſetze die räthlichen Ausnah⸗ 
men von der Frohnentrichtung ohnehin feſtſetzen, laſſen ſich derlei mit der 
ſtaatsbuͤrgerlichen Gleichheit vor dem Geſetze unvereinbaren Stenerbe⸗ 
günſtigungen um ſo weniger rechtfertigen, als nur die übrigen Steuer⸗ 
pflichtigen darunter leiden. 

Die allgemeine Textirung dieſes Paragraphes rechtfertigt ſich 
durch die Nothwendigkeit eines allgemeinen, auf alle aͤhnlichen Faͤlle 
anwendbaren Grundſatzes. | 

| Zu 8. 11. | 

Im vorliegenden Gefegvorfchlage ift weder hinfichtlich der Frohnbe⸗ 
günftigungen der Städte Rokitzan und Pilfen der. geeignete Plaß, über 
die privatrechtliche Natur derfelben abzufprechen, noch kaun dieß 
aus dem zu $. 10 bemerkten Grunde bezüglich der etwa fonft beftehenden, 
aut $. 10 aufgehodenen Srohnprivilegien gefchehen. 

Nur wo diefer privatrechtliche Charakter derſelben erweislich oder 
mindeſtens wie bei dem im $. 2 bemerkten Frohnrechte in früherer Zeit 
vom Ötaate felbft. in feinen Verwaltungserläffen (in thesi) anerfannt 
wurbe, Eann von einer Entfhädigung die Rede fein. 

Die Leiftung bderfelben im Sinne der $$. 6—8 fcheint durch die 
Billigkeit und durch die Analogie mit vielen Beldzehententfchädigungsnor- 
men, wo der oft zweifellofe Privatrechtstitel doch den Berechtigten nicht 
vor einiger Einbuße fchüßte, gerechtfertigt. 

Zu $. 12. 

Die Unzuläffigkeit des Zortbeftandes der nur in Böhmen, Mähren 
und Schleſien heimifchen 1), in der böhmifchen Bergcameraltaxordnung 
vom 7. YAuguft 1819, 3. 9561, unter Poft:Nr. 22—24 angeführten 
und mit dem Hofdecrete vom 16. Dctober 1819, 3. 12,923, auf Maͤh⸗ 
ren und Schlefien ausgedehnten fogenannten (Bau-) Friftl- und Qua— 
tembergelder wurde zum Theil fchon oben dargethan, zum Theil erhellt 
fie aus der nicht unbedeutenden und unverhältnißmäßigen Laft, welche da- 
mit dem VBergbaue aufgebürdet wurde. Denn die reichfie Grube bezahlt 


— — 2——— 


1) Dr. Schneider's Bergrecht $. 268. 
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eben fo viel als die armſte, nur ber Verlauf einer beſtimmten Zeit 
(eines Quartales) und der Umſtand, daß die Grube gerade gefriftet wird, 
find der Titel zu diefen Gebühren. 

Die Im Terte erwähnten Strafen und Rechtönadstheile — welche 
das Kofberret vom 27. November 1838, 3. 7181"), ‚neuerlich fanc 
tionirte — müſſen zugleich mit der aufgehobenen Verpflichtung zur Eut- 
richtung dieſer Gebühren aufgehoben werden. 

Zu $$. 18 und 14. 

Die Unordnung diefer beiden Paragraphe ift nur ein Folgeſatz dei 
allgemeinen Rechtsgrundſatzes, daß Geſetze nicht zurückwirken. 

Erfahrungsgemäß ift es aber zumal in folchen Faͤllen, wie fie bier in 
Frage fiehen, nichts weniger al& überflüffig, diefen Rechtsgrundſatz aus⸗ 
druͤcklich und zwar in concreto in Erinnerung zu bringen. 

Zu $. 15. 

Derlei Kuxe und andere Leiftungen für Schulen, Kirchen, Spitäler, 
beziehungsweife Bruberladen, Arme u. f. w. haben ihren Grund im Berg: 
werfövertrage vom Jahre 1575, 3. XVII., und anderen befonderen 
Erläffen 2). 

Obſchon diefe Kure und Leiftungen in den übrigen Provinzen minde 
ftens unter diefer Form nicht vorfommen, fo ſchien ihre Aufhebung doch 
um fo weniger angemeffen, als es fich dabei einerfeit6 um ſolche gemein 
nügige Zwede handelt, deren Beförderung zum Theil den zur Leiſtung 
Verpfflihteten gu Oute kommt und ald andererfeitd auch in den übri: 
gen Provinzen, wenn gleich unter anderem Titel fortdauernde Weiträge 
zu ähnlichen gemeinnügigen Zwecken nicht felten vorkommen. 

Das in der Inftruction für den Oberzehentner zu Joachimsthal vom 
9. December 1780, 3. 4942 ®), neuerlich anerkannte im Terte erwähnte 
Bergzehentbezugsrecht der fächfifchen Krone fußt auf einem mit der: 
felben abgefchloffenen Vertrage, kann daher einfeitig nicht aufgehe: 
ben werden. | 

Uebrigens find mit diefem Bezugsrechte Belaftungen verknüpft, zu 


1), Böhm. Prov. ef. S. 20. B. S. 801. 

2) dr. Schneiders Bergrecht $. 277. 

2) Dr. Schmid’s bohm. Berggef. Samml. 8.8. 8.296, und Dr. Schnei⸗ 
der’s Bergrecht 5. 28. 
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Solge welcher die fächfifche Krone fchon feit BrranInee Zeit keinen Ertrag 
Davon bezog. 
Die ausdrüdtiche Erklärung, daß die im $. 15 erwähnten Ver⸗ 
pflichtumgen. und Berechtigungen nicht aufgehoben feien, fchien theild mit 
KRückficht auf die allgemeine Verfügung des $. 1, theils mit Ruͤckſicht 
auf die Quelle — den nunmehr in allen übrigen Puncten außer Wire 
ſamkeit gefeßten Vergwerkövertrag von Jahre 1575 — woraus ein Theil 
jener Verpflichtung feinen pofitiven Urfprung herleitet, zur Befeitigung von 
Zweifeln räthlid. — Die entgeldlofe Aufhebung der Verpflihtung zum 
Sreibaue der im Texte erwähnten zweilandesfürftliden Erbfure, 
die ſich auf ein Eaiferliches Nefeript vom 14. Mai 1607 gründet, recht⸗ 
fertigt fih durch die Aufhebung des Subſtrates diefer Verpflichtung — 
die Xheilnahme der bisher bergregalsbefugten Grundherren an dem Berg: 
‚und Münzhoheitsrechte. (Dr. Schneider $. 279 in der ADETFANG 
sub 4.) 
3 ug 16. 
Die Befchränkung der Siltigkeit dieſes Gefepes auf Böhmen, Mäh- 
ren und Schlefien folgt aus deflen Inhalte. 

. Der Eintritt der Wirkfamkeit desfelben wurde auf einen Viertel⸗ 
jahresfchluß verlegt, weit dadurch die Frohnentfhädigungsberech- 
nung erleichtert wird, übrigens mit dieſer kurzen Sersagnng Eein irgend 
erheblicher Nachtheil — iſt. 
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eben fo viel als die ärmfte, nur der Verlauf einer beſtimmten Zeit 
(eines Quartales) und der Umftand, daß die Grube gerade gefriftet wird, 
find der Titel zu diefen Gebühren. 

Die im Terte erwähnten Strafen und Rechtsnachtheile — melde 
das Hofdecret vom 37. November 1838, 3. 7181 2), ‚neuerlich ſanc⸗ 
tionirte — muͤſſen zugleich mit der aufgehobenen Wer Be zur Ent 
rihtung biefer Gebühren: aufgehoben werden. 


Zu $$. 13 und 14. 
Die Anordnung diefer beiden Paragraphe ift nur ein Folgeſaßz des 
allgemeinen Rerhtögrundfages, daß Gefege nicht zurückwirken. 
Erfahrungsgemäß ift ed aber zumal in folchen Faͤllen, wie fie hier in 
Trage ſtehen, nichts weniger als überflüffig, diefen Rechtsgrundſatz aus⸗ 
druͤcklich und zwar in concroto in Erinnerung zu bringen. 


Zu $. 15. 

Derlei Kure und andere Leiftungen für Schulen, Kirchen, Spitäler, 
beziehungsweife Bruderladen, Arme u. f. w. haben ihren Grund im Berg: 
werfövertrage vom Jahre 1575, 3. XVII., und anderen befonderen 
Erläffen ). 

Dbfchon diefe Kure und Reiftungen in ben übrigen Provinzen mindes 
ftens unter diefer Form nicht vorfommen, fo fhien ihre Aufhebung doch 
um fo weniger angemeffen, als es fich dabei einerfeitd um folche gemein 
nüßige Zwede handelt, deren Beförderung zum Theil den zur Leiftung 
Verpflichteten zu GOute fommt und ald andererfeitd auch in den uͤbri⸗ 
gen Provinzen, wenn gleich unter anderem Titel fortdauernde Beiträge 
zu ähnlichen gemeinnügigem Zwecken nicht felten vorfommen, 

Das in der Inftruction für den Oberzehentner zu Soahimsthal vorn 
9. December 1780, 3. 4942 ®), neuerlich anerkannte im Terte erwähnte 
Bergzehentbezugsrecht der ſaͤchſiſchen Krone fußt auf einem mit der- 
felben abgefchloffenen Wertrage, Eann daher einfeitig nicht aufgeho⸗ 
ben werden. | 

Uebrigens find mit diefem Bezugsrechte Belaftungen verknüpft, zu 


1) Böhm. Prov. Gef. S. 20. B. S. 801. 

2) Dr. Schneiber’s Bergrecht $. 2377. 

3), Dr. Shmid’s böhm. Berggef. Samml. 8.8. S. 296, und Dr. Schnei⸗ 
der's Bergrecht 5. 248 


+ 
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Folge welcher die fächfifche Krone ſchon feit Beraumer Zeit Eeinen Ertrag 
davon bezog. 

Die ausdrückfiche Erklärung, daß die im $. 15 erwähnten Ver: 
pfliheungen. und Berechtigungen nicht aufgehoben feien, fchien theild mit 
Ruͤckſicht auf die allgemeine Verfügung des $. 1, theild mit Nückficht 
auf die Quelle — den nunmehr in allen übrigen Puncten außer Wirk 
ſamkeit gefeßten Vergwerkövertrag vom Jahre 1575 — woraus ein Theil 
jener Verpflichtung feinen pofitiven Urſprung herleitet, zur Befeitigung von 
Zweifeln räthlih. — Die entgelblofe Aufhebung der Verpflichtung zum 
Sreibaue der im Texte erwähnten zweilandesfürftlichen Erbkuxe, 
die fih auf ein Eaiferliches Reſcript vom 14. Mai 1607 gründet, recht⸗ 
fertige fich durch die Aufhebung des Subſtrates diefer Verpflichtung — 
die Xheilnahme der bisher bergregafsbefugten Grundherren an dem Berge 
‚und Münzhoheitsrechte. (Dr. Schneider $. 2379 in der Anmerkung : 
sub 4.) 

3 u 9 16. 

Die Befchränfung der Giltigfeit dieſes Gefeges auf Böhmen, Maͤh⸗ 
ren und Schleſien folgt aus deſſen Inhalte. 

. Der Eintritt der Wirkſamkeit desſelben wurde auf einen Viertel⸗ 
jahresſchluß verlegt, weil dadurch die Frohnentſchaͤdigungöberech⸗ 
nung erleichtert wird, übrigens mit diefer Euren Vertagung Eein irgend 
erheblicher — in it. 


‘> 
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IX. 


Ueber den minifteriellen Entwurf einer Concursordnung 
für diejenigen Provinzen des öfterreichifchen Staates, in 
welchen dad a. bgl. Geſetzbuch in Wirkfamkeit ift. 


Don Heren Joſeph Franz Dworzak, i 
Doctor der Rechte und der Philofophie, Mitglied der juridiſchen und philoſophiſchen 
Facultät und Notar der letzteren an ber Wiener Univerfität. 


3 


Der vorliegende Entwurf, welcher im Sommer des Jahres 1848 ins 
Licht getreten ift, Eam in feinen wefentlichften Beftandtheilen durch die 
Thaͤtigkeit ber ehemaligen Hofcommiffion- in Zuftizgefegfachen zu Stande, . 
und ein Fragment desſelben erhielt durch die a. h. Entſchließung vom 
13. März 1847, durch welche ein neues Verfahren rückfichtlich der Beſtra⸗ 
fung fehuldbarer Eridatare vorgefchrieben wurde, geſetzliche Geltung. — 
Die überfichtlihe Darftellung dieſes Entwurfes und die. Prüfung der lei⸗ 
tenden Grundſaͤtze desfelben ift der Zweck der nachftehenden Zeilen. Man 
wird ohne Zweifel von denfelben weder eine Rechtfertigung des Concurs- 
verfahrens vom juriftifchen Standpuncte, noch eine ausführliche Dar: 
ftellung der relativen Unvollfommenheiten unferer gegenwärtigen Concurs⸗ 
geſetze erwarten, welche, fo ſehr fie auch vielleicht zur Zeit ihrer Erlafr 
fung befriedigen mochten, dennoch ben beftehenden Werkehrsverhältniffen 
nicht mehr genügen können. Auch vom Standpuncte der Gefeggebungs: 
politik darf ich mich auf die Bemerkung befchränfen, daß es bei dem tie: 
fen Eingreifen größerer Zallimente, namentlich) der Handelscriden, in die 
Privatrechte und den Verkehr, die Aufgabe der Gefeggebung fei, nicht 
nur Sallimenten, insbefondere muthwilligen oder beträgerifchen, auf wirfe 
fame Weife vorzubeugen, fondern auch, zu forgen, daß bei wirklich aus: 
gebrochenen Concurfen die Gläubiger Eeine durch den Zwed der Gant⸗ 
verhandlung nicht gebotene Verzögerung, oder Verringerung ihrer An⸗ 
fpräche zu leiden haben. Die Beftimmungen der erften Art find größten: 
theils polizeilicher Natur; fie Eönnen ihres engen Zufammenhanges mit 


- 
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anderen Geſetzen halber nicht fügfich aus dem befonderen Kreife, dem fie 
ihrer Natur nach vorzüglich angehören, herausgehoben und in Einem 
Eoder mit den Vorfchriften über die eigentliche Concurdverhandlung ge: 
meinfchaftlich zufammengeftellt werden; 3. B. die Beftimmungen über bie 
in gewiffen Sällen nothwendige Ausweilung eines Betriebsfondes. Auch 
die gefeglichen Normen der zweiten Art gehören vielfach anderen Sphären 
der Gefeßgebung eigenthümlich an, und auch diefe müffen, weil der be: 
abfichtigte Einfluß auf die Eridaverhandlung nur ein Moment ihres To« 
talzweckes iſt, aus einer eigentlichen Concursordnung außsgefchieden wer: 
den; 3. ®. die ehelichen Güterverhäftniffe, oder jene prozeffualifchen Be: _ 
flimmungen, rückfichtlich welcher eine Mtodification durch den Zweck der 
Concursverhandlung nicht bedingt if: — Nur die der Erreichung diefes 
Zweckes ſpeciell dienenden Beftimmungen müffen den inhalt einer 
Eoncursorbnung bilden, wohin alfo auch die ftrafreshtlichen gehören, in⸗ 
foferne fie, ihrem Wefen nah, in den allgemeinen Strafgefegen nicht 
enthalten find. | 
Durd die Concursverhandlung foll der Schulbner, deffen Vermö⸗ 
gen zur Befriedigung feiner Gläubiger nicht mehr ausreicht, verhindert 
werben, über dasfelbe zum Nachtheife der Glaͤubigerſchaft, oder einzel: 
ner Oläubiger durch Befriedigung anderer, zu diſponiren; den Glaͤubigern 
foU aber ihre, wenn auch nur theifweife, Befriedigung nach einem, den 
Srundfägen der Gerechtigkeit möglihft entfprechenden Verhältniffe ver- 
fchafft werden. Daß aber durch Ruͤckſichten des allgemeinen Intereſſes, 
insbeſondere jenen des: Verkehres, Mobdificationen des Privatrechtes ber 
dinge werden, bedarf nicht erft einer befonderen Begründung. Wahr ift 
es ferner, daß den Släubigern eines infolventen Schuldners in manchen 
Fällen dur andere Mittel, ald durch die Eoncurseröffnung, eine, wenn 
auch weiter ausſehende, fo doch dem wirklichen Betrage ihrer Forderun⸗ 
gen näher kommende Befriedigung angebahnt werden Eönnte, Mittel, 
welche zugleich die Kräfte des Schuldners nicht gänzlich erfchöpfen, -und 
ihn für die Zukunft betriebsfähig erhalten würden; 3.8. eine zweckmaͤ⸗ 
Big eingeleitete Sequeftration. Allein, da ſolche Verhältniffe doch zu den 
Ausnahmen gehören dürften, da die wirkfame Durchführung jener Maße 
regeln eine entiprechende Mitwirkung von Seite des Schuldners voraus: 
ſetzt; da endlich felbft nach Grundfägen der Billigkeit den Gläubigern 
nicht immer zugemuthet werben kann, mit ihrer Befriedigung durch Tän- 
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gere Zeit zu warten, ja fehr häufig die Congursverhandlung das einzige 
Mittel ift, den ohnehin verkürzten. ©läubigern wenigſtens einen Theil ihrer 
Forderungen zu retten, fo bleibt. nicht8 anderes übrig ‚ als im Sale der 
Anfolvenz die Concursverhandlung als Negel eintreten zu laſſen, und 
ihre Befeitigung durch gelindere Mittel dem Uebereinfommen der Glaͤu⸗ 
biger anheimzuftellen. Weder Eann der Öefeßgeber in vorhinein die Faͤlle ber 
flimmen, in welchen der Concurs eröffnet, und in welchen für die In⸗ 
tereffen der Gläubiger anderweitig geforgt werden foll, noch Fann dem 
Nichter die Entfcheidung nit. Beruhigung überlaffen werden, weil die 
Beurtheilung der entfcheidenden Umftände mit zu großen Schwierigkeiten 
verbunden ift. Die Gefepgebung hat den Anforderungen der Billigkeit 
Genuͤge geleiftet, wenn fie den. Richter verpflichtet, befonderg in rüd: 
ſichtswuͤrdigen Faͤllen auf ein gütliched Lebereinfommen hinzuwirken, wo: 
zu ihn der Entwurf $. 65 ausdruͤcklich anweift, während nach der ges 
genmwärtigen Concursorbnung ($. 7) nar auf bem Lande, und wenn alle . 
Sfäubiger zur Liquidirung vor dem Gerichtshalter fich einhellig einver- 
ftehen, ein Vergleichöverfuch vorgefchrieben ift. 

Aus dem angegebenen Grunde ber Concursverhandlung ergibt ſich 
auch, daß eine Vefchränkung derfelben auf das Vermögen gewiſſer Claſ⸗ 
fen, 3. B. infolventer Handelsleute, nicht Statt finden dürfte, weil_eine 
ſolche Befchränfung, wenn auch gerade in der Handelswelt die häufigften 
und folgefchwerften Fallimente ſich ereignen, eine Begünftigung der Han⸗ 
delscreditoren enthielte, für welche ein genügender Rechtfertigungsgrund 

ſchwerlich gefunden. werden könnte. Bedeutendere Eriden kommen auch 
außer der Handelswelt, wenn auch nur ausnahmsweile, vor, und wo 
fich die Concursverhandlung wegen allzu geringem Activftande in Feiner 
Weiſe lohnt, werden die Gläubiger im eigenen Intereffe kaum geneigt 
fein, durch Eröffnung derfelben Kpften zu verurfachen, und die ohnehin 
unbedeutete Maffe dadurch noch mehr zu fihmälern. Rei der Identität 
der Jeitenden Grundfäge jeder Concurdverhandlung wurde daher die pro: 
jectirte Concursorbnung als allgemeine Norm aufgeſtellt, und für Han⸗ 
deldcriden nur ſolche Abweichungen zugelaffen, welche durch die eigen- 
thümlichen Verhältniffe, -al6 Ausnahmen von der Regel, gerechtfertiget 
erfchienen; da andere, durch die befondere Natur des Eaufmännifchen 
Verkehres nicht bedingte, Abweichungen auf eine bloße Begünftigung ber 
Handlungscreditoren hinauslaufen würden, mit bem Weſen der Concurfe 
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fich alſo nicht verelnen llehen. — Im Entwurfe hd dieſe Specialbeſtim ⸗ 
mungen in einem beſonderen Capitel zuſammengeſtellt. Der Syſtematik 
hatte freilich ihre Eintelhung ati den betteffenden Orten mehr zugeſagt, 
dagegen mag für bie gewaͤhlte Methode der Vorttheil der Ueberſichtlich⸗ 
keit als oͤntſcheidend befunden worden ſein. 

Weniger dürfte ſich jeböch daB Syſleni des Entwurfes im Ganzen 
rechtfertigen laſſen. Et zerfaͤllt in zehn Cabitel. Das erſte handelt von. 
dem Begriffe des Concursberfährens und der Rangördnung der Glaͤubi⸗ 
ger; bad zweite von der Coticurseröffnung, insbeſondere vom Gerichts⸗ 
ſtanbe, den Faͤllen der Eröffnung, den rigterlicheri Verfügungen bei der: 
felben und ihren Rechtswirküngen; dad dritte von bet Beendigung des 
Coneurſes durch Vergleich; dad vierte von der ordentlichen Concurs⸗ 
verhandiang, und zwar: der Liquidation und Claſſenbeſtimmung, der 
Wormaltung und Veräußerung bes Vermögens, ud der Befriedigung 
der Gläubiger. Das fünfte Ya den Wirkungen des beendeten Concur⸗ 
es, und der Vertheilung eines fpäter entdeckten Vermögens; das 
fechfte von der Unterfuchung ud Beſtrafang der Gemeinſchuldner; das 
fiebente Bon den Rechtswohlthaten der Guͤterabttetung; das achte 
von der Behaudlung der Öläubiger; das neunte von jener der Frem⸗ 
den im Concurſe, dad jehnte endlich von den Handelseriden. — Schon 
auf ben erſten Anblick zeige fi, daß ſich die Glieder diefer Eintheilung 
weder gehörig am einander reihen, noch gegenfeitig ausfchließen, und 
doch iſt die ſyſtematiſche Anordnung, wenigſtens in der Hauptfache, für 
die Leichtigkeit der Leberficht und Anwendung des Gefeßes von der größ- 
sen Wichtigkeit. — Gewiß iſt, daß eine Iogkfch richtige Eintheilung auf 
einer tadelfreien Begriffsbeftinmung beruhe. Dieſe fucht Mar aber im 
Entwurfe vergebens. Die Ueberfchrift des erſten Abſchnittes verfpricht 
eine Definition des Goncursverfahrens, der $. 1 beſchraͤnkt fich jedoch 
auf die Angabe ſeines Zweckes, was wohl inſofern befriediget, als der 
Zweck das Weſen der Sache beſtimmt, zugleich aber darum nicht genü- 
gen kaün, weil dadurch ihre Qualitaͤt, welche fie eben für den befonder 
ren Zweck befähiget , noch keineswegs ausgedrüdt ift. Das allgemeine 
Geſetz der Entwicklung muß in der. Begriffebefliimmang mit der Zweck⸗ 
angabe derknupft werden. Will man aber Bas im Entwurfe gebotene 
Material durch eine wiſſenſchaftliche Eintheilung gliedern, ſo erhellt wohl 
nach dem oben beruͤhrten Verhaͤltniſſe der Diviſion zur Definition, daß 
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man bierbei von der, dem Entwurfe eigenthünlichen Begriffsbeftimmung 
ausgehen, fohin diefen Begriff ,. weil er im Entwurfe nirgends ausdruͤck⸗ 
lich beſtimmt wird, vorerft aus den Einzelbeftimmungen conftruiren müffe, 

Diefen zu Folgeift der Concurs das gerichtliche Verfahren, 
wodurch der Gläubigerſchaft eines inſolventen Schuld— 
ners der Beſitz ſeines Vermögens geſichert wird, um 
dasſelbe zu ihrer Befriedigung nah Maßgabe der ge 
feglihen Rangorbnung zu verwenden, ohne daß jebod 
die Pfandgläubiger, als ſolche, durch dieſes Verfahren 
in ihrem dinglihem Rechte beirrt werden Eönnen. ($$.1, 
25, 27, 55, 58, 66, 67, 68, 134, 144, 166, 212.) 

Hieraus ergeben ſich fogleich drei Stadien der Concurdverhandlung : 

I. Die Entftehung des Concurfes, d. i. die öffentliche Anerkennung 
der Infolvenz des Schuldners durch den competenten Richter, in beren 
Gefolge jene Nechtswirkungen eintreten und alle Handlungen vorgenom- 
‚mernwerden müffen, welche die nothiwendige Grundlage des — 
Concursverfahrens bilden. Momente ſind: 

1. Des unmittelbaren Zuſammenhanges wegen, die 
des Concurseröffnung, d. h. die verſchiedenen Arten, auf welche die In⸗ 
ſolvenz des Schuldners zur Kenntniß des Richters kommt. 

2. Die Anerkennung dieſer Inſolvenz durch den competenten Rich 
ter, oder die Concurseröffnung im eigentlichen Sinne. Ausfertigung und 
Kundmachung des Edictes. Umfang des Wirkungskreifes der Concurs⸗ 
inftanz. 

8. Die Einfeitung de der zur Seftftellung der Maſſe und ihrer Theil⸗ 
haber erforderlichen Schritte; insbeſondere 

a) Abforderung eines Vermoögensverzeichniſſes; 

b) Errichtung der Inventur und Schaͤtzung des Cridavermoögens. 

Enge Sperre. 

c).Beftellung des Maflevertreters, Wahl eines proviforifchen Ver⸗ 

mögensverwalters und Ausfchuffes der Gläubiger. 


d) Drientirung über den Stand ber Maflegläubiger durch ben 
Maffevertreter zum Behufe der Liquidation noch vor Ablauf bes 
Termines. 


4. Rechtswirkungen des eröffneten Concurſes. 
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a) %ür den Eridatar ; ; | 

a. Verluſt des Difpofitionsrechtes über fein Vermögen; ; 

B. Bedingungsweiſer Anfprud auf Alimente. : 

y. Gerichtliche Unterſuchung über den Grund feiner nfolven;; 
Strafen; Verluft von Gewerbs⸗ ober Handelsbefugniſſen, 
Bedingungen ded Wiederantrittes. 

b) Fuͤr bie Gläubiger. N 

&. Uebergang des Beſitzes auf die Geſammtheit derſelben; 

B. Unterbrechung aller gegen den Cridatar anhaͤngigen Proceſſe 
und im Zuge befindlichen Executionsfuͤhrungen; 

y. Verfall aller Sorderungen an benfelben, welche mit Feinem 
Pfandrechte gededt find, mit Ausnahme von periodifchen 
Leiftungen ; allgemeine Pflicht zur Anmeldung ‚der Horde 
rungen ; 

6. Einfluß der Concurseröffnung auf dingliche a wider bie 
Mafle; 

8. die gefegliche Beſtimmung der —— nach welcther 
die Maſſeglaͤubiger ihre Befriedigung anſprechen können. 
(Prioritaͤtsgeſetz.) 

II. Dieſes Stadium begreift alle nach Feſtſtellung der Maſſe zur 
definitiven Erreihung des Zwecke der Concursverhandlung nothwendigen 
Schritte in ſich, alſo: 

1. Die Erhaltung der Maſſewerthe und ihre Umwandlung in jene 
Form, welche zur Entfertigung der Glaͤubiger erforderlich iſt. 

2) Vermögensverwaltung.- Subjecte derſelben, ihr Wirkungkkreis 
und gegenſeitiges Verhaͤltniß, insbeſondere bei Pfandſachen. 

b) Veräußerung der Cridagüter. 

c) Rechnungslegung. 

2. Die Liquidation, d. i. das Verfahren zur Ausmittlung der aus 
ber Maſſe zu bericptigenben Anfprüche und der ihnen gebührenden Rang: 
ordnung. - 

a) Einleitung und Umfang diefes Verfahrens. Hilfsarbeiten. 

b) Eigentliche Liquidation und zwar: 

a. der Sorderung, und rückjichtlich der Claſſe; 

B. der angemeldeten Pfandrechte. (Insbeſondere bei den in einer 
anderen Provinz gelegenen Nealitäten.) 
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©) Befriedigung der Gläubiger nach Maßgabe der tichtlzgeſtellten 
Vertheilungsentwuͤrfe, und zwar 

a. der dinglich Berechtigten; 

B. der Gemeinglaͤubiger nach dem Prioritätägefege. 

IH. Beendigung des Concurſes; Einfluß auf ein ſpaͤter entdecktes 
Vermögen. 

Der erſte und zwar durchgreifende Unterſchied des Entwurfes von 
den beſtehenden Concursgeſetzen liegt in der ſcharfen Graͤnzlinie, welche 
zwiſchen den Pfandgläubigern, fo wie überhaupt den dinglich Berechtig⸗ 
ten und den perfönfichen Glaͤubigern gezogen wurde. Es iſt dießfalls der 
Grundſatz an die Spige geftellt, daß dingliche Rechte aus der dafür ver- 
bafteten Sache zu befriedigen find, und nur dasjenige, mas nad ihrer 
Berichtigung übrig bleibt, der allgemeinen für die perfänfichen Gläubiger 
beſtimmten Maffe zufalle, Diefer Grundfag äußert feine Wirkſamkeit 
vorzüglich in dreifacher Ruͤckſicht: 

1. Die Pfandglaͤubiger werden aus der Claſſification ganz ausge⸗ 
ſchieden, ſtatt, wie bisher, in die zweite Claſſe gefegt zu werden, und 

dürfen fih nur jene Poſten vorabziehen laſſen, welche auch bei der ge: 
wöhnlichen Ereeution ein Vorrecht genießen, dann die Koften, welde 
zum Behufe ihrer Befriedigung aus dem Pfande auflaufen, und natür- 
lich vor allen anderen Anfprüchen berichtiget werden müffen. Die einzige 
Ausnahme wurde hievon zu Gunſten der Hausgenoffen gemacht, melde 
mit ihrem, feit einem Sabre vor Eröffnung des Concurſes ruͤckſtaͤndigen, 
Liedlohne ($. 12, Nr. 2) vor den Pfandgläubigern zu fliehen kommen, 
falls ihre Sorderungen von Dienften herruͤhren, welche fie allein, oder 
doch vorzugsmweife auf dem verpfändeten Gute geleiftet haben, melde 
auch den dreijährigen Nückftänden an I. f. Steuern vorgehen. Dieſes 
Vorrecht därfte kaum beanftändet werden, weil ſolche in dem legten 
Jahre vor Ausbruch des Eoncurfes geleiftete Dienfte meift auf die noch 
bangenden, oder doch eriftirenden Früchte verwendet werben, alfo den 
Hypothefargläubigern zu Guten kommen, weßhalb ſich dasfelbe auch zur 
Einführung bei gewöhnlichen Erecutionen eignet, was audy in ber Ab: 
fiht der Verfaſſer des Entwurfes gelegen war. 

. 2. Den KHppothebargläubigern wird auf die Verwaltung der ihnen 
verpfändeten Realitaͤt ein vorzüglicher Einfluß gewährt. Jeder Bann ver 
langen, daß für die Realität ein befonderer Vermögendvermwalter von ben 
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auf diefelbe eingetragenen Glaͤubigern gewählt werbe ($.47) 2). Der 
Sefammtheit der Semeingläubiger wird jedes entfcheidende Stimmrecht 
ruͤckſichtlich diefer Verwaltung infoferne entzogen, als dadurch die unver 
zuͤgliche Veräußerung und Vertheilung des Kaufſchillings unter die Pfand» 
gläubiger gehemmt werben Eönnte. Huch hat jeder Pfandgläubiger das 
Recht, nach Liquidirung feiner Forderung, die Zeilbietung des Pfandes 
zu begehren. Endlih muß über jedes mit einem Pfandrechte belaflete 
But eine befandere Rechnung geführt werden. ($$.131, 188.) 

3. Die- Befriedigung der Pfandgläubiger aus ihrem Pfande ges 
fehieht unabhängig von der Claſſiſication der perfänlichen Gläubiger und 
der Repartition der Concursmaffe unser dieſelben. — Die Liquidation 
der Sorberungen wird von jener des Pfandrechted ganz getrennt, und - 
zum Behufe der Tegteren wie zur Austragung der Prioritätsftreitigkeiten 
der. Pfandgläubiger unter fich, findet nach der Verfteigerung des Pfan 
des ein eigenes Eurzes Verfahren Statt, wovon noch fpäter die Rede 
fein wird. - 

Diefe Stellung ber Sn fandgläubiger wird im Allgemeinen fowohl 
durch den Zweck des Soncursverfahrens, ald durch den Begriff des ding⸗ 
lichen Rechtes überhaupt gerechtfertiget. Der Zwed der Cridaverhand⸗ 
kung ift, dem Schuldner die weitere Difpofition über fein Vermögen zu 
nehmen, und den ©läubigern, welche durch die fortdauernde Difpofi- 
tienafähigfeit beeinträchtigt werben Fünnten, moͤglichſt ſchuell zu ihrem 
echte zu verhelfen. Einer ſolchen Besinträchtigung ift aber der Pfand⸗ 
glänbiger nur inſoferne ausgeſetzt, als feine Forderung aus dem Pfande 
nur zum Theile, oder gar’ nicht realifirt wird. Die Coneurserdfinung 
gewährt ihm daher auch nur in diefer Beziehung einen Nugen, und da 
blos unter der fraglichen Bedingung in feinem Verhaͤltniffe zum Schuld⸗ 
ner; auch; anfer- dem Concurfe Bein Unterfchied zwiſchen ihm und ben 
yerfönlichen Glaͤubiger eintritt, fo kann er auch einzig unter biefer Ber 
dingang In eine Kategorie mit den perfönlichen Glaͤubigern im Concurfe 
gefage werben. Duß der Pfandgläubiger feine Forderung und fein Pfand» 
recht bei der Concursmaſſe aumelben müffe, widerfprichs dem Gefagten 
in beiner Weife, fonderi liegt einerfeitd in feinem eigenen Jutereſſe, weil 
ſein Pfand: zur Wefriebigung feiner Forderung vielleicht nicht ausreicht, 
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und ift andererfeit6 deßhalb unerläßlich, weil bie Befriedigung der yper- 
fönfichen Gläubiger die Ausmittiung des Betrages vorausfegt, ber nad 
Entfertigung der Pfandgläubiger erübrigt. Auch mit den Weſen des 
dinglichen Rechtes ließe ſich ein derogirender Einfluß ber Concurseröff: 
nung auf die Pfandrechte nicht vereinen. Denn diefes beruht in einer 
rechtlichen Herrſchaft über eine Sache, und wenn foldhe Herrſchaft auf 
nur im Eigenthume vollftändig auftritt, und in ihrer Höchften Potenz fi 
darſtellt, fo ift fie doch in den verfchiedenen eigenthümflichen Weiſen ihrer 
Erfcheinung ſtets anf Ausſchluß jeder fremden Betheiligung an ihrem 
eigenen Inhalte gerichtet. Beſchraͤnkungen ber dinglichen Nechte ans 
öffentlichen Ruͤckſichten find zwar ſtets als zuläffig befunden worden, und 
infofern fie als ſolche geboten erfcheinen, beftehen fie auch im Concurſe mit 
Recht fort. Glaubte man aber aus diefem Geſichtspuncte noch anberwei- 
tige Beſchraͤnkungen der dinglich Berechtigten im Concurſe rechtfertigen 
zu Eörmen, fomuß dagegen bemerkt werden, daß gerade die Aufrechthaftung 
des Realeredites im allgemeinen Intereſſe liege, und daß dieſer offenbar lei: 
den müfle, wenn dem Pfandgläubiger fein Pfand im Concurfe. nicht die 
felbe Deckung wie außerhalb desfelben gewährt. Ohnehin wird ber Erebit 
burch häufigere Sallimente empfindlich getroffen; ein Grund mehr, wei: 
teren Schmälerungen desſelben burch die Eoncursgefepe möglüchft vor 
beugen. 
Wie fehr bie erörterten Beftimmungen des Entwurfes fich von ben 
"gegenwärtigen Geſetzen unterfcheiden, bebarf Feiner ausführlichen Darle 
gung. Abgeſehen davon, daß die Pfandgläubiger ſich gegenwärtig fo 
manche, mitunter fehr bedeutende Poften vorabziehen laſſen müffen, fo 
kann auch zu ihrer Befriedigung nicht eher gefchritten werden, bis nicht 
das allgemeine Claffificationsurtheil geſchöpft ift, ja es kann früher nicht 
einmal die Austragung der Prioritätsftreitigkeiten unter ihnen beginnen, 
da die Vorrechtsklagen erft nach kundgemachter Elaffification angeftellt 
werben Fönnen. ($$. 30 u. 18 dera. C. D. v. 3. 1781.) Das Claſſi⸗ 
ficationsurtheil kann aber erft nach geenbeter Liquidation gefchöpft wer- 
den ($. 18 eod.), und Gläubiger, welchen unftreitig ein. Bor 
recht gebührt, werden nur darin begünftiget, daß ihre Abfertigung, 
auch ohne die Frida-Repartition abzuwarten, geſchehen ſoll (8. 41 eod.). 
Da aber ein Vorrecht bei der Eoncurdmaffe regelmäßig erft nach Rechts: 
kraft des Claflificationsurtheiles ein unftreitiges wird, indem es bis 
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dahin durch Vorrechtsklagen beftritten werben kann, fo Eönnen von diefer 
Begünftigung nur ber Eigenthümer (ſ. Hofd. v. 19. Aug. 1825, Nr. 2126) 
umd jene, welche für die Maffe etwas aufgewendet haben, vor Rechts⸗ 
kraft des allgemeinen Claſſificationsurtheiles Gebrauch machen. 
Endlich wird rückfichtlich der gegenwärtigen Maffeverwaltung in ben 
Motiven zum Entwurfe S. 97 mit Recht hervorgehoben, daß ber 
Stand der Maffe in Beziehung auf die einzelnen Ay: 
potheken verdunkelt wird, indem die Erldfe und Er 
trägniffe aller Hypotheken und des Mobilarvermögens 
zufammenfließen, die Öelder cumulativ frudhebringend . 
angelegt, und dann wieder ohne Unterfheibung Zah: 
Iungen däraus geleiftet werben, woburd eine undeutlidhe 
Geſammtrechnung entfieht, aus welder der Rüdweg 
‚nur ſchwer zu finden ifl, und um fo verworrener wird, 
je länger ein folder Zuftand dauert, fo daß es befon- 
ders bei einem Wechſel der Perfonen, welde die Ge 
ſchäfte führen, [wer wird, dbenfelben auseinander zu 
feßen. Das Liquide, worunter die Hypothekarforderungen 
vorzüglich gehören, muß auf das Illiquide warten, und bei 
der Claſſification und Repartition durch eine mühſame 
und weitläufige Entwicklung Alles wieder auf den al— 
ten Stand zuruͤckgeführt, die Tabularordnung und Ver— 
theilung doch wieder für jede Hypothek insbeſondere 
ausgewieſen, und fo ein blos ſcheinbar und kuͤnſtlich er- 
zwungener Univerfalconcurs in eben fo viele Special 
eoncurfe, wenn man die Vertheilung des Kaufſchillin— 
ge8 einer Realität fo nennen will, aufgelöft werden, 
wie es die heterogene Natur der Hypothekar⸗ und ges 
meinen Forderungen mit fi bringt. Dagegen bildet nad) 
dem Entwurfe jede Hypothek ein in fich abgefchloffenes Ganzes, bei deſſen 
Verwaltung ‚die darauf eingetragenen Gläubiger vor Allen betheilige find, 
und aus deffen Erfdfe fie unabhängig von dem Fortfchritte der Verhand⸗ 
lungen rückfichtlich der übrigen Hypotheken und allgemeinen Maffe befrie: 
diget werben. Dießfalls ift num folgendes Verfahren in Antrag gebracht. 
Obwohl die Pfandgläubiger ihre Forderungen und Pfandrechte anmel⸗ 
den, und die gebührende Claſſe für den etwa nicht bedeckten Ueberſchuß be- 
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gehren muͤſſen, fo wird doch die Liquidirung der Forderungen von der Auswei ⸗ 
fung der Pfandrechte, da fie anf verſchiedenen Titeln beruhen, getrennt 
($. 69). Zur Anmeldung ihrer Anfprüche und Biquibirung ihrer Forderungen 
werden fie auch, ohne erftere abzumarten, einzeln vorgeladen, und wenn fle 
zu weit entfernt, im Auslande oder unbefonnten Aufenthaltes find, durch 
ein beſonderes Edict namentlich aufgefordert, innerhalb des allgemeinen 
Edictaltermines bei ſonſtiger Ausſchließung ihre Anfprüche anzumelden 
(85.73, 75— 781; ja es bleibt ihnen, falls diefe befondere Vorladung 
unterblieben ift, fogar vorbehalten, ben au& der. Hypothek auf ihre For⸗ 
derung entfallenden Betrag anzuſprechen ($. BL). Zur Ausweiſung bes 
Pfandrechtes uud Beſtimmung der Rangerdaung, zu beren Erleichte⸗ 
rung eigene Verzeichniffe über alle auf das Gut angemeldeten Forderungen 
und Pfandrechte anzufertigen find (8$. 90, 145) werden nadı Ber 
äußerung ber Mealität alle Gläubiger, welche ein Pfandrecht darauf am 
gemeldet, ſammt dem Maſſevertreter und Cridatar zu einer Zagfagung 
vorgeladen ($$. 145 — 150), die, ruͤckſichtlich des Pfand: und Vorrech⸗ 
tes unbeftrittener Forderungen gleich zu Protocell genommen (G 153), 
beftrittene, und noch nicht für liquid erfannse Forderungen wengſtens 
enentuell in die Verhandlung aufgenommen und, im Erkenntniſfe über die 
Rangordnung locirt. Nur wenn das Pfandrecht ſelbſt beſtritten if, wird 
ein eigenes, aber moͤglichſt zu befchleunigendes Verfahren eingeleitet (58. 
150, 152, 158, 166, 169). Dem inappellablen Erkenntniffe Aber die 
Rangordnung dürfen nur Eingefländniffe der Streittheile und Urkanden 
zum Grunde gelegt werben ($. 155), es finden aber dagegen VParrechts⸗ 
Hagen binnen 30 Tagen ab intimatp Statt, worin auch neue Umfänbe 
und Beweismittel angebracht werben dürfen. (Mgl. auch Hoſdecret vom 
15. Jänner 1787, Nr. 620.) Wurde ein Gläubiger mit feinem angeſproche⸗ 
nen Pfandrechte fachfällig, fo ift natürlich die Vorrechtsklage gegen. ben 
Moffevertreter und fänmtliche Pfaydgläubiger, welchen er vorfommen . 
will, zu ftellen, nur gegen leßtere hingegen, wenn er ſich für zu ſchlecht 
focirt erachtet ($$. 157, 160— 164). WIN aber der Maſſeyertreter aber 
ein Gläubiger das einem anderen zuerfannte Pfandrecht befireiten, ſo 
muͤſſen fie die Vorrechtökfage gegen denfelben, und wenn fie mahreten 
Stäubigern ihre Pfandrechte beftreiten wollen, gegen jeden, beſonders 
ſtellen ($$. 161 — 168). — Nach Austragung der Prioritätsftreitigkeiten 
ſollen die durch die Verwaltung und Veräußerung ber Hypothek, fo wie 
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bei Beftimmung der Nangorbnung aufgelaufenen Koften van dem Richter 
mit Zuziehung jener Pfandgläubiger, welcher bei einem Abzuge am Kauf 
fchillinge betheiliget find, beftimmt, und hieranf von dem Maffevertreter 
und Verwalter der Entwurf der Kauficillingsvertheilung argefertiget 
werben. Das Gericht hat von dem, nöthigenfalls berichtigten Entwurfe 
alle Gläubiger, welche ein Pfandrecht auf das Gut angemeldet haben, 
zu verftändigen, welche Dagegen ihre Einwendungen hinnen 80 Tagen ab 
intimato zu überreichen haben, über welche durch Befcheid zu erkennen 
tft (SS. 166, 168, 171, 172). Uebrigens ift zum Behufe dev Beſchleu⸗ 
nigung ausdrüclich angeorbnet, daß, fo wie eing noch im Liquidirungs⸗ 
proceffe befindliche Forderung, wenn nur das Pfandrecht nicht angefüch- 
“sen wirb, im Erfenntnifle über die NRangorbnung eventuell zu lociren iſt, 
fo auch die Vertheilung durch meitausfehende Vorrechtsftreitigfeiten nicht 
aufgehalten. werben dürfe, fonbern jener Theil des Kaufichillings, deffen 
Zumelfung noch von dem Ausgange eines Vorrechtöftreites, oder von ber 
Liquidirung einer beftrittenen Forderung abhängt, einftweilen ausgeſchie⸗ 
den, und bei dem die Verfteigerung abhaltenden Gerichte erlegt werben 
fol, falls nicht die betheiligten Gläubiger und die Communmaffe den⸗ 
‚felben auf ihre Gefahr gegen Sicherftellung fructificiren wollen ($$. 166. 
169). Bet der Schnelligkeit dieſes Verfahrens ift dennoch nicht zu be⸗ 
forgen, daß in Beſtimmung der Rangorbnung ober in ber Wertheifung, 
gleichſam vorsilig, Schritte gethan werden, welde nach Austragung 
eined Damals voch ſchwebenden Liquidations⸗ oder. Vorrechtsſtreites rück 
gängig gemacht werden müflen, und zu Verwirrungen Anlaß geben könn⸗ 
ten. Denn dba nur ganz evibente Anfprüche berichtiges werben , fo Faun 
es fih nur um eine nachfolgende Zumweifung des Kaufſchillingsantheiles 
handeln, rückfichtlich deſſen die Forderung ober das Pfandrecht flreitig war, 
auch if im Entwurfe dafür geforgt, daß unvermeidliche Proceffe mög: 
lichſt ſchnell beendet werden (ſ. fpäter) und Streitigkeiten. in Anſehung 
des Pfandrechtes dürften bei der herrſchenden Publicität und Spacçialitaͤt 
der Öffentlichen Bücher ohnehin nur in felteneren Fällen zu andauernden 
Procefien Anlaß geben. Wird ein Gläubiger nach vorgenommener Ver⸗ 
theilang wit feinem Pfandrechte ſachfaͤllig, fo find die Gläubiger, wel⸗ 
Ken dadurch nachträglich eine Quote zu. Guten kommt, auch wenn ein 
ober ber andere Proceß laͤnger gedauert hätte, immer noch bafler daran, 
als wenn mis der Vertheilung bis nach gänzlicher Austragung der Strei⸗ 
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tigkeiten bätte gewartet werben müflen. — Weitlaͤufige Erörterungen 
von Pfandrechtöftreitigkeiten, welche durch ältere, den Kauffcilling er- 
fchöpfende Pfandrechte unnüg erfcheinen, Tollen gar nicht geftattet wer- 
den ($. 150). Das Verfahren rüdfichtlih beweglicher Pfandfachen 
(welche bis zur Verfteigerung den Pfandgläubigern in Handen belaffen 
werden, $. 36) unterfcheidet fich hievon nur dadurch, daß regelmäßig Fein 
abgeſondertes Erkenntniß über die Rangordnung gefhöpft wird (SS. 177 
— 179). 

Den Erfaß der Koften für die Liquidations⸗ und Worrehtsproceffe 
kann der Maffevertreter keineswegs aus dem Kauffchillinge des Pfandes 
“anfprechen, fondern nur aus der Communmaffe verlangen, an welche er 
fi) überhaupt rückfichtlich feines Verdienfted und feiner Auslagen zu hal: 
ten bat ($. 11). Eine Ausnahme mächen nur die von dem Richter zu be= 
flimmenden Gebühren für feine Theilnahme an der Liquidation und Be⸗ 
flimmung ber Rangordnung ($. 167). Nur von jenen Glaͤubigern, melche 
einem von ihm begonnenen Vorrechtöftreite beigetreten find, oder welchen 
durch die Behauptung eines von ihm abhängig gemachten Prozefles ein 
Vortheil zugegangen ift, kann er den Koftenerfag pro rata anfprechen 
-($. 168). So wenig nun diererwähnte Beftimmung, welche den Maffe: 
vertreten mit feinen Erpenfen an die Communmaffe verweift, auf allge: 
meine, oder auch nur vorherrfchende Billigung rechnen darf, fo läßt fich 
im Grunde doch nicht verfennen, daß fie aus dem angenommenen Zwecke 
der Concursverhandlung mit Confequenz ſich ergebe. Iſt diefe nämlich 
vor Allem im Intereſſe der Commungläubiger gelegen, und bringt fie den 
Pfandgläubigern nur einen bedingten Nugen, fo ift-auch Bein Grund 
vorhanden, fie an jenen Auslagen zu betheiligen, welche hauptfächlich zum 
Beten der Communmaffe auflaufen. Zu diefen gehören aber auch die 
often, welche durch die Liquidationeprocefle, fo über Pfandforderun: 
gen abgeführt worden, verurfacht werden; denn ihr vorzlglichfter Zweck 
ift doch der, den Stand der Communmaſſe ins Klare zu feßen. Bälle, 
wo die mit ihrem Pfande nicht völlig gedeckten Gläubiger in der dritten 
‚(ehemals vierten) Elaffe etwas erhalten, find ohmedieß nicht Häufig, und 
wenn fie eintreten, fo gebt der Miaffevertreter mir feiner Forderung ohne- 
bin auch den aus der Communmaffe zu betheilenden Pfandgläubigern por. 
Vorrechtsproceſſe werben von dem Maffevertreter eigentlich nur im Inte⸗ 
reffe der Communmaſſe begonnen. Geht einem oder dem anderen Pfands 
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gläubiger durch die Behauptung des Prioritätsproceffes ein Vortheil zu, 
fo müffen fie ohnedieß dem Maffevertreter die Koften desfelben verhäfe- 
nigmäßig erfegen, was, wie gefagt, auch von anderen Proceffen gilt, 
wenn nämlich ein Gläubiger mit feiner Forderung ober dem angefproche- 
nen Pfandrechte fachfällig wird. Das Bedenken, daß nach biefem Sy: 
fteme der Maflevertreter bisweilen mit feinen Erpenfen Teer ausgehen 
Eöune, ift wohl nicht mit Unrecht unberückfichtiget geblieben (f. M. p. 104), 
da Bälle, in welchen außer den Cribarealitäten gar kein Vermögen da if, 
nad dem Syſteme des Entwurfes fih zur Concursverhandlung eigentlich 
gar nicht eignen, daher der Concurs entweder nicht ausbrechen, oder bald 
wieder abgetban und in bie gewöhnliche Ereeution eingeleitet werden 
dürfte. 

Bevor ih num zu den weiteren Eigenthümlichkeiten des Entmurfes 
- Übergebe, welche fi namentlich auf die Liquidirung beziehen, müffen noch 
einige Befonderheiten in der Claffification kurz ermähnt werden. In ber 
erften Claſſe wurbe das Vorrecht der Schornfteinfeger ganz aufgehoben, 
wornach fie mit ihren Forderungen in die vierte Claſſe zu ftehen kommen. 
Diefer Beftimmung dürfte eine Abänderung zu wänfchen fein. Denn 
fpriht auch der Grund, daß die von ihnen geleifteten Dienfte vorzüglich 
den Pfandgläubigern zu Guten kommen, für ihre Ausfcheidung aus der 
erften Elaffe, fo Tiegt in ihm zugleich eine Hinweiſung auf die Stelle, 
welche fie einzunehmen verdienen, und die ihnen vor allen Pfandgläubi- 
gern auf der Realität eingeräumt werben follte, auf welcher fie ihre Dienfte . 
geleiftet haben; fo wie ſolche den Hausgenoſſen rüdfichtlich ihrer einjaͤh⸗ 
rigen, auf dem Gute geleifteten Dienfte angemwiefen worden if. — In 
der erften Claſſe wird der Liedlohn, welcher mit keinem Pfandrechte ges 
deckt iſt, auch nur infofern claffificirt, als er feit einem Jahre vor Aus: 
bruch ausftändig ift ($. 12). In die zweite, ehemals dritte Claſſe kom⸗ 
men mit gleichem Rechte die Forderungen der Muͤndel und Pflegebe: 
fohlenen aus dem vormundfchaftlichen, obervormundfchaftlichen oder Cu⸗ 
ratelöverhäftniffe, und jene, welche den Unterthanen aus der Verwaltung 
der obrigkeitlichen Berechtfame, fo lange das Unterthansverhäftniß nicht 
voländig aufgelöft ift, zuſtehen ($. 13) und- mit einem Pfandrechte 
gedeckt find. Alle übrigen, fonft in die dritte Claſſe zu fegenten Forde⸗ 
rungen wurden aus der zweiten Elaffe ausgefchieden; was gewiß allge 
mein gebilligt werben wird, ba insbefondere das Vorrecht des Heiraths⸗ 
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gutes und der Wiberlage Cinfofern fie den Betrag desſelben nicht überfchrei- 
tr) zu gegründeten Klagen Anlaß gegeben. — In Anſehung der Ziufen, 
jährlichen Renten und anderer periodifcher Zahlungen, ift nur den dreir 
jährigen Rüdftänden gleiches Vorrecht mit dem Capitale eingeräumt, bie 
älteren hingegen, wenn fie ſelbſt vor Ausbruch des Concurfes eingeflagt 
worden wären, in die vierte Claffe vermwielen worden. Dieb gilt auch von 
den Zinfen der Satzpoſten und den pfandweiſe verficherten periodilchen 
Leiftungen. . Die während des Concurſes bis zur Vertheilung laufenden 
Binfen kommen, wenn fie mit feinem Pfandrechte bedeckt find, in die 

vierte Claſſe; periodifche Leiftungen eher in jene Claſſe, in weiche das zu 
“ihrer ferneren Bedeckung erforderliche Capital gehöre, wenn fie nicht, mit 
einem Pfande gedect find. Sind fie pfandweife verfichert, fo muͤſſen fie 
aus dem Pfandeo berichtiget werden ; die fpäter fähig werbenben übernimmt 
ber Erſteher der Nealität ($$. 10, 15, 17, 62), Mach den gegenwärtigen 
Geſetzen genießen die dreijährigen und auch die älteren, vor Ausbruch das 
Soncurfes unausgefeßt eingeklagten Zinfen gleiches Recht mit dem Capir 
tale ($9, 18, 20, 22 d. a. C. O.). Die Verfügung des Entwurfes recht⸗ 
fertiget fih insbefonderg ruͤckſichtlich der Binfen der Satzpoſten dadurch, 
daß es der Sicherheit bed Realcredites abträgfich ift, wenn Demand, der 
auf eine fchon belaftete Hypothek darleihen will, keinen Maßſtab hat, wie 
viel ihm bei der Erecution an Nehengebühren der alten Satzpoſten verger 
pen wirb, daher ihre Einführung auch bei ber gewöhnlichen Grecution 
‚wünfchenswerth erfcheint, Entſteht hierdurch auch für den Pfandglaͤubi⸗ 
ger hie Nothwendigkeit, die älteren Ruͤckſtoͤnde zur rechten Zeit erecusiy 
einzutreiben, fo ift diefe Nothwendigkeit doch in einem augenfälligen 
Bebürfniffe des Verkehres begründet, und die den Glaͤubigern dadurch zu 
gehende Laft Baum in Anſchlag zu bringen. Was bie. Zinfen der gemeinen 
Zorderungen betrifft, fo ift die durch den Entwurf beanwagte Neue 
sung eigentlih nur für die Gläubiger erſter Claſſe merkbar, da fie 
nun in der vierten Claſſe mit den Zinfen aller anderen in der zweiten und 
drichen Claſſe ftehenden Forderungen concurriren, wozu noch die früher 
erwähnten, im $. 17 ebenfalls aufgenommenen Zinfen und periobifchen 
Veiſtungen kommen. Weniger werden die Öfäubiger zweiter Claſſe dhurch 
berührt, weil ihnen bie Sinfen der in dar erften Claſſe ſtehenden Farde⸗ 
sungen nicht mehr vorgeben; mad in gräßerem Umfange von den. Old 
bigern dritter Elaſſe gilt. Da endlich die vierte Glaffe erſt dann am bie 
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Zahlungsreihe kommt, wenn Alle frühere Elaffen abgefertiget find, bet 
Sal alſo, daß auf bie vierte Efaffe etwas entfaͤllt, zu dem felteneren 
Faͤllen gehört, fo wird in den meiften Fällen diefe Zinſenberechnung ganz 
erfpart, und hierdurch eine wefentlihe Erleichterung bei Verfaffung der 
Vertheilungsentwürfe hervorgebracht. — In der fünften Claſſe wurden 
febiglich die mit keinem Pfandrechte bedeckten Geldſtrafen verwiefen ($. 18), 
wornach die sub a des $.28 der a. C. O. genannten Forderungen in der 
dritten Claſſe zu claffificiren find, in welche überhaupt ſaͤmmtliche keiner 
anderen Claſſe ausdrädlich zugemwiefenen Forderungen zu verfegen find, 
ohne irgend ein Vorrecht unter fich zu genießen. | 
Nach Darftellung der Claſſification, welcher der Vorzug vor der 
jeßt geltenden nicht ftreitig gemacht werden kann, muß der zweiten prin⸗ 
cipiellen Verſchiedenheit des Entwurfes von der a. C. O. gedacht werden, 
welche in dem Liquidationsverfahren liegt. Vor Allem iſt man von der 
Maxime abgegangen, daß jede Forderung in Geſtalt einer ordentlichen 
Klage angemeldet werden müffe, wodurch der Richter und Maſſevertre⸗ 
ter von vornherein leicht in die Rage kommen, jede Forderung als Ob⸗ 
ject eines eigentlichen Proceſſes anzuſehen (ſ. Mot. p. 183). Der Rich⸗ 
ter hat die Liquidation zu leiten, Proceſſen durch Verſuch eines Verglei⸗ 
ches oder Einverſtaͤndniſſes auf einen Eid oder Zeugenbeweis über ſtrei⸗ 
tige Thatſachen möglichſt vorzubeugen, und ſelbſt das foͤrmliche Verfah⸗ 
ren, wenn es unvermeidlich iſt, nur ſelten nach Art ſchriftlicher Vorträge 
zu geftatten. Im Allgemeinen follen bis zum Erfcheinen einer durchaus 
neuen Gerichtsordnung die etwa interimiftifch zu erlaffenden Gefeße über 
Miünblichfeit und Deffentlichkeit zur Geltung Eonımen. Die Liquidirung 
muß gleich nach Eräffnung des Concurfes begonnen und möglichft bes 
fhleunigt werden. Der Maffevertreter hat zu biefem Ende baldigſt ein 
Verzeichniß der bekannten Cridagläubiger zu entwerfen, worauf bie Con⸗ 
eursinftanz die nicht zu weit Entfernten zu einer oder mehreren Liquidi- 
rungstagfaßungen sub clausula praeclusionis vorladet, zu welcher audy 
der Maffevertreter, Cridatar und alle Perfonen, welche Auskünfte ge: 
ben Ednnen, gezogen werden. Kür die nicht insbeſondere vorgeladenen 
Gläubiger wirkt doch die Edictalfrift. Offenbar Yquide Forderungen wer⸗ 
den gleich bei der erſten Tagfagung rückfichtlih ihres Objectes c. 8. c. 
und der Claſſe, als liquid, in das Liquidirungsprotocoll aufgenom⸗ 
men, und ein Auszug aus demfelben vertrict die Stelle des Urtheiles für 
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ſolche Zorderungen. — Leber Sorderungen, welche wegen offenbarer. Un- 


zulänglichkeit der Maſſe nicht befriedigt werden Eönnen, fol der Nichter 
Eeinen Proceß zulaffen, daher, wenn erfichtlich ift, daß nur die Pfand« 
gläubiger oder die Gläubiger erfler und zweiter Claſſe eine Befriedigung 
zu erwarten haben, mit der Ciquidation der weiteren Forderungen bis zu 
Entftehung befferer Ausfichten inne halten ($$. 67—76, 80, 82, 92 
bis 98, A111, 112). (Bol. aus die Motive ©. 131 ff. über bie 
Gründe, aus welchen man bei Normirung des Liquidationsverfahrend 
insbefondere der baierifchen Concursordnung ſich nicht angefchloffen 
bat.) — Die vorzüglichfte Eigenthümlichfeit des Entwurfes rückfichelich 
der Liquidirung befteht darin, daß in dem Erkenntniffe über die Liqui- 
dität der Forderung zugleich über die Claſſe entfchieden wird. Dieſes 
Erfenntniß kann nur durch Appellation und Reviſion angefochten. wer⸗ 
den, und wirkt, wenn es einmal rechtskraͤftig iſt, gegen alle Glaͤubiger. 
Vorrechtsklagen Fönnen nur auf Grundlage befonderer, zwifchen ein- 
‚ zelnen Gläubigern obwaltender Nechtsverhältniffe Statt finden ($$. 67, 
100, 188, 189). Hierdurch wird, zur großen Abkürzung der Verhand⸗ 
fung, die Schöpfung eines allgemeinen Claſſificationsurtheiles vermieden. 
Die Zweckmaͤßigkeit der eben dargeftellten Beftimmungen ift bei der 
Einfachheit der Claffification und gaͤnzlicher Ausfcheidung der Pfands 
glänbiger aus derfelben (welche, wie ſchon gezeigt wurde, ihre Pfand⸗ 
rechte und die Priorität derfelben abgefondert von der Liquidität der 
Forderungen auszuweiſen haben) leicht einzufehen; fo wie ſich auch 
ohne Mühe erkennen läßt, daß nur durch die gänzliche Trennung der 
DNfandgläubiger von der Communmaffe die Einführung der erwähnten 
Beftimmungen möglich gemacht wurde, Werden nämlich die Pfandgläu- 
biger, infoweit fie ihre Befriedigung aus dem Pfande ſuchen, aus der 

Claſſification ganz ausgeſchieden, ſo beruht, abgeſehen von beſonderen 
Verhaͤltniſſen zwiſchen einzelnen Gläubigern, die begehrte Claſſe auf 
dem Rechtstitel, welcher die Forderung erzeugt, fuͤr die eine gewiſſe 
Claſſe in Anſpruch genommen wird. Da nun ber Titel ſchon zum Ber 
bufe der Liquidirung dargethan werben muß, was eben fo von dem 
für die Claſſe bisweilen entfcheidenden Zeitraume, für welchen die For⸗ 
derung angefprochen wird, gilt, fo ift leicht einzufehen, daß die Rechts⸗ 
beftändigkeit des Wegehrens in Anfehung der Claſſe fchon aus den 
zum Erweiſe des Titels der Forderung beigebrachten Wehelfen fol 
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gen müfle, und daß der Maffevertreter gleich definitiv über die Cfaffe 
verhandeln fönne, da er, abgefehen von fpeciellen Nechtsverhältniffen, 
Eeiner befonderen über die Qualität der Sorderung hinausliegenden Kennt« 
niffe zu diefer Verhandlung bedarf. Es kann daher in dem Erkenntnifle 
über die Liquidität der. Forderung über die Claſſe zugleich entfchieden wer⸗ 
den, und eine Beftreitung desfelben in Unfehung der Claſſe, durch andere 
als die gewöhnlichen Rechtsmittel in der Regel nicht als zuläffig erfcheinen. 
Denn Prioritätöftreitigkeiten Tönnen, wenn man, wie gefagt, von den 
Pfandgläubigern abftrahirt, nur aus zwei Gründen Statt finden, indem 
entweder ſchon wegen der Qualität der Forderung, ohne Ruͤckſicht auf 
befonbdere zwifchen einzelnen Släubigern obwaltende Verhältniſſe, alfo nach 
dem Geſetze eine beffere Claſſe angefprochen, oder nur auf Grundlage 
ſolcher befonderer Werhältniffe eine beffere Location verlangt werden Faun, - 
Nur Streitigkeiten der erfteren Art Einnen bis zu ihrer Beendigung die 
ganze Vertheilung hemmen, aber auch, wie gezeigt, mit der Eiquidirung 
der Borderung zugleich verhandelt und entichieden werben. Dagegen find 
Streitigkeiten der zweiten Art von Feinem Einfluffe auf die Vertheilung 
als ſolche, Tondern Eönnen von ben Glaͤubigern, welche fie betreffen, abges 
fondert ausgetragen werden. Es braucht daher die Ausmittlung der Claſſe 
und Dividende nicht bis zu dem Momente hinausgefchoben zu werben, 
bis alle Glaͤubiger Tiquidirt und ihre Streitigkeiten unter fi) ausge⸗ 
tragen haben, fondern es genügt, die Dividende jener Gläubiger, auf 
welche ein Vorrecht behauptet wird, bis zur Beendigung bes Procef- 
fe6 zurückzubehalten, oder fonft fiher zu ftellen ($. 191). Eben fo 
wenig Fönnen derlei Vorrechtöftreite die Beendigung des Concurfes hem⸗ 
men ($. 201). (Vgl. auch die Mot. p. 125—130.) Zur Befriedigung 
der Glaͤubiger erfter Claffe, und fofort der übrigen Claſſen Fann näms 
ih nach Verftreihung des Anmeldungstermines fogleich gefchritten wer⸗ 
den, wenn die in diefer Claſſe angemeldeten Gläubiger ihre Anfprüce 
liquidirt haben. Vor den Gläubigern erfter Claffe find die bis dahin 
aufgelaufenen Koften, fo wie bie, vom Richter nach Bilfigkeit zu be⸗ 
ſtimmende Belohnung des Maffevertreterd, Wermögensverwalters und. 
Glaͤubigerausſchuſſes zu berichtigen (SS. 181, 1823). Sollten nur we 
nige Poften ber an der Zahlungsreihe ftehendegk Claſſe noch nicht liquid 
fein, fo können bie liquiden Forderungen mit der Worficht berichtigt wer⸗ 
den, daß die. Antheile der. noch illiquiden und die noch zu gewärtigenben 
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Auslagen gebeckt bleiben (8. 198). Der Natur der Sache nach erwaͤchſt 
der Vertheilung auch dadurch Fein Hemmniß, dab Pfandglaͤubiger ihre 
Abfertigung aus dem Pfande noch nicht erhalten haben ($. 192). 
Kommt die Claſſe, in weicher fie den etwa unbedeckten Leberreft ihret 
Forderung angemeldet haben, früher an die Zahlungsreihe, fo werden fie 
einftweileri mit einer ſolchen Quote befriebigt, welche fi) nach dem Ver⸗ 
haͤltniſſe bes ganzeri Betrages ihrer Forderung ergibt, müffen aber; wenn 
fie ſpaͤter aus Ihrem Pfaude befriedigt werben , der Communinaſſe ſo viel 
erftatten, daß ifrien nur die nach dem WBerbältniffe des nichs gedecfich 
Eeberkeftes zu beitieffende Quote aus der Communmaffe verbleibt ($. 187). 
Zur Befriedigung der am der Zahlungsreihe ftehenden Clafſe muß bei 
Mangel hinreichender Baarſchaft von dem disponiblen Vermögen fo viel 
veräußert werden, als zut Entfertigung der Glaͤubiger biefer Etaffe erfor⸗ 
. derlich ift, wogegen weder der Vermögensverwalter, noch der Erebitoren« 
ausſchuß, ja nicht einmal die Gefammtheit der Glaͤubiger Einſprache 
thun koͤnnen. (F. 198. Der $. 181 iſt alſo im Zuſammenhange mit die⸗ 
ſem Paragraphe aufzüfaffen.) — Die Entwürfe der Vertheilung fär bie 
erfte und die folgenden Claſfen find von dem Vermögensverwalter und 
Maffevertreter gemeinſchaftlich dein Gerichte zu unterbreiten (88. 198, 
187), welches von dem Entwurfe für die erfte Claſſe allet in dieſelbe 
derfeßten Gläubiger, von jenen für die Abrigen Claffen nicht nur bie 
Glaͤubiger der einzelnen Elaffen, fär die der Entwurf verfertigt wurde, 
fondern auch jene der nachfolgenden Claſſe verfländige (86: 184, 1617). 
Gegen den Eritwurf für die erfte Claffe Finnen nur Gläubiger Viefer 
Efaffe Einwendungen binnen 36 T. ab int. machen, gegen die Entwürfé 
für die übrigen Claſſe aber, richt nur von ben Glaͤubigern dieſer Claſſen Ein⸗ 
wendungen, ſondern auch Vorrechtsklagen von den Glaͤubigerü der nach⸗ 
folgenden Claſſen binnen derſelben Friſt angebracht werden, welche aus 
einem beforideren Grunde Anſpruͤche auf die Dividende eines Glaͤubigers 
den früheren Claffe erheben zu können glauben ($$.185, 188, 189, 67): 
Diefes Privilegium der Gtäubiger erfier Claſſe gegen: Vorrechtsklagen 
will ih den Motiven Bamit gerechtfertigt werden, daß Anmal hierdurch 
eine Heberzahf von Verftändigungen vermieden werde, andeterſeits Vor⸗ 
rechtöffagen, welche zwiſcheti den yerfänficher Glaͤubigern ohnehin nur ſelten 
feien, zwiſchen Glaͤubigern der erften und Ser folgenden Eraffen: wohl gat 
nicht vorkommen werden. AÄllein dieſe Worausfehurigei ſind offenbar gemagt; 
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benn es iſt nicht einzufehen, warum derlei befonbere Nechtöverhältniffe, 
aus welchen Worrechtöklagen entftehen, zwifchen Gläubigern ber erften und 
der folgenden Claſſen weniger häufig ald zwifchen Glaͤubigern der zweiten 
und fpäteren Claſſen Statt finden follten; und was die Schwierigkeit der 
Verftändigungen betrifft, fo Eönnten diefe für alle Claſſen durch die Zei⸗ 
tung mit Hinweiſung auf die beim Creditorenausfehuß erliegende Verthei⸗ 
lung gefchehen, und die Zrift zur Einbringung der Vorrechtsklagen z. B. 
vom Tage ber dritten Einrückung biefer Verftändigung berechnet werden, 
In Betreff der Verwaltung des Cridavermögens enthält der Ent⸗ 
wurf die Neuerung, daß dem Ausfchuffe der Gläubiger eine erweiterte 
Vollmacht, welche demfelben nad) der gegenwärtigen Prarid gewöhnlich 
bei der Wahl von den Gläubigern eingeräumt wird (vgl. auch KHofdecret 
vom 18. Mai 1790, Nr. 23), ſchon ex lege zukommt, Eraft welcher er 
auch ſolche Verfügungen, die nach dem allg. bürg. Geſetzbuche eine beſon⸗ 
dere Vollmacht vorausfegen, ohne befondere Vernehmung der Gläubiger, 
dur Stimmenmehrheit treffen kann, wobei die weitere Beflimmung von 
Wichtigkeit ift, daß den Glaͤubigern eine Befchränkung diefer Rechte, oder 
ein Vorbehalt der Theilnahme an den Berathungen des Ausfchuffes nicht 
geftattet wird ($. 125). Diefe erweitere Vollmacht des Creditorenause 
ſchuſſes ift aber doch infofern befchränft, daß derfelbe ohne Einwilligung 
der betheiligten Gläubiger den Concurs nicht ohne fürmliche Verhandlung 
beendigen, das Vermögen nicht ohne öffentliche Seilbietung hindangeben 
und Feine Maßregeln unternehmen darf, welche entweder der alsbaldigen 
Veräußerung des Cridavermögens im Wege ftehen, oder jene Gläubiger, 
welche fich eines dinglichen Rechtes erfreuen, in demſelben beirren würden 
($$. 128— 129). Diefe Befchränkung ift im Intereffe der einzelnen Glaͤu⸗ 
biger eben fo nothwendig, als die Erweiterung der Vollmacht im Allge⸗ 
meinen, aus Ruͤckſicht für die Nefchleunigung des Concursverfahrens, 
welches fonft durch ſtets wiederkehrende Anfragen, und Zufammentretungen 
der Gläubiger nicht wenig verzögert wird, dringend gefordert erfcheint. 
Niche minder muß ben Glaͤubigern, welche ſich nicht jederzeit felbft über 
den Stand der Maffe orientiren und auf die Gebahrung Einfluß nehmen 
Eönnen, wenigftens durch eine firenge Controlle einige Sicherheit ver: 
ſchafft und die Möglichkeit geboten werden, gegen etwaige Unzukömmlich⸗ 
keiten Beſchwerde zu führen. — Der Entwurf fihreibt deßwegen vor, 
daß bei allen, Tänger dauernden, Concurfen alle Halbe Jahre General 
L Band. III. Heft 1849. 18 
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verfammlungen der Gläubiger gehalten werben müflen, bei welchen auch 
der Maffevertreter, Wermügensvermwalter und Ausfhuß der Gläubiger zu 
erfcheinen, das Entwiclungsftadium der Maffe darzuthun, und überhaupt 
alle geforderten Auskünfte zu geben haben. Jeden Gläubiger fteht dabei 
“ frei, feine. Vorfchläge zu machen und Befchwerden anzubringen ($. 127). 
Dem Richter ift auch die Macht eingeräumt , wenn es ihm ausnahme- 
weife nothwendig erfcheint, alle oder doch die am meiften intereffirten 
Släubiger zufammenzurufen ($. 129). 

Zwei Bemerkungen können bier nicht umgangen werben, welche zu: 
[et auf dem Grundſatze beruhen, daß der die Vermiögensgebahrung über: 
wachende Richter nicht nur Verſchleuderungen des Vermögens, Tondern 
auch unnüßen Auslagen, auch im Intereſſe des Cridatars vorbeugen 
müffe. Die eine betrifft die den Pfandgläubigern freigeftellte Wahl eines 
- befonderen Vermögensverwalters für jede Realität, wodurch in vielen Faͤl⸗ 
len ganz unnüge Koften auflaufen Eonnen, welche nicht nur den fpäteren 
Sapgläubigern, fondern au der Communmafle nicht gleichgiltig fein 
Eönnen. Hier dürfte dem Richter ohne Beforgniß die Macht eingeräumt 
werden, nach Befchaffenheit der Umſtaͤnde gegen folche Vervielfältigung 
der Koften wirkfame Einſprache zu thun. Die zweite Bemerkung betrifft 
den $. 132 ded Entwurfes, welcher ohne Veeinträchtigung der Pfanb- 
glaͤubiger dahin abgeändert werden Eönnte, daß die Erlöfe aus den ver- 
pfänbeten Cridagütern, obwohl in firenger Abfonderung von einander, 
doch auf ſichere und die unverzügliche Befriedigung der 
Pfandgläubiger niht hemmende Weife, nach Erfenntniß des 
Richters, wenn die Pfandgläubiger felbft nicht übereinfommen, fructificirt 
werden Fönnten, eine Zunction des Richters, welche außerdem auch in dem 
Intereffe der Commungläubiger begründet ift, und den dinglich Berech— 
tigten, wie gefagt, nicht nachtheilig fein Fann. — Dadurch geſchieht auch 
dem Örundfage Fein Eintrag, daß die Veräußerung des Cridavermögens 
Am Allgemeinen mit möglichfter Vefchleunigung gefchehen fol. Der Ent⸗ 
wurf verordnet dießfalls, daß unbeweglihe Sachen, auch, ohne das Be⸗ 
gehren eines Pfandgläubigerd abzuwarten, gleich nach verftrichenem 
Unmeldungstermine feilgeboten werden follen, da hierdurch abgefehen von 
dem anderweitigen Nußen, auch der Wortheil erzielt wird, daß fich bald 
‚ seigt, ob für die Communmaffe etwas erübrigt wird, die Communglaͤu⸗ 
biger alfo im negativen Falle, wenn Fein oder nur unbedeutendes beweg⸗ 
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liches Vermögen vorhanden if, ſich der weiteren Verhandlung enthalten 
Fönnen, Diefer Vortheil ift aber durch die eigenthümliche Stellung bedingt, 
melde den Pfandgläubigern nach dem Entwurfe eingeräumt wird, da 
ihnen von den Commungläubigern nur bie im $. 4 b gedachten Lohnfor⸗ 
derungen vorgehen, und ſo nach der Verfteigerung ber Realität regelmäßig 
aleich zu ihrer Befriedigung gefchritten werden kann, wodurch früher und 
fiher erhelit, was ber Communmaffe übrig bleibt. — Bewegliche Sachen 
follen in der Regel gleich nach Errichtung des Inventars feilgeboten wer⸗ 
den, und nur rückfichtlich folcher Mobilien, deren vortheilhafte Veraͤu⸗ 
Berung ınit Schwigrigkeiten verbunden ift, foll bis nach Verftreichung des 
Edictaltermined gewartet und. mis dem Greditorengusfhuß Nückiprache 
genommen werden ($$. 183, 134), Nach den gegenwärtigen Concurs⸗ 
gelegen Bann dagegen das Vermögen in der Regel erft nach Ablauf des 
Edictaltermines veräußert werden ($$. 34, 38). 

Ein weiterer, der Erörterung würdiger Punct iſt der, daß im 1 Ent 
wurfe der Grundfag, daß die Concursinſtanz ein judiciim universale 
fei, zu voller Geltung gekommen ift. Sie ift dieſes nicht blos in der Nich« 
tung des $. 6 der a. C. O. (= 8. 58 des Entwurfes), welche Richtung 
im Entwurfe noch durdy Aufhebung des privilegirten Forums des Fiscus 
und der türfifchen Unterthanen und durch Verweiſung der auf den Berg⸗ 
bau. fi) beziehenden Forderungen an die Concursinftan; erweitert wurde 
($$. 104, 102, 108. und Mot. p. 185), fondern und zwar vorzüglidy in 
dem Sinne, daß die Perfonalinftanz die Goncursverhandlung über das 
gefammte, in allen Provinzen, für welche der Entwurf Geltung haben 
fol, befindliche Vermögen bed Schuldners zu führen. hat (85. 19, 20). 
Auch das bewegliche Wermögen, welches ein hierländifcher Schuldner in 
anderen. Ländern 2) befigt, if in.den hiefigen Concurs zu ziehen, wenn er 
in jenen Qändern Eein unbewegliches Vermögen befigt, widrigens das 
ganze dort. befindliche Vermögen den fremden Gerichten überlaffen wird. 
Doch muß über Beobachtung der Reeiprocität gewacht werden, Eben fo 
ift dad einem Schuldner, ber in Ländern, für welche der Entwurf nicht 
beſtimmt ift, in Concurs verfällt, hierorts gehörige bewegliche Vermögen 
nur damm bier in Concursverhandlung zu nehmen, wenn er zugleich hiere 
orts unbewegliches Vermögen befigt, fonft den fremden Gerichten zu über- 
laffen €$$. 21, 22). — Durch die erwähnten Beftimmungen ift dad Syſtem 

2) Nämlich in ſolchen Ländern, für welche der Entwurf nicht beftimmt if. 
; 18 * 
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der Provinzialconcurſe, welches in dem gegenwaͤrtigen Geſetze begruͤndet 
iſt, aufgehoben (S. $.1 der a. C. O. $.78W. ©. ©. O. Hofd. vom 
7. Februar 1788, Nr. 102, vom 15. Januar 1789, Nr. 954, vom 
6. März 1801, Nr. 523) und ed wird davon mur die Ausnahme zuge 
laffen, daß die Concursverhandlung über protocollirte Handelsleute dem 
Sandelögerichte zufteht,, wenn fih an dem Orte, wo fie ihren Wohnftg 
oder ihre Handeldniederlaffung haben, ein folches Gericht befindet ($. 228), 
eine Örtliche Beſchraͤnkung, welche übrigens mit der Gerichtsverfaſſung 
felbſt Mopificationen erleiden wird. Die Gründe, welche die Errichtung 
befonderer Handeldgerichte wünfchenswerth machen, rechtfertigen auch die 
Zumeifung Eaufmännifcher Criden an diefelben. (&. beſonders über zweck⸗ 
mäßige Vefegimg der Handeldgerichte Mittermaier im Staatslexicon 
von Rottek und Welker 1.%. Bd. VII ©. 837 und Supplem. 
Bd. I. ©. 712.) Auch ergibt ſich aus der Natur der Sache, daß das 
Handelsgericht ald Coneursinftang in gleicher Weife, wie die Perfonal» 
inftan; judicium universale fein müffe. Uebrigens ift die Concursinſtanz 
weder infofern jadicium universale, daß auch die von dem Cridatar 
begonnenen oder von dem Maffevertreter gegen Dritte anhängig zu machen⸗ 
den Proceffe vor ihr Forum gehörten, da ſolche vielmehr bei dem ordent⸗ 
lichen Richter einzuleiten und fortzufeßen find ($. 59), infofern nicht der 
legtere von dem ©erichtäftande der Widerklage Gebrauch machen will, 
noch Eann aus dem ©rundfage, daß die Concursinftan; judicium uni- 
versale fei, gefolgert werben, daß fie auch alle Amtshandiungen außer 
ihrem Sprengel felbft vornehmen Fönne, ja es iſt vielmehr, wenn ber 
Eridatar in verfchiedenen Provinzen unbewegliches Vermögen befigt, im 
Intereſſe der Glaͤubiger gelegen, daß die dortigen Gerichte mitwirkend 
einfchreiten, um die Concursverhandlung nicht in die Länge zu ziehen. 
Die dießfälligen Veflimmungen des Entwurfes find aber keineswegs von 
der Art, daß dadurch die oberfte Leitung des gefammten Concursverfah⸗ 
rens durch die Eoncursinftanz beirrt würde, fie befördern vielmehr bie 
Schnelligkeit der Procedur und gewähren den Gläubigern wefentliche 
Erleihterungen. — Die Inventur und Sperre des beweglichen, außer 
feinem Bezirke, wo immer liegenden Cridavermögens laͤßt der Concurs⸗ 
richter durch das Gericht des Ortes, wo ſie liegen, vornehmen, jene des 
unbeweglichen, in ſeiner Provinz befindlichen, durch die Realinſtanz 
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($. 38) 2). Qegtere handelt hierbei im eigenen Namen, erftere handeln j 
nomine delegato der Concursinftang. — Nückfichtlich des unbeweglichen 
Mermögens, welches der Cridatar in einer anderen Provinz befigt, muß 
über Anfuchen der Concursinftang ein befonderes Edict kundgemacht, die 
Inventur und Sperre angelegt, auch ein Maflevertreter (als Subftitut 
des bei der. allgemeinen Concursinſtanz ernannten) und Vermögendver- 
walter beftellt werden. Dieß gefchieht von jener Gerichtöbehörbe, welche 
Perfonalinftanz des Cridatars wäre, falls er auf jener Realität feinen 
Wohnſitz hätte. (Befäße er deren mehrere,. fo müßte nach Analogie des 
$. 19 jenes ©ericht competent fein, an welches ſich die Concursinftanz 
wenden will.) Doch gilt dieß Alles nur von dem unbeweglichen Vermögen 
in einer anderen Provinz, das bewegliche Vermögen gehört zur Concurs. 
inftanz (ſ. $$. 52,58, 54, 104). Den Sppothekargläubigern ſteht frei, 
ihre - Sorderungen bei diefer Behörde oder bei der allgemeinen Concurs- 
inftanz anzumelden und ed gibt eine oder die andere Anmeldung ihnen ein 
Recht auf verhältnigmäßige Befriedigung aud dem ganzen, wo immer 
befindlichen Eridavermögen. Wor ber delegirten Behörde in ihrer Provinz 
Eönnen fie jedoch ihre Forderungen nur bei der zu diefem Ende hinausge⸗ 
gebenen Tagfagung anmelden, falls fie befonders vorgeladen wurden, 
fonft innerhalb des von der allgemeinen Concursinftanz ausgefchriebenen 
Termines. Dieß Alles muß in dem befonderen Edicte Eundgemacht werden 
($$. 58, 104, 105). Erftere beforgt die Liquidation mit jenen Hypothe⸗ 
Fargläubigern, die bei ihr über befondere Vorladung oder auch ohne folchen 
ihre Forderungen und Pfandrechte angemeldet haben, und führt hierüber 
befondere Verzeichniffe zur Ergänzung der bei der allgemeinen Concurs- 
inftanz geführten. Die Liquidation der dort angemeldeten Forderungen 
kann nur dann vorläufig beendet werden, wenn. der Maffevertreters- 
Subſtitut fie feinerfeits anerkannt, die definitive Beſtätigung erfolgt erft, 
wenn der bei der Concursinftan, beftellte Maffevertreter, der über das 
eingefandte Liquidationsprotocoll zu vernehmen ift, fie für richtig anerfannt _ 
hat. Vergleiche kann der Maffevertreterd « Subftitus nur mit Vorbehalt 


2) Hierdurch iſt die bermalen beftehende Befugniß der Goncursinftanz bie Ins 
ventirung, Schäpung und Beilbietung bes außer ihrem Bezirke liegenden 
* beweglichen Vermögens durch ihre — vorzunehmen (H. 21. Juli 
1794), aufgehoben. 
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der Genehmigung des Creditorenausſchuffes fchließen. Denen Gläubigen | 
endlich, deren Anfprüche flreitig find, wird von dem befegirten Gerichte 
eine Friſt zur Klage bei der Concursinftanz bei Verluſt ihres Anſpruches 
feftgefegt, und dieſe ber Ießteren befanut gemacht (SS. 105— 107). Die 


delegirte Behörde hat auch Über die Rechtsgiltigkeit und Hangorbnung der 


Pfandrechte zu verhandeln und zu entfcheiden, und das Reſultat der Con⸗ 
cursinftanz mitzutheilen ($. 175). Diefe Verhandlung und Entfcheidbung 
fteht auch dem Werggerichte (fo Tange ſolche Gerichte noch beftehen mer: 
den) in Anfehung jener Realitäten zu, welche feiner Gerichtsbarkeit unter 
worfen find, während die Anmeldung, Liquidirung und Elaffificirung der 


‚Korderungen, bie vom Bergbaue herrühren, zur Eomeursinftanz gehören 


($$. 108, 176). 

Durch die Aufhebung der Provingialedneurſe wird die Koncurdver: 
handlung , wie leicht einzufehen it, um Vieles vereinfacht, da hierdurch 
die Nothwendigkeit entfällt, daß die Glaͤubiger ihre Forderungen in jeder 
Provinz, wo ein befonderer Concurs eröffnet wurde, anmelden und liqui⸗ 
diren, von welcher Nothwendigkeit jet nicht einmal die Aypothekargläubiger 
ausgenommen find, infofern fie für ihren etwa nicht bedeckten Horde: 
rungsreſt Befriedigung aus der Concursmaſſe fuchen, oder ihre Forderung 
auf mehreren Realitäten in verfchledenen Provinzen intabufirt ift. So 
wirb die Zahl der Liquidirungsproceffe ohne Zweck vervielfältigt, ben 
Släubigern unndthige Koften verurfacht, ba fie vorfihtsweife in jeder 
Provinz liquidiren müffen, in jeder Liquidations⸗ und Claſſificationsurtheile 
erfließen, wozu noch ber weitere Umſtand kommt, daß widerſprechende 


Erbeuntniſſe über die naͤmliche Forderung bei den verfchiebenen Concurb⸗ 


inftanzen vorkommen Eönnen. Alle diefe Unzukommlichkeiten werben nad 
dem Entwurfe vermieden. Nur infofern eine Forderung auf Realitäten in 
verfchiedenen Provinzen intabulirt ijt, findet in Anſehung der Pfandrechte 
und Beſtimmung der Rangordnung in jeder Provinz nach Verſteigerung 
der Realitaͤt ein beſonderes Verfahren Statt, was auch der Natur ber 
Sache nach nicht anders fein kann. — Auch die eigenthuͤmliche Beſtim⸗ 
mung des Entwurfes rückſichtlich der Forderüngen, welche vom Bergbaue 
herruͤhren, muß gebilligt werden, und zwar aus Gründen, welche, wie 
in den Motiven ©, 135 ff. gezeigt wird, für die Aufhebung der Gericht? 
barkeit der Berggerichte in Streitfachen überhaupt [prechen. Der größere 
Theil der ihnen zugewieſenen Nechtsfachen beruht naͤmlich auf allgemeinen 
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Rechtöverhäftniffen, und für fpecielle Fälle Eann dem ordentlichen Richter 
durch einen Kunftbefund die nothivendige Grundlage gelegt werden. Nur 
die Kauffchillingsvertheilung und Erörterung der Pfandrechte wurde diefen 
Gerichten infolange vorbehalten, als die VBergbücher von denfelben ge- 
führt werden. 

Nach diefer, Darftellung ber principiellen Eigenthümlichfeiten bes 
Entwurfes In eine Detailkritik einzugeheh erfcheint um fo weniger zuläffig, 
als die erfchöpfende Erörterung mancher Puncte felbft zu dem Umfange 
einer Abhandlung anwachſen nrüßte. Einige Hauptmomente herauszuheben, 
muß daher gentigen. — Die Faͤlle der Concurseröffnung, deren richtige 
Beſtimmung von höchfter Wichtigkeit iſt SS. Mittermaier: der bürg. 
Proceß III. Bd. ©. 221. I. Aufl. Bonn 1832), weichen nicht weſent⸗ 
fich von den jegt geltenden Gefegen ab. Die im Vergleiche mit $.2 lit. a 
der a. C. D. von 1781 auf den erften Anblick beſchraͤnkter erſcheinende 
Beſtimmung des $. 23 Nr. 1 des Entwurfes: „Wenn Jemand, wegen 
Unvermögens feine Schulden zu bezahlen, die Eröffnung des Concurfes 
ſelbſt begehrt,” dürfte mit $$. 207, 23 Nr. 3, 26, 224, 225 zufanı« 
mengehalten wohl dahin auszulegen fein, daß der Concurs auf das 
bloße Inſolvenzbekenntniß des Schuldners felbft ohne ausdruͤcklich 
darauf geftellted Begehren, auch nach dem Entwurfe zu eröffnen fei. 
Muthwillige Infolvenzbefenntniffe fo mie Concursanfagungen werden 
durch Auftragung des Manifeftationdeides ($. 31) und eine ſtrenge Hand- 
habung der Strafbeftimmungen wenigftens zum größten Theife hindange: 
haften werden Eönnen. — Das Hofdecret vom 11. September 1784, 
3. 836 lit. b, ift aufgehoben. — Die‘ Concurseröffnung über die Wer: 
Laffenfchaft auf Begehren des Erben wird im $. 23 Nr. 2 nicht blos für 
den Fall angeordnet, wenn der bedingt erklärte Erbe diefes Anſuchen ſtellt 
($. 2 Hit. b dera. C. D. von 1781 und Hofdecret vom 7. April 1846, 
3. 11,739), fondern ed wird von dem Begehren des Erben überhaupt 
gefprochen. Hier wäre eine beftimmtere Textirung jedenfalls zu wünfchen 
gewefen. Will der unbedingt erklärte Erbe nicht zugleich über fein Ver: 
mögen den Concurs eröffnen laſſen, fo Eönnte ihm die Eröffnung desfelben 
über die Verlaſſenſchaft nur dann geftattet werden, wenn er den Stand 
derfelben, wie fie aus den Händen des Erblafferd Fam, Darzuthun vermag, _ 
und ihre Abfonderung von feinem Vermögen ausführbarift, Vgl. $. 37. — 
Fuͤr den Fall, als die Gläubiger die Eröffnung des Concurfes begehren, 


200 8auptblatt. 


iſt im $.25 ausdruͤcklich beſtimmt, daß der Recurs gegen ben Bedeckungs⸗ 
befcheid die Concurseröffnung nicht hemme. Handelsleuten ift die Anzeige 
der Einftelung ihrer Zahlungen unter Strafandrohung zur Pflicht gemacht, 
eben fo find die Wechfelnotare und Gerichtsbehörden, welche davon Kennt- 
niß erhalten, zu diefer Anzeige verbunden ($$. 224—227).. Dringen die 
Gläubiger auf Concurseröffnung, und der Handelsmann behauptet, daß 
“er folvent fei, fo müffen die Büder und die Bilanz vorgelegt werben ; 
ergeben fich hierüber nicht fogleich behebbare Zweifel, fo müffen die Bücher 
ohne Verzug durch beeidete Sachverftändige geprüft werden, bis zu deren 
Ausfpruch mit der Entfcheidung über die Concurseröffuung inne gehalten 
werden muß ($. 229). Verfällt eine Handelsgefeifchaft in Concurs, und 
ein Öffentlicher Geſellſchafter befigt außer dem gemeinfamen Handlungs: 
vermögen ein abgefondertes Vermögen, fo muß über diefes ein befonderer 
Concurs eröffnet werden, bei welchem die Handlungsgläubiger ihre For 
derungen ruͤckſichtlich des Betrages anzumelden haben, welcher aus ber 
Geſellſchaftsmaſſe nicht befriedige wird. Die Liquidirung der Forderung 
bei der Ießteren gilt jedoch auch für den Speciafconcurs, bei welchen fie 
gleiches Recht mit den perfönlichen Gläubigern des Gefellfchafters genießen 
($$. 232,238). Die öffentlichen Geſellſchafter haften nämlich den Hand⸗ 
Iungsgläubigern zwar mit ihrem ganzen Vermögen ($. 1204 b. ©. B.), 
eine gänzliche Einbeziehung ihres Vermögens in die ©efellfchaftsmaffe 
wäre aber eine Beeinträchtigung ihrer Privatgläubiger. — Tritt hingegen 
der Fall ein, daß ein Öffentlicher Geſellſchafter nur feine Gläubiger aus 
feinem Vermögen nicht zu befriedigen vermag, während die Handlungs⸗ 
gläubiger aus dem Handlungsfonde und dem Vermögen der übrigen Ger 
ſellſchafter befriedigt werden können, fo ift auch nur Äber fein Vermögen 
der Concur zu eröffnen, und aus dem Handlungsvermögen wird nur bie 
nach Abzug der Geſellſchaftsſchulden ſich herausftellende Einlage und der 
Antheil an dem Gewinne in feine Maffe einbezogen (S. 230 d. €. $. 1310 
6. G. B.). Die Handlungsgenoffen find aber berechtigt den Betrag deifen, 
was fie aus eigenem Wermögen für den in Concurs verfallenen Gefell- 
fhafter gezahlt haben, nach Maßgabe des Sefellfchaftsvertrages anzus 
melden ($.231). Vgl. auh Guͤnther in Weiske's Rechtslexicon Bd. U. 
©. 824 ff. 

An dem gewöhnlichen Inhalte des Edictes ift im Weſentlichen nichts . 
geändert ($. 28). Zur Vornahme einer definitiven Wahl des Vermögens⸗ 
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verwalters und Creditorenausſchuſſes ſoll ſchon im Edicte eine Tagſatzung 
auf kurze Zeit nach Ablauf des Anmeldungstermines gegeben werden(88. 28, 
45), die proviſoriſche Wahl derſelben ſoll ſobald als möglich geſchehen 
($$. 27, 42—50). — Bei Handelscriden ſoll der Richter gleichzeitig mit 
dem Edicte einen oder zwei Vermögensverwalter ernennen ($. 285). — 
Die Aufforderung zur Anmeldung innerhalb des Edictaltermines bei Ver⸗ 
fuft der Forderung und des Pfandrechtes, ja felbft des Eigenthumsrechtes, 
hat au nad dem Entwurfe im Edicte zu gefchehen, worin überdieß 
noch eröffnet wird, daß jenen Gläubigern, welche noch vor Ablauf diefes 
Zerniines zur Liquidirung indbefondere vorgeladen werben, diefer Verluft 
im alle ihres Ungehorfames gegen ſolche Worladung fogleich bevorftehe 
($S$. 28, 68, 70, 80, 81, 110, 111, 120—128). Die näheren Beſtim⸗ 
mungen über jene Sorderungen, die einer Anmeldung nicht bedürfen, ent⸗ 
balten die $$. 113 —119. Befonders hervorzuheben ift, daß Forderun⸗ 
gen,, welche durch Compenſation bereits erlofchen find, bevor ber Concurs 
eröffnet wurde, Feiner Liquidirung bedürfen. Handelsleute ınelden blos 
den Saldo an. Die Cornpenfation Eann aber gegen die Maffe auch dann 
geltend gemacht werden, wenn eine der beiden Forderungen erft nach Aus⸗ 
bruch fällig werden follte ($$. 117, 62). Wem nach. den Handeld: ober 
Seegeſeten ein Retentionsrecht auf ein bewegliches Cridagut gebührt, der 
ift von der Anmeldung desfelben entbunden. Er ift ferner berechtigt, zur _ 
Befriedigung feines. Anfpruches aus diefem Gute, während des Concurſes 
wider den Maffevertreter, wie außerhalb besfelben wider den Schuldner 
felbft zu verfahren, und nur den hiernach fich ergebenden Kaufſchillings⸗ 
reft in die Concursmaſſe abzuliefern ($. 118, f. $$. 334, 4716.©.%.). 

Die $$. 21, 3137, 57, 337 enthalten im Aügemeinen treffliche 
Anordnungen über die Aufnahme des Inventar und die Schägung. Doch 
dürfte in der erften Beziehung vielleicht arößere Vollftändigkeit zu wün- 
ſchen fein. Sehr intereffante Bemerkungen finden fich dießfalls hei Guͤn⸗ 
ther a. a. O. ©. 831, 832. Eben fo bei Gſpan, über die Be- 
friedigung concurrirender Oläubiger III. Bd. — (Gegen bie 
Behauptung Schweppe's, daß die Errichtung der Inventur bis nach 
der Wahl des Wermögensverwalters verfchoben werden foll, fiehe Bayer 
Theorie des Soncursproceffes. Münden 1842, ©. 131, Note 4.) 

Die rechtlichen Wirkungen des Concurſes (SS. 55—62, 108) ber 
ginnen mit dem Anfange bed Tages, an welchem das Concursedict bei 
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der Concurdinſtanz angefchlagen wird ($. 63) . Mur in Anfehung des 
in einer anderen Provinz gelegenen unbeweglichen Vermögens iſt der Con» 
card erft von dem Tage für erdffnet zu halten, wo das befondere Edict 
der dortigen Behörde angefehlagen wurde ($. 64). Diefe Beſtimmung 
war deßhalb nothwendig, weil, befonderd in entfernteren Provinzen, bie 
Kundmachung des Concurſes doch erft nach Verlauf einiger Tage erfolgen 
kann, wornach, wenn der Concurs auch dort ſchon von jenem Tage an 
als eröffnet gelten müßte, an welchem das Edict bei der allgemeirien 
Concursinſtanz angefchlagen wird, affe in der Zwoffchenzeit dort von dem 
Cridatar getroffenen Verfügungen und von einzelnen Glaͤubigern erwor⸗ 
benen Rechte annullirt werden müßten, wodurch infenderheit der Real⸗ 
credit empfindlich getroffen würde. (Mol. die Mot. &. 123, 124.) Die 
Stage, ob es überhaupt einen juribifch relevanten Unterſchied zwiſchen 
Eröffnung des Eoncurfes und Edictanfchlagung geben Eönne (eine Veran« 
laſſung zu diefer Frage fheint im $. 37 des Entmwurfes zu liegen), muß 
ich einer kuͤnftigen ſpeciellen Erörterung vorbehalten. 

Eine Alimentation kann der Schuldner ſelbſt dann, wenn er ohne 
fein Verſchulden inſolvent wurde, und ihm deßhalb die Rechtswohlthaten 
der Guͤterabtretung zuerkannt worden ſind, nur dann fordern, wenn die 
Glaͤubiger, welchen dadurch ein Nachtheil zugeht, einwilligen, oder von 

‚jenen Glaäͤubigern, welche ſchon nach dem a. b. G. B. zur Verabreichung 
des Unterhaftes verpflichtet find. Nur dasjenige, was er fid) durch feinen 
eigenen Sleiß erwirbt, fol ihm infoweit belaffen werden, als ed zu fei- 
nem und feiner Familie Unterhalt nothwendig ift ($$. 57, 212). Lieber 
das Güterabtretungsgefuch wird unter Einem mit der gegen ben Gemein: 
ſchuldner einzufeitenden Unterſuchung entfchieden; bis dahin Fann der Per: 
fonafarreft äber ihn nicht verhängt werden ?). Die Gläubiger, welche dem 
Schuldner die begehrte Sreiheit vom Perfonalarrefte nicht zugeftehen wol: 
len, haben ihre Meigerungsgründe und die zur Beurtheilung der ſchuld⸗ 
nerifhen Strafbarkeit dienenden Umftände dem Staatsanmwalte, oder 
dem Gerichte anzuzeigen ($$. 218, 216—218, 220). Ein eigenes civil: 


nn — — 


1) S. Hofdecret vom 14. Mai 1846, 3. 3300. 

2) Nicht beftimmt ift die Frage entſchieden, ob ein Gläubiger, der gegen ben 
Schulder, welchem die Rechtswohlthaten abgefprochen wurden, bie Berfonals 
execution führen will, an bie Waffe Beinen Anſpruch machen koͤnne. S. 204. 
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rechtliches Verfahren findet daher Über das Guͤterabtretungsgeſuch nicht 
Statt, da fi Die Linterfüchung über Schuld oder Unſchuld des Schuld» 
ners, der Natur ber Sache nach, zum ftrafrechtlichen Berfahren eignet. Aus 
Herdem wird hierdarch die Verhandlung auch wefentlich vereinfacht. CS. meine 
Beiträge zur proviforifhen Reform des Eivifproceffes in diefer Zeitſchrift 
41848, IX. Heft 1. Abch.) Das Unterfachungsverfahren wider den Eris 
batar iſt öffentli) und muͤndlich nad ben Vorſchriften über den Ans 
Hageproceß, ſoll jedoch von der Concursinſtanz, und nur dann, wenn 
diefe ein Cinzelgericht wäre, von jenem GoHegialgerichte gepflogen wer: 
den, welchem das Anklageverfahren in Strafſachen in dem betreffenden 
Bezirke zufteht ($. 268). Die Staatsklage wegen der im $. 207 (gl. 
6. 4 der a. h. Enſchließung vom 18. Mär; 1847) erwähnten Ver: 
gehen erlifcht fchon binnen 8 Jahren, wenn während vieler Zeit keine 
gerichtlichen Schritte wider den Eridatar eingeleitet wurden ($. 208). 
Die Concurbinſtanz hat jedoch nur in dringenden Faͤllen ſich fogleich der 
Perſon des Schuldners zu verfihern, regelmäßig erft über Einſchrei⸗ 
ten ded Staatsanwaltes, welcher um feine Anträge zu vernehmen tft 
($. 208). Der Entwurf unterfcheidet zwifchen böswilligen und leichtfinnigen 
Cridataren, welcher Unterſchied zwar auch bei Nicht-⸗Handelsleuten prak⸗ 
tiſch wird (65. 207, 208), vorzüglich aber bei Handelsleuten von Wir⸗ 
Bang iſt. Dieſe werden, abgeſehen von der regelmäßig eintretenden Loͤſchung 
der protocollirten Firma ($$. 248, 248), auch für immer unfähig als 
Handelsleute oder Öffentliche Gefellfchafter protocallirt zu werben, wenn 
fie a) des Verbrechens oder der ſchweren Poligeiübertretung des Betruges, 
oder einer derlei aus Gewinnſucht entfpringenden Uebertretung fchuldig 
befunden werden find; b) wenn fie bei Antritt des Geſchaͤftes die Behörde 
in Ausweiſung des Handelsfondes oder, da fie ſchon einmal in Concurs 
verfallen waren., über die Bedingungen der Nehabilitirung hintergangen 
haben; co) wenn ihnen bei der Buchführung die Gebrechen des §. 239 
lit. c. d. 8.7 der a. h. Entfchließung vom 18. März 1847 Hit. c. d. 
zur Laſt fallen ($. 244). Die Wiedereröffnung der Handlung wird dem 
Zalliten, der aus anderen als den angeführten Gründen ſtraffaͤllig befun⸗ 
den wurde, nur unter Bedingungen geftattet, deren Erfüllung die Garan- 


‚tie zu gewähren geeignet find, daß der Betrieb nicht in verſchuldetem 


Zuftande von neuen begonnen werde ($$. 245249). Werden fümmt- 


liche auf leichtfinnige und betruͤgeriſche Cribatare abzielenden Beftimmun- 
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gen mit der nöthigen Strenge gehandhabt, fo laffen fie allerdings ber 
Hoffnung Raum, daß diefen menigftens ein in ben meiften Faͤllen 
wirkſamer Damm entgegenftehen werde, wenn es auch nicht möglich ift, 
der Gewinnſucht und dem Betruge alle jene Wege zu verſperren, auf 
welchen ſie im Stillen einherſchleichen. 

In Anſehung der Wirkungen des Concurſes für die Gläubiger ift 
im Entmwurfe $. 55 die allein richtige, fehon in dem Hofdecrete vom 
4. uni 1824, 3. 2012, ausgeſprochene Anficht aboptirt, Daß durch den 
Concurs nicht das Eigenthum, fondern nur der Beſitz des Cridavermo⸗ 
gens auf die Gläubigerfhaft (im Sinne einer juriftifchen Perfon) übe: 
gebe. (Vgl. auch Wagner Zeitfhrift 1826. 1.8. ©. 57 ff). — 
Wenn daher nach Beendigung des Concurfes ein dem Cridatar ſchon 
während desſelben gehöriges, aber unentdeckt gebliebenes Vermögen her: 
vorkommt, fo muß es fo behandelt werden, als ob es ſchon urfprünglid 
in die Concursmaſſe einbezogen worden. wäre. Es ift daher unter die 
angemeldeten, aber mit ihren liquidirten Forderungen nicht vollſtaͤndig 
befriedigten Glaͤubiger pro rata zu vertheilen, weßhalb das Gericht 
die nöthigen Einleitungen zu treffen hat ($. 202). Fällt dem Gridatar 
. dagegen erft nach Beendigung des Concurfes ein Vermögen zu, fo kann 
jeder Concursgläubiger auf Grundlage des Tiquidirungsurtheiles wohl die 
Execution fortfegen, allein er genießt hierbei eben fo wenig ein Vorrecht 
vor den neuen Glaͤubigern, als dann, wenn über diefed Wermögen ein 
neuer Concurs eröffnet werden follte ($. 208). Beide Arten des Ver: 
mögens waren bisher nach Hofdecret vom Il. September 1784, 3. 336 
lit. b, einander ganz gleichgehalten. Eine foldye Beftimmung ift aber den 
Rechten der nach der Concursbeendigung entftandenen Forderungen ab: 
träglich und es erfcheint die — des. Entwurfes dem Verkehre 
guͤnſtiger. 

Als allgemeiner Grundſatz wird in Anſehung der Wirkungen ded 
Concurſes aufgeftellt,, daß bderfelbe in dem rechtlichen Verhaͤltniſſe de} 
Schuldners zu feinen Gläubigern nur jene Aenderungen hervor: 
bringe, welche in dem Entwurfe unb bem a. b. ©. ®. verhängt find 


1) Das Begentheil ‚behauptet Bünther nad gemelnem Rechte. Nach der 
preußifchen Concursordnung erlangen bie @läubiger ein allgemeines Pfand: 
recht auf die Mafie. ©. Günther a. a. O. S. 801 ff. 813. 
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($. 62). — Fremde follen ben Einheimifchen gleilhgehalten werden, wenn 
nicht der. Staat, dem fie angehören, die Öfterreichifchen Unterthanen anders, 
als feine eigenen behandelt, in welchem Falle bas Widervergeltungsredht 
auszuüben ift. Das Gegentheil wird aber in der Regel vermuthet. Der 
Richter kann jedoch aus befonderen Oründen einen Beweis durch öffent: 
liche Urkunden verlangen, und in —— Faͤllen bei der eberen Ber 
börde anfragen ($. 222). 

Werfen wir einen Rückblick auf die dargeftelten allgemeinen Grund» 
züge des Entwurfes, fo Täßt fich gewiß nicht verkennen, daß in demſelben 
ein wefentliher Schritt zum Befferen gefchehen ift. Einzelne Mängel, 
namentlich Unbeſtimmtheiten in der Textirung der Paragraphen, Können 
bei einer Reviſion leicht behoben werden, und es ift ſonach biefe Arbeit, 
bei welcher insbefondere die Motivirung durch Gediegenheit und Klarhelt 
ſich auszeichnet, Zweifel eine höchſt dankenswerthe. 


X. 


Ueber die Colliſion des bücherlich fichergeftellten Kaufrechtes 
wit einer nachträglich einverleibten Schuldforderung: gegen 
den Verkäufer. 


‚Bon Herrn Dr. Ludwig Bremfer. 


Rechtsfall. 


VJoleph DD... ſchloß mit Mathias V... einen Kauf: und Verkaufs 
vertrag über fein (dem Sofeph gehöriges) Haus ab, in welchem Leßterer 
die am Tage des Vertragsabfchluffes (28. Januar 1846) auf dem Haufe 
baftenden Sagpoften zur Zahlung übernahm, der Verkäufer hingegen 
unter Einem mit der Ertheilung der Auffandungsbewilligung die Erklaͤ⸗ 
rung abgab, er hafte dafür, daß auf dem Haufe Feine andere als die eben 
gedachten Schulden vorfommen follen. | | 

Diefen Vertrag ließ nun der Käufer Mathias VB... am 4. Fe 
bruar zur Sicherftellung feines Kaufrechte auf dem gekauften Haufe vor: 
merken und am 28. März darauf fuchte Heinrich P. . . die Wormerkung 
einer ihm gegen den Verkäufer Zofeph D... noch vom. Jahre 1845 zu: 
ftehenden Contoforderung im Betrage von: 600 fl. C. M. (von welcer 
im Käufcontracte Feine Erwähnung gemacht war) auf deinfelben Haufe 
an, deren Juſtificirung er fohin auch bewirkte. 

Erft im Zuni darnadh, lange nach erfolgter Juſtificirung, ließ ſich 
Mathias VB... an die Gewaͤhr des Hauſes fehreiben und Flagte nun den 
Heinrih P.... auf Löſchung der demfelben zuftehenden Korderung pr. 
600 fl. C. M. als einer widerrechtlichen Belaftung der Realität. 


Zuerft mögen hier jene Gründe angeführt werden, welche für die 
Statthaftigkeit des Klagebegehrens ſprechen. 

I. Zu den wefentlichen Beftandtheilen des Kaufrechtes gehört unſtreit⸗ 
bar das Recht, von dem Verkäufer zu fordern, daß er die gekaufte Sache 
in dem bedungenen Zuftande übergebe; im vorliegenden Kalle war fomit 


o- 
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der Verkäufer verpflichtet,, die Realität ohne eine andere Sahpoſt außer 
den bereiss übernommenen, zu übergeben und es erfcheint fomit jede fer⸗ 
nere Belaftung als eine Rechtöverlegung feinerfeits gegenüber dem Käufer. 

Diefes urfprünglid rein perfönliche_Necht des Käufers wird durch 
die Eintragung ded Kaufvertrages in die öffentlichen Bücher zu einem 
dinglichen, d. h. gegen jede Perfon, welche nicht ebenfalls durch ein ding: 
fiches, in geundbücherlicher Priorität vorangehendes Recht gefchüge iſt, 
wirkfamen, und e8 begeht daher Seder, welcher die Realität ferner belaftet, 
eine Rechtöverlegung gegen den Käufer, indem aus den öffentlichen Buͤchern 
zu erfehen ift, daß durch eine folche Belaftung in deflen Vertragsrechte 
eingegriffen wird. 

11. Wollte man die Nichtigkeit diefer Behauptung nicht zugeben, fo 
müßte man confequent jede Möglichkeit einer Sicherfiellung des Kaufs 
rechtes in Abrede ftellen. Das Kaufrecht ift nämlich nur dann fichergeftelft, 
wenn alles Dasjenige, was der Kaufvertrag dem Käufer an Rechten. 
zufpricht, wirflih in Erfüllung gehen Fann, fomit hier die bebungeng 
llebergabe einer von allen anderen als den übernommenen Laften freien 
Realität, und dieſe Sicherſtellung [ol eben durch die Vormerkung des 
Vertrages bewerkitelligt werden. Welche Wirkung hätte jedoch diefe Vor⸗ 
merfung, wenn fie nicht gegen die nachfolgenden Caggläubiger eine hat, 
da fie doch der Natur der Sache nach auf die vorangehenden Satzpoſten 
keinen Einfluß nehmen kann, und wäre dann die bücherliche Eintragung 
des Kaufrechtes etwas mehr als eine leere Spiegelfechterei? 

III. Durch die Eintragung des Kaufvertrages in die öffentlichen 
Bücher ift aber auch zugleich die Uebergabe des Kaufobjectes erfolgt, denn 
nad) $. 481 6. ©. B. Y wird zur Uebergabe des Eigenthumes unbeweg⸗ 
licher Sachen die Eintragung des Erwerbungsgeſchaͤftes in die dazu ber 
ſtimmten öffentlichen Bücher erfordert. 

Indem nun der Käufer der Realität dieſen Kaufvertrag einftweilen 
auf felbe vormerken Tieß, fo erlangte er hierdurch ein bedingtes Eigen- 
thumsrecht, welches nach der Rechtfertigung diefer. Wormerkung (durch 


.1$. 431 bürgerl, ©. B. Zur Uebertragung bes. Eigenthumes wubetueglicher 
Sachen muß das Erwerbungsgefhäft in die dazu beſtimmten öffentlichen 
Bücher eingetragen werben, Diefe Cintragung nennt man Ginverleibung 
( Intabulation). 
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die nachfolgende Gewähranfchreibung) von der Zeit des nach gefeßlicher 
Ordnung eingereichten Wormerkungsgefuches in ein unbedingtes Eigen: 
thumsrecht übergeht $. 488 b. ©. B. ") und Jedermann Fonnte alfo 
durch die Einficht der öffentlichen Bücher fich die Ueberzeugung verfchaffen, 
daß dem neuen Käufer das Eigenthum der Realität zufallen müffe und 
zwar unter den im Kaufvertrage zu feiner Gewähranfchreibung erforberten 
Bedingungen, welche jedoch, ba die Auffandungserflärung in dieſem 
Vertrage ſchon gegeben war, Peine anderen waren al die eigene Willend 
&ußerung bes Käufers, an die Gewähr auch wirklich gefchrieben zu wer: 
den; denn die Gemwähranfchreibung ift bei ertheilter Auffandungserklärung 
eine in die. Willkür des Käufers geftellte gefegliche Förmlichkeit. 

Ein Recht des Verkäufers auf die Realität und fomit das dadurch 
bedingte Hypothekarrecht feiner Gläubiger auf felbe wäre nur dann geben 
bar, wenn der Käufer felbft fein in den öffentlichen Büchern eingetra- 
genes Kaufrecht wieder Köfchen ließe, mas jedoch im vorliegenden Falle 
nicht geſchehen ift. 

IV. Nach dem Geifte des $. 448 6. G. B.) werben mit dem Ei: 
gentbume unbeweglicher Sachen nur die zur Zeit der Uebernahme auf 
felben haftenden Laften übernommen; diefer Zeitpunct ift. aber nach dem 
Vorausgehenden der Tag, an welchem die (durch die erfolgte Gewähr: 
anfchreibung gerechtfertigte) Vormerkung ded Kaufvertrages angefucht 
wurde, fomit erfcheint die nachher erlangte Korderungsvormerkfung um fo 


1,6. 438 5, G. B. Wenn verjenige, welcher das Cigenthum einer beweglichen 
Sache anfpricht, darüber zwar eine glaubwürbige, aber nicht mit allen in 
ben 59. 434 und 435 zur Cinverleibung vorgefchrichenen Erforberniffen ver: 
fehene Urlunde befißts fo kann er doch, damit ihm Niemand ein Vorrecht 
abgewinne, bie bedingte Gintragung in bas Öffentliche Buch bewirken, melde 
Bormerfung (Pränotation) genannt wird; Dadurch erhält er ein bedingtes 
Cigenthumsrecht und er wird, fobald er zu Folge richterlichen Ausfpruches 
bie Vormerkung gerechtfertigt hat, von ber Zeit des nach gefehlicher Ord⸗ 
nung eingereichten Vormerkungsgeſuches für den wahren Gigenthüner ges 
balten. 

2) 9. 443 5. ©. B. Mit dem Cigenthume unbeweglicher Sachen werben au 
bie darauf haftenden, in den öffentlichen Büchern angemerkten Laflen übers 
nommen. Wer dieſe Bücher nicht einficht, leidet in allen Fällen für feine 
Rachläffigfeit. Andere Borderungen und Anuſprüche, die Jemand an ben 
vorigen Gigentbümer hat, gehen nicht auf ben neuen Erwerber über. 
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mehr wirkungslos, da fich der Hypothekenwerber Teicht aus den Öffentlichen . 
Büchern Überzeugen Fonnte, dab bie Realität nicht miehr feinem Schuld« 
ner gehöre und jeder, der diefe Bücher nicht einfieht, für feine Nachlaͤſſig⸗ 
keit leidet. 

V. Durch die Eintragung des Kaufcontractes in bie Öffentlichen 
Bücher wurde jedoch nicht nur ein bedingtes Eigenthumsrecht, fondern 
auch zugleich ein Pfandrecht auf die Realität erworben, denn der Käufer 
bat dadurch fein urfprängliches perfönliches Recht gegen den Verkäufer — 
die Uebergabe ber Realität unter den feftgefegten Bedingungen, daß naͤm⸗ 
lich Beine weiteren Laften vorfommen follen, zu fordern und ſich fohin an 
die Gewähr fchreiben zu laſſen — im ein dingliches umgewandelt, durch 
welches er, wenn auch der Verkäufer feiner Verbindlichkeit nicht nachkaͤme, 
feine Befriedigung und zwar durch die Gewaͤhranſchreibung, erlangen 
kann; das dingliche Recht aber, welches dem Glaͤubiger eingeraͤumt wird, 
aus einer Sache, wenn die Verbindlichkeit zur rechter Zeit nicht erfüllt 
wird, feine Befriedigung zu erlangen, ift das Pfandrecht $.447 b. G. B. ) 
und der Käufer hat ſomit ein Pfandrecht auf diefed Haus erlangt, auf 
deffen Grundlage er ausfehließend berechtigt war, das Eigenthum desfelben 
zu erwerben. 

Diefes Pfandrecht des Käufers collidirt mit dem fpäter erwirkten 
Pfandrechte des Gläubigerd des Verkäufers dergeftalt, daß beide nicht 
neben einander beftehen Eönnen, indem durch letzteres eine wefentliche Ver⸗ 
tragsbedingung — die Befreiung der Realität von jeder ferneren Bela⸗ 
ftung — geradezu vereitelt wird und der Käufer gehindert ift, fein Recht 
in der beftimmten WWeife auszuüben; bei zwei dergeftalt collidirenden 
Rechten: iſt es aber Brundfag, daß das fpätere unwirkſam fei, denn der 
fpätere Pfandgläubiger konnte aus den Öffentlichen Buͤchern ſehen, daß er 
in die Rechte eines Anderen eingreife. 

VI: Das fpäter erworbene Pfandrecht if endlich gar nicht realiſ its 
bar, weil der ganze Werth der Realität immer von dem vorausgehenden 
Kaufrechte erfchöpft wird. 


1)6, 447 b. ©. B. Das Pfandrecht ift das dingliche Necht, welches dem 
Bläubiger eingeräumt wird, aus einer Sache, wenn bie Verbindlichkeit zur 
rechten Zeit nicht erfüllt wird, die Befriedigung zu erlangen, Die Sache, 
worauf dem Gläubiger dieſes Recht zuftcht, heißt überhaupt das Pfand. 

I. Band 111. Heft 1849. 14 
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Aus dem Allen folgt, dab der Gläubiger des Verkäufers Fein Recht 
befige, die Realität zu pfänden, fondern höchſtens feine Korderung auf eine 
allfällige Kaufſchillingsreſtforderung vormerken zu laſſen. 

Diefer hier entwickelten Anficht laſſen ſich nun folgende Bedenken 
entgegenftellen und zwar: 

ad I. Es erfcheint vor Allem nothwendig, den Begriff des Kauf: 
rechtes fefizuftellen und zwar als Inbegriff aller jener Befugnifle, welche 
dem Käufer einer Sache gegen den Käufer vor der rechtlichen Uebergabe 
aus dem Kaufvertrage zuftehen. 

Diefes, urfprünglich-wie alle Vertragsrechte rein perfönliche Recht 
kann nun allerdings durch. die Eintragung in die öffentlichen Bücher in 
ein dingliched umgensandelt und dadurch fichergeftellt werden, allein der 
Natur der Sache nach findet diefe Sicherftellung nur gegen jene Perfonen 
Statt, welche mit ihren Anſprüchen das Kaufrecht gefährden Eönnen, 
nämlich gegen den Käufer, wenn diefer 3. B. ohne Grund die Gewaͤhr⸗ 
anfchreibung bed Käufers verweigern wollte, ober gegen einen allfälligen 
fpäteren Käufer. (Huch erfcheint es als eine weitere Rechtsfolge des inta- 
bulirten Kaufrechtes, daß die Gläubiger des Käufers auf felbes ihre For. 
derungen gegen Leßteren vormerken laffen Fönnen.) 

Dieb ift die einzig mögliche, aber auch vollkommen hinreichende 
Sicherfiellung des Kaufrechtes; denn der Zweck des Kaufverirages, die 
Erlangung des Kaufobjectes, wird dadurch rechtlich gegen jede mögliche 
Vertragsverlegung von Seite des Eompaciscenten ald auch gegen jeden 
gleichartigen, folglich allein nur collidirenden Aufpruch jener Perfonen, 
welche das Kaufobject Fäuflih an fi bringen wollen, gefchäßt; eine 
Sicherſtellung des Kaufrechtes gegen nachfolgende Schuldvormerkfungen 
gibt es nicht und kann ed nicht geben, denn die Nechte des Käufers colli⸗ 
diren nicht mit den Rechten der Gläubiger des Verkäufers. 

Die ferner für das Klagebegehren geltend gemachte Behauptung, 
ein wefentlicher Beftandtheil des Kaufrechtes fei das Necht, die Uebergabe 
der gekauften Sache in dem bedungenen Zuftande zu fordern, ift ſchon in 
diefer Allgemeinheit unrichtig; denn das wefentliche charakteriftifche Merk 
mal des Kaufrechtes ift die Ueberlaffung einer Sache gegen eine: beftimmte 
Summe Geldes ($. 1053 6. G. B.), und alle weiteren Beftimmungen, 
wie z. B. daß die gekaufte Realität fehuldenfrei fei, find nur außerwefent- 


Bremfer: üb. intab. Kaufrechte. 211 


liche willkuͤrliche Merkmale, fo fehr fie auch im Intereffe des Käufers 
liegen mögen und fo gewiß fie mit Einwilligung des Verkäufers zu einer, 
dem letzteren obliegenden Werbindlichkeit erhoben werden Eönnen. 

Aber auch adgefehen hiervon, ift es doch eine von felbft verftandene 
Rechtswahrheit, daß alle die Art der Uebergabe betreffenden Modifica- 
tionen nur gegen jene-Perfonen geltend gemacht werden Eönnen, welche 
im Befige der Sache find und felbe zu übergeben haben, nämlich gegen 
den Verkäufer oder deſſen Erben oder einen allfälligen fpäteren Käufer, 
nicht aber gegen Perfonen, welche gar nicht berechtigt find, die Sache zu 
übergeben, wie 5. B. die Glaͤubiger des Band welche dem Ver: 
trage gar nicht beigetreten find. 

Wollte man dieß nicht zugeben, fo müßte man. behaupten, daß ein 
zwifchen zwei Perfonen abgefchloffener Vertrag aud) den Rechten dritter 
Perſonen, die demfelben gar nicht beigetreten find, nachtheilig fein Eönne, 
ja man müßte dann jedem Nealitätenbefiger dad Necht einräumen, er⸗ 
Elären zu Eönnen: „Ich verpflichte mich, meinen Gläubigern Eeine Sicher 
ſtellung ihrer Sorderungen zu gewähren.” Allein die Sicherſtellung eines 
Rechtes als ein Ausfluß des mit jedem Nechte verbundenen Zwangsbe⸗ 
fugnifles hängt nicht von der Willie ded Schuldners ab, fondern ift im 
Sefege gegründe. 

Es ift aber auch der obgedachten Baftungser Flärung bes Verkäufers 
ein ganz irriger Sinn unterfchoben, wenn man ihr — ob fie nun in die 
Öffentlichen Bücher eingetragen ift oder nicht — eine Wirkung auf eine 
von dem Haftenden verfchiebene Perfon geben will, wie dieß in ben Gruͤn⸗ 
den für obige Klage gefchieht; denn die Einficht der öffentlichen Bücher 
verfchaffte im vorliegenden Falle nur die Leberzeugung, dab der Verfäus 
fer, falld dennoch neue Laften vorkommen follten, felbe auf feine Koften 
loͤſchen Taffen müffe, eine Verpflichtung, welcher er gegenüber dem Ver⸗ 
Fäufer nicht entgehen Eonnte, da diefer, wenn er vorfichtig zu Werke ging, 
durch Zurücdhaltung eines Theiles des Kauffchillings ſich zu fichern ver⸗ 
mochte, falls eine neue vertragswidrige Belaftung vorfäme,. bie er dann 
zu tilgen hätte. 

ad II. Die Möglichkeit und die Wirkung der Sicherſtellung des 
Kaufrechtes wurde fo eben dargethan; dadurch wurde jeboch auch zugleich 
bewielen, daß dieſes Recht mit dem Pfandrechte in keinem Falle collis 
dire, daher das Kaufrecht nad) immer feine volle Wirfung dußert, wenn 

14 ® 


312 Sauptblatt. 


es auch auf nachfolgende Sorderungsvormerkungen Feinen Einfluß 
nimmt. 

Es ift eine viel zu weite Beſtimmung eines dinglichen Vorrechtes 
als eines gegen jede Perfon, welche nicht ebenfalls durch ein dingliches, 
in grundbücherlicher Priorität vorausgehendes Recht geſchuͤtzt ift, wirk⸗ 
famen, denn es fehle das wefentliche Merkmal der Gleichartigkeit dieſer 
Nechte. Dder wollte Jemand behaupten, daß jedes in ber Zeit, ohne 
Ruͤckſicht auf feinen Gehalt und Zweck vorausgehendes Recht als Vor: 
recht gegenüber dem nachfolgenden anzufehen fei und ein Befugniß auf 
Loͤſchung der Ießteren gäbe? Nun denn, dann müßte man confequent auch 
die Behauptung vertheidigen, daß der Befißer einer bücherlich verſicherten 
Dienftbarkeit ein Recht habe, ein fpäteres Pfandrecht Töfchen zu laflen; 
ja man müßte zugeben, daß die früheren Satzglaͤubiger gegen ein fpäter 
eingetragenes Kaufrecht proteftiren Eönnen, denn alles dieß wuͤrde aus 
diefem Begriffe vom dinglichen Rechte und Vorrechte folgen. 

ad IH. Ohne Titel und ohne rechtliche Erwerbungsart kann Fein 
Eigenthum erlangt werben ($. 380 b. ©. B.); die Erwerbungsart ale 
. mittelbare gedacht, befteht in der rechtlichen Uebernahme und Uebergabe 
($. 428 und $. 1058 5. ©. B.), welche bei unbeweglichen Sachen durd 
die Einverleibung des Erwerbungsgefchäftes in die Bffentlichen Bücher 
Statt findet ($$. 431, 441 6. ©. B.). 

So lange diefe Erwerbungsart nicht vorhanden ift, fondern höchftend 
ein Recht eriftirt, die Uebergabe zu fordern, fo Tange kann auch von einem 
Eigenthume Beine Rede fein und wo der Begriff des Eigenthumes über- 
haupt mangelt, gibt e8 auch Eein bedingtes Eigenthum. 

Was aber. nun das durch die Vormerfung des Erwerbungsgefchäftee 
erlangte bedingte Eigenthumsrecht betrifft, fo find hier nur zwei Bälle 
gedenkbar, entweder es hat nämlich der Käufer ſelbſt noch nicht alle ihm 
obliegenden Verbindlichkeiten erfüllt, z. B. den Kauffchilling noch nicht 
in der bedungenen Weife gezahlt, oder — wie im vorliegenden Falle be: 
hauptet wird — er hat Feine Bedingungen mehr zu erfüllen und bie 
Gewähranfchreibung als einen Act feiner Winkür ohne weiteren Grund 
verzögert. 

Im erfteren Galle fann nun der $. 488 6. ©. 8. bier nicht in An⸗ 
wendung kommen, denn es fehlte der Urkunde nicht an einem zur Ein 
verleibung nothwendigen Erforderniffe, fondern das Erwerbungsgefchäft 
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felbft war ein noch unvollendetes, bedingte und erft, wenn die aufſchie⸗ 
bende Bedingung, nämlich die Erfüllung ber Verbindlichfeiten von Seite 
des Käufers, wie z. B. die Zahlung des Kauflchillings, vollzogen war, 
Eann von einer Eigentgumserwerbung des Letzteren die Rede fein($$. 708, 
897 b. G. 8.) 

Die in Folge eines Kaufcontractes nach Erfüllung der geſetzten Be⸗ 
dingungen vor ſich gehende Gewaͤhranſchreibung eine Juſtificirung des 
Kaufrechtes zu nennen, geht ſchon deßhalb nicht an, weil hier weder eine 
Juſtificirungsklage Statt findet, noch der Termin zur ſelben (5. 489 
b. ©. 8.) eingehalten zu werden braucht. (Der. Verkäufer, welcher hier 
ald Gegner des Zuftificirungswerbers anzufehen wäre, kann diefe Vor: 
merkung nicht einmal vor der im Vertrage beftiminten Zeit löfchen laſſen.) 
Ueberdieß aber liegt es ins Wefen einer Wormerkungsrechtfertigung , daß 
ein zur Zeit der angefuchten Vormerkung bereits beftehendes, jedoch da- 
mals nicht erwiefenes Factum durch felbe im Rechte beftehend erwiefen, 
d. 5. die Vormerkung gerechtfertigt werde; während durch bie Erfüllung 
einer Bedingung erft ein noch nicht dageweſenes Factum in bie ir 
lichkeit tritt. 

Im zweiten Galle, wenn nämlich alle Bedingungen von Seite des 
Käuferd bereits erfüllt find, erfcheint die Handlungsweife als eine Nach- 
läfligkeit, die er zu verantworten hat, wenn ein Gläubiger des noch an 
der Gewähr ftebenden Verkäufers diefen als Eigenthuͤmer der Realitaͤt 
anſieht und feine Rechte gegen ihn (den Verkäufer) geltend macht, oder 
man müßte zugeben, daß die Vormerkung eines Kaufvertrages mit der 
Gewähranfchreibung gleihe Wirkung habe. Allein dadurch würde man — 
abgefehen davon, daß fich durch eine diefer Anſicht entiprechende Ver⸗ 
fahrungeweife alle Gewährtaren recht bequem umgehen ließen und baß 
nirgends in den Geſetzen eine folhe Zurückbeziehung des Eigenthums auf 
den Tag der angefuchten Vormerkung ausgefprochen ift — doch offenbar 
gegen die 88. 431 und 441 verfloßen, deren Erfterer von Einverleibung 
(nicht Vormerfung), leßterer von Eintragung des Eigenthumsrechted in 
das öffentliche Buch (das Gewaͤhrbuch nämlich) ſpricht, während die Vor: 
merfung des Kaufredhtes einen Segenftand ded Satzbuches bildet. 

Uebrigens ift der Pfandrechtswerber gar nicht bemüßigt fich zu erkun⸗ 
digen, wer in Zukunft Eigenthümer der Realität werden wird oder wer⸗ 
den muß, fondern nur, wer es in der Gegenwart wirklich ift, und bat zu 
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diefem Zwecke auch nur das Gewahrbuch einzufehen; denn der neue Er: 
werber hat jedenfalls die haftenden Laften zu Übernehmen (H. 448 b. G. V.). 
Diefer leidet auch für feine Nachlaͤſſigkeit, wenn er die öffentlichen Bücher 


. nicht einfieht und fich in der Zeit von Abſchließung des Kaufcontractet 


- 


bis zur Gewaͤhranſchreibung neue, vertragswidrige Belaftungen ergeben 
haben, ohne daß er fi) auf die obgedadhte Weile, durch Zurüchaltung 
eines Theiles des Kaufſchillings gegen den Verkäufer fichergeftellt Hat. 

Dadurch erhalten auch die, für das Klagebegehren in EV. aufgeführ 
ten Gründe ihre Widerlegung. 

ad V. Daß durch die Eintragung des Raufcontractes in bie öffent 
Yichen Bücher Eein Pfandrecht auf die Realität erworben werde, ergibt 
ſich ſowohl aus der wefentlich verſchiedenen Natur beider Rechte, als auch 
aus den Bedingungen zur Durchführung und der Art der Durchfuͤh⸗ 
rung felbft. 

Weſentlich verfchieden find beide Rechte dadurch, daß bei dem Pfand: 
rechte dem Gläubiger ein Recht eingeräumt wird, auf eine von dem For: 
derungsgegenftande verfchiedene Sache, nämlich auf das Pfand oder den 
aus legteren gelöften Preis, während bei dem Kaufrechte die Sicherftel: 
lung desfelben vernünftigerweife Eeinen anderen Zweck hat, als daß dem 
Käufer nach Erfühung feiner Verbindlichkeiten der Kaufgegenftand ſelbſt, 
worauf das Kaufrecht haftet, in fein Eigenthum übergeben- werde; es 
wird alfo nicht wie beim Pfandrechte ein Aequivalent an der Stelle det 
Forderungsgegenftandes gegeben, fondern dad Vertragsobject ſelbſt geht 
unmittelbar in das Eigenchum des Gläubigers, nämlich des Käufers, über. 

Aber eben dadurch erhellt am bdeutlichften, daß das fichergeftellte 
Kaufrechs Fein Pfandrecht gewähre, denn die vertragsmäßige Verabre 
dung, daß der Gläubiger das Pfand (nämlich hier die gekaufte Realitaͤt) 
für fich behalten Fönne — die weſentliche Bedingung des Kaufvertraged — 
ift ald ein der Natur des Pfandrechtes entgegenftehender le 
erEfärt ($. 1370 6. ©. B.). 

Eben fo find die Bedingungen, unter welchen beide.Rechte in Wirk 
ſamkeit treten Eönnen, weſentlich unterfhieden, denn zur Execution dei 
Pfandrechtes kann erft dann gefchritten werden, wenn der Pfandgläubiger 
feine Verpflichtung nicht erfüllt hat; keineswegs ift e8 aber zur Realifirung 
des Kaufrechtes nothwendig, daß der Verkäufer feiner Wertragsverbind 
lichkeit! nicht nachgekommen fei; da e8 einzig von dem Käufer abhängt, 
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nach genauer Erfällung bes Vertrages fein Kaufrecht zu realifiren, d. h. 
fih an die Oewähr fchreiben zu laſſen. 

Wollte man das fichergeftellte Kaufrecht als ein Pfandrecht ertlär en, 
fo kaͤme man auf ben Widerfpruch, daß der Kaͤufer gerade dann, wenn 
auch der Verkäufer den Vertrag pünctlich erfüllte hat, fein Necht nicht 
realifiren Eönnte, denn die wefentliche Bedingung der Pfandrechtserecution, 
die Nichterfüllung feiner Werbindlichkeit zur beſtimmten Zeit von Seite 
des Schuldners mangelte dann. 

Endlich aber weift die Art der Durchführung beider echte den Un⸗ 
terfchied derfelben am deutlichften nach; denn Eönnte und wollte wohl der 
Käufer einer Realität, wenn ihm felbe nicht zur rechten Zeit übergeben 
wird, die Feilbietung derfelben nach $. 461 b. G. B. verlangen und nach 
der in den $$. 4632 — 465 vorgefchriebenen Modalitäten durchführen? 
Hätte eine ſolche Erecution in dieſem Falle irgend einen Sinn? Nicht 
einmal die erecutive Schägung kann der Käufer vernünftigerweife begeh⸗ 
ren, denn er übernimmt die Realität nicht um den Schägungspreis, fon- 
dern um den bedungenen Kaufſchilling; endlich aber müßte er, nach dem 
Erlöſchen der Verbindlichkeit, die Urkunde, auf deren Grundlage die Hy- 
pothek beftellt wurde — hier alfo den Kaufvertrag — aus den öffentlichen 
Büchern löfchen laffen (H. 469 b. ©. B.), er müßte alfo geradezu feinen 
Ermwerbungstitel aufheben. 

Da nun folchergeftalt das Kaufrecht nie ald Pfandrecht geltend ge: 
macht werden Eann, fo behebt ſich — wie ſchon früher dargethan wurde — 
die angebliche Colliſion zwifchen diefen beiden Rechten; allein es ift über- 
dieß ein ganz unrichtiger, in den Gefegen nirgends ausgefprochener Grund⸗ 
fag, daß der Befiger des früher verficherten Rechtes befugt fei, die Löſchung 
des fpäter eingetragenen zu begehren. 

ad VI. Die Realifirung beider Nechte nebeneinander., indem der 
an die Gewähr Eommende Käufer- die ſpäter eingetragene Schuld über: 
nebinen muß, ift durch das bisher Geſagte als rechtlich möglich erwiefen; 
überdieß ift aber Die Srage, ob auf ein ſpaͤteres Pfandrecht etwas entfalle ober 
nicht, Feine Rechtsfrage, fondern gehört als eine erft zu ermittelnde That 
fache in das Gebiet der Erecution. 





Somit wären die Gründe hinlänglich dargethban, welche für und 
gegen das obige Klagebegehren fprechen und ich will hier den leßteren nur 
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noch einen, aus der Betrachtung der möglichen praßtifchen Folgen abge» 
leiteten Grund anfdhließen. 

Geſetzt nämlich, die Anficht, das bücherlich ſichergeſtellte Kaufrecht 
mache jede ſpaͤtere Forderungsvormerkung unwirkſam, wuͤrde bei den Rich⸗ 
terſtuͤhlen als die richtige angenommen, ſo erſcheint es als naͤchſte Folge, 
daß alle liſtigen und böswilligen Schuldenmacher dadurch um ein Mittel, 
ihre Glaͤubiger an Rechten zu verkuͤrzen, bereichert werden; denn ein 
ſolcher braucht dann, um feiner Realität von einer unliebſamen Schulden⸗ 
Loft zu bewahren, nichtd Anderes zu thun, als durch Einverftändniß mit 
einem Menfchen, der ſich nichts daraus macht feinen Namen zu einem 
Sceingefchäfte herzuleihen — und ſolche Menfchen finden fih immer — 
ein Kaufrecht auf feiner Realität vormerken zu laſſen und kaum dürfte 

ein Gläubiger gefonnen fein, fi mit einer bücherlichen Sicherftelung ſei⸗ 
"ner Forderung unnöthige Auslagen zu machen, da er immer der Köfchung 
derfelben ohne erhaltene Befriedigung gemwärtig fein müßte. Ob aber eine . 
Theorie, die zu folhem Mißbrauche die Wege bahnt und folchen empfind« 
Iihen Einfluß auf den Realcredit äußert, in Anwendung gebracht werden 
folle, ift eine Brage, die ſich — meiner Anſicht von ſelbſt mit „Nein? 
beantwortet. 
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XI. 
[2] Das öfterreichifche Wechſelrecht in ſeinem ganzen Umfange, mit 
Beruͤckſichtigung auslaͤndiſcher Wechſelgeſetze, des Entwurfs einer 


Wechſelordnung fuͤr die deutſchen und italieniſchen Laͤnder vom Jahre 


1833 und des Entwurfs einer Wechſelordnung für die preußiſchen 
Staaten vom Jahre 1847. Zum Gebrauche bei Vorlefungen an 
Univerfitäten und Realfchulen, fo wie auch für Richter, Rechtsfreunde 

. und Geſchaͤftsleute. Won Dr. Johann Blaſchke, k. k. o. v. 
Profeſſor des Lehen⸗, Handels: und Wechſelrechts, fo wie auch des 
gerichtlichen Verfahrens und ded Geſchaͤftsſtyls an der Carl Franzens⸗ 
Univerfität und Docenten des Handels und Wechſelrechts an der 
ft. ft. Realſchule zu Grag. (In zwei Lieferungen. Gratz 1848. Im 
Selbftverlage.) 


Die vorliegende er fte Lieferung begreift in fi, außer einer, die allge: 
meinen Erläuterungen über Wechfel, Wechfelgelhäft und Wechfelrecht 
enthaltenden, Einleitung, vier Hauptftüde; deren erftes von’ den 
Eintheilungen und Erforberniffen der Wedfelbriefe, das 
zweite von der paffiven Wechfelfähigkeit und der Haftung 
aus Wecfelgefhäften, das dritte vom Giro und der Wed: 
ſelbürgſchaft, das vierte von der Acceptation handelt. | 

In der Einleitung wird ($. 7) ganz richtig bemerkt, daß Gegenftand 
des Wechfeld nur eine Geldſumme fein Eönne ; unrichtig aber ift die dafür 
angeführte Begründung, daß nämlich der Wechfel ein Stellvertretungs- 
mittel des baaren Geldes fei. Er ift ein Document, welches zur Em⸗ 
pfangnahme einer Geldfumme legitimirt, aber nit ein 
Stellvertretungsmittel diefer Geldſumme. 

Mit großer Vollftändigkeit und mit umfichtiger Benügung der eine 
ſchlaͤgigen Schriften und Gelege des In⸗ und Auslandes find die Fragen 
über die Natur des Wechfelvertrags und der übrigen dar 
beivorkommenden Verträge, dann über de Quellen besöfler- 
reichifchen Wechſelrechts, behandelt. 

Im I. Hauptſtuͤck werden (Seite 40) als förmliche Wechfelbriefe 
diejenigen bezeichnet, welche mit allen vom Geſetze vorgefchriebenen Foͤrm⸗ 
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lichkeiten verſehen find, während als unformliche jene bezeichnet wer: 
den, welche nicht alle diefe Förmlichkeiten haben. Obwohl diefe Bezeich— 
nung grammatifch richtig ift, fo wäre es, um Verwirrungen in der, 
ohnehin fehr complicirten, wechfelrechtlichen Terminologie zu vermeiden, 
zweckmaͤßiger geweſen, den, wie der Herr Verf. felbft bemerkt, gefeß- 
lichen Begriff feftzubalten, nach welchem der Unterfchied zwifchen form: 
lichen und unförmlichen Wechfeln darin liegt, daß erflere an einem, vom 
Ausftellungsorte verfchiedenen, Plage zahlbar find, letztere am Ausftel: 
lungsorte felbft. 

S. 42 heißt es, daß jene Wechſel, bei denen bie Verfallszeit vom 
Tage der Ausſtellung berechnet wird, nicht nach Sicht verfallende Wechſel 
ſind. Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt aber zu eng, weil, wie der Herr Verf. 
ſelbſt fpäter CS. 43) bemerkt, noch mehrere andere Wechfel, bei melden 
die Verfallszeit nicht vom Tage der Austellung berechnet wird, fondern 
in anderer Weife beftimmt ift, z. B. Wechfelbriefe, die auf einen an und 
für fich beftimmten Tag lauten, zu den nicht nach Sicht verfallenden gehören. 

S. 52—64 wird von der näheren Beflimmung der Verfallzeiten 
der Wechfelbriefe gehandelt. Es wird ganz richtig bemerkt, daß bei Wech⸗ 
fein, welche auf einen oder mehrere Monate oder Jahre nach Sicht oder 
a Date audgeftellt jind, nicht die Beftimmung des $. 902 des a. b. G. B., 
vermöge welcher 30 Tage einen Monat und 365 Tage ein Jahr machen, 
zu gelten habe, fondern daß die Berechnung nach dem gregorianifchen Ka⸗ 
lender vorzunehmen fei. 

In Anfehung der Medio Mese Wechfel wird die richtige Anficht 
aufgeftellt und begründet, daß fie auch dann, wenn fie den Beiſatz: 
Präcife haben, ohne Ruͤckſicht auf die Anzahl der Mionatötage, am 
15. des Monatswerfallen. 

Eine ſchaͤtzenswerthe Beigabe ift bie Aufführung der Verfallszeit 
ausländifcher Meßwechſel an mehreren bedeutenden Handelspläßen 
und nad) verfchiedenen ausländifchen Wechſelordnungen. 

&. 77 fpricht fih der Herr Verf. dahin aus, daß. die Wechfel- 
fähigkeit, da der Wechſelbrief ein Stellvertretungsmittel des baaren 
Geldes fein foll, allgemein ausgefprocdhen werde. 

Ich kann mich mit diefer Anficht nicht einverftehen. Denn, abgefehen 
davon, daß, wie bereitd oben bemerkt wurde, der Wechſel Fein Stellver⸗ 
tretungsmittel des baaren Geldes Ift, mithin der Grund einer allgemeinen 
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Mechfelfähigkeit entfällt, muß man, wenn man aus Erfahrung kennt, 
wie vielfältig die. Wechfelgefehäfte als Deckmantel und Hilfsmittel der 
fchändlichften Wuchergefchäfte und Betrügereien dienen müflen, eine mög⸗ 
Tichft weiſe Befchränfung der MWechfeffähigkeit als wuͤnſchenswerth erachten. 

In Anfehung der Wechfelfähigkeitder Militariiten wird behauptet, 
daß jene Mititäriften, welche den Civilgerichten unterftehen, dann jene, 
welche zwar den Militärgerichten unterftehen, jedoch nicht mit den Waffen 
dienen, wechfelfähig find. Ebenfo wird die Wechfelfähigkeit der Frauen, 
der Senfalen und ber Geiſtlichen behauptet. 

Mit diefen Behauptungen bin ich einverftanden, nur glaube id, daß 
die bis zur Einberufung oder bis zur Entlaffung Beurlaubten 
nicht wechfelfähig find. TS. mein Handbuch des öfter. Wechſelrechts, 
zweite Auflage, ©. 25.) 

In der Lehre vom Giro iſt neu die Bemerkung, daß auch Alfig- 
nationen der öfterreichifchen ‚Nationalbank, mit Ruͤckſicht 
auf die $$. 20 und 21 der Bankſtatuten, girirt werden können. 

S. 194 wird die Ungiltigkeit des Ciro in bianco behauptet, was 
auch richtig ift. Indeſſen ſcheint mir, daß durch eine nachträgliche Aus⸗ 
fuͤllung eines ſolchen Giro dieſelbe zur Giltigkeit gelange. (S. mein 
Handbuch des öſterr. Wechſelrechts, zweite Auflage, Seite 45.) 

S. 109 iſt der Herr Verf., entgegen der von Wagner vertheidig⸗ 
ten Meinung, der Anficht, daß auch dei falſchen und verfälfdten 
Wechſeln die Haftung des Siranten eine wechſelrechtliche ſei. So ge: 
wichtig auch die Gründe find, worauf der Herr Verf. feine abweichende 
Anſicht ſtützt, fo find fie doch nicht hinreichend, die Gründe Wagners 
ſo zu entbräften, daß die Frage nicht noch immer eine zweifelhafte bliebe. 

In Anfehung der Girirung verfailener Wechſel wird, S. 112, 
die Anficht vertheidigt, daß Wechfel auch nady der Zahlungszeit noch girirt 
werden Eönnen. Mir fcheine jedoch der Giro folcher Wechſel nicht ins Geiſte 
des Werhfelinflicuts und der Mechfelgefeggebung zu liegen. (S. mein 
Handbuch des oͤſterr. Wechſelrechts, zweite Auflage, ©. 48.) 

&. 120 wird behauptet, daß, wenn das Indoſſament per 
procura auf Ordre lautet, dieß den Indoffatar nur ermächtigt, feine’ 
Vollmacht zur Eincaffirung des Wechfels weiter zu übertra⸗ 
‚gen. Es fcheint jedoch dem Begriff: Ordre die Wagner’fche Anfücht 
mehr zu entiprechen, welche dahin gebt, daß, wenn bas Indoſſament 
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per procura auf Ordre lautet, der Indoſſatar dadurch zur weiteren Ab⸗ 
tretung des Eigenthums bed Wechſels ermächtigt fei. 

S. 132 ift wieder vom Giro in bianco die Rede, und wird bier 
die Frage, inwiefern ein folcher Giro burch nachträgliche Ausfüllung zur 
Giltigkeit gelange, erörtert, und im Allgemeinen bejaht. 

S. 124 wird behauptet, daß bei Alongen nicht die Beobachtung 
. der Vorfchrift des $. 115 der allg. ©. D. nothwendig fei, weil der Wechſel, 
die Aeceptation und die Indoſſamente verfchiedene Urkunden find, 
der $. 115 der allg. G. O. aber eine und diefelbe Urkunde voraus⸗ 
fegt. Dagegen läßt fich jedoch bemerken, daß der Wechfel, Die Acceptation 
und die Indoſſamente allerdings eine, aus mehreren einzelnen rechts⸗ 
verbindlichen Acten beftehende, Sefammturkunde über eine und 
diefelbe Forderung bilden. 

In Anfehung der inTändifhen Mepmwedfel finder fi, $. 76, 
die richtige Bemerkung, daß fie, wenn fie auf Märkte lauten, bie nicht 
einmal eine ganze Woche dauern, bezüglich der Präfentation zur Accep⸗ 
tation nach den allgemeinen Beftimmungen zu beurtheilen Eommen. 

In Anfehung der Acceptation ift der Herr Verf., &. 146, ber 
Meinung, daß der Nothabreffat nicht zur Acceptation, fondern blos zur 
Konoration, berechtigt fei, weil nach Art. 26 der W. D. die Acceptation 
nur von jenem gefhehen Einne, auf welchen der Wechſel lautet. 
. Allein gerade diefe Gefegeöftelle fpricht für die entgegengefeßte Meinung. 
Denn ber Wechfel lautet ja auch, wenigftens ſubſidiariſch, nämlich im 
Gall der Acceptationdverweigerung von Seite des Traffaten, auf den 
Notghadreſſaten. 

Zur Giltigkeit der Acceptation haͤlt der Herr Verf. (Seite 158, 
Anmerkung 6) die Beifeßung des Wortes: angenommen oder: accep- 
tirt nicht fuͤr nothwendig, weil der Art. 10 der W. O. dieß nicht aus⸗ 
druͤcklich vorſchreibt. Allein meines Erachtens ift eine dießfällige gefegliche 
Anordnung gar nicht nothiwendig, weil es ſich ja von felbft verfteht, daß 
in ber Ucceptationsurkunde der Inhalt berfelben, wenigſtens durch das 

° Wort: aeceptirt oder angenommen, ausgebrüdkt fein muß, 

j In Anfehung der Acceptation eines falfchen oder ver 
fälfchten Wechſels wird, Seite 160, die Giltigkeit berfelben behauptet. 
Indeſſen dat auch die entgegengefeßte Anfiht Wagners (wie auch ſchon 
oben bei der gleichen ‚Grage über die Giltigkeit des; Giro falfcher oder 
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verfälfchter Wechſel bemerkt wurde) fo gewichtige Gründe für ſich, daß 
diefe Frage noch immer ald eine ftreitige angefehen werden muß. 

Im Ganzen ift dad vorliegende Werk mit fehr großem Fleiß gear: 
beitet, und es ift die befländige Nückfichtnahme auf die vorzüglicheren 
ausländifchen Wechfelgefeßgebungen eine fehr fchäßenswerthe Beigabe, 
welche es befonders Kaufleuten zum Gebrauche empfiehlt. 

Weniger empfehlenswerth ift die Form des Buches, indem der 
Umſtand, daß beinahe die Hälfte desfelben aus Anmerkungen beftebt, 
feinen Gebrauch fehr unbequem macht. | 

Ein fehr flörender Druckfehler it die unrichtige Paginirung von 
Seite 128 bis Seite 145. 

Franz Kaleffa. 
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Hr Agenor Graf von Goluchowski, Landeschef ber Königreiche Gas 
lizien und Lobomerien, erhielt bie geheime Rathswürde. 

Hr. Dr. Iofeyh Pipitz wurde zum Unterflaatsfecretär in Miniflerium 
des Innern ernannt. ä 

Es find in ber letzten Zeit über die Auslegung tes Juftizminifteriumes 
Grlaffes vom 3. Juni 1848, Nr. 964, von verfchiebenen Selten Zweifel erho⸗ 
ben worben: in wie weit bie bei Gollegialgerichten, welche bie Gerichtsbarkeit in 
Eivil- und Briminalangelegenheiten in getrennten Senaten ausüben, genommene 
halbjägrige Praris zur Zulaffung zur Richteramtsprüfung aus einem ober dem 
anderen Zweige genüge. 

Die Abſicht des Juftizminifters bei Erlaſſung ber oberwähnten Miniflerials 

verfügung vom 3. Juni 1848 ging dahin, den Bandidaten zur Richteramtswürbe 
bis zum Erſcheinen eines Geſetzes über die Staatsprüfungen, eine Erleichterung 
zu gewähren. : 

Es wurde daher fämmtlichen Appellationsgerichten eröffnet: baß ber Aus: 
weis über die, nach zurücgelegten Rechtöftubien bei einem Advccaten, Fiscalamte 
oder irgend einem Civilgerichte ausfchließlich in Eivilgefchäften durch ein halbes 
Jahr genommene Praris zur Ablegung der Civilrichteramtoprüfungz der Ausweis 
über die bei einem” Eriminalcollegialgerichte oder einem landesfürfilichen, wenn 
auch nur zu Griminalunterfuchungen berechtigten Gerichte (Lands, Pfleg:, Bann: 
gerichte) durch ein halbes Jahr ausjchliegend genommene Griminalpraris zur 
Ablegung der Griminalrichteramtsprüfungs endlich der Ausweis über die durch 
ein volles Jahr bei einem Goflegialgerichte oder einem Iandesfürfllichen Gins 
zelngerichte, welche die Civil-⸗ und Griminalgerichtsbarfeit zugleich ausüben, in 
beiden Gefchäftszweigen genommene Praxis zur Ablegung beider Richteramtes 
prüfungen befähige. 

Um den anerfannten Grundſatz der Gleichberechtigung aller Nationalitäten 
des öfterreichifchen Kaiferflaates bezüglich auf die, bei Ausübung ber Rechtöpflege 
zu gebrauchende Sprache durchführen zu können, ift vor Allem erforderlich, daß 
die in ber deutſchen Sprache verfaßten Gefeßbücher fammt den darauf Bezug 
habenden Nachtragsgeſetzen in die betreffenden Sprachen, infofern nicht bereite 
Ueberſetzungen beftehen, mit möglichitee Befchleunigung übertragen werben. 

Das Juftizminifterium hat daher bei dem Umflande, daß Meberfeßungen 
in die polnifche, ezechifche und italienische Sprache bereits beftehen, eine Com⸗ 
miffion mit der Verfaſſung der Ueberfegung in die ruthenifche Sprache bes 
auftragt und gleichzeitig die Verfügung getroffen, daß dem diepfälligen Bedürf⸗ 
niffe auch rüdficktlich der in der Bufowina üblihen moldauiſchen, dann 
ruchfichtlich der illyrifchen und ſloweniſchen Sprache mit gleicher Befoͤr⸗ 
derung Abhilfe gewährt werde. Als eine ſich von felbit verſtehende Folge muß 
es bezeichnet werden, daß das Syftem der Ueberfegungen ſich auf die neu erfcheis 
nenden Geſetze ausdehnen werde. Mit diefer, im Hinblicke auf die bevorfichende 
Gerichtsorganifation und auf die Ginführung bes mündlichen öffentlichen Ders 
fahrens mit Gefchtwornengerichten nothwendigen und wichtigen Maßregel wurbe 
die Einleitung verbunden, daß ſämmtliche Gerichtsbeamte aufgefordert werben, 
fih die vollfommene Kenntnig der Sprachen jener Landestheile, in welchen ihre 
Berwendung in Ausficht flieht oder von ihnen gewünfcht wird, in möglichſt kurzer 
Zeit anzueignen, indem, fobald dem Grunbfage der Bleichberechtigung ber Na⸗ 
tionalitäten bezüglich des ausfchließlichen Gebrauches ber Iandesüblicden Sprache 
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jever Provinz bei den gerichtlichen Verhandlungen allenthalben praktiſche @eltung 
verfchafft werden kann, die vollfonmene Kenntniß jener Sprache ale unumgängs 
liches Erforderniß für das gefammte Richteramtsperfonale in ber Art. anzuſehen 
fein werde, daß die Nichtkenntniß derfelben den Anfpruch anf eine Bebienftung 
bei den Gerichtsbehörben der betreffenden Provinz. ausschließen folk, 

Bon dem Bifer derjenigen, denen in Betreff dieſer Vorbereitungsmaßregeln 
eine Verpflichtung obliegt, ift zu erwarten, daß fie den Bemühungen. bes Inſtiz⸗ 
minifteriums, die von ben Bölfern Defterreichs fehnlich gewünfchten Reformen 
der Rechtspflege ins Leben zu rufen, ihrer Seits jene Mitwirkung verleihen wers 
den, welche- unerläßlich if, um den, im natürlichen Gange der Culturentwicklung 
liegenden Anforderungen der Zeit entfbrechen zu fünnen. — 

. Schon am 18. Januar d. I. wurde die a. 5. Entſchließung vom 15. Decems 
ber 1848 fundgemadht, durch welche nicht nur das Siſtirungsérecht der pofitiichen, 
eameraliftifchen oder montaniftifchen Repräfentanten bei Urtheilsfchöpfungen , zu 

” denen fie bisher beigezogen zu werben pflegien, fondern auch die Borfchriften 
über deren Beiziehung felbft aufgehoben und den Berichten bie Weifung gegeben 
wurde, die Urtheile ohne Beiziehung folcher zu fällen, die gefällten aber unvers 
züglich auszufertigen. 

Das Sufizminifterium, welches ſelbſt bei ‘dem. Fortbeſtande dieſer Einrich⸗ 
tung es mit feiner. Berantwortlichfeit unvereinbar gefunden Haben würbe, fe gegen 
zichterliche Srfenntnifje auf einen im Sinne eines Berwaltung srepräfentanten 
zu erlaffenden a, 5. Ausfpruch anzutragen, fand fich zu jener Verfügung durch 
die @rwägung beflimmt, daß unter den oberfien Orundfägen einer Vertrauen eins 
Hößenden Rechtöpflege die gänzliche Trennung der Jufliz von der Adminiſtration 
wenn nicht den erften, boch gewiß einen der vorzüglichfien Plaͤtze einnehme. 

Um dem Biele einer von’ ben Echladen der Zeit gereinigten Ausübung 
des Richteramtes, worauf das Juftizminifterium unverwandten Auges feine Bes 
mühungen richtet, näher zu rüden, war vor allem der Berwaltungseiufluß, wel 
= in den erwähnten Repräfentanten feine Träger fand, vom Nichterfinhle zu 
entfernen. : 

Die Unabhängigkeit und die Würde. der Richter, in benen man bie lebens 
digen Organe bes Geſetzes und nicht Diener ver Berwaltung erfennen möge, 
forderte dieß einerjeit eben fo.gebieterifch, als andererfeits eine gerechte Fordernug 
in dem Begehren der öffentlichen Meinung liegt, daß vor dem Richterſtuhle alle 
Nechte, ohne Unterſchied, ob fie das Antereffe des Bingelnen, oder des Staates 
berühren, gleich geachtet und gleich geftellt werben müflen. 

Durch bie Fundgemachte Derfügung haben nunmehr jene Einfprachen, welche 
som Geſichtspuncte des fiscalifchen Intereffe wider die Erkenntniſſe ber Mattes 
collegien gemacht werben durften, und welche nicht felten empfindliche Rechtsver⸗ 
zögerungen zur Folge hatten, ihe Ende gefunden, um einer unabhängigen und 
befchleunigten Rechtspflege Raum zu geben. — a 

Das Minifterium des öffentlichen Unterrichtes hat Wolgendes angeorbnet: 

Obgleich e6 Feineswegs in der Abficht liegt, den ausgeſprochenen Grund» 
faß der Lernfreiheit für Facultätsftubierende und Studierende fonftiger höherer 
Stubienabtheilungen irgend in Frage zu Nellen, fo erſcheint es doch nothwendig, 
ben Lehrkörpern die Mittel in die Hand zu geben, hinſichtlich jener- Studierenden, 
welche befonbere Begünfligungen zum Zwecke des Studiums, wie Stipendien, ober 
Befreiung von Gutrichtung des. Unterrichtsgeldes genießen, fowohl über deren 
Wörbigfeit in Hinficht auf fittliches Verhalten als über ihre Fortſchritte befries 
digende Nachweifung ſich zu verichaffen. Insbeſondere in Abficht auf Stipendien 
flellt fich dieß um fo winfchenswerther dar, als in den Stiftbriefen fat durch⸗ 
gehende, fowohl was Verleihung, ale was Koribelafjung betrifft, wiſſenſchaftliche 
Ausbildung und fittliches Verhalten gefordert werben. 

Was in dieſer Hinficht die Bymnaflale und Lycealſchülor betrifft, fo wer⸗ 
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den in_beiden Beziehungen bie bisherigen Borfchriften hierüber anfrecht. erhalten. 
Für die Studierenden der höheren Bäcker aber wird Folgendes feflgefegt: 

1. Ueber die Frage, ob derlei Studierende der Erlangung oder Beibehal: 
tung der Stipendien würbig find, haben bie betreffenden Lehrförper zu entfcheis 
ben. Letztere haben mit Rücficht auf alle ihnen zur Kenntniß gefonmenen Umftänte 
in reife und gewiffenhafte Erwägung zu ziehen, ob die Studierenden der erwähnten 
 Begünftigung in Hinſicht auf ihre Betragen und auf ihre wiffenfchafttichen Fort⸗ 

fehritte völlig wuͤrdig ſeien oder nicht. ‚ 

2. Sind Studierende dem betreffenden Lehrförper nicht genug befannt, 

um fi namentlich in Betreff des Fortganges mit Beftimmtheit ansprechen zu 
fönnen, fo fleht es tem Lehrförper frei, zu verlangen, daß fich felbe einer Prüfung 
unterziehen, nach deren Ergebniffe und mit Rüdficht auf die fonfligen, dem Lehr: 
förper befannten Berbältniffe über die Würbigfeit der Studierenden zur Grlangung 
ober dem Fortbezuge von Stipendien zu entfcheiden fein wird. 
3. Der Grundſatz ber Lernfreiheit wird, wie ſchon -bemerft, bezüglich der 
Stipentiften zwar keineswegs aufgehoben, und fie koͤnnen daher auf Feinen Fall 
zur Beobachtung ber früher beftandenen Studienorbnung und Abtheilung in Jahr⸗ 
gänge verhalten werden. Wenn fie aber eine längere Zeit, als nach dem Studies 
plane nothwendig iſt, in den Studien zubringen, fo koͤnnen fie deßhalb nidt 
auch eine längere Dauer des Stipendiengenuffes in Anfpruch nehmen. 

4. Zur Erlangung oder Beibehaltung der Befreiung vom Unterrichtögelde 
iR es für Studierende ber. Höheren Stubienabtheilungen genügend, wenn be 
betreffende Lehrförper beftätigt, daß in Beziehung auf Verhalten und Fortgang 
fein ihm befannter Anftand obwaltet und die Dürftigfeit gehörig nachgewieſen if. — 
. Das Minifterium bes öffentlichen Unterrichts hat im Verfolge feiner pro: 
viforifchen Maßnahmen zu Reorganifirung ber Hohen Schulen Folgendes angeordnet: 

4. Die Privatdocenten, welche den Vorfchriften vom 19. December 1838, 
3. 8175, gemäß fich "Habilitirt, und Borlefungen gehalten haben, find berechtigt, 
fowohl Frequentationss als Bortgangszengniffe, wo leßtere verlangt werben, au& 
em Diefe Zeugnifie haben biefelbe gefegliche Wirkfamkeit, wie bie der wirt 
ichen Profefforen, vorausgefegt, daß wu es fi um bie bisher fogenannten Ob⸗ 
ligatlehrfaͤcher Handelt, die Vorlefungen ber Privatdocenten nach Zweck und Umfang 
denen ber wirklichen Profefioren gleich find. Ob und daß dieß der Ball fei, dan 
über hat der Lehrförper zu entfcheiden und zu wachen, 

Da in-Brag einftweilen geringere Anforberungen an bie Bewerber um 
eine Privatbocentur gemacht werben, fo koͤnnen die dortigen Privatbocenten wohl 
Brivatzengniffe ausftellen, nicht aber ftaatsgiltige Seugnifie, mit Ausnahme der 
jenigen Brivatbocenten,, welche fich nach den Borfchriften des oben angeführten 
Minifterialerlaffes: förmlich Habilitiren, ober denen das Recht zur Ausftellung 
Raatsgiltiger Zeugniffe über Antrag des Lehrkoͤrpers von dem Minifterium au 
nahmsweife und ausdrücklich zuerfannt iſt. 

2. Die Lehrlörper, welchen die unmittelbare Leitung ber Lehranftalten an 
vertraut if, find dafür verantwortlich, daß gleichwie jeder wirkliche Profeſſor, [0 
auch jeder Privatdocent dem Zwecke der höheren Unterrichtsanftalten entfprechend 
Ichre und in feinen Verhältnifien zu den Studierenden ſich benchme. Der Inhalt 
der Borlefungen kann alfo nicht eiwa auf geiftreiche Unterhaltung oder redneriſche 
Grregungen abzweden, fondern er hat Wifienfchaft zu fein, und wiffenfchaftlige 
Ginficht bervorzubringen. Er Hat ferner den Geiſt echter Freifiunigfeit, und darum 
zugleich den Geift ſtreugſter Geſetzlichkeit, fo weit es in feinem Gegenflande liegt, 
zu nähren, und barf dieſem nie und nirgends feinblich entgegentreten. 

Die Lehrkoͤrper find berechtigt und verpflichtet, hierauf mit Ernft zu fchen, 
und nöthigenfalls im bisciplinarifhen Wege, mit Berwarnung, Rüge und ſelbſt 
mit alfogleider Suspenflon bes Rechtes zu lehren, letzteres jedoch unter gleich⸗ 
jeiliger Anzeige an. das Minifterium, vorzugehen. 

— a — 


D.s vielfach außgefprochene Wünſche des jurtbifchen Publikums 
findet fich die unterzeichnete Berlagshandlung bewogen, das in Ihrem 
Verlage erfchienene periodifche Werk‘: 


Der Juriſt. 


— Beitfgeift, vorzüglich für Die Vrari⸗ 








des geſammten 


Oeſterreichiſchen Rechtes, 
herausgegeben von 
Dr. Janaz Wildner Edlen von Meithfein, 
Erfier bis zehnter Jahrgang, 
1839 sis indufive LSAS, 
oder erster bis zwanzigster Band _.. 
(53 Hefte) | 
ſammt Inhalts· Verzeichniß von Theod. Frühwald, Aut 
Ladenpreifes non fl. 60 C. M. für den billigen Preis von 
fi, 95 Coup. Münze, 

zu erlaſſen. 


Diefe, namentlich für praktiſche Juriſten wichtige — 
bildet eine compendiöfe juridiſche Bibliothek, deren Brauchbarkeit 
um ſo entſchiedener iſt, da das beigefügte 


ſyſtematiſche Inhalts⸗⸗Verzeichniß 
aͤls nachzuſchlagender Katalog dient. 


Sie "enthält übrigens "über 
fiebenhuudert 


gebiegene Abhandlungen, Auffäge, Rechtöfälle zc. aus allen Zweigen 
ber Rechtöwifienfchaft, ald: 1) Vernunftrecht, 2) Criminalrecht, 
3) Bürgerl. Recht, 4) Wechfelrecht, 5) Handeldrecht, 6) Bergrecht, 
7) Lehenrecht, 8) Surisbictionsnormen, 9) Gerichts- und Eoncurs- 
ordnung, 10) Adeliged Richteramt, 11) politiſche Geſetzkunde, 
12) Strafgefeb über Gefällsühertretungen, 13) Strafgefeß über 
fchwere Polizetübertretungen, 14) Finanzgegenflände, 15) Statiſtik, 
16) Audlandiſche Geſetzgebung und Rechtögegenflände — von den be> 
rühmteften juriflifchen Autoren der Neuzeit, und kann mit Recht 
eine Fundgrube des juridifchen Wiffens genannt werben. 

Befonderd diirfte biefe.Preisherabfeßung angehenden Advoca- 
ten und jüngeren Rechtögelehrten fehr willfommen fein. 

Da die Verlagshandlung jedoch nur noch einen fehr geringen 
Vorrath volftändiger Eremplare befigt, fo bittet fie mit dem 
Ankauf nicht zu zögern, ba zu erwarten fleht, daß bei fo gün- 
flig geftelten Bedingungen der Vorrath bald erfchöpft fein dürfte. 

Uebrigens find auch einzelne Jahrgänge, fogar Bände zur Er- 
gänzung unvolfländiger Eremplare ber ganzen Sammlung zu billi- 
gem Preife zu haben. 

Außerdem erlaube ich mir, meine Buchhandlung beftens zu’ 
empfehlen, welche fchon feit Ritter v. Mösle als bie juribi- 
fehe befannt, und feit Uebernahme von der Witwe im gleichen Geifte 
bis jest fortgeführt wurde. 

Ich halte vor wie nach) ein vollſtäudiges Lager aller in 
Defterreich erfchienenen juridifchen Schriften — und werde 
unter der jebigen freien Bewegung auch für ein gewähltes Lager 
älterer und neuerer jnridifcher Literatur des Auslandes 
Sorge tragen, um ben alten Namen -ber al die Buchhand⸗ 
lung zu bewahren. 


Wien, — 1. Juni 1849. 


Wilhelm Bronmällers | 


k. k. Hofbuchhandlung, 
Graben, Sparcaſſe⸗Gebaände. 
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XII. 


Ueberſicht der Staatsverträge —— mit der 
osmaniſchen Pforte. 


Don Herrn Dr. Vesque von Püttlingen, 
k. k. Hofrathe. 


1533. Fliede zwiſchen Ferdinand J. als Koönig von Ungarn, und 

dem Sultan Selim I. . . . ... 14. Zuli 1533. (2. Moharrem 940.) 
Hammer, Gefchichte des osmanifchen Reiches, Band III. S. 10. 

1544. Verordnung des römiſchen Königs Ferdinand I., ben Handel 

mit der Türkei betreffend . - . . 8. Januar 1544.  - 
Codex austriacus, T. I. p. 247. 

1547. Erfter Waffenftiliftand mit dem römifchen Kaifer Carl V. 
und Serdinand I... . 19. Juni 1547. (1. email: ewwel 
954.) 

Hammer, III. 375. 

1558. Waffenſtillſtand mit Alipaſcha von Ofen, durch Verantius 

und Palyna ... 1558 (im J. 960). | / 
Sammer, IH. 328. 

1554. Waffenſtillſtand mit Defterreich, unter Selim I. zu Chalce⸗ 

Don verlängert 1554 (im 3. 961). 
Sammer, III. 329. 

1555. Waffenftiliftand auf ſechs Monate. Amaſia, 1565 (im 
Sabre 964). 

Sammer, Ill. 335. 

1557. Waffenſtillſtand von Busbek auf fieben Monate gefchfoffen 
. « 1557 (964). 

Hammer, IN. 361. 

1562. Erneuerung des Waffenſtillſtandes mit it Ferdinand I. durch 

Busbef . . . 1562 (969). 
Sammer, III. 389. 

1565. Betätigung ber Friedensurkunde, von Selim 1, den Geſand⸗ 
ten Max des I. Ezernomig, Albani und Cſabi gewährt . . . 1565 
(972). 

Hammer, ni. 431. 


1. Band. IV. Heft 1849. | 15 
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1568. Achtjaͤhriger Waffenſtillſtand mit Maximilian II. unter Se⸗ 
lim I.... 17. Februar 1564. (18. Schaaban 975.) 
Sammer, III. 514. 
1578. Erneuerung diefes Waffenftillftandes . . . . . 24. — 
1373. (27. Dſchemaſiul⸗achir 981.) 
Hammer, III. 611. 
1574. Erneuerung des Waffenftilftandes mit Marimifian II. unter 
Murad TIL ... 9. October 1574. (2. Schewwal 982.) 
Hammer, iv. 20. 
1577. Erneuerung des Waffenſtillſtandes mit Rudolph EI., unter 


Murad III..... 1577 (985). 
Hammer, IV. 27. 


1584. Erneuerung des Waffenftillftandes mit Rudolph IL . . . . 
11. Sanuar 1584. (27. Silhidſche 991.) 
Hammer, IV. 144. 


1591. ‚Erneuerung des Baffenftiliftandes mis Rudolph I. . . . 
1591 (999). 
Hammer, IV. 246. : 


1604. MWaffenftiliftand unter Rudolph I. und Ahmed I., sn drei 
Wochen gefchloffen, zur Eröffnung des Congreffes mit Defterreich . F 
10. Januar 1604. (18. Schaaban 

Hammer, IV. 370. 


1606. Waffenftilkftand seinen den Faiferlihen Bevollmächtigten 
und dem Wefir Muradpafha . . . . 14. Zuli 1606.. (9. Moharrem 
1015.) 

Sammer, IV. 392. 


"1606. Sriedenstractat zwifchen dem Kaifer Rudolph II. ald König 
von Ungarn, und dem türkifchen Kaifer Ahmed I. Sitvatorof, 11. No⸗ 
vember 1606. as Redſcheb 1015.) 

Dumont, T. V. P. II p. 78. 


1608. ah wegen — des Sitvatoroker Frie⸗ 
dens. Neuhaͤuſel, 28. März 1608. (21. Silhidſche 1017.) 
Hammer, IV. 421. 
1608. Uebereinkunft wegen der ſtreitigen Dörfer um Gran .... 


19. Juni 1608. (5. Rebiul-ewwel 1017.) 
Sammer, IV. 421. 


- 1612. Convention unter Ahmed I, vom Eaiferlichen Agenten Migael 
Starzer .erhalten, zur Abfegung und Hinrichtung Batbory’6 . . . . 


12. Mai 1612. (11. Rebiul:ewwel 1021.) 
Hammer, IV. 465. 


1615. Wiener Triebe, als erfte Erneuerung des Sitvatorofer Gries 


Se Wien 1615; kaiſerliche Ratification, Prag 1. December 1615 (im 
1028). 
Dumont, T. V. P. 11. p. 264. 
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’ es Verichtigte Urkunde bes Wiener Sriedns ... . 1616 
1025 
Hammer, IV. 488, 

1617. — wegen der Rreitigen Dorfer, als Anhang des 

Wiener Friedens . . 19. November 1619. (20. Siltide 1026.) 
Sammer, IV. 50. 

. 1647. Handelsvertrag —— König Mathias und Abmed I... . 

1617 (10826). 
Sammer, IV. 489. 

1618. Vertrag zwiſchen König Mathias und Osman II., ald zweite 
Erneuerung des Sitvatorofer Friedens. Comorn, 27. Sebruar 1618. 
(2. NRebiulsewwel 1027.) 

Dumont, T. V. P. II. p. 309. 

1025, Dritte Ermeuerung bed Sitvatorofer Friedens, zwiſchen dem 
römifchen Kaifer Berdinand II. und dem türkifyen Sultan Murad IV. 
Seldlager bei Gyarmath, Mai 1625; Eaiferfiche —— , Wien 
26. Mär, 1626 —8 2 
. Dumont, T. V. p. 475. 

1627. lee = des Sitvatoroker Sriedens, zwifchen dem 

Öinifchen Raifer Ferdinand IA. und dem sürkifchen Sultan Murad IV, 

ön, den 10. December 1627 ; baiſerliche Ratificabion, 6. September 
1628 (9.1086). 

Dumont, T. VL P. IL p. 244. 

1642. Fuͤnfte Erneuerung bed Sitvatoroker Friedens, zwiſchen dem 
römifchen Kaifer Ferdinand IE. und dem türlifchen Sultan Ibrahim. 
Szoön, 19. März 1642. (28. Silhidſche 1052.) 

Dumont, T. VI. P. I. p. UA. 

1649. Sechſte Erneuerung des Ditvatoroker Friedens, zwifchen dem 
romiſchen Kalfer, König von Ungarn und Böhmen, Ferdinand HL und 
bem türfifhen Sultan Mohamed IV. Conſtantinopel, 1. Juli 1649. 
(30. Dſchemaſiul⸗achir 1059.) 

Dumont, T. VI. P. I. p. 521. 

1664. Zriebenstractat zwiſchen dem römiſchen Kaifer, König von 
Ungarn und Böhmen, Leopold I. und dem türkifchen Sultan Mohamed IV. 
als fiebente Erneuerung ded Sitvatoroker Friedens. Im Lager bei Vasvar, 
10. Auguſt 1664. (6. Moharrem 1074.) 

Dumont, T. VI. P. I. p. %. 

1681. Verlaͤngerung des Friedens auf 20 Jahre zwiſchen Leo⸗ 
old J. und Mohamed IV., als Erneuerung des Wäsvärer Friedens 
und als die achte des Sitvatoroker Friedens. Conftantinopel, 1681 
(1098). 

Dumont, T. VIE. P. II. p- 1%. 

1688. Erklaͤrung des Fürften und ber drei Nationen Siebenbürs 

gens über ihren Austritt aus der tärkiichen Botmaͤßigkeit and ihre glückliche 
15% 
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Wiederkehr zum Könige von Ungarn. Beben (in civitate Cibiniense) 
9. Mai 1688 . 
Dumont, T. VII. P. 11. p. 158. 
1698. Erklärung der Grundlage bes Earlowiger Sriedens . . . . 


22. Zuli 1698. A Moharrem 110.) 
Hammer, VI. 


1699. Sriedendfchluß auf 25 Jahre zwiſchen dem römifehen Kaifer 
Leopold I. und dem türfiihen Sultan Muftafa II. Carlowig, 26. Januar 
1699. (5. Schaaban 1111.) 

Dumont, P. VII. P. Il. p. 448. — Raceolta dei trattati, p. %. 

1699. Prüliminar » Inftrument der Graͤnzſcheidung mit Defterreich 

. 23. April 1699. (29. Schewwal 1111.) 

- Hammer, IX. 296. 

1699. Abgränzungs:Inftrument der ſyrmiſchen Gränze .. . 12. Mai 
1699. (23. Silfide 1111.) 

Hammer, VII. 63. 

1700. Abgrängungs - Inftrument zwiſchen Bosnien und Croatien 
.... 25. Juli 1700. (8. Sſafer 1112.) 

Hammer, VII. 63. 

. 1700. Convention mit dem tuͤrkiſchen Greßbotſchafter zu Wien, 
die Erweiterung des 12. Artikels des Carlowitzer Friedens SeRIENenD: 
Wien, 26. Zuli 1700. (9. &fafer 1112.) 3 

Sammer, VII. 21. 

1700. Abgränzungs » Inkrument zwiſchen Siebonblrgen und bem 
Banat . . . . 2. December 1700. (2. Schewwal 1112.) 

Hammer, VII. 63. 

1701. Allgemeines Abgränzungs - Inſtrument des Carlowitzer Frie⸗ 
dens durch den Commiſſarium Kaiſers Leopoldi in Gegenwart des Tuͤrki⸗ 
ſchen bei der Gränzſcheidung publicirt. Im Lager ad Pistram, 5. März 
1703. (4. Schaaban 1118.) 

Lunig, P. Gen. Cont. Il. p. 8865 Hammer, VII. 62, 

1701. Befätigung des Tarlowiger Friedens . . . . 15. April 
1701. (14. Sillide 4118.) 

Hammer, IX. 296. 

1703. Bosniſches Grin berheigunge-Jnfrumnt 00. 12. Aus 


guft 1703. (29. Rebiul⸗ewwel 1115.) 
Hanmer, VII. 63. 











1) Diefer Grflärung waren vorausgegangen: 
1682. Tractat zwifchen dem türkifchen Sultan Mohameb IV. und bem 
Grafen Emerich Töföli... . 10. Auguft 1682. (6. Schaaban 1093.) 
Dammer, VI. 731. 


1687. Vertrag Suleiman’s IT. mit den Stäuten Siebenbürgens . . 7. Des 
cember 1687. (21. Moharrem — 
Hammer VI. 529, 
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1709. Fernere basniſche Orängberichtigung —— Märs 1709 
(13. Moharrem 1121.) 
Sammer, VII. 143. 


‚ 1711. Oeſterreichiſches Menif über den gegen den men von 
Seite des türkifhen Sultans Ahmed begangenen Behbenstrug.. 

33. Februar 1711. 
Dumont, T. VIII. P. I. p. 266. 


1718. Friedensſchluß auf 24 Jahre zwilchen dem römifchen Kaiſer 
und König von Spanien, Carl VI, und dem tuͤrkiſchen Sultan Ahmed 
Chan. Paffarovig, 21. Juli 1718; Eatferliche Ratification: Wien, 12. Au: 
guſt 1718. (22. Schaaban 1130.) Ä 

Dumont, T. VIII. P. I. p. 820. 


1718. Handels⸗ und Schifffahrtstractat zwifchen dem römifchen 
Kaifer Carl VI. und dem türfifhen Sultan Ahmed Than. Paflarovig, 
27. Zuli 1718; kaiſerliche Ratification; Wien, 16. Auguſt 1718. 
(28. en 1130.) 

Dament, T . VI. P. I. p. 5283 Raccelta dei trattati, p. &. 


1718. Abgränzungs-Inftrument des Paffaroviger Friedens zwifchen 
der großen und kleinen Walachei . . . 20. September 1718. (24. Schews 
wal 1130.) 

Sammer, VIE. 239. 
1718. — Graͤnzſcheidungs⸗Inſtrument längs ber Drina 
und Unna . . . 10. November 1718. (16. Silhidſche 1180.) 
Hammer, VII. 2339. 
1718. Abgränzungs-Inftrument zwifehen Serbien und dem Banat 
15. December 1718. (22. Mobarrem 1181.) 
"Hammer, vu 239. - 
1718. Bosniſches Sränzfcheidungs Inſtrument laͤngs der Drina 
und Unna . . . 10. November 1718. (16. Silhidſche 1180.) 
Sammer, vi. 239. 
1718. Abgränzungs-Inftrument zwifchen Serbien und dem Banat 
. 15. December 1718. (22. Moharrem 1131.) 
Hammer, vn. 239. 

1719. Defterreichifche Sag N über den Handel mit der Pforte. 
Wien, 15. März 1719. 

Codex austriacns, T. Ill. p. 932. 

1719. Graͤnzſcheidungs⸗Inſtrument zwifchen Bosnien und Eroatien, 
von Neu⸗Novi bis triplex conänium ... 14. October 1719. (8. Sil⸗ 
bidfche 1182.) 

Sammer, VII. 239. 

1735. Defterreichifhe Verordnung über den Handel der türkifchen 

Unterthanen in den öfterreichifchen Staaten. Wien, 4. April 1725. 
Codex austriacus, T. IV. p. 268. i 
‘ 
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1785. Defterreichifcher Schifffaßrtövertrag mit Tunis . . . 28. Der 
cember 1725. (6. Rebiul⸗achir 1137.) 
- Sammer, VI. 313. 


1726. Oeſſerreichiſcher Shiffahetövertrag mit Tripolis... 16. April 
1726. (13. Schaaben 1188.) 
Sammer, VII. 313. 


1727. Defterreichifcher Schifffahrtövertrag mit Algier . . 18. März 
1727. (25. Nebieheb 1139.) 
Dammer, Vil. 314 - 816. 


1783. Oeſterreichiſcher Schifffahrtsvertrag mit Algier. . . . . 1783. 


1736. Manifeft des Kaiferd gegen die Türkei . . . . Juli 1786. 
Rousset, T. Il. P. II. p. 573, 586. 


1788. Vertrag des — Mahmub L mis Rakoczy als Fuͤrſten 
von Siebenbuͤrgen..... 25. Januar 1738. (14 Schewwal 1158.) 
Sammer, VII. 504. 
1739. Pröliminar- Artikel des —— zwolſchen dem Kaiſer 
Carl VI. und der Pforte. Belgrad, 1. September 1739. (27. Dſche⸗ 
maſiul⸗ ewwel 1152.) 
Wenck, T. I p. 316. 
1739. Convention wegen Ausführung biefer Pröliminarien. Bel⸗ 
grad,. 7. September 1739. (8. Dſchemaſiul⸗achir 1152.) 
Wenck, T. I. p. 323. 
1739. Erklärung des Wiener Hofes in Betreff der — 
.. 10. September 1739. 
Storia dell’anne 1789, p. 69. 
1789. Oeſterreichiſche Ratification der Kriedens » Prätimingrien. 
Wien, 18. September 1799. 
Wenck, T. 1. p. 361. 


1789. Declaration an die Pforte, derfelben durch den franzöſiſchen 
Botſchafter Namens der Höfe von Wien und St. Petersburg übergeben, 
in Betreff des Buͤndniſſes diefer beiden Höfe, Conflantinopel, 18. Deto- 
ber 1739. 

Wenck, T. I. p. 366, 397. 


1739. Definitiver Sriedenstrattat zwifchen dem römifchen Kaifer 
Car! VI. und der Pforte. Belgrad, 18. September 1789. (14. Dfche: 
maftulsachir 1158.) — Vom Kaifer ratificirt unterm 22. October, und. 
zu Belgrad am 5. November 1788 die Ratificationen ausgemechfelt. 

Wenck, T. 1. p. 326, 36%, 365; Raccolta dei traitati, p. 3%. 

1739. Sonvention zwifchen dem franzäfifchen Botfchafter, Namens 
des Wienerhofes, und dem tuͤrkiſchen Großmwefier bei Auswechslung der 
Ratificationen über den Belgrader Srieden, zur weiteren Erläuterung des⸗ 


ſelben. — 9. November 1789. (8. Schaaban 1152.) 
Wenck, T. I. p. 
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1740. Convention zwiſchen dem äfterreichifhen und dem türkifchen 
Feldherrn, die Auswechslung der Botſchafter betreffend. 
- Mercure hist. et. pol. P. I. p. 16%. 


1741. Convention zwiſchen der Kaiferin Maria Thereſia und dem 
Sultan Mahmud Chan, zur Erläuterung des Belgrader Friedensfchluſ⸗ 
ſes. Eonftantinopel, 2. März 1741. (24. Silhidſche 1154.) 

Wenck, T. I. p. 585. 
1741. Abgränzungsrevers längs der'&ave und Unna... . 11. Mai 


1741. (24. Sſafer 1154.) 
Sammer, VII. 32. 


1741. Abgraͤnzungs⸗Inſtrumente zröifchen dem Banat und der War 
ladhei. - . - 4. Juni 1744. (19. Rebiul⸗ewwel 1154.) 
Sammer, IK. 300. J 


12741. Siebenbuͤrgiſcher Abgränzungsrevers. . . . 28. Juni 1741. 
(18. Rebiul achir 1154.) | Ä 
Sammer, IX. 300. 
1744. Inſtrument wegen der Final⸗Ausgleichung der Gränzftreitig- 
keiten an der Corrana und der Unna, zwilchen Croatien und Bosnien. 
Conftantinopel, 19. Januar 1744. (11. Dſchemaſiul⸗achir 1210.) 


1744. Grenzconvention Defterreich6 mit der Pforte wegen Bosnien 
und Novi Birovacz, 20. Mai 1744. (7. Rebiul⸗achir 1157.) 


1747. Convention zwiſchen der Kaiferin Maria Thereſia und 
dem Sultan Mahınud Chen, durch welche der Belgrader Friedens⸗ 
ſchluß für immerwährend giltig erklärt wird. Conftantinopel, 25. Mai 
1747 (15. Dſchemaſiul⸗ewwel 1160); ratificirt in Wien 27. uni, in 
Eonftantinopel 27. Zuli 1747. (20. Nedfcheb 1160.) H. 

Racceita dei trattati, p. 36; Martens, 8. I. 290. 

1755. Erneuerte Urkunde des Ifterreichifhen Schifffahrtsvertrages 

mit Tripoliß . . - 1755 (1168). 
Sammer, VI. 188. 

1768. Serman der Pforte an ben Gouverneur von Belgrad, ben 

Handel Defterreiche betreffend . . . . Januar 1768 (Schaaban 1181). 
Zimmerl, alphabetiſches Handbuch p. 526. i 


1768. Defterreichifhes Reglement über die Zulaffung ber türfifchen 
Unterthanen zum Handel in Defterreich. Wien, 16. Juni 1768. 
— — T. VI. p. 1118 (conf. 1163); Zimmerl, alphabet. Hands 
19. 


1) Bier Jahrhunderte lang gewährten die Osmanen ben Ungläubigen blos Ca⸗ 
pitulationen und feinen befländigen Frieden, und die Verewigung besfelben 
fan» fo vielen Widerſpruch, weil fie auedrüdtich wider ben Sinn bes I6las 
mitifchen Geſehes. Hammer, IX. B. ©. XXXIX. 


\ 
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1770. Defterreichifche Verordnung über die, den tuͤrkiſchen Unterthanen 
eingeräumte Handelsfreiheit. Wien, 19. März 1770. 
Codex austriac. T. IV. p. 1317 (cont. 1345 bie 1346); Simmerl, alpbab. 
Handbuch p. 531. 


1771. Handels⸗ und Friedensconvention zwiſchen Oeſterreich und 


der Pforte. Conſtantinopel, 6. Juli 1771 (nicht ratificirt). 
Martens, recueil T. VI. p. 134. 


1771. Subfidien-Tonvention Muftafa’s IF. mit Oeſterreich. 
6. Juli 1771. (2. Rebiul⸗ewwel 1188.) 
Hammer, VII. 376. 


1774. Sriedenstractat zwiſchen Rußland und der Pforte, Kutſchuk 
Kainardje (Klein-Kainardfche) bei Siliftria 10. (21.) Juli 1774 (20. Re: 
biul⸗achir 1186); ratificire zu Conftantinopel, 28. Januar 1775. 

Martens, rec. IV. 6065 Sammer, VIII. 441. 


1775. Convention zwifchen Defterreich und der Pforte über die Ab: 
tretung ber Bufowina. Gonftantinopel, 7. Mai 1775. 
Citiri im II. Art. des Tractats von 1791. 


1775. Oeſterreichiſche Verordnung über bie Unfähigkeit der tuͤrkiſchen 
Unterthanen, etwas von einem öfterreichifchen Unterthanen durch Erb: 
fchaft zu erwerben. 

Allerhöchfte Entſchließung vom 22. December 1775. 


1776. Oeſterreichiſche Verordnung über die Erbsunfähigkeit der tür- 
Bifchen Unterthanen in Oeſterreich. 
Hofrefeript vom 8. Januar 17765 meine Behandlung der Ausländer, 68. 


1776. Abgränzungs⸗Inſtrument der Bukowina. Palamotka, 2. Zuli 
1776. (15. Dfchemafiulsewwel 1190.) 


1776. Convention zwifchen Oeſterreich und ber Pforte über die 
Gränzbezeichnung der Bukowina. Conftantinopel, 12. Mai 1776. 
@itirt im II. Art. des Tractats von 1791. 


1776. Oeſterreichiſche Verordnung über die Unfähigkeit der türfi- 
ſchen Unterthanen, ©rundbefig in Defterreich zu erwerben. 
Hofrefeript vom 23. October 17765 meine Behandl. der Ausländer, ©. 62. 


1777. Oränzvertrag zwilchen Defterreich un der Pforte. 
@itirt bei Martens, guide diplomatique, T. II. p. 1224. 


1777. Auswechslung der Gränzconvention Defterreich und 
der Pforte, . . . 2. Juli 1717. 
Gitirt bei Martens, guide diplom. T. Il. p. 122%. 


1783. Sened der Pforte zu Gunften der öfterreichifchen Unterthanen 
gegen die Feindfeligkeiten der drei Barbaresfen. Staaten. Conftontinopel, 
8. Auguſt 1783. (9. Ramazan 1197.) 


Racgolta dei tratiati, p. MM. (Das Datum wird im Inder dieſer raccolta 
mit 16. October 1783 angegeben.) . 
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1788. Befehl des türkifchen Kalfer6 an den Hospodar der Wala⸗ 
hei, die Aufnahme des öfterreichifchen Confuls betreffend. Conftantino- 
pel, 16. Auguſt 1788 (Silfide 1191). , 

Martens, R. III. p. 278. 

1784. Defterreihifche Verordnung, Taut welcher das in jeber Pro- 
vinz beftehende Landrecht, den in dem Bezirke der Provinz befindlichen 
Unterthanen der osmanifchen Pforte, fie mögen ald Kläger oder Ber 
klagte auftreten, als die privilegirte Inſtanz zugewiefen iſt. 

ofbeeret vom 5. April 1784 3. G. ©. 272. 

1784. Sened der. Pforte, den Handel der öfterreichifchen Unter: 
thanen betreffend. Conſtantinopel 24. Bebruar 1784 (2. Rebiul:achir 1198) 
fammt den bezüglichen .Sermanen vom Mai 1784 (Medicheb 1298) ). 

Raccolta dei trattati, p 50; Handlungsverfländnifle zwifchen dem kaiſerlichen 
Hofe und der osmanifchen Pforte, Wien 1785, bei Hartl, 

1784. Handeld- und Schifffahrtstractat zwifchen dem römifchen 

Kaifer und dem Kaifer von Marocco. 
Martens, R. Il. 503. 

1784. Hattifherif oder Ucte des Sultans Abdul Hamid zu Gun: 

ften der Fuͤrſtenthümer Walachei und Moldau. Erneuert 1784. 
Martens, R. 1II. 281 ©. Le 

1784. Chrifovol des Zürften der Moldau an die armenifchen Kan: 

delsleute, welche öfterreichifche Unterthanen find. . . 9. März 1784. 
Martens, R. 111. 292. J 

1786. Defterreichifche Verordnung über die Einbürgerung osmani⸗ 

fcher Unterthanen in Defterreih. Wien, 16. Sänner 1786. 
Geſetzſammlung 1786, p. 33. ne 

1786. Ferman der Pforte an den Fürften der Walachei, das 
Weiderecht der. fiebenbürgifhen Schafhirten betreffend. Conftantinopel. 
4.-D:ctober 1786 (Sfafer 1201). 

Raceoita dei trattati, p. 152. 
1788.- Kriegserklärung Defterreich8 an die Pforte. 1788. 
Martens, guide dipl. 11. 12. 225. 


—— [— 


1) In diefem Sened ift (Artifel V.) den Defterreichern die gleiche Berechtigung - 
mit den anderen meift begünftigten, in der Türfei handeltreibenden Nationen 
zugefichert. Es ift demnach bei Beurtheilung ber öflerreichifchen Handelsver⸗ 
hältniffe in der Türkei auch bie Kenntniß der von ber Pforte mit ben übrigen 
Nationen gefchloffenen Handelöverträge nöthig. Ein vollfänbiges Berzeichniß 
aller Gapitulationen, Friedensſchluͤſſe, Handlungsverträge und anderer 
Tractate des osmanifchen Reiches, von der Gründung besfelben bis zum 
Frieden mit Rußland zu Kainardſche im Jahre 177%, findet man in „Joſeph 
von Hammer’s Geſchichte bes osmanischen Reiches,” IX. Band, S. 377 
-— die fpäteren in den befannten Werfen von Martens und Murhard. 
Auch fehe man in diefer Beziehung : Raccolta dei trattati e delle prineipali 
convenzioni concernenti il commercio e la navigazione dei Sudditi au- 
striaci negli stati della porta ottomana. Wien, F. f. Staatédruckerei 1844. 


“ 
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1789. Oeſterreichiſche Verorduung über die Gleichſtellung osmani- 
[her und öfterreichifcher Unterthanen in Concursfaͤllen. 
Hofderret vom &. Juni 1789. 3. G. ©. 1916. 
1790. Waffenftilftand zwifchen Defterreich und der Pforte. ... 
19. September 1790. 
Martens, R. IV. 571. 


1791. Briebenstractat zwifchen dem Kaifer Leopold II. und der Pforte 
unter Vermittlung Preußens und der niederländifchen Generalſtaaten. 
Siſtow, 4. Auguft 1791. 

Raccolta dei trattati, p. 1673 Martens, RB. V, 18. 28. 29. 

1793. Sränzreambulirungs-Inftrument zwifchen dem Temesvarer 
Ranat und der Waladhei . . . 20. Juni 1792. 

1792. Ein gleiches zwifchen Siebenbürgen und der Walachei.... 
28. Auguft 1792. 


1792. Ein gleiches zwifchen Siebenbürgen und der Moldau. 14. 
September 1792. 


1792. Sened der Pforte über verfchiedene Befchwerdepuncte Oeſter⸗ 
reichs (wegen der Sclaven, der Zölle, der Barbaresken, der Privat 
entfchädigungen, der Örenzberichtigung in Bosnien). Conftantinopel, den 
11. des Mondes Dfchemafiulsemwel 1207 (Mitte October 1792). 

1795. Ferman bed Sultans Selim III. an ben WBopmwoben. der 
Moldau, die Handelöprivilegien der Defterreicher betreffend. Couſtan⸗ 
tinopel 1795 (Mitte Schemwal 1210). 

Raccolta dei trattati, S. 146. 

1795. Convention zwiſchen Defterreih und der Pforte über die 
Berichtigung der Graͤnze Eroatiens, in Folge des Siftower Friedens ... 
38. September 1795. 

Martens, guide II. 1226. 


1789. Defterreichifche Verordnung, nach welcher die Nechtägefchäfte 

der ge Unterthanen auch in Concursfällen vor die k. k. Landrechte 
ebören. 
: — vom 8. Juni 1798. J. G. S. 410. 

1803. Ferman der Pforte uͤber das unredliche Benehmen tuͤrkiſcher 
Unterthanen in Wechſelſachen. Conſtantinopel, Mitte Mai 1803 (Ende 
Moharrem 1218). 

Hofdecret vom 8. December 1803, J. G. S. 637. 

1805. Oeſterreichiſches Patent über die Vorfchriften zur Hintan⸗ 
haltung der Peft. Wien, 21. Mai 1805 H. 

1806. Defterreichifche Verordnung über die Handelsrechte ber tür« 


Eifchen Unterthanen in Oeſterreich. 
Soffammerbecret vom 26. Juli 1806 ; meine Behanblung ber Auolaͤnber. ©. 236. 


—. 


1) Die zahlreichen Peftvorfchriften fehe man bei Kudler, Erflärung des Straf 
geſetzbuches über ſchwere Polizeiübertretungen $. 187. 
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1808. Defterreichifche Verorbnung über die tuͤrkiſchen Großhändler. 
Hofkammerdecret vom 21. Mai 18085 meine Behandlung ber Ausläuber, S. 10. 
1815. Oeſterreichiſche Verorduung wegen Beſtellung eines Vor⸗ 
mundes für minderjaͤhrige Kinder der in Oeſterreich ſterbenden sürki- 
fen Unterthanen. Wien, 23. April 1815. 
Zuf. Gef. Sammlung 1815, 3. 1144. 
1836. Defterreichifche Verordnung über die Unfähigkeit türkifcher 
Unterthanen zum Beſitze von Realitäten in Defterreich. 
- Sofbeeret vom 24 Februar 1816, I. &. ©. 1214. - 
1816. Oeſterreichiſche Verordnung über die Aufnahme der türkifchen 
Unterthanen in den Öfterreichifchen Staatsverband. 
Hefserret vom 14. October 1816. I. ©. ©. 1308. 
1820, Defterreichifche Verorbnangen über die nady der Moldau Statt 
findende Vermögensfreizägigkeit. 
Hoſdecret vom 24. Februar 1830 und allerhoͤchſte Entfäließung vom 23. Aus 
guſt 1820. 
1820. Defterreihifhe Verordnung über bie Protocoffirung ber 
Sandlungsfirmen türkifcher Unterthanen. - 
Soſdecret vom 25. Auguf 1820. I. G. ©. 169%. 
1821. Defterreichifche Verordnung, durch meldye die Einwohner 
der. Moldau von ber bezüglich der Türken in Defterreich beftehenden Erb: 
i nommen wer 


higfeit ausge den. | 
— vom 6. April 1821. I. ©. ©. 175%. 

1828. Defterreichifhe Verordnung über die Päfle der türkifchen 
Handelsleute. Wien 11. Juli 1828, 

BPraͤſidialſchreiben vom 11. Juli 18235 meine Behandlung der Ausländer. 

1825. Defterreichifche Verordnung wegen Einführung des allge: 
meinen Zollſyſtemes auch gegen die tärfifche Graͤnze. Wien 15. Juni 1825. 

Betifegrift Tür öfteren. Mechtsgelchrfamteit. 1825. RN. BL. ©. 291. 

1826. Defterreihifche Verordnung; die Ausfertigung der Paͤſſe für 
bie türkifchen Unterthanen durch die n. 8. Regierung, und die Zumelfung 
ber Handels⸗ und Wechfelftreitigkeiten würkifcher Untertbanen an das 
m. 5. Mercantile und Wechfelgericht betreffend. Wien 21. Augufl 1826. 

DZeitſchrift für oͤſerr. Rechtögelehrſamkeit. 1826. N. Bi. ©. 437. 

1829. Defterreichifche Verordnung über die Gerichtsbarkeit der k.k. 

Mercantil: und Wechfelgerichte über osmaniſche Unterthanen. 
Hofbeeret vom 10. April 1829. I. G. S. 2391. 

1882. Vertrag über die endliche Werichtigung der griechifchen An⸗ 
gelegenhelten und über die Wahl des Dberhauptes des neuen griechifchen 
Staates, abgefffloffen zwiſchen Frankreich, Großbrittanien und Ruß 
(and einerfeits, und Baiern andererfeits. London 7. Mai 1832 2), 

Martens, S. XIV. 550. 





2) Die Unabhängigkeit Griechenlande von ber Pforte wurde von Seite Oeſter⸗ 
reiche officiell anerkannt, laut Hofbecret vom 30. Octoder 1832, 
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1832. Organiſches Beleg über die Sürftentpämer Moldau und 

Walacyei *) ). | 
1838. Erklärung der ferbifchen Negierung über bie, den in Serbien 

bandeltreibenden Afterreichifchen Unterthanen eingeräumten Begänftigungen. 


Hoffanzleibecret vom 21. Auguft 1833, 3. 25,886 ; Zeitſchrift für öfterreichifige 
Rechtsgelehrfamkeit 1833. N. Bl. S. 422. 


1834. Oeſterreichiſche Verordnung über die Einbürgerang osma⸗ 
niſcher Unterthanen in Oeſterreich. 
GHofkanzleidecret vom 10. April 18345. — meine Behandlung der Ausländer, 
—— — auch bezüglich der früheren, dieſen Gegenſtand betreffenden Ber: 
ordnungen. 


1837. Defterreichiihe Verordnung über die öfterreichifchen Kandel 
treibenden türkifchen Zuden. Wien 7. Auguſt 1887. - 
Hoffammerbeeret vom 7. Auguft 1837, 36,4635 — meine Behandlung ber 
Ausländer S. 241. 


1838. Hattifcherif des Sultans mit dem neuen organifchen Statut 
für das Zürftenthum Serbien. Couſtantinopel, Mitte Schewwal 1258 
(December 1838). 


| 1889. Erlaß des ferbifchen Fürften Miloſch⸗Obrenovich, die Or⸗ 
gänifation des Negierungsrathes für das Fuͤrſtenthum Serbien betreffend. 
‚Belgrad, 27. April (9, Mai) 1839. 


1839. Erlaß desfelben über die Organifation des Garniſonsmilitaͤrs 
in Serbien. Belgrad, 29. Mai (10. Juni) 1839. 


1889. Organiſches Neglement des Sefundheitsrathes zu Conſtan⸗ 
tinopel über die en zur See. Conftantinopel 10. ne 1889. 
Martens, Sup. XX. 920, 


1) Das organifche Gefes iſt bie während der Beſetzung der Fürſtenthümer 
durch die ruffifchen Truppen im Jahre 1829 — 1830 von einer Commiſſion 
moldauifcher und walachifcher Bojaren unter dem Vorfitze des damaligen 
ruffifchen Generalconfuls, Stantsrathes Minciaky, bearbeitete Landesver— 
faffung , - welche in Petersburg einer Reviflon unterzogen, ſodann von den 
beiden Schutzmaͤchten, Rußland und der Türkei, genehmiget und beſtaͤtiget 
wurde, und ſeit 1832 in ben beiden Firflentbümern als Landesgeſetz einges 
führt iR. Im Drud erfchien dieſes Geſetz für die Mold au in moldauiſcher 
Sprache zu Jaſſy im Jahre 1837; dann in franzöfifcher Heberfegung unter 
dem Titel: Reglement organique de la Principauté de Moldavie, zu 
New: Horf, Dune Jahreszahl, In der Walachei erfihien das organifche 
Geſetz unter der ruſſiſchen Verwaltung in der Landesſprache gedrucktz es ers 
hielt dann noch viele Zufäße, welche nachträglich ale Supplenent ebenfalls 
im Drude erfchienen find. — Durch die Verträge der Pforte mit Rußland, 
gefchloffen zu Bufnreft 28. Mai 1812 (Martens, Suppl. VIL 397), zu 
Adermann 25. September (7. October) 1826 (Martens, Suppl. X. 
1053) und zu Adrianopel 2. (14.) September (Martens, Suppl. XII. 
143 und 152), haben übrigens bie Fürftenthümer Molbau, Walachei 
and Serbien nicht aufgehört, Provinzen bes türkifchen Reiches zu fein; es 
wurbe ae jeboch die Selbftfländigfeit ihrer inneren Berwaltung eingeräumt, 
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1889. Erklärung der EE, Öfterr, Internunciatur.über den provifo- 
rifchen Beitritt Defterreichg zu dem englifch « türkifchen 9) und franzöſiſch⸗ 
‚türfifchen Handelstractate ?) vom Jahre 1838. u 27. Au 
guft 1839. 

Raccolta dei srattati, p. 194. 

1839. Erwiederung der Pforte an die EE. Internunciatur. Con⸗ 
ftantinopel, 21. Auguft 1839. (13. Schaaban 1255.) Zr 
. Raccolta dei trattati, p. 198. 

1840. Friedens⸗ und Schifffahrtstractat zwiſchen Oeſterreich und 
Marokko. Marokko, 9. März (ausgewechſelt 29. Auguſt) 1840. 

Zeitfchrift für öfterr. Rechtsgelehrfamleit. 1848. N. Bl. S. 106. - 

41840. Drganifched Reglement ded ®efundheitsrathes zu Conftantino= 

pel, betreffend die Provenienzen zur See. Conftantinopel 27. Mai 1840. 
Murhard, nouv. rec. I. 115. - 

1840. Oeſterreichiſche Verordnung uͤber die Abhandlung der Ver⸗ 

laſſenſchaften von, in Oeſterreich verſtorbenen türkiſchen Unterthanen. 
Allerhoͤchſte Entſchließung vom 23. Juni 1840; Soffanzleibecret vom 10. Juli 

1840; meine Behandlung ber Ausländer, ©. 97. 

1840. Quadrupeltractat zwifchen Defterreih, ©roßbrittanien, 
Preußen und Rußland einerfeitd und der Pforte andererfeits, die Pacifi⸗ 
cirung der Levante und Beilegung der Differenzen mit dem Vicekönig von 
Egypten betreffend. London, 15. Juli 1840 ®). 

Murhard, nouv. rec. I. 156. 538. IH. 127. 

1841. Convention zwifchen Defterreih,, Großbrittanien, Preußen 
und Nußland einerfeitd und der Pforte andererfeits, wegen Feſthaltung 
des Srundfaged, daß den fremden Kriegsfchiffen zu Friedenszeiten Die 
Durchfahrt durch die Meerengen der Dardanellen und des a al un: 
terfagt fein foll. London, 13. Juli 1841. 

Murhard, nouv. rec. Il. 128. 

1842. Ferman des Sultans über die Abſetzung des Fürften der 
Walachei, Merander Ghika. (Kundgemacht zu Bukareft am 4. Septem: 
ber 1842.) 

Murhard, nouv. rec. III. 603. 

1848. Wefirialfchreiben an den Muſchir von Bosnien und den Gou⸗ 
verneur der Herzegowina, wegen Beobachtung der alten Handelstractate 
Oeſterreichs mit der Pforte. N 26. September 1843 
(4. Silkide 1259). 

Raccolta dei trattati, p. 202. 


1) Handelsvertrag zwifchen der Pforte und Großbrittanien. Balta⸗Liman bei 
Gonftantinopel, 16. Auguſt 1838. Raccolta dei trattati, p. 172 

2) Handelsvertrag zwifchen der Pforte und Frankreich. Gonftantinopel, 25. Seps 
tember 1838. Martens, Sappl. dipl. XIX. 861. 

8) Die frühere Berhandlung über das Vexhaͤltniß des Vicekoͤnigs von Cgypten, 
‚Mehmed Ali, zur Pforte, ſehe man bei Martens, Suppl. XX. 10, 108 und 
Murhard, Bd. III. 28, 94. 
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1843. Wefirialfchreiben an den Hospodar der Walachei, bie tractat- 
mäßig von den Öfterreichifchen Unterthanen zu zahlenden Mauthgebüh- 
ren betreffend. Conftantinopel, 30. Dctober 1848 (8. Silhidſche 1259). 

Raccolta dei trattati, p. 206. 

1844. Wefirialfchreiben an den Fürften von Serbien, denfelben Ge⸗ 

geuftand betreffend. Conftantinopel, 9. Jänner 1844 (18. Silhidſche 1259). 
Raccolta dei trattati, p. 208. | 

1845. Defterreichiiche Kundmachung der Vorſchriften hinſichtlich 

ber ——— der en grade — 
tv { 
—— — — ——— 

1847. Oeſterreichiſche Verordnung, betreffend die Neiſe⸗ ober Auf: 
enthaltsurkunden öfterreichifcher Unterthanen in der Türkei. Conſtantino⸗ 
. pel, 8. Auguſt 1846. 

Defterreichifche Zeitſchrift für Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft, 18475 Geſetz⸗ 
chronik N. 60. . j | 


Xi. 


Bon der Erhebung des Thatbeftandes der Verbrechen (Vor⸗ 

unterfüchung) in Rheinpreußen nach dem franzöfiichen Straf: 

geſetzbuche, dann von der Verſetzung des Beichuldigten in 

den Anklageſtand und von den Rechtsmitteln dagegen, end- 
kich von den Gefchwornen. 


Dom Herrn Appellationsratd Kitka. 


$ I. 
Di. Vornahme der Vorunterſuchuug fleht dem Inftructiongrichter (Ans 
quirenten, Unterfuhungscommiffär) zu. Er wird aus ben Richtern des 
Landgerichtes über Vorſchlag des Präfidenten deöfelben von dem Juſtiz⸗ 
minifterium auf zwei Jahre gewählt, kann aber daun wieder für awei 
Jahre beſtaͤtigt werden '). 

Wei jedem Tandgerichte werben ein oder zwei Snftructionsrichte ans 
geftelle (in einigen Landgerichtsbezirken find einzelne Inſtructionsrichter 
erponirt), und im Sale der Erkrankung oder fonftiger Verhinderung wird 
von dem Qandgerichte ein anderer zum Inſtructionsrichter beftellt (Art. 
56—68) 2). | 

$. 2. 

Der Grundſatz: daß der Inftructionsrichter die Thaterhebung zu 
pflegen Habe, leidet nur in den Bällen eine Ausnahme, wenn ein Wer 
brechen auf frifcher That Cüber welchen Begriff Art. 41 die Literatur und 
die Praxis verfchiedene Anfichten äußern) entdeckt wird (Art. 32); dann, 


2,86 verficht ſich wohl von ſelbſt, daß der Infructionsrichter von dem Juſtiz⸗ 
miniſterium auch noch vor dem Verlaufe von zwei Jahren von biefem Amte 
entfernt werben kann, fobald es fich zeigt, daß er zu biefem Amte unfäs 
big if. 

2) Unter den ohne näherer Bezeichnung angeführten Artikeln ſind bie Artikel 
des code d’instruction criminelle zu verfichen. 
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wenn von einem zwar nicht auf frifcher That entdeckten, ‚doch aber im 
Inneren eines Hauſes begangenen Verbrechen die Nede ift, und der Vor⸗ 
fieher ded Hauſes den Oberprocurator erfucht, den Thatbeftand aufju- 
nehmen (Art. 46). In diefen Faͤllen hat ſich der Oberprocurator (ober 
deffen Stellvertreter) ) ohne Verzug an Ort und Stelle zu begeben, 
die Zeugen — jedoch ohne Beeidigung ?) — abzuhören, die corpora 
delicti in Verwahrung zu nehmen, Kunftverftändige über die Natur bes 
Verbrechens zu vernehmen, den Aerzten das Gutachten über die Urſache 
der Tödtung abzufordern, dem Beſchuldigten die corpora delicti zur 
Anerkennung vorzuwelfen u. dgl. Den Aerzten und anderen Kunftverftän- 
digen wird der Eid mittelft Handfchlaged abgenommen (Art. 44). 

Der Oberprocurator muß den Snftructionsrichter zu diefer Amts⸗ 
handlung auf die beftimmte Stunde vorladen, foldhe aber, wenn auch dier 
fer nicht erfcheint, vornehmen (Art. 32, 33—37, 89, 40, 43, 44). 


2) Das Öffentliche Minifterium beſteht: 1. aus Einem Generalprocurator am 
Revifiond: und Baffationshofe in Berlin, dem ein Generalabvocat zur 
Eeite ſtehtz 2. aus Einem Oeneralprocurator am Appellationsgerichtshofe 
zu Köln, welchem drei Genrralabvocaten und brei Staatsprocuratoren zur 
Seite fliehen; 3. aus einem Oberprocurator bei jedem ber acht Landgerichte 
(in Rheinpreugen), welchem nach Berhältniß ber Befcpäfte zwei, brei ober 
vier Staatsprocuratoren beigegeben find; 4. aus Einem Beamten (Bürgers 
meifter, Polizeicommifjär) bei jedem Polizeigerichte (Briebensgerichte). Diefe 
Perſonen bilden das öffentliche Minifterium (Staatsbehörbe). Sie find bie 
Veriteter bes Staatsoberhauptes — bed Geſetzgebers zur Wahrung des 
öffentlichen Interefies, zur genauen Aufficht über die Befolgung ber Geſetze 
überhaupt beſtimmt, und zugleich mit ber vollziehenden Gewalt der von ben 
Berichten oder dem Inſtructionsrichter erlaffenen Befehle, Uriheile und Vor⸗ 
labungen befaßt. Sie haben insbefondere die Pflicht, über alle Verbrechen, 
Vergehen und Bolizeinbertretungen,, welche zur Competenz ber Aſſiſenhoͤfe, 
ber Zuchtpolizeigerichte und der Bolizeigerichte gehören, Nachforfchungen zu 
pflegen, und bie Urheber davon auszuforfchen (Art. 20, 22). Die Oberpros 

curatoren flehen insbefondere mit den Inftructionsrichtern In fleter Berbins 
bung, und unterftügen fie bei ven Thaterhebungen. — Diefe Anmerkung 
bier anzuführen, war deßhalb nothwendig, um die in biefer Abhandlung vors 
kommenden Ausdrücke: Generalprocurator, eeetee u. ſ. w. ver⸗ 
ſtaͤndlich zu machen. 

2) In Niederlanden und in Griechenland werben bie Zeugen in ber Vor⸗ 
unterfucgung gar nicht beeidel. ©. LI EmdLEr über bie Müuͤndlichkeit 
©. 68, 71. 
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$. 8, 

Die gepflogenen Erhebungen ſammt ben Gegenſtaͤnden des Verbrer 
chens hat der Dberprocurator mit feinem Antrage ohne Verzug dem In⸗ 
fiructiondrichter zu überfenden, welcher das bisherige Verfahren des Ober⸗ 
procuratord näher prüft. Es fteht ihm frei, das Verfahren von neuem 
anzufangen, oder Acte, die ibm mangelhaft fcheinen, abermals aufzu⸗ 
nehmen (Art. 60). Die Zeugen werden erft von dem Inſtructionsrichter 
beeidet (Art. 75) 9. 


1) Ich Halte die vorerwähnten Amtshandlungen bes Oberprocurators mit fels 
nem Standpuncte nicht für vereinbarlich. Der Procurator foll nur als Ans 
klaͤger im Interefie des Geſetzes handeln, nicht aber in die Amtshanblungen 
bes Inftructionsrichtere eingreifen, und fo die Rolle des Anklaͤgers und 
Ingnirenten in Giner Perfon vereinigen. Der Procurator kann. — wenn 
er die Erhebungen ganz allein aufnimmt — in feinem Gifer ale Anfläger 
Mißgriffe zum Nachtheile des Beſchuldigten begehen, die in ber Folge viels 
leicht nicht mehr behoben werden können; und kommen bie Mängel erſt in 
ber Berhanblung vor ben Aflifen zum Borfcheine, fo kann dieß den Pros 
eurator, ber in ber Regel Hier auch wieber erfcheint, in Berlegenheit brins 
gen und compromitticen, was nad Verſichernug ber Praxis auch bereits 
gefchehen ift. Der Oberprocurator foll mit dem Beſchuldigten In feine pers 
fönliche Berührung kommen. Trennt die Gefepgebung ben dem Procurator 
zugerolefenen Wirkungsfreis firenge von jenem des Juſtructionsrichters, fo 
follte e8 um fo mehr in ben oben bezeichnelen wichtigen Bällen geſchehen, 
befonbere wenn ber Iuftructionsrichter und Oberprocurator in bemfelben 
Orte wohnen, und daher ber erfiere von bem letzteren zu ber Amtshanblung 
ſchnell und leicht aufgeforbert werden kann. Das Geſet traut ber Amtshands 
Iung des Procurators felbf nicht recht, indem er zu feinen Amtshandlungen 
Urkundzeugen beiziehen muß (Art. 4%), welche Borficht das Geſetz in Bes 
ziehung auf die Amtshandlungen des Inſtructionsrichters nicht vorſchreibt; 
und das neue preußifche (auf Deffentlichkeit und Mündlichkeit der Berhands 
Iung geftüßte) Geſetz vom 17. Juli 1846 Art. 7 Bat ben Procurator auf 
feine wahren Berufsgefchäfte befchränft, und ihm jede Unterfuchung, Ders 
baftung und Befchlagnahme ber corpora delicti unterfagt. Klagen über das 
Bier gerügte Gebrechen kommen fehr häufig auch in Fraukreich vor, und 
eben fo auch in ber Literatur. Auch erfahrene Gefchäftsmänner in Köln 
ertennen biefes Gebrechen an, entfchulbigen es aber damit: baß ben Pros 
euratoren am beften alle Berfonen ihres Bezirkes bekannt fein, daß fie bie 
Blaubwürbigfeit der zu vernehmenden Beugen-am beſten kennen, bie Pros 
euratoren wegen ihrer Rechtlichkeit im großen Anfehen beim Vollke ſtehen, 
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$. 4. 

Die Borunterfuchung wird aus derfelben Veramlaflung und im A0: 
gemeinen nach denfelben Grundfäßen von dem Inftructionsrichter geführt, 
wie bei und von dem Inquirenten, jedoch mit der Befchränkung, dab fich 
der Snftructionsrichter in die Einleitung der Vorunterfuhung erfi dann 
einlaffen darf, wenn er hiezu von dem Öberprocurator aufgefordert wird, 
in welcher Aufforderung das Verbrehen mit Beſtimmtheit begeichnet 
erfcheint, bergeftalt, daß der Inſtructionsrichter feine Vorunterſuchung 
nur auf eben diefed Verbrechen befchränkt, in dem Falle aber, als im 
Zuge der Vorunterfuchung ein anderes Verbrechen gegen-den Befchuldigten 
vorkommt, nur das Wefentlihe erhebt, e6 dem Oberprocurator vorlegt, 
und von diefem die weitere Welfung erwartet. Dadurch wird dem Cbei 
und — bei den Eingelnrichtern — fo oft vorkommenden) Webelftande 
vorgebeugt, daß fich der Snftructiongrichter in weitwendige Erhebungen 
nicht zwecklos einläßt; auch liegt es im Begriffe des Anklageproceſſes, 
daß der Oberprocurator als Ankläger den — Schritt zur Einleitung der 
Vorunterſuchung veranlaßt. 

6. 5. 

Nur dann muß der Inſtructionsrichter — ohne eine Aufforderung 
des Oberprocurators abzuwarten — zur Erhebung des Thatbeſtandes 
ſchreiten, wenn es ſich um ein auf friſcher That entdecktes Verbrechen 
handelt. In dieſem Falle nimmt der Inſtructionsrichter alle jene Amts 
handlungen vor, welche dem Oberprocurator nach den obigen Bemerkun⸗ 
gen ($. 2) zugewieſen find (Art, 59, 61). Dieſe geſetzliche 
- rechtfertigt fich durch die Gefahr am Verzuge. 

Was der Snftructionsrichter an Ort und Stelle EN muß er 
dem Oberprocurator vorlegen, und von ihm den Antrag abwarten, was 
weiter zu verfügen fei!). 


und ber mit Arbeiten überlabene Inſtructionsrichter zu erfcheinen oft gehins 
bert feiz buch Anftelung mehrerer Inftructionsrichter Fönne dem Gebrechen 
‚am beten abgeholfen werden, (S. au Mittermaier über Mündlichkeit 
‚vom Jahre 1845, ©. 326, 327.) 

1)@8 fällt hiebei auf, daß bee Oberprocurator und der Suftructionsrichter, 
wenn fie an einen beſtimmten Ort zur Erhebung reifen follen, einander 
wechfelfeitig auch dahin einladen müflen, was bie Koften (Diäten) verdop⸗ 
pelt. Diefes wirb damit gerechtfertigt, daß der Oberprocuralor dem Inſtruc⸗ 
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"Außer dem oben bezeichneten Falle darf der Inſtructionsrichter 
nur über Aufforderung des Oberprocurators zur. Thaterhebung fchreiten 
(Art. 61). 

$. 6. 

Ale Perſonen, welche zur Nachforſchung und Anzeige von Verbre⸗ 
chen verpflichtet und berechtigt find (Art. 8,9, 29, 30, 48, 50, 58, 54), 
ſollen die Anzeigen bei dern Oberprocurater anbringen. Belangen fie an 
den Öeneralprocurator, Polizeicommiflär, Bürgermeifter, Briedensrichter, 
oder an was immer für eine Behörde, fo werden fie von biefen bem Ober: 
procurator überfendet. 

Die Friedensrichter, Vürgermeifter und Pelipeicommiffäre haben die 
Verhandlungen äber Anzeigen eines in ihrem Bezirke begangenen Ver: 
brechens 4 befonders aber in Faͤllen, wo es fi um ein, auf frifcher That 
begangemes Verbrechen handelt (Art. 48, 49, 50), aufzunehmen, und 


dem Oberprocurator zu überreichen. Diefer hat das Necht die Anzeigen 


und Verhandlungen zu prüfen, darüber nähere Aufklaͤrungen zu fordern, 
und bie Acten, wenn ſich daraus ein Vergehen oder eine Poligeiübertre: 


tung ergibt, an das competente Bericht zu überfenden. Deuten die Erhe⸗ 


bungen auf ein Verbrechen, fo mäffen fie dem Inſtructionsrichter mit 
einer angemeffenen Aufforderung übergeben werden, }. B. welche Zeugen 
noch zu vernehmen ſeien. 

5. 7. 

Sobald der Oberprocurator den Inſtructionsrichter zur Erhebung 
der That aufgefordert hat, kann er dieſe Erhebung nicht mehr ſiſtiren, 
während in anderen Staaten dieſe Siſtirung in jedem Momente, ſelbſt 
wenn die Verhandfung ſchon vor den Affifen beginnt, Über Antrag des 
Dderprocurators Statt finden fann, was aber aus dem Grunde nicht zu 
billigen ift, weil der Schuldige der Strafe entgehen kann, der Unſchuldige 
aber, fo lange er nicht ein Cosfprechungsurtheil erhält, die Volksſtimme 
gegen fih hat. Der Inftructionsrichter verfährt auf diefelbe Art, wie bei 


tionsrichter gleich an Ort und Stelle manche Anhaltspuncte zur erfchöpfene 
ben Erhebung geben fann, und baß jeder von ihnen gleichzeitig Amtohand⸗ 
lungen vornimmt (3. B. der Oberprocurator bie Leichenbefchau, der Jus 
ſtructionsrichter die Hausdurchſuchung ober Zeugenvernehmung). Uebrigens 
erfcheine ber ROTEN nur in ben wichtigſten Bällen bei ben Erhe⸗ 
bungen. 

16 * 
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uns der Inquirent. Er nimmt Hausunterſuchungen, Augenſcheine auf, 
vernimmt die Zeugen und den Beſchuldigten. Dieſer wird zuerſt nur im 
Allgemeinen über den Sachverhalt vernommen, dann aber auch in der 
Art, daß ihm der Inftructionsrichter auch die Gutachten der Aerzte oder 
anderer Sachverftändigen, fo wie die Zeugenausfagen vorhäft, ohne übri⸗ 
gend auf die Ablegung des Geftändniffes zu dringen, und auf biefe Art 
erhält er ſchon mährend der Vorunterfuchung von dem, was gegen ihn 
vorliegt, nähere Kemtniß, wogegen nichts zu erinnern iſt, weil im öffent: 
lichen Verfahren das Streben nach dem rauf Immer nur eine 
Mebenfache bleibt. 

Ueber die Art der Zeugenvernehmung beftehen im Allgemeinen bie: 
felben Beftimmungen (Art. 71—86), wie bei und. Die Vorunterfuchung 
wird geheim nur von bem Sufteaetnngelgier und dem Gerichtöfchreiber 
gerührt ”, 

EN Eine größere Controlle hälf man- für entbehrlich, weil für bie Verurikeis 
lung ober Losſprechung lediglich das den Ausſchlag gibt, was Iffentkich und 
- -minblig vor den Aſſiſen verhandelt wird. Indeſſen muß doch bemerkt wer⸗ 
. den, baß in Englaud dem Befchuldigten ſchon während ber Borunterfuchung 
ein Bertheibdiger geflattet if, welcher fo wie ber Beſchuldigte dem Augen⸗ 
fcheine, den Zeugenvernehmungen u. f. w. beiwohnt, an den Zengen Fragen 
fiellt, und fo durch feine Cinwendungen bie Verſetzung in den Anklagefland 
ablehnen Tann, Die Vernehmung ber Seugen in Gegenwart bes Befchulbigs 
ten- ober feines Bertgeidigers hat auch den Vortheil, daß dadurch bie Gefahr 
ber einfeitigen oder untreuen Anffafiung ber Beugenausfagen und bie beider 
# Vernehmung vorhandene Beforgniß einer tadelnswerthen Ginwirkung des 
Inſtructionsrichters auf ben Zeugen entfernt wird, wogegen ber Befchnlbigte 
ohne diefe Vorfichtsmaßregeln in den Anllageſtand verfegt und feiner Frei⸗ 
heit beraubt werben kann. Wenn man biefe, dem Beſchuldigten fo nachthei⸗ 
ligen Folgen bedenkt, fo dürfte ber in England angenommene Grundfaß: 
dem Befchuldigten ſchon in der Borunterfuchung zum Schutze feiner Freiheit 
einen Dertheidiger zu geflatten ober boch die Anfchuldigungszeugen im Beis 
fein bes Befchulbigten zu vernehmen, in feinen Zweifel gezogen werben, 
befonders wenn erwogen wird, daß bie Zeugen im Rüden des Befchulbigten 
oft ganz anders reden, ale in feiner Gegenwart, und daß bie Deffentlichfeit 
ganz und nicht theilweife das ganze Verfahren befeelen foll und mit einer 
Beheimnißfrämeret unverträglich ift. Wollte man dem Beſchuldigten mährend 
ber Verunterfuchung feinen Vertheidiger geben und bie Zeugen auch nicht 
in feiner Gegenwart vernehmen (wofür allerdings auch Gründe angeführt 


- 
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Der Oberprocurator (oder fein Stellvertreter) unterſtuͤtzt den Jun: 
ſtructionsrichter dadurch, daß er ihm alle nachträglich erlangten Beweife 
mittheilt, und alle in Erfahrung gebrachten Zeugen und Gegenzeugen 
zur Vernehmung namhafte macht. 

Gegeuſtellungen zwifchen Zeugen werden nicht vorgenommen. 

$. 8. - 

Hat der Jnftructionsrichter die Vorunterſuchung nach feiner Anficht 
erfchöpft, fo überreicht er fie (ohne Antrag) dem Dberprocurator, welcher 
diefelbe zur Ergänzung an den Zuftructionsrichter zurückfenden Eann. Doch 
ift diefer, wenn er die Vorunterſuchung für erfchöpft haͤlt, zu diefer Er: 
gänzung nicht verpflichtet, fondern es entſcheidet darüber die Rathskam⸗ 
mer (eine Abtheilung des Landgerichted — die Zuchtpolizeikammer), gegen 
welche Entfcheidung dem Dberprocurator die Berufung an ben Anklage⸗ 
fenat Ceine Abtheilung des Appellationsgerichtes) zu ergreifen zufteht. 

$. 9. 

Waͤhrend der Vorunterſuchung erlaͤßt der Inſtructionsrichter ver⸗ 
ſchiedene Befehle, worüber die Art. 91 — 112 nähere Beſtimmungen 
enthalten. 

Wenn der Inſtructionsrichter den in feinem Bezirke wohnhaften 
Zeugen zur Vernehmung vorladet, fo erläßt er an ihn einen Zeugenvor- 
Tadungsbefehl, und der Oberprocurator bat für die Vollziehung diefes 
Befehls durch den Gerichtövollgieher (Gerichtsdiener) zu forgen, Es gilt 
überhaupt der Grundfag: daß alle Vollziehungen gerichtlicher Erkennt: 
niffe, alfo.auch die Verfendungen, Infinuationen und Vollſtreckungen der 
Befehle, welche der Inſtructionsrichter .erläßt, von Seite des Ober⸗ 
procuratord dutch den ©erichtövollzieher gefchehen müflen (Art. 28). 
Der vom Inſtructionsrichter ausgefertigte Vorladungsbefehl wird dem 
Oberprocurator (b. m. auf fein Parket, Secretariat) übergeben, welcher 
mit ber Zuftellung besfelben den Gerichtsvollzieher beauftragt. Diefer 

werden Fönnen), fo müßte ber Inſtructlonsrichter doch auf eine andere Art 
eontroflirt werden, 3. B. durch Beiziehung von unbefangenen Gemeindege⸗ 
richtögliebern , weil ber Inftructionsrichter und feine Schreiber allein Teine 

Beruhigung für bie genaue Erhebung gewähren, wie es ber wichtige Act 

der Verſetzung in ben auf biefe Erhebung geftügten Anflagefland forbert, 


(S. Jagemann's Gerichtsſaal Bd. I. S. 90, 92 und Mittermater 


über die Muͤndlichkelt S. 204, 205, 219.) 
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ftellt den Befehl dem Zeugen zu, bemerkt diefes auf der Nückfeite des 
Befehles, übergibt eine Abfchrift von legterem dem Zeugen, und biefer 
bringt dann die Abfchrift zum Iuftructiönsrichter, gegen deren Uebernahme 
der Leptere dem Zeugen die Zeugengebühr anmeifet. 

Der Inftructionsrichter Bann, mit Ausnahme des Werbaftbefehles, 
alle übrigen, alfo auch den Verwahtungsbefehl gegen den Befchulbigten, 
aus eigener Macht erlaffen. Diefes ift eine Härte, die ſich nicht rechtfer: 
tigen läßt, und es folkte baher angeordnet werden, daß der Inſtructions⸗ 
richter feinen Antrag zur Erlaffung eines ſolchen Befehles, mit Ausnahme 
höchſt dringender Fälle, der Rathskammer zar Schlußfaffung vorzulegen 
verpflichtet fei. Auch darin liegt eine Härte, daß dem Beſchuldigten weder 
gegen den Verwahrungs⸗, noch gegen den Verhaftsbefehl ein Rechtsmittel 
eingeräumt ift. 

Auf freiem Buße kann der eines Verbrechens Beſchuldigte auch gegen 
Buͤrgſchaft oder Caution nicht belaffen werden (Art. 118), weil die ge 
ringfte Strafe der Verbrechen in 5 Jahren befteht "). 

$. 10. 

Ueber das Aeußere Cüber die Form) der Vorunterfuchung wird 
bemerkt: 

Die Acten werden — mit Sinweglaffung der Tage der Vernehmung 
der Zeugen und des Beſchuldigten — auf diefelbe Art, wie bei und, in 
chronologiſcher Ordnung verzeichnet. Allein Concepte von Erfuchfchreiben, 
Weberfendung der Acten an den Dberprocurator, von diefem an den Ger 
neralprocurator, und wieder an den Inftructionsrichter zurüc u. dgl., 
werden nicht oder doch nur höchſt felten verfaßt, fondern das Concept 
wird immer auf bad letzte Stuͤck — der dhrenologifchen Ordnung nad — 
gefegt. Erhält 5. ©. der Oberprocurator von Jemanden die Anzeige über 
ein Verbrechen, und will er fie an den Inſtructionsrichter zur Erhebung 
des Thatbeftandes leiten, fo ſchreibt er zu diefem Ende auf die Ruͤckſeite 








1) Bel Vergehen findet bie Freilaſſung gegen Sicherheitsftellung Statt (rl. 
11& u. ſ. f.). Ich kann aber bie Freilaſſung bes Beſchuldigten gegen Bürg⸗ 
ſchaft oder Caution nicht billigen, weil es bie Volksmeinung nicht für ſich 
haben kann, wenn ein fehr firafbarer Thäter fi durch Caution oder Bürg 
ſchaft, fo zu fagen, loskauft, während ber minder Strafbare, wenn er kei⸗ 
nen Bürgen flellen oder feine Gaution leiſten kann, ſich den Verhaft gefallen 
laſſen muß. = 


LG 
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der Anzeige: Wird dem Inſtructionsrichter N. N. zur Erhebung des 
Thatbeſtandes zugefertigt. 

Sind längere Erfuchſchreiben auszufertigen, und ift kein hinreichen⸗ 
der Raum auf dem legten Städe, fe wirb ein Bogen beigeheftet, und 
hierauf das Concept fortgefeßt. Die ſaͤmmtlichen Acten (die felten volu- 
minõs find) werden immer mit eingefendet. Auf biefe Art werden Ab⸗ 
ſchreibereien der Concepte vermieden, ums die erfaffenen Erfuchfchreiben 
werben in einem Negifter in gehalten. Es ift freilih anfangs 
etwas fehwer , das Concept ohne Eorrectur gleich auf das Actenftüc zu 
fchreiden. 

3. 11. 

Findet der Dberprocurator die ihm von dem Inſtructlonsrichter ein⸗ 
geſendeten Erhebungen erſchoͤpft, fo leitet er folche mit feinem Antrage an 
die Rathskammer (Section des Landgerichtes aus wenigflend 8 Nichtern, 
mit Inbegriff des Inſtructionsrichters und des Präfidenten) zur Entfchei- 
dung!) über die Verfegung in den Anklageftand 2). Der Snftructions- 
richter .erftattet Hierüber bei der Rathskammer (zu welcher er gehört) den 
Vortrag (Art. 127). Wird in der Rathskammer (melde die Vorunter- 
fuchung dem Inſtructionsrichter zur Ergänzung zuruͤckgeben kann) be: 
ſchloſſen, daß bie That unter Fein &trafgefeg falle, eder gegen den Ber 
ſchuldigten Feine Anzeigungen vorliegen, fo wird von der weiteren Unter⸗ 
fuchung abgelaflen, und der etwa verhaftete Befchuldigte in Freiheit gefegt 


1) Die Zahl von drei Richtern iſt zu klein, und den Juſtructionsrichter würde 
ich von biefer Entſcheidung ganz ausſchließen, weil er, da er bie ganze Bors 
unterfucgung gepflogen bat, uicht unbefangen erfcheint. 

2) Nach dem englifchen Strafverfahren entfcheidet über die Verfegung in ben 
Anklageſtand bie Anflagejury (die Anklagegeſchwornen), vor welcher ber 
Ankläger und bie Aufchuldigungszeugen vernommen werben, nicht aber au . 
ber Befchulbigte und die Entlaflungszengen. Es if vielmehr "Sache des Ber 
ſchuldigten, feine Gntlaftungszeugen bei der Schlußverhandlung vor bie Urs 
theilsjury zu flellen. Dadurch wird dem Befchuldigten das Mittel entzogen, 
die Berfeßung in den Anflagefland von fich abzulehnen, was durch Ver⸗ 
nehmung ber Entlaftungszeugen fehr oft gefchehen kann. Außer England 
und Nordamerika Hat fi das Syſtem der Anklagejury nirgends Gingang 
verſchaffen können, obſchon man es in Frankreich einzuführen wiederholt 
verfsuchte. Die großen Bedenken gegen bie Anklagejury find unverkennbar, 
(S. Zagemann’s Gerichtsſaal, Br. 1. S. 90, 92, 153, 154.) 
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(Art. 128). Erkennt aber die Rathskammer, daß die That nur eine 
Polizeiäbertretung (Contravention) bilde, fo wird ber Beſchuldigte an 
das Volizeigericht verwiefen, und wenn er verhaftet ift, in Freiheit ges 
fegt (Art. 129). Begründet die That nad dem Befchluffe der Raths⸗ 
kammer ein Vergeben, fo wird der Befchuldigte an die Zuchtpolizeikam⸗ 
mer verwiefen, und er bleibt, wenn auf das Vergehen eine Gefängniß- 
ftrafe beſtimmt iſt, einftweilen verhaftet (Art. 130). 

Gegen alle erwähnten Beſchluͤſſe kann der Oberprocurator und ber 
Civilfläger den Recurs ergreifen (185). Diefer geht an den Anklage: 
fenat (eine Abtheilung des Appellationsgerichtes, beftehend aus fünf Ric: 
tern mit Einſchluß des Präfidenten), und nach dem angemeldeten Re 
eurfe hat der Oberprocurator die Acten an ben Generalprocurator unver⸗ 
züglih und. ohne Antrag einzufenden, welcher ſie zur Entſcheidung dem 
Anklageſenate vorlegt. 

Bis zum Ablaufe der geſetzlichen Friſt (Art. 186) von 24 Stunden, 
nach Inſinuation des Urtheiles an den Civilklaͤger, bleibt der Beſchuldigte 
verhaftet, wenn auch die Rathskammer deflen Entlaffung verordnet hat 
(Art. 135). 

In allen Fällen der Verweifung an w Polizei⸗ oder. Zuchtpolizei« 
gericht muß. der Oberprocurator, wenn er oder ber Civilklaͤger den er- 
wähnten Recurs nicht ergreift, alle Acten Iängftens binnen 34 Stunden 
— berechnet von dem Tage, an welchem die Zeit zur Oppofition für die 
Vetheiligten abgelaufen ift — auf die Kanzlei des Berichtes ſchicken, 
welches darüber (nämlich über die Polizeiübertretung oder über das Ver: 
gehen) zu entfcheiden hat (Art. 182). 

SG. 12. 

Sind auf den von dem Unterſuchungsrichter erſtatteten Bericht die 
Richter (Rathskammer) oder auch nur Einer von ihnen der Meinung, 
daß die That ein Verbrechen und der wider den Beſchuldigten gefchöpfte 
Verdacht begründet fei, fo werden die Acten fammt dem Beſchluſſe durd 
den Inftructionsrichter an den Oberprocurator, und von dieſem ohne 
Antrag an den Öeneralprocurator unverzüglich geleitet (Art. 133) 9. 


— 


1) Ich halte es nicht für nothwendig, daß die Rathelammer, wenn fic ben Beſchluß 
auf Verſetzung in ben Anklageſtand ſchoͤpft, dieſen Beſchluß vom Amtewegen 
der Anklagekammer (dem Anklageſenate) zur weiteren Schlußfaſſung vorlege 
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Im Sale biefes Beſchluſſes erläßt die Rathskammer zugleich einen Ver⸗ 
haftsbefehl gegen den Beſchuldigten, in Folge deſſen derfelbe in das Cri⸗ 
minalgefängniß — Affifengefängnip — eingeliefert werden fol (Art. 134). 
Doch wirb mit biefer Einlieferung bis zur Entſcheidung des Anklagefenats 
zugewartet, weil diefer die Anklage verwerfen kann, und es daher von 
der Einlieferung abkommt, und weil der Anklagefenat auch einen ganz 
anderen Aflifenbof zu der Verhandlung beflimmen kann, wohin dann 
der Angeklagte abgeführt wird; daher auch die Rathskammer in ihrem 
Befchlufle die Beftimmung des Sefängnifles dem Anklagefenate vorbehaͤlt. 
Iſt alſo der Beſchuldigte in Folge des Verwahrungsbefehles, z. B. bei 
einem Friedensgerichte verhaftet, ſo bleibt er einſtweilen in dieſem Ver⸗ 
hafte. Der Verhaftbefehl wird den Acten angeſchloſſen (Art. 184) H. 


$. 18. 


Sobald der Generalprocurator die Acten (in Folge der Art. 128, 
129 und 138) von dem Oberprocurator erhält, muß er ſich aus denfel: 
ben fo vorbereiten, daß er feinen Vortrag fpäteftens in 10 Tagen nad 
Empfang der Acten dem Anklagefenate erftatten Eann. Innerhalb diefer 
Krift hat der Generalprocurator dem Präfidenten bed Anklageſenates die 
Acten mitzutheilen, und diefer dafür zu forgen, daß die Entfcheidung-in 
den folgenden 8 Tagen erfolge (Art, 217, 318, 219), welche Sriften 
aber felten eingehalten werben. | 

Vor dem Anklagefenate erfcheinen weder der Civilffäger noch der 
Befchuldigte, es kann aber jeber für fih die ihm fachdienlich fcheinenden 


— — — — — — — 


dieſes ſollte erſt über den etwa dagegen von dem Beſchuldigten ergriffenen Ro 
curs geſchehen. (S. badiſche Strafgeſetzordnung 9.205 u. f.) 


2) Daß in dem obenerwähnten Falle auch nur Eine Stimme für Cinſendung 
der Acten an ben Oberproeurator den Ausfchlag gibt, bürfte nach meiner Ans 
ſicht nicht zu billigen fein, weil fonft das Geſetz überall die Mehrheit der 
Stimmen für einen Beſchluß fordert. Dem Oberprocurator fleht es ohnehin 
frei, gegen ben Beſchluß ber Rathskammer im Intereſſe des Gefehes au ben 
Auklageſenat zu recurriren, und man follte daher in dem erwähnten Falle ven 
Recurs abwarten, und erſt über biefen die Acten vorlegen. Weber die Praris 
noch bie Literatur billigt dieſe zum Nachteile des Befchulbigten beftehende 
Anomalie, 
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Bemerkungen dem Anklageſenate ſchriftlich uͤberreichen, was aber den 
Fortgang der Sache nicht aufhalten darf (Art. 217, 228) . 

Der Berichtsfchreiber Tieft in der Sitzung des Anflagefenated den 
Richtern in Gegenwart des Seneralpromrators alle Acten vor, fo wie 
die von dem Belchuldigten ober Civilkllaͤger eingereichten ſchriftlichen Be 
merfungen. Der Generafprocurater legt feinen ſchriftlich verfaßten An⸗ 
trag auf den Rathstiſch nieder, und verläßt fo wie-der Seriptöfipreiber 
das Rathszimmer (Art. 222, 223, 224) *). 





2) Nach Anficht ber Praxis find die ſchriftlichen Bemerkungen bes Beſchuldiglen 
(pro avertenda accusatione) beinahe immer erfolglos, weit ihm nicht zu 
gleich die Ginficht der Unterfuchungsacten bewilliget wird. Ohne Kenntnis der 
Acten ann er eine wirkfame Bertheidigungsfchrift nicht verfaſſen, und wenn 
er auch bei feiner Vernehmung während ber Borunterfuhung Manches aus 
ben Acten erfahren hat, fo weiß er doch nicht das Ganze in feinem Zuſam⸗ 
menhange gehörig zu würdigen und aufzufaffen. Will man daher bem Be 
ſchulbigten das Recht nicht entziehen, bie Nachtheile einer Verweiſung an ben 
Aſſiſenhof von ſich abzulehnen, fo wird einem von ihm gewählten Rechtsbei⸗ 
flande zur Verfaſſang der gebadyten Schrift die Einficgt der Acten in dem Ges 
cretariate zu geflaiten fein. 

2) Das Berfahren vor dem Auflagefenate (wenn es ſich nämlich um CEnutſchei⸗ 
bung ber Frage handelt, ob der Beſchuldigte in den Anklageftand zu verſetzen 
fei) ſtellt fich in der Praris auf folgende Art bar: ber Generalprocurator 
entwirft für ſich (noch in feiner Wohnung) einen fehriftlichen Antrag (für ober 
gegen bie Verſetzung in den Anklageſtand), behält diefen Antrag flir ſich zu 
ra, und überfendet bie übrigen Acten an ben Präftdenten bes Anklageſena⸗ 
tes. Der Praͤſident theilt die Acten dem Referenten zur Information mit, In 
der Sigung — zu welcher der Generalpeocurator mündlich vorgelaben wich 
— lieſt der Serichtsfchreiber die fammtlichen Acten vor, und Hierauf flelll 
der Beneralprocurator den Sachverhalt in Kürze und blos mündlich bar, läßt 
feinen fchriftlichen Antrag auf dem Rathstifche Liegen, und entfernt ſich fammt 
dem Gerichtsſchreiber. Nach Entfernung ber beiden Letztgenannten ſtellt der 
Referent feinen mündlichen Antrag (nachdem er früher jeiten des General. 
proenratore abgelefen Hat), worüber dann nach Mehrheit der Stimmen ber 
Beſchluß gefaßt wird. Erſt nach dieſem Befchluffe tritt der Gerichteſchreiber 
ein, dem dann der Präfident den Beſchluß ſammt Gründen victirt (Urtheil 
des Anklagefenate). Diefes Erfenntnig wird von allen Mitftimmenben gefer⸗ 
tiget, und der Serichtöfchreiber beforgt davon eine beglaubigte Abſchrift — 
gefertigt von ihm uud dem Präfldenten — welche ſammt dem Antrage des 
Generalproeurators am ben letzteren, unter Zurückſtellung der Acten überge⸗ 
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$. 14. 

Nach Entfernung bes GSeneralprocuratord und bed Gerichtsſch 
bers berathen die Richter, und zwar hinſichtlich aller ihaen vorliegenden 
bereits erhobenen firafbaren Handlungen (Art. 221, 226, 227) *). 

Findet der Auflagefenat keine firafbare That, vder Beine Anzeigun⸗ 
gen gegen ben Beſchuldigten, fo verorbnet er, daß dieſer in Freiheit ge 
fegt werbe, wenn nicht andere Gründe der Verhaftung obwalten (Art. 229). 

Iſt der Beſchulbigte einer Polizeiäbertretung oder eined Vergehens 


ben wird. Sin Berathungsprotoeoll wird nicht geführt. Diefes Urkfeil uud 
bie Acten überfenbei der Beneralprorurator au den Oberprocurater zur weis 
teren Berfügung. 

Es Haben. fich aber in der Praxis gegen ben erwähnten gefehlichen Vor⸗ 
gang Mißbräudge eingefchlichen. Der Gerichtsfchreiber lieſt nicht immer bie 
ganzen Achten, fondern nur das Wefentliche vor, was ihm der Referent burch 
Einblige der betreffenden Blätter in den Acten bezeichnet hat. Dieb laͤßt fich 
inſoferne rechtfettigen, als es bei weitiwendigeren Erhebungen unmöglich IR, 
alle Acten zu lefen. Co wird auch nicht immer das Geſetz befolgt, daß ſich 

der Generalprocurator und ber Gerichtsſchreiber entfernen, ſondern fie woh⸗ 
nen bisweilen der Berathung bei, was aber bie Praxis nicht billigt, weil 
der Generalprocurator feine Stellung ale Ankläger verfehlt, ſonſt nie ber 
Berathung der Richter beiwohnt, und der Gerichtsfchreiber von bem, was er 
in der Berathung Hört, leicht einen Mißbranch (3. B. durch Mittheilung ber 
einzelnen Stimmen) machen Tann, was auch ſchon öfter geſchehen fei. Da 
jedoch‘ der Gerichtsſchreiber ein beeideter Beamter if, fo laͤßt fich feine Ent 
fernung aue bem Rathszimmer kaum vechtfertigen. 

1) Der Anklagefenat muß feine Schlußfaffung auf jene Verbrechen befgränfen, 
beren Verfolgung ber Oberprochrator beantragt Hat, und weldge bereits ber 
Segenfland der VBorunterfuchung getwefen find. Kommt alfo außer biefen Vers 
brechen noch ein anderes (aus der Borunterfuchung) zum Vorſchein, fo kann 
der Anklagefenat ben Befchulbigten wegen dieſes Berbrechens nicht in ben Ans 
Hageftaub verſetzen, fonbern es muß dem Oberprocurator überlaffen werden, 
zur Erhebung biefes Berbrechens den Inſtructionsrichter inobeſondere anzu⸗ 
weifen. — Der Anklagefenat kann aber diefelbe Handlung, Hinfichtlich wel 
cher der Beſchuldigte in ben Anflageftand verfegt wird, anders benennen, ale 
es ber Generalprocurator gethau hat, 3. D. den von letzterem bezeichneten 
Raub blos als einen Diebftahl bezeichnen. Aber auch umgekehrt dürfte ber 
Anflagefenat der von dem Generalprocurator als minder flrafbar bezeichneten 
That eine fehwerere Bigenfchaft beizulegen berechtigel jein, 3. B. den Diebſtahl 
als einen Raub bezeichnen. (S. Iagemann’s Gerichtsſaal. 1.9. G. 96. 
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beanzeigt, fo wird er an das competente Gericht verwiefen, und wenn 
es ſich blos um eine Pofigeiübertretung ‚handelt, fo wird zugleich ſeine 
Freilaſſung angeordnet (Art. 280). 

In allen dieſen Faͤllen erhaͤlt der Generalprocurator die ſaͤmmtlichen 
Acten und ben Beſchluß des Auklageſenates vom letzteren, und überſendet 
fie dem Oberprocurator zur weiteren Derfägung, nämlid zur Vollziehung 
dieſes Befchlufles. - 

Erfcheint ber Beſchuldigte bes Verbrechens beangeigt, fo wird er in 
den Anklageftand verfegt, und der Senat verweifet ihn an den Aſſiſen⸗ 
hof. Bon dem Zeitpuncte diefer Verfegung an, wird der Befchuldigte 
der Angeklagte genannt, 

Hat die Rathskammer in ihrem Verhaftbefehle das Verbrechen un: 
richtig bezeichnet, fo vernichtet ber Anklagefenat diefen Verhaftbefehl und 
erläßt einen anderen. 

War gegen einen Beſchluß der Rathskammer, nach welchem der 
Befehuldigte in Freiheit gefegt, oder nur wegen eines Vergehens ober 
wegen einer Contravention an. das competente Strafgericht verwiefen wor⸗ 
den, Einfpruch gefchehen (Oppofition), und findet der Anklagefenat in 
der Handlung ein Verbrechen, fo erkennt er auf die Anklage, hebt den 
Beſchluß der Rathskammer auf und erläßt den Verhaftbefehl (Art. 231), 
welches leßtere auch dann ‚gefchieht, wenn die Rathskammer den Be- 
ſchluß: daß der Befchuldigte in den Anklageftand zu verfegen fei, gefaßt, 
aber ben Verhaftbefehl zu erlaffen vergeffen hat. Der Verhaftbefehl 
muß — ohne Rückficht, 06 er von der Rathskammer oder von dem An⸗ 
klageſenate erlaffen wurde — in dos Anklageurtheil aufgenommen wer: 
den, in welchem zugleich angeordnet wird, ben Angeklagten in das Aſſi⸗ 
fengefängniß abzuführen (Art. 233). 

In dem begründeten Urtheile des Anklageſenates müffen der Antrag 
des Generalprocurators, die Namen fämmtlicher Richter enthalten, und 
dasfelbe von allen Richtern unterfchrieben fein (Art. 234). 


$. 15. 


Sindet der Anklageſenat, daß die Vorunterfuchung noch nicht er- 
ſchöpft fei, fo leitet derfelbe die Ergänzungen ein, welche ein Mitglied 
des Senates als Unterfuchungsrichter vornimmt (Art. 235, 236, 237). 
Die ergänzte Vorunferfuhung wird wieder dem Öeneralprocurater jur 
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Erftattung des Antrages zugeftellt,- und er verfährt dann auf bie bereite 
oben bezeichnete Weiſe (Art. 238). | 

Wird auf die Verfeßung in den Ankfageftand erkannt, fo erhält der 
Seneralprocurator das dießfällige Urtheil ſammt Acten, verfaßt den Ans 
Hogeact auf die gefeßkich “vorgefchriebene Art (Art. 241, 271), fendet 
alles an den Oberprocurator, und diefer — nachdem er dem Augeklag- 
ten das Verweiſungsurtheil, den Anklageact und die Verhandlung in 
Abſchrift mitgetheilt hat — an den Präfidenten des Affifenhofes, damit 
ſich diefer mie dem Sachverhalte befannt mache . 

Binnen 24 Stunden nach der Zuftellung der erwähnten Abfchriften 
an den Angeklagten wird diefer in dag Sriminalgefängniß des Gerichtes, 
welches über ihn entfcheiden fol, ‚abgeführt (Art. 242, 243, 291). 

Don dem Werweilungsurtheile muß der Generalprocurator dem 
Bürgermeifter des Wohnfiges des Angeklagten und des Ortes, wo das 
Verbrechen begangen wurde, Nachricht geben (Art. 245). 

Iſt der Beſchuldigte in den Anflageftand nicht verfegt worden, fo 
Bann wegen-derfelben That doch wieder eine Vorunterſuchung Statt fin 
den (die Vorunterfuchung fortgefegt werden), wenn neue Beweife ent⸗ 
deckt werden (Art. 246, 247, 248). 

Segen den Beſchluß, Taut welchem der Befchuldigte von dem Se⸗ 
nate in den Anklageftand verfegt wurde, Eann er (außer der Caffation) 
Bein Rechtsmittel ergreifen, weil über die Frage: ob diefe Verſetzung 
Statt finde, bereits die Rathskammer und der Anklageſenat, alfo zwei 
Inſtanzen entfchieden haben ?). | | 


2) Wenn auch der Anflagefenat gegen den Antrag bes Beneralprocktas 
tors auf die Berfegung bes Befchulbigten in den Anklageſtand erfannt Hat, 
fo muß der Generalprocurator den Anklageacet gegen feine Ueberzeus 
gung boch verfaffen. Hierin liegt aber nichts Anftößiges, weil der Generals 
procurator nicht das felbftfländige Organ der Anklage if, fondern nur ber 
Anwalt der im Namen und durch die Vermittlung bes Anklagefenates ſich 
ansfprechenden Staatsgewalt. (S. Jagemann a. a, O. ©. 120.) 

2) Diefer Grund iſt aber nach meiner Anficht nur dann zureichend, das weitere 
Rechtsmittel auszufchließgen, wenn die Rathskammer und der Anklagefenat 
auf bie Verſetzung in den Anklagefland erkannt haben, weil hier zwei 
gleichlanutende Entſcheidungen vorhanden find. Hat Hingegen die Raths⸗ 
kammer auf biefe Verſetzung nicht erfannt, ober war nur Bin Votant ber 
Meinung, daß bie That ein Verbrechen bilde, und ber Beſchuldigte desſelben 
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In den erften 24 Stunden nach Ankunft des Angeklagten in dem 
Affifengefängniffe (und nach Einlangung des Anklageactes und der uͤbri⸗ 
gen Acten) hat der Affifenpräfident oder der von ihm beauftragte Richter 
den Angeklagten zu vernehmen (Art, 298). Bei diefer Vernehmung wird 
der Angeklagte zu der Erklärung aufgefordert: ob und ‚weichen Verthei⸗ 
diger er fich bereits gewählt habe. Geſchah diefes nicht, fo wird ihm ein 
Verteidiger aus den bei dem betreffenden Landgerichte angeftellten Advo⸗ 
caten, Anwälten oder aus den in dem Umfange der Gerichtsharkeit ber 
finblichen Adoocaten von Amtswegen und unentgeltlich gegeben, und nur 
mit Zuftimmung des Aflifenpräfidenten darf fih der Angeklagte einen feir 
ner Verwandten oder Freunde, wenn diele auch Feine Rechtsgelehrten 
find, zum Vertheidiger wählen (Art. 295), was aber höcft felten 
ageſchieht. 

Beſitzt der Angeklagte Vermögen, ſo honorirt er gewohnlich den 
von ihm gewaͤhlten Vertheidiger ſelbſt. Einen beſtimmten Betrag darf 
ſich aber der Vertheidiger nicht vorhinein bedingen. Der ——— darf 
auf.den Vertheidiger nicht verzichten. 

Sind mehrere Mitangeklagte, fo erhält jeder für ſich einen. eigenen 
(nicht aber alle einen gemeinfchaftlichen) Vertheibiger, weil ein und ber: 
felbe Anwalt nicht die fämmtlihen, ‚einander oft ganz entgegengefeßten 
Antereffen aller Mitangeklagsen (von bene ber eine die Schuld Häufig 
auf den Anderen zu fehieben bemüht ift) mit Erfolg vertheibdigen Bann. 

Iſt aber unter mehreren Mitangeklagten Bein entgegengefegtes In⸗ 
tereffe zu beforgen (4. B. wenn alle da6 Verbrechen eingeftehen), fo kann 
allen zufammen auch nur Ein Wertheidiger gegeben werden, und bie 
Praxis verfichert, daß in einem Falle, wo 72 Mitangeklagte eintraten, 
für alle nur 6 Vertheidiger beftellt wurden. 

Für die Vertheidigung erhält der Anwalt von dem Staate Feine 


beanzeigt fei, und find daher bie Acten im erflen Balle über den Recurs des 
Oberprocurators ($. 11), im zweiten Falle aber von Amtswegen ($. 12) an 
ben Anflagefenat überfendet worden, und hat ber Anflagefenat in dem einen 
oder anderen Falle auf die Verfegung in den Ankflagefland erkannt, fo Rad 
zwei entgegengeſetzte Entſcheidungen vorhanden, bie eine für, bie an 
dere gegen den Befcgulbigten, und Bier follte daher dem — noch ein * 
teres Rechtsmittel vorbehalten werden. 
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KRemuneration. In Frankreich erhielten die Vertheidiger urfprünglich eine 
angemeflene Nemuneration, und da fich diefed als unzweckmaͤßig zeigte, 
fo ift e8 davon wieder abgefommen. 


$. 17. 


Die Wahl der Verteidiger gefchieht durch den Affifenpräfidenten, 
welcher darauf Rüdficht zu nehmen bat, daß ein Anwalt vor dem anderen 
nicht zu viel in Anfprudy genommen werde. Der Angeklagte kann fich 
gleih nach feiner erwähnten Vernehmung mit dem Vertheidiger Befpre: 
den, und dem Leßteren ift die Einficht in alle Verhandlungen geftattet 
(Art. 302). | | 

Auf Anordnung des Dberprocurators werben dem Angeklagten (Ver 
theidiger) die Protocolle, welche den Thatbeftand Geurfunden, und die 
Zeugenausfagen in Abfchrift von Amtswegen und unentgeltlich zugeftellt 
(Bet. 305) , und ſelbſt im Falle feiner Werurtheilung bezahlt er für diefe 
Abfehriften Beine Gebühr. Sind mehrere Mitangeklagte vorhanden, fo 
wird allen nur Eine Abſchrift koftenfrei gegeben (Art. 806), welche Ab⸗ 
ſchrift fi die Vertheidiger zum Behufe der Information mittheilen. 
Diefe gefeglihe Beſtimmung bat zum Zwecke, den Angeklagten und 
feinen Wertheidiger in ben Stand zu feßen, den allfälligen Caſſations⸗ 
recurs gehörig zu begränden, ſich ſchon vorhinein nach feinen Entlaftungse 
zeugen umzuſehen, den Belaftungszeugen Einwendungen \entgegenzufe- 
gen, und ſich überhaupt in der Öffentlichen Sitzung (Audienz) gehörig zu 
verteidigen. Zu eben diefem Ende Eann der Vertheidiger auch von allen 
übrigen Acten, z. B. von den Ausfagen des Angeklagten, jeboch auf 
Koften des letzteren, Abfchriften erhalten (Art. 305). | 

Bei der eben erwähnten Vernehmung bes Angeklagten durch den 
Aififenpräfidenten muß ihm biefer eröffnen: daß er gegen das Urtheil des 
Auflagefenates den Recurs an den Eaffationshof ergreifen Ednne, worüber 
er fih binnen den nächftfolgenden 5 Tagen zu erklären habe, widrigens 
er bamit nicht weiter gehört werben Ednnte (Art. 296). Unter derfelben 
Bedingung und innerhalb derfelben Frift (von der gedachten Vernehmung 
des Angeklagten an gerechnet) muß auch der Generalprocurator erflären: 
ob er gegen die Entfcheidung des Anklageſenates ben Caſſatlonsrecurs er⸗ 
greifen wolle. 
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Diefer Recurs Fann nur in den gefeßlich beftimmten Fällen ergriffen 
werden (Art. 299), nämlich: 

1. Wenn die That, welche den Gegenftand der Anklage bildet, nach 
den Geſetzen Eein Verbrechen ift; 

2. wenn das Urtheil gefällt worden ift, ohne daß der Generalprocu⸗ 

‚rator einen förmlichen Antrag geftellt bat ; 

8. wenn die Richter des Anklageſenates bei Schöpfung bes Urthellb 

nicht in der erforderlichen Zahl verſammelt waren. 

Wird der Recurs ergriffen, fo darf vor. deſſen Erledigung die 
Öffentliche Verhandlung nicht beginnen. Der Recurs hat bier affo effec- 
tam suspensivum. Es müflen aber die gefeßlihen Gründe in dem Re 
eurfe angeführt werben, weil fonft der Recurs an den Caffationshef 
zwar einbegleitet, von diefem aber verworfen werben würbe, 

Der Caſſationsrecurs kann zwar auch noch in anderen Fällen, z. B. 
wenn bie Incompetenz des Aflifenhofes ober die Verjährung behauptet, 
die Einrede der bereitd rechtsEräftig entfchiebenen Sache gemacht wird u. dal., 
ergriffen. werben; allein diefer Recurs umnterfcheidet fi) von dem vorer: 
wähnten dadurch: 

a) daß er dad Beginnen der öffentlichen Verhandlung nicht hindern darf 
alfo keinen effectum suspensivum haben kann; 

b) daß die Gründe des Necurfes nicht angeführt werden müffen, ob- 
ſchon diefe Anführung in der Negel Statt findet; 

c) daß die Srift zur Anmeldung bes Recurſes auf 3 Tage nad) An- 
Fündigung bes Urtheiled — da die Eaffation gegen das letztere ge: 
richtet ift — beſtimmt ift. 

Die Erklärung des Angeklagten: daß er recurriren wolle, wird von 
dem Gerichtsſchreiber auf der Kanzlei. (oder im Sefängnifle) zu Prote 
coll genommen. Der Generalprocurator gibt feine Erklärung auf der 
Kanzlei zu Protocol. 

Iſt der Necurs in den oben 1, 2,3 bezeichneten Ballen von dem 
Generalprocurator oder von dem Angeklagten eingelegt, fo hat der Ge 
richtsſchreiber unverzüglich eine Ausfertigung des darüber aufgenommenen 
Protocolles dem Oberprocurator zuguftellen, und biefer eine Ausferti⸗ 
gung des Werweifungsurtheifes mit den Acten an den Generalprocurater 
bei dem Caſſationshofe zur Entfcheidung einzufenden (Art. 800). 
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$. 19. 

Nach dem Gefege fol die Inftruction des Prozeſſes, ungeachtet des 
ergriffenen Caſſationsrecurſes, bi zu den öffentlihen Verhandlungen - 
ausſchließlich fortgefegt werden (Art, 801). Der Ausdruck: »bis zu den 
Öffentlichen Verhandlungen ausſchließlich fortgefegt? — bezieht ſich nur 
auf die vorhergehenden im Art. 299 ($. 18) bezeichneten drei Faͤlle, weil 
die Übrigen Fälle des Caffationsrecurfes die öffentliche Verhandlung, wie 
bereit oben bemerkt wurde, nicht hindern Eünnen. 

Sollten noch neue Zeugen vernommen werden, fo geſchieht dieß 
durch den Aflifenpräfidenten oder durch einen von ihm beauftragten Niche 
ter. Wohnen die Zeugen nicht am Sitze des Aflifenhofes, fo wird ihr 
competenter Richter mit ber Wernehmung beauftraget, welcher die Iegtere 
an den Serichtsfchreiber des Affifenhofes einzufenden hat (Art. 303). 

Es können alfo ungeachtet des auf die bereits gefchloffene Vorunter⸗ 
ſuchung gefaßten AnFlageactes noch neue Erhebungen gepflogen werden; 
denn ed Fönnen von Seite des Oberprocurators, des Angeklagten oder 
des Affifenpräfidenten inzwifchen bis zur Erledigung des Caflationsrecur: 
ſes und bis zum Beginne der öffentlichen Verhandlung neue Belaftungs- 
und Entlaftungszeugen oder andere Beweismittel zum Worfcheine kom⸗ 
men, die erfteren inzwifchen mit Tod abgehen, weit verreifen und die 
leßteren in Verluft gerathen u. dgl. Die Sammlung folcher Beweismittel 
ift daher nothwendig. Es mögen aber biefe Beweismittel wie immer bes 
ſchaffen fein, fo bleibt der bereits gefaßte Anklageact (wenn er vom Caſſa⸗ 
tionshof nicht caffirt wird) aufrecht, obſchon die nachträglichen Erhebun⸗ 
gen auch-von der Art fein Fönnen, daß unter Berückſichtigung derfelben 
die Verfegung in den Anklageftand nicht mehr befchloffen werden Eönnte, 
Solche nachträgliche Erhebungen können daher nur in den Öffentlichen Ver: 
handlungen benüßt werben. Sie haben bisweilen auf Mitfchuldige geführt, 
in welchem alle dann auch gegen diefe das Verfahren und bie öffentliche 
Verhandlung gleichzeitig mit dem bereitd Angeklagten eingeleitet wurde, 

$. 20. 

ı Wenn der Oeneralprocurator oder der Angeklagte wünfchen, die 
öffentliche Verhandlung ausgefegt und an einen fpäter zufammentreten- 
den Affifenhof verwiefen zu ſehen, fo ift der dahin gehende Antrag dem 
Praͤſidenten ſchriftlich zu überreichen, worüber er zu entfcheiden hat, und 
er Bann dieſe Verweifung auch von Amtswegen verfügen (Art. 806). 

1. Band IV. Heft 1849. 17. 


- 
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Der Grund einer ſolchen Verweiſung kann darin liegen, daß ber Ober⸗ 
procurator, ber Angeklagte oder ber Präftdent erft wieder neue Beweis⸗ 
mittel entbedit, deren Sammlung eine längere Zeit. fordert, ober ein 
neues Arztliches Gutachten nothwendig wird u. bgl., die Aſſiſen aber ber 
reits ihrer Beendigung nahen, und daher nicht a länger aufgehalten 
werden Eönnen, 

$. 21. 

Selten wegen desſelben Verbrechens gegen mehrere Perfonen ver: 
fohiedene Anklagefchriften vdrliegen, fo Tann der Oberprocurator beren 
Verbindung begehren und der Präfident ſolche au) von Amtswegen ver⸗ 
ordnen (Art. 307). Diefe Beftimmung Eommt zur Anwendung, wenn 
ſich bei verſchiedenen Gerichten Mitſchuldige wegen desfelben Verbrechens 
befinden, in welchem Falle die Verhandlung am zwedinäßigften geführt 
wird, wein fie mit allen Mitſchuldigen gleichzeitig vor bemfelben Affifenhofe 
vorgenommen wird. Zur Kenntniß felcher Mitfchuldigen kann man insbefon- 
dere auch durch den ©eneralprocurator gelangen, weil er jede Woche eine 
fogenannte Worhenlifte von den Oberprocuratoren über alle neu vorge: 
Fommenen Verbrechen erhält (Art. 249). 

$. 22. 

Hat der Anklageact mehrere Verbrechen desfelben Angeklagten zum 
Gegenſtande, die miteinander in Feiner Verbindung ftehen, fo Fann der 
Oberprocurator darauf antragen: daß man die öffentlichen Verhandlun⸗ 
gen nur auf Eines oder auf einige diefer Verbrechen befchränfe, und den 
Angeklagten deßhalb vor Gericht ziehe, und der Präfident Eann dieſes 
aud) von Amtöwegen befehlen (Art, 868). Zur Erläuterung dieſer Be 
Rimmung wird bemerkt, daß das Geſetz nicht verbiete, in dem nämlichen 
Anklageact mehrere nicht mit einander verbundene Verbrechen zufammen 
zu faffen, und eben fo m dem WVerweifungsurtheile bes Anklageſenates. 
Die vorangeführte Beftimmung (Art. 308) Eaun nur dann zur Anwen⸗ 
dung Eommen, wenn alle Verbrechen, die derfelbe AnElageact enthält, 
ſich nicht gleichzeitig in der Lage befinden, um auch gleichzeitig verhan« 
deft zu werben, naͤmlich wenn man noch neue wefentliche Aufſchluͤſſe über 
eines oder mehrere Verbrechen zu bekommen hofft, oder wenn bie Beweiſe 
über diefe verfchiedenen Verbrechen nicht zugleich vorgebracht werden Eünnen. 

Auch in dem Falle Eann. die gedachte gefegliche Beſtimmung zur 
Anwendung kommen, wenn bemfelben Angeklagten Verbrechen von fehr 
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ungleiher Strafbarkeit zur Laſt fallen, z. B. Mord und Diebitahl. Hier 
kann die Öffentliche Werhandlung bios auf den Mord hefchränft werden, 
weil, wenn der Angeklagte wegen bed Mordes für fchuldig erkannt und 
zur Todesſtrafe verurfheift wird, der Diebftahl nicht weiter zur Sprache 
kommt, im Falle der Zreifprecdung aber die ——— wegen Dieb⸗ 
ſtahles eingeleitet wird. 

S. 23. 

Rheinpreußen hat 5 Regierungsbezirke: Köln, Koblenz, Trier (mit 
Einſchluß des Landgerichtsbezirkes Saarbrücken), Aachen und Düäffeldorf 
(mit Einſchluß des Landgerichtsbezirkes Elberfeld und Kleven). 

Die zur Wahl der Geſchwornen fähigen Perſonen find im Art. 381, 
882 u. f. f, Bezeichnet, welches Geſetz mit Ruͤckſicht auf die Randesver« - 
foffung einige Yenderungen erlitten hat; fo gibt es z. B. in Rheinpreußen 
keine Wahlcollegien, deren der Art, 382 erwähnt. Ueber die Waplfähie 
gen eines jeden Negierungsbezirkes hält jeder Regierungspräfident ein 
genaues Verzeichniß. Sobald die ginzelnen Präfidenten des Aſſiſenhofes 
(welche Häufig wechfeln) über den Vorſchlag des erften Präfidenten bes 
Appellationsgerichted von dem Yuftizminifter ‚gewählt worben, ſchreiten 
fie bei dem Negierungspräfidenten um Bekanntgebung von 60 Geſchwor⸗ 
nen für bie nächften Aflifen ein (887 u. |. f-). Der Regierungspräfident 
beſtimmt diefe 60 Sefchwornen nad) feinem Gutdünfen, bringt deren 
Namen, Charakter, Wohnort in ein Verzeichniß, und muß das letztere 
laͤngſtens binnen 24 Stunden, vom Tage des an ihn gelangten Erfuchene 
des Aflifenpräfidenten, an den leßteren (an jeden Affifenpräfidenten der 
8 Landgerichtsbezirke) einfenden, Der Aflifenpräfident muß von den 60 
Geſchwornen 24 weglaffen (ohne verpflichtet zu fein, die Gründe, warum 
er dieſen oder jenen megläßt, anzugeben), fo, daß nur 36 Geſchworne als 
die für die nächften Affifen beftimmsen verbleiben, Weber bie 36 Ge: 
ſchwornen verfaßt: der Aflifenpräftdent ein Verzeichniß für ſich CDienfttifte 
der Geſchwornen), und das ihm von dem Negierungspräfidenten einges 
fendete, nun berichtigte Verzeichniß ftellt er an den lepteren binnen 24 Stun: 
den vom Tage ded Empfanges der die 60 Gefchwornen enthaltenen Lifte 
zurüd, mit dem Eröffuen des Tages, au welchem die Affifen beginnen, 
und vor welchen daher die 86 Geſchwornen im Orte des Aſſiſenhofes 
erſcheinen muͤſſen. 

Die 36 Geſchwornen muß der Regierungspräfibent zu den Aflifen 
17 * 
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an dem beftimmten Tage (wenigftend 8 Tage vor Abhaltung der letzteren) 
vorladen, jedem derfelben zugleich einen bloß ihn betreffenden, feinen Na- 
men enthaltenden Auszug des Verzeichniffes — der Gefchwornenlifte — 
zuftellen, und in der Vorladung auch die Strafe bezeichnen, welche den 
Geſchwornen für den Fall feines Ausbleibens nach dem Geſetze treffen 
würde. Die Vorladung wird den Oberprocuratoren einzelner Affifenhöfe, 
unter Anfchluß des Verzeichniffes Ceiner Abfchrift Davon) von dem Regie: 
rungspräfidenten angezeigt, damit der etwa Ausgebliebene beftraft werde. 
Die Lifte der 36 Gefchwornen überfendet der Megierungspräfident an ben 
Juſtizminiſter, an ben erften Präfidenten des Appellationsgerichtes, an 
den Generalprocurator des leßteren, und an den Oberprocurator (888). 
Die 36 Geſchwornen find nur für Eine Affife gewählt, nach deren Bern 
digung die Wahl der Gefchwornen für bie naͤchſtfolgende Affife auf die 
vorerwähnte Art erneuert wird. 

Zur Wahl von 12 Geſchwornen bei den Affifen genägt zwar bie 
Unmefenheit von 80 Geſchwornen, es wird aber doch die Zahl von 86 
erfordert, damit in Erkranfungsfällen oder bei fonfliger Verhinderung bie 
Zahl von 30 fogleich ergänzt werden koͤnne, zu welchem Ende auch eine 

größere Zahl von den 36 Geſchwornen aus den Einwohnern ber — 
in welcher die Aſſiſen abgehalten werden, gewaͤhlt wird. 

$. 24. 

Die Lifte über die 36 oder 30 Geſchwornen wird dem Angeklagten 
unmittelbar vor dem Tage, an welchem aus biefen 36 Geſchwornen 12 
für die Verhandlung mit dem Angeklagten gewählt, werden, zugeftellt. - 
Eine frühere oder fpätere Zuftelung würde die ganze Verhandlung nichtig 
machen. Das Gefeg will diefe Zeit nicht kürzer oder laͤnger beftimmen, 
um einerfeit6 dem Angeklagten Feine Gelegenheit zur Einwirkung auf die 
Geſchwornen zu geben, andererfeitd ihm aber doch Zeit zum Nachdenken 
über allfällige Necufationsgründe zu laſſen. Diefe Zeit ſcheint in Bezie⸗ 
hung auf den Angeklagten zu kurz, weil er, wenn er die Liſte am Abende 
vor der mit ihm vorzunehmenden Verhandlung erhält, nicht im Stande 
ift, den Charakter und den perfönlichen Verhältniffen von 86 ihm mei: 
ftend ganz unbekannten Geſchwornen nachzuforſchen, um biernach mit 
Grund die Recufation anbringen zu Eönnen, während der Ankläger (Ober: 
procurator) die Geſchwornen ſchon längft vor Erd öffnung der Audienz weiß 
(Art. 388). 
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$. 25. 

Die Affifen werden bei den einzelnen Randgerichten regelmäßig alle 
Vierteljahre, bisweilen nur zwei: oder dreimal des Jahres abgehalten, je 
nachdem viele oder complicirte Faͤlle zur Verhandlung vorbereitet find, 
In außerordentlichen dringenden Fällen, vorzüglich bei großen Complici⸗ 
täten, können auch außer der gewöhnlichen Ordnung Affifen abgehalten 
werden. Eine Veröffentlihung der Namen der Geſchwornen gefchieht 
nicht (was in Frankreich der Fall ijt), wohl aber die Veröffentlihung 
ded Tages, an dem die Affifen beginnen follen. Auch pflegt man die Tage, 
an welchen die Aflifen zur Verhandlung mit den einzelnen Angeklagten 
abgehalten werden follen, unter Bezeichnung der Angeklagten, deren Ver⸗ 
tbeidiger und der Verbrechen zu veröffentlichen. 

Die Geſchwornen erfüllen ihre Pflichten unentgeltlich, und. nur die 
Reiſekoſten werden ihnen von dem Aerar verguͤtet (Art. 381 - 392). 

$. 26. 

Bedenken gegen diefes Inſtitut ergeben fich in , Sällen, wo es fich 
um ein Verbrechen handelt, welches nach Anficht der Gefchwornen nicht 
beftraft werden follte, z. ®. bei Körperverlegungen, welche der Landmann 
Geſchworne) für etwas Gemwöhnliches hält, oder bei politifhen Verbre⸗ 
hen, wo die Geſchwornen nach ihrer Anficht eben fo, wie der Angeklagte 
gehandelt haben würden, und daher feine Handlungsweife ſtillſchweigend 
billigen. In diefen und ähnlichen Fällen find die Geſchwornen geneigt, 
den Angeklagten für nicht: fchuldig zu erklären während fie im entgegen- 
gelegten Falle mehr für den Ausſpruch „Schuldig” geftimmt find. Gegen 
einen folchen, offenbar ungerechten Ausfpruch ſchuͤtzt zwar den Angeklagten 
die Beftimmung des Art. 852, dem zufolge die Sache an eine andere 
Affife verwiefen wird; allein wenn auch dieſe das Schuldig ausfpricht, 
fo muß es doch Bei diefem Ausfpruche verbleiben, abgefehen davon, daß 
die Geſchwornen, fobald fie die Handlungsweife des Angeklagten billigen, 
über ihn, obſchon feine Ihat offenbar ald Verbrechen erfcheint und er 
desfelben überwiefen ift, dad „Nichtfchuldig? ausfprechen, gegen welchen 
Ausſpruch es Eein weiteres Rechtsmittel gibt, ausgenommen die Caſſa⸗ 
tion, über welche aber in merito fein anderer Auspeug erfolgen kann 
(Art. 409). 

Um das Bedenken zu befeitigen, daß bie Gefhwornen in ben erwaͤhn⸗ 
ten Faͤllen den Schuldigen nicht für nichtſchuldig, den Nichtfchuldigen 
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aber nicht für ſchuldig erklären, je nachdem er nach Anficht der Geſchwornen 
recht oder ımrecht gehandelt Hat, wäre es, zur Vermeidung jeden Scheines 
von VBefangenheit, bei der Wahl der 60 Geſchwornen durch den Regie⸗ 
vungspräfidenten, zweckmaͤßiger, wenn er diefe Wahl nicht nach eigenem 
Belieben vornehmen möchte, weil er als Staatsbeamter doch von ber Re 
gterung abhängig ift, und daher gegen ihn von dem Publieum leicht der 
Verdacht gehegt wird, daß er bei politifchen Verbrechen ſolche Geſchworne 
wählen werde, welche nach ihren ihm’ bereits befannten oder näher ausge: 
forfchten Gefinnungen geneigt fein werben, Aber den Angelfagten zu Gun⸗ 
ften der Regierung lieber das „Schuldigꝰ auszufprechen, wie 3. B. wenn 
der Angeflagte nad Umänderung der beftehenden Monardjie in eine Re— 
publik geftrebt hat, dem Regierungspräfidenten aber befannt ift, daß die 
von ihm gewählten Gefchwornen jede Republif haffen, und nur der mo⸗ 
narchifchen Negierungsform zugethan find. Zweckmaͤßiger wäre es alfo, 
. wenn der Regierungs- (oder der Affifen:) Präfident die 60 Geſchwornen 
unter Controlle einiger Zeugen durch das Loos beftimmen würde, wornach 
irgend ein Bedenken gegen die Befangenheit des Wählenden nicht entftehen 
könnte. Auch ſcheint es überflüffig, die Wahl auf: 60 Geſchworne aut. 
zubehnen; die Wahl von 36 genügt, und wenn es bei der Zahl von 60 
. bleiben, und der Affifenpräfident diefe Lifte auf 86 reduciren follte, fo 
müßte diefe Reducirung aus den oben angeführten Gründen ebenfalls durd 
ein 206 beftimmt werden. 

Bei der Bildung der Urliſte über die Geſchwornen, d. h. bei ber 
Wahl der Geſchwornen überhaupt in jedem Bezirke der Regierung, bezie: 
hungsweiſe der Areisämter, müßte wohl als leitender Grundſatz angenom- 
men werden: daß jeder Staatöbürger gewählt werden könne, der ein 
beſtimmtes Alter erreicht hat, tadellos, an Fähigkeiten ausgezeichhet, im 
vollen Genuffe bürgerlicher Rechte ift, und fi des vollen Vertrauen 


ſeiner Mitbürger erfreut, in welcher Beziehung die Gemeinden, zu melden 


die zu Waͤhlenden gehören, die befte Auskunft zu geben im Stande find, 
und deren Vorftände daher dießfalls zu vernehmen wären. 

Doch mit diefem allgemeinen Grundfaße allein wäre kaum auszu⸗ 
fangen, denn er würde auch auf bloße Arbeiter, Dienftboten, ganz ver: 
armte Perfonen u. dgl. anwendbar fein, obfchon ſolche Perſonen keine 
zureichende Bürgfchaft für das fo wichtige Amt eines Geſchwornen geben. 
Solche Perfonen haben felten einen bleibenden Wohnfig; fie koͤnnen im 
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Salle ber Vernachläffigung ihres Dienftes ald Geſchworne mit jenen em» 
pfindlichen und nothwendigen Geldftrafen, welchen die Geſchwornen unter. 
liegen, nicht belegt werben, und fie mit Arreft zu flrafen, würde auf das 
Geſchworneninſtitut ein, fein Anfehen untergrabendes Licht werfen, und 
auch feinen Erfag für jene Koften leiften, welche die Vernachlaͤſſigung der 
MPflichten des Geſchwornen zur Folge haben kann, z. B. wenn wegen 
Ausbleibens des Geſchwornen die Aſſiſe vertagt werden muß. Es muͤſſen 
daher die Claſſen der Perſonen, welche unter Beobachtung des erwaͤhnten 
Grundſatzes mit Ruͤckſicht auf ihr Vermögen und auf andere beſondere 
Eigenſchaften zu Geſchwornen tauglich find, in dem Geſetze bezeichnet 
werden ; eben fo wären auch jene Perfenen näher zu bezeichnen, welche 
wegen befonderer Verhältniffe oder Gebrechen das Amt eines Geſchwornen 
"nicht übernehmen dürfen, wie z. B. Geiftliche, Richter, —— oder 
ſchwerhoörige Perfonen u, dgl. 

Auf aͤhnliche Art iſt die Waͤhlbarkeit zu Geſchwornen in allen ı mir 
befannten Gefegen befchränft, 3. ®. im code d’instruction Art. 381, 
882 u.f. w., im Entwurfe für Oberheflen Art. 166 u. f. im nſe 
für Großherzogthum Baden 88. 4—6. 

Zweckmaͤßig wäre die Veröffentlichung der Generalliſte der zu Ger 
ſchwornen Gewaͤhlten, weil man auf diefe Art diejenigen erfahren Eönnte, 
weiche aus Verſehen zu Geſchwornen gewählt wurden, ohne daß ſie die 
“hierzu erforderlichen Eigenſchaften .befigen"). 


L 
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2) Nach gefchehener Wahl der 36 Geſchwornen werben aus biefen bie 12% Ge⸗ 
ſchwornen für jede einzelne Verhandlung vor ben Aflifen gewählt, wornach 
biefe Verhandlung beginnt. 

©. hierüber meine Abhandlung in biefer Zeitfchrift, ISahrg. 1849, B. I. 
S. 1 u. ff. 


XIV. 
Verſuch zur Beantwortung der Frage: If die im F. 342 
der a. G. O. angeordnete Befchreibung der zu pfändenden 
Güter des Crecuten hinreichend, um anf foldhe Art ein 
wirkliches Pfandredht zu erwerben? 


Don Herrn Audreas Kubaſta, 
Synbicud in Swettl, 





Rn Decemberbefte des Jahrganges 1841 dieſer Zeitfchrift hat Herr 
...*... biefe aufgeftellte Srage verneinend beantwortet, und feine nega= 
tive Behauptung ungefähr durch folgende Argumentation begründet: 

1. Die Brage, wie das Pfandrecht wirklich erworben werde, gehöre 
ohne Zweifel in das Gebiet des materiellen Rechtes, womit fich in der 
That das a. b. G. B. in den SS. 451-458 befchäftige; "wodurch aber 
auch zu Folge ber im IV. Abfage ded Kundmachungspatentes diefes Geſetz⸗ 
buches enthaltenen Anmweifung alle auf denfelben Gegenſtand fich beziehen- 
den ©efege und Gewohnheiten außer Wirkfamfeit getreten feien, ohne 
Unterfchied, ob jene früheren Anordnungen als ein felbftftändiges Geſetz, 
oder nur als ein Theil eines umfaffenden Geſetzbuches in Kraft beftanden. 

Gerichtsordnung und a. b. G. B. hätten fi, an manchen Orten 
Eleine Ausbengungen, jene ind Gebiet des materiellen Rechtes, diefes in 
die Sphäre des gerichtlichen Verfahrens erlaubt; und fo fei es gefommen, 
baß mehrere Stellen der erfteren durch leßteres Eraftlos geworden. Unter 
derlei Stellen gehöre nun auch ber $. 342 a. G. D., welcher in den 
SS. 451—453 des 6. ©. B. außer Kraft gefeßt worden fei. Die Worte 
des $.450 a. 6. G. B., inwieferne das Bericht ein Pfandrecht einräumen 
Eönne, beflimmt die G. D., ftünden feiner Behauptung nicht entgegen, 
weil biefelben nur von der Ertheilung eines Titels zum Pfandrechte [pres 
chen, was aus dem Zufammenhange mit den SS. 449, 451, 452 dafelbft, 
welche zwifchen den verfchiebenen Titeln durchaus Eeinen Unterfchieb machen, 
unmwiberlegbar hervorgehe. 
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Durd die nach $. 342 a. G. D. erwähnte pfandweife Befchreibung 
erlange der Erequent einen bloßen Titel, und mithin nach $. 451 des 
a. 5. G. 8. nur ein perfönliches Recht zur Sache; es erfolge weber eine 
Uebergabe durch Erklärung nad) $. 428 a. 6. ©. B., noch eine Ueber⸗ 
gabe durch Zeichen $. 427 eben da, welch legtere Pfanderwerbungsart 
der S. 452 eben da nothwendig mache. 

2. Daß feine Anſicht im gemeinen deutſchen Proceffe in dem romi- 
ſchen Rechte, in den meiften deutſchen Particularrechten, im franzöfifchen 
Code de procedure civile, und im niederländifchen Wetboeck van bur- 
gerlyke regtsvordering vom Jahre 1838 begründet werde, 

Sierüber glaube ich Folgendes erwiebern zu follen: 

ad 1. Daß bie Frage, wie das Pfandrecht wirklich erworben werde, 
allerdings in das materielle Recht gehöre, und daß dieß wirklich ber Fall 
fei, beweifen die $$. 449, 450—458 ded a. 6. ©. 2. 

Nun ift e8 aber wohl einerlei, ob in diefen Paragraphen die Erwer: 
bungsarten ausfchließend mit -Derogirung anderer auf diefen Gegenftand 
fich beziebender früherer Gefege und Gewohnheiten ausgeführt werden; 
oder ob nur einzelne Erwerbungsarten in denfelben Paragraphen erörtert, 
und ſich in Bezug der übrigen auf andere beftehende Geſetze berufen werbe, 
oder mit anderen Worten, daß einfchfagende Geſetze ins bürgerliche Ge⸗ 
fegbuch adoptirt werden. Meines Erachtens und in Llebereinftimmung mit 
den Worten und dem Sinne des a. b. G. 8. ift das Pfandrecht dem 
Zitel nach vierfach : entweber ein gefegliches, oder ———— oder ver⸗ 
tragsmaͤßiges, oder legtwilliged, $. 449 a. b. G. B. 

Ueber die Zälle des durch das Geſetz eingeräumten Pfendrechtes 
handelt theils das a. b. G. B., theils das Concursverfahren ($. 450 
a. b. G. B.). 

Ueber das, kraft richterlichen Ausſpruches eingeraäͤumte, Pfandrecht 
handelt die Gerichtsordnung, $. 450 a. b. G. B. 

Ueber das vertragsmaͤßige und letztwillige Pfandrecht handeln die 
Vorſchriften von Verträgen und FR SENNEN des a. b. ©. B. $. 450 
ibidem, 

Sonach beſtimmt der $. 450 a. 6. ©. B. offenbar, daß in Anfehung 
der Pfandrechtderwerbung und Einräumung: 

a) bezüglich des gefeglihen Pfandrechtes diea. &.D.; 

b) bezüglich des durch richterlichen Ausfpruch eingeräumten Pfand- 
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sechted die a. G. D. integrirende Theile des VI. Hauptſrůckes des a. b. 
G. B. ausmachen. 

Sind nun die a. C. O. und a. G. O. dießfalls integrirende Thei⸗ 
des a. b. G. B., was ſich durch Gegenhaltung des $. 450 zu dem $. 6 
daſelbſt nicht laͤngnen läßt, fo behalten diefelben zu Folge 8. 9 eben da fo 
lange ihre Kraft, bis fie von dem ©efeßgeber abgeändert, ober ausdrüde 
ih aufgehoben werden. 

Daraus folgt unwiderſprechlich, daß die im 6.842 a. G. D. erwähnte 
Pfanderwerbungsart eine wirkliche, Durch $.150 a. 6. ©. B. fanctionirte 
fei, und daß der Pfandwerber nicht einen bloßen Titel zum Pfandrechte, 
ober ein perfönliches Recht zur Sache, fondern das Pfandrecht felbft erlange. 

Herr ...*... ſcheint den Inhalt des $. 450 nicht genau gewürdigt 
zu haben, und behandelt den Gegenſtand der Frage lediglich nach den aus 
ihrem Zufammenhange hinausgeriffenen SS. 451 bis 453; da doch der 
6. 6 verordnet, daß einem Geſetze in der Anwendung kein anderer Verftand 
beigelegt werben dürfe, als welcher aus der eigentlichen Bedeutung der 
Worte in ihrem Zuſammenhange, und aus ber klaren Abficht des Geſetz⸗ 
gebers bervorleuchtet. 

Hätte er diefen”$. 6, dann die $$. 449 und 460 des a. b. ©. B. 
mit den ergangenen Verordnungen über gefegliches und richterfiches Pfand: 
‚ recht in Verbindung mit den $$. 343, 346 a. ©. O. beherzigt, fo wärde 
er ſich ſelbſt uͤberzeugt haben: 

a) daß ſowohl dad Geſetz am gehörigen Orte des buͤrgl. Gefeß- 
buches, und bei dem Verfahren in Concursfällen, als auch 

b) dad Gericht in der Gerihtsordnung ein Pfandrecht wirklich ein: 
räume, und nicht blos den Titel dazu darbieten; 

e) daß in einem, wie in bem anderen Falle Ausnahmen von ben 
6$. 451, 452,458 a. b. ©. B. vorkommen, in denen der mit einem Zitel 
verfehene Pfandgläubiger die verpfändete bewegliche Sache weder in Wer: 
wahrung nehme, nody fich folcher Zeichen bedient werde, woraus Jeder⸗ 
mann die Pfändung leicht erfahren Fann, und dennoch das wirkliche 
Pfandrecht habe, z. B. das Pfandrecht der Gutsherren ruͤckſichtlich der 
Kückftände an gutöherrlichen Gaben und der rückfländigen Veränderungs: 
gebühren auf das Gut, von dem diefe Abgabe hätte entrichtet werben 
folen, und zwar fowohl in Coneurs: als Ereeutionsfällen ($. 16 €. O. 
$. 126 gal. G. DO. Yuftighofd. vom 16. September 1825; eben fo das 


i Kubafla: üb. die Erwerbung des Pfandregiee 267 


Pfandrecht der Seuerlöfchkoften auf einem Haufe. euerlöfcherdnung für 
Wien $. 28 vom 22. April 1818). 

Uebrigens finden ja 

d) bei der pfandweilen Befchreibung von Seite des Gerichtsdieners 
mit Zuziehung des Klaͤgers oder deſſen Mandatars doch gewiſſe Hand⸗ 
lungen Statt, welche unverkennbar nach ben Anordnungen der $$. 427 
und 452 a. 6. ©. B. die ſymboliſche Uebergabe oder Einführung in ben 
Beſitz des Pfandrechted an ſich tragen, als: 

1. Der Serichtöbediente verfügt ſich mit dem —— oder 
deſſen Gewalttraͤger zu dem Beklagten, und ſtellt ihm die Abſchrift der 
gerichtlich bewilligten Pfaͤndung zu, legitimirt ſich durch die in Handen 
habende, vom Gerichte unterſchriebene, mit dem Amtsfigifle verſehene 
Auflage, und beſchreibt gleichzeitig genau die gepfändeten Güter. 

2. Außer dem Halle der angefuchten Transferirung fichert er Foftbare 
und leicht uͤbertragbare gepfündete Sachen durch Verwahrung und Ver: 
fperrung in einem Locale des Beklagten mit Aufdruͤckung des Gerichts⸗ 
infiegeld; und falls der Kläger" nichts anderes verlangt, läße er ſchwer 
transporfable Gegenſtaͤnde mittlerweile dem Pe zur Beforgung und 
‘dem Gebrauche. 

3. Nelationirt er nad) voflenbeter Pfändung oder pfandweilen Be 
fehreibung mit Leberreichung der en aller: in w ie 
gezogenen Güter. 

Diefe Befchreibung wird in der Kanzlei — und auf — | 
gen ben Parteien in Abfchrift Hinausgegeben. 

Wenn auch bei fo einer Procedur mit der gepfändeten Sache beine, 
oder nicht immer Merkmale verbunden werden, woraus Jedermann deut: 
lich erkennen Bann, daß die Sache einem Anderen überlaffen worden ift; 
fo finden doch, wie erwähnt, Handlungen, Verzeichnungen, Aufjeichnun: 
gen, Unterzeichnungen Statt, woraus Jedermann deutlich erkennen Eann, 
Daß die Sache einem. Anderen überlaffen worden ift, als: 

Die Einführung des Klägers durch den Gerichtsabgeorbneten in den 
Beſitz des Pfandrechtes, wozu die Auflage ald gerichtlicher Ausſpruch den 
Zitel ertheilte; die genaue Vefchreibung aller in Pfändung gezogenen 
Sachen, welche vom Kläger, oder deſſen Mandatar vom Gerichtsabge⸗ 
ordneten, und von dem Beklagten, und wenn letzterer fich nicht. unter= 
. fhreiben kann, oder will, von zwei zugezogenen Zeugen gefertigt wird. 
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Durch die Pfanbbefchreibung kann um fo mehr die Pfändung Jedermann 
leicht erfahren, als das perfönliche Erfcheinen des ©erichtödienerd und 
Klägers bei dem Geklagten Auffehen erregt, und den Parteien unverwehrt 
bleibt, .Abfchriften von jener .Pfandbefchreibung bei Gericht zu erheben. 

Der Kläger erhält dur die vorgenommene VBefchreibung der zu 
pfändenden Gegenftände, welche vom Erecuten, ober aber flatt feiner 
von 2 Zeugen mit unterzeichnet ift, zwangsweife von dem Beklagten die 
im $. 427 a. b. ©. 3. befprochene Urkunde, wodurd dag Pfandrecht 
dargethan wird, und biefe Urkunde wird zur Sicherung der Mechte beider 
Parteien im Originale in gerichtlicher Verwahrung behalten; das Gericht 
ift dießfalls der Protector des Erequenten.in der Geltendmachung feiner 
erwiefenen Rechte, und gleichwie bei der wirklich vorgenommenen Trans: 
ferirung der gepfändeten beweglichen Güter folche als leicht transportabel 
und koſtbar zu Gerichtshanden, oder aber in Verwahrung eines Dritten 
übergeben werden, eben fo wird bier, wo die pfandweiſe befchriebenen 
Effecten ohne Sperre, und ohne Anlegung des Gerichtsfiegels in Handen 
des Erecuten belaffen werden, die (mittelſt Gerichtszwanges) dem Beklagten 
abgenöthigte Pfandbefchreibung dem Gerichte in Verwahrung anvertraut. 

Der Kläger erlangt fomit ſchon durch den Abfchluß und durch die 
Sertigungen ber genauen Befchreibung das wirkliche Pfandrecht auf Grund 
der dem Erecuten abgenöthigten Pfandbefchreibung, und es ift diefe gefeg- 
liche Anordnung mit den $$. 427 und 452, mit den Anordnungen über 
die Pfandrechtserwerbung übereinflimmend. _ 

Der vom Richter erlaffene Befcheid der Pfändungsbewiligung, die 
Auflage, wovon Erequent und Erecut durch Abfchrift verfkändige wer: 
den, ift der Titel zur Erwerbung biefed Pfandrechtes, der Befehl: 

- a) an den Erecuten: du mußt dem Kläger über die in feiner Ein 
gabe nambafı gemachten beweglichen Büter das Pfandrecht geftatten ; 

b) an den Gerichtsbedienten: bu haft den Erequenten in den Beſiß 
des von ihm angefuchten und bewilligten Pfandrechtes auf die von ihm 
nambaft gemachten Mobilien des Geklagten einzuführen, und eine genaue 
Pfandverſchreibung oder Pfandbefchreibung aufzunehmen, und folche mit 
telft Relation vorzulegen, ift der Anlaß zur Pfandrechtserwerbung. 

Der Vollzug des Auftrages b) durch die Gerichtsbedienten. nach Bor- 
fehrift der 88. 842, 343, 846 ift die Art und Weife der wirklichen Pfand» 
vechtöerwerbung für den Erequenten, und hiedurch wird der vom Nichter 
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in ber Auflage dem Kläger eingeräumte Titel auf die don ihm namhaft 
gemachten gegneriſchen Guͤter realiſirt. 

Dieſe Realiſirung des Pfandrechtes, das Eintreten der Weſenheit 
zur Pfandrechtserwerbung erfolgt, es mag entweder 

1. der Gerichtsbediente (auf Verlangen des Klägers) die pfandweiſe 
beſchriebene Sache in Verwahrung eines Dritten, oder in gerichtliche 
Verwahrung bringen; 

2. er mag (ohne Klaͤgers Begehren) die pfandweiſe beſchriebene 
Sache in einer Localitäͤt des Beklagten unter Sperr: und Gerichtsſiegel 
legen; oder aber ed mag auch nur 

3. mit Klägers Zuftimmung die pfandweife befchriebene Sache in Han⸗ 
den des Beklagten belaffen werden ($.450 a.b. G. B. F8. 342, 843 a. G.O.). 

Die Beforgniß des Herrn ...*..., daß in dem legten Falle sub 8. 
der (von ihm bezweifelten) Pfandrechtserwerbung , welche er nur für ein 
perfönliches Recht zur Sache hält, dem Kläger gar leicht durch Verluſt 
oder Veräußerung jener Sache fein Necht vereitelt werden Eönne, und 
jene Sicherheit durchaus nicht gewähret werde, die er durch den obge⸗ 
dachten Act des Gerichtödieners zu erreichen fuchte, und wähnte (2), ift 
grundlo6; denn entweder veräußert oder verzehrt Geklagter den fragli⸗ 
en Gegenſtand, oder aber ber Gegenſtand geht verloren, oder ganz 
oder theilweiſe zu Grunde. 

Im letzten Falle hat ſich der Klaͤger ſeine Unvorſichtigkeit, daß er die 
Transferirung nicht mit dem Pfändungsanfuchen vereinigte, ſelbſt zuzu⸗ 
fehreiben. Volenti non fit injuria. 

Im erften Sale [huge ihn das Yuftizhofdecret vom 1. Auguſt 1828 
an das n. 8. Appellationsgericht, worin es heißt: 

In Erledigung ded Berichtes Aber die Anfrage: ob ein in Erecution 
verfallener Schuldner durch Verzehrung oder Veräußerung feiner von 
bem Gläubiger gepfändeten Bahrnifle im Allgemeinen, oder doch wenig: 
ſtens im alle einer fein Vermögen überfleigenden ein Verbrechen begebe, 
wird dem Appellationsgerichte nach hierüber mit der Hofcommiffion in 
Juſtizgeſetzſachen gepflogenen Ruͤckſprache bedeutet: Es werde das Appel: 
lationsgericht auf den $. 186 und $. 178 lit. £. 1. Th. St. ©. B. mit 
der Bemerkung verwiefen, daß von dem ©läubiger gepfändete, aber in’ 
Werwahrung des Schuldners belaflene Fahrſtuͤcke allerdings ald dem 
Schuldner anvertraute Sachen zu betrachten feien. 


279 Sauptblatt, 


Kommt nun der Glaͤubiger troß dieſer wohlthätigen Verordnung 
nach der Hand dennoch zu Schaden, fo iſt es wieber nur feine Schuld, 
nicht die des Geſetzes. 

Laut dieſes eben citirten Juſtizhofdecretes — es gar keinem 
Zweifel, daß der Gläubiger durch vom Gerichte anbefohlene, vom Ger. 
richtödiener vorgenommene pfandweife Beſchreibung das Pfandrecht wirk⸗ 
lich erworben habe; denn würde man das in Händen des Schuldners ge: 
laſſene Pfandſtuͤck, wie Herr. ..*... mähnt, ald-ein dem Geklagten gehoͤri⸗ 
ges, unbeichränkt eigenthuͤmliches anfehen, fo Eönnte ber Beklagte wegen 
Veräußerung oder Verzehrung diefes Gutes nicht nach 88. 163 und 178 
1.6. I. Th. ©t. ©. beftraft werden; und es wäre um fo mehr ein Un 
ſim, ihn nad) $. 168 St. G. I. Th. für ftraffällig zu erklären, weil 
er fich fein (eigenes) unbefchränktes Eigenthum vorenthalten und zugeeig- 
net hätte. Es ift fonach die Behauptung des. Herrn «..*. .., daß durch eine 
derlei pfandweiſe Vefchreibung ein bloßer Pfandrechtstitel,, ein blos per 
fönliches Recht zur Sache begründet werde, offenbar unrichtig; nicht min: 
ber die Behauptung, daß die gegentheilige Anficht nur eine mehr alt 
fechzigiährige Uebung (? !) geweſen wäre. 

- Die $$. 450 bis 458 und $. 427 des a. b. G. B. wie auch der 
IV. Abfagung in dem Kunbmadpungspatente, und die 88. 842, 248, 
346 a. ©. O. flehen mit einander in dem innigſten Einklange, und ich 
halte die Behauptung des Seren Dr. Ellinger über den $. 446 des 
a. b. G. B. im Juriften Bd. VI. Heft J. Seite 46 als fehr conſequent 
und einleuchtend ‚ wie auch unumſtößlich wahr. 

Ad 2. Glaube ih nur bemerken zu follen, daß In Fällen, welche 
in den vaterländifchen Geſetzen entfehleden vorliegen, eine Zuflucht zu 
Fremden Gefegen nicht nothwendig fei, und daß unfere Geſehgebung durch 
ben Umſtand, im 8.450 des a. b. G. B. Über die Erwerbung von Pfand⸗ 
rechten zu Folge richterlichen Ausfpruches die barüber beftehenden ſeht 
zweckmaͤßigen Anorbnungen in der a. G. D. adoptirt zu haben, den auf 
ländifchen durchaus nicht nachftehe, fondern offenbar darin einen Vorzug 
für fi) habe; denn der Zweck der Gefeggebung ift nach dem unſterbllchen 
Hofrathe v. Zeiller Sicherung ber Rechte. 

Daß num die Rechte deffen, der ſich über den rechtlichen Titel feines 
Anfpruches ausgewiefen hat, wie hier im vorliegenden Falle, durch die 
bloße pfandweiſe Befchreibung, oder zwangsweiſe Pfandverſchreibung ge 
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ſchutzt werden, iſt offenbar und gerecht; und zweckwidrig wäre ed, die 
Sicherheit des Verkehres zu Gunften ded Beklagten, oder eines Drit« 
ten, gegen den der Srundfaß gilt: „Discas cautius mercari,” zu ſchůͤ⸗ 
Ben, wenn dem Beflagten freigefiellt würde, ungeahndet die pfandweife 
befchriebene Sache zu veräußern ober zu confumiren; zweckwidrig und 
ungerecht bezüglicy des Weräußererd, der ſchon wußte, daß er die Sache 
nicht mehr im eigenen Namen, und nit mehr ald unbefchränfter Eigen: 
thümer befiße; zweckwidrig hinſichtlich desjenigen, der die Sache fo ge: 
ftafteter Maßen an ſich bringt, weil er die Pfändung in Folge der ge⸗ 
richtsordnungsmäßigen Procedur leicht erfahren fonnte; ungerecht bezüglich 
des Erequenten wegen Mangels an Schuß in Geltendmachung feiner Rechte. 

Die Zwedimäßigfeit diefer Verfügung äußert fich auch dadurch, daß 
biefe Procedur für den Kläger und Beklagten weniger Koften und Schwie⸗ 
rigEeiten verurſacht, fehneller zum Ziele führt, den Verkehr minder flört, 
den Nationalwohlftand befördert, und bei Sicherung des Anfpruches des 
Erequenten gegen den Erecuten die möglichfte Schonung darbietet. 

Mie hoch würden fih dann und wann, oder meiftens die Koften 
der Tranöferirung unbedeutender Effecten, deren Werth im Grunde hin- 
reichte, den Anfpruch des Erecutiondführer zu decken, belaufen? Mas 
für Unbequemlichfeiten bezüglich der Localitäten wären noch vorhanden, 
wenn Kläger Feine geräumige Wohnung oder Fein paflendes Locale bei 
einem Dritten findet, um die ju transferirenden Gegenſtaͤnde unterzu⸗ 
bringen? Was für Räume müßten die Gerichtshöfe in Städten und am 
flachen Lande haben? Wie viel Gerichtsdiener müßten bei größeren Ge⸗ 
richten, wo Erecutionsoornahmen an der Tagesordnung find, aufgeftellt 
werden, um den Erecutiondzug nicht hemmen oder in die Länge ziehen 
zu laſſen? Wie viel Zeit würde zur Trandferirung verfplittert,, und wie 
viele Perfonen würden ihren dem Staate erfprießlichen Beſchaͤftigungen 
durch das bloße Hin⸗ und Herwandern von einem Locale zum anderen 
entzogen? Litte hiedurch nicht entweder der Execut, dem außer der Ab- 
flattung der Hauptſchuld auch die Verbindlichkeit der Erfagleiftung und 
Genugthuung aufgebürdet wird, oder im Falle feiner Zahlungsunfähigkeit 
der Erecutionsführer, der oft ſtatt der Erlangung feiner Forderungen 
noch eine Aufzahlung zu leiften hätte, den Schaden, und derlei Nach⸗ 
theile und Inconſequenzen mehr? 

— 
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XV. 


Die Redlichkeit oder Unredlichkeit des es Veſihes einer Sr: 
meinde F. 337 des a. b. G. B. 


Von Herrn J. M. Schober, 
Conceptspraktikanten des Wiener Magiſtrates. 


„Die bekannte Controverſe über den Pflichttheil weggerechnet, find bie 
ber über Eeinen Paragraph des a. b. G. B. fo viele von einander abs 
weichende Erklärungen zum Worfchein gekommen, als über den $. 387 9, 
Bei fo verfchiedenen Auslegungen ded Paragraphes, deren Beine recht 
haltbar zu fein ſcheint, ift es wirklich bedenklich, noch eine neue mit Hoff⸗ 
nung eines günftigeren Erfolges zu verfuchen.? So fprach fich bereits Herr 
Hofrath Dolliner im Jahre 1885 aus”). Nachdem Dolliner in 
der genannten Abhandlung alle damals- veröffentlichten Anfichten einzeln 
geprüft, und ihre Haltlofigkeit dargethan hat, "bringt er zulegt feine eigene 
vor. Diefe im Eurzen Abriß dargeftelt, geht dahin, daß man den Vellß 
einer Oemeinde nach der Redlichkeit oder Unredlichkeit des größeren Theiles 
der im Namen der Mitglieder handelnden Machthaber, d. i. jener, die 
für die Ermwerbung des Befiges geftimmt haben, beurtheilen folle. Auch 
fie hat ihre Gegner gefunden, und feit der Zeit wurden abermals einan- 
der widerfprechende Auslegungen des Paragraphes gebildet 9. So ver: 
fchieden auch diefe ſowohl von einander als auch von der Anfiht Dolliners 
2) Der $. 837 lautet: „Der Beflg einer Gemeinde wird wach ber Redlichkeit 
ober Unreblichkeit der im Namen der Mitglieder handelnden Machthaber 
beurtheift, Immer müffen jedoch die unreblichen fowohl den reblichen Mits 
gliedern, als dem igenthümer ben Schaden erfeßen.» 
2) ©. befien Abhanblung : Ueber die Beurtheilung der Neblichfeit ober Unred⸗ 
lichfeit des Beſitzes einer Gemeinde, in ber öfterr. juridiſchen Zeitfchrift, 
3. 1835, 9. 8. ©. 103. 
8) S. des Herrn von Winiwarter's Gommentar und das „Civilrecht⸗ des 
Herrn Dr. Ellinger bei dem betroffenen Paragraph. 
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find, -fo haben fie doch die vom legteren angenommene Grundlage gemein: 
ſchaftlich, nämlich die: daß es bei der Beurtheilung der Redlichkeit oder 
Unredlichkeit des Beſitzes einer Gemeinde auf die Nedlichkeit oder Unred⸗ 
lichkeit der Mehrzahl der im Namen der —— handelnden Macht⸗ 
haber ankomme. 

Ueber die drei eben angeführten Anſichten Dolliner's, Wini- 
warter's und Ellinger’d) wird fpäter gefprodden werden. Betreffend 
die älteren Meinungen dürfte es am befcheidenften fein, die gründlichen 
Widerlegungen Dolliner's in der mehrerwähnten Abhandlung zur Nach⸗ 
Iefe gu empfehlen. 





Es möge eine neue Auslegung des $. 387 ihr Glück verfuchen. In 
einem einfachen und natürlichen ©eflechte, wie die hebräifhe Mutter 
ihr Kind, feße ich fie der Beurtheilung aus, mit Furcht und Bangen; 
doch in der Hoffnung, daß fie die Königstochter Gerechtigkeit von der Un⸗ 
terbrücung bewahren werde, wenn fie diefe nicht verdient. 

Beim Anblic des $. 837 bed a. 6. G. B. drängen fich folgende 
drei Fragen auf: 

1. Wie viele und welche Machthaber Eommen bei der Beurtheilung 
ber Redfichkeit oder Unredlichkeit des Beſitzes einer Gemeinde in Be⸗ 
trachtung? 

1. Wer hat den Schaden zu erfegen? 

II. Wem ift der Schaden zu erfegen? * | 

In der entfprechenden Beantwortung diefer drei Fragen befteht die 
Erläuterung des zwar kurz, aber richtig gefaßten Paragraphes. 


1. 


Die Verfaffung einer jeden Gemeinde ift der Maßſtab 
zur Beurtheilung ber Redlichkeit oder Unredlichkeit des 
Befitzes derfelben. 

A) Dirtecter Beweis. 

Redlichkeit und Unredlichkeit im Sinne des $. 826 ded a. 6. ©. B. 
ift ein Urtheil (Meinung) des Befigers, das mindeftend aus Vermuthungs⸗ 
gründen entftanden ift, ob die Sache, die er ‚befigt, die feinige fei oder 
nicht. Es ift fofört gleichgiltig, ob er dieſes Urtheil wahrhaftig ausfpricht 
ober ob er das gegentheilige vorgibt, oder ob er es gar nicht ausfpricht; 
"1. Band, IV. Heft 1849. 18 
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immer bleibt es ſein Urtheil, ſeine Meinung, und davon haͤngt die Red⸗ 

lichkeit oder Unredlichkeit des Beſihes ab. Derſelbe Begriff von Redlichkeit 

und Unredlichkeit iſt nun im $. 887 auf eine moraliſche Perſon, die Ge 

meinde, angewendet. Der Beſitz einer Gemeinde ift vebfich oder unredlich, 
je nachdem die Gemeinde redlich oder unreblich ift; die Redlichkeit oder 
Unredlichkeit diefer wird nach der der. Machthaber beurtheilt. Die Ueber: 
tragung ber Redlichkeit ader Unredlichkeit an das Object, den Beſitz, ſetzt 
die entfprechende Eigenfhaft des Subjects, der Gemeinde (entweder der 
Mitglieder oder was dasfelbe und hier allein entfcheidend ift, der im Na- 
men der Mitglieder handelnden Machthaber), voraus. Diefe Eigenſchaft 
Eann ihr nur als Einheit, Perſon beigelegt werden; um fich in diefer dar- 
zuftellen, bedarf fie der einmal beftimmten Form, der Verfaffung, fo wie 
dieß beim Beſchluß der Fall ift. Die Materie hierzu Bildes die Redlichkeit 
oder Unreblichkeit der einzelnen Machthaber, welche einem jeden als fein 
Urtheil feine Meinung anhängt. Das Gefeß fingirt im $. 887 offenbar 
. die Redlichkeit des einzelnen Machthabers als pofitiv, Stimme, die Unred- 
lichkeit hingegen als negativ, Gegenſtimme; denn das Umgefehrte würde 
eine wahre Anomalie fein, wogegen der Paragraph ſelbſt fpricht, da er. 
die Entfcheidung enthält, daß bei einem beſtimmten Mifchungsverhäftniffe 
der reblichen zu den unredlihen Machthabern zwar noch immer der Vefig 
redlich fein Eann, wenn aber diefed abgeht, der Beſitz unredlich ift, und 
ferner die unredlichen zur Entſchaͤdigung verpflichtet find 2). Gleichwie alfo 
bei der offenen Schlußfaffung die verfaffungsmäßig beſtimmte Anzahl von 
- Stimmen zur Bewirkung eines Befchluffes vorhanden fein muß, eben fo 
ift zur Entftehung der Redlichkeit der Gemeinde (in der Geſammtheit der 
. Machthaber) als einer inneren Schlußfaffung die verfaffungsmäßige An⸗ 
zahl redlicher Machthaber nothwendig; wäre dieſe Anzahl redlicher nicht 
vorhanden, fo würde die Gemeinde unredlich fein. Ye nachdem nun Ein⸗ 
helligkeit, Mehrheit, zwei Dritttheile u. |. w. der Machthaber zum Ber 
ſchluſſe erfordert wird, ift auch die Redlichkeit aller, der Mehrheit, von 
zwei Dritttheilen u. |. w., zur Nedlichkeit des Beſitzes der Gemeinde noth- 
wendig; wäre diefe Zahl redlicher nicht vorhanden, fo ift der Befig unredlich. 

Als die im Namen der Mitglieder handelnden find aber, wie fon 


1) Much die Vertheidiger der Anficht, daß die Mehrheit entſcheidet, nehmen 
diefe Fiction als gegründet an. - 
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aus dem’ Geſagten hervorgeht, alle Machthaber der Gemeinde anzufehen, 
ohne Unterfchied, ob fie bei der Berathfchlagung über die Befigerwerbung 
mitftimmten oder nicht, und ferner im erfteren Sale, ob fie fich für oder 
gegen die Erwerbung ausfprachen. Die Befigerwerbung und die Eigen: 
fhaft der Meblichkeit oder UnreblichFeit find zwei von einander verfchiedene 
Xhatfachen, deren jede ihre eigenen Entftehungsgründe hat, obwohl fie 
infofern zufammenhängend find, daß fobald das Gefchäft abgefchloffen, 
der Befig alfo wirkfich ift, auch die Eigenfchaft der Redlichkeit oder Unred⸗ 
lichkeit desfelben eintritt, und die erfte nöthwendig vorhanden fein muß, ° 
ehe die zweite gedacht werden kann. Die Entftehungsgründe jedoch der 
Befißermerbung find die Stimmen für und gegen, die Entftehungsgründe 
der Eigenfchaft ded Beſitzes find die Redlichkeit und Unredlichkeit der ein⸗ 
zelnen Machthaber. Kür jede Thatfache ift ein eigener Beſchluß (die Ein⸗ 
beit) erforderlich, wovon der eine ein offener, ber andere ein innerer iff. 
In Betreff des erfteren kann die Verfaffung dahin Tauten, daß eine bes 
fimmte Anzahl von Machthabern beiſammen fein müffe, damit ein Be⸗ 
fhluß gefaßt werden Eönne; nehmen wir an von 12 Machthabern eine® . 
Gemeinde müſſen mindeftens 9 ſtimmen, und unter diefen entfcheiden 
zwei Dritttheife, die für ftimmen. Es werden alfo durch die vorausgefeßte 
Beflimmung ber Verfaffung aus 12 Machthabern 9 bevollmächtigt, das 
Geſchaͤft abzufchließen. Aber anders ift es, wenn es ſich um die zweite 
Ihatfache, um bie Redlichkeit oder Unreblichkeit des Befiges handelt. 
Denn wenn nicht ausdrüdfih Einem oder Mehreren aus den zugleich 
beauftragten Machthabern die volle Befugniß in der Vollmacht ertheilt 
würde, fo ift die Mitwirkung Aller zur Giltigkeit des Gefchäfted und Wer: 
pflichtung des Machtgebers nothivendig ($. 1011 des a. b. G. B.). Da 
nun rckfichtlich der Beurtheilung der Gemeinde jeder Machthaber einen 
Zheil der Nepräfentation ausmacht, über Nedlichkeit oder Unredlichkeit 
aber weder eine allgemeine (durch die Verfaffung) noch befondere Voll- 
macht beftehen ann ($; 826 a. 6. ©. B.), fo ergibt fich, daß alle Macht: 
haber der Gemeinde in Betrachtung zu Eommen haben. Es. werden alfo 
unter den „im Namen der Mitglieder handelnden Machthabern? alle 
ordentlichen Gemeindevorfteher (die Nepräfentation der Gemeinde) zu 
verftehen fein, da auch die Gemeinden nicht felbft, fondern nur durch 
diefe ihre Machthaber, die fie vertreten, erwerben. Der Beifag: „der im 
Namen der Mitglieder handelndenꝰ war nothiwendig, um einerfeitd Uſur⸗ 
» 18* 
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patoren von ber Berüdfichtigung auszuſchließen, andererſeits die Beſchraͤn⸗ 
Eung zu geben, daß nicht etwa der Befitz der Gemeinde nach der Red⸗ 
lichkeit oder Unredlichkeit eines oder mehrerer von bem Gemeindevorftande 
zu einem Gefchäfte weiter Bevollmächtigten beurtheilt werde. 3. ®. 
der Semeindevorftand hat den Ankauf eines Stieres befchloffen und dem 
Viehhirten hierzu den Auftrag gegeben, fo wird der Beſitz diefes Stieres 
nicht nad) der Meinung des Viehhirten, fondern des Gemeindevorſtandes 
beurtheilt, | | 

Nach dem Sefagten müffen 5. B. von 12 Machthabern, wenn Ein 
helligkeit entfcheidet, alle 12, wenn Mehrheit den Ausfchlag gibt 7, wenn 
zwei Dritttheile 8 redlich fein, wenn der Beſitz der Gemeinde reblich ge 
nannt werben fol; ift diefe Anzahl nicht mindeftend vorhanden, fo wäre 
der Beſitz unredlich. 


B) Indirecter Beweis, ‚ 

Die Behauptung, daß bei der Beurtheilung der Redlichkeit oder Un: 
redlichkeit des Vefiges einer Gemeinde die Verfaffung entfcheider, laͤßt 
ſich auch durch einen indirecten Beweis rechtfertigen. 

a) Die Unnahıne, daß durchgehende bei Gemeinden die Medlichkeit 
aller Machthaber die Redlichkeit des Beſitzes bewirke, fo daß wenn auch 


ein einziger unredlicher ſich darunter befindet, ber Beſitz immer unredlich 
wäre, kann aus dem $. 337 felbft widerlegt werden. „Immer (d. h. 


fqwohl bei Redlichkeit als Unredlichkeit des Befiges) müffen u. f. f.“; es 
wird alfe vorausgefegt, daß troß eines oder mehrerer unredlihen Macht⸗ 
baber der Befig dennoch redlich fein Eann. 

b) Allein auch die auf der Analogie beruhende und durdy die Pros 
tocolle der Geſetzgebungs⸗ Hofcommiffion für beglaubigt gehaltene An- 
fiht, daß die Mehrheit der redlichen Machthaber überall die Medlichkeit 
des Beſitzes nach fich ziehe, erregt großes VBedenfen. _ 

1. Es ift wohl wahr, daß nach dem a. b. G. B., wenn eine Hand: 
fung von Mehreren zu unternehmen ift, gewöhnlich die Mehrheit ber 
Stimmen den Ausfchlag gibt; aber erft die $$. 838, 1057, 1190 ent- 
halten diefe Beftimmung; es ift ſonach unnatürlih und dem Vorgange 
im 6. G. B. zuwider, daß man die Beftimmung, es folle die Mehrheit 
entfcheiden, in der Abficht weggelaſſen habe, weil es ſich von felbft ver- 
ftehe, und zwar blos darum, um das Furze Wort „Mehrheit? zu erfparen. 


— 
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23. Ferner beziehen ſich die angeführten Paragraphe auf eine Mehr: 
heit von Perfonen, bei denen koine Verfaffung vorauszufegen ift, und für 
biefen Ball macht das Geſetz die Entfcheidung. Durch den $. 867 des 
0.6. G. B. wurden aber die Verfaflungen der Gemeinden ausdrücklich 
beftätiget. Es ift alfo ein Sprung, eine Stelle durch die Analogie ent« 
fheiden zu wollen, die in der Natur der Sache ihre Entfcheidung findet. 

3. So wie gezeigt wurde, daß die Worte „Mehrheit? des „größer 
ren Theiles” nicht abfichtlich (nämlich unter der sub 1. bemerkten Abficht) 
weggelaffen worden find, fo läßt fich auch darthun, daß fie nicht aus 
Verfehen weggeblieben find. Mon kann hierzu die Protocolle der Gefeß- 
gebungs » Hofcommiflion al eine Entwiclungsgefchichte des jedesmaligen 
Geſetztextes benügen ; fie find aber irreführend, wenn man fie als einen 
Leitfaden erfaßt, um ſich auf den Gefichtspunct zu erheben, von welchem 
der Geſetzgeber ausgegangen fein foll; denn Jedermann weiß, was bei 
gemeinfchaftlichen Berathungen von einzelnen Neferaten zu halten fei und 
wie verfchieden fie oft vom Reſultate find. Der Referent der genannten 
Commiſſion machte nämlich den Antrag : „der Vefig einer Gemeinde wird 
nach der Redlichkeit oder Unreblichkeit des größeren Theiles der Mitglieder 
oder der im Namen der Mirglieber handelnden Machthaber beurtheilt.? 
Hierauf befhloß man, fagt dad ‘Protocol, die Beftimmung, daß bie 
Eigenfchaft des Beſitzes von den Mitgliedern abhängig werde, wegzulaſ⸗ 
fen, weil die Gemeinden nie felbft, fondern durch ihre Worfteher oder - 
Machthaber erwerben, und bei biefer ©elegenheit,  fagt man, wurden 
aud die Worte „des größeren Theiles” aus Verfehen wengeftrichen. Es 
ift eine grobe Zumuthung zu fagen, die Worte „des größeren Theiles” 
feien aus Verſehen weggeblieben, da die Commiffion vor der Drucklegung 
überdieß das verfaßte Werk genau revibirte. Es ift gewagt, um feine 
Meinung geltend zu machen, lieber den ©efeßestert für manf zu erklären. 
Um wie viel wahrfcheinlicher ift e8 daher, daß diefe Worte aus dem 
runde weggelaffen worden find, weil fie auf die entfchiedenen Verfaſſun⸗ 
gen der Gemeinden nicht paſſen. Es ift ein entfchiedener Vorzug, auf die 
Verfoffung Ruͤckſicht zu nehmen, denn hierdurch ift es möglich, jede 
Gemeinde zu individualifiren. Denn fo wie ein Gefepkundiger, Erfahr« 
ner, WVerftändiger in viel weniger Faͤllen die Vortheile des reblichen Be⸗ 
ſihes fi verfchaffen kann, als ein in diefer Beziehung ihm Nachſtehen⸗ 
der, eben fo auch eine Gemeinde, die fehr viele Machthaber hat, bei de: 
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nen Einhelligkeit oder zwei Drittheile entfcheiden, im Vergleiche mit einer 
andern, wo unter weniger Machthabern die Mehrheit den Ausfchlag gibt. 

4. Geht ein Vertheidiger diefer Anfihe (Winimwarter) ſelbſt von 
dem Grundſatze, daß die Mehrheit der Nedlichen entfcheide, ab, indem 
er fagt, daß bei Gleichheit der reblichen und unredlichen Machthaber nad 
$. 328 des a. b. ©. B. die Vermuthung für die Redlichkeit ftreite. Con⸗ 
ſequent müßte in diefem Falle der Befig unreblich fein. Nimmt man aber 
an, was natürlich erft bewielen werden müßte, daß bei Gleichheit der 
reblichen und unredlihen Machthaber der Vefig redlich fei, fo if eine 
Folge davon, daß er ed um fo mehr fei, wenn eine Mehrzahl von redli⸗ 
hen Machthabern vorhanden ift, und demnach die ganze Berufung auf 
die Analogie überflüffig. Nach der Analogie ift zufolge $. 290 des a. b. 
G. B. wohl dann zu entfcheiden, wenn eine Gemeinde Eeine Verfaflung 
hat. Da, wie gefagt, der $. 337 blos die Anwendung. bed $. 326 auf 
eine Gemeinde ift, fo wird der redliche Beſitz unredlich , der. unredliche 
aber redlich werden, je nachdem die Gemeinde in ihren Machthabern un 
reblich oder redlich fein wird 4. " 

Da nach Dolliner’s Anficht nur jene Machthaber in Betrachtung 
kommen, melde für die Erwerbung ihre Stimme gegeben, nach bet 
Winiwarter's aber diejenigen, welche überhaupt geftimmt haben, 

fie alfo die Berückfichtigung der Machthaber von dem Umftande des Ge⸗ 
ſtimmthabens abhängig machen, fo folgt daraus (was auch Winiwar⸗ 
ter ausdruͤcklich fagt), daß der einmal redlich oder unredlich erworbene 
Beſitz der Gemeinde immer redlich oder unredlich bleibe, wenn auch in 
der Zukunft die Mehrheit der Machthaber (nach ihrer Anſicht) unredlich 
oder redlich ſein wird. Ellinger, der im Uebrigen Dolliner's Mei— 
nung aufnimmt, ſagt zwar: -„Uendern ſich in der Folge die Machthaber, fo 
ift auf das Gewiſſen der neu eintretenden zu fehen” ; allein er ſteht hierdurch 
offenbar mit ſich ſelbſt im Widerfpruche, da die neu eintretenden nicht Für 
den Befig geſtimmt Haben Eonnten. Dieß ift ein offenbares Gebrechen ih⸗ 
‚ rer Anſicht. Sie ſtaͤmpeln hierdurch den $. 337 zu einer Ausnahme von 
der Negel des $. 326, die fich nicht rechtfertigen läßt, um fo weniger, 


1) Es ift gar Fein Zweifel, daß auch der unrebliche Beſitz redlich merben Fönne, 
ba ein Bermuthenmüffen aus ben Umftänden noch nicht obfective Wahrheit ger 
währt, und die Frage über die Meinung bes Beflkers auf jebe Zeit während 
bes Beſitzes, nicht blos auf bie der Erwerbung bezogen werben kaun ($. 326). 
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als einerfeitd Die Klage aus bem vermutheten Eigenthume In ben Faͤllen, 
in welchen ber Befig urfprünglich redlich erworben wurde, gegen eine Ge⸗ 
meinde, ungeachtet fie und alle Welt weiß, daß ihr Wormann nicht Ei: 
genthuͤmer war, nicht angeftrengt werben Fönnte, wo fie doch gegen einen 
Anderen wirkfam wäre; anbererjeitd hierdurch der Vefig der Gemeinden 
nicht wenig gefährdet würde; der unreblidy erworbene Wefig Eönnte nie 
redlich und daher nie zur Erfigung geeignet werben, die Gemeinde wäre 
der beftändigen Gefahr ausgefeßt, die Sache durch Zurüdforderung bes 
Eigenthümers zu verlieren. 


II. 


Nur jene unredlichen Machthaber der Gemeinde haben 
den Schadenerfag zu leiften, welche für die Befigerwer- 
bung geflimmt haben. | 

„Immer (d. i. ſowohl im Kalle der Redlichkeit ald der Unredlichkeit 
des Befiges) müflen die unreblihen den Schaden erfegen.? Diefe Ver 
pflihtung kann jedoch nur von denjenigen unredliden Machthabern gel« 
ten, welche für die Befigerwerbung geflimmt haben. Denn wollte man 
annehmen, alle ohne Unterfchied feien zum Schadenerſatze verbunden, fo 
käme man auf die abfurde Folge, daß auch der, welcher feine Ueberzeu⸗ 
gung von dem Nichteigenthume des Vormannes den übrigen offenbarte, 
und Alles that, um die Ermerbung zu hintertreiben, davon nicht ausge 
nommen wäre, da er dadurch nicht aufhört, unredlich Cim Sinne des 
Gaſetzes) zu fein. Das öſterreichiſche Gefep legt, abweichend von ber in 
biefer Beziehung im preußifchen Tandrechte geltenden Anordnung, den 
Machthabern nirgends die Verbindlichkeit auf, ihr Wiffen oder Vermu⸗ 
thenmuͤſſen, daß ber Vormann nicht Eigenthämer der Sache fei, den 
übrigen mitzutheilen. Diejenigen, welche gar nicht oder gegen die Erwer⸗ 
bung ſtimmten, haben hierzu nicht nur nichts beigetragen, fondern find 
derfelben fogar hinderlich geweſen. Man. kann auch nicht fagen, daß fie 
da6 Wohl der Gemeinde, zu deſſen Förderung fie im Allgemeinen ver- 
pflichtet find, vernachläffigt Haben, wenn fie die Mittbeilung ihrer Un⸗ 
reblichEeit unterließen,, da es gefchehen kann, daß die Gemeinde dadurch 
in die Wortheile des redlichen Befiges Fommt. Es find daher die unred⸗ 
lihen Machthaber, welche bei der Beſitzerwerbung gar nicht oder gegen 
diefelbe ftimmten, oder welche erft in der Folge unredlich wurden, zum 
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Schadenerſatze nicht verbunden, diejenigen unredlichen aber, die durch 
ihre Stimmefür die Erwerbung den Schaden mit Wiſſen und Willen 
zugefügt haben, haften Einer für Alle und Alle für Einen ($$. 1301, 
1802 a. 6. ©. 8.). Der Paragraph ſpricht zwar unbedingt die Ver: 
pflichtung der unredlichen zum Schadenerſatze aus; allein es war nicht 
nothwenbig, eine Befchränkung beizufügen, die fi) aus ben allgemeinen 
Grundfägen vom Schabenerfage von felbft verftebt. 


HL. 


Im Salle der Unredlihkeit des Befiges ift nur der Ge 
meinde, im alle der Neblichkeit desfelben möglider 
Weife ſowohl der Gemeinde als dem Eigenthümer ber 
Schaden zu erfegen. 

„Jedoch ſowohl den redlichen Mitgliedern als dem Eigenthümer.” 
Alle die ſich Über diefen zweiten Abſatz des Paragraphes noch äußern, 
fagen, daß im Falle des unreblichen Befiges die Gemeinde, im Kalle bed 
redlichen aber nur der Eigenthümer Schaden erleiden könne. Bei, der Un- 
veblichEeit des Befiges Bann wohl nur die Gemeinde Schaden Haben; wenn 
aber der Befig redlid zu Stande kom, ift es möglich, daß ſowohl die 
Gemeinde als der Eigenthämer zu Schaden Eommt. Die Gemeinde 5. ®. 
Fann den für die Sache ausgelegten Preis verlieren,- wern der Eigen: 
thümer die Sache zurüdfordert ($. 388), der Eigenthümer die Nugun: 
gen, wenn foldye die redliche Gemeinde bezogen hat. Im Falle der Unreb: 
lichkeit des Befiged hat die Gemeinde den Negreß an die unredlichen 
Machthaber, die für die Erwerbung geftimmt haben. Der Eigenthümer 
hält fi mit der Klage an die Gemeinde. Bei Redlichkeit des Beſitzes 
bat er feine Klage auf Schadenerfag mir Uebergehung der Gemeinde an 
die unredlihen Machthaber zu ftellen. Demnach beziehen fich die Worte 
„fowohl den redlichen Mitgliedern als dem Eigenthümer? nur auf ben 
Fall des redlichen Befißes, da man ferner bei Unredlichkeit des Befiges nicht 
mehr fogen Fann, daß die Gemeinde und die bier für Gemeinde gefegten 
„Mitglieder? redlich feien. Es find diefe Worte fireng genommen über- 
flüffig, um aber im alle der Redlichkeit des Beſitzes allem Zweifel und 
Bedenken vorzubeugen, eingewebt worden. 
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| XVI. 
[8] Die gerichtliche Arzneikunde in ihrem Verhaͤltniſſe zur Rechtspflege, 
mit befonderer Berücfihtigung der öfterreihifchen Geſetzgebung. 
Zum Gebrauche für Aerzte, Wundärzte und Hechtöverftändige dar⸗ 
geftellt und mit entfcheidenden Thatfachen begründet von Franz Rey, 
k. k. Pfleger zu Gaftein. (2 Bände. Wien, Kaulfuß Witwe, Prandel 
und-Comp, 1847.) 


$. 1. Der ſehr fleißige Verfaſſer Tiefert unter diefem Titel ein 
Werk, welches in die Einleitung mit der Ueberfchrift: „die Verfaſſung 
gerichtlich » mebicinifcher Gutachten vom Standpuncte der Nechtsfunde be« 
tradhtet;? und in zwei Abtheilungen zerfällt, von denen die erftere den 
Titel: »über die gerichtlich: medicinifche Erhebung von Gemüthszuftän- - 
den; die feßtere: „über befondere, die gerichtliche Arzneikunde beruͤh⸗ 
rende Verhaͤltniſſe? führt. Es befteht aus zwei Dctavbänden, mit XXVIII 
und 588 ©eiten, und wird ald ein Complementum feines vor 2 Jahren 
erfhienenen foftematifchen Handbuches ber gevichtsarzneilichen Wiſſen⸗ 
[daft ze. in der Vorrede erklärt. Ä 

Da der Verfaffer ſich des Beifalls mancher erfahrener Gerichtsärzte 
und auch fo viel ich weiß mancher Nechtögelehrten erfreut hat, da der von 
ihm behandelte Gegenftand von großem Einfluffe auf dad Wohl und Wehe 
der Staatsbuͤrger einer bedeutenden Monardjie ift, ſo halte ich die Be: 
urtheilung dieſes Werkes für eine Gewiffensfache, und werde den Inhalt 


desſelben nach meinem beften Wiffen frank und frei befprechen. Wenn 


ih die Rolle eines diabolus rotae übernehme, fo gefchieht es nur, um 
auch andere anzuregen, diefen Gegenſtand einer ernfteren Kritik zu unter 
ziehen. | 

$.2. Im erften Band S. 23 wird erklärt: „bie gerichtliche Arznei: 
Funde ift der Natur der Sache nach nichts anders, als die Lehre von der 
Anwendung der auf dem Gebiete der mebicinifchen Wiffenfchaft im ALT: 
gemeinen gewonnenen NRefultate auf gerichtliche Fälle? Sie 
wird dann in die Tegislative und in die pofitive gerichtliche Arzneikunde 


„untergetheilt. Nach dem Titel wird nur von leßterer mit befonderer Ver 


rüdfihtigung der öfterreichifchen Geſetzgebung gehandelt. 
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Ich wuͤrde dieſer unrichtigen Angabe, was die gerichtliche Arznei⸗ 
Bunde ſei, nicht erwähnen, wenn fie nicht zum Theil den Grund ent» 
bielte, daß fo viele Anfichten über ‚die Aufnahme bes gerichtsärztlichen 
Thatbeftandes und über die Begutachtung desfelben in biefem Werke ges 
fiefert werden. Denn 

1. die auf dem Gebiete ber mebieinifchen MWiffenfchaft im Allge⸗ 
meinen gewonnenen NRefultate reichen felbft bei dem einfad- 
ften gerichtlichen Falle nicht aus, um nach wiffenfchaftlichen Merkmalen 
die Befchaffenheit des Falles gründlich zu erforfchen, wie es bie äfter- 
reichifchen Geſetze vorfchreiben; dazu gehört eine vollftändige Kenntniß der 
ganzen Kunſt ſowohl von theoretifcher (Wiffenfchaft) als auch von prafti- 
fher Seite (Praris). Daher find nach unferen Gefegen als ärztliche 
Kunftverfländige nur Doctoren der Medicin und Chirurgie zu betrachten, 
das übrige ärztliche Perfonale, Magistri et Patroni der Chirurgie, Phor⸗ 
maceuten, Hebammen, find nur ald Auspilfsperfonen ihnen beigefellt. 
Ja nach unfern Öefegen ift im der Negel nicht jeder Doctor der Mebicin oder 
Chirurgie dazu zu wählen, fondern nur Beftimmte, welche ſich ſchon in 
biefer ärztlichen Praxis eingeübt haben. 

2. In Defterreich gehören auch jene Faͤlle in das Gebiet der ärztlis 
chen Kunftverftändigen, deren gründliche Erforfchung durch wiſſenſchaft⸗ 
liche Merkmale Naturgefcpichte und Chemie vorausfegen, befonder6 wenn 
fie mit dem Leben des Menfchen in irgend einer Beziehung ftehen. 

& 8. Wenn Jemand dur den Titel verleitet, etwa in dieſem 
Werke die Anwendung der durch die medicinifche Wiffenfchaft um Allge⸗ 


meinen gewonnenen Nefultate auf Gerichtöfälle zu finden glaubt, ber 


würde ſich fehr täufchen; denn in diefer gerichtlichen Medicin kommt von 
der Anwendung der medicinifchen Wiſſenſchaft ganz und gar nichts vor. 

Nah Vorrede S. IX ift der Zweck diefes Werkes: „in einer 
faßlihen Darftellung die Anweifung zu geben, von welchem Standpuncte 
ſowohl Arzt als Richter auszugehen, und welches Verfahren fie zu be- 
obachten haben, um in den einzelnen Zällen der gerichtsaͤrztlichen 
Erhebungen nad einem gemeinfchaftlihen Plane zu verfahren, in 
welchem ſich die Orundfäge beider Wiffenfchaften (jene der Medicin und 
des Rechts) zu dem Einen Zwecke mit entfprechendem Erfolge vereinigen ;” 
jedoch Teiftet e8 mehr, denn es wird auch ber Standpunct angegeben, von 
welchem das Erhobene gerichtsaͤrztlich zu begutachten fei. 
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Bei Beurtheilung dieſes Werkes wird daher mein Augenmerk vor 
züglich dahin gerichtet fein, auszumitteln, ob biefer ‚bezeichnete Stand⸗ 
punct nach dem Geifte der öfterreichifchen Geſetze auch der richtige ift. 
Jedoch will ich dem Gange des Werkes felbft nicht vorgreifen. 

$. 4. Die Einleitung zerfällt in 4 Nummern, in welchen; 

sub I. über den Zweck und die Verfaſſung vom Befunde und ei 
achten, ©. 1 — 28; 

sub II. dad Verhaͤltniß der —— Arzneikunde zur Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, von S. 23— 84; 

sub III. über die bei Verfaſſung des ärztlichen Gutachtens bei Cri⸗ 
minalfällen zu beobadytenden rechtlichen Grundfäge, von S. 34—41, und 

sub IV. über den Einfluß, des Richters auf die ärztliche Unterfuchung 
und die Abgabe des Butachtens, von S. 71 — 78 gehandelt wird. 

Der Verfaffer verfpriht (©. 1), „daß dem verehrten Lefer der Gegen⸗ 
fand nicht nur Elar und deutlich dargeftellt, fondern vielen eine ganz neue 
Anſicht der Sache eröffnet werden fol.” Siehe da einige biefer Anfichten. 

$. 5. Gleich anfangs (S. 1) wird behauptet: „Es ift ein großer 
Unterfchied zwifchen einem Gutachten im Civilverfahren und einem Gut- 
achten im Strafverfahren nicht ſowohl nach dem Inhalte — denn dieſer 
muß in beiben Sällen wahr und fachgemäß fein — als nach feiner Ver⸗ 
anlaffung, Zweck und Wirkung.” 

Wenn auch-die Eivil- oder bürgerlihen Geſetze ihrer Matur nad 
von den Strafgefeßen gefchieden find, wenn auch erftere von anderen Ger 
richten als die leßteren gepflogen werben, wenn auch die Art und Weile 
des Civilproceſſes nach Oeſterreichs Geſetzen eine andere ift, als jene des 
Strafprocefles; fo bat dieß alles nach meiner Einficht auf das Kunftgut- 
achten keinen Einfluß. Denn wenn der Civilproceß das Einfchreiten der 
Parteien veranlaßt, während der Strafproceß von Amtsowegen bei einer 
gefeglich begründeten Anzeige eingeleitet wirb; wenn auch beim Civilproceß 
die Parteien fich durch Mechtsfundige vertreten laſſen, während beim 
Strafproceß vom Berichte ſelbſt eine Commiffion mit einem fogenannten 
Richter an ber Spige zur Unterfuchung des Thatbeflandes abgeordnet 
wird; fo bleibt in beiden Proceflen die Veranlaffung zur Aufı 
nahme eines Kunftbefundes und zur Abgabe eines Kunſtgutachtens ein 
vor das Bericht (nicht vor den Richter) gebrachter Rechtsfall der Art, 
daß, um die Befchaffenheit desſelben aus den Merkmalen gründlich zu er⸗ 


284 Haupiblatti. 


forſchen, beſondere wiſſenſchaftliche Kunft: oder Gewerbskenntniſſe und 
Fertigkeiten nöthig find. Nicht die Parteien im bürgerlichen Rechtsfalle, 
nicht der Nichter oder ein anderer Sommiffär, welcher mit der Inquiſition 
in Straffaͤllen beauftragt wird , fondern die Gerichte (die politifche Be: 
hörde, das Eriminalgericht) haben nach dem Geſetz die Kunftverftändigen ab: 
zuordnen. Sm Civilproceß können von den Parteien andere Kunftverftändige 
gefordert werden, wenn fie einen gefeglihen Grund gegen die gewählten ha: 
ben; allein auch im Etrafproceffe fteht dem Betheifigten ein gleiches Recht zu. 

Der Zwed, warum das Gericht den Kunftbefund und das 
Kunftgutachten fordert, ift zwar immer nur, ein Beweismittel mehr 
zu haben; allein deſſen ungeachtet ift dieß doch nicht der Zweck bes 
Kunftbefundes und Gutachtens felbft — wie indem Werke bebanp: 
tet wird — dieß ift wohl zu -unterfcheiden. Nach unferen Geſetzen 
ift der Zweck eines jeden Kunftbefundes: unter Beobachtung der gefeßli- 
den Zormalität den Gegenftand (Sache oder Thatfache) nach den Merk: 
malen, welche befondere Kenntnifle oder Fertigkeiten fordern, gründlich 
(alſo Eunffverftändig, nicht nach vulgärer Art) zu erforfchen; jener des 
Gutachtens: nach dem Kunftbefunde alle, was davon zu wiſſen nöthig, 
wahrhaft und beftimmt Calfo Eunftgemäß) anzuzeigen (dem Gerichte oder 
dem Richter). Denn würde, wie es in diefem Buche immer behauptet 
wird, eine vulgäre Unterſuchung und Beurtheilung bes Gegenſtandes ge: 
nägen, fo ift gar nicht einzufehen , warum das Geſetz die Beiziehung von 
Kunſtverſtaͤndigen angeordnet hätte. 

Die Wirkung, welche im Eivile und Strafproceffe ein Kunſt 
befund und Gutachten hat, gibt der’ $..407 St. G. B. 1. Thl. mit 
folgenden Worten an: „Wo nad diefem Gefeße das Zeugniß eines 
Kunftverftändigen erfordert wird, ift das, was er befunden zu haben auf 
vorgefchriebene Ark bezeuget, für rechtlich bewiefen zu halten.” Wenn alfo 
eine Partei im Civilproceß oder ein inquirirender Richter im Strafproceffe 
einer anderen Anficht ald der Kunftverftändige ift, welche Anficht gift dem 
Gerichte als rechtlich bewiefen? Das Buch beantwortet S. 6 dieſe Frage: 
„Wurde das Urtheil des Kunftverftändigen mit der felbft erworbenen 
Anſchauung des Richters oder mit deffen auf eigene Erfahrung gegründe: 
ten Schlüffen im Widerfpruch fein, fo ift der Richter eben fo berechtigt 
als verpflichtet, die Nichtigkeit des Ausſpruches des Kunftverftändigen in 
Zweifel zu ziehen, weil Niemand im Stande ift, eine fremde Anſicht 
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auch dann für wahr zu halten, wenn fie der eigenen Sinnedwahrnehmung 
und ber eigenen Erfahrung nicht entfpricht.? DMiemand wird dagegen 
etwas einwenden; allein Zebermann wird es für recht und billig halten, 
daß das Gericht eine folche Differenz im Straf: und Civilproceffe, wie 
es unfere Geſetze vorfchreiben,, einem Superarbitrium anderer Kunftver- 
fländigen zu unterwerfen, und niemals dad eigene Urtheil eines Richters 
ald das rechtlich beweifende anzufehen hat. Würde dieſes Superarbi⸗ 
trium auch gegen die Anficht des Richters ausfallen, fo hat er es zu glau⸗ 
ben, weil es jedem verfländigen Manne klar ift, daß die Sinneswahr⸗ 
nehmungen täufchen, daß bie eigenen Erfahrungen trügen Finnen, be: 
fonders wenn man die nöthigen Kenntniffe zum Beobachten nicht beſitzt, 
Ind daß man die Gründe einer Wahrheit in Wiffenfchaften nur dann zu 
verfiehen im Stande ift, wenn man bie Bildung in derfelben hat. So iſt 
es »®. nach meiner und aller Nichtaftronomen eigener Sinneswahrneh⸗ 
mung und Erfahrung wahr, daß die Sonne aufs. und untergeht und da⸗ 
durch Tag und Nacht begründet. Wenn nun ein Aftronom bie entgegen- 
gefegte Anſicht ausſpricht; wenn er feine Anficht durch aftronomifche - 
Gründe beweift, welche ich bei meiner Unkenntniß in diefem Fache nicht 
einzufehen im Stande bin; wenn andere Aftronomen auch bie Anficht ih⸗ 
red Eollegen als wahr begründet erkennen: würde nach dem obigen - 
Grundſatzze ein aus Nichtaftronomen beftehendes Gericht im Jahre 1847 
nicht ein gleiches Urtheil zu fällen haben, wie es im Jahre 1633 über 
Galilei ausgefprochen wurde? 

$. 6. Die Beifpiele, welche im Buche angeführt werden, beweifen 
am klarſten, daß blos gefunde Sinne ohne die nöthigen Vorkenntniſſe 
und Uebungen nicht ausreichen, um über Naturerfcheinungen oder Nature 
ereigniffe Erfahrungen. zu machen; und daß ein großer Unterfchieb fei 
zwifchen den Beobachtungen und Erfahrungen eined Kunftverftändigen 
und jenen eines VichtEunftverftändigen. So ift im Beifpiele S. 4 der 
Schluß: „daß der Tod diefes Menfchen bie Folge eines beigebrachten 
Schuſſes fei,? ganz unbegründet; denn wenn man auch in dem Herzen der 
Leiche eine Slintenkugel fand, fo folgt Daraus noch nicht, daß fie bei Leb⸗ 
zeiten hinein gekommen ift, weil die Möglichkeit obmwaltet, daß ber Schuß 
der Teiche beigebracht worden fei. Eben fo wird im Buche S. 14 behaup- 
tet: »man braucht eben nicht Aftronomie ſtudirt zu haben , um zu wiffen, 
daß bie Tage im December kürzer find als im Juli; ein Sag, von deſſen 
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Wahrheit der größte Aftrondm unmöglich eine feftere und richtigere Ueber⸗ 
zeugung haben kann, als der nächfibefte Leinweber.? Wie wenn ein Lein- 
weber vom Vorgebirge der guten Hoffnung nad feiner Erfahrung die fefte 
Veberzeugung ausfpräche, daß die Tage im Juli Fürzer feien als im De⸗ 
cember ? Um einen fo allgemeinen Satz auszufprechen, reichen weder bie 


en 


Erfahrungen des Leinwebers zu Gaſtein, noch jene des Leinwebers am 


Vorgebirge der guten Hoffnung hin. 

An dem Beiſpiele von der Vergiftung mit concentrirtem Vitrioloͤhl 
S. 16 kann der Kunftbefund nebft anderen nur noch ausfagen: »daß bie» 
fes Sift nicht unbemerkt verfchlungen worden ift;? unrichtig wäre es aber, 
wenn er angeben würde, mie ed im Buche ſteht: „daß der Verftorbene 
es abfichtfich genommen habe, um feinem Leben ein Ende zu machen ;? 
denn unter allen dort angeführten Umftänden wäre body noch der Fall 
möglich, daB Jemand dem Verflorbenen das Vitriolöhl ald ein geheimes 
Heilmittel gereicht, ibm die darnach folgenden Schmerzen als Zeichen der 
Krifis vorgegeben, und denfelben vor allen Störungen biefer Kriſis ge> 
warnt hat. ch habe folcher Fälle mehrere erlebt, in welchen folche Kranke 
das heimlich gebrauchte fogenannte Heilmittel felbf unter den peinfichften 
Schmerzen doch verfchwiegen haben. Nur einer näheren gerichtlichen, aber 
nicht gerichtsärztfichen, Unterfuchung kann es gelingen, den wahren Stand 
der Thatſache auszumitteln. 


$. 7. Die Zeit, wo man an die auſſchliehliche Cempetenz einer _ 


Wiffenfchaft glaubte, ift indeß glücklicher Weiſe vorüber ,? S. 29. Dies 
fe6 Hat unfere Gefeßgebung im Jahre 1805 erkannt und daher angeord⸗ 
net, daß, bevor ein Gericht einen Spruch fällt, die Sache oder That« 
fache nach allen jenen Wiffenfchaften, Künften und Gewerben, in deren 
Sach fie fehlägt, und nicht nach der Rechtswiſſenſchaft allein unterfucht 
‚ und beurtheife werde; denn nur dadurch, daß der fragliche Gegenftand 
allſeitig Banftgemäß erforſcht und beurtheift wird, kann er ins menfchen- 
mögliche wahre Licht geftellt und von den Richtern, die das Gericht bil: 
ben, gehörig betrachtet und beurtheilt werden. Dieß habe ich aus dem 
oben ausgefprochenen Sage gefolgert. Was folgert der Verfaſſer: »Je⸗ 
der will, wo es fein kann, mir eigenen Augen fehen, und handelt darin 
vernünftig! !? 

8.8. ©. 41 uf. w. wird die Frage befprochen, „ob es gut oder 
übel fei, daß der Richter mebicinifche Kenntniſſe babe?? Der Verfafler 
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kommt ©. 43 zu dem Schluffe: „ba fomit eine gänzliche Unwiſſenhelt In 
mediciniſchen Sachen bei dem Nichter unser die Unmoͤglichkelten gehbrt, 
ein unvolllommenes und noch mehr ein falfches Willen aber unter allen 
denkbaren Faͤllen ſchaͤbſicher ift als ein gänzlihes Nichtwiſſen, weil «6 Inte 
merhin zu ungegründeten Zweifeln Anlaß gibs; fo kann man das Beſtre⸗ 
ben der neueren Zeit, daß auch Rechtskundige ſich gründliche und um: 
faſſende mebicinifhe Kenntniffe zu erwerben fuchen, gewiß nur loben; 
da ed 20.” Mir ſtößt nur der Zweifel auf, ob die Faͤhlgkeiten und Le⸗ 
beusdauer eines Menſchen binreichen werben, ſich heutzutage zu einem 
ſolchen Polyhiſtor zu bilden; da das polyhiſtoriſche Willen ſchon zur Belt, 
als die einzelnen Wiflenfchaften noch nicht fo ausgebildet waren, Die Kraͤft⸗ 
eines Menſchen überflieg. Um fi gründlidge und unsfaflende medieini⸗ 
ſche Kenutnifle zu erwerben, dazu gehört ein talentirter Dann, der fein 
ganzes Leben vorzugsweife diefem Stubium widmet, und ſich mit ber 
Uusäbung der Debicin befchäftiget. Zum grhubliden und umfallenden 
Studium des Rechts gehört ein talentister Mann, der fein ganzes Leben 
verzugsweife diefem Stutinus wibmet, und ſich mit der Aechtoytaris ber 
fpäftige. Magnus miki erit Apollo, derienige, wedyer ſich gehmblide 
und umfaffenbe Romutn’fie im der medicinifdgen und in der Dedtenilien 
feheft verfpafft het. Fir die Menichen, wie fie hier auf Erden vorkom⸗ 
men, if Eime Dieler Wiilieniiaften genug. Dich hat Die öferreidihhge 
Sefepgebung vom Jahre 1603 aıfamnt und Daher angeadust, Dob dab 
Sericht, es mag über auen Ei er Zursbnech euideeiden, den 
Schtifell voraus alikcnig autuchmen uns beusigeien Ice, ud yon 
a) von Bcheilimtigen wa Intocscehe tie Wesscaten, im Srrstprocche 
vom Jemmilir, 66 weidye: Sei Irzainsiiiäien cin ger ifter Ceimtash 
züdpser in il; b, von Ruuiscriautingen, ieistern Sie Umtertudung 
uud Besutpeitung Bchuste Ser Ts, die Scheutsere Seulikeuusiie wog 
Geben. Beuu Graszpunge Ser Belitatıgen zul vuca Unser ice a 3er 
gerichecchen Beticn uch emge Mens ums, E wirs Boy Fine 
ment erwestus, Bei; fe Batırh Se muticuiäge Uiferket sic 
sub mukzijnt e/emas werlen, yileı e Be she ie, i 
Samusn fie au sußs J0:5 Impensnız uf yeridgicdge Zslle hit 
mb mnitchmt zienıer. I zo müde 5 Enige Kamille Imms 
auße aus Migemsiu ir 5 ui Savas, mie Ser fie nyie ; 
Srus dar oliutigger Dlcckpes aut Te Scdsites mus waiglens is 
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dem Sinn ber Ausdrücke bekannt machen; ben Unverftändigen wird ſelbſt 
diefe halbe Kenntniß nicht arroganter machen, als die gänzliche Unwiſſenheit, 
wie es die tägliche Beobachtung Iehrt. Oder verfteht nicht ein altes Weib, 
männlichen und weiblichen Geſchlechtes, in det Mebicin alles beffer als die 
jenigen, welche diefem Studium al ihr Leben widmen? Bringt baher ber 
Unterricht über gerichtliche Medicin die Mechtögelehrten nicht dahin, daß 
fie einfehen fernen, wie vielerlei Kenntniffe und Fertigkeiten zur Aufnahme 
und Beurtheilung eines gerichtsärztlichen Falles gehören, und daß der⸗ 
jenige, welcher nicht gründliche und umfaffende Kenntniffe in der Medicin 
befigt, und dieſe Kunft Überhaupt und in ihrer Anwendung auf gericht 
liche Fälle geübt hat, niemals als Gerichtsarzt verwendet werben Eann; 
fo hat der Unterricht feinen Zweck verfehlt. Anders iſt e8 mit der Gefeß- 
kunde. Ein Arzt wird nie ein Nechtögelehrter zugleich fein; allein die po= _ 
fitiven Geſetze follen fo gegeben fein, daß fie auch für den des Rechtes 
Untundigen verftändlich find. Leicht kann daher jeder gebildete Menſch die 
Geſetze eines Staates verftehen oder mittelft eines Commentars verfiehen 
lernen. . 

So wie es keinem verftändigen Arzte einfallen wird, den Richter (als 
Inquirenten) in feiner Sphäre zu controlliren, weil er bazu nicht die 
- söchigen Kenntniffe hat ; eben .fo kann wohl Bein Richter einem Kunftver- 
ftändigen in feiner Sphäre, von "welcher der Richter nicht die nöthigen 
Kenntniffe beige, verftändiger Weile zum Controllor besfelben vom Ge⸗ 
fee aufgeftellt werden. e 
- An ber Schlußbemerkung, S. 46, gibt der Verfoffer ganz richtig 
an, daß ber Arzt die betreffenden Gefege ded Staates Fennen muß, in 
welchem er als Gerichtsarzt auftreten fol; allein er muß auch wiſſen⸗ 
fchaftlich die Medicin ftubirt und geübt haben. Es iſt daher ein großer 
Fehler und ganz gegen unfere Gefege, wenn von den Gerichten andere 
Glieder des ärztlichen Perſonals ald Doctoren der Medicin oder Chirurgie 
Als Kunftverftändige genommen werden. 

$. 9. Die I. Abtheilung geht von &. 50 bis 200 im J. B., und 
zerfaͤllt: in die Einfeitung &. 51 — 57 und in folgende Nummern: 

I. Allgemeine Bemerkungen Über das Verhältniß des Menfchen zu 
anderen Gefchöpfen der Außenwelt, &.57—82. 

U. Allgemeine Bemerkungen über den Irrfinn vom yſychologiſchen 
und rechtlichen Geſſchtspuncte, S. 82 — 104. 
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ML. Aus Srundfägen des Rechts zu euinchmenbe Rüdfichten bei 
Erhebung des Irrſinnes. 

A. im Strafverfahren, ©. 104 — 116; 
B, beim Civilverfaßren, S. 117 — 124. 

IV. Ueber Erhebung zweifelhafter Gemächtjuftände. 

$. 10. Die ganze Tendenz diefer Einleitung geht dahin, zu bewei⸗ 
fen, daß zur Erhebung des Irrfinnes (nicht auch eined jeden anderen weis 
felhaften Seelenzuftandes?) die Zuziehung ärztlicher Perfonen nöchig if. 
Barum? — Die wird in dem Buche auf eine für mich neue und über- 
rofehende Weiſe dahin beantwortet: „Wenn die gerichtliche Erhebung bes 
Irrſinnes nicht ohne Arzt Statt finden bürfe, fo kann und barf biefes 
nicht fo viel fagen, als es könne und dürfe von dem Richter nicht fo viel 
voraußgefegt werben, daß er im ©tande fei, einen Narren von einem 
vernünftigen Menſchen zu unterfcheiden, fondern der Zweck diefer Beizie 
bung kann nur darin liegen: 1. in zweifelhaften Källen durch Anwendung 
von wiffenfchaftlichen Kenntniffen, welche dem Nichter mangeln, über 
das Vorbandenfein des Wahnfinnes Gewißheit zu erhalten; 2. fi zu 
verfihern, ob auch die Beobachtungen und Anfichten bed Richters die 
Probe einer wiflenfchaftlichen Forſchung beftehen ; und ob nicht 3. durch 
die nach wiffenfchaftlichen Principien angeftellten Forſchungen noch Er: 
fgeinungen beobachtet werden, welche dem Richter entgangen und von 
irgend einem Einfluffe auf die Unterſuchung und Entfcheidbung über dad 
Vorhanden⸗ ober Nichtvorhandenfein des Irrſinnes fein können.“ &.58. 

Scheint ed nach diefer Angabe nicht, ald wenn nach unferen Geſehen 
die Beiziehung eines Gerichtdarzted zur Erhebung und Beurtheilung bes 
Irrſinnes nur den Zweck hätte, um die Kenntnifle des Richters in einer 
Runftfache einer Prüfung zu unterziefen? Die liegt im Geifte diefer 
Geſetze nicht. Nach unferen Gefegen ift jeder gerichtliche Fall zweifelhaft, 
fo fange er nicht auf die vorgefchriebene Weiſe rechtlich bewiefen ift. Jeder 
kranke Zuſtand, jeder ungewöhnliche geſunde Zuftand eines Menſchen ifl 
aber im ftrafrechtlichen und im Civilverfahren nur rechtlich bewielen, wenn 
er von den Gerichtsärzten auf die vorgefchriebene Weiſe unterſucht und als 
folcher erkannt wird. 

Wenn nad unferen Gefegen es vorgefchrieben iſt, daß ber Nichte, 
die Gefangenwaͤrter und andere Laien, welche mit bem Inquiſiten zu 
thun haben, auch ihre Beobachtungen ins Protocol abgeben follen, fo 
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find dieß nur Data, welche dad Gericht aufmerffam maechem und recht- 
fertigen, daß bei biefem alle etwas Ungewöhnliches vermuthet wird, 
und bie der Gerichtdargt jedenfalls auch zu beruͤckſichtigen, zu widerlegen 
oder zu beftätigen bat. Aber an und für fich haben fie.ganz und gar Feine 
rechtlich beweifende Kraft. Scheint dem inquirirenden Richter die Erhe⸗ 
bung und das Gutachten der Gerichtsaͤrzte zweifelhaft, und Eönnen ent⸗ 
weder fie noch das singeholte Guperarbitrium dieſe Zweifel heben, nun 
fo muß der Nishter glauben, weil «8 nicht immer möglich iſt, alle Zwei 
fel eines Mannes, der die Sache nicht verfteht, zu heben; denn man 
kann ihn zwar überreden, aher niemals durch wiſſenſchaftliche Gründe 
überzeugen. G. 56 wird ja non dem Verfaſſer ſelbſt ausgeſprochen, daß 
zur Beurtheilung eines Erankhaften oder fonft anomalen Seifteszuftandes 
nicht mehr hie auß einer, wenn auch geläuterten Lebensanſicht gewonne- 
nen Reſultate hinreichen, fondern daß hiezu fpecielle Kenntniß über bie 
Seiftedzuftände, über Anatomie, Phnflolegie und Pathologie überhaupt 
und fpecielle Kenntniſſe über die Geiſtesverwirrung ꝛc. nöthig find, welche 
mon nicht einmal jedem Arzte zutrauen darf und um fo meniger bei dem 
Nichter vorausgefeßt werden dürfen. 
$. 11. Wenn eine griechiſche Urkunde zu Gericht Eommet, und die 
Richter zwar ‚einige Worte griechifeh "verfiehen, was muß das Gericht 
nach unferen Gefegen thun? Einen beeideten Dolmetſch beiziehen und die 
griechifche Urkunde in ihre Sprache überfegen laſſen. Diele Ueberſetzung 
Bat doch rechtliche Beweiskraft, und Fein. verftändiger Menſch würde da⸗ 
. gegen etwas deſwegen einwenden, weil bie Richter die griechifch geſchrie⸗ 
benen Worte mit ihren Augen ſehen oder die geſprochenen Worte hören 
Binnen, ja ſelbſt dann nicht, wen irgend ein Wort von dem Dolmetſch 
anders gebeutet würde, als Die. Bedeutung bem Richter, welcher ja auch 
etwas griechiſch gelernt bat, befanut war. Gerade fo verhält es fich bei 
den Lebenszuftänden des Menſchen. Jedermann kann mit gefunden Sin⸗ 
nen die Erfcheinungen derfelben wahrnehmen, aber fie verſtehen nur ders 
jenige, welcher genaue und allſeitige Kenntniſſe non beufelben ſich erwor⸗ 
ben bat. Dieß zu dem Vergleiche des Gerichtsarztes mit dem Dalwet⸗ 
fher, S. 56. 
$. 12. Am Schluſſe dieſer Einleituug ©. 57 verfpeicht dar Verfaf- 
. fer und Aerzten seine richtige Anſicht von jenen Begriffen Cüber die Gei⸗ 


ſtes uſtaͤnde) zu. geben, weiche bei dem Richter, welcher Feine mediciniſchen, 
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wohl aber folche Kenntniffe darüber beſigt, bie aus einer praftifchen Le⸗ 
bensanfchauung entnommen werben, vorhanden fein koͤunen und vorhan⸗ 
den fein follen.” Da nun von S. 57 bis 209, alfo auf 152 Seiten, von 
den Verhältniß des Menfchen zu anderen Gelchöpfen, vom Irrſinn, von 
Affecten,  Leidenfchaften 2c.-gefprochen wird, fo könnte es fcheinen, daß ich 
dem Werke Unrecht that, als ich ausſprach, daß im dieſer gerichtlichen 
Mediein von der mebicinifchen Wiſſenſchaft ganz und gar nichts vorkomme. 
Allein diefer Schein verſchwindet, wenn man die oben angeführte Ver: 
wahrung des Verfaflerd nicht Aberficht: „daß er diefe Keuntniffe nur aus 
der praktiſchen Lebensanfhauung entnommen ;” ja um und darüber ganz 
fiher zu Taffen, äußert fich der Verfaffer einige Zeilen tiefer noch einmaf, 
„darzufegen, welche Anfichten eine blos auf menfchliche Erfahrung mit 
Ausſchluß eigentlich medicinifh-wiffenfchaftlicher Studien gegründete Be⸗ 
obachtung zu geben vermag.” Ach war und bin immer der Meinung, daß 
wir vom Menfchen und von der ganzen Natur Feine anderen Kenntniſſe 
haben als ſolche, welche „auf menfchliche Erfahrungen” gegründet find. 
Mur unterfehied man dieſe Kenntniffe in die wiffenfchaftlidden und in bie 
vulgdren. Da der Berfafler die wiſſenſchaftlichen ausgefchloffen haben 
will, fo will er wahrſcheinlich durch diefe Ausdrücke uns anzeigen, daß 
er uns mit den vulgären Kenntniffen bekannt zu machen gefonnen fei; 
was auch der Inhalt zeigt. Ob aber alle Richter — wie der Verfaſſer 
meint — folge Anfichten haben, zweifle ich; doch mögen fie fich ſelbſt 
darüber ausfprechen; nady meiner Ueberzeugung follten fie ſolche Anfich- 
ten niche haben. Diefe Anfichten gehören alfo nach der Ausfage des Ver- 
faſſers nicht in das Gebiet der Wiffenfchaft, und das Glauben ſteht hierin 
einem Jeden frei. Ich will daher einige biefer Anfichten ald excorpta zum. 
Beſten geben; andere aber zum Schluffe näher beleuchten. 

S. 60 wird gefagt: „Ueberhaupt haben die Benennungen der Schule 
den Nachtheil, dab man fehr. leicht verführt wird zu vergeffen, daß fie 
eden nur Benennungen und infoferne nichts Reelles find. Dean fprieht 
von Gedaͤchtniß, Einbildungsfraft u. ſ. w., vergißt aber dabei, daß diefe 
Eintheilung doch nur von gewiffen wahrgenommenen Thaͤtigkeiten abſtra⸗ 
birt, nicht aber durd eigene Wahrnehmungen in der Art gewonnen find, 
als ob man die Zunction wirklich gefehen hätte !).? 

©. 61: „Definitionen find in jeder Wiffenfchaft unentbehrlich, weit 
man ohne fie keine größere Zahl von Erſcheinungen Überfehen kann, gu 
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einem Mehreten, nämlich zu einer Benuͤtzung als etwas — 
ſind ſie in dem Maße weniger tauglich, als es ſich um die empiriſche An⸗ 
wendung handelt.” 

„Der Juriſt kann und muß ſi h an Definitionen balten, denn er 

muß die Gerechtigkeit handhaben, d. i. forgen, daß Eeine Ungerechtigkeit 
begangen wird. Eine Ungerechtigkeit ift aber bei beftehenden pofitiven Ger 

ſetzen nur dasjenige, welches gegen den ausdruͤcklichen Inhalt der Geſetze 
verftößt.? 

S. 97. „Omnis definitio ————— iſt ein allen Rechtskundigen 
zur Genuͤge bekannter Sag. Will man daher für die Rechtskunde etwas 
Brauchbares liefern, fo muß man ſich vor Definitionen hüten u, f. w.“ 

©. 62 dis 82 erhalten die Naturhiftoriker eine neue Eintheilung ber 
Naturproducte, „nach dem Verhältniſſe der einzelnen Gegenftände zur 
Außenwelt;? fie zerfallen in folgende Abftufungen: a) „unorganifche 

. Körper,? b) „organifshe Wefen. Die Pflanzen,” c) „onimallfche Wefen,? 
d) „vernünftig finnliche Canimalifche) Wefen. Der Menfh.? Ich mache 
die Naturgefchichtler auf diefe neue Eintheilung nur aufmerkſam und muß 
fie auf das Werk felbft verweifen, wenn fie fich nähere Belehrung darüber 
verfchaffen- wollen. 

S. 85. „&o lange der Arzt nur aus pathologifchen Gründen (auf 
das Vorhandenfein des Irrfinnes) argumentirt, 3. B. aus einer abnormen 
Befchaffenheit gewiffer Organe, oder aus den abnormen Aeußerurigen 
gewiffer Bunctionen, deren normale Aeußerung dem Nichter nicht bekannt 
ift, muß ber Richter als Richter noch immer die Möglichkeit vorausfehen, 
daß der Arzt fich geirrt haben könne 2c.” Armen Gerichtsaͤrzte! 

Ferner: „Der Arzt glaubt nicht ſelten durch Darlegung ſeiner auf 
Gründe der Wiſſenſchaft geſtuͤtzten Ueberzeugung und durch Gründe der 
Wiſſenſchaft dem Richter genügen zu Eöunen. Der Richter .aber darf 
gerade durch Gründe der Wiſſenſchaft am. wenigften fi zu irgend einer 
Anſicht beftimmen laſſen, weil ihm’ diefe gerade am fernften liegen, fon- 
dern er verlangt Beweiſe ad oculam.? Iſt das wahr, iſt das gefeplich, 
Richter? — O, dann möge man feinen wiffenfchaftlichen Arzt als Kunft- 
verftändigen dem Gerichte beiziehen! Die handgreiflihen Beweiſe glei) 
Beweiſe ad oculum find nach meinem Wiffen.faft immer unrichtig ; wer 
Bann denn fehen, riechen, ſchmecken, hören ober greifen, daß A oder B 

geiſteſkrank fei! Doch genug diefer Excerpta. 
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818. S. 90 wird behauptet: Der Zweck jeder gerichtlichen Erhe⸗ 
bung des Irrfinnes ift daher Fein anderer, als die Erhaltung bes rechtlich 
giltigen, fomit von Kunftverfländigen abzugebenden oder von bdiefen zu 
beftätigenden (?) Ausfpruches, daß der Menſch, welcher eine beftinmte, 
fonft fträflihe That beging, diefelbe in einem Zuftande begangen babe, 
in welchem er entweder gar Beine Vorftellungen hatte, fondern (mie in 
der Raferei) nur durch die blinde Naturkraft geleitet wurde, ober daß er 
zwar von Vorftellungen beftimmt wurde, die jedoch aus dem Grunde der 
Wirklichkeit nicht entfprachen, weil er vermöge feines eigenthümlichen 
Eranken Zuftandes entweder nicht im Stande war, die Nichtobjecsivität 
feiner ihn beflimmenden Vorftellungen einzufehen, ober nicht vermochte, 
die ber Wirktichfeit entfprechende Vorſtellung zu probueiren.? 

Iſt dieß rihtig? Denn 1. nicht bei jeder gerichtlichen Erhebung, 
fondern nur bei jenen, wo es ſich um die Zurechnung der Handlung oder 
Unterfaffung handelt, hat gewiß der WVerfafler gemeint. 2. In dieſem 
Halle kann es fih darum handeln, ob aus diefen perfönlichen Zuftänden 
des Thaͤters die Handlung oder Unterlaffung nach F. 2 St. G. 8. J. Th. 
demfelben nicht als Werbrechen zugerechnet werben fann, oder ob die per= 
fönfihen Zuftände nach $. 89 als Milderungsumftände anzufehen find. 
Im erfteren Falle fagt unfer Gefeß in Bezug auf Krankheit des Thäters 
$.2: a) „wenn der Thäter ded Gebrauches der Vernunft ganz beraubt 
if,” und b) „wenn bie That bei abwechfelnder Sinnesverrückung zu ber 
Zeit, da die Verrückung dauerte? begangen worden ift; im zweiten Galle 
$. 39 a) „wenn er ſchwach am Verſtande ift.? — Der Zwed der Erbe: 
bung eines Franken Zuftandes des Thäters, um die Zurechnungsfähigkeit 
überhaupt oder die Milterungsgrände in einem Criminalfalle zu ermitteln, 
ift alfo die Erforfchung aller jener Umftände, welche den Ausſpruch begruͤn⸗ 
den: ob der Thäter des Gebrauch der Vernunft ganz beraubt oder ob er 
ſchwach am Verſtande ift, oder bei wechfelnder kranker Sinnesverruckung, 
ob die That zu ber Zeit, als die Verruͤckung dauerte, begangen worben 
fei. Wer hat diefen Zweck zu Idfen? Dieß beantwortet ber Verfaſſer 
ſelbſt S. 92, indem er die Art und Weife, wie der Zweck zu löfen fei, 
mit Beruhigung der mebicinifhen Wiſſenſchaft überläßt. — Ich kam 
alfo nicht einfehen, wozu der Verfaſſer den Richter fo unberufen darein 
miſcht; warum ihm die pathologiſchen Eintheilungen, Benennungen xc., 
wovon er nach feinem eigenen Ausfpruche nichts verſteht, ein folcher 
Horror find. | 
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8.14. ©. 100: „Bern num der Irrſinn weber als Seelenkrank⸗ 
heit, noch als eine Krankheit des Verſtandes, noch des Gemuͤthes, noch 
des Gefühle, noch des Willens, noch endlich als eine Krankheit oder Std« 
rung ber Sinne erklaͤrt werben kann, fo fcheint es wohl billig zu fragen, 
was denn der Irrſiun eigentlich ſei? Iſt es aber auch nothwendig dieſe 
Frage zu beantworten, ja ift es überhaupt nothwendig zu wiflen, was das 
Weſen einer Krankheit ift?? 

Leider ift ein ſolches Naifonnement nicht nur bei dem Werfafler als 
Laien, fondern felbft bei Aerzten heutzutage gang und gebe; und dieß ift 
der wahre Grund aller jener Verwirrung, welche jetzt häufiger in ber 
Mebiein und in anderen Wiffenfchaften eingeriffen ift. Der Verfaffer wird 
doch zugeben, wenn der Sohn U feinen Vater B erfchläge, fo ift biefe 
Thätigkeit des Sohnes A Eeine normale, fondern eine abnorme. ft fie 
deßwegen ſchon auch eine krankhafte? Gewiß nicht. Obgleich jeden kranken 
Zuftand abnorme Aeußerungen (Erfcheinungen) begleiten, fo ift boch ein 
umgekehrter Schluß ganz falſch; denn eine und dieſelbe abnorme Thaͤtig⸗ 
keitsaͤußerung kann bei dem Menfchen A ein moralifche, beim B juridifde, - 
beim & eine frankhaftsabnorme fein. Und diefed darzuthun in einem zwei⸗ 
felhaften Falle ift Sache derjenigen, welche die Sache wiffenfchaftlich vere 
ftehen, der Kunftverftänbigen nach ben Öfterreichifch = juridifchen Geſetzen, 
nicht aber die Sache derjenigen, welche nur ein gewöhnliches (vulgaͤres) 
Willen darüber befigen, welches im Grunde nichts anderes ift, als ein 
Glauben deflen, was ihnen von den Kindsweibern, Aeltern, Lehrern oder 
anderen Menfchen von Kintheit auf vorgefagt wurde. Wie der Verfaſſer 
&. 75 meint, „im Zuftande, in welchem wir leben, ift die Form, in 
welcher wir bie. Sittlichkeit zu üben haben, fo wie die Sprache ein bereits 
Gegebenes, wir brauchen nicht mehr erft. zu erfinden, wie wir unfere Thaͤ⸗ 
tigkeit zu äußern haben, damit fie auch fittlich fei? ac!!! Wenn aber 
zwei Menſchen freiten, ob die abnerme Thätigkeitsäußerung eine moraliſch⸗ 
juridifche ober Eranfhaftsabnorme fei, fo werden fie nie mit dieſem Streite 
zu Ende Eommen, wenn fie fich nicht zuerft verftändigen, was moralifch, 
juridifch und krankhaft bedeute; diefe Worte beruhen wieder auf den Wor⸗ 
ten Moral, Jus und Krankheit, und es wird nöthig fein die Bedeutung 
diefer Begriffe zu geben ober mit anderen Worten ausgedrückt: mas Moral, 
Jus und Krankheit ihrem Wefen nach fel. Nur floße fich der Verfaſſer am 
Wefen nicht, denn auch dieſes Wort bedeutet nichts anderes als die Summe 
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der Merkmale, welche einem Begriffe nothwendig zakbommen, und ihn 
daher von jedem anderen Begriffe underfcheiden. Wir müflen an jedem 
Ding (ens) erft dieſe Merkmale nachgewiefen haben, ehe wir behaupten 
Eönnen, das Ding fei unter diefen Begriff zu ſtellen. Denkende Mens 
hen haben daher die Begriffe eines jeden Zweiges unſerer Kenntniſſe zu⸗ 
fammengeftellt, fie dem Umfange nach in Stufen geordnet, diefe Stufen 
co⸗ und fubordinire und dann jeben Begriff durch beflimmte Merkmale 
von den anderen gefchieden und benannt. Bekanntlich heißen bie Linien, 
weiche ein Ding von dem anderen ſcheiden, die Graͤnzen (fines) und daher 
auch die Begränzungen ber Begriffe definitiones. Wiffenfchaftliche De⸗ 
finisionen find aber die beften, welche wir armen Sterblichen haben; wer 
fi der Definition nicht bewußt ift, der weiß nichts von der Sache, der 
glaubt es nur; bei ernften Sachen handelt es fich aber nicht darum, was 
U oder B glaubt, fondern was er bavon weiß. Wenn ed fich vor Gericht 
z. B. darum handelt, ob das Ding X ein Kaiferducasen iſt, da genügt 
ed nicht, daß die Richter fagen, ja es iſt ein Kaiferducaten, denn wir 
glauben es, weil. das Ding fo ausſieht; nach dem Gprichworte ift nicht 
alles Gold was gleißt. Jeder aber der bemeilen will, daß das Ding A 
ein Kalferducaten ift, muß fich doch erft die Frage beantworten, was ein 
Kaiferducaten fei, und da genügt es nicht: „ein Kalferbucaten iſt ein 
Kaiferducaten,? oder „das fieht ja jeder,” oder „das weiß ja Jedermann 
von feiner Mutter!” Mein, er muß ben Begriff Kaiferducaten definiren, 
d. 5. er muß die Merkmale angeben, die ein jedes Ding haben muß, 
damit ed ein Kaiferducaten genannt werben kann. ®erabe fo ift es mit 
allen Begriffen. Erinnert ſich denn der Verfaſſer nicht, daß es Philan⸗ 
thropen gab, welche jeden Verbrecher ald einen Kranken erklärten, daß es 
Aerzte gab, die jede abriorme Seelenthätigfeit als Suͤnde bezeichneten, - 
und jeden Geiſteskranken als Sünder erflärten? 

Gefaͤngniß und Srrenhaus find noch nicht uͤberall unglelchartige Be 
griffe. Ja moralifhe und juridifche Gefegübertrefung werden bei Berichten 
nicht immer gefihieden, wenn die Richter nicht Definitionen von Moral 
und echt beſitzen. Das Wort Srrfinn bedeutet in der mediciniſchen 
Wiſſenſchaft immer eine Krankheit und fegt eine Definition von dioſem 
Worte voraus. Mir ift ed wenigftend ein Unfinn, wenn man fagt: „daß A 
krank ift, kann Jedermann erkennen, wenn man auch nicht weiß, was 
das Wort krank beveutet.? 
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$. 15. S. 118 Anmerkung, behauptet der Verfaſſer: „Won einem 
Grade ber Zurechenbarkeit zu fprechen, ift eben fo unlogifch, ald von einem 
Grade der Freiheit; was zugerechnet werden Eann, iſt eben fo ganz und 
gar zuzurechnen, ald ber Menſch, wo er frei, d. h. nicht gezwungen iſt, 
auch gänzlich frei iſt. 

Bekanntlich nimmt unfer Geſetzbuch Grade der Zurechenbarkeit an; 
fo ift eine Handlung ober Unterlaffung dem Thäter nicht als Verbrechen 
zuzurechnen nach $. 2-a: „wenn er des Gebrauches ber Vernunft ganz 
beraubt ift; ift er aber am Verſtande ſchwach, fo gilt nad) $. 39 dieß nur 
als Milderungsumftand; dem Alter nach wird nach $. 2 d unter 14 Jahren 
nicht als Verbrechen imputirt, nach vollbrachtem 10. bis zum vollendeten 
14. Jahre werben die Handlungen, welche wegen Unmündigkeit des Thaͤ⸗ 
ters nicht als Werbrechen zugerechnet werden, als ſchwere Polizeiübertre⸗ 
tung beftraft ($. 4 St. ©. 8. 1. Thl.). Wenn der Thäter in einem 
Alter unter 30 Jahren iſt, gilt das Alter als Milderungsumftand ($. 89 a 
&t. ©..8.1. Ch.) u. ſ. w. Es mögen daher die Rechtsgelehrten unfere 
Geſetzgebung vertheidigen gegen den Vorwurf, daß eine Annahme: von 
Graden der Zurechenbarkeit unlogifch fei. Was den Begriff: Freiheit bes 
trifft, da gibt es nach meiner ärztlichen Ueberzeugung wohl Grade von 
Freiheit, troß dem was in ber Anmerkung ©. 92 ſchon gefagt wurde: 
Denn bie abfolute Freiheit ift nach menfchlicher Denukungsweiſe nur das 
Attribut des Vernunftgottes; dem Mienfchen (Species). kommt immer 
nur eine relative Freiheit zu, und biefe ift noch bei jedem Individuum 
diefer Specied nach Umftänden mehr oder weniger befchränkt. Die Bes 
hauptung des Verfaflers, daß es Feine Grade von Sreiheit gebe, ift ein 
Sag für die Rechtspflege von größter Wichtigkeit, denn die Humanität 
der Gefege und ihrer Anwendung beruht ganz und gar nur auf der wird 
lichen Eriftenz diefer Gradationen. Daher fcheint mir diefe Behauptung 
von einem Juriſten eine fürchterliche Lehre. 

$. 16. Auffallend iſt es, was &. 117 über den Zweck ber Erhebung 
des Irrſinnes im Civilverfahren durch folgende Worte behauptet wird: 
„da es fich bier (im Civilverfahren) nicht darum handelt, bem zu Unter- 
fuchenden ein Uebel zuzufuͤgen, fondern im Gegentheile ihn ‘gegen ein 
Uebel, das er ſich felbft oder Anderen zufügen Eönnte, zu bewahren, fo 
wird auch die Erhebung nicht mit jener Strenge des Verfahrens durch⸗ 
zuführen fein, wie beim Strafverfahren; fondern es wird in der Regel 
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genügen, wenn nur bie eine oder die andere unmotivirte Thatfache vor 
liegt und durch ein ärztliches Gutachten nachgemwiefen wird, daß das Motiv 
diefer Thatfache, wenn auch nur theifmweife, ineiner Geiftedzerrüttung Tiege.> 

„Ja es wird auch genügen, wenn der Richter nach genauer Unter 
fuhung mehrere Thatfachen entdeckt, welche unmotivirt und von nach⸗ 
theiligem Einfluffe find, ſich aber.durch den ärztlichen Ausfpruch die Anſicht, 
daß der Menſch geiſteskrank ſei, nicht beſtimmt widerlegt (!h.“ 

Wir anderen Menſchen halten die uns geſetzlich zuerkannte buͤrgerliche 
Freiheit für eines der höchſten Güter und daher jede Vormundſchaft für 
ein großes, aber zumeilen nothmendiges Uebel. Ich glaube nicht, daß der 
Verfaſſer fich fehr bedanken würde, wenn man diefe von ihm ausgefpro« 
chenen Säge auf feine Perfon anwenden würde. — Linfere Gefeße fchrei- 
ben daher vor, daß auch in Eivilfällen ein wohlbegruͤndetes Arztliches . 
Outachten eine Bedingung sine qua non fei. Ein wohlbegründetes Arzt» 
liches Gutachten laͤßt ſich aber ohne genaue wiffenfchaftliche Unterfuchung 
nicht machen. : 

$. 17. Zum Schluffe der Nr. III. fügt der Verfaffer ©. 118 einige 
Formularien bei, nach welchen ſolche Unterſuchungen und Begutachtungen 
über Geiſteskranke zu machen find. 

Ich glaube, daß dergleichen Bormularien im Ganzen fehr gut find, 
allein eben fo wenig einen Arzt binden Eönnen, als Formularien, welche 
eine vom Kriegsſchauplatze entfernte Staatsbehörde von der Schlachten. 
führung entwirft, einen Feldherrn binden Eönnen, weil ſich Plane für ale 
möglichen Fälle nicht entwerfen iaſſen. | 

$. 18. In dem Auffage IV. über die Erhebung nweifelhafter Ge⸗ 
müthszuftände fängt der Verfaſſer S. 124 mit allgemeinen Bemerkun⸗ 
gen an, weldhe bi6 &. 142 gehen; dann fpricht er insbefondere über: 
A) Affecte bis S. 150; B) Leidenfchaften bi8 S. 163; C) Schwaͤr⸗ 
merei bi8 ©. 172; D) Blödfinn bis S. 176; E) Monomanie, fire Idee 
bi S. 177; F) Melancholie; Mania occulta bis ©. 178; G) Berau⸗ 
ſchung bis S. 181; M unwiderftehlicher Hang zu gewiflen Verbrechen 
bis &, 201; I) Dämonomanie bis S. 207; K) verftellter Wahnſinn 
bis S. 209. 

Falsa mixta veris werben in einer folchen Verbindung und mit 
fother Sicherheit behauptet, daB man oft glaubt die Darftellung eines 
Traumes zu Iefen. Der Verfaffer baute auch hierin auf rein menfchliche, 
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1. 0. vulgaͤre, Beobachtungen und glaubt S. 127. „Der Zweck der me⸗ 
bieinifchen Wiſſenſchaften ift nur die Heilung von Krankheiten; Seelen⸗ 
zuftände Eommen daber in derfelben nur infoferne in Betrachtung, al fie 
Srankpeiten oder Symptome von Krankheiten find, oder auf Verſchlim⸗ 
merung oder Behehung von Krankheiten influiren; die abfolute Bedeu⸗ 
tung derfelben oder auch nur das Verhaͤltniß, in welchem fich der Seelenzu⸗ 
ftand zu anderen Beziehungen des Menfchen, z. ®. zur Moral, zum 
Rechte befinden, liegt offenbar nicht mehr im Bereiche des Zweckes biefer 
Wiſſenſchaft.“ Arme medicinifche Wiſſenſchaften! — Doch will ich dar⸗ 
über mit dem Verfaſſer nicht rechten und nur-eine Behauptung ©. 126 
näber betrachten. „Jede Wiffenfchaft bedarf zu ihrem Zwede gewiffe Ein: 
theilungen und zwar um fo-nöthiger,, je reicher und je mannigfaltiger der 
Gegenftand ift, den fie behandelt. Diefe Eintheilungen find nun felbft 
auch dann, wo es fich blos um Gegenftände handelt, welche die Natur 
darbietet, nicht immer durch die Natur dev Sache geboten, wie z. B. der 
Unterfchied zwifchen Thier und Pflanze, fonbern zc.? Glaubt der Verfafe. 
fer wohl im Ernft, daß diefe naturhiftorifche Eintheilung nicht durch die 
Natur der Sache geboten fei, ober mit anderen Worten, daß den Ber 
griffen: Xhier und Pflanze nichts Wirkliches in der Natur entipricht * 
Affeet, Leidenfchaft, Melancholie 2c. find Worte, welche Begriffe bezeich- 
nen, Wahrfcheinlich glaubte der Werfaffer, daß auch diefen Begriffen 
nichts Wirkliches entfpricht, und man Eönne darunter begreifen was man 
will. In diefem traditionellen Glauben, nicht in der verfchiedenen Nich- 
tung, welde die Wiffenfhaften ihrem Zwecke nachgehen, liegt der Grund, 
warum der Zurift dem Mediciner nicht verfteht, wie der Deutfche den 
Sranzofen. Wenn in dem Beifpiele des Verfaſſers in der Gartenkunde bie 
Rofe-und Datura fastuosa neben einander ftehen, in der Pharmacopde 
möglichft weit von einander entfernt werben, ſo liegt der Grund davon 
nicht darin, daß man in ber Gartenkunde unter bem Worte Nofe und 
Datura fastuosa etwas anderes begreife, al6 in der Pharmacopðe; beibe 
verbinden damit die naturhiftorifehen Begriffe, benen eine Wirklichkeit ent« 
ſpricht, und die Gartenkunde ſowohl wie die Pharmacopde muß aus der 
Botanik diefer Begriffe fchöpfen. 
&erade fo ift ed mit der Rechts⸗ und Arzneiwiflenfchaft. Kommt in 
ber einen oder ber anderen ein Begriff in Anwendung, lo muß fie ben 
Begriff aus der Wiſſenſchaft fchöpfen, welcher er angehört, b. h. fie muß 
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ihn in der wiffenfchaftlichen Bedeutung nehmen, dann erft Fan fie ihn 
nach ihren befonderen Zwecken ftellen. So z. B. Seelenzuſtand iſt ein 
Begriff, welcher in das Gebiet jened Theiled der Naturkunde gehört, 
welcher fich die Erforfchung der organifch-thierifchen Natur zum Zwecke 
gelegt bat; wir nennen diefe Doctrinen: Phnfiologie und Pathologie und 
betrachten fie als Theile der Mebdicin. Die Phnfiologie und Pathologie 
beftimmt der Natur der Sache nach den Begriff Seelenzuftand, theilt 
diefen Begriff dann wieder unter, je nachdem fie Eintheilungspuncte im 
der Natur dieſes Begriffes vorfindet, und bezeichnet jeden biefer unterge⸗ 
ordneten Begriffe mit eigenen Worten. So gefchah es, daß der Seelen⸗ 
zuſtand zuerft in den £hierifchen und menfclichen, dann in den gefunden 
und kranken eingetheilt wurde. Braucht num bie Nechtd- ober eine andere 
Wiflenfchaft zu ihrem Zwecke den Begriff Seelenzuftand, fo muß fie, 
will fie Mißverfländniffe vermeiden, diefen Begriff aus der Phyſiologie 
und Pathologie nehmen und zwar gerade in dem Sinne, wie er dort vor⸗ 
kommt, gerade fo wie die Gartenkunde und Pharmacopde die Begriffe 
Roſe und Datura fastuosa aus der Botanik nimmt. 
Haandelt es fi darum, daß entfchieden werben fol, ob ein vorkom⸗ 
mendes Ding eine Pflanze und zwar eine Roſe ober eine Datura strä- 
monium fei, fo muß diefe Entfcheidung wieder nur durch Botanische Mittel 
und auf -botanifche Art gefchehen; ift der Gärtner oder der Pharmacalog 
nicht zugleich Botaniker, fo muß er fich an diefen wenden. Gerade fo ver- 
bält es ſich mit der Entfcheidung: ift ein Menfch in einem beſtimmten 
Seelenzuftande? Diefe kann nur durch phyſiologiſche und pathologiſche 
Mittel, auf phyſiologiſchem und pathologifhem Wege gefchehen. Iſt in 
beiden Faͤllen feftgefegt, mas das Ding A und welches der Zuftand B ift; 
dann erft Eann der Gärtner, der Pharmacolog, der Zurift, der Moraliſt 
feine fernere Application nad) feinen Zwecken machen. Dieß ift nach mei: 
ner Anficht der der Natur der menfchlihen Erfenntnifle angemeffene Gang 
der Procedbur, den auch fehr weife unfere Gefegbücher vom Jahre 1803 
und 1811 vorfchreiben und welche Die Baſis des bürgerlichen und Strafe 
rechtes enthalten. Nach denfelben bat ein Kunftverftändiger Cin folchen 
Faͤllen der Gerichtsarzt) jeden zweifelhaften menfchlichen Zuftand, welcher 
Segenftand eines Berichtes ift, auf die gefegliche Weife zu erheben und 
zu beurtheilen, welcher Zuftand es ift. Hat der Kunftverfländige dieß 
gethan, und das Gericht fegt einen Zweifel in die Unterſuchung oder 
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Beurtheilung bedfelben, fo ift es deffen Pflicht, den Gegenftanb von anderen 
Kunftverftändigen unterfuchen (wenn es noch möglich ift) und beurtheilen 
zu laſſen. Geſetzwidrig und daher nicht rechtlich aber ift es, wenn das 
Gericht ſelbſt entſcheidet. 

Weil nun der Verfaſſer gerade von —— in der Natur der Sache 
liegenden Geſichtspuncte, uͤber die Erkenntniß der zweifelhaften Gemuͤths⸗ 
zuſtaͤnde und über deren Beurtheilung abgeht, und der Anſicht iſt, daß 
man ohne alle Vorkenntniſſe in ſich ſelbſt und in andere Menſchen hinein 
zu ſchauen braucht, um eine richtige Kenntniß von dem ſchwierigſten Theile 
ber menfchlichen Natur zu verfieben: deßwegen behandelt er diefe für die 
Rechtspflege fo wichtige Lehre auf eine fo verworrene Art und macht eine 
fo unrichtige Anwendung auf die Gerichtspflege, daß ed Pflicht eines jeden 
Dienfchen ift, den Tadel öffentlich auszufprechen. Hat denn der Verfafler 
niemal gehört, daß das: Lerne dic) felbft Feunen, von jeher die ſchwierigſte 
Aufgabe der Weifen aller Zeiten war? Glaubt denn der Verfafler wirb 
lich — wie er es ausſagt — daß zur. Ausführung des Spruches, den er 
zum Motto nimmt: Willſt du die Anderen verftehen, blick’ in dein eigenes 
Herz; nichts anderes als ein paar gefunde Augen gehören? 

Ich Übergehe bie nähere Beurteilung des in diefem Auffage Vor⸗ 
getragenen; mögen Männer, welche über diefen Gegenftand mit ben 
nöchigen Vorkenntniffen verfehen geforfcht haben, beurtheilen, ob ich dem _ 
Berfafler Unrecht thue. Denn fchon das im Eingange angeführte Schema 
Bann Bürge fein, daß der Verfaffer Feine deutliche Anficht von dem hatte, 
worüber er fchrieb. 

Zum Schluffe dieſes Auffages führt ber Verfaſſer vier x Criminalfäe 
an, deren Beurtheilung wir übergehen, weil fie nur aus anderen Schrift: 
ftellern entlehnt find. 











— Miscellen 


Hr. Dr. Zofeph Ebler von Würth wurbe zum Rathe bei bem m, Ö, 
Lanbrechte befördert. 

Hr. Ludwig von Flieffer wurde zum Juſtizminiſterialratht ernannt. 

Hr. Dr. Carl Bohlberg wurbe zum Vorſteher des Lemberger Straf 

erichtes ernannt und erhielt zugleich den Charakter und Rang eines wirklichen 

Appellationsratfies. 

Hr. Eduard Krenn, Snftigminiflerials Goneipift, erhielt den Rang und 
Charakter eines wirklichen k. k. Landrathes. 

Hr. Georg Freiherr von Sina wurde zum Stellvertreter des Gonver⸗ 
neurs ber priv. oͤſterr. Nationalbank ernannt. 

Hr. Philipp Drärler wurde zum 8. k. wirkl. Hofrathe und Kanzlei⸗ 
director im Oberfihofmeifteramte ernannt. 


Hr. Anton Fichna, Oberamtsdirector bes Wiener Hauptzollamtes, erhielt 


ben Titel eines k. I. Rathes. 


Unter Sie vorzüglicheren Maßregeln zur zeitgemäßen Belebung und Befoͤr⸗ 
derung des Berg: und Hüttenwefens ber Öfterreichiichen Monarchie, deren Realis 
firung das Minifterium für Landescultur und Bergweſen ununterbrochene Tihäs 
— — gehört unſtreitig eine zweckmaͤßige Cinrichtung ber montaniſtiſchen 

ehranſtalten. — 

Die nothwendigen Studien der Bergwerkswiſſenſchaften theilen ſich in vo r⸗ 
bereitende und in eigentliche Fachſtudien. 

Die erſteren, welche an den polytechniſchen Inſtituten vorgetragen werden, 
verfolgen eine allgemeine techniſche Richtung und bieten den Jünglingen, welche 
ſich irgend einem techniſchen Fache, daher auch jenem des Berg⸗ und Hüttenwe⸗ 
ſens widmen, die Gelegenheit dar, ſich bie allgemeinen Vorkenntniſſe in einer 
beliebigen Reihenfolge und mit einem ihren Berhältniffen und Tendenzen anges 
meffenen Zeitaufwande, eigen pr machen. — Die eigentlichen montaniftifchen 
Fachfiudien Hingegen fordern eine eigene Lehranftalt, weil es ſich hierbei nicht 
blos um allgemeine theoretifche Lehrſaͤße, fondern um befondere praftifcge Uebuns . 
gen und Handgriffe handelt, welche nur vom eigentlichen Fachmaͤnnern gelehrt 
and nur an jenen Orten gezeigt werben fönnen, in denen volllommen eingeridhs 
tete Bergs und Hüttenwerfe beftehen, z 

Bon biefen leitenden Principien iſt bereits bei dee Kundmachung dde. 
21. September 1848, Zahl 254/M. A., wegen Gröffuuug einer proviforifchen 
montaniftifchen Zehranflalt in Borbernberg ausgegangen worden. 

Die nachgefolgten Erhebungen, die Ginvernehmuug erprobter Bachmänner, 
das Anerbieten der Stände Steiermarks zur unentgeltlidden Ueberlafung ihrer 
in Bordernberg errichteten Lehranftalt und der Stadt Leoben ihr nen errichtetes 
ftäbtifches Bebkube zur Unterbringung der montaniftifchen Lehranftalt dem Gtaate 
unentgeltlich abtreten zu wollen, enblich bie pflichtgemäße Wärbigung des allges 
mein ausgefprochenen Bedürfniſſes ber nördlichen und ber ſüdlichen Provinzen, 
Haben dem Minikerium die Pflicht auferlegt, Sr. Majehät die Errichtung und 


- 
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Drganifirung einer montaniftifchen Lehranftalt für die Sübprovingen und einer 
gleichen Lehranftalt für die Norbprovinzen in Borfchlag zu bringen. Da bie hiers 
anf Bezug habenden Anträge bie allechöchfte Genehmigung erhalten haben, fo 
wurbe in Berbindung mit ber erwähnten Kundmachung vom 21. September 1848, 
3. 254/M. A, — worin die nachträgliche Bekanntmachung ber beflnitiven Or⸗ 
ganifation der montaniflifchen Lehranſtalt zugefichert worden iſt, unterm 8. Fe⸗ 
bruar 1849 Yolgendes veröffentlicht: 

1. &8 werden zwei montaniftifche Lehranflalten, wovon bie eine zu Leoben 
in GSteietmarf, die andere zu Przibram in Böhmen ihren Sig haben wird, nach 


dem Muſter der proviforifch in Vordernberg eingerichteten Lehranftalt auf E tantd: 


foften errichtet, und bei jeder biefer Lehranftalten ein Director, zwei Profeſſoren 
und zwei Afiftenten angeftellt. 

2. Jede diefer Lehranftalten befteht aus zwei Unterrichtscurfen, in melden 
nur bie eigentlichen montaniftifchen Bachwifienfchaften theoretiſch und praltiſch 

elehrt werden. — Im erften Sahrgange wird das Bergweſen, d. 5. bie Berg: 
hunde und die dazu gehörige Bergmafchinenlehre, dann die Markſcheidekunſt, 
im zweiten Jahrgange aber das Hüttenwefen und bas Bergredht behandelt. 

3. In beide Lehranftalten werden ordentliche Berg⸗Gleven und au 
Berordentliche Zuhörer aufgenommen. Erſtere müſſen fi, am arfgenom⸗ 
men zu werben, mit guten Zeugnifien über die abfolvirten Vorſtudien, nämlid: 
niebere und höhere Mathematik, praftifche und barflellende Geometrie, Mecyanil, 


Civilbaukunde, Zeichnungskunde, Phyſik, allgemeine technifche Chemie, analytiſche 


Chemie, Probierkunde, Mineralogie, Beognofle und Paläontologie ausweiſen, 
welche Borftubien fie in beliebiger Zeit und Reihenfolge an den polytechnifchen 
Suftituten in Wien, Prag oder Lemberg, an dem montaniſtiſchen Mufeum in 
Wien oder an dem Johanneum in Gratz zurüdlegen Eönnen. — Sie müffen ih 
ferner den Disciplinarvorfchriften der Anftalt, den orbentlichen Sxaminatorien, 
allen praktiſchen Verwendungen und fürmlichen Schlußprüfungen unterziehen, 
worüber fie von der Direction ber Auftalt legale Zeugniſſe erhalten. Don den 
außerordentlihen Zuhörern werben die erwähnten Borftudien nicht ger 
fordert, fie Fünnen aber nur, nach Zulaß des Raumes ber Hörfäle für felbe aufs 
genommen werben; fie werben zu ben praktifchen Verwendungen und Excurfionen 
nur in fo weit zugelaffen, als dadurch die ordentlichen Cleven bei biefer vorzugß 
weifen Belegenheit zu ihrer Ausbildung nicht verkürzt werben 5 fie find zur Abs 
legung einer Prüfung nicht verbunden, und erhalten nur einfache Frequentationd- 
zeugniffe von der Lehranſtaltz auch fünnen fie, bei unangemefienem Verhalten, 
durch die Dirvection felbft von der Anftalt entfernt werden. 

4. Außer den unentbehrlichen Vorſtudien müſſen Forſtwiſſenſchaft und 
Buchhaltungswiſſenſchaft als wünſchenswerthe Hilfsftudien bezeichnet werben. 
— Denjenigen Studierenden, welche fich vollfommen für den Montandienft aus 
bilden wollen, wird daher empfohlen, während ihres Aufenthaltes an einer poly 
techniſchen Schule auch einen einjährigen Curs über Buchhaltung, Handels⸗ und 
Wechſelrecht, dann über Forſtweſen zu hören. Das Minifterium wird Sorge tra⸗ 
gen, daß für montaniftifche Zöglinge bei ber Forſtlehranſtalt in Mariabrunn ein 
enchHlopäbifcher Curs der theoretifch und ‚praftifchen Forſtwiſſenſchaft eingerichtet, 
dann daß die Buchhaltungs-Rechnungergffenfchaft an dem montaniflifchen Muſenm 
in Wien vorgetragen werbe. 

5. Jeder ordentliche Berg-Eleve hat bei feiner Aufnahme an eine ber beis 
ben moutaniſtiſchen Lehranftalten, gegen Empfang der Immatriculirungsbeſchei⸗ 
nigung, eine Bebühr von Zehn Gulden Conv. Münze zu leiften, welche haupt 
fächlich zur Betheilung der bei ber praftifchen Verwendung in Anfpruch genom⸗ 
menen Arbeiter und minderen Diener beftimmt find. — Uebrigens iſt der ganze 
theoretiſche und praktifche Unterricht unentgeltlich. 

G. Für die beiden montanififchen Schrankalten werben, unter gleichzeitiger 
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Aufhebung ber bisher beſtandenen bießfälligen Unterſtützungen, zuſammen Bierzig 
Stipendien à Zwei Humbert Gulden gegründet, weldge ven Betheilten während 
ber Dauer der zwei montaniflifchen Lchrcurfe und für den Fall, wenn fie dann 
als Candidaten dem montanififchen Stantsbienfte fi winmen, fo lange blei: 
ben, als fie fich dieſes Bezuges durdy ihre Verwendung und ihre Betragen würs 

big jeigen; und bis fie in eine Befoldung over in ein Braftifanten s Taggelb 
ntüden. ; 

7. Die Betheilung mit erlebigten Stipendien erfolgt über Borfchlag der 
montaniftifchen Lehranftaltsdirectionen von dem Minifterium an ordentliche Berg- 
Eleven, die als ſolche in eine montaniftifche Lehranftalt bereits aufgenommen find, 
über Mittellofigkeit und gutes Betragen fi answeifen, und nad) ihrer Befähi- 
gung und ihrem Wleiße entweder einen guten Fortgang im ben bergafabemifchen 
Lehrcurſen erwarten lafien, ober an ber Lehranflalt diefe Eigenfchaften für die 
noch übrige Dauer des Aufenthaltes dafelbft, bereits bewährt haben. 

8. Mit der Erlangung ſchlechter Fortgangsnoten bei Mangel au Fleiß, 
bei einem vorfcriftwidrigen üfademifchen Benehmen, fo wie bei Zurüdfegung 
eines orbentlichen Eleven in die Claſſe der außerordentlichen Zuhörer, geht das 
Stipendium verloren, und wirb als erledigt au einen würbigeren Bergstäleven - 


verlichen. 


Bei den für das Studienjahr 1849 fpäter als gewöhnlich vorgenommenen 
Wahlen für die afademifchen Dignitäten an der hieſigen Hochfchule wurde bei ber 
Theologenfacultät Herr Dr. Franz Hafel, Weltpriefter und Cooperator ber 
Pfarre zum Heil. Auguftin in Wien, dann bei der Philofophenfacultät Herr Dr. 
Karl Ritter von Heintl, k. k. Bicedirector der philofophijchen Studien an ber 
Miener Univerfität, zum Decan gewählt. In der Juriftenfacultät hat der Hof 
and Gerichtsadvocat Herr Dr. Joſeph Georg Hanny das dritte Jahr und in 
der Medicinerfacultät Herr Dr. Johann Lerch das zweite Jahr feines Decana⸗ 
tes angetreten. 

Bon den afademifchen Nationen der Wiener Univerfität Hat bie öfters 
reichifche afademifche Nation den Herrn Mediciner Dr. Ernſt Braun, die flas 
vifche den Subrector und Profeſſor des Thereflanums Herren Dr. Clemens Ela us 
dis, die ungarifche den Graner Ehrendomberen Herrn Dr. Heinrich Szaibely 
und bie italienisch = illyriſche den Hofs und Gerichtsadvocaten Herrn Dr. Sacob 
Ritter von Aichenegg zu Procuratoren gewählt. 

Die genannten Procuratoren aber haben aus der ihnen vom Univerfitätss 
eonfiftorium vorgefchlagenen Terna nach altherfümmlichem Rechte und Gebrauch 
die Rectorswahl am 3. d. M. vollzogen, wobei der k. E. Obermebicinalrath 
Herr Dr. Wilhelm Edler von Well einftimmig zum Rector Magnificus erwählt 
worden iſt. 





Da das Ginrücken F. ruffifcher Truppen nunmehr Statt gefunden hat, 
dadurch aber ihre Landesmünzen in Verkehr gebracht, und auch das Verhälts 
niß ihrer Maße und Gewichte zu ben unferigen befprochen werben bürfte, fo 
wurde folgende Zufammenftellung veröffentlichts 

Mas die Münzforten betrifft, fo if: 

Don Bold: Ein Souverain — & ©, R, 37%, Kop. 

» Doppelone. » 2 » 961/, 
» Kremnitz. Dun 2 » 

a » Halbimperial 5 9. 30 
» SHolländerDuc.» 3» 
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Bon Silber: Ein Kihlr. bis 1753 — 1 S. R. 40 Kop. 
» Gonventionsthaler , 7 », 7, 
» Thle.Sranz11.18002 1 » 28 » 
» Gulden Conv. M. — — » 
» 20 fr. Stud >» — Zr =: » 
Ungar. Reichsthlr. 
Gewichte: Gin "Bine Pfund von & geilen“ Bierting? gleich 1 Fiej 
5 Zold; ein Gentner gleich 136 Fzej, Bold. 
Mef ferei: Fr Deuts gleich 30 Mepen gleich 8 Tſchetwert, welche wies 
ber nach Vedro und Tſchasky untergeiheilt find, fo zwar, daß 
41 Ma eo Vedro gleich 9 Tſchasky — 810/25 Maß gleich 
1 Bebro glei 80 Tſchasky. 


XVII. 
Bemerkungen über den neuen Entwurf einer proviſoriſchen 
Vorſchrift über das Verfahren in Criminalfällen mit Münd- 
lichfeit, Deffentlichfeit und Schwurgerichten. 


Don Herru I. E. Paſſy, 
Doctor der Rechte und k. k. 1l. f. Pfleger zu St, Johann im Herzogthume Salzburg. 





$. 1. 
Vorwort. | 

J. allg emeiner und dringender ſich der Ruf nach der baldigſten Umſtal⸗ 
tung unferer Strafrechtspflege auf eine volksthüͤmliche Weiſe, baſirt auf 
das Anklageprincip mit Muͤndlichkeit und Oeffentlichkeit in allen, mit 
Schwurgerichten aber in den ſchwereren Straffällen, erhebt, defto erfreu⸗ 
liher erfcheint uns jedes Zeichen, welches auf eine endliche Realifirung 
diefed heißen Wunfches deutet. 

Darum haben wir auch mit aufrichtiger Sreude und inniger Theilnahme 
das Erfaheinen diefed neuen Entwurfes eines proviforifchen Gefeßes über das 
Verfahren in Eriminalfällen begrüßt, um fo mehr, als dasfelbe faſt in allen 
Theilen weſentliche Verbefferungen feinem Vorgänger gegenüber enthält. 

Dennoch aber Eonnten wir mit vielen, und leider gerade mit manchen 
ber wichtigften Beftimmungen desfelben nicht einverftanden fein, und müfe 
fen daher unſere entgegengefeßte Meinung um fo offener und unummun« 
dener in den nachftehenden Bemerkungen ausfprechen, als dieß allein der 


rechte Weg der Verftänbigung iſt, und wir e8 überhaupt für eine heilige, 


unverbrüchlice Pflicht der Wiffenfchaft halten, der Thätigkeit unferer 
Geſetzgebung mit unverwandtem Blicke zu folgen, und ſich ohne Rückhalt 
über alle Erfcheinungen derfelben zu äußern, überzeugt, baß eine wirklich 
freifinnige Regierung nicht anftehen wird, den befcheidenen, wenn gleich 
ernften Bemerkungen einer aufrichtigen Kritik billige Rechnung zu tragen. 
9.2. 
Allgemeine Bemerkungen. 

Der Entwurf umfaßt in 168 Paragraphen lediglich folgende PEN 

ſtuͤcke: I. Eompeten; end ($9. 1—2); II. Allgemein⸗ 
U Band, V. Heft 1849. 20 
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Beriäntien über bie Jaſtruction (55. 3—5); III. von der Verſehung A; 
u ben Muflogräcud (55.6—15); EV. von den, der öffentlichen Verband: x; f 
lang unmittelbar vorhergehenden Zwiſchenverhandlungen ($$. 16-24); 4 er; 
V. von ter Zufsunnenfegung bes Strafgerichtshofes (85. 2530) ikuy,, 
VL zeu ber Bildung bed Befgworuengerichtes (59. 31—44); VII. xchat, 
bem Beriahren vor ben Echwurſtrafgerichten (88, 43— 143); VIII. of c) * 
Dem Eeflotionspefe und dem Caſſationsrecurſe ($$. 144 - 160); IX. > und 
ber Sieteraufnahme ber Unterſuchung ($$. 161 —168). - Men dp, 

Schen bei dem bloßen 1eberblide der Auffchriften der auf, d 
Capitel dringt ſich mandes nicht ungegründete Bedenken über die Widue,, — 
Räntigfeit des Befeges auf. Ueber manche ber weſentlichſten Beftimberzer * 
gen eimes auf dem Anklageprincipe beruhenden Verfahrens mangelbe: oen — 
Eper einer geſetzlichen Norm; nicht minder über andere and ankza,, — 
Stüdfigten gleich wichtige Vorſchtiften. Hın nur der allgemeinflmere: „,, " 
Beinen Seſetz über den Strafproceß befonders mit Nuͤckſtcht auf u. 
Dem gegemmörtigen Entwurfe angenommene Princip entbehrlichen? 
mungen zu erwähnen, muͤſſen folgende Hauptmomente als gänzlich 
rührt hervorgehoben werden. Ä 

a) Es fehlt jede nähere Beſtimmumg über die Competenz ber - _ 
den in den nicht vor das Schwurgericht gehörigen Crimmalfaͤlen, — 
im den übrigen Straffachen. Wenn wir anch nicht zweifeln, dar - — 
Verfügungen über ben Wirkungskreis der Correctinähäfe ( Zuch 
gerichte) und der Polizeigerichte (bei einfachen Vergehen) nadhfole u 
den, fo hätten mir doch fehr gernfht, daß derlei fo nahe r * 
Geſehe nicht aus ihrem Zufammenhange geriffen werben, vd _ 
die Ueberſicht erfchwert, und der Möglichkeit von Inconfeguemgen ___ 
Ham gegeben wird. | = 

b) Noch weit beklagenswerther ift der Abgang jeder Aerın _ 
bisher in Defterreich ganz fremde Anftitut der Staatsbehär. ne 
Rechte, Pflichten und aͤmtliche Stellung. Bon der Harn un. 
Auffaſſung der Hohen Wichtigkeit derſelben hängt allem mh . j 
Durchfährung ded Anklageprincips ab. Füngft Haben Englant. 
Hectölehrer erkannt, daß deſſen Mögang die tieffle Sa. 
in vielen auberen Boziehungen Die framgdftkche Strafprecedu: 
treffenden Verfahrens fei. Leiter aber Demi nunmehr zeunlich- 
BZeichen dahin, daß man in unforem Fünfrigen Verfahcen der Sr. 


j 
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0 e. Ta. Dagegen nichts erinnern, und 
- Wgigi,f.iten, welche vor der Einführung 
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"4... Aſſiſen zu ziehen, niche aber auch die Bälle 
an... 4 Charakters eines öffentlichen Beamten und 
— Koͤnigreiche u. ſ. w., wo jene priv, Claſſen nicht dem 


den Hauptſtadt, ſondern dem Collegialgerichte, in deſſen 
en, zugewieſen waren. S. Hofdecret vom 6. Uuguſt 1818, 
er J. G. S. — 20. April 1805, an die Appell. Ber, von’ 
— ind KArafau Mr, 726 der J. G. S. u, f. w. 
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Wir hätten hinfichtlich Diefer Beftimmungen nichts zu erinnern gehabt, 
wenn nicht auch der erfte Abſatz des $. 221, der einen rein privilegirten 
Gerichtsſtand ganzer Stände begründet, aufgenommen worden wäre. 
Wichtige Gründe ftellen, befonders bei Kriegszeiten und bei den eigen- 
thuͤmlichen militärifchen Verbrechen, Die Nothwendigkeit eines eigenen Ge⸗ 
richtsftandes für die Militärperfonen als gerechtfertigt dar; der Ausnahme: 
zuſtand der fremden Legationen ift im europäifchen Völkerrechte begründet ; 
die Feſtſetzung der übrigen befonderen Cauſalgerichtsſtaͤnde beruht auf ber 
individuellen Anficht, und man mag fie für zweckmaͤßig erachten oder nicht, 
fo verftößt man wenigftens nicht gegen ein Princip. 

Anders verhält es fich aber mit der Feſtſetzung eines perfönlich privi⸗ 
legirten ©erichtsftandes für ganze Claſſen von Staatsbuͤrgern. Diefe, 
wenn auch nur tranfitorifche Sefthaltung an veralteten Standesprivilegien 
Können wir nimmermehr billigen, fie erfcheint uns als ein bedauerlicher 
Ruͤckſchritt, oder doch als ein zweckloſes Anklammern an alte Inftitutionen, 
um fie noch durch einige Zeit auf dem Niveau ded Stromes vor dem 
Verfinken zu bewahren. Diefe Beftimmung ift in dem neuen Entwurfe 
um fo beklagenswerther, als hier felbft jener doch. halbwegs plaufible 
Grund megfällt, der in der früheren Periode den Beſtand privilegirter 
Gerichte für den Adel u. f. m. entfchuldigte. Damals war die Criminal: 
gerichtöbarkeit noch in den meiften Provinzen in den Händen von Patri- 
monialgerichten und Einzelnrichtern. 

Mußte man da nicht mit Grund beforgen, daß dieſe dem adeligen 
Verbrecher, dem allſeits geſchaͤtzten Clerus, dem höheren Beamten gegen⸗ 
uͤber, es kaum je wagen wuͤrden, ihr wichtiges Amt unbefangen auszu⸗ 
üben? War damals der privilegirte Gerichtsſtand nicht vielmehr eine noth⸗ 
wendige Bedingung, um dem Geſetze ſeine Geltung zu verſchaffen? Das mit 
weit beſſer beſoldeten Raͤthen collegialiſch beſetzte Criminalgericht der Haupt⸗ 
ſtadt konnte ungeſcheut gegen den maͤchtigen Verbrecher, auftreten; wie 
aber waͤre es dem armen Juſtiziaͤr eines Privatdominiums ergangen, 
haͤtte er gegen einen Standesgenoſſen ſeines Dynaſten, gegen den Herrn 
Pfarrer, feinen Kreischef u. dgl. einſchreiten wollen 1)? 


— 





— — — — 





1) Daher wurde dieſes Privilegium ganz conſequent in jenen Provinzen, wo die 
Griminalgerichtsbarkeit durchaus nur I. f. Collegialbehörben anvertraut war, 
auch laͤngſt nicht mehr aufrecht erhalten, z. B. in Galizien, Dalmatien, 
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Ganz anders verhält es ſich bei der Eünftigen Zuftizorganifirung. Die 
Zufammenfeßung der Strafgerichtshöfe iſt überall diefelbe, ihre Mitglie⸗ 
ber find I. f. inamovible Richter; ihr Vorftand ein Rath des Oberge⸗ 
richtes und die Gefchwornen find überall freie Staatöbürger aus allen 
Ständen, bei denen man auch überall gleiche Intelligenz vorausfeßen 
muß. Wir fehen alfo das Privilegium aus feinem anderen Grunde, ale 
eben nur des Privilegiums wegen erhalten! Wir gehören wahrhaftig nicht 
jener troftlofen Wartei des Umfturzes in unferem weiland Neichstage an, 
welche in ihren mondfcheinnächtigen Phantafien der Gefchichte zum Hohne 
dem Adel auch feine Namen und Wappen entreißen wollte, und fomit das 
Kindlein fommt dem Bade verfchüttete. Gerne wollen wir dem Adel im 
Umgange und im Privatleben jene ſchimmernden Vorzüge laffen, die von 
feiner Gefchichte ungertrennlich find; aber vor dem Gefege fordern wir 
Gleichheit, und jede Berfümmerung ber leßteren kann vor dem Tribunal 
der Gerechtigkeit nicht beftehen. ü 

War diefe Anficht richtig noch vor dem Erfcheinen der von Sr. Mar 
jeſtaͤt dem öfterreichifchen Kaiferreiche gewährten Conftitution, fo unterliegt 
ed jeßt nach der Kundmachung derfelben keinem Zweifel, daß die beftrittene 
Verfügung fih auch gemäß $.27 ber Verfaflungsurkunde als verfaflungee - 
wibrig darftellt, und daher nach unferem Dafürbalten dahin zu mobdificiren 
wäre, daß nur der Militärgerichtäftand und die Erterritorialität der frem⸗ 
den Geſandtſchaften aufrecht zu beſtehen habe. 

Was die Straffaͤlle ſelbſt betrifft, welche der Entwurf der Competenz 
ber Schwurgerichte zuweiſet, fo laͤßt ſich dagegen nichts erinnern, und 
dieſe Anordnung muß bei den Schwierigkeiten, welche vor der Einführung 
eines ganz neuen Strafgeſetzes ſich entgegenftellen, als entiprechend aner- 
Bannt werden. Nur bei dem Verbrechen des Betruges im $. 178 1. Thls. 
des St. ©. B. glauben wir hätte es genügt, nur den falfchen Eid und: 
die falfche Zeugenausfage vor Gericht (G. 178 lit, a) ohne Ruͤckſicht auf. 
die Strafbefiimmung vor die Affifen zu ziehen, nicht aber auch die Faͤlle 
b und c (die Annahme des Charakters eines oͤffentlichen Beamten und 


bem lomb. venet. Königreiche u. j. w., wo jene priv. Claſſen nicht dem 
Griminalgerichte der Hauptſtadt, fondern dem Gollegialgerichte, in deſſen 
Bezirke ſie wohnten, zugetviefen waren. S. Hofdecret vom 6. Auguſt 1818, 
Mr. 1888 der J. G. S. — 20. April 1805, an die Appell, Ber, von' 
Lemberg und Krakau Nr, 726 der 3. G. ©, u, ſ. w. 
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den Gebrauch von falſchem Maße und Gewichte bei der Ausuͤbung eines 
offentlichen Gewerbes), da dieſe meiſtentheils von fo geringer Strafbar⸗ 
keit ſind, daß ſie ſich weit eher zur correctionellen Ahndung eignen, als 
zur Gleichſtellung mit den übrigen den — — zugewieſenen 
Straffaͤllen. 


8§. 4. 

ad. 11. Allgemeine Vorſchriften über die Inſtruction. 

Dem ganzen Inftructionsverfahren find nur drei Paragraphe gewid⸗ 
met! Es follen im Allgemeinen biebei die Vorfchriften des 1. Thls. bes 
St. G. B., fo wie die übrigen das Eriminalverfahren betreffenden Gefege 
beobachtet, und blos der Grundſatz zur Richtſchnur genommen werden, 
daß die Unterſuchung nur mehr den Zweck bat, die zur Aufklärung des 
Sachverhaltes nothwendigen Bebelfe herbeizuſchaffen, und die Verhand⸗ 
lung vor dem. Schwurgerichte vorzubereiten ($. 3); es iſt daher auf kein 
Geſtaͤndniß des Inquiſiten zu dringen, Eein artieulirtes Verhoͤr besfelben, 
oder der Zeugen, fo wie auch Beine Gegenftellung derfelben Behufs der 
Erwirkung eines Geſtaͤndniſſes (6. 4), endlich Feine Ertheilung einer Be⸗ 
denkzeit am Schluſſe des Verfahrens nethiwendig, ſondern fobald der 
IJuſtructionsrichter fein Gefchäft für beendet halt, Hat er unaufgehalten 
die Acten dem Staatsanwalte zur Amthandlung zu übergeben ($. 5). 

Diefe ganz vage Norm über einen der wefentlichften Theile des gan⸗ 
zen Strafproceſſes enthält, mit tiefem Leidweſen mäffen mir ed ausiprechen, 
theils eine offenbare und fchroffe Werlegung des Anklageprincips felbft, 
theils eben in ihrer Allgemeinheit eine fehr beklagenswerthe Unvollſtaͤndigkeit. 

Die nachftehenden Betrachtungen werden dieſes Urtheil rechtfertigen: 

a) Der Inftructiongrichter ift und bleibt auf diefe Weife der Allge⸗ 
waltige. Die 88. 226— 232 1. This. ded St. ©. B. find in voller Kraft 
erhalten. Er muß von Amtswegen jede, fogar unter Umſtänden anonyme 
Anzeige, ia ſelbſt jeden Ruf eines begangenen Verbrechens verfolgen, den 
Xhatbeftand erheben, die Thaͤter entdecken u. ſ. w., kurz die ganze gericht« 
liche Polizei ift ausfchließend in feine Hand gelegt! Won dem, Einfluffe 
der Staatsbehörde, ja von deren Erifteng im Laufe des ganzen In⸗ 
fiructionsverfahrens ift Eeine Spur, Nur am Ende, wenn der In⸗ 
ftructionsrichter, feiner Anficht nach, das Geſchaͤft für beendet hält, erfährt 
der Staatsanwalt, daß ein Verbrechen veruͤbt und daß dießfalls Jemand 
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in Unterſuchung gezogen werben fei! Sollen wir etwa hier noch einen 
Beweis liefern, wie grell, wie unummunden das Anklageprincip durch 
eine ſolche Mafregel in feinen tiefften Tiefen verlegt und vernichtet iſt? 

Das wichtigſte Inſtitut, auf deffen praktifcherichtiger Durchführung 
die wohlshätigen Wirkungen des Öffentlichen und mündlichen Verfahrens 
beruhen, der hellſte Glanzpunct der franzöfifchen Procedur, ihr wichtigfter 
Vorzug vor den fonft freifinnigeren Proceßnormen Englands, — das 
Inſtitut der Staatsanwaltſchaft wird in biefen drei winzigen Paragraphen 
faft um feine ganze Bedentung gebracht. Wei Verbrechen, die Durch unbe⸗ 
kannte Thäter veräbt worben, wo alfo eine Inftruction gegen eine beftimmte 
Perſon nicht Statt findet, erfährt der Staatsanwalt gar nicht, daß es 
veräbt worden, Der Richter fpürt dem Verbrecher in Verbindung mit ben 
Polizeiorganen nach, erhebt den Thatbeftand allein, forfcht den Thätern 
nach, und erft, wenn diefe entdeckt find, wenn das Verfahren mit ihnen 
[0 weit gediehen ift, daß die Vorbereitung für die Verhandlung vor dem 
Schwurgerichte nach Anſicht des Inftructionsrichters hinlänglich erfchöpft 
ift, find bie Aeten dem Staatsanwalte zu übergeben. Die Amtsthaͤtigkeit 
des Bffentlichen Anflägers wird daher auf die Verfaſſung der Anklagefchrift 
und deffen Mitwirkung vor dem Schwürgerichte befchränft. Seine ſchwie⸗ 
rigfte, aber auch wichtigfte Aufgabe, die Sammlung von Beweismitteln, 
ift dem Michter anbeimgeftellt, und der Staatsanwalt muß das verarbeis 
ten, was ihm jener vorkaͤut! Man wende nicht ein, daß es ja nach $. 6 
dem ©taatsprocurator frei ſtehe, Ergänzungen zu fordern. Yebermann 
weiß, daß fich nicht alles Verfäumte nachholen läßt, und daß fogar in der 
Hegel eine einmal verpfufchte Thatbeftandserhebung nicht wieder reparirt 
werden kann. Auch lernt ja der Staatsanwalt bie ganze Sachlage nur 
hoͤchſt unvollſtaͤndig aus den von dem Nichter aufgenommenen Protocollen 
kennen, er ſieht den Inquifiten nie, er fprady mit feinem der Zeugen, er 
weiß nicht, wie e8 am Orte ber verübten That ausſah, Eurz er Eennt 
nichts aus Autopfie und muß mieber, wie bisher, durch die Brille des 
Richters fehen ! 

Es iſt ganz troftlos zu bemerken, wie man ſich von gewiffen, alther- 
gebrachten Liebeln nicht entwöhnen fan. Der Nimbus des geheimen 
Ingnirenten ſoll fo lange als möglich erhalten werden. Der Staatspro⸗ 
eurator iſt ein dem Anfehen des Berichtes hoͤchſt unbequemes Geſchöpf, 
dem man ungerne die nothiwendige Macht über den Inftructionsrichter 
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einräumt, den man fo viel möglich zu beſeitigen ſucht, um nur dem Rich⸗ 
ter von anno 1808 nicht zu nahe zu treten! Was man will, muß man 
ganz wollen! Will man den Anklageproceß, fo führe man ihn ganz 
durch, wie es das Recht gebietet und es die Erfahrung der beften beftehen- 
den Regislaturen uns vorzeigt, fonft ſchafft man eine praftifch unhaltbare 
Zwittergeburt. 

b) Ein fernerer, wefentliher Webelftand bei diefer Anordnung liegt 
auch in dem gänzlichen Mangel einer Controlle bes Unterfuchungsrichters. 
Sehr zweckmäßig und nahahmungswürdig find dießfalls die Verfügungen 
des code d’instruction criminel, welcher im Art. 127 beflimmt, daß 
der Inftructionsrichter jede Woche über fämmtliche bei ihm anhängige 
_ Unterfuchungen einen Bericht an die Rathskammer zu erftatten hat, wel: 
cher vorher dem Staatdanmwalte zur Beirücfung feiner Bemerkungen und 
Anträge mitzutheilen ift. Der Entwurf hingegen ftelt den Richter ganz 
autofrat bin, hüllt ihn wieder in das heilige Dunfel der geheimen In⸗ 
quifition, und überläßt den Unterfuchten feiner Willkür; und was oft nod 
bedenklicher , feiner Bequemlichkeit. Wie weitwendig, wie umftändlid 
immer der noch an das alte Verfahren gewohnte Inquirent fein mag, 
Niemand treibt ihn zur Thätigkeit, Niemand prüft und beurtheilt feine 
Amtshandlungen. Weder die nachfolgende Einfchreitung des Staatspro⸗ 
curators, noch die DeffentlichEeit des Hauptverfahrens und die dabei Statt 
findende Vertheidigung Eönnen den Werhafteten gegen Saumſeligkeit, 
Aengſtlichkeit und" zwecklofe Weitfchichtigkeit feines Inſtructionsrichters 
fhügen. Unfere Inquirenten find von der Sucht, recht volumindfe und 
dickbauchige Actenbünde zu liefern, in der größeren Mehrzahl feit jeher 
befallen ; je größer der Papierhaufen, defto wichtiger fol der Proceß 
erfcheinen, und befto eher eine Belobung von oben erwirkt werden. Da 
bat man ſtets für zweckmaßig, ja für nothivendig befunden, dem Lebens 
wandel des Inquiſiten bis in feine geheimften Falten nachzuforfchen, und 
jeder, wenn auch noch fo entfernten Spur eines etwa noch verüdten Ver⸗ 
brechens mit einer wahren Berferkerwuth nachzujagen, um ja nur ale ein 
fleißiger und gefchicfter Inquirent zu erfcheinen. Diefes felbft nach den 
bisherigen ©efegen nicht zu rechtfertigende Verfahren fand überall Unter: 
ſtuͤhung, und dem Verfaſſer diefes Auffages find Fälle genug befannt, 
wo Spruchgerichte die Acten dem Unterfuchungsrichter zur Ergänzung 
zuruͤckſchickten, weil der Zauffchein des Inquiſiten mangelte, obſchon bei 
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deffen vorgerücktem Alter und der Geringfügigkeit des Verbrechens weder 
ein Zweifel über deffen Zurechnungsfähigkeit, noch über den etwa durch 
das Alter bedingten Strafgrad entftehen Eonnte. Solche üble Gewohn⸗ 
heiten figen wie Eifen feft, und Eönnen fo leicht nicht entwurgelt werden. 
Werden daher Feine firengen und genauen Vorſchriften über die Inſtruc⸗ 
tion erlaffen, fo wird der Unterfuchte ganz der fehranfenlofen Macht des 
Richters anheimgeftellt. 

c) Betrachten wir ferner die einzelnen Anordnungen unferes alten 
Strafproceſſes, fo finden wir viele Theile, welche nothwendigerweiſe neu 
normirt werden müffen und auf welche fich daher fo ſchlechtweg nicht bes 
zogen werden ann. Wir wollen hievon nur die wichtigften von der Vers 
haftung des Vefchuldigten und von der Vornahme von HZausdurch⸗ 
ſuchungen hervorheben. 

Soll, was die Verhaftung anbelangt, der $. 281 I. This. des 
St. ©. noch immer ald Norm gelten, wornah in der Regel Jeder, 
eined Verbrechens Befchuldigte zu verhaften it, und nur die im $. 306 
eben daſelbſt enthaltenen fpärlichen Säle eine Ausnahme bilden, welche 
ed aber wieder ganz dem Ermeffen des Richters anheimftellen, ob er den 
Befchuldigten auf freien Zuß feßen will, oder niht? Das Minifterialde- 
eret vom 29. Mai 1848 bat hieran wenig geändert‘, indem ed nur die 
mildere Auslegung des zweifelhaften Sinnes des $. 306 lit. a als bie 
dem Geiſte des Geſetzes angemeffenere fanctionirte; wann aber insbes 
fondere wegen der Collifion, alfo wegen der bloßen Gefahr, daß durch 
die Freiheit des Inyuifiten die Unterfuchung erfchwert werde ($. 806 lit. c), 
eine Verhaftung Statt zu finden habe, bleibt dem Ermeffen des Richters 
uͤberlaſſen. | R 

Von dem Rechte jedes fonft unbefcholtenen Calfo nicht rückfälligen) 
Staatsbürgers ſich durch Feiftung einer Caution oder Stellung von Bür⸗ 
gen vor ber Verhaftnahme zu fhügen, Eommt kein Wort vor, alfo bleibt 
auch diefes wefentlihe Schutzmittel ausgefchloffen! Diefe Lücke ift um fo 
bedauerlicher, als gerade beim öffentlichen und mündlichen Anklagever- 
fahren, mo es auf ein Geftändniß des Beklagten gar nicht ankommt, auch 
die Gefahren der Collufion weit geringer find, als bei unferem bisherigen 
Verfahren, mo der Richter durch taufend Aniffe den Beſchuldigten zum 
Geſtaͤndniß zu bringen fuchen muß. Daher tritt auch beim öffentlichen 
Verfahren die Nothwendigkeit eine Freiheitsberaubung aus diefem Grunde 
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bei weitem nicht ſo oft ein, und wenn ſie auch eintritt, ſo iſt ſie in den 
meiften Faͤllen bald behoben, wenn Richter und Staatsanwalt ihre Schul. 
digkeit thun. Auch bedenke man, in welche Inconvenien, man durch bie 
Befeitigung dieſer Maßregel (nämlich der Cautionszulaſſung) mit dem 
beftehenden proviforifchen Preßproceßgefege kommt. Nach $. 16 besfelben 
findet bei Preßvergehen in ber Regel Beine Verhaftung Statt, und bei 
folchen, weldye nach dem Gefege eine fünfiährige Kerkerftrafe nad) ſich | 
Heben können, hat das Gericht zu entfcheiden, ob die Belaffung auf freiem 
Fuße gegen Caution Statt finden könne. Wer alfo 4. B. unter den 
erfchwerendften Umftänden einer Gemeinde mittelft gedrudter Pla 
cate mit Brandlegung droht, fo daß er gemäß $.3 des Hofkanzleidecretes 
vom 8. Juli 1835 in die Strafe des fchweren Kerkers von 1—5 Jahre 
verfällt, Eann felbft dann auf freiem Buße unterfucht werden, wenn bie 
Strafe vorausfichtlich mindeftend ein«, zwei: oder dreijährigen fchweren 
Kerfer erreichen Eönnte, während er in Verhaft bleiben müßte, wenn Be 
Placate 6106 geichrieben find, und daher nicht als ein mittelſt der Preffe 
verübtes Verbrechen erfcheinen! _ 

Abgefehen von diefer materiellen Unvollftändigkeit, ftoßen wir aud 
auf eine formelle, Soll nämlich dem Inſtructionsrichter für ſich alkin, 
als Einzelnem, das Recht der Verhaftung unbeſchraͤnkt zuftehen, ober 
unter welchen Bedingungen, mit welchen Controllsmaßregeln? In dem 
alten St. ©. B. ift e6 doch wenigftend immer das Gericht, welches 
die Verhaftung verbängen kann; wem aber foll dieß Recht in Zukunft 
zufteben? Dem  Juftructionsrichter allein? erfcheint bedenklich für bie 
Kreiheit der Einzelnen; oder dem Griminalgerichte, deflen Mitglied der. 
felbe ift? auch dieß dürfte oft große Schwierigkeiten hervorrufen, wenn 
der Inftructionsrichter vom Gerichte felbft 10—20 Meilen am Orte der 
That commiffionirend entfernt it, und gegen eine Perſon dringende An⸗ 
zeigen erhält. Soll er ben Befchluß des Berichtes abwarten, der ihm viel- 
leicht in 3 —4 Tagen zukommt, fo kann die ganze Lnterfuchung vereitelt 
werden. 

Alle diefe Uebelftände Eönnten vermieden werden, wenn bie Stellung 
des Staatsanwaltes im Inftruckionsverfahren und deſſen Verhältniß zum 
Richter gehörig normirt, und ihr beiderfeitiged-Werhältnik in der Art feſt⸗ 
gefeßt wäre, daß wichtige proceffuale Acte nur im gemeinfchaftlichen Cinver⸗ 
ftändniffe und mit beiderfeitiger Zuftimmung unternommen werben Eönnten, 
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Auf ähnliche Weife verhält es fih mit den Beflimmungen über bie 
Dernahme von Hausdurchſuchungen. War in der früheren Beſtim⸗ 
mung bes $. 272 1. Thls. des St. ©. B. der richterlichen Willkür ein 
zu großer Spielraum gelaflen, fo enthält andererfeitd die Minifterialvere 
fügung vom 29. Mai 1848 eine Beſchraͤnkung, welche leicht das ganze 
erfahren vereiteln Eann, wenn der Richter dieſem Geſetze zu Folge ver- 
halten fein fol, ſich die Ermächtigung zu jeder Hausdurchſuchung jedes⸗ 
mal von dem oft weit entfernten Griminalgerichte zu erholen. — Das 
Hausrecht foll heilig fein, der conftitutionelle Staatsbürger ſoll geſchuͤtzt 
werben gegen richterliche Willkür und polizeiliche Gewaltmaßregeln, aber 
diefer Schuß kann und barf nicht fo weit geben, daß dadurch dem Wer: 
brechen ein Freibrief ertheilt, und der ruhige, befigende Bürger machtlos 
den Angriffen der Webelthäter preißgegeben wird. Leber das Recht zur 
Vornahme von Hausdurchſuchungen find daher genaue gefegliche Beſtim⸗ 
mungen nothwendig, bei welchen, um nur der welentlichften Momente 
zu gedenken, auf die dabei Bedacht zu nehmen wäre, zwilchen der Betre⸗ 
tung auf frifcher That, dem eigenen Anfuchen des Hausbeſitzers, der 
Durdfudung in der Wohnung des Befchuldigren und britter Perfonen, 
dann zwifchen der Nachforfchung bei Tage oder zur Machtzeit wohl zu 
unterjcheiden wäre. Auch wäre bier, wie bei der Verbaftnahme, auf den 
Einfluß der Staatsbehörde befondere Nückficht zu nehmen. 

& 
Sortfegung. 

d) Wenn es in dem Entwurfe heißt, daß in dem Anfiruetiondver: 
fahren weder der Befchuldigte, noch die Zeugen articulirt zu verhören 
feien,, fo müffen wir biefen Ausdruck theild für zu unbeſtimmt und zu 
Mißdeutungen geeignet, theild aber geradezu für unrichtig erklären. Es 
muß nämlich zwifchen dem Verhoͤre des Beſchuldigten und jenem der Zeus 
gen unterfchieden, und vor: Allem der Begriff eines articulirten Der: 
höores feftgefegt werben. 

In unferem Strafgefege kommt diefer Ausdruck nicht vor. Die 
Praris hat ihn aber als gleichbedeutend mit dem im ©efege enthaltenen 
Zerminus: „ordentlidhes Verhörꝰ betrachtet und ihn daher nur auf das 
Verhör des Beſchul digten bezogen, in weldyer Hinſicht das articulirce 
Verhdr den Segenfag zum ſummariſchen Verhoͤre bildet, Won einem ſolchen 
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Unterfchiede bei Abhörung der Zeugen war bisher weder dem Geſetze, 
noch der Praxis etwas bekannt. Jeder Zeuge fol umftändlich über Alles, 
was ihm von dem verübten Verbrechen bekannt ift, verhärt werden (88. 248, 
394 I. Thl. des St. ©.). Das Geſetz Eennt Eein fummarifches Zeugen 
verhör, fondern nur ein articulirtes, 

Wenn es alfo im $. 4 des Entwurfes heißt, der Inftructionsrichter 
“ babe weder mit dem Befchuldigten, noch mit den Zeugen ein articulirtes 
Verhör aufzunehmen, fo kann dieß im Sinne unferer biöherigen Termi- 
“ nologie nur heißen, er habe beide blos fummarifch zu verhören, alſo gemäß 
$$. 290— 800 1. Thls. des St. G. B. dem Vefchuldigten nur die allge 
meinen Fragen über deffen perfönliche Verhaͤltniſſe, über die Urſache feiner 
Vernehmung zu ftellen, im Zalle des Laͤugnens blos fo viel von dem ange 
ſchuldigten Verbrechen und den wider ihn vorhandenen Anzeigen mitzu- 
theilen, als unmittelbar nothwendig, ihn in die Kenntniß der Befchuldigung 
zu fegen, ihm an die Hand zu gehen‘, durch den Beweis ded Alibi feine 
Unfchuld darzuthun, oder endlich im Falle des Geftändniffes dasfelbe 
ohne Unterbrechung fo aufzunehmen, wie e8 abgelegt wird. Er muß mit 
allen Antworten zufrieden fein, darf den Unterſuchten auf Feinen Wiber: 
ſpruch mit den vorhandenen Erhebungen aufmerkfam machen, und gegen 
ihn Eeine Ungehorfamftrafe verhängen. So viel vom fummarifchen Ber: 
hör des Beſchuldigten, wie aber das fummarifche Verhör eines Zeugen 
befchaffen fein fol, Eönnen wir ung gar nicht denken, wenigſtens fehlt und 
dazu jede gefegliche Grundlage. Nur nach Analogie der eben über das 
Summarverhör mit dem Befchuldigten angegebenen Beftimmungen Fönnte 
. man allenfalld.jened Zeugenverhör fummarifch nennen, in welchem ber 
Zeuge über den wahren Sachverhalt, fo weit er dem Gerichte anderwärts 
bereits befannt, nicht firingirt, fondern blos dasjenige aufgenommen wird, 
was der Zeuge felbft, und ohne allen Vorhalt über das verübte Ver 
brechen und mas ihm davon bekannt ift, angibt. | 

Diefes im Allgemeinen vorausgefept ift ed Elar, daß eine blos [um: 
marifche Abhörung des Befchuldigten im Sinne unferer "bisherigen 
Sefeßgebung dem Inftructionsrichter nicht genügt, und nie genügen fann, 
wenn das Inſtructionsverfahren feinen Zweck erreichen fol. Der Zwed 
des Inftructionsverfahreng ift Eein anderer, ald Sammlung der Beweis 
mittel für das Hauptverfahren, fie mögen für die Schuld oder Nicht⸗ 
ſchuld Yes Beklagten fprechen, Wie die. Staatsbehörde durch dielen Art 


[4 








Baffyı üb. dem pros. Entionef des Straſverfahrens. 317 


des Proceffes in die Lage Eommen muß, ihre Anklage begründen und die 
Materialien fammeln zu Eönnen, um bei der Öffentlichen Verhandlung 
mit Erfolg aufzutreten, oder aber, um fich die Ueberzeugung zu verfchafe 
fen, daß die Anklage nicht weiter zu verfolgen, fondern davon abzuftehen 
fei, eben fo muß auch dem Beſchuldigten, um das Princip der Gleichbe⸗ 
rechtigung des Geflagten mit dem Kläger nicht zu verlegen, Zeit und 
Gelegenheit vergönnt fein, um nicht nur in die Kenntniß aller gegen ihn 
zeugenden Umftände zu Eommen, fondern auch um die Mittel finden zu 
Fönnen, fich dagegen zu vertheidigen. 

Daher ift e8 nothwendig, daß der Beſchuldigte ſchon im Taufe der 
Inftruction von allen Anzeigungen, die gegen ihn vorkommen, Kennt: 
niß erhalte. Ob er fi) darüber fchon vor dem Inſtructionsrichter verthei⸗ 
digen, und daher die Anklage felbft abwenden wolle, oder nicht, muß ihm 
freiftehen. Aber wiflen muß er alle gegen ihn vorkommenden Umftände; 
denn erfährt er fie erft durch die Anklagefchrift, fo ift es oft zu fpät, die 
Zeit zu kurz, um Behelfe zu fammeln. Würde man ihn blos, wie es 
unfer ®efeg über da6 Summarverhör vorfchreibt, im Allgemeinen in die 
Kenntniß feßen, daß er eines Verbrechens und welches Verbrechens ber 
ſchuldigt fei, fo wäre ihm dieß geradezu unmöglih. — Wir glauben alfo, 
im Inftructionsproceffe fei der Befchuldigte über alle vorkommenden, das 
Verbrechen betreffenden Umſtaͤnde zu vernehmen, nur darf er nie zum 
Beftändniffe geswungen werden; auf Widerfprüche in feinem Verhöre 
oder mit Zeugenausfagen Fann er allerdings aufmerkſam gemacht, aber 
er darf deßhalb nie zur Verantwortung gezogen werden. Kurz er foll von 
dem ganzen Gange ber Anftruction in Kenntniß erhalten, nie aber weber 
durch phyſiſche noch pfychofogifhe Mittel zur Ablegung eines Geftändnife 
fes verhalten werden, und wenn er es ablegte, fo kann und foll ed ihm 
jederzeit freiftehen, basfelbe zu widerrufen, und es fol bei Strafe der 
Nichtigkeit das mit ihm anſgenenmene Protocoll der Geſchwornen nicht 
mitgetheilt werden. 

Noch weniger paſſend iſt die im Entwurfe enthaltene Beſtimmung 
hinſichtlich der Zeugenverhöre. Die Ausſage der Zeugen iſt ein Beweis⸗ 
mittel, welches entweder bei der künftigen Verhandlung vom Staatsan⸗ 
walte zum Beweiſe der Schuld bes Angeklagten, oder von dem Verthei⸗ 
diger des Qeßteren zum Beweiſe der Nichtſchuld feines Clienten angewendet 
wird. Um ein Beweismittel im Proceffe anzuwenden, muß man bdeffen 


318 Sauyıbiatt. 


Kraft vorher kennen. Der Staatöbehörbe muß Alles baranliegen, genaue 
und verläßliche Zeugen zu erhalten; würde ber Zeuge in der Inſtructien 
nur ganz obenhin befragt, ohne zu erörtern, wie viel ihm von bem ver: 
übten Verbrechen und deſſen Thäter bekannt iſt, fo wäre nur zu fehr zu 
beforgen, daß auf ganz unvollftändige Ausfagen auch eine ganz ungegruͤn⸗ 
dete Anklage bafist werde. Man muß die Waffen Eennen,- mit denen man 
kaͤmpfen will. Eben fo verhält ed ſich auch mit der Vertheidigung. Auch 
der Vertreter des Beklagten muß genau wiffen, was er von ben Zeugen, 
die für oder gegen feinen Schügling fprechen, zu erwarten habe, Die 
öffentliche Verhandlung foll Beinen Theil überrafchen,, fie fol auf fefter 
Grundlage berubend ein treued Bild aller Verhältniffe geben, bie auf 
die That, deren der Beklagte beichuldigt ift, Bezug haben. Das iſt aber 
wicht möglich, wenn man nicht vorher weiß, was die Zeugen vorzubrisgen 
haben, unb welche Gegenbeweiſe etwa den Entlaftungs- oder den Anſchul⸗ 
digungsjeugen wieder von beiden Theilen entgegengehalten werden Eönuen. 

Die Zeugenverhöre müflen daher umftändlich articulirt fein; allein 
fie fellen und dürfen fih nur auf das Factum befchränken, workber die 
Anſchuldigung ſchwebt, und hierin liegt der große ‚Unterfcbied von der 
jegigen Procedur. Während man jept alle Zeugen ab ovo trojano ange 
fangen bis auf die winzigften Umſtände ausfragte, welche auf die Perfon 
des Beſchuldigten Bezug hatten, fo fol der Zeuge Eünftighin in der In⸗ 
ſtruction nur über jenen Umftand befragt werden, der ald Anzeigung 
gegen, oder als Entſchuldigung für den Geklagten fpricht; über dieſen 
Umftand aber muß er vollftändig befragt, und müffen alle allfälligen 
Widerfprüche aufgeklärt werben. 

Aus diefer gebrängten Darſtellung möge entnommen werben, daß 
die in dem Entwurfe enthaltenen Andeutungen offenbar ganz ungenügend 
ſind, daß über biefen Theil des Verfahrens eine umfändliege Norm uner⸗ 
laͤßlich iR, und die bisherigen Geſetze darauf nicht angewendet merben 
Eönnen; endlich aber, daß insbefondere jeder Schritt des Inſtructions⸗ 
richterä muster dem Auge aud dem Cinfluffe des Staats anwaltes geſchehen 
muͤſſe, wenn man uicht das ganze. Princip opfer will. 


$. 6. j . 
ad IL Bon der Verſetzung in den Anflageftand (55. 6-18). 
Ungerne vermiflen wir im $. 6, welcher beſtimmt, daß der Staats⸗ 
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amwalt binnen 8 oder längftend 14 Tagen feinen Antrag Über die gefchlof: 
fene Unterfachung an den Worftand des Criminalgerichtes zu überreichen 
babe, die Beſtimmung des Art. 217 des code d’instruction, wornach 
es in gleicher Frift (nämlich nach dem code d’instraction von 5 Tagen) 
auch dem Befchuldigten, und infoferne ein Privatffäger auftritt, auch 
dieſem freifteht, alles Dasjenige geltend zu machen und im einer eigenen 
Schrift dem Vorftande des Gerichtes zu überreichen, was fie zur Be: 
gründung ihrer Angaben dienlich erachten. Diefe Verfügung legt ſchon im 
Principe der Gleichberechtigung des Beſchuldigten und des Anklaͤgers. 
Auch dem erfteren müffen die Mittel geboten fein, die Anklage abwenden 
zu Fonmen. — Wenn wir auch aus voller Ueberzeugung zugeben müffen, 
daß für unfere politifch noch nicht fo ausgebildeten und gereiften Volks⸗ 
verhäftniffe die Einführung einer Anklagejury nach dem Mufter Englands 
und Nordamerika's ganz und gar unpaffend wäre *), und wir daher den 
Grundfaͤtzen der franzöftfchen Procedur in diefer Hinſicht ben Vorzug ein: 
räumen müffen , fo erfcheint es doch als ein unabweisliches Petit der 
Serechtigkeit, daß der Beklagte vor der Verfegung in ben Anflageftand 
und bei der Berathung bieräber mit feiner Verteidigung eben fo wie die ' 
Staatsbehörde mit ihrer Anklage gehört werbe. 

In diefem Sinne wäre es zweckmaͤßig gewefen, anzuordnen: a) daß 
am Schluffe der Inftruction dem Befchuldigten bei fonftiger Rich— 
tigkeit zu eröffnen fei, daß er binnen 8 Tagen feine Schrift zur Ab⸗ 
wendung der Klage einzureichen habe; b) daß ihm hiezu, wenn er nicht 
ſelbſt einen Vertheitiger wählt, oder bie Vertheidigungsfchrift ſelbſt zu 
verfaflen im’ Stande ift, ein Vertreter beigegeben, und c) daß bdiefem 
ſowohl als dem Beſchuldigten nicht nur das Recht der freien Beſprechung, 
fondern auch ber Acteneinſicht und zwar Letzteres zur Vermeidung von 
Verzögerung auf dem Bureau der Staatsbehörde freiftehe. 

Zum $. 8. Doß dem Snftructionsrichter Fein Stimmrecht in der 
Sitzung der-Anklagefammer zufteht, muß jedenfalls als ein Vorzug des 
Entwurfes vor dem code d’instruction anerfannt werden. Wir hätten 
aber gewünfcht, der Entwurf wäre noch um einen Schritt weiter gegan⸗ 
gen, und hätte denfelben von der Sigung ganz ausgefchloffen. Seine 


2) Ich werde über biefen Gegenſtand meine Anficht in. einem befonderen Aufs 
fage ausfprechen. 


N 
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perfönfiche Anweſenheit ift nur zu Teicht geeignet, auf die Mitvotanten, 
befonder8 wenn fie feine Amtscollegen find, einen dem Angelchuldigten 
fehr nachtheiligen Einfluß auszuüben. Genug, wenn fein fchriftliher An 
trag beiliegt. Es dürfte vielleicht felbft diefer überfläflig fein, da er befor- 
gen läßt, daß der Referent der Anklagekammer geneigt fein Fönnte, um 
fich die Durchficht der Acten zu erfparen, davon einen zu ausgedehnten 
Gebrauch zu machen. Es dürfte daher am zwecfmäßigften fein, von der 
Sigung fowohl den Inftructionsrichter, ald den Staatsanwalt auszu⸗ 
ſchließen und den Referenten zu verhalten, zuerft den Antrag ded Staats⸗ 
anwaltes, dann die Wertheidigungsfhrift und zulegt feinen eigenen Bor: 
trag dem Collegium vorzulefen, oder fowohl den Staatsanwalt ald auch 
den Vertheidiger zugulaffen, jeden den Vortrag feiner Anklage: und Der: 
theidigungsfchrift zu geftatten, dann aber beide abtreten und unmittelbar 
darauf den Beſchluß bes Gerichtes faffen zu Iaffen. Diefer Vorgang 
ſcheint wenigftend dem Principe der Gerechtigkeit gegen beide Theile zu 
entfprechen. 

Der $.9 des Entwurfes verordnet, daß das geſchöpfte Erfenntniß 
ſowohl dem Staatsanwalte ald dem Vefchuldigten ungefäumt bei 
Strafe der Nichtigkeit zuzuftellen fei. Das Wörtihen „ungefäumt” iſt 
zu unbeftimmt, wir würden Statt besfelben die beftimmte Zrift von 
24 Stunden vorfchlagen. 

Im Allgemeinen müffen wir die Verfügung, daß das Criminal 
gericht erfter Inſtanz über die Verſetzung in den AnElageftand ent⸗ 
ſcheidet, und gegen diefe Entfcheidung der Berufungsweg an das Ober: 
gericht beiden Xheilen offen fleht, als einen Vorzug vor dem code 
d’instruetion und dem neuen preußifchen Gefeße anerkennen, Es wird 
dadurch offenbar Zeit gewonnen, die unnüge Worberathung in der Raths⸗ 
kammer (Art. 127 des code d'instruction) erſpart und dennoch ſo⸗ 
wohl dem Kläger als dem Beklagten das Recht der Appellation nicht 
verkuͤmmert. 

Was die Vollſtaͤndigkeit dieſes Abſchnittes betrifft, fo vermiſſen wir 
eine Beſtimmung über die Form des Erkenntniſſes, wodurch der Beſchul⸗ 
digte in den Anklageſtand verſetzt wird, und insbeſondere die Anord⸗ 
nung, daß das Erkenntniß die Namen aller anweſenden Mitglieder des 
Collegialgerichtes enthalten muͤſſe, weil nur auf dieſe Weiſe der Beſchul⸗ 
digte und deſſen Vertheidiger in die Lage kommen kann, zu erfahren, 
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welche Richter in der Anklagekainmer mitftimmten, und daher von der 
Affifenverhandlung (gemäß $. 29 des Entwurfes) bei Strafe der Nich⸗ 
tigkeit ausgefchloffen find. 

Eben fo müffen wir bedauern, weder in diefem, noch in dem vor 
hergehenden Abfchnitte irgend eine Beftimmung zu finden, ob und unter 
welchen Bedingungen ed der Staatsbehörde freiſteht, von ber weiteren 
Verfolgung abzuftehen und inwigferne das ©ericht einer ſolchen Erklärung 
Folge zu geben habe. Es ift dieß wieder eine leidige Folge ber gänzlichen 
Unklarheit, in welcher der Entwurf über dad Verhältniß des Staatsan⸗ 
waltes zum ©erichte fchmebt. 

Wir find der Anfiht, dab es ſchon im Laufe der Inſtruction 
dem Staatsanmwalte frei flehen muß, nach feiner Einfiht die Einftel- 
lung des Verfahrens zu fordern, und daß der Jnftruckionsrichter die 
fem Antrage in der Regel nachkommen und den etwa Berhafteten fo 
gleich entlaffen müfle; nur in dem Falle, als der Richter der Anficht 
wäre, daß die Staatsbehörde ganz ohne Grund die Ablaſſung fordere, 
kann er auch mit Vorlage aller Ucten ſogleich unmittelbar an den Ge⸗ 
neralprocurator der Provinz fich wenden, deſſen Entſcheidung maßge- 
bend bleibt. 

Sf die Inftruction gefchloffen und die Staatsbehörde findet keinen 
Srund, den Antrag auf Verfegung in den Anklageſtand zu erheben, fo 
würde es Sache des Griminalgerichtes fein, entweder fogleich nach dem 
Anfinnen ded Staatsanwaltes das Geeignete zu erlaflen, ober fi an 


den ©eneralprocurator zu wenden. — Auf Eeinen Fall kann und darf 


dem Staatsanwalte zugemuthet werden, gegen feine Ueberzeugung einen 
Anklageact anzufertigen, fondern, wenn der Öeneralprocurator die Eins 
fepreitung gegen den Befchuldigten anbefiehle, der Staatsanwalt am Eri- 
minalgerichtöhofe aber entgegengefeßter Anficht ift, foll dem Erfteren frei- 
ftehen, entweder felbft einzufchreiten oder den Staatsanwalt eines benach⸗ 
barten Gerichtshofes zu delegiren. Diefe Anordnung erfcheint am fo mehr 
gerechtfertigt, weil, wenn fie auch vom Standpuncte der nothwendigen 
Unterordnung aus nicht haltbar wäre, fie ſich doch gewiß ſchon darum 
als rächlich darſtellt, weil ein Staatsanwalt gegen feine innere Ueber⸗ 
seugung gewiß ein fchlechter Vertheidiger der ihm aufgedrungenen Mei⸗ 
nung ſein wird. 
L Band V. Heft 1840. 21 
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$. 7. 
ad IV. Bon den der öffentlichen Verhandlung vorhergehenden 
Zwifchenverhandlungen (Sg. 26— MR). 

Die im $. 19 enthaltene Beftimmung: „Der Bertheibiger kann 
nur aus der Zahl ber am Drte des Gerichtes wohnenden Abvoraten ger 
wählt werden, wenn nicht der Angeklagte ausnahmsweiſe von dem Bor- 
figenden des Berichtes die Erlaubniß erhäft, fi von einem Verwandten 
oder Freunde vertheidigen zu laſſen,“ welche dem Urt. 295 bes code 
d’instruction nachgebifdet if, feheine offenbar unbillig. Man bedenke 
nur, daß in den Provinzialftädten oft gar Feiner, ober nur 1-2 Abvo- 
caten bomiciliren, daß der bei weitem größere Theil der Angeklagten 
zahlungsunfaͤhig ift, und daß demungeachtet gerade in ſolchen Eleinen 


- Orten viele Bälle vor die Affifen Eommen Eönnen, wenn der Bazirk ded 


\ 


Eriminalgerichtes groß ift. Wir wollen als Beifpiel in ber Provinz Defter« 
reich ob der Enns nur den Innkreis anführen. In Mieb, dem bean: 


‚tragten Sitze ded Eriminafgerichtes für diefen Kreis, ift nur Ein Advo— 


cat. Würde fich äber auch ein zweiter (mas wegen Mangel an binläng- 
licher Subfiftenz fehr problematiſch ift) dort nieberlaffen, fo wären Beide 
mit der Vertheidigung der Angeklagten, von denen mindeſtens so zah⸗ 
langsunfaͤhig find, derart beſchaͤftigt, daß fie ihre Berufsarbeiten, von 


denen fie leben und ihre Familien erhalten follen, daruͤber verfäumen muͤß⸗ 


ten; denn ber Innkreis hat in Defterreich 06 der Enns die meiften und 
fepwerften Verbrecher aufzumeifen. Sollten aber die Vertheibiger mittel: 
fofer Angeklagten ihre Bezahlung vollftändig aus der Staatscaffe erhal" 
ten, fo würde man dadurd dem Staatsſchatze eine große Laſt auflegen, 
welche fi) durch eine zweckmaͤßige Erweiterung diefer Anordnung theils 
ganz beſeitigen, theils aber doch bedeutend vermindern ließe. 

Wir wuͤrden daher folgende Beſtimmungen vorſchlagen: 

a) Iſt der Angeklagte zahlungsfaͤhig, ſo ſoll er den Vertheidiger aus 
der Zahl der in der Provinz, mo das Criminalgericht feinen Sig hat, 
angeftellten Advocaten entnehmen, und mar ausnahmdweife mit Bewil⸗ 


ligung des Präfidenten fich durch einen Freund oder Verwandten vertreten 


laſſen dürfen. 

b) Iſt er Hingegen zahlungsunfähig, waͤhlt fi) aber einen Verthei⸗ 
diger felöft und ift diefer bereit, die Wertheidigung unentgeltlich zu über: 
nehmen, fo follte hiezu 1. jeder angeftellte Advocat und jeder Doctor der 








Paſſy: üb. den ‚prob. Entonef des Strafverfahrene, es 


Rechte ohne Unterſchied bes Aufenthaltes, 2. jeber zur Ausubung bes 
Strafrigteramtes GSepräfte, infoferne er in Stantsdienften ſteht, mit 
Bewilligung feines Amtsvorſtandes, und 8. jeder Freund oder Vermanbte 
des Angeklagten mit Bewilligung des Praͤſidenten des Berichtes zugelaffen 
werden, und in den Fällen 2. und 3. follte die Bewilligung zur Verthri-⸗ 
digung nur aus wichtigen, ſtets anzugebenden Gründen verſagt werden 
dürfen. 

ce) Iſt aber endlich der Angeklagte weder im Stande, einen Sad): 
walter ga bezahlen, noch einen folchen zur freimilligen Lebernahme der 
Vertheidigang aufzutreiben, fo muß ihm felber von Amtswegen beftellt 
werben. Hierzu wären vor Allen die angeftellten Advocaten des Ortes, 
wo das Gericht feinen Sig hat, und bie daſelbſt befindlichen grabuirten 
Doctoren, weiche eine Advocatie canbidiren, berufen. Sind aber daſelbſt 
fo wenig Advocaten und andere Doctoren , oder ift die Zahl der Brocefle 
fo groß, daß jeder hiezu Berufene für eine Berichtefigung bereits mit einem 
wichtigen oder zwei minder wichtigeren Mertheibigungen betraut iſt, To 
Eann Eeinem gegen feinen Willen noch eine weitere Sachwaltung für diefe 
Seſſion aufgebürdet werden, fondern es find dazu Advocaten ober fonflige 
Doctoren der Rechte aus den dem Gerichtöorte zunächft gelegenen &täd- 
ten zu berufen, benen eine angemeflene Neifevergätung aus dem Staats⸗ 
ſchatze zu verabreichen ift. 

Beim $. 20, welcher von dem Rechte des Angeklagten und feines 
Vertheidigers zur Meteneinficht fpricht, wäre aud des Rechtes der unge: 
hemmten Belprechung Behufs der Vertheidigung zu erwähnen. 

Am Schluffe diefes Hauptftüdes muß auch noch bemerkt werben, 
daß auch dem Privatkläger, wo ein ſolcher einfchreitet, das Necht unbe» 
nommen bleiben und daher im Geſetze erwähnt werden follte, Zeugen vor⸗ 
laden zu laflen, Urkunden oder fonftige Behelfe bei der Verhandlung vor: 
gulegen und fich eines Vertreters zu bedienen, Die Vorladung von Zeugen 
dürfte jedoch ftets nur mittelbar, nämlich im Wege der Staatsbehärbe 
gefchehen, an welche fich der Privatläger zu wenden hätte, und nur dann, 
wenn dieſe die Worlabung des Zeugen überflüffig oder gar gefegwitrig 
ſindet, kann berfelbe die Worladung unter Anfchluß der abweislichen Erle 
digung des Staatsanwaltes bei der Behörde nachſuchen, in welchem 
alle er aber die Koften der Ladung aus Eigenem zu beftreiten hat. — 
Waͤhlt fi der Privatkläger einen Vertreter, fo kaun diefer nur ans 
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der Zahl der in der Provinz angeſtellten Advocaten genommen wer⸗ 
den. Diefe Anorbnung laͤßt fich ſchon dadurch rechtfertigen, weil bie Ein- 
ſchreitung des Privatklägers Überhaupt ein Act feiner freien Willkuͤr ift, 
indem das öffentliche Intereffe durch die Staatsbehörde gewahrt wird, 
welche an der Beftrafung des Verbrechers basfelbe Intereſſe hat, wie dir 
Privatkläger. 


$. 8. 
ad V. Zufammenfegung bes Strafgerigishofes ($. 2). 

Ueber diefes Hauptſtuͤck kommt nichts zu erinnern. Die Beftimmung, 
daß weder der Inftructiondrichter, noch jene Näthe, welche bei der Ver: 
ſetzung des Vefchuldigten in Anklageftand mitgewirkt, bei Strafe der 

Nichtigkeit nicht Mitglieder des Strafgerichtshofes fein koͤnnen, — 
ſehr zweckmaͤßig. 

Eine Anordnung, daß es dem Generalprocurator der Provim nad) 
feinem Ermeffen freiftebe, in- befonder6 wichtigen Zällen ſelbſt in 
Vertretung der — Ben , wäre nicht uͤberfluͤſig 
geweſen. 


8.9. 

ad VI. Bildung des Geſchwornengerichtes (ſ66. 31 -40). 
| Hier müffen wir vor. Allem unfer Bedauern ausfprechen,, daß dieſes 

Capitel Eeine Beftimmungen über die Bildung der Urliften der Schwur⸗ 
männer und die fubjective Fähigkeit derfelben enthält. Der $. 31 bei 
Entwurfes fegt fon voraus, daß Gefchwornenliften zu je 100 Perſonen 
beftehen, wie aber diefe gebildet werben follen, und wer dazu berufen 
ſei, darüber enthält .er Eein Wort. Solche Beflimmungen, wie fie in 
dem vormaligen Preßgefege vorfamen, wornach jeder Tagföhner, ja fogar 
jeder aus dem Strafhauſe entlaffene Verbrecher auf der Bank der Ge 
ſchwornen figen Eann, wo alfo weder eine politiſche Selbftftändigkeit, noch 
Beſitz oder Intelligenz, ja nicht einmal die Unbefcholtenheit des Charak- 
ters gefordert wird, um einerfeits die Rechte der Geſammtheit gegen An⸗ 
griffe von Verbrechern zu fehügen, andererfeitd aber. über die heiligften 
Güter des Angeklagten zu entfcheiden, taugen nichts, fie gewähren keine 
Garantie, weder dem Staate, noch dem Beſchuldigten; denn derjenigt, 
welcher ſelbſt Eein Intereffe am ber Aufrechthaltung des Rechtszuſtandes 











La 


Paſſy : üb. ben prov. Entwurf des Strafpverfahrens. 325 


im ©taate hat, der bei dem Umſturze alles Beftehenden nur gewinnen, 
aber nie verlieren kann , bietet Beine Gewähr für ein unbefangenes , alle 
Intereſſen gleichmäßig wahrendes Urtheil H. 

Demgemäß erachten wir zum Dienfte eined Geſchwornen nur jenen 
für fubjectio befähigt, der äfterreichifcher Staatsbürger ift, minbeftens 
das 30. Lebensjahr jurüdigelegt bat, von unbefcholtenem Rufe ift, und 
entweder einen gewiflen Betrag an directen Steuern entrichtet, oder als 
‚Doctor einer vaterländifchen Uuiverficät, als Profeflor, Beamter (mit 
Ausfhluß der Glieder des Gerichtshofes und der Staatsbehärde), aner: 
kannter Schriftfteller, Künftler oder Mitglied einer gelehrten Gefellfchaft 
als Nepräfentant der Intelligenz erfcheint. 

Das neue Preßgefeß weifet zwar in dem dießfalls erftatteten Vor⸗ 
trage des Miniſterrathes auf eine zu gewaͤrtigende nachtraͤgliche Beſtim⸗ 
mung hin, allein es waͤre offenbar zweckmaͤßiger geweſen, ſelbe hier ein⸗ 
zureihen, wo fie hingehört, als wieder zu dem Remedium der Nachtrags⸗ 
verordnungen zu greifen, welches die Einheit und den logifchen Zufanı 
menbang, wie audy die Leberficht, das Auffuchen und Citiren der Geſetze 
erſchwert und eine gefährliche Zerfplitterung herbeiführt. 

Serner käme bier noch zu bemerken: 

ad $.38. Daſelbſt ſoll es confequenter Weife heißen : Leber die Rechts⸗ 
beftändigbeit der vorgebrachten Entfhuldigungsgründe (des Ausbleibens 
eines Geſchwornen) entfceidet „über Antrag des Staatsanwal: 
te 6” der Strafgerichtshof u. f. w. 

ad $. 39. Hier dürfte auch zu erörtern fein, ob und inwieferne 


— — — — — — —— — — 


1) S. meinen Auffab im Novemberhefte dieſer Zeitſchrift über die Bil: 
dung der Shwurgerichhte in Straffaden, S. 421—441. Schon 
dort Babe ich auf diefe Uebelftände aufmerkfam gemacht. Diefer Auffab lag 
aber fchon im Mai 1848 zum Drud vor, und ſeither haben fich meine 
Aufichten über die politifche Reife der Maſſe des Volkes in Oeſterreich fehr 
geändert, und traurige Erfahrungen haben mich, wie fo viele Andere, zu 
ber Ueberzeugung gebracht, daß fo wie zur Volkovertretung, fo auch zum 
Dienfte eines Schwurmannes nur Beſitz und Intelligenz berechtigen koͤn⸗ 
nen und follen, und baß daher bießfalls die Feſtſetzung eines Genfus uners 
laͤßlich if, wenn nicht ber fchaubervolle Terrorismus einer zügellofen nn 
kratie allen Kechtszuſtand vernichten fol, 
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dem Privatlläger ein Necufationsrecht zuſtehe. Diefe — ſcheint zwar 
mit Nein beantwortet werden zu müflen, wohl aber ſollte ihm geſtattet 
fein, allfällige Recufationsgründe gegen einen oder ben anderen der Ger 
fdwornen dem Staatsanwalte mitzutbeilen, dem es freiſteht, davon 
Gebrauch zu machen ober nicht. Der Grund hievan liegt einfach in ber 
Betrachtung, dab die Beftrafung des Schuldigen ohne Nüdficht auf den 
durch das Verbrechen Wefchädigten im Intereſſe des Staates liegt, dieſes 
aber durch die Staatsbehärde vertreten wird. Die Verhandlung über die 
Ensfhädigusg wird aber in dem vorliegenden Entwurfe ($$. 185-148) 
ganz richtig nur dann dem Strafgerichtöhofe überlaffen, ment ber zuräd: 
zuftellende Gegenftand oder die zu leiftende Entſchaͤdigungsſumme Far 
und unbeftritten ift, fonft gehört fie vor den Civilrichter. 


$. 10. 
ad vH. Bon bem Berfahren vor dem Schwurſtrafge richte ($$. A 
bis 143). 

Diefed größtentheils dem code d’instruction criminel nachgebil⸗ 
dete Capitel ift von Allen am forgfältigften und ausführlichften behan- 
delt und verdient in materieller und un Beziehung die vofle An⸗ 
erfennung. 

Wir glauben nur folgende minder erhebliche Bemerkungen beifegen 
zu muͤſſen: 

ad $. 46. In diefem Paragraphe, weldher dem Präfidenten ber 
Affiſen das Recht, die Ruhe und Ordnung im Sigungsfaale aufrecht zu 
erhalten, einräumt, hätte auch auf die übrigen im Art. 504—509 dei 
code d’instruction enthaltenen Faͤlle der Verletzung des vichterligen 
Unfehens durch Verübung eines Verbrechens, Vergehens oder fonftiger 
Uebertretung in oder unmittelbar vor dem Sitzungsſaale durch den Be⸗ 
fhuldigten, einen Zeugen oder Zuhörer Bedacht genommen werden folen, 
da bie in ſolchen Fällen von der franzöſiſchen Procebur angeordnete augen 
blickliche Aburtheilung folcher Verächter des Anfehens der Gefege we⸗ 
fentlich dazu beiträgt, die Achtung vor denfelben heilig zu erhalten. Da 
ber kommt es auch, daß in Srankreih und den Nheinlanden flörende 
Auftritte in den Gerichtsfigungen beinahe gar nicht vorkommen, und 
folche pöbelhafte (2) Ausbrüche in den Ballen der Gerechtigkeit, wis fie die 
Wiener Preßproceffe im vorigen Jahre zum allgemeinen Sandale auf 


— 
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jumeifen haben, in deu Ländern eines gefunden Sreiheitsfinnes unbe 
kannt find. 

Insbeſondere bürfte beizufegen fein, daß der Umſtand der Verübung 
folder ſtrafbaren Handlungen im ©erichtälocale oder in deffen Nähe zur 
Zeit der Sigung ſtets als erſchwerend anzufehen fei. 

Die 85. 47 und 48 find von hoher Wichtigkeit. Sie räumen dem 
Präfidenten eine discretionäre Gewalt ein, Alles derzukehren, wodurch 
die Wahrheit entdedt, uud dad Sachverhaͤltniß in Klare gefegt werden 
kann. Diefe Beſtimmung ift den Art. 2368— 2370 des eode d’instruction 
entuommen. Wir find damit vollfommen einverftanden, und glauben nur 
wenige Worte beifegen zu mäffen, um jedem Mißverftändnifle zu begegnen. 
Man könnte naͤmlich verfucht fein zu glauben, daß in diefer discretionären 
Gewalt des Präfidenten eine Verlegung ded Anklageprincips liege, welches 
dem Grundſatze folgen follte, daß die richterlidde Gewalt des Staates 
nicht weiter geben dürfe, als fih Angriff und Verteidigung erftrecken, 
indem fie fonft aus ihrer Rolle falle, und felbft entweder die Partei des 
Anklaͤgers oder Wertheidigers ergreife. 

Diefe Anſicht wäre offenbar irrig; denn abgefehen davon, daß im 
Strafproceſſe noch weit weniger als im Civilprocefle das materielle Recht 
der bloßen Form aufgeopfert werden darf, fonach die Entdeckung der 
Wahrheit, fie mag von was immer für einer Seite kommen, nie zurüde 
gewiefen werden darf, liegt in der bloßen Erörterung und Rachweifung 
irgend eines factifhen Umftandes noch Fein Eingriff in das Recht des 
Anflägers, noch des Vertheidigerd, weun nur der Präfident dabei, feine 
unabhängige und ganz parteilofe Stellung beobachtend, ſich jeder Folge⸗ 
rung daraus, jeder Meinungsäußerung enthält, und ed den Geſchwornen 
überläßt, aus den vorgelegten Beweismitteln auf dad Worhandenfein oder 
Nichtvorhandenfein eines Factums zu fchließen, fo wie dem Staatsan⸗ 
walte und dem Wertheidiger, ihren Pflichten, und ihrer Stellung gemäß 
hieraus Solgerungen zu ziehen und Angriff oder Bertheidigung darauf 
zu bafizen. 

—Wollte man dem Präfidenten ein ſolches Recht nicht einräumen, fo 
Eäme man oft zu den traurigften Solgerungen, und das Gericht wäre in 
der peinlichen Cage, einem Zeugen, der ſich vor dem Schluffe der Ber 
handlung freiwillig meldet, um die Unſchuld des Angeklagten evidens 
nach zuweiſen, oder deſſen Schuld über alten Zweifel zu erheben, blot 
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darum abzumeifen, weil weder die Staatsbehörde im leßteren, noch der 
Vertheidiger im erfteren Falle von deffen Eriftenz etwas gewußt haben, 
und ihn daher in ihre Zeugenliften nicht aufnehmen Eonnten. Eine folche 
Unterordnung bes wahren Rechtes unter eine ſtarre Formulirung würbe 
aber oft zur grelliten Ungerechtigkeit führen. 

Wohl aber ergibt ſich hieraus, daß der Präfi ident von dieſem Nedhte 
nur mit der größten Vorficht Gebrauch machen muß, um weder den feften 
Boden feiner Stellung zu verlieren, noch aus zweckloſer AengftlichEeit die 
Dauer der Verhandlung ungebührfich zu erweitern. 

ad 88. 62 und 63. Nach $.62 Hat der Präfident, wenn er es für 
nothwendig findet, dem Angeklagten auf eine feiner Faſſungskraft ange: 
meflene Weife nochmals den Inhalt der Anklageacte in Kürze vorzutras 
gen. Wir glauben aber, daß dieſes kurze Reſumse der Anklage ftet 
nothwendig fei, und von dem Präfidenten nie verabfäumt werden follte. 
Denn jeder Ungellagte, der nicht gerade Geſchäftsmann ift, ober doch 
wenigftend der Claſſe der höher Gebildeten angehört, alfo die bei weiten 
größere Mehrzahl der Angeklagten wird ‘die gewöhnlich ausführlich, mei— 
ftend im Style der Sefchäftsfprache verfaßte Klagefchrift nur fehr müh- 
fam oder gar nicht verftehen. Ueberdieß muß man etmägen, daß der 
aufgeregte Zuftand, in dem fich der Beſchuldigte befindet, ihn in der 
Regel zur ruhigen Auffaffung längerer Auffäge nicht geeignet macht, da⸗ 
ber ihm mindeftens eine Eurze Verftändigung von Seite des Präfidenten 
ſtets willfommen fein wird. 

Die im $. 63 angeordnete, unmittelbar — nochmalige 
Begruͤndung der Anklage durch den Repraͤſentanten der Staatsbehörde 
macht dieſe Darlegung des Präſidenten keineswegs überfluͤſſig, und man 
glaube nicht, daß auf dieſe Weiſe eine und dieſelbe Sache zu oft wieder⸗ 
holt werde, denn der Zweck und daher die Art und Weiſe des Vortrags 
von Seite des Präfidenten und bes Staatsanwaltes werben von einander 
wefentlich verfchieden fein. Der-Präfident fpricht blos den Beſchul⸗ 
digten an, muß fich nach der Faſſungskraft desfelben richten, und hat ſich 
auf die weſentlichſten Puncte der Klage in gebrängter Kürze zu befchrän- 
een. ein Zwed it nur, den Beſchuldigten in genaue Kenntniß der 
Klage und ihres Inhalted zu fegen. Der Staatsanwalt hingegen 
fpriht im Intereſſe feiner Sache, er wendet fi) vorzugsweife an die 
Geſchwornen und fucht fie von der Grundhältigkeit feiner Klage zu über: 
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zeugen. Diefe Wege find fo effentiel verfchieden, daß fonach auch bie 
Differenz des Inhaltes der beiderfeitigen Anfprachen gewiß Jedermann 
klar genug fein muß, und von einer bloßen Wiederholung eines und des: 
felben Gegenftandes feine Rede fein Eann. 

ad $. 69. Die Beobachtung der Sörmlichkeit, daß der Beklagte 
nach jeder angehörten Zeugenausfage zu befragen fei, ob und mas er über 
die Ausfage des Zeugen zu bemerken hat, dürfte bei fonftiger Nichtigkeit 
geboten fein, meil hierin eines der wefentlichften Ver BaDgungemtene| des 
Beſchuldigten liegt. 

ad $$.70 und 71. In den Sällen, wo ein Privatklaͤger einfchreitet, 
ſollte es auch diefem oder feinem Wertreter, jedoch ftet$ durch das Organ 
des Präfidenten, geftattet fein, fomohl an den Befchuldigten, als auch 
an die Zeugen Fragen zu ftellen. 

ad $. 74. Hier werden die Perfonen aufgezäplt, — bei Strafe 
der Nichtigkeit als Zeugen nicht vernommen werden dürfen, nämlid: 
a) Ascendenten und Descendenten; b) Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder 
und noch nähere Verwandte und im erften Grade verfchwägerte; c) Mann 
und Grau, felbft nach erfannter Scheidung. | 

Wir glauben, dafi hier beizufeßen gewefen wäre, die Vernehmung 
diefer Perfonen begründe jedoch damals Eeine Nichtigkeit, wenn weder der 
Beklagte, noch der Staatsanwalt dagegen Einfpradhe erheben und bie 
Ausfage Freiwillig abgelegt wurde. In diefem Balle wird Beinem Theile 
zu nahe getreten und es ift nicht abzufehen, warum dann auch nicht derlei 
Perfonen abgehört werden follen. Die Geſchwornen, denen das Verhaͤlt⸗ 
niß derfelben zu dem Beklagten bekannt ift, werben zu beurtheilen haben, 
welche Glaubwürdigkeit fie ihren Ausſage ſchenken dürfen. 

ad $. 86. Bei der in.diefem Paragraphe feftgefegten Neihefolge, 
in welcher der Staatsanwalt und der Wertheidiger zu plaidiren haben, 
wäre auch des Privatklägerd, wo ein folcher einfchreitet, zu erwähnen, 
und zu beftimmen geweſen, daß diefer unmittelbar vor dem Staatspro⸗ 
eurator zu fprechen habe, fo daß die Neden beider Anklaͤger nur als Eine 
zu betrachten find (Art. 335 des code d’instruction), 


$. 11. 
Sortfegung. 
ad $. 87. Hier wird von dem Schlußreſumse des Präfidenten ger 


= 
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handelt (Art. 386 des code d'inatruction) und ganz richtig angeorduet, 
daß derſelbe ner eine gedraͤngte Darſtellung des Sachverhaltes, die we- 
ſentlichſten Beweiſe fuͤr und gegen den Angeſchuldigten hervorhebt, und 
allenfalls eine Erläuterung des Geſehes gibt, ohne jedoch feine er 
gene Anſicht über die Sache Eundzugeben. Es dürfte viel- 
leicht zwedimäßig fein, dieſes Verbot mit der Strafe der Nichrigkeit zu 
fanetioniren. Denn es ift ohnehin eine der bedenflichfien Seiten der 
franzöfifchen Procedur, daß überhaupt dem Präfidenten diefe Schluß 
rede zufteht, fie gewährt ihm einen furchtbaren Einfluß auf das Wer: 
Diet der Geſchwornen, und das englifche Verfahren, welchem basfelbe 
fremd ift, verdient gewiß in theoretifcher Beziehung den Vorzug. Allein 
Staaten, in melden Schwurgerichte erſt eingeführt werben, welche noch 
keine tüchtigen, in der Schule der Erfahrung herangebildeten Ge 
ſchwornen beftgen, wie das bei und der Fall ift, muͤſſen dem Muſter 
Frankreichs folgen. 

Unfer Schwurmänner werden noch lange die Uebung der Briten in 

dieſem Geſchaͤfte nicht haben, wo jedem TandErämer fein law of evidence 
geläufig ift und oft in den Eleinften Orten die intereflantefken Affifew 
figungen gehalten werden. Wo das Schmwurgericht ſich noch in feiner 
erften Entwicklung befindet, muß der Gefchworne an dem Präftdenten 
eine fefte Stüße haben, um auf dem ungewohnten Wege nicht zu flraus 
cheln; aber auh nur eine Stüße fol er ihm fein, dieß fchöne Vor⸗ 
recht folk nicpe ansarten, und daher dad Reſumée des Präfidenten Fein 
vblliges Präjudicium für die Geſchwornen bilden. Einem ſolchan Miß- 
brauche foll durch Androhung der Nichtigkeit im obigen Falle vorgebeugt 
werden. 
Hier wäre vielleicht auch noch in Uebereinſtimmung mit Ast. 828 
des code d’instruction zu beftimmen, daß es dem Angeklagten und beffen 
Vertheidiger, dem Staatsanmwalte, Nichter und Gefehworuen freiftehe, 
während der Verhandlung fehriftliche Notate zu machen, ohne jedoch da⸗ 
durch den Verlauf derfelben auf irgend eine Art zu hemmen. 

. ad $. 89. Diefer Paragraph lautet: „Wenn behauptet wird, daß 
die dem Angeklagten angefchuldete Handlung oder Unterlaffung ihm nad) 
$. 2 I. Thls. des St. ©. B. ald Verbrechen nicht zugerechnet werden 
Eönne, fo ftellt der Vorfigende die diefer Behauptung entfprechende Zu: 
fopfrage.? Die Segung biefer Frage IR für das Schickſal des Anger 
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klagten oft von der hochſten Wichtigkeit, fie ſollte daher, wie es auch der 
Art. 115 des großherzoglich Heffifchen Entwurfes vorfchreibt, bei ſon⸗ 
fliger Nichtigkeit geftellt werden müflen. 

ad $$. 96—98. Hier halten wir die Anordnung des Art. 343 des 
code d’instruction für unerläßlich, welcher beftimmt: Der Präfident 
babe dem Befehlähaber der dienfithuenden Gensdarmerie einen befonderen 
und ſchriftlichen Befehl zu geben, die Zugänge zu dem Berathungszimmer 
der Geſchwornen bewachen zu laflen. Diefer Anordnung wäre noch beizu- 
fegen, daß diefer Befehlshaber über den Vollzug der Bewachung und ob 
Niemand fich ohne Erlaubnif des Präfidenten in das Berathungszimmer 
während der ganzen Dauer der Berathung begeben oder aus demfelben 
entfernt habe, gleich bei der Rückkehr der Gefchwornen in den Gerichts: 
ſaal fehriftlich zu relationiren babe. Daß diefe Vorſicht nur in feltenen 
Faͤllen nothwendig fein dürfte, wollen wir gerne zugeben, aber es wird 
dennoch öfter gefehehen, daß Procefle zur Entſcheidung kommen, wo von 
mancher Seite Alles aufgeboten werden wird, um auf die Geſchwornen 
einzuwirken, und daher ift ed Pflicht der Geſetzgebung, ſolchen Winkel⸗ 
zuͤgen vorzubauen. 

Bei der am Schluſſe des $. 89 enthaltenen Straffanction gegen bie 
dem Gebote bes Abfchluffes der Gefchwornen zuwider Handelnden foll es 
confequent mit den anderen bisciplinären Vorfchriften heißen: Der Straf: 
gerichtshof hat über Antrag des Staatsanwaltes u. f. w. zu 
erkennen. 0 
ad $$. 101 und 102. Zur Sculdigerflärung find wenigftens 
zwei Dritstheile ber Stimmen erforderlich. Diefe in den humanſten Geifte 
einer milden Gefeßgebung erlaflene Beftimmung follte bei Strafe ber 
Nichtigkeit fanetionirt und angeordnet fein, daß der Dbmann ber Ge- 
ſchwornen jederzeit bei Eröffnung des Ausfpruche der Schwurmänner an⸗ 
zugeben babe, ob. der Befchluß einhellig oder mit welcher Stimmenmehrheit 
gefaßt worden, und daß diefed auch in dem den Ausfpruch der Gefchwornen 
enthaltenen Auffage anzumerken fei. 

‚ad $. 121. Diefer Paragraph räumt fehr zweckmaͤßig dem Gerichts: 
hofe dasfelbe Mifderungsrecht ein, welches biöher gemäß $. 441 I. Thls. 
des St. ©. B. dem Dbergerichte zugeflanden ift, alfo bei Verbrechen, 
weiche das Geſetz mit 5— 10jaͤhriger Kerkeritrafe bedroht, bis zu zwei 
Yahren, bei den mit Kerker von 10—20 Jahren bedrohten Verbrechen 
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aber bis zu fünf Jahren. Diefe Norm ift dem Geifte einer gerechten. 
Strafzumeffung ganz entfprechend, und zwar um fo mehr, als fih im 
Geſetze noch manche Verbrechen befinden, welche zu firenge verpönt find, 
bei denen daher eine Milderung auch unter das Minimum ber angedroh⸗ 
ten Strafe faft regelmäßig Statt findet. — Wir hätten aber auch drin, 
gendft eine gleiche Beſtimmung über die von dem Gefege mit lebenslangen 
Kerker bedrohten Verbrechen gewuͤnſcht. &ie find in der Praris fehr 
häufig, nämlich Raub und Brandlegung, und es ift befannt, daß diefe 
Strafe faft nie in Vollzug kommt und daß gewöhnlich Milderungen bis 
zu 10, oder felbft unter 10 Jahren Plag greifen. Wozu follen nun bie 
beftändigen Worlagen der Acten? mozu die Gefchäfte des ohnehin über: 
Iadenen Minifteriums noch mehr anhäufen? insbefondere aber in biefem 
Salle, ohne allen Zwei; denn der Gerichtshof und der Staatsanwalt 
Eennen den Angeklagten genau, vor ihren Augen fand die Verhandlung 
Statt, fie allein wiſſen alle Verhättniffe vollfommen zu würdigen; das 
Minifterium erfährt davon ja ohnehin nur fo viel, als der Staatsan⸗ 
walt in feinem Berichte vorlegt. Trägt der Serichteof und die Staats⸗ 
behörde auf Milderung an, kann und wird ſie das Miniſterium verſagen 
können? Wozu alſo eine ſolche unnöthige Verzögerung ber Endentſchei⸗ 
. dung, welche nur auf das Publicum einen unguͤnſtigen Eindruck machen 
wird und muß, wenn es fieht, wie fo häufig der Gerichtshof fein Urteil 
nicht fo bald in Vollzug fegen kann, fondern erft wieder einer höheren 
Behörde vorlegen muß. Darunter Teidet felbft das Anfehen des Gericht: 
hofes. Wir hätten daher dringend gewünfcht, daß auch bei der leben: 
länglihen Kerkerftrafe dem Gerichtshofe das Necht der Milderung allen 
falls bis auf acht Jahre wäre eingeräumt worden, 

Auch glauben wir bier bemerken zu müflen, daß es ſchon der⸗ 
malen zweckmaͤßig gewefen wäre, die Todesſtrafe auf gewiffe Verbre⸗ 
chen ganz aufzuheben, als auf die. Verfaͤlſchung Öffentlicher Creditspa⸗ 
piere, die geringere Betheiligung am Hochverrath, den räuberifchen Todt⸗ 
ſchlag und die Brandlegung, felbe daher vor ber Hand nur für das 
Verbrechen des Mordes und die erfchwerteften Faͤlle des Hochverrathes 
(allenfalls bei Attertaten gegen die Perfon des Tandesfärften und wenn 
bei wirklich ausgebrochener, gewaltfamer Empörung durch die Hochver⸗ 
räther Mord, Naub und Brandlegung verübt wurde), beizubehalten ; 
die Frage der gänzlihen Abſchaffung im ordentlihen Verfah 
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een bei den Civilgerichten aber ber Bünftigen Gefeßgebung zu 
überlaflen. 


$. 12. 
"sd VII. Vom Caſſationéhofe und 144 
x... bis 160). 


ad $. 146. Derfelde beftimme: „Der Caffationshof hat bei. den 
im Recurswege an ihn gelangenden Angelegenheiten die auffallenden 
Nichtigfeitsgründe auch von Amtswegen zu berückfichtigen, der Verur- 
theilte bedarf daher Feines Vertheidigers am Saflationshofe. Deſſenunge⸗ 
achtet ſteht es ihm frei, dafelbft Durch einen Rechtsfreund, oder falls er 
auf freiem Zuße wäre, perfönlich die dienlich fcheinenden Bemerkungen 
in der Sißung anzubringen,” 

Wir wollen über den Grundfag, daß der Caſſationshof die Pflicht 
habe, bemerkte Nullitäten, verfteht fi wohl nur dann, wenn fie zu 
Gunſten des Angeklagten fprechen, denn im entgegengefeßten Falle muß 
ı Alles von dem Necurfe des Staatsanwalts mit Rückfiht auf den $. 149 
des Entmurfes abhängen, von Amtswegen zu berücfichtigen, nicht rech⸗ 
tin; allein daß deßhalb der Verurtheilte Feines Vertheidigers bebürfe, 
Eönnen wir nicht gutheißen, und diefe Anordnung verftößt jedenfalls 
gegen das Anklageprincip. Wo einmal der Staatsanwalt als-öffentlicher 
Anklaͤger einfchreitet, er mag nun das Urtheil als ein freifprechendes 
felbft angreifen, oder dasfelbe gegen die Caffation des Verurtheilten ver: 
theidigen, muß der Angeklagte auch mit feiner Vertheidigung vernom- 
men werben, und ihm, wenn er e& nicht felbft thut, ein Vertreter beftellt 
werben, wenn nicht die Gleihberechtigung des Klägers und Geflagten 
offenbar verlegt werden fol. Iſt diefes Far in jenen Faͤllen, wo der 
Beklagte felbft gegen das verurtheilende Erkenntniß des Gerichtes auf- 
tritt, fo wirb dieß auch zweifelsohne dann der Fall fein mäffen, wann 
der Caffationsrecurs vom Staatsanwalte gegen ein freifprechendes Er» 
kenntniß Herrührt, und wo dem Befchuldigten, der ſchon ein Urtheil für 
fi Hat, Alles an die Hand gegeben werben muß, um das ihm günftige 
Erkenntniß aufrecht zu erhalten. 

Auch iſt die Ausführung diefer Maßregel um fo — als der 
Cafſationshof feinen Sitz in der Reſidenz hat, wo es Advocaten genug 
gibt, denen die Vertheidigung aufgetragen werden kann. — Wenn 
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jedoch ber Geklagte ſich auf feine Koſten ober gegen freiwillige Leber: 
nahme von feinem Wertheidiger am Strafgerichtshofe auch beim Caſſa⸗ 
tionshofe vertreten laſſen will, follte diefem ſtets, als dem beffer und 
fehneller informirten, der Vorzug geftattet fein. 

Endlich müffen wird bei diefem Paragraphe noch benterken, bab 
nicht abzufehen ift, warum der Angeflagte, auch wenn er ſich in Ber 
haft Gefinder, micht ſelbſt in der Sitzung des Caſſationshofes follte 
erfcheinen dürfen, wenn er am Drte, wo der Gaffationshof feine 
Sitgzzung hält, oder die Neife dahin, fo wie die nothmwendigen Ueber- 
wachungslofterr aus Eigenem zu beftreiten im Stande wäre, und ſich 
dazu bereit erklärte. 

ad $. 160.- Hier wird — daß der Gaffationsbef, wenn 
er den Recurs wegen einer in der Verhandlung felbft vorkonmenden 
©efepesverlegung für gegründet erachtet, die Sache an einen neu zu 
bildenden Gerichtöhof zu weifen habe, bei welchem die früheren Richter 
und Gefchwornen nicht verwendet werden dürfen. Diefer fehr zweckmaͤ— 
ßigen Anordnung wäre jeboch jedenfalls beizuſezen: Bei fonfliger 
abermaliger Nichtigkeit des Verfahrens. . 

$. 18. 
ad IX. Don der Wiederaufnahme der Unterfuhung (bürfle * 
beſſer heißen: des Verfahrens) ſ9. 161 —168. 


ad $. 166. In dieſem Paragraphe, welcher dad Verfahren nor: 
mirt, welches Platz zu greifen hat, wenn eine Perfon wegen Tobtflage 
verurtheilt wurde, fpäter aber Beweiſe vorkommen, Daß ber angeblid 
Getödtete zur Zeit der Werurtheilung noch am Leben war, ober nah 
febe, follte flatt des Ausdruckes „Todtſchlagꝰ richtiger: „rödtung” 
gelegt werden, weil im Sinne unferer dermaligen Gefegesterminole: 
gie nur diefer Iegtere Ausdruck ſowohl den Begriff des Todtſchlags, als 
au des Mordes umfaßt, welche doch beide unter der in biefem au 
graphe enthaltenen Beftimmung fubfumirt fein wollten, 

ad $ 168. Daß bei dem Verfahren wider Abweſende und Fluͤch⸗ 
tige einſtweilen die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen ‚beibehalten wer⸗ 
den, duͤrfte zwar manche Inconvenienz zur Folge haben, da aber 
ſolche Faͤlle ohnehin ſehr ſelten ſind, und im Falle der Betretung 


- 


* 
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ſtets das gefeglihe Verfahren Platz zu greifen hat, fo dürfte dieß⸗ 


falls wohl nichts weiter erinnert werben. 

Wir fchließen diefe Bemerkungen mit dem innigen Wunſche, daß 
auch Defterreih6 Wölker recht bald und ohne fernere Verzögerung der 
Begumgen einer freifinnigen Rechtspflege theilbaftig, und die Ange 
deuteten, gewiß leicht zu hebenden LWebelftände einer genauen Prüfung 
und Würdigung unterzogen werden möchten. 

Mag audy der DVerfafler hie und da einer oder der anderen Be— 
flimmung des Entwurfed vielleicht zu fchroff entgegen getreten fein, 
oder mag er ſich in feinen abweichenden Meinungen geirrt haben, je- 
denfalls hatte er dabei die befte Abficht, zur Förderung der Gerichts⸗ 
pflege in feinem Vaterlande nad feinen geringen Kräften das Mög- 
fichfte beizutragen, und hofft in diefer Hinſicht nicht verfannt zu werden, 


XVIII. 


Ueber die Hypothekarklage vom Standpuncte der Gerichts⸗ 
praxis. 


Vom Herrn Wilhelm Mack, 
Bezirköcommiffär zu Gurkfeld in Jllyrien. 


$. 1.. 
Segenftand der Sontroverfe. 


Ro muß befennen, daß mir von jeher die Behauptung: der Hypothe⸗ 
Earbefiger Eönne direct nicht auf Zahlung geklagt werden, mit anerkannten 
Rechtsgrundfägen im Widerfpruche zu ftehen fchien. Was die Gerichts- 
praxis aller Zeiten geheiligt, der Sprachgebrauch anerkannt hat; mag 
von dem Hypothekarbeſitzer, der fih ausnahmslos für den Schuldner 
der auf feinem Reale intabulirten Forderungen anfteht, nie bezweifelt 
wurde; was in allen Verhältniffen des Lebens fefte Wurzel gefaßt hat, 
in das Rechtsbewußtſein bed Volkes übergegangen ift, wurde zur Streit“ 
frage gemacht; es wurde auf dem Boden des Hppothekar:Inftitute eine 
Deduction verfucht, die allem bisher Beftandenen und Geglaubten wider- 
ſprach: Der Hypothekarbeſitzer kann nur auf Geftattung der Erecution 
der Hypothek belangt werden, lautete ber Sag. Siegreih, und wie es 
fchien für immer, wurde der Irrthum aus dem Felde gefchlagen, als 
Dagegen die Meifter der Wiffenfchaft in die Schranken traten. 
Nichtsdeſtoweniger hat Herr Jacob Turnes im Aprilhefte diefer 
- Zeitfchrift das Geſpenſt dieſes Irrthums abermal heraufbefchivoren, und 
‚gegen die andersgläubigen Praktifer, „die das theoretifche Forſchen als 
eine unnüge Mückenfängerei betrachten,” dad Anathem gefchleudert. 
Obwohl Herr Turnes heutigen Tages Faum einen Praktiker „mit 
vornehmer Miene? nachzuweiſen vermöchte, »der durch feine Amtserfahe 
rung die höchſte Perfectibilität errungen zu haben glaubt;? ber die allger 
meine Ueberzeugung nicht theilt, daß ſich Theorie und Praris gegenfeitig 
bedingen , laͤutern und Eräftigen; der die innige Wechfelbeziehung diefer 
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beiden Aenßerungen einer und berfelben Geiftesthätigfeit nicht Eennt, wie 
fie uns das römifche Recht auf der Höhe feiner Entwicklung als geiftige 
Bluͤthe gezeigt hat; fo dürfte ed doch Feine müßige Aufgabe fein, auch 
vom Gtandpuncte und im Namen der verunglimpften Gerichtspraxis, 
im Namen aller Derjenigen ein Wort der Entgegnung za verfuchen, 
welchen die Bethätigung des Rechtes in feiner Anwendung auf das prak⸗ 
tifche Leben am Herzen liegt; zumal der neuerdings in Anregung gebrachte 
Streit eine eigentliche Lebensfrage berührt, und durch ein Organ verbrei- 
tet, das fich in der Hand jedes Juriſten befindet, neues Unheil anzurich⸗ 
ten droht; beſonders dort, wo die Theorie nicht auf vollendeter Erfahe 
rung, die Praxis, der Blick in das vielfeitig bewegte Leben nicht auf 
freien, von Pedantismus und Philiſterthum unbeengten Studien beruht — 
um fo bedauerlicher, wenn die Divergenz der Anſichten jene wefentliche 
Berfchiedenheit in den Rechtsfolgen Hervorzubringen vermag, die und Herr 
Turnes in ſeiner Abhandlung auseinandergeſetzt hat. 


6 
8. 2. 
Fortſetzung. | 
Daß der Hypothekarbeſitzer nicht unbedingt 1) auf Zahlung geklagt 


2) Der von Herrn T urnes citirte Commentar bes Herrn Appellationsrathes 
Nippel, fo wie bie in dieſer Zeitſchrift im Jahrgg. 1840 B. I. S. 371 
enthaltene Abhandlung feinen mir nichts weniger als feiner Anſicht das 

"Wort zu führen; denn vorerfl war es bie Abficht des Herrn Appellatlons⸗ 
tatheg nicht, an dieſer Stelle die der Broceßorbnung vorbehaltene Frage, 
wie das Necht durchzuſetzen ſei, zu commentiren; ſondern er beſchraͤnkte ſich 
anf die Unterfuchung des durch dieſen Paragraph begründeten Rechtoper⸗ 
haͤltniſſes. Dann aber führt Herr Appellationsrath Nippel nirgends an, 
bag ber Tabularfchuldner gar nicht, fondern nur, daß er nicht un be⸗ 
bingt auf Zahlung geklagt werben fünne, Gr eifert nur gegen die Mei» 
nung, daß ber Gläubiger ben Hypothefarbefiger unmittelbar d. h quoad 
personam mit einer Klage angehen Eönne, Feineswegs aber für die Anficht 
bes Herrn Turnes. Selbft das, was Seite 513 B. III. Abi. 3 diefes 
Gommentars gefagt wird, beweift nichts für diefe Anficht, weil daſelbſt nur 
von einer eigentlichen Klage auf (unbedingte) Zahlung die Rede ift, 
und nur ausgeführt wird, daß der Oypothefarbefiger ſelbſt durch eine Aſſig⸗ 
nation noch nicht zum perfönlichen Schulbner werde, dann wie e6 ber 
Släubiger anfangen fönne, um wider ben Hypothekarbeſitzer zu einem pers 
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werben koͤnne, unterliegt Beinen Zwoeifel. Der Streit drrht fi nur'um 
Die Frage: db er auf Zahlung bei fonfliger Execution der Hypethek, ober 
‚nur auf Oeftattung der Erecution der Hypothek gellagt werben binfe. 
Um aber die Streitlage im vorhinein feftzuftellen, muß gegen Herrn 
Kurnes bemerkt werden, daß es fich nicht darumı handle, welche „Ur: 
theils formꝰ (ans Nuͤtzlichkeitsgründen) den Vorzug verdiene; ſondern 
ganz eigentlich darum, wie der Inhalt der Klage (and Gruͤnden der inneren 
Nothwendigkeit) befchaffen fein müffe, um dem Nechtögeſehe umb der 
Proceßmaxime zu entfprechen. Erft wenn Legteres im Prineipe feftftcht, 
kann fi die Formulirung des Klagebegehrems je nach den Umſtaͤuden bes 
concreten Falles richten und biejemige gewählt werden, die, den Berhält: 
niffen angemeffen, den meiften Vortheil verfprieht. Zu 


8. 8. 
‚Begriff der Klage 
Klagen heißt die richterliche Hilfe jur Firirung und Durchfegung 
eines verweigerten Rechtes in Anfpruch nehmen. Jede Klage fegt 
eine Rechtsverweigerung vorans, weil die richterlihe Hilfe erft 
dann wirkſam werden Bann, wenn der Verpflichtete Dasjenige nicht leiſtet, 
oder unterläßt, was er zu leiften oder zu unterlaffen ſchuldig ift. Auf ein 
bloßes Beftatten, wenn nicht zugleich das Merkmal der Rechtsverweige⸗ 
rung binzutritt, Bann die Klage hie gerichtet fein. Bei dem bloßen Ge⸗ 
flatten von Seite des Verpflichteten hat fich Tegterer, wie Herr Turnes 
richtig bemerkt, nicht chätig zu äußern; es tritt daher in dieſem Falle 
von feiner Seite keine Rechtsverweigerung, folglich auch der Grund nicht 
ein, die richterliche Hilfe anzurufen oder zu Am, Erft dann, mem ber 





a Klagerechte zu gelmgen. Eben fo wenig ſpricht ſtch die Ab⸗ 
handlung im Jahrgange 1840 vleſer Seitfchrift unbedingt für die Anſicht 
bes Herm Turnes ausz da auch biefer Auffak nur gegen diejenige For⸗ 
imulieung des Klagebegehrens und bes darauf gegründeten Urtheiles gerich⸗ 
tet iſt, aus welcher gefolgert werben Tönnte, daß bie Erecntion auch auf 
andere Güter des Hypothekarſchuldners zuläffig fei. Mithin bezieht ſich 
das ausgefprochene Bedenken auch hier nur auf das undebingte Zahlunge: 
begehrenz denn nur bei einem ſolchen find die Rechte des Hypothekarſchulb⸗ 

ners gefähtbet, nicht aber bei einem Bahlungsbegehren mit Reftringirung 
des Treentlonsrechtes auf die vypothel. 
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Verpflichtete Dasjenige wicht geſtattet, was er zu geftotten ſchuldig iſt, 
folglich. dem Berechtigten thätig entgegenftrebt, entfieht ein. Ver⸗ 
ſchulden, eine Rechtsverweigerung, welche allein zur Klage berechtigt. 
Es iſt fohin auch falſch, daß jedes Recht auch. ohne Mechtsverweigerung 
im Wege der Klage geltend gemacht und ausgetragen werden Eönne, 
Die widerfpricht dena Begriffe der Klage, und der Nichter müßte jedes 
Begehren, bad ſich auf Eeine Nechtsverweigerung gründet, wegen man⸗ 
gender Legitimation zur. Klage, als unftatthaft zurücweilen und bezie⸗ 
hungsweiſe den Kläger ſachfaͤllig erklaͤren. 

Wonn es ſich daher um die Frage handelt, ob und auf welche Art 
Jemand gerichtlich belangt werden koͤnne, fo iſt es nicht genug mit Herrn 
Tarnes den Begriff und die Ars der Rechtspflicht allein in das Auge 
zu faffen, weil, wie gefagt, nicht die Rechtspflicht, fondern die Rechts: 
perweigerung die Klage begründet. Herr Turnes aber übergeht 
unmittelbar von ber Nechtspflicht zur Klage, Überfpringt.bas not hwen⸗ 
dige Mittelglied der Rechtsverweigerung, und darin liegt meines Erach⸗ 
tens der Irrthum, der ſich wie ein rother Faden durch die ganze Contro⸗ 
verfe hindurchzieht, ſchwankend und auf unhaltbaren Prämiffen berupend. 
Mit Ruͤckſcht auf die Legitimation zur Alage iſt e8 gleichgiltig, zu welcher 
Gattung von Rechtspflichten die Verbindlichkeit des Schuldners gehöre; 
ob eine EN Statt gefunden habe, das ift bir 


8. 4. 
Begriff der Hppothekarklage. 


Wenn na dem Geſagten nur Derjenige gerichtlich belangt werben 
kann, ber das nicht Teiftet oder unterläßt, was er zu leiften oder. zu unter- 
laffen verpflichtet ift, fo folge daraus nothwendigerweiſe von ſelbſt, daß 
auch der Hypothekarbeſitzer erſt dann im ordentlichen Rechtswege belangt 
werden könne, wenn er gegen den Hypothekarglaͤubiger ein ſolches Pere 
halten an den Tag gelegt hat, welches dem bypothekariſchen Rechte ge⸗ 
radezu widerſpricht. So wenig daher eine Klage uͤberhaupt auf bloßes 
Geſtatten ohne das Merkmal der Rechtsverweigerung mit Erfolg ange⸗ 
ſtrengt werden kann, eben fo wenig läßt ſich eine Hypothekarklage denken, 
welche blos zum Zwecke hätte, bie Hypothek zu realiſiren, ohne daB, ber 
Geklagte, ausdrücklich oder durch concludente Handlungen, zu erkennen 
gegeben hat, daß er dieſes Recht verneine, dem Begehren des Berechtigten 
22* 
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keine Folge leiſte. Iſt naͤmlich der Hopothekarbeſttzer blos ſchuldig die 


Hypothek anzuerkennen, beziehungsweiſe zu geſtatten, daß der Berechtigte 
daraus ſeine Befriedigung erhalte, ſo kann er auf dieſes Geſtatten ſo 
fange nicht geklagt werben, bis er das Recht nicht verweigert, d. h. ſich 
der Befriedigung miderfegt hat. Wäre daher die Meinung die richtige, 
daß der Hypothekarbeſitzer nur verbunden fei, fich bei Nealifirung des 
Pfandrechtes paffiv zu verhalten, daß er Beine andere Verbindlichkeit habe, 
als die Realifirung der Forderung aus der Hypothek zu geftatten, fo 
müßte confequenterweife entweder zugegeben werden, daß gegen denfelben 
aus biefem Rechtsverhaͤltniſſe allein entweder gar Feine Klage Statt finde, 
oder daß der Gläubiger das Necht habe, blos unter Nachmweifung feines 
Hypothekarrechtes auf Grundlage des $. 461 b. G. B. fofort um die 
gerichtliche Feilbietung der Hypothek anzulangen. 

Diefe mißliche Alternative haben die Anhänger diefer Anſicht ſelbſt 
eingefehen; fie waren darum bemüßigt noch weiter zu gehen, Irrthum 
auf Irrthum zu häufen, ber ſich abermal in zwei dDiametral entgegenge: 
fegten Meinungen Eund gab. Während die Einen behaupteten, es müffe 
die Forderung jeberzeit gegen ben Perſonalſchuldner gerichtsorbnungs: 
mäßig liquidirt werden, weil einerfeitd gegen den Hypothekarbeſitzer feine 
Liquidirungsklage zuläffig ift, andererfeitS aber eine Erecution ohne vor: 
laͤufige Liquidirung nicht Statt finden kann, waren Andere der Anficht, 
ed bedürfe Feiner Rechtsausführung mittelft einer Klage, fondern der Be 
vechtigte Eönne ohneweiters mit einem Feilbietungsgeſuche auftreten. Beide 
Behauptungen verftoßen gegen den Wortlaut des Gefegeß; denn nad 
$. 466 hat der Gläubiger freie Wahl, entweder den Perfonalfchuldner 
anzugehen, oder fi an feine Hypothek zu halten. Der 6. 461 dagegen 
verweift das Gericht ausdrücklich auf die Vorfchrift der Gerichtsordnung, 
nach welcher die Erecution nur auf ein Urtheil oder auf einen gericht: 
fihen Vergleich ertheilt werden Bann. Ohne Klage iſt Fein Urtheil und 
fein erecutorifher Vergleich, folglich Feine Erecution und ſchließlich Leine 
Realifirung des Pfandrechtes denkbar. Weide Anfichten find übrigens ſchon 
hinreichend widerlegt und befeitigt worden. 

Hieraus folgt, daß der Hypothekarbeſitzer, wenn überhaupt die Hy⸗ 
pothek eine Bedeutung haben d. h. realifirbar fein fol, die Rolle des 
mäßigen Zufchauers, die ihm Herr Turnes zugedacht hat, aufgeben und 
Rechtspflichten ganz anderer Art Übernehmen müffe, Zunächft fteht es 
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unläugbar feft undıdie Gegner geben es zu, daß er Hagbar belaugt wer: 
den konne; eine Klage findet aber nur bei erfolgter Rechtsverweigerung, 
folglich auch gegen den Hypothekarbeſitzer nur unter diefer Worausfegung 
Statt. Worin beſteht nun jenes Verhalten des Letzteren, das eine folche 
Rechtsverweigerung beurkundet? Offenbar nur darin, daß er die Forde⸗ 
rung micht berichtigen will, die auf feiner Realität intabulirt ift. 
$. 5. 

Umfang ber Verbindlichkeit des Hypothekarbeſitzers. 

Fordern und Geſtatten find nicht begriffliche Gegenfäge. Der For⸗ 
derung des Berechtigten entſpricht nicht die Geftattung , fondern nur 
die Leiftung des MVerpflichteten. Dagegen ift dem Geftatten nur die 
wirkliche Rechtsausuͤbung entgegengeleßt. So lange mir Jemand die Aus⸗ 
übung meines Nechtes nicht verwehrt, ftelle ich an ihn Feine Forderung, 
fondern ſtehe bereits im Genuffe deffen, was mir gebührt. Erft von dem 
Augenblicke an entfieht eine Korderung, in dem mich der Verpflichtete an 
der Ausübung meines Rechtes dur pofitives Entgegenftreben 
hindert. Daun aber bezieht fich meine. Forderung eigentlich nicht mehr.auf 
dad Geſtatten der Rechtsausuͤbung,  fondern auf das Unterlaffen jene® 
rechtswidrigen Eingriffes in meine Rechtsfphäre. | 

Gleichwie das dingliche Recht des Eigenthämers erft dann zur Klage 
berechtigt, wenn ein thätiger Eingriff in dasfelbe Statt gefunden hat,- 
eben fo kann auch das dingliche Recht des Pfandes ſich erſt dann in der 
Klage wirkſam äußern, wenn das demſelben entſprechende Recht verleht 
worden iſt. Dieſe Rechtsverletzung kann aber von Seite des Hypothekar⸗ 
beſihers nur in der verweigerten Anerkennung des‘ Hypothekarrechtes, 
d. h. in der Weigerung beftehen, den Otäubiger mit feiner Forderung zu 
befriedigen: . 

Diele Verbindlichkeit des Hypothekarbeſitzers räßrt freilich aus keiner 
Verpflichtung ber, entſpringt aber aus dem Begriffe des Beſihes und 
Eigentbums ; denn fo. lange er den Willen hat die Sache als die feinige 
zu behalten und jeden Anderen davon auszufchließen ($6. 809 und 354 
b. G. 8.), muß er aud jene Bedingungen erfüllen, welche ed ihm allein 
möglich) machen, die Sache ald die feinige zu behalten; er muß :bie 
Pflicht übernehmen, die auf der Sache haftenden Laften zu tragen, . baher 
.auch bie Korderung des Tabularglaͤubigers zu bezahlen, weil er 
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nar anter dieſer Bedingung die Sache als die einige : 
erhalten kann. 

Hieraus folgt, daß der Hypothekarbeſtger eigentlicger Schuld⸗ 
ner geworben ift, der fi von bem urſpruͤnglichen perſonlichen nur bar 
durch unterfcheidet, daß Diefer für die Forderung mit feinem ganzem 
Vermögen, Jener nur mit der Sache, Letzterer fortwährend, Erſterer 
nur. fo fange haftet, als er Eigenthämer ber Hypothek bleibt. Iſt nun 
‘der Anpothefarbefiger als eigentlicher Schuldner anzufehen, fo folgt date 
aus von felbft, daß er auch auf Zahlung belangt werden kann, ja ſogar 
belangt werben muß, wenn das Pfand realifirt werben ſoll. Dieſes 
Begehren entipringe aus dem Rechtverhälniffe zwiſchen Glaͤubiger und 
Schuldner zu Folge feines Wefiges nothwendigerweile, ohne. daß es noch 
einer anderen Verpflichtung bedarf, und zwar mit ſolcher Mothwendigkeit, 
daß mir ein Klagebegehren, wie es die Begner vorausfegen, fogar incon⸗ 
fequent erſcheint; denn das Begehren zu erkennen: Geklagter fei fehufbig 
de Erecution zu geftatten, heißt fo viel, al6: er fei ſchuldig ſich feines 
Eigenthums zu entänßern — ein Begehren, das jebes rechtlichen Grum⸗ 
des entbehrt, und mis beim Begriffe bes Eigenthuns gevadega im Biber: 
ſpruche ſteht. Es iſt unvereinbartic unit dem Willen des Beſitzers; denn 
von dem Augenblide an, ald er erklärt has oder verurcheils wird, die 
\ Reakfirung des Pfandreihtes, oder, was gleichbebentend ift, bie gericht: 
liche Beilbietung der. Hypothek zu geftatten, muß er auch dew Willen vie 
Sache als bie feinige zu behalten aufgeben, d. h. aufhören ber Beſitzer zu 
fen. Es ift endlich auch unvereinbarlich mit den Orundfägen der Proceß⸗ 
ordnung; denn der Richter fol erkennen, was Mechtens iſt; durch bie 
Alage und beziehungsweiſe durch das Urtheil ſoll das flreitige Recht in 
ein unſtreitiges verwaudelt, formelles und materielles Recht identiftcirt 
werden. Dad Executionsrecht aber iſt nicht ſtreitig; die Proceßerduung 
ſpricht durch. die Bedrohung mit der Execution nur ben Rechtsnachtheil 
ans, den der Beklagte bei fernerer Weigerung, das ausgeſprochene Hecht 
anzuerkennen, zu gewärtigen habe. Die Anhänger biefer Meinung ver» 
wechleln daher, was nicht zu verwechfeln ift: das Recht mit der Nechts⸗ 
durchſetzung; die Liquibirung mit der Execution ; die Meshtäfoige mit 
diem LDechte feldft; die Verbindlichkeit zur Zahlung au fich mit dem Um⸗ 
fange der Zahlungsverbindlichkeit; den —— ze. ut 
der Hauptforderung. 
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Das Megehren: der Geklagte fei ald Befiger der Hypothckar⸗ 
venfitht zu Bezahlen ſchuldig, oder: er fei die Zahluug bei fonfliger Erer 
eution der Hypothek zu leiten ſchuldig — entſpricht daher voll-, 
Eonımen dem Rechte des Stänbigers and der correipondirenden Verbiab- 
Eichbeit des ‚Gppothefarbefigerd, enthält feinedmegs pluris pelitionem, 
fonbern umfaßt umb begränzt vielmehr das Medpt nach der Ratur und 
dem Wegriffe ber Hypothek; während dagegen das Begehren auf Geſtet ⸗ 
tung ber Ereeution gerabegu auf Cigenthumsentäußetung gerichtet iſt, 
folglich mehr enthält, al6 der Hypothekarbeſiher zu leiſten und anzuerken⸗ 
nen verbunden ifi. Der Hypothekarbeſitzer zählt wohl die auf feiner Reali⸗ 
tht intabulirten Schulden zu den feinigen ; er erkennt wohl die Verbind⸗ 
lichkeit fie gu bezahlen, und wendet audy Alles an, berfelben Genüge zu 
leiten; benn er fenut die Folgen, bie ihn erwarten. Nie aber wird er 
zugeben, daß der Glaͤubiger die Realität feilbieten lafle, fo lange er noch 
Audſicht hat, feiner Schuldigfeit auf eing andere Art Genüge zu leiſten. 
Ja, es ift gar kein Fall denkbar, in welchem der Hypothekarbeſiher die 
hypothekleiſtende Realität erworben hätte, ohne — nad Maßgabe der 
Hypothet — die darauf intabulirten Capitalien ſchaldig geworden zu fein. 


$. 6. 
Das Pfandregt. 

Des Pfandrecht ift das diagliche Recht, weiches dem Gläubiger ein» 
geräumt wird, aus einer Sache, wenn bie Verbindlichkeit zur 
beftimmten Zeit nit erfüllt wird, bie Befriedigung zu erlan- 
gen. Es ift ſtets nur ein acceflorifches Recht und bezieht fild immer auf 
Aue gültige Forderung. Das Pfandrecht kann fi alfo nicht wirkſam 
äußern, bis nicht einerfeits diefe giltige Forderung, andererſeits aber ber 
Umſtand erwieſen vorliegt, daß die Verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit 
nicht erfüllt worden fei. Hieraus folgt, Daß der Hypothekarglaͤubiger vor⸗ 
Iäufig feine Forderung liquidiren, d. h. den Rechtsgrund derſelben bare 
thun, und die Erfähung verlangen, mithin auf Zahlung Hagen mäfle. 
Da aber der Hypothekarglaͤubiger nach $. 466 die Wahl hat, ich an 
deu Perfonal. oder Hypothekarſchuldner zu wenden, fo folgt daraus, daß 
er bie Klage auf Zahlung auch gegen dem Letzteren ftellen Eine, unk 
wenn er ſich bed ihm in den 5$. 447 und 461 eingeräumten Rechtes 
bedienen will, auch fielen müffe- Erf wem bee Hypothekarſchuldner 
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die Forderung nicht anerkannt und die Zahlung zur beflimmten Zeit nicht 

geleiftet hat, ift der Glaͤubiger befugt, ein richterliches-Urtheil, und auf 

Grundlage desfelben, mit gerichtsorbnungsmäßiger Werfolgung ber ein- 

zelnen Erecutionsfhritte, die Zeilbietung des Pfandes zu ermwirken. An 

dieſem Verbältniffe, infofern es fi) nur auf die Hypothek bezieht, wird 

nichts geändert, wenn biefelbe von dem perſönlich Werpflichteten an einen 
Dritten übergegangen iſt. Das geht nicht nur aus dem Wefen des Hypo⸗ 
thefarinftitutes, fonbern auch aus ber Art und Weife der buͤcherlichen 
Einverleibung hervor; denn der Schuldſchein z. B. wird feinem vollen 
Inhalte nad, mit allen darin ausgebrüdten Rechten und Verbind- 
lichkeiten, folglich auch mit der Verbindlichkeit intabulirt, zu rechter Zeit 
und auf die bedungene Art Zahlung zu leiften. Durch .die vom 
Schuldner gefchehene Einräumung bes Pfandrechtes gefchieht nur eine 
Befeſtigung, aber Feine Umänderung bed Rechtes. Es bleibt daher auch 
das Recht des Glaͤubigers auf Zahlung zu dringen aufrecht, und zwar 
in Abfihe auf das Pfand, weil das Recht auf Zahlung zu drin: 
gen auf dem Pfande haftet. Durch die Hypothekverſchreibung Hat der 
Perfonalfchuldner, ober ein Dritter ftatt desfelben, erklärt, daß er zah⸗ 
len wolle, widrigend die Hypothek erequirt werden fol, und fich hier 
durch einer Befchreibung feines Eigenthums unterzogen, welche in ihrer 
ganzen urfprünglichen Bebeutung auf den nenen Erwerber übergegangen 
ift. Der Glaͤubiger, der eine Sicherfiellung durch Hypothek fucht und 
erwirbt, denkt vorläufig nicht entferne an die Erecution; er will kein 
Executionsrecht erwerben ; er will fich nicht dieſes, fondern vielmehr die 
pünctliche Zahlung fichergeftellt Haben; er betrachtet die Execution ſelbſt 
eintretenden Falles immer als ein unwilllommenes Außerfted Mittel, und 
will nicht dazu gezwungen werben, die Erecution führen zu muͤſſen; ſondern 
er will nur bie Zahlung, und zwar wo möglich im gütlichen. Wege, erlangen. 


$. 7. 
Geſetzliche Befimmungen hinfihtlih der Streitfrage 
Die bisherigen, aus allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen bergeleiteten 
Gründe für die Verbindlichheit des Hypothekarbeſitzers, nach Maßgabe 
der Hypothek die Zahlung zu leilten, werden auch durch ausdruͤckliche 
Beftimmungen bes bürgerlichen Geſetzbuches außer Zweifel geſtellt. Die 
hieher gehörigen Stellen find folgende; | 
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1. Der $. 469 befagt: Der Pfandgeber (nicht der Perfonaffchuld- 
ner) ift die Schuld zu tilgen verbunden. 

2. Nady $. 456 ift der Eigenthämer des Pfandes ſchuldig den 
reblihen Pfandinhaber ſchadlos zu halten, oder das Pfand fahren 
zu Taffen. Hier hätten wir alfo eine ganz analoge Entſcheidung: Der 
Eigenthümer ift fehuldig die Sorderung bei fonftiger Erecution des Pfan⸗ 
des zu tilgen. Man wende nicht ein, daß diefe Geſetzesſtelle ausdruͤcklich 
nur vom Sauftpfande handfe; denn die Grundſaͤtze rückfichtlich des Pfand⸗ 
rechtes find durchaus diefelben, ed mag das Pfand in einer beweglichen 
oder unbeweglichen Sache beftehen. Wohl aber hielt e6 das Gefeg für 
überfläffig, rückfichtlich der Hypothek für denſelben Fall eine ausdrückliche 
Beſtimmung zu treffen, weil e6 ſich nach der Natur des Hypothekarinſti⸗ 
tute® nicht wohl ereignen kann, daß eine unbewegliche Sache für die 
Forderung eines Anderen ohne den Willen des Eigenthümers zum Pfande 
beftellt werde. So viel geht jedenfalls aus dieſer gefeglichen Beftimmung 
bervor, daß, wenn der Eigenthümer des Pfanded den redlihen Pfand⸗ 
inhaber ſchadlos halten, oder das Pfand fahren laffen muß, felbft dort, 
wo die Verpfändung ohne feine Einwilligung erfolgte, dieß um fo mehr 
dann der Fall fein müfle, wenn die Verpfändung für eine fremde Schuld 
mit feiner eigenen Einwilligung gefchah. 

3. Nach $.461 kann der Pfandgläubiger die gerichtliche Feilbietung 
des Pfandes verlangen, wenn er nach Verlauf der beſtimmten Zeit nicht 
befriedigt wird. Das Geſezt bedient ſich des Ausdruckes, befriedigt 
wird” ganz allgemein, ohne den Beiſatz „vom Perſonalſchuldner.“ Die⸗ 
fer Beifag wäre aber weſentlich, wenn ſich dieſe Gefegesftelle nad) der 
Anficht der Gegner nicht auch auf den Pfandfchuldner beziehen fol. 

4. Das Pfandrecht bezieht fih nach $. 449 immer (folglich auch 
gegen den Pfandſchuldner) auf eine gültige Forderung. Jeder Horde: 
rung aber entfpricyt, wie bereits erwähnt, eine Leiſtung von Seite 
des Verpflichteten, folglich auch von Seite des zur Anerkennung der Hy⸗ 
pothek verpflichteten Befigers derfelben. 

:5, Der $. 455 nennt die Verbindlichkeit des Eigenthümers einer 
Pfandſache ausdrücklich „Feine Schuld.” 

6. Dem Stäubiger (alſo auch Gläubiger dem Pfanbeigenthlinter 
gegenüber) fteht ed nach $. 466 frei, fein perfünliches Recht gegen den 
Schuldner, oder feine Befriedigung an der Sache zu fuchen. 
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7. Rad) $. 448 werben mit bem Eigenthum unbeweglicher Sachen 
auf die darauf haftenden, in deu Öffentlichen Büchern vorgemerkten Laften 
übernommen. | | 


$. 8. 
Directe Widerlegung ber Anſicht des Herrn Turnes. 

Herr Turnes theilt die Mechtspflichten in bejahende und: vernei⸗ 
nende ein, rechnet zu ben Erfteren die Verbindlichkeit des Werpflichteten, 
dem Verechtigten etwas zu geben oder für ihn zu thun, zu ben Leßteren, 
feinetwwegen etwas zu dulden oder zu unterlaffen, und ſchließt ſogleich mit 
ber Behauptung, die Verbindlichkeit des Pfandbefigers fei- eine negative 
(des Duldens oder Unterlaffens), weil Ihm nur die Pflicht obliegt, dem 
Glaͤubiger die Befriedigung aus der verpfändeten Gache.erlangen zu lol- 
fen. Er beruft fi zur Begründung feiner Behauptung auf ben $. 461. 
Allein abgefehen davon, daß, wie bereits oben bemerkt wurde, biefe 
Anſicht mit dem Begriffe des Eigenthums im Widerfpruche fteht und aus 
dem Wortlaute des citirten Paragraphes nicht erhellt, wohl aber daraus 
za entnehmen ift, daß der Pfandgläubiger, erft nachdem pie burch bie 
nichtgeleiſtete Befriedigung an den Tag gelegte Rechtsverweigerung offen 
Eundig geworben, berechtigt fei, die Feilbietung zu verlangen; woraus 
Beineswegs folgt, daß der Pfandfchuldner fonft nichts gu thun habe, 
als die Befriedigung erlangen zu laflen; fo muß doch noch weiter bemerkt 
werben, daß die von Herrn Turnes.aufgeftellte und auf den, Pfand⸗ 
ſchuldner angewendete Definition: in Abficht auf feine Sache zu Gunſten 
eines Anderen etwas zu dulden oder zu unterlaffen, nach $ 472 wohl 
dem &ervitutsrechte entfpriht, auf das Pfandrecht aber Feine Anwen⸗ 
dung findet. Mur durch das Necht der Dienftbarkeit wird der Eigenthuͤmer 
(negativ) verbunden, zum Vortheile bes Berechtigten, in Ruͤckſicht feiner 
(des Verpflichteten) Sache etwas zu dulden dder zu unterlaffen, keines⸗ 
wegs aber durch das Pfandrecht, welches, wie gleichfalls. nachgewieſen, 
eine Forderung vorausſetzt, folglich für den Werpflichteten eine Schuld 
(in Anfehung des Pfandes) — eine pofitive Rechtspflicht begründet, die 
aus der Natur des Pfandvertrages entfpringt, durch welchen das urfprünge 
liche Recht famımt der correfpendirenden Verbindlichkeit, nicht bios bie 
Sorberung, fondern auch die Leitung befeſtigt wird. 

Am unhaltbarſten aber ſtellt fich die gegweriiche Anfics raͤcßchtüch 
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ber angeblich negativen RNechtspflicht des Hypothekarſchuldners bar, wenn 
auf den Tall Rädficht genommen wird, daß eine poſitive Dienftleiftung 
durch Intabulation fichergeftellt worben wäre. In biefem Yale Eönnte, 
nach der Anficht des Herrn Geguers, der Berechtigte felbft darch die 
Veräußerung des Pfandes gar nie zur. Befriedigung gelangen, weil ſich 
durch die Veräußerung der Sache eine Dienftleiftung nicht realifiren läßt. 
Dber foll es ſich der Berechtigte gefallen laſſen, ben aus der Veräußerung 
erzielten Erlbs der Pfandfache, oder einen aͤquivalenten Theil besfelben, 
anzunehmen? Dazu ift er nach $. 1418 nicht verpflichtet. Der Berechtigte 
Bann durch das Entbehren der Dienftleiftung möglicherweife einen ſehr 
weſentlichen Nachtheil erleiden. Nach der gegneriſchen Anſicht waͤre nun 
der Tabularſchuldner dieſen Nachtheil in Abſicht ſeiner blos negativen 
Rechtspflicht zu verguͤten nicht verbunden, mithin das Pfandrecht des 
Berechtigten ganz und gar eludirt, und das ——— des Pfand⸗ 
vertrages ein leerer Name. 

Aber auch noch eine andere nicht minder erhebliche Inconſequenz führt 
diefe Melnung mit fi; denn fobald der Gläubiger nur das Recht hat, 
die Pfandfache zu erequiren, und feine-Befriedigung buchftäblich aus dem 
Pfande und durch Veräußerung desfelben zu erhellen, fo ſteht ihm dieſes 
Recht unabhängig von dem Entfchluffe des Pfandſchuldners zu, die Sache 
durch ben Erlag der Schuld, durch eine pofitive Leitung für fich zu erhal⸗ 
ten. Er märe fomit berechtigt die Annahme der ihm gebotenen Zahlung 
gu verweigern; denn nach der Morausfegung iſt der Pfandbeſither ber 
Schuldner nit, fondern bezüglich der pofitiven Rechtspflicht ein indife 
ferenter Dritter; num aber iſt der Glaͤubiger nach $. 1423 nicht ſchuldig, 
die Zahlung von einem Dritten, der nicht fein Schuldner ift, anzuneh: 
men, oder ed müßte fich der Hypothekarſchuldner, ber ſich zur Zahlung 
entſchließt, nach $. 1422 jederzeit vorläufig die Einwilligung des Per⸗ 
ſonalſchuldners hiezu verfchaffen — eine Behauptung, bie, fo confequent 
fie aus der Anfiche der Gegner entfpeingt, von ihnen gewiß nicht aufigen 
ſtellt werben wollte. 

Und endlich: Handelt wohl derjenige Eigenthaͤmer redlich, der in 
Folge des „realverneinenden? Grundſatzes die Früchte des Pfandobijectes 
bezieht und für ſich verwendet, während er die Zinfen der intabulirten 
Capitalien ſchuldig bleibt, etwa aus dem Grande, weil fie der Gläubiger 
noch nicht exequirt Hat? Gewiß niche, und zwar deßhalb nicht, weil er 
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ſich wohl bewußt ift, die Zinfen »realbeziehendb” zahlen zu müffen; den 
das Pfandrecht erſtreckt fi) auch auf die Früchte ($. 417), und die Aus⸗ 
übung bed Eigenthumsrechtes findet nur infofern Statt, als dadurch in 
bie Rechte eines Dritten Fein Eingriff geſchieht ($. 364). 

- Wie unbaltbar überhaupt die von Herrn Turnes aufgeftellte Un« 
terſcheidung von bejahenden und verneinenden Rechröpflichten in ihrer 
Anwendung auf das Pfandredhtsverhältniß und in der daraus abgeleiteten 
Bolgerung fei, daß der Hypothekarſchuldner Feine andere Verbindlichkeit 
habe als die eines müßigen Zuſchauers bei ber Rechtsdurchſetzung, ergibt 
fi) am klarſten aus der Begründung felbft. Herr Turmes wendet näm: 
lid den $. 861 6. G. B., welcher die.vertragsmäßige Verbindlich" 
Beit im eben und Thun Cbejahend), im Dulden und Unterlaffen (ver: 
neinend) feftfeßt, auf das Pfandrecht ohne weiters an, ohne zu berüd« 
fihtigen, daß das Pfandrecht eben nichts Anderes ift als die Sicher⸗ 
ftellung der durch den Vertrag begründeten Rechte ſelbſt, 
fie mögen fi) nun auf eine bejabende oder verneinende Rechtspflicht be: 
ziehen; daß fomit die auf der Nealität haftende Verbindlichkeit, d. h. 
diejenige, bie auf den jeweiligen Befiger ald Laft übergeht, beiahend ift, 
wenn fich der verpflichtete Theil zu einer pofitiven Leiſtung, und verneinend, 
wenn er fi bios zu einer ©eftattung oder Unterlaſſung verbindlich ger 
mache hat. Der $. 861 befinirt den Vertrag, nicht aber, wie Herr 
Turnes will, die unabhängig von einem Vertrage uͤbernommene Recht 
pflicht des Hypothekarbeſitzers. Der vertragfchließende Schuldner hat durd 
Einräumung des Pfandrechted erklärt, daß die Zahlung geleiftes 
werden müffe, bei fonftiger Execution des Pfandes; diefe Verbind⸗ 
lichkeit übergeht auf jeden Beſitzer der Hypothek vermöge bes urfprüng. 
lichen Vertrages dem vollen Inhalte nach als dingliche Laft; er muß den 
Vertrag erfüllen, oder ſich die Erecution gefallen laſſen; und die 
urfprünglich pofitive Rechtspflicht ift Durch den Uebergang der Hypothet 
in ben Beſitz eines Dritten zu Feiner negativen gewprden ; durch die Inta⸗ 
bulation erfolgte nicht nur Feine Umänberung, fondern vielmehr eine Be: 
feftigung jener pofitiven Nechtspflicht. 


$. 9. 
Pr Sortfegung. 
Wenn alfo die dem Pfandrechte entſprechende Verbindlichkeit bejahend 
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oder verneinend ift, je nachdem eine bejabende oder verneinende Verbind⸗ 
lichkeit durch das Pfandrecht befeftigt wurde, und wenn das Pfandrecht - 
dem Gläubiger das dingliche Recht einräumt, aus einer Sache die 
Wefriedigung zu erlangen ; fo hat der Pfandbefiger die Pflicht, bie Be⸗ 
feiedigung aus der verpfändeten Sache zu leiften, nicht aber erlangen 
zu laſſen; denn daß er es fich, bei fortgefeßter Weigerung bie Forderung 
zu bezahlen, gefallen laffen müffe, die Befriedigung aus der Hypothek 
erlangen zu laſſen, ift freilich eine ausgemachte Sache, fie entfpringt aber 
nicht fowohl aus der durch das Rechtsgeſetz normirten Verbindlichkeit, ale 
vielmehr aus den Beftimmungen der Proceßordnung, und ift nicht das 
materielle Recht felbft, fondern nur die Rechtsdurchſetzung. Iſt aber der 
Zwed des Urtheiles eigentlich nur als Frage feftzuftellen, was Rechtens 
fei; fo entfpricht demfelben nicht das vom Herrn Turnes vertheidigte 
Klagebegehren, fondern nur jenes, in. welchem vom Hypothekarſchuldner 
Zahlung bei fonftiger Erecution der: Hypothek verlangt wird. . 
Herr Turnes behauptet zwar, daß diefes Begehren mehr enthält, 
als der Hypothekarbeſitzer zu leiften fchuldig ift, weil nad) $. 906 b. G. B. 
nicht der Berechtigte, fondern nur der Werpflichtete die Wahl hat, auf 
welche Art er feine Verbindlichkeit erfüllen will. Allein diefe Gefegesftelle - 
paßt ganz und gar nicht hieher. Iſt denn im vorausgefegten Falle von 
einem Verſprechen die Nede, dad auf mehrere Arten erfüllt werden 
fann? — Davon allein handelt der bezogene Paragraph. Es wird ja 
doch durch das Begehren: „Geklagter fei fchuldig die Forderung zu berich 
tigen,? vom Hypothekarſchuldner nichts mehr und nichts weniger, ohne 
jede Alternative als die Zahlung verlangt, durch den weiteren Beiſatz: 
„bei Erecution der Hypothel? aber die Bedrohung mit dem Rechtsnach⸗ 
theile ausgefprochen, und zwar mit ber burch das Weſen bed Hypothekar⸗ 
inftitutes gebotenen Beſchraͤnkung. Er hätte es fi vor der Erwerbung 
der Hypothekarrealitaͤt überlegen follen, ob es ihm Vortheil bringe, die 
verſchuldete Mealltät zu acquiriren; ob er wohl im Stande fein werde, 
alle darauf Haftenden Werbinblichkeiten zu erfüllen. Fuͤr feine Nachläffig« 
Beit die Sffentlichen Bücher nicht eingefehen zu haben, haftet er in allen 
Faͤllen. 
Hierdurch iſt zugleich die weitere Behauptung bes Herrn Turnes, 
weiche dahin lautet, daß durch ein Begehren auf Zahlung der bypothe- 
eirten Forderung bei fonftiger Execution der Pfanbfache, der Befiger der 
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Hypothek zum perſoͤnlichen Schuldner erklaͤrt werde, fo wie die angeb⸗ 
liche Inconvenienz widerlegt, die Herr Turnes darin zu finben glaubt, 
daß auf dieſe Weiſe sin Schuldner ohne Einwilligung des Glaͤubigers ſich 
feiner Schuld eutledigen und diefelbe auf einen Anderen übertragen könne, 
was der Huypothebarbefiger durch die Veräußerung der Hypothekarrealitaͤt 
bewirken kann. Erfteres ift nach dem auf die angegebene Art reftringirten 
"Begehren, welches nicht auf unbedingte Zahlung lautet, keineswegt 
der Fall; Letzteres tritt nur in Abficht des Hypothekarſchuldners, aus der 
Matur des Hypothekarinſtitutes und vermöge bed Geſetzes ($. 448) 
allerdings unabhängig von dem Willen bes Glaͤubigers, nicht aber iu der 
Perſon des urfprünglich Werpflichteten ein, der nad) wie vor ber Perſonal⸗ 
ſchuldner bleibt, und es fteht dem Gläubiger zu jeber Zeit frei, fi) der 
Befriedigung wegen an ihn zu halten ($. 466). 

Nach $. 448 werden mit dem Eigenthum unbeweglicher Sachen 
auch die intabulirten Laften übernommen. Eine Laft Übernehmen 
beißt nach dem Sprachgebraude, Dasjenige tragen, mas ein Anderer 
bisher getragen hat, Folglich im rechtlichen Sinne, die Verbindlichkeit 
eines. Anderen erfüllen. Jede Hypothekarlaſt als Verbindlichkeit feht 
eine Ferderung als Recht voraus; jedes Pfandrecht ein giltiges Forde 
rungsrecht ($. 449); beide find inſofern identiſch, als eine Hyppothek 
ohne Forderung night gedacht werden kann. Sobald die Laft auf den 
neuen Erwerber übergeht, fo gebt fie ganz und vollftänbig, als ein ber 
Sache inhärirendes Merkmal, auf ihn über; folglich auch bie Laft der 
Befriedigung des Forderungsrechtes. Daß diefer Begriff dem im 
5. 448 enthaltenen Gefege ebenfalls zum Grunde liege, beweiſet der 
Schlußſatz, worin es heißt: „Andere Forderungen und Anfpräde, die 
Jemand an den vorigen Eigenthümer bat, geben nicht auf den neuen 
Erwerber über.” Der Beiſatz vandere? gibt zu erfennen, daß in biefem 
Paragraphe ſchon von Forderungen, die auf ben neuen Er 
werber übergehen, die Rede mar, und dieſe find, wie ſich das Geſeh 
ausdrüct, die Intabulirten Laſten. Ein anderer Begriff kann in das Geſetz, 
ohne willkürlich zu fein, nicht hineingelegt werben; fonft wäre der Aus⸗ 
druck „andere? überfläffig, und es müßte im Allgemeinen heißen: „9 
derungen und Anfpräche — — — gehen nicht auf den neuen Erwerber 
über? Die von Herrn Turnes aufgeftellte Unterſcheidung zwiſchen 
der hypothekariſchen Forderung und der zur Sicherſtellung derſelhen 
beftellten Hypothek, wornach nur Letztere, nicht aber bie Erſtere als ding: 
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che Laſt auf den neuen Erwerber übergehen foll, ift baber, wie über 
Haupt unzufläffig, fo auch nad) dem klaren Wortlaute des Geſetzes vol⸗ 
kommen unrichtig, unb zwar dergeftalt, daß im entgegengefegten Falle 
der ganze Paragraph umfonft daftehen und nur Dasjenige ausſprechen 
wärde, was ſich ohmehin von felbft verſteht. Ueberhaupt befteht der Irr⸗ 
thum in der Rechtödebuction des Herrn Turnes weſentlich darin, daß 
er es forgfältig vermeidet, den Hypothekarbeſitzer als Schuldner — fd 
ed auch nur nach Maßgabe der Hypothek — anzuerkennen; daß er im⸗ 
mer das perfänliche Forderungsrecht dem dinglichen Pfandredhte 
entgegenfeßt, flatt, wie er follte, das dingliche aus dem Pfandrechte 
entfpringende Sorderungsrecht dem Pfandrecdhte an die Seite zu 
fielen und als Ausflug desfelben zu betrachten. | . 


$. 10. 
Sortfegung. 

Wenn das Pfandrecht überhaupt das Recht bes Glaͤubigers begreift, 
and der Hypothek die volle Befriedigung zu erlangen, fo hat der Glaͤu⸗ 
biger auch Anferuch auf die Verzugszinſen und auf den Erfag ber Ge⸗ 
richtskoſten, meil die Befriedigung Feine volle ift, wenn der Glaͤubiger 
in der nugbringenden Verwendung feines Capitals durch die ganze Dauer 
des Proceffes und der Erecution, mithin oft Jahre lang, gehindert wird, 
und wem er zur Realifirung feines Pfandrechtes Koften aufwenden muß, 
die möglicherweife fehr bedeutend find — man denke nur zum Beiſpiele 
an die koſtſpielige Schägung großer, insbeſondere landtaͤflicher Güter — 
fo bedeutend, daß fie das Capital ſelbſt verfchlingen können. Zudem bildet 
die Verurtheifung des fachfältigen Theiles zum Koftenerfage nach $. 898 
u. ©. O. die Regel, und die Aufhebung der Koften die Ausnahme. Daß 
fich übrigens auch bei der Hypothekarklage, und bei diefer häufiger als 
fonft, Billigkeitsgründe ergeben werden, bie ben Richter zur Aufhebung 
ber Koften beſtimmen follen, will ich gerne zugeben; daß aber, wie Kerr 
Zurnes will, dem Klaͤger die Erecutiondkoften gar nie, die Berichts: 
koſten nur wenn fich der Geklagte in den Streit eingelaffen, d. h. Eins 
wendungen gegen die Klage vorgebracht hat, zugefprochen werben Können, 
und daß der Gläubiger die Koften nur dann geltend machen fünne, wenn 
fie durch die Hypothek gefichert find, ift ein offenbarer, dem Pfandrechte 
widerſtrebender Irrthum. Denn wie bereitd oben gezeigt, ift die Klage 
nur dann begruͤndet, wenn nebſt dem Rechte des Klägers auch die Mechte: 


- 
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verweigerung bed Geklagten vorliegt, und ber Rechtsſtreit beginnt nicht 
mit ber Einwendung , fondern mit der Klage felbft; ift dieſe angeftrengt, 
fo muß der Richter ausfprechen. was Rechtens ift, und den fachfälligen 
Theil in ber Regel zum Koſtenerſatze verurtbeilen. Freilich, wenn 
die Klage felbft eine NRechtöverlegung ift, wie in dem von Kern Tur- 
nes gewählten, aber nicht hieher paflenden Beifpiele, wo fich jener „juri⸗ 
bifche Gauner,“ der auf Gerichtskoſten fpecufirt, gewaltig getäufcht finden 
wird, Eann von einem Koftenerfage Eeine Rede ſein; aber nicht deßhalb, 
weil es die negative Pflicht eines jeden Staatsbuͤrgers iſt, den Klaͤger in 
der Ausübung feines Eigenthumsrechtes nicht zu hindern, ſondern eben 
nur deßhalb, weil überhaupt eine folhe Hinderung (Rechtsverweigerung) 
nicht eingetreten ift, die Klage voreilig angebracht wurde, und der Rich⸗ 
ter wegen mangelnder Rechtöverweigerung erfennen muß: bad Begehren 
des Klägers finde nicht Statt. Eben fo ift die vorläufige Intabulation 
der Einbringungskoften wohl. eine räthliche Vorſicht, um fich auch für 
diefelben das Prioritätsrecht zu fihern, aber Eeine unerläßliche Bedingung 
ihrer Einbringlichmachung; da Fein Grund vorhanden ift, dem Kläger 
zu verweigern, daß er fich nach der Ordnung des am Tage der erecutiven 
Einverleibung bes Urtheiles beftehenden Tabularſtandes auch für diefe 
Koften den Negreß verfchaffe, 

Nach der Anſicht des Herrn Turnes findet eine Verurtheilung 
in die Koften auch dann nicht Statt, wenn ſich der geklagte Hypothekar⸗ 
befiger dem Begehren. flilfchweigend gefügt hat, d. h. wenn er ſich con⸗ 
tumaziren ließ. Diefe Behauptung verftößt gegen die Elare Beſtimmung 
des $. 898 lit. c. a. G. O., welcher es dem Richter ausdrücklich unter 
fagt, in einem foldyen Falle die Gerichtskoften aufzuheben. 

Am auffallendften ift endlich jene Meinung des Herrin Turnes, 
die dem Hypothekarbeſitzer das Necht einräumt, auf feine in Erecution 
gezogene Realität ſelbſt mitzubieten, und fie wieder fogar um eine gerin- 
gere Summe, als die hypothecirte Forderung beträgt, zu erftehen. Darf 
man zugeben, daß eine ſolche Gefinnungslofigkeit, die die Grundveften 
des Vertrauens untergräbt, von Gefege fanctionirt werde? kann folglich 
eine Anſicht die richtige fein, die zu dieſem Schluffe führe? Wil der 
Pfandfhuldner die Realität als die feinige behalten, fo fteht ihm hiezu 
das einfache Mittel der Befriedigung des Glaͤubigers zu Gebote; er hat 
aber das Recht nit auf deſſen Ruin zu fpeculiren, glüdlihe Chancen 
des Augenblickes auszubeuten, den allfälligen Umftand, der leicht ein 





Mad: üb, die Hypothefarflage. "353 


treten Bann, für ſich nugbringend zu machen, daß der erequirende Oläu- 
biger, aus Mangel des nöthigen Zahlungsfondes um die früher intabulir- 
ten Poften aus dem Meiftbote zu berichtigen, nicht in der age ift, mit⸗ 
“ zubieten ; er hat das Recht nicht, die Fruͤchte der Realität vielleicht Jahre 
lang bis zur erfolgten Feilbietung zu genießen, ohne die Zinfen der inta⸗ 
bulirten Sapitalien bezahlt zu haben; das Pfandobject fodann bei der 
zwangsweilen Feilbietung, die, wie die tägliche Erfahrung kehrt, auf den 
Preis faft immer ungünftig einwirkt, um einen Spottpreis wieder zu 
serftehen, und auf biefe Art die Tabulargläubiger um Capital und Zinfen 
zugleich zu betrügen. Schuldner dürfen nach $. 468 6. ©. ®. bei der 
Verfteigerung nicht mitbieten. Das Hofdecret vom 27. Mär, 1798, 
3.95, lautet wörtlih: „Der Schuldner,” Cd. h. derjenige) „deffen 
Vermögen im Erecutionswege Öffentlich feilgeboten 
wird” (alfo audy der Hypothekarbeſitzer, deſſen Realität eben der Ge⸗ 
genſtand der Execution iſt), »kann dabei keinerdings als Käufer ange: 
nommen werden.” Wäre es daher auch nah Herrn Turnes richtig, 
daß der Hypothekarbeſitzer nur uneigentlich der Schuldner genannt wird, 
in der That aber e8 nicht ift; fo ift er doch der Erecut, und als fol- 
her nad der Proceßordnung vom Erftehen feiner eigenen Pfandfache 
außgefchloffen. Der Himmel bewahre uns davor, daß fich diefe Marime 
praftifhe Geltung verfchaffe — der Einfluß auf Recht und Geſittung 
würde gar bald an dem faulen Schaden ihrer Früchte, gepflanzt und ge- 
zeitigt auf dem. Boden der Nechtschicane, erkennbar werden. _ 

Was übrigens Herr Turnes unter „zufälliger Inhaber und Eigen- 
thümer der verpfändeten Sache? verftanden haben will, ift nicht ganz klar. 
Der Zufall bringt Niemandem eine Realität ald Eigenthümer auf; wer 
folche erwirbt, ift fich der Laſten, die er mit ihr übernimmt, bewußt, oder 
ſoll ſich derfelben bewußt fein; wie ſich hingegen der bloße Inhaber einer 
Sache vor der Klage fehüßen Eönne, lehrt der $. 375 b. ©. 8. 

Ich kann diefe Zeilen nicht fchließen, ohne den lebhaften Wunfch auße 
jufprechen, es möge fich der „Verſtand der Werftändigen? nicht länger 
weigern ein Rechtsverhaͤltniß als Thatſache anzuerkennen, an dem der 
ſchlichte Rechtsſinn des Verpflichteten felbft nimmer Anftoß genommen, in 
deſſen Geifte die Weberzeugung von feiner moralifchen Pflicht , unausges 
fprochen ‚war, aber mit unerbittlicher Logik fchlummert. 

— — 
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XIX. 


Verſchiedenheiten in der ſtrafrechtlichen Vehandiang von 

Unrichtigkellen in Waarenerlärungen .yad Aufagen, die 

‚vum. Behufe eines gefaͤllsaͤntlichen Verfahrens: abgegeben 
werben. 


Don ‚Seren Dr. Johauu Springer, 
E € Vrofeſſer an der Wiener Univerfität, 


J⸗ der Zinanggeſchichte der Staaten haben. Angaben ber. Staatsange⸗ 
„börigen über die Größe ihres. Einkominens oder Vermögend sum Behufe 
einer Beſteuerung desſelben von je her eine wichtige Rolle geſpielt. Nicht 
nur die Ginanzeunft ii in ihren Anfängen, fondern auch die der taufendjähris 
"gen "Erfahrung, bat fich, derſelben bedient, um die Ergiebigkeit: der Quelle, 
aus ber ‚fie ſchoͤpfen wollte, in einzelnen Fällen Eennen zu lernen ‚ was 
"wohl, Beweis genug ift, daß man dieſes Mittel auch in dem beftgeregeiten 
Staats haushalte nie wird ganz entbehren können, fo ſehr auch Selbſt⸗ 
belenntnifſe hier für die Eitelkeit, reich zu föäinen, dort für bie Beforg- 
. ni, als reich bekannt zu werden, Iäftige Schrauben find, und wegen des 
Zweckes, fuͤr den ſie gefordert werden, jedenfalls unter die gen Pillen 
des Lebens gehören. | 
"Eine Art folder Angaben, jedoch nur über einzelne Gegenftinde oder 
Mengen, find auch diejenigen Waarenerklaͤrungen und Anſage en, 
die bon den Parteien zum Behufe der Vornahme eines gefättsämt- 
lichen Verfahrens bei einer Behörde oder einem Amte eingebracht wer- 
‚den. Diefelben follen biefein Verfahren ; jur. Orundlage dienen, und damit 
Ä fi e biegu recht brauchbar ausgeftellt werben, hat das Geſetz ſowohl bie 
Kor, in welcyer fie’ abgefaßt werden follen, ald auch den Inhalt der 
ſelben im Allgemeinen vorgelchrieben, überall aber Richtigkeit in den 
Angaben zum wefentlichen Erforderniſſe gemacht. Richtig kann eine ſolche Er⸗ 
klaͤrung nur dann heißen, wenn ihre Angaben mit dem HZuſtande des Gegen⸗ 
ſtandes oder der Waare, worüber dieſelbe abgegeben wird, aberelnſtimmen. 


x 
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Die in diefer pofitiven Vorſchrift außgefprgchene DVerbindfichkeit, die 
Waare richtig zu erklären, liegt ſchon in der allgemeinen Pflicht des 
Staatsbuͤrgers, zu den öffentlichen Einkünften verhaͤltnißmoͤßig beizutra⸗ 
„gen. Wer ſich der Erfüllung dieſer Pflicht durch Umgehung einer Ver— 
brauchsabgabe, die auf den Grund einer ſolchen Declaration bemeſſen 
werden ſoll, zu entziehen ſucht, indem er falſche, ſeinem Vorhaben dien⸗ 


liche Angaben anbringt, macht ſich eines Vergehens gegen die bürgerliche 
Geſellſchaft ſchuldig und wird ſtrafbar. Ein ſolches Vergehen tritt aber 
auch dann ein, wenn durch derlei Unrichtigkeiten in den Erklaͤrungen andere 
ſchon veruͤbte Gefaͤllsübertretungen verſteckt, die Aufſicht der Staatsver⸗ 


waltung uͤber den Verkehr erſchwert, oder die Unterſuchungsmaßregeln | 
vereitelt werden follen; denn auch ein ſolches Benehmen wurzelt in dem 
Boden der Unredlichkeit gegenüber den gerechten Anforderungen der Ge⸗ 
meinfchaft. 

Bei näherer Betrachtung folder Handlungen Eann es nicht fehlen 
wahrzunehmen, wie diefelben alle Merkmale eines Betrug es an ſich 


haben, wenn ſie abſichtlich unternommen werden, um das Amt i in einen 
Irrthum zu führen, durch welchen die Staatscaſſe einen "Schaden leiden 


fol. Ueber das Recht der Staatsverwaltung, die Unterloffung folcher, 
die Gefällsorgane irrefuͤhrenden Darſtellungen zu fordern, kann kein 


Zweifel erhoben werden. Sind aber die Bedingungen, welche ſolche Un⸗ 


richtigkeiten zu Betruͤgereien qualificiren, vorhanden, fo muß es auffallen, 
warum dieſelben nicht unter die im allgemeinen Strafgeſetze als, Ver⸗ 


brechen oder fchwere Polizeiübertretungen bezeichneten Handfungen auf⸗ 


genommen worden find. Dder follte ein ‚Betrug, minder flrafbar fein? 
weil er nit an Privaten, fondern an ber Staatögemeinde begangen 
wird? Gehören doch Betrügereien unter Contrahenten in der Regel unter 
die im $. 176 des allgemeinen Strafgefeßes bezeichneten Faͤlle, und doch 


kann man an Seite des einzelnen Paciscenten eine größere Vorſicht und 


Verwahrung gegen Täufehungen und Verkuͤrzungen vorausſetzen, als dieß 


‚bei öffentlichen Gütern und Rechten der Fall zu fein pflegt, dereu Wah⸗ 


rung fremden Händen anvertraut werben muß. Würde man die Größe 


"der Verkürzung des Staatsgefälles, die durch ſolche Unrichtigkeiten bewirkt 


oder angebahnt wird, entſcheiden laſſen, fo müßten viele derſelben ſchen 

nach dem Betrage des Schadens, den ſie mit ſich bringen, zur 

criminellen Behandlung geeignet gefunden werden. Es Tiegt in denfelben 
28* 
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ein Unrecht gegen die redlichen Stenerpflichtigen, auf deren Schultern 
deßhalb eine größere Steuerlaft fällt; und Kat die durch eine unrichtige 
Erklärung veranlaßte Verkürzung eine Abgabe zum Cegenflande, die 
zum Schutze der inländifchen Induſtrie gegen die fremde Concurren; ein 
geführt ift, fo wird Dadurch auch ber Gewerbsmann in feinem Einkommen 
beeinträchtigt. 

Nichtsdeftoweniger hat unfere Gefeßgebung derlei falfche Angaben 
der Parteien in Gefällsangelegenheiten, fo lange diefelben nicht in andere 
Uebertretungen übergehen, in das allgemeine Strafgefeß über Verbrechen 
und ſchwere Polizeiübertretungen nicht aufgenommen, und hat in dieler 
Beziehung die Billigung der Theorie und der Praris für ſich, welche beide 
die mannigfaltigen Steuerdefraudationen von dem allgemeinen Strafrechte 
ausgefchieven Haben wollen, und gewöhnlich nur die Münzverfaͤlſchung, 
als eine Beeinträchtigung eines wichtigen Majeftätsrechtes, in bie Reife 
ber Verbrechen zu ftellen pflegen. Es läßt ſich nämlich nicht verkennen, 
daß die Anſchauungsweiſe Beachtung verdiene, wornach im das allgemeine 
Strafrecht nur diejenigen ftrafbaren Handlungen einbezogen werben follen, 
deren Rechtswidrigkeit allgemein, auch abgefehen von einer pofitiven Er: 
Härung, anerkannt wird. Unter ſolche pflegt aber die Welt die Uebertre 
tungen von Steuergefeßen, die nach Zeit und Land verfchieden find, eben 
debhalb, weil fie zum Theile nur auf einer pofitiven Grundlage berufen, 
in der Regel nicht zu zählen, wie dieß ſchon aus der Leichtfertigfeit erfiht: 
fich wird, mit welcher Zinanzgefege oft Äbertreten zu werden pflegen, ald 
wenn darin eine Veeinträchtigung gar nicht enthalten wäre, So würd 
"man ohne Zweifel gegen die weit verbreitete Anficht verftoßen, wollte 
man einen Reiſenden, der bei der Einfuhr in eine für die Verzehrunge⸗ 
fteuer als gefchloffen erflärte Ortfchaft ein Steuerobject anzuzeigen unter: 
fieß, gleich einem gemeinen Betrüger nach der Strenge des peinlicen 
Geſetzes behandeln. Deßhalb war es zweckmäßig, die Webertretungen der 
Steuervorfchriften aus dem Gebiete der anderen Vergeben auszufceiden 
und einem befonderen Theile der Strafgefepgebung vorzubehalten, wo 
diefelben eine ihrer Eigenthuͤmlichkeit mehr entfprechende Beurtheilung 
und Behandlung erhalten Eönnen und erhalten müflen. Insbeſondere 
wird, außer der Keftftellung eigener Grundfäge für die Zurechnung der 
Gefänsübertretungen, auch eine Strafart gemählt und beſtimmt werden 
mäffen, welche dem Ehrgefühle möglichfte Schenung trägt, und dennoch 
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der Triebfeder, die bei ſolchen Lebertretungen fa durchgängig eine eigen- 
nägige ift, entgegengefegt und hinlaͤnglich ergiebig ift. 

So weit es die indirecten Abgaben betrifft, fo hat das neue Straf: 
gefeg über Gefällsübertretungen vom 11. Juli 1835 zum Schutze der: 
ſelben ein Straffyftem aufgeftellt, in welchem jene Eigenthümlichkeiten 
folder Vergehungen mit einem durchdringenden Scharfblicke aufgefaßt, 
darnach die Normen für bie Imputation entworfen und mit bewunderungs⸗ 
würdiger Folgerichtigkeit durchgeführt find. Nach demfelben dient die Ab⸗ 
gabe, welche durch die Uebertretung verkürzt oder gefährdet wurde, der 
Strafbemeffung zur Grundlage, wodurch nicht nur die Herſtellung eines 
richtigen Ausmaßes der Strafe für die verfchiedenen Grade der Strafe 
barkeit ber Webertretungen erleichtert, fondern auch der Vortheil geiwonnen . 
wurde, daß Erhähungen oder Herabfegungen der Abgabe, die der Straf: 
berueflung zum Grunde gelegt wird, auf jenes Verhältniß zwifchen Strafe 
und Strafbarkeit feinen ftörenden Einfluß üben Eönnen. 

Bei Unrichtigkeiten in Waarenerflärungen und Anfagen fordert das 
Strafgefeg das Dafein einer auf die Webertretung gerichteten Abſicht 
in der Regel nicht zum Weſen der Uebertretung, wie denn überhaupt bei 
Gefällsübertretungen der böfe Worfag in der Regel nur einen erfchweren- 
den, deſſen erwiefener Abgang einen mildernden Umftand abgibt 1). Es 
wird ſich aber bei der Betrachtung der Zurechnungöweiſe einiger ſolcher 
Unrichtigkeiten zeigen, daß bei denfelben eine auf die Uebertretung, die 
durch. die unrichtige Angabe vorbereitet oder der Entdeckung entzogen were 
den fol, gerichtete Abfiht vorausgefegt wird, ein Verfahren, deflen 
Rechtlichkeit aus dem Grunde bezweifelt werden könnte, weil es ja bekannt 
ift, daß unrichtige Angaben in Steuerfachen eben fo gut aus Unachtſam⸗ 
keit, Leichtfinn oder Irrthum berrühren, wie mit Vorbedacht unternom⸗ 
men fein Einnen. Solche Vorausfegungen widerftreiten fchon dem Nechte 
de guten Namens, und -eine Strafgewalt, die zum Schutze des Staats⸗ 
fchages von folhen Mitteln Gebrauch macht, fcheint die Graͤnzen ber 
Strafgerechtigkeit zu überfchreiten. Es dürfte daher nicht ohne Nutzen 
fein, in eine überfichtliche Befprechung ber gefeglichen Beftimmungen über 
die Zurechnung und Veftrafung ber in Frage flehenden Unrichtigkeiten 
einzugehen. 

3) Strafgeſetz über Gefäshbertrelungen 56. 19, 90, 92, 199, 230, 280, 386, 

378, 375, ZZ 
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Erflärungen, Anfagen oder Anzeigen werben abgegeben: 
1. zum Behufe der Vornahme des Zollverfahrens; 2. über bie in 
einen Seehafen von der See eingebrachten ©egenftände; 3. bei der 
Einbringung fteuerbarer Gegenftände in einen für die Einher 
bung ber Steuer als gefchloffen erflärten Ort; 4. für das Controll⸗ 
verfahren; 5. für den Transport mittelft der Poftanftalt 
und bei Bewerbungen um Conceffionen zu periodifhen Fahrten; 6. zum 
Behufe der Stämplung von Spielkarten, Kalendern und Zeitungen, 
1. Sn dem zollämtlichen Verfahren machen Waarenerklä⸗ 
rungen die Grundlage bed Verfahrens und die Bedingung aus, ohne deren 
Erfuͤllung das Letztere gar nicht Statt finden kann. Da ſowohi die Be⸗ 
ſtimmung der Waaren, worüber die Erklärung beigebracht wird, als 
auch das ſich darnach richtende Werfahren verfchieden fein Können, fo Er- 
nen auch die Unrichtigfeiten in folhen Erklärungen mehrfacher At 
fein, deren jede wegen ihres befonderen Zweckes eine eigene Beurtheilung 
und Anrechnung nöthig macht. Das Strafgefeg hat diefelben in einem be: 
fonderen, dem zehnten Hauptſtuͤcke aufgezählt, und die genaueften Be 
flimmungen gegeben, nad) welchen ihre Strafbarkeit beurtheift, und die 
Strafe beneffen werden foll. u | 
Aus diefen Beftimmungen ift der Grundfag, an ben fich die Gele: 
gebung bei Feſtſetzung des Strafquantums für Inrichtigkeiten in Waaren⸗ 
erflärungen gehalten bat, Telcht zu entnehmen. Es find nämlich Unrid- 
tigfeiten diefer Art in der Negel unter dasſelbe Strafausmaß geftellt, 
welches für jene Uebertretung, die durch diefelben vorbereitet oder erleich 
tert, oder deren Entbeckung durch diefelben verhindert werden ſollte, be 
ſtimmt ift. Diefe Marime fteht mit den Forderungen der Gerechtigkeit 
dann in Feinem MWiderftreit, wenn angenommen werben barf, daß die 
unrichtige Ungabe der Erklärung eben diefe Uebertretung, deren DVerübung 
fie möglich oder leichter machte, auch wirklich im Auge hatte. Denn unter 
diefer Worausfegung ftellt fich diefelbe als ber erfte Schritt zur Veruͤbung 
dieſer Uebertretung dar, und gehört ſomit als der Anfang oder die Vor— 
bereitung derſelben immerhin in das Bereich des ſtrafbaren Verſuches. 
a) Kommt die ſtrafbare Unrichtigkeit in einer Waarenerklaͤrung vor, 
die zum Behufe der Anweiſung auslaͤndiſcher unverzollter 
Guͤter eingebracht wurde, fo widerfaͤhrt ihr eine ſchaͤrfere Behandlung 
als einer gleichartigen Unrichtigkeit in einer Waarenerklaͤrung zum Behufe 
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det Einfüßrverzöfläng. Diefe größere Strenge hat ihre Rechtfertigung in 

dem Umflande, daß im Anwelfungsverfahren ausländifche, noch unver 

zollte Waaren in das Zollgebiet eingelaflen und ohne Beendigung des 

zoͤllaͤmtlichen Verfahrens noch weiter dem Waarenführer anvertraut wer⸗ 
den, um zu dem Amte, an welches fie angewiefen worben, gebracht zu 

werben. Diefe aus Ruͤckſicht für den Handel gefeglich zugeftandene Er⸗ 
leichterung im Waarenverkehr gibt ein größeres Recht auf Wahrhaftig · 

keit in den Anſagen, und es muß eben deßhalb auch, wenn dieſes Ver⸗ 

traͤuen mißbraucht wird, eine ſchaͤrfere Ahndung am rechten Platze ſein. 
In Beachtung dieſes beſonderen Verhaͤltniſſes wurde daher beftimmt, daß 

Unrichtigkeiten i in den für den Zweck der Anweiſung ausländifcher, unvers 

zollter' Waaren eingebrachten Waarenerflärungen felbft dann, wenn die 

unrichtig angegebene Gattung ober Art der Waare einem gleichen Ein- 

fuührzoͤlle, wie die vorhandene, unterliegt, in der Negel ald Schleich⸗ 

ha ndel, und nur dann, wenn ein nicht vorhandener Gegenſtand ange⸗ 

geben oder eine größere als die vorhandene Menge erflärt worden ift, als 
eine einfache Gefätfsäbertretung beftraft werden follen, weil in’ den leßteren 
Faͤllen durch die unrichtige Angabe weniger die Veräbung” eines Schleich⸗ 
handels, als die Erſchleichung einer Deckungsurkunde oder die Vereitlung 
der Gefaͤllsaufſicht angeftrebt zu werden pflegt 9: 

b) Auch in dem zollpflichtigen Verkehr opne Anweifung kön⸗ 
nen Unrichtigkeiten 'in den Waarenerklärungen , fei es zum Behufe der 
Einfuhr oder der Ausfuhr, als Mittel gebraucht werden, Ein oder Aus 
ſchwaͤrzungen vorzubereiten, oder fuͤr geſehwidtig bejogene oder erzeugte, 
Gegenftände Schutzdocumente zu erlängen. Da diefelben auch hier gegen“ 
ein dem Schleichhandel ausgeſehtes Gefaͤlle gerichtet ſind, ſo wollte der 
Geſetzgeber diejenigen darunter, welche ein Verbot der Ein⸗ oder Ausfuhr 
verletzen, dann ‚diejenigen, welche verhaͤltnißmaͤßig eine größere Verlüt· 
zung oder Gefaͤhrdung der Zollgebuͤhr mit ſich führen, auch als S chlei ge 
hande! behatibelt wiſſen. Das letztere iſt namentlich dann der galt, 
wenn ein vorhandener Gegenſtand gänzlich verfehwiegen ; oder wenn bie, 
Gattung ober Art der Waare dergeſtalt unrichtig angegeben wird, beß 
die darndch 'bemeffehe Gebüßr mit einem geringeren Beträge, als nach“ 


H Gtrofgefeh über Gefällohberkietungeh 55. 279, 2805 Holberrel'vom 22. Des 
cember 1842. 


360. Sauptblatt 


dem vorhandenen Gegenftande, entfällt; oder wenn die angegebene Menge 
um ein Künftheil geringer ift, als die wirklich vorhandene Menge‘). In 
allen diefen Fällen ift die Unrichtigfeit von der Art, daß es allen Gefälls 
bevortheilungen nur ejne willfommene Zufluchtftätte Öffnen hieße, wollte 
man bderlei Unrichtigkeiten aus einem bloßen Irrthum beroorgegangen 
anfehen und behandeln. In Bezug auf die Menge, die fi) wohl zuweilen 
felbft bei dem beften Willen des Declaranten ſchwer mit Genauigkeit 
angeben läßt, ift ohnehin ein beftimmter Unterſchied zwifchen der ange: 
gebenen und der wirklich vorhandenen Menge ganz flraffrei gelaffen; in 
Bezug auf einen Zuftand aber, der offen vorliegt und aud bei geringer 
Aufmerkfamkeit leicht wahrgenommen werden Eann, ift zu einer ſolchen 
Sreilaffung fein Grund vorhanden. Ueberall aber, wo die unrichtige An- 
gabe mindeftend auf eine grobe Nachläffigkeit deutet, bleibt ed, da ber 
böfe Vorſatz felten eingeftanden und ſchwer erwiefen wird, aus Ruͤckſicht 
für die Wahrung der Rechte der Geſellſchaft unabmweisbar, mit einer 
größeren Strenge vorzugehen, unter Zugeftehung einer milderen Behand: 
lung in folchen Sällen, wo aus den erhobenen Umftänden deutlich erhellt, 
daß eine Gefällsverkürzung oder die Verlegung eined Ausfuhr: oder Ein: 
fuhrverbotes nicht beabſichtigt worden fei. 

c) Die größte Strenge in Behandlung von Unrichtigkeiten in 
MWaarenerklärungen finden wir bei jenen im zollfreien Verkehre. 
Hier ift es, wo auf den Grund einer vorausgefegten betrügerifchen Inten⸗ 
tion in einer einzigen Unrichtigkeit zwei Gefälsübertretungen und zwar 
als Schleihhandel angenommen und beftraft werden. Es ift dieß 
namentlich bei der unrichtigen Angabe der Gattung oder Art der Waare, 
die, wenn die Waarenerklärung für die Ausfuhr lautet, als Schleichhandel 
durch gefegwidrige Ausfuhr des vorhandenen, und zugleich als Verſuch 
des Schleichhandels durch gefegwibrige Einfuhr des angegebenen Gegen 
ftandes, und wenn die Erklärung zum Behufe der Einfuhr eingebracht 
wurde, ald Schleichhandel durch gefegwidrige Einfuhr des vorhandenen 
und zugleich als Schleichhandel durch gefegwidrige Ausfuhr des erklärten 
Begenftandes zugerechnet und beftraft werden ſoll ). Es muß alfo ber: 
jenige, welcher Tuchwaaren auf ungemiffen Verkauf mit Vorbehalt der 

3) Strafgeſetz über Befällsübertretungen $. 283. 
=) Steafgefeh über Befällsübertretungen 99. 281 und 28%. 
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zollfreien Ruͤckkehr zur Ausfuhr erklärt, in dem Falle, daß bei der Un⸗ 
terſuchung der Ladung ſtatt der Tuchwaaren Leinwand vorgefunden wird, 
ſo beſtraft werden, als haͤtte er dieſe Leinwand ausgeſchwaͤrzt, und die 
angegebenen Tuchwaaren einzuſchwaͤrzen verfucht; weil die eine und die 
felde falfche Erflärung, wenn ihre Unrichtigkeit nicht entdeckt worden wäre, 
dazu gedient haben würde, die Leinwand ohne Entrichtung des Ausfuhr: 
zolles über die Zolllinie in das Ausland, und dagegen Tuchwaaren ohne 
Entrichtung eines Einfuhrzolled hereinzubringen. — Wer das extenfe, 
Gebiet liſtiger Handlungen und die raffinirte Rührigkeit, mit der ſich 
gerade bier der Eigennuß herumtreibt, Eennen zu lernen Gelegenheit hatte, 
der wird nicht in Abrede ftellen wollen, daß die Geſetzgebung bei diefen 
Gelegenheiten auch den weiter ausfehenden, fein verfappten Defrauda- 
tionen mit Strafandrohungen entgegentreten muß, wenn fie den Schutz 
des Befälles nicht der Schlauheit Preis geben wi. Auch liegt in folchen 
Unternehmungen ein Mißbrauch eines Inftitutd, das unter Beobachtung 
der dafür eingeführten Worfichten der gewerblichen und commerziellen 
Claſſe manche Vortheile gewähren kann. 

Andere Unrichtigkeiten in Waarenerflärungen für den zollfreien Ver» 
Eehr werden gleichfalls, und zwar, wenn fie die Menge der Waare be 
treffen, entweder als verfuchter oder als vollbrachter Schleichhandel, 
wenn fie aber im Verſchweigen eines Gegenftandes oder in- ber Angabe 
eines nicht vorhandenen Gegenftandes beftehen, immer ald Werfuch des 
Schleihhandeld behandelt 1). Wei diefen Unrichtigkeiten wird nur eine 
Gefällsübertretung imputirt, weil die falfche Angabe nur das Mittel zu 
einem Schleichhandeldacte abgeben Fann, wenn nigt der Fall bes $. 862 
des Strafgefeßes hinzukommt. 

Wenn das Gefeg in einer unrichtigen Angabe einen Verſuch des 
Schleichhandels erblicht, fo hat. dieß die gemöhnliche Vorftellung über den 
Schleichhandel nicht gegen fich, weil die unrichtige Angabe das Mittel 
oder die Worbereitung zur Werübung eines Schleihhandels fein kann; 
nicht fo ift es aber, wenn das Gefeg will, daß eine Unrichkigkeit in ber - 
Waarenerklaͤrung ald vollbradter Schleihhandel betrachtet und bes 
flraft werde; denn unter diefem denkt man ſich immer eine Handlung, 
is eine Waare oeſehwidtig über die Zoll» oder Steuerlinie gebracht 
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36%’ Seuytblatt | 
oder in Verkehr gefeßt wird, was durch eine bloße Erklaͤrung noch nice 
gefchieht. Allein das Geſetz wollte hier nichts weniger als jene Begriffe 
beirren; es verlangt nur, daß die von bemfelben bezeichneten Unrichtig⸗ 
Beiten, wegen ihrer Gefährlichkeit, fo wie ein Schleichhandel be 
handelt werben. 

2. Unrichtigkeiten in den Angaben eines Schiffsmanifeſtes 
oder in dem Anzeigen über Waaren, die für einen anderen Hafen be 
ſtimmt find, oder deren Befimmung dem Bührer des Fahrzeuges noch 
unbefannt ift, follen nach Anordnung des $. 289 des Strafgefehes über 
Gefällsäbertretungen wie Unrichtigkeiten in Waarenerffärungen für bie 
Einfüßrverzollung ($$. 283—286) behandelt werden. Natuͤrlich konnten 
die räckfichtlich der Unrichtigkeiten in Waarenerflärungen zum Behufe der 
Unweifung im $. 279 gegebenen Beftimmungen hier Beine Anwendung 
finden, weil ein Schiffsmanifeft und die genannten Anzeigen nur die Zahl 
und Bezeichnung der auf dem Fahrzeuge befindlichen Behaͤltniſſe, dam 
die Menge und Gattung der geladenen Waaren angeben, ohne die letz⸗ 
“teren zur Vornahme eines beftimmten zollaͤmtlichen Verfahrens (für die 
Einfuhr oder Durchfuhr) zu erflären, fomit auch. eine Veranlaffung zur 
Anweifung gar nicht vorhanden ift. Aber vieleicht ift felbft Die Anordnung, 
daß die-rückfichtlich der Unrichtigkeiten in Erkkaͤrungen für den zollpflith⸗ 
tigen Verkehr ohne Anweiſung feftgefegten Strafbefimmungen auf Un- 
richtigkeiten in einem Schiffsmanifefte angewendet werden ſollen, eine zu 
harte Anordnung, da ja ein Schiffsmanifeſt, als ein einfaches Verzeichniß 
der Waaren und ihrer Behältniffe, nur zur Erleichterung der gefaͤllbaͤmt⸗ 
lichen Aufficht überreicht wird, daher auch die Menge und Gattung ber 
geladenen Waaren nicht einmal nach den Maßftäben und Benennungen ded 
Zolltarifes anzugeben braucht? Won einer Täufchung ‘des zollaͤmtlichen 
Merfährens Eann bier auch Feine Rede fein, weil auf Grundlage eines 
Schiffsmanifeftes noch Fein Verfahren für die Einfuhr oder Durthfuhr 
erfolgen kann, wozu eine förmliche, mit den vorgefchriebenen Erforder- 
niffen verfehene Erklaͤrung aöthig ift, die durch ein Schiffsimanifeft nicht 
erfegt werden Bann. Kann aber diefes die Stelle einer Waarenerklaͤrung 
nicht vertreten, fo ſollten auch die in demfelben vorfommenden Unrichtig⸗ 
Eelten ‚nicht fo wie die gieichartigen in einer Waarenerklaͤrung geahndet 
werden. " 

Allein wenn auch ein Schiffsmanifeſt, feiner Beſtimmung amd feinem 
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Inhalte nach, von einer Waarenerflärung fich weſentlich unterſcheidet, 
fo ift e8 doch jedenfalls für zollaͤmtliche Zwecke ein zu wichtiges Document, 
als daß man nicht mit allem Grunde verlangen ſollte, daß ſeine Angaben 
über Menge und Gattung der Waaren richtig fein und gleich der anger 
gebenen Zahlund den Zeichen der Behältniffe mit dem wirklichen Zuftande 
der Ladung übereinftimmen (Zollordnung $. 85), Müffen doch, fobald 
das Fahrzeug in den Hafen eingelaufen ift, die nörhigen Vorkehrungen 
gegen mögliche Werfchkeppungen der geladenen Waaren gleich getroffen, 
und insbefondere Zollbeamte und Angeftellte der Finanzwache in ben Stand ' 
gefegt werden, die vorgefchriebene Unterfuchung auf dem Fahrzeuge zu 
pflegen, und falls fich auf demſelben Gegenitände eines Staatsmonopots 
befinden, die Ablieferung derfelben in die Amtliche Verwahrung zu veran- 
laffen (Zollordnung $$. 41 und 43). Schon zum Behufe biefer Ueber⸗ 
wachung der eingebrachten Radung, dann aber überhaupt zur Bewährung: 
des redfichen Betriebes der Schifffahrt ift das unter alten feefahrenden 
Nationen eingeführte, zur Negelmäßigfeit der Unternehmung gezähfte 
Schiffämanifeft, durch deffen Vorlage fogleih der Stand des Fahrzeu⸗ 
ges und feiner Ladung erfichtlich gemacht werden fol, unerläßlih. Bei 
dem Landtransporte muß die Waarenerklärung fogleich, nachdem der Ge⸗ 
genftand bei dem Amte eintraf, bei diefem eingebracht werden; in den’ 
Seehäfen ift es aber geftattet, die Erklärung binnen 24 Stunden, nach⸗ 
‚bern das Fahrzeug in den Hafen einlief, einzubringen (Zollordnung:$$. 58 
und 54). Auch bierin liege ein Grund mehr, mit Strenge darauf zu 
halten, daß in dem Schiffsmanifefte, welches mittlerweile zur Ausweifung- 
der Ladung dienen foll, die Menge, Gattung -und Art der geladenen 
Waaren genau und richtig angegeben werde. Bei diefer Wichtigkeit des 
Schiffsmanifeſtes und der genannten Anzeigen in zollämtlicher Beziehung ' 
kann es nur als durdy die Sache felbft geboten angefehen werben, daß 
Unrichtigeiten in denfelben nicht gelinder als jene in Waarenerflärungen 
des zolipflichtigen Verkehrs für die Einfuhrverzollung behandelt werden. 
8. Von den Unrichtigkeiten in Steueranfagen für geſchloſſene 
Orte find diejenigen, die in Erklärungen zum Behufe der Durchfuhr 
fteuerbarer Objecte durch den Ort, oder zur Unwelfung an ein im Orte 
oder an deſſen Steuerlinie beftehendes Amt vorkommen, eben fo wie Un⸗ 
richtigleiten in Waarenerflärungen zur Anweifung auslaͤndiſcher, unver: 
zollter Waaren ($$.279— 280), alle anderen aber wie Unrichtigbeiten 
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in Waarenerflärungen für die Einfuhrverzgollung (88. 283— 286) zu 
behandeln ($. 290). Diefe Gleichſtellung von Unrichtigkeiten in Erklaͤ⸗ 
rungen dort über accifepflichtige, bier über zollpflichtige Gegenftände 
in Bezug auf die Imputation ift. durch die Sleichartigfeit derfelben in 
Hinſicht auf Zweck und Mittel hinlaͤnglich gerechtfertigt. Wenn man den⸗ 
jenigen, der im Erklären ausländifher Waaren zur Einfuhrverzollung 
einen zolipflichtigen Gegenftand ‚verfchweigt , gleich einem Schleichhändier 
einer Strafe unterwirft, fo wird man auch demjenigen eine gleiche Ber 
handlung widerfahren laffen müflen, ber bei Einbringung. fleuerbarer 
Obiecte in einen gefchloffenen Ort eines derfelben anzugeben unterläßt; 
denn beide find in gleicher Schuld, gehen auf gleiche Art vor, „und beide 
gefährden eine indirecte Staatsauflage. 

4. Unrichtigkeiten in Erklärungen ober Anſagen für Bad Controll⸗ 
verfahren konnten, wenn man dem Begriffe des Schleihhandel® und 
den über den Grad der Strafbarleit der einzelnen ©attungen von Ge⸗ 
fällsübertretungen aufgeftellten Srundfägen nicht untreu werden wollte, 
ruͤckſichtlich der Zurechnung nicht mit dem Schleichhandel in gleiche Linie 
geftellt werden, weil fie nur die zur Abwendung oder Entderfung von 
Sefällsverfürzungen eingeführten Maßregeln oder Anftalten verlegen, ſo⸗ 
mit im ſchlimmſten Falle doch nur als mittelbare Angriffe auf das Steuer⸗ 
wefen betrachtet werden Fünnen. Nach ber im $. 287 des Strafgefeßes 
aufgeftellten Regel werden folche Unrichtigkeiten ald ſchwere Gefälls- 
übertretungen imputirt, wenn die Verfendung von controfipflichtigen 
Waaren,. wofür die Amtliche Beftätigung auf Grundlage der unrichtigen 
Erklärung erlange werden will, im Graͤnzbezirke, oder aus diefem in das 
innere Zollgebiet, oder umgekehrt, oder endlich im inneren Zollgebiete 
jedoch von Waaren, die dafelbft der geſchärften Controlle unterworfen 
find, gefchehen fol, und in diefen Zällen entweder flatt eines nicht con⸗ 
trofipflichtigen Gegenſtandes ein controlipflichtiger, oder die Menge der 
controfipflichtigen Waare unrichtig angegeben wird. Aus diefer Anordnung 
erfieht man, daB es nur einige Unrichtigkeiten: in den Anſagen für das 
Controllverfahren find, die als ſchwere Gefällsübertretungen angerech⸗ 
net werden, Unrichtigkeiten, durch welche dort Vorkehrungen hintergangen 
oder Maßregeln vereitelt werden Eönnen, wo dieſelben wegen des erklärten 
Gegenftandes ober wegen ber vielen Gelegenheit zum Unterfchleife am 
nothwendigſten find, wo alſo auch eine ftärkere Strafſanction gutgeheißen 
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werden ai: Dagegen Eonuten alle die Übrigen Unrichtigkeiten - in ben 
Erklärungen für das Controfiverfahren nur als einfache Gefällsübertrer 
tungen erElärt werben, wie.dieß namentlich mit Unrichtigkeiten in Anfagen 
für den Transport von Waaren, die der einfachen Controlle unterliegen, 
im inneren Zollgebiete, dann in jenen zum Behufe der Abtretung einer 
controfipflichtigen Waare an Andere in demſelben Orte der Fall ift($. 372). 
Nur dann, wenn dadurch die ämtliche Beftätigung über die bedungene 
Verwendung eines ausnahmsweiſe bewilligten Gegenſtandes vorfchrifte 
widrig erlangt werden will, wird die Unrichtigfeit ald Verſuch einer 
ſchweren Gefälsübertretung angerechnet ($$. 361 und 362). 

5. Auch für den Zweck der Benügung der Poftanftalt zur Were 
fendung von Schriften und Gütern müffen häufig Erkfärungen (Declara⸗ 
tionen in Adreſſen, Srachtbriefen) abgegeben werben, durch deren unrich⸗ 
tige Angaben nicht nur das Poflgefälle (die Pofttare) einer Verkürzung 
ausgefegt wird, fondern zuweilen auch eine Leiftung ohne Entgelt erlangt 
werden, fomit das Poftinflitur doppelt verlegt werden Eann. Daß rüd: 
fichtlich ſolcher Unrichtigkeiten die in dem zehnten Hauptſtuͤcke des Straf⸗ 
geſetzes über Gefaͤllsuͤbertretungen aufgeſtellten Normen keine Anwendung 
finden können, leuchtet von ſelbſt ein; daher wird mar auch die dort für 
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wichtige Unterfcheidung, ob ſich die unrichtige Angabe auf die Gattung, 
Are oder Menge der Waare beziehe, bei der Veurtheilung der Strafbars 
keit falfcher Declarationen über die der Poftanftalt übergebenen Gegen: 
fände nicht zum Anhaltspuncte nehmen Eönnen. Hierüber enthalten theils . 
das fiebenzehnte Hauptftüc jenes Strafgefeges, theils befondere über die 
Einrihtung und Verwaltung des Poftwefens beftehenden Vorfchriften die 
erforderliche Weifung. 

"Nach jenem Hauptflüde des Strofgefeges, welches von Uebertre⸗ 
tungen der Vorfchriften über die dem Staate in Abficht auf den Per- 
fonen:e und Sachentransport ausfchließend vorbehaltenen Rechte und Abe 
gaben handelt, werden alle mit gänzlicher oder theilwelfer Umgehung der 
Poftgebühr begangenen Uebertretungen der Poftvorfchriften ald Gefälle 
verkürgungen erklärt, wohin denn alfo auch die unter diefer Voraus⸗ 
fegung durch falſche Declarationen verübten Uebertretungen gehören. 
Als folche find insbefondere angeführt: a) wenn Jemand einen von der 
Entrihtung der Poftgebühr nicht ausgenommenen Brief oder anderen 
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— aufgibt (Fahrpoſtordnung vom 6. Juli 1838 8. 
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inderen als des tarifmäßigen Porto veranlaßt wird 
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Gegenſtand unter einer falſchen Ueberſchrift (Adreſſe), welche Anſpruch 
auf die vollſtaͤndige oder theilweiſe Befreiung von der Poſtgebuͤhr geroährt, 
aufgibt oder aufzugeben verfucht; b) wenn Jemand in den Erklärungen 
ober Machweifungen, die zum Behufe der Erlangung einer Conceffien 
zum periodifchen Perfonen- oder Sachentransporte, wovon an die Poll: 
caffe eine. Gebühr zu entrichten ift, vorgelegt werden, Angaben, die der 
Sebührbemeffung zur Orundlage dienen follen, in der Art unrichtig auf⸗ 
führt, daß die darnach bemeſſene Ceiftung mit einem geringeren als dem 
vorfchriftmäßig gebührenden Betrage entfällt ($. 423 d; $. 426 b. aa); 
ec) wenn Schriften, Documente oder Urkunden, für welche eigene Poft: 
gebühren beftimmt find, ald Drudfchriften, welden nad dem Ge 
fege eine Portoermäßigung zufteht, erklärt werden (Mofdecret 31. Mär; 
1847); d) wenn mehrere zufammengepadte Briefe als Säriften 
zur Verſendung mit der Fahrpoſt declarirt werden Gofdecret vom 
7. Maͤrz 1843). 

Mit dieſen Faͤllen, in welchen eine unrichtige Declaration als eine 
einfache Gefaͤllsuͤbertretung nach dem Strafgeſetze zu ſtrafen iſt, iſt jedoch 
das Gebiet ſolcher Uebertretungen durch unrichtige Angaben nicht abge 

ſchloſſen; denn nach dem im $. 423 3. 2 aufgeſtellten Grundſaͤtze wird 
uͤberhaupt jede geſetzwidrige Er langung der Beförderung einer Sade ober 
Perſon, welcher die gebuͤhrenfreie Verſendung durch die Poſtanſtalt nicht 
zuſteht, wenn dadurch die Poſtgebühr ganz oder theilweiſe umgangen 
wird, als eine ©efällverfürzung zu behandeln fein. Als weſentlich erfcheint 
‚ aber überall das Merkınal, daß durch die Declaration eine, Verkürzung 

- der Poſtgebühr herbeigeführt oder erzielt werben kann, und daß der Fall 
nicht aus Nückficht der eigenthümlichen. Verfaffung des Poſtweſens mit 
einer befonderen Strafe belegt fei. Wegen Abgangs des erften Momentes 
kann daher derjenige, der vorſaͤtzlich werthloſe oder geringfügige Sachen 
als koſtbare Gegenſtaäͤnde declarirt oder ſonſt durch eine abſichtlich höhere 
Angabe des Werthes der Sendung die Poftanftalt zu gefährden unter: 
nimmt, wegen biefer falſchen Declaration allein nicht nach dem Strafge⸗ 
ſetze Über Gefäsübertretungen behandelt werden. ‚Dieß gilt auch von 
‚denjenigen, welcher ©egenftände, die nach den beftehenden Poſtvorſchrif⸗ 
ten vom Transporte mittelſt der Fahrpoſt gänzlich. ausgefchloffen find 
(Schießpulver, Kupferzändhütchen, Mineralfäuren u. m. a.), unter einer 
falſchen Deelaration oder mit Verſchweigung des Inhalts der Sendung 
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zur Fahrpoſt aufgibt (Bahrpoftordnung vom 6. Juli 1838 $. 2). — 
Wegen des anderen Grundes berechtigen felbft Declarationen über Fracht 
flüde, die in Waaren, Prätiofen, Metallgeld in Kiſten oder Rollen, 
Obligationen, Wechſeln und anderen Effecten beſtehen, wenn ſie auch 
den Inhalt der Sendung fo unrichtig angeben, daß dadurch die Bemef- 
fung eines minderen als des tarifmäßigen Porto veranlaßt wird, noch 
nicht zum Einfcpreiten nach dem Strafgeſetze über Gefällsübertretungen, 
fondern sieben im Entdecfungsfalle den Erlag des vierfachen Betrages 
des geſetzlichen Porto als Strafgebühr nach ſich (Fahrordnung vom 
‚6. Juli 1838 $. 13). Es werden nämlich ſolche Frachtſtüͤcke unter dem 
Siegel der Partei ohne Unterſuchung ihres Inhalts uͤbernommen, und 
die Beſtimmung des Werthes ber Sendung bleibt der Partei überlaſſen, 
wogegen aber auch die Poſtanſtalt die Haftung fuͤr die Sendung nur nach 
Maß des angegebenen Werthes uͤbernimmt. Da auf dieſe Art, die der 
ſchnelleren Amtshandlung zutraͤglich iſt, der etwa vorhandenen Luſt des 
Aufgebers, einen geringeren Werth anzugeben, in jener Befchränkung der 
Haftung auf ben legteren ein nicht unwirkſames Gegengewicht herge- 
ſtellt ift, fo Eonnte zur Beftrafung foldher Unrichtigkeiten in Declarationen 
über Waaren, Prätiofen und andere Effecten eine Conventional 
fraf e genügen. 

Auch diejenigen Unrichtigkeiten, die in den zur Bemeſſung der Stra⸗ 
hßen⸗, Brücken: und Ueberfuhrgebühren eingebrachten Declarationen oder 
Anſagen entdeckt werden, ſollen als Gefaͤllsverkuͤrzungen nach $. 486 
bed Strafgeſetzbuches über Gefällsübertretungen behandelt werden > 
das Recht zu deren Bezuge ift gleichfalls ein Ausfluß des dem Staate 
in abi icht auf Perſonen⸗ und Sachentransport uͤberhaupt vorbehaltenen 
Rechtes, 

6. Falſche Angaben über die zur Stämplung gebrachten Ka- 
fender, Spielfarten und Zeitungen, um burch diefelben bie bei ber 
Stämpfung zu entrichtende Abgabe ganz ober zum Theile zu umgehen, 
find al einfade Gefällsübertretungen Verkuͤrzungen) erklaͤrt 
($. 896). e 

‚Aus diefer Eurzen Ueberficht der gefeßlihen Beftimmungen über 
die Behandlung von Unrichtigkeiten in Declarationen für gefaͤlls⸗ 


— 
-——- — — — 
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aͤmtliche Zwecke laſſen ſi ch nun folgende allgemeine Bemerkungen ab⸗ 
ſtrahiren: 

1. Unrichtigfeiten in Waarenerklaͤrungen im zollfreien Ver— 
kehr werden durchgehends als Schleichhandel, und zwar dort, wo 
es das Geſetz ausdruͤcklich beſtimmt, als vollbrachter, ſonſt aber als 
verſuchter Schleichhandel behandelt. 

2. Unrichtigkeiten in Waarenerklärungen zum Behufe der Anwei⸗ 

ſung ausländiſcher unverzollter Güter ſind in den meiſten 
Sällen dem Schleichhandel gleichgeftellt. 
8. Ausgedehnter ift der Kreis von Umrichtigkeiten, die nur als 
einfache ©efänsübertretungen zu ftrafen find, bei Waarenerffä: 
rungen, die in dem übrigen zollpflidhtigen Verkehr überreigt 
werden. | 

4. Unrichtigkeiten in Anfagen über Gegenftände, die bei Einbrin- 
gung in gefchloffene Orte der Verzehrungsfteuer unterliegen, theilen das 
Loos der Unrichtigkeiten unter 3. 2 oder 3, je nachdem eine Anweiſung 
der erklaͤrten Gegenſtaͤnde Statt findet oder nicht. 

5. Unrichtigkeiten im Anſagen für das Controllverfahren 
eignen ſich ihrem Weſen nach nicht zu einer ſolchen Be wie der 
Schleichhandel. 

6. Bei Declarationen zum Behufe der Verſendung von Waaren 
mittelſt der Poftanftalt werden Unrichtigkeiten, durch welche die 
Poſtgebühr einer theilweiſen oder gänzlichen Verkürzung ausgeſetzt wird, 
immer nur als einfache Gefällsübertretungen behandelt, und ſelbſt von 
diefen find diejenigen, die in Declarationen über Frachtſtuͤcke, die mit 
der Bahrpoft befördert werden follen, in der Regel nur mit einer Con 
ventionalftrafe bedroht. 

Es zeigt fich fomie im Ganzen, daß das Strafgefeg über Gefällt: 
übertretungen bei der Anrechnung der verfchiedenen Unrichtigfeiren, von 
welchen hier die Rede ift, ein beſtimmtes, feſtes Syſtem zum Grunde 
gelegt und diefed auch confequent durchgeführt hat. Nach der in Abſicht 
auf die Beſchaffenheit und Wichtigkeit der Folgen der Gefällsübertretun: , 
gen im $. 9 gemachten Unterfcheidung von drei Gattungen bderfelben, 
find Unrichtigkeiten,, die auf die Bemeffung des Betrags einer aus Ber: 
anlaffung der UWeberfchreitung der Zoll- oder Steuerlinie zu entride 
. senden Abgabe von weſentlichem Einfluffe find, in der Regel als 
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Schleichhandel claflificirt; von denjenigen hingegen, die außerhalb 
einer ſolchen Veranlaſſung die Ueberwachungsmaßregeln bes Verkehrs 
verlegen, die gefährlicheren zu den ſchweren, die anderen zu den ein: 
fachen Gefällsübertretungen gerechnet. Die feit der Wirkfamkeit diefes 
Strofgefeges erlaffenen, die Einrichtung einzelner Gefälle betreffenden 
Patente und Regulative wollen Uebertretungen ihrer Vorfchriften, info 
fern fich diefe ald eine in dem Strafgeſetze über Gefällsübertretungen 
bezeichnete Webertretung darftellen, auch nur nach demfelben beurtheift 
und beftraft wiffen, und feßen nur für andere Faͤlle befondere Disci⸗ 
plinar = oder Conventionalftrafen feft. Und fo ift an die Stelle der 
früheren ungleichen Behandlung auch in Bezug auf die Unrichtigkeiten 
‚in MWoarenerflärungen und Anfagen eine wohlthätige Gteichförmigkeit 
gefegt worden. | 


1. Band. V. Heft. 1849. 24 


XX. 


Strafrechtsfall zur Erklaͤrung der $$. 154 lit. f. und 180° 
lit. c. I. Thl. des St. G. B., dann der 66. 3 und 20 der 
Fagdordnung vom 28. Februar 1786. 


Mitgetheilt von dem k. £. Kreiscommiffär von Lügenan. 


An 15. Juni 1847 machte der Sorftjunge Leopold N. bei feiner Herta, 
fchaft die Anzeige, daß er am vorhergegangenen Tage, ald er im Walde 
Nachſicht pflog, in einem entfernten Theile desfelben einen Schuß gehört 
habe. Er ſei hierüber aus dem Walde herausgeeilt und habe gefehen, daß 
ein fiherer Michel N. in einem Weingarten ftehe, in einer Hand ein Ge⸗ 
wehr, in der anderen einen tobten Hafen haltend. Deponent habe Michel 
N. nun verfolgt und endlich auch eingeholt. Michel N., welchen er arretiren 
wollte, habe fich die Hände nicht wollen binden Iaffen, fondern ſich wider: 
fegt und ihn fogar an ber Hand gefragt, weil er (Deponent) aber ftärfer 
gemwefen, fo habe er ihn doch zum Oberfoͤrſter eingeliefert, von wo derfelbe 
an die Haft abgegeben worden fei. Michel N. babe ihm fogleich die That 
eingeftanden und beigefügt, daß er den erlegten Hafen fehon dfter auf 
feinem Felde gefehen habe, jedoch erft das erfte Mal hinausgegangen fei, 
um ihn zu fchießen. Den Werth des gefchoffenen Hafen gibt Deponent 
auf 24 Er. C. M. an. 

In Folge diefer Anzeige wurde von der Haft in der Behaufung bes 
Inculpaten eine Unterſuchung gepflogen und bei diefer im Wohnzimmer 
etwas Schießpulver, eine eiferne Drahtſchlinge, 2 Stück bleierne Kugeln 
und eine Slintenfchraube, auf einer Kellerftiege aber etwas Wolle von einem 
Feldhaſen gefunden, nebftbei aber auch in Erfahrung gebracht, daß derfelbe 
Eigenthümer eines größeren Bangeifens fei. 

Michel N. geftand in dem Summarverhöre, in feinem nahe dem 
Walde gelegenen Weingarten ſchon einige Male einen jungen Hafen bee 
merkt und daher, da alle Lebensmittel fo theuer feien, den Entfchluß gefaßt 
zu haben, denfelben zu ſchießen und in Wien zu verkaufen. Er habe daher 
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fein altes, vor mehreren Jahren von einem Juden gekauftes Gewehr gela⸗ 
den, felbes mit in den Weingarten genommen, bier bis zum Sonnenunter⸗ 
gange gearbeitet und fodann dem Hafen aufgelauert. Bald darauf fei die . 
fer audy gefommen und er babe ihn niedergefchoflen. Als er im Begriffe 
gewefen mit demfelben nach Haufe zu gehen, habe er zwei Pfiffe und 
bald darauf einen Schuß gehört. Sich umblickend habe er den Jäger ger 
fehen und daher die Flucht ergriffen. Der Zäger fei ihm nachgelaufen, und 
babe ihm zugerufen, ftehen zu bleiben, widrigens er auf ihn fehieße. Hier⸗ 
über fei ernun ftehen geblieben, der Jaͤgerjung habe ihn ergriffen, zu Boden 
geworfen, Ihm einen Schlag ind Geſicht gegeben, und ſodann die Hände 
gebunden, diefe jedoch über feine Bitte wieder freigelaffen. Nur Theuerung 
und Moth habe ihn zu diefer Handlung verleitet. Das Gewehr habe er 
ohne Zweck gekauft, weil ein Zude, welcher es ihm um 12 fl. W. W. zum 
Kaufe bot, ihm dasfelbe über feinen hierauf geftellten Anbot von 6 fl. 
W. W. überließ. Um dasfelbe jedody nicht ganz unbenüßt zu laffen, habe 
er im Winter in feinem Garten Arammeln geftreut, hiedurch die Füchfe ane 
gelockt, und zwei hievon erfchoffen, deren Zleifch er gegeffen, die Baͤlge 
aber zu 4 fl. W. W. verkauft Habe. Die bei ihm vorgefundene Munition 
babe er im Herbfte gekauft, die zwei bleleren Kugeln liegen ſchon undenk⸗ 
liche Zeiten in feinem Haufe, und die Drahtfchlinge habe er beim Grafen 
im Waldfaume gefunden. Die auf der Kellerftiege gefundene Haſenwolle 
rühre von einem Hafen ber, den er in ber Erde, wahrfcheinlich durch Fuͤchſe 
vergraßen, gefunden, fich zugeeignet und verzehrt habe. Derfelbe fei aber 
fhon beinahe zur Hälfte angefreffen gewefen. Das Fangeiſen habe er wegen 
Mardern beigeihafft. Die Werthfehägung des Hafen mit 24 Er. C. M. 
fei gar nicht übertrieben. Da in dem vorliegenden Falle die Obrigkeit Partei 
war, fo wurde nad) $. 284 1. Thl. St. ©. B. zur Unterſuchung ein bes 
nachbartes Dominium delegirt. 

Der Sägerjung feßte in feiner Einvernehniung bei der defegirten Haft 
noch bei, daß er dem Michel N., ald er ihm die Hände binden wollte, 
eine Ohrfeige gegeben habe, weil diefer fi) widerfegte, ihn immer von 
fich wegftieß und ihn auch, fei es zufällig ober abfichtlich, im Geſichte und 
an einer Hand zerfragte. Wegen diefer Widerfeglichkeit habe er den . 
Michel N. auch) zur Erde geworfen, damit er ihm während des Bindens 
der Hände nicht entrinnen könne, und biefe habe er Ihm gebunden, weil er 
ihn nicht kannte. Als Michel N. ihm jedoch hierauf auf glaubwärdige 7 
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erzählte, wer er fei, habe er deffen Hände wieber freigemadht. Es fei 
unwahr, daß er dem Michel N. mit dem Schießen gedroht habe, wenn 
er nicht ftehen bleibe, weil diefer gewiß, die Verwirklichung der Drohung 
fürdhtend, Tieber ftehen geblieben wäre, anftatt fortzulaufen bie er ihn 
einholte. 

Michel N. gab unter Beſtaͤtigung ſeine Summarverhörsausſagen 
bei der delegirten Haft an, daß er die Verwirklichung der ihm nachge— 
rufenen Drohung: ftehen zu bleiben, widrigens er gefchoffen werde, felbft 
bezweifelte und daher fortlief. Widerſetzt habe er fich dem Sägerjungen 
nicht, wohl aber fei es wahr, daß er ſich die Hände nicht habe binden 
laffen wollen, ob er bei diefer Gelegenheit den Jaͤger gefragt habe, wifle 
er nicht, und ed müßte nur aus ungefähr gefchehen fein. Yon den früher 
erlegten und angeeigneten zwei Füchſen habe er den einen im vorleßten, 
den anderen im legten Winter gefchoflen. Er fehe das .Unrecht feiner 
Handlung ein, bereue fie, und bitte um eine gelinde Strafe, weil er allein 
eine Samilie von ſechs Kindern und ein fehon feit drei Jahren Eranf Tiegendes 


Weib erhalten müffe. Der Ortsrichter gab rückfichtlich des früheren Le: 


benswandeld des Michel. N. an, daß derfelbe befannterinaßen häufig der 
Wilddieberei nachgehe, diefe aber fo heimlich ausübe, daß ihn nicht leicht 
Jemand bemerfe, Der Nachbar des Michel N. wollte noch nie wahrge: 
nommen haben, daß biefer der MWilddieberei nachgehe. Die betreffende 
Herrſchäft fchägt einen Fuchsbalg auf I fl. C. M. 

Ueber diefen Fall war der Neferent der nachftehenden 

Meinung. 

Michel N. ift allen Anforderungen der $$. 352 und 353 St. G. B. 
HM. Thl. gemäß geftändig, den Diebftahl eines Hafen pr. 24 Er. C. M. 
und zweier Fuͤchſe, rückfichtfich deren ihm blos durch $. 8 des Jagdpatentes 
vom 28. Februar 1786 die Todtung, nicht aber auch die Zueignung ge: 
ftattet war, im Werthe von 2 fl. C. M., zufammen daher Diebftähle im 
Werthe von 2 fl. 24 fr. C. M. verübt zu haben. 

Es ift fonach der rechtliche Beweis der Schuld nach $. 851 11. Thl. 


St. G. B. hergeſtellt, daß der Unterſuchte die ſchwere Polizeiübertretung 


gegen die Sicherheit des Eigenthums durch Diebſtahl nach 8. 210 II. Thl. 
St. G. B. veruͤbt habe. 

Erſchwerend ſpricht gegen denſelben blos die Fortſetzung der 
Uebertretung durch laͤngere Zeit. 
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Mildernd: 1. die Noch, in welcher ſich derfelbe mit feiner Fami⸗ 
lie befindet; 

2. fein unbefcholtener Wandel vor der Unterfudung ; 

3. daß er den zugefügten Schaden vergüten kann und auch hiezu 
fehr bereitwillig ift; — 

4. daß er beim Verhöre aus eigenem Antriebe einen Diebſtahl ges 
fand, rücjichtlich deffen dem Belchädigten nur durch dieſes Geftändniß 
die Entfhädigungserlangung möglich iſt; 

5. daß der zugefügte Schade nicht bedeutend iſt; 

6. daß er fich aufrichtig und reumüthig zeigte. 

Mit Rückficht diefer Weberwiegenheit der mildernden gegen die ers 
[dwerenden Umftände dürfte fonach von der im $.2r0 II. Thl. St. G. B. 
enthaltenen, auf obige Uebertretung gefeßten Strafe des einfachen oder 
ftrengen Arreſtes von 8 Tagen bis zu 3 Monaten gegen den Inculpaten 
ein Stägiger Arreſt auszumeffen fein. 

Weil derfelbe aber Zamilienvater und der einzige Ernäbrer derfelben 
ift, fo wäre diefer Stägige Arreft in Anwendung des $. 23 lit. b. St. G. B. 
11. Thl. auf 3 Tage herabzufegen, "dagegen aber mit 2 Faſttagen zu ver- 
fchärfen. | 
Endlich wäre der Unterfuchte auch ıtach 88. 398 und 449 St. G. B. 
11. Thl. zum Schabenerfage an die betreffende Herrſchaft mit 2 fl. 24kr. C. M. 
fo wie zur Bezahlung der allfälligen Unterfuchungskoften zu verurtheifen, 

Dei der Abftimmung über diefen Vortrag ergaben fi) divergirende 
Anfichten. 


D 


Erfte Meinung. 

Der Thatbeftand der fehweren Polizeiübertretung fei durch den Diebe 
ſtahl des Hafen berausgeftellt. Hinfichtlicdy der gefchoffenen Fuͤchſe hin: 
gegen fei Wotant mit dem Antrage nicht einverftanden. Das Jagdpatent 
vom 28. Sebruar 1286 $. 3 fagt: „Wenn ein Schwarzwildſtück außer: 
„bald eines Thiergartens angetroffen wird, fo ift e8 Jedermann zu allen 
„Jahreszeiten erlaubt, dasfelbe, wie Wölfe, Füchſe oder ein anderes 
„ſchaͤdliches Raubthier, zu fchießen oder fonjt auf eine andere Art zu erle⸗ 
„gen. Es handelt ſich nun um die Snterpretation, was der ©efeßgeber 
unter Schießen verftanden haben will, 

Diefe. Erklärung kann auch wieder nur aus ©efeßesftellen entnommen 
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werben. Der $. 20 des Jagdpatentes fagt: „Ueberhaupt ift fremdes Wild 
„don was immer für einer Gattung fangen oder ſchießen, wie die 
„Entfremdung jedes anderen Eigenthums, ein Diebftahl.?” — Einen 
Diebftahl aber begeht nach $. 151 I. Ihr. St. ©. B. derjenige, der um 
feines Vortheiles willen fremdes bewegliched Gut aus eines anderen Be: 
fiß ohne deffen Einwilligung entzieht. Da nun das Entziehen d.h. 
ſich Zueignen ein Eriteriam bes Diebſtahls überhaupt ift, fo müffe es auch 
ein Eriterium des Schießens ald Diebftahl fein. Wenn dem Gefeggeber 
nicht zugemuthet werben fol, daß er das Wort Schießen jedesmal in 
einem anderen inne verftanden babe, fo müffe auch im $. 3 des Jagd⸗ 
patentes Schießen äyuale Erlegen und fih Zueignen — mil 
hin erlaubt fein. Diefe Anficht finde auch ex analogia eine Beftätigung 
in dem für Weftgalizien untern 17. Sanuar 1797 (Kropatſchek's Geſ. 
Samml.) erfloffenen Hofdecrete, welches als Raubthiere, für deren Er 
legung eine Prämie bezahlt wird, beifpieldweife, nicht tarativ, Wölfe und 
Bären anführe und im $. 4 ausdrüdlich ſagt, dab das Fleiſch ſammt 
der Haut des Thiered demjenigen bleibt, der es getödtet hat. Und aus 
der Styliſirung dieſes Poragraphes geht hervor, daß damit Feine befon: 
dere Verfügung erlaffen, fondern nur etwas ohnehin Bekanntes und ſich 
von felbft Verſtehendes erwähnt werden wollte. Wotant glaubte daher, 
daß Michel N. durch die Sichzueignung der beiden Züchfe Eeinen Diebſtahl 
beging, mithin die ihm zur Laſt gelegte Wiederholung der Uebertretung 
entfalle und ihm biefür Eein Schadenerfag auferlegt werden Eönne, 


Zweite Meinung. 


Der $. 3 des Jagdpatentes, der Jedermann das Schießen der 
ſchädlichen Raubthiere erlaubt, fteht ald Ausnahme da, müfle 
für ji betrachtet und im Geiſte des Geſetzes aufgefaßt werden. 

Zweck diefes Paragraphes fei: Schaden von Menfchen, Hausthieren 
und Zeldfrüchten hintanzuhbalten, dieſer und Fein anderer fol erreicht wer: 
den, dieſes gefchehe aber durch das Erlegen der Raubthiere, ed wäre daher 
nicht begreiflih, über diefe Abficht Hinauszugehen und dem der [hießen 
darf, Überdieß noch einen pofitiven Vortheil zugumenden und die Zueignung 
zujugeftehen. Diefer Paragraph beftehe aus öffentlichen Ruͤckſichten; 
diefe ſollen erreicht werden, das gefchieht Durch das Tödten der Raubthiere; 
warum weiter gehen und etwas vorausfeßen, was nicht in den Worten 
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und nicht im Geiſte des Geſetzes liege? Die für Weſtgalizien erlaffene 
Verordnung im Jahre 1797 laute nur für diefe Provinz, fie fpreche - 
befonders von Bären und Wölfen und beabfichtige die fehleunigere 
Ausrottung derfelben, daher Die befondere Begünftigung. Der $. 20 des 
Sagdpatentes Fönne den $. 3 desfelben nicht erläutern und beide Ednnen 
recht gut ohne Beirrung beftehen. Dadurch, daß nach $. 8 des Jagdpaten⸗ 
tes das Schießen auf Raubthiere erlaubt ift, folgere fi) aber nicht, daß 
gegen diefelben förmlich auf die Jagd gegangen oder — wie in dem vor« 
liegenden Falle — durch abfichtliches Legen von Krammeln herbeigelockt, 
dann gefchoffen und fich das Bell zugeeignet werde. Anders wäre ed, wenn 
fi) die Züchfe zufällig auf dem Grunde oder in der Hausflur des Unter⸗ 
thans eingefunden hätten, in diefer Worausfegung wäre dad Recht auf 
diefelben zu fchleßen — keineswegs aber auch die Ermächtigung ſich das 
Fell derfelben zuzueignen vorhanden gewefen, denn die Berechtigung des 
Schießens dürfte nicht auch die Zueignung des Geſchoſſenen einfchließen, 
und der Gefeßgeber mag-aus öffentlichen Ruͤckſichten das Eine eingeräumt 
haben, ohne deßwegen noch eine weitere Folge zuzugeftehen. Um jeden 
Zweifel zu heben, Eönnte diefer Fall der hohen Randesftelle als der beru- 
fenen Behörde zur Auslegung der Gefege in ſchweren Polizeiübertretungs« 
fällen zur Entfcheidung vorgelegt werden. 


Dritte Meinung. 


Die Frage, ob die nach dem Jagdpatente vom 28. Februar 1786 
$. 3 Jedermann zugeftandene Erlaubniß, Fuͤchſe als ſchädliche 
Raubthiere zu fchießen oder fonflaufeine Art zu erlegen, 
auch das Recht der Zueignung in ſich fehließt, glaubt Votant ſowohl nach 
dem Wortlaute als nach dem Geifte dieſes Geſetzes verneinend beantworten 
zu follen. Der Buchftabe des Gefeßes erlaubt blos das Schießen oder 
Erlegen, unter welchen Begriffen, ihrer etymologifchen Bedeutung nach, 
Lie Zueignung nicht verſtanden ift, und es fei auch um fo weniger Grund, 
demfelben eine weitere Ausdehnung zu geben, als die fragliche Geftattung, 
als eine Ausnahme von den Übrigen Beftimmungen desYagdpatentes auf 
geftellt ift, jede Ausnahme von der gefeglichen Regel aber im firengen Sinne 
ausgelegt werden muß und einem Geſetze (felbft nach $. 6 des a. b. G. B.) 
in der Anwendung Eein anderer Verftand beigelegt werben darf, als welcher 
aus der eigenthümlichen Bedeutung der Worte In ihrem Zufammenhange 
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und aus der klaren Abſicht des Geſetzgebers hervorleuchtet. Nun liege 
aber in dem Geiſte und in der Abſicht des bemerkten Geſetzes gewiß nicht 
die Tendenz, die Fuͤchſe eben ſo wenig als die Wildſchweine, deren Schießen 
und Erlegen außerhalb des Thiergartens in dem erwähnten 8.8 des Jagd⸗ 
patentes ebenfalls geſtattet iſt, dem bisherigen Eigenthume der Jagdinhaber 
zu entziehen. Daß aber die Fuͤchſe von jeher (was auch allenthalben noch 
gegenwärtig der Fall ift) als der Jagdbarkeit angehörige, fomit eigenthüm: 
lihe Objecte der Jagdinhaber angefehen und behandelt wurden, gehe aus 
den älteren Yagbordnungen vom 18. Mär; 1675, vom 30. März 1701, 
vom 17. Juni 1728 und vom 23. Auguſt 1748 deutlich hervor. - 

Wenn nun glei) alle diefe Jagdordnungen durch das fpätere Jagd⸗ 
patent vom Jahre 1786 ausdrücklich aufgehoben wurden, fo wurde doch 
in dem leßteren bezüglich der Objecte des hergebrachten. Jagdeigenthums 
nichts geändert und es Eönnen in diefer Beziehung die beflandenen älteren 
Geſetze immerhin noch zur Auslegung ded neuen Geſetzes und zur näheren 
Erklärung feiner Abficht dienen. Die Abficht der. Anordnung bes $. 8 des 
Sagdgefeges vom Jahre 1786 gehe nun offenbar lediglich dahin, die darin 
bezeichneten Thiere für andere Thiere, fo wie für Menſchen unſchaͤdlich 
zu machen. In ben älteren angeführten Sagdorbnungen fei in diefer Ver 
ziehung nur dem Jagdinhaber geſtattet geweſen, dergleichen Raubthiere in 
ihren eigenen Wildbahnen und Jagdbezirken zu erlegen und auszurotten; 
als ſolche Thiere waren bezeichnet: Wären, Wölfe, Fuͤchſe, Otter, Wild⸗ 
katzen ꝛc. Die Verſchließung der Wildſchweine in eigene. Thiergaͤrten fei 
erſt durch das Patent vom 25. Auguſt 1770 angeordnet und beigefügt, 
daß, „wenn einiges Schwarzwild (Wildfhweine) vom 1. Januar 1772 
„ar, außer den Thiergärten getroffen würde, folcyes der Zagdinhaber auf 
„die erfte Anzeige, ohne Unterfchied der Jahreszeit, bei fcharfer Verant⸗ 
„wortung zu fällen verbunden fein fol, widrigens Jedermann darüber die 
“ „iweitere Anzeige an bad Kreisamt zu machen, und dieſes unverſchieblich 
„die nöthige Abhilfe zu verfchaffen hätte, wo alddann ein folcher Jagdin⸗ 
„haber nebft dem Erſatze alles Schadens noch überdieß nach Beſchaffenheit 
„der Umftände mit einer empfindlichen Strafe angefehen werden würde.? — 
Das neue Gefeg vom Jahre 1789 $. 3 ging dießfalld weiter und erlaubte 
Zedermann, das Schwarzwild außer den Thiergärten zu allen Jahreszei⸗ 
ten, wie Wölfe, Fuͤchſe oder ein anderes fhädliches Raubthier zu fchießen 
oder fonft auf eine Art zu erlegen. 
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Durch. das Schießen oder fonftige Erlegen diefer Thiere würde nun 
aber die Abficht des Geſetzes, diefelben unfchädlich zu machen, vollkommen 
erreicht, daher Feine Urfache abzufehen ift, gegen alle Begriffsbeftimmung 
hiemit auch noch einerfeits die Eigenthumsentjiehung, andererfeits bie 
Zueignung zu verbinden. Was die Wildfchweine anbelangt, fo werde uͤbri⸗ 
gend gewiß Niemand die Anſicht Haben, daß das Schießen berfelben außer 
einem Thiergarten auch das Zueignungsrecht in fich begreife, warum follte 
alfo das Schießen und Erlegen von Füchſen, die doch gleiche Jagdobiecte 
find, einen anderen Sinn haben? 

Der $. 20 des Yagdgefeßes fei diefer Auslegung nicht entgegen, denn 
diefer Paragraph lege einerfeits felbft fehon in die Worte fangen und 
[hießen eines fremden Wildes, infoferne eine ſolche Handlung als Dieb: 
ſtahl geahndet werden fol, den Begriff der Entfremdung ausbrüdlich hin⸗ 
ein, indem verordnet wird: „Ueberhaupt ift fremdes Wild, von mas immer 
„für einer Gattung, fangen oder hießen, wie die Entfremdung jedes 
„anderen Eigenthums ein Diebftahl.” Andererſeits aber Eönne dieſe Geſetzes⸗ 
ftelle zur Behandlung eines Wilde Bangens oder Schießens als Diebftahl 
ohnehin nicht für fich allein, fondern in Verbindung mit den bießfälligen 
Beflimmungen des Strafgeſetzes angewendet werben, da erftere auf Teßtere 
nur binweifen,, dieſe aber in Feiner Hinſicht abändern oder denfelben vor: 
greifen wollte. 

Das Hofdecret für Weftgaligien vom 17. Januar 1797 fpreche zwar 
im Eingange im Allgemeinen die Abficht aus, „um die Ausrottung der 
dem Vieh gefährlichen und fchädlichen Naubthiere, befonders Bären 
und Wölfe, in Weftgalizien defto fchleuniger zu bewirken,” beſtimmt 
aber ausdrüdlich und tarativ nun für die Tödtung eines Büren oder 
Wolfes die Prämie eines Ducaten unter Beifügung mehrerer Bedin⸗ 
gungen, worunter $. 4 wohl enthalten ift, daß das Kleifch ſammt der 
Haut des Thiered demjenigen bleibe, der ed getödtet hat.” Diefe Vorſchrift 
gälte alſo offenbar nur für Weſtgalizien und bezüglich ber Bären und Wölfe, 
finde alfo aufandere Provinzen und andere Thiergattungen Feine Anwendung. 

In Niederöfterreich wurden erft zu Folge der Hoffanzleidecrete vom 
17. April 1830, 3. 8608, und der Hoffammerverordnung von 27. April 
1830, 3. 14,945, Prämien aus dem Staatsfchage für die Erlegung 
ſchaͤdlicher Raubthiere feftgefeßt, als ſolche aber ausfchließend blos Bären, _ 
Wölfe und Luchfe bezeichnet. 
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Es dürfte hiernach kaum einem Zweifel unterliegen, daß hinſichtlich 
des Schießens und Erlegens der Fuͤchſe ſich lediglich an die noch aufrecht 
beſtehende Anordnung des Jagdpatentes zu halten und derſelben keine wei⸗ 
tere Ausdehnung zu geben ſei, als in deren Wortlaute und Geiſte liege. 
Votant ſchließe ſich daher auch der Anſicht an, daß in dem vorliegenden 
Falle Michel N. durch die Zueignung der von ihm geſchoſſenen zwei Fuͤchſe 
ſich des Wilddiebſtahls ſchuldig gemacht habe, zumal er durch Eingeſtehung, 
das Eigenthum des Jagdinhabers auf ſelbe gewußt zu haben, auch des 
böfen Vorfages übermwiefen ift. 

Ueberdieß glaubte Votant hier auch noch den Im vorliegenden That« 
beftande wohl erwähnten, in der Beurtheilung aber übergangenen Umſtand 
erwähnen zu follen, daß unter Anderen Inculpat auch das Geftänpniß 
ablegte, die bei der Hausunterfuchung vorgefundene Haſenwolle rühre von 
einem Hafen her, den er in der Erde — wahrfcheinlich durch Fuͤchſe — 
vergraben gefunden, ſich zugeeignet und verzehrt habe. 

Es fraͤgt ſich nun, ob dieſe eingeſtandene That ſich als Diebſtahl oder 
Betrug herausſtelle, und zur ſtrafbaren ſchweren Polizeiübertretung qua⸗ 
lificire? Einen Diebſtahl begeht (St. ©. B. I. Thl. $. 151), wer um 
feines Vortheiles willen fremdes bewegliches But aus eines Anderen Beſit 
ohne deffen Einwilligung entzieht. Diefe Definition paffe nicht auf den 
bier in Frage geftellten Fall. Wer eine vergraben gefundene Sache ſich 
zueignet, entzieht diefelbe nicht aus eines Anderen Vefig, weil fie ſich in 
Niemandens Befig befindet. Das Wild (fomit auch ein Hafe) fo lange ed 
im Wald herumlaͤuft, fei ein unbewegliches Gut ($. 291 ded a. b. G. B.) 
und als folches allerdings im Beſitze des Jagdinhabers, und es werde erft 
dann zum beweglichen Gut, wenn es gefangen oder erlegt worden. Wird 
demnach ein Iebendes fremdes Wild gefchoffen oder gefangen und fich zuge 
eignet, fo werde basfelbe von einem unbeweglichen in ein bewegliches Gut 

umgewandelt, unmittelbar aus dem Beſitze des Jagdinhabers entzogen 
und ein Diebſtahl begangen.. Anders fei es mit einem tobt gefundenen 
Hafen. Derfelbe befinde fi) nach 58. 309 und 812 b. ©. B. nicht mehr 
in dem Befiße bed Jagdeigenthuͤmers, er Eönne auch bereitd durch einen 
rechtlichen Zitel in das Eigenthum eines Anderen übergegangen und von 
dem letzteren verloren worden fein. Es werde alfo bei einem fich zugeeigne⸗ 
ten vergraben gefundenen Hafen von einem Diebftahl Eeine Rede fein, baher 
der $. 210.1, Th. St. ©, 8, Feine Anwendung finden konne. Es handelt 
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fich alſo nur noch um die Auslegung und Anwendung bed $. 1801. Thl. 
und 211 H. Thl. &t. G. B. über den Betrug durch Zueignung gefun« 
dener Sachen, auf den gegebenen Fall. Nach diefen Paragraphen macht 
fih des Betruges (als eines Verbrechens oder nach Umſtaͤnden einer ſchwe⸗ 
ren Polizeiübertretung) ſchuldig, wer gefundene Sachen gefliffentlich ver- 
hehlet und fich zueignet. Diefe Beftimmungen müffen aber jedenfalls mit 
den Anordnungen ded a. 6. ©. B. $$. 388, 389 ıc., dann $. 395 ıc. 
über das Binden verlorener oder verborgener Sachen in Einklang gebracht 
werden, 

Nach $. 388 4./6. ©. B. ift ein Zweifel nicht zu vermutden, daß 
Jemand fein Eigenthum wolle fahren laffen, daher darf Fein Finder 
eine gefundene Sache für verlaffen anfehen und fih diefelbe zu« 
eignen, Der $. 389 fährt fort: „Der Finder ift alfo verbunden, dem 
„vorigen Befiger, wenn er aus den Merkmalen der Sache oder aus anderen 
„UÜrfachen Deutlich erkannt wird, die Sache zurückzugeben, Iſt ihm der 


„vorige Befiger nicht bekannt, fo muß er, wenn das Gefundene einen u 


„Bulden an Werth überiteige, den Bund innerhalb 8 Tagen auf die an 
„iedem Orte gewöhnliche Art bekannt machen laffen, und wenn die gefundene 
„Sache mehr ald 12 Gulden werth ift, den Vorfall der Ortsobrigkeit 
anzeigen? | | 

Der bier in Rede begriffene vergraben und halb verzehrt gefundene 
Haſe hatte jedenfalls nur den Werth unter Einem Gulden (morunter 
nad) den Finanzpatente vom 20. Februar 1811 und dem KHofdecrete vom 
25. October 1817 bie Valuta W. W. verftanden werden muß), weil der 
frifch gefchoffene Haſe nur auf 24 .C.M.d.i.1 WW. gefhägt 
wurde, Ä 

Es frägt fi alfo, ob die Zueignung besfelben als einer Sache unter _ 
dem Werthe Eines Gulden W. W. nach $. 389 a. b. G. B. geftattet 
iſt. Dieß dürfte nicht der Ball fein, denn der $. 388 beſtimmt ausdruͤck⸗ 
lich, daß Fein Finder eine gefundene Sache fich zueignen dürfe, 
und macht bezüglich des Werthes der gefundenen Gegenftände Feinen Un⸗ 
terfchied, ö 

Der $. 889 verordnet ferner nur noch bie befonderen Verbindlichkei⸗ 
ten für den Finder, um daß verlorne Object feinem früheren Eigenthümer 
wieder zu verfchaffen, was auch nad $. 395 a. b. ©. B. von ben ver⸗ 
grabenen oder fonft verborgenen Sachen gilt. Hiernach ift der Finder wohl 
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verbunden, dem deutlich erkannten vorigen Beſitzer die gefundene 
Sache ohne Unterſchied des Werthes zurückzugeben. Iſt ihm aber der 
vorige Beſitzer nicht bekannt, fo hat er in dem Falle, wenn das Gefun: 
dene einen Gulden W. W. an Werth üiberfteigt, die gefegfiche Obliegen- 
beit, den Bund innerhalb 8 Tagen nach Verhältniß des Werthes entweder 
auf die ortsuͤbliche Art bekannt zu machen oder der Ortsobrigkeit anzugei- 
gen. Mach diefem $. 389 a. 6. ©. B. wird nun dem Finder einer Sache 
unter dem Werthe Eines Gulden wahrfcheinlich wegen ihrer Geringfügigr 
Feit und der deßhalb größtentheils fich nicht Iohnenden Mühe und Auslage 
einer Kundmachung von dem Gefege keine Verbindlichkeit der Bekannt: 
gebung des Fundes zu Gunſten des Eigenthümers auferlegt, demfelben 
biedurch aber auch noch keineswegs das Necht der fogleichen Zueignung 
mit Aufhebung des früheren Eigenthumsanfpruches eingeräumt. Eine ſolche 
Bueignung wiberfpräche dem beftimmten Wortlaute und Sinne des $. 388 
a. b. G. B., wornach im Zweifel nicht zu vermuthen ift, daß Jemand 
fein Eigenthum fahren laffen wolle, daher Eein Finder eine gefundene 
Sade für verlaffen anfehen und fich zueignen dürfe, eben fo auch dem 
$. 366 a. 6. G. B., welcher erklärt: daß mit dem Rechte des Eigen: 
thümers jeden Anderen von dem Beſitze feiner Sache auszufchließen, auch 
das Recht verbunden fei, feine ihm vorenthaltene Sache von jedem Inha⸗ 
ber durch die Eigenthumsflage gerichtlich zu’ fordern. Die eigenthuͤmliche 
Zueignung eines folchen, fo wie jedes anderen Bundes Fann nach $. 392 
b. G. B. erft nah Verlauf der Verjährungszeit eintreten. Diefe allge: 
meinen Vorfchriften über das Binden verlorener oder verborgener- Sachen 
haben auch auf das allfällig verlorne Wild ihre. Anwendung, wobei indber 
fondere noch der $. 19 des Jagdpatentes vom Jahre 1786 zu berückfic: 
tigen ift, welcher lautet: „Wer ein Wild findet, welches fih felbft.ge 
»ſpießt oder fonft befchädigt hat und zu Grunde geht, Eann. fich dasſelbe 
„keineswegs zueignen, fondern hat dem Jagdinhaber davon die Anzeige zu 
„machen? Ein Wild alfo, welches in einem Zuftande zu Grunde gegangen 
gefunden wird, daß ed als fich felbft gefpießt oder beſchädigt 
- erkannt werden muß, wird nach diefer Vorfchrift in Uebereinftimmung mit 
dem $. 389 b. ©. B. als erkennbares Eigenthum des Jagdinhabers anzu⸗ 
ſehen und ohne Werthsunterſchied demſelben anzuzeigen und zurückzuſtel⸗ 
len ſein. 

Wird aber dad gefundene todte Wild nicht als ſich ſelbſt geſpießt oder 
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Jagdinhabers deutlich erkannt, fo kommt lediglich der $. 389 b. G. ©. 
in Anwendung, daher ber Bund eines folhen Wildes, wenn dieſes den 
Werth von 1 fl. W. W. überfteigt, auf bie vorgefchriebene Weife bekannt 
zu machen, unter diefem Werthe aber zwar die Befanntgebung nicht ande: 
fohlen iſt, jedoch auch — wie oben erwaͤhnt — überhaupt und, vor ber 
Verjährungsfrift die Zueignung nicht Statt finden darf. Das letztere ift 
bier bei dem von Michel N. vergraben gefundenen Hafen der Fall, daher 
derfelbe Feineswegs das Necht hatte, fich diefen juzueignen. | 

Der 8. 393 6. ©. B. beſtimmt nın weiter: Wer immer die in den 
$$. 388, 392 angeführten Worfchriften außer Acht laͤßt, haftet fuͤr alle 
ſchaͤdlichen Folgen. Laͤßt ſie der Finder außer Acht, ſo verwirkt er auch 
den Finderlohn und macht ſich zu Folge des Strafgeſetzbuches überbieß 
nach Umſtaͤnden des Betruges ſchuldig. In dieſer Beziehung wird nun nach 
$. 180 lit. c. I. Thl. St. G. B. und $. 211 N. Thl. St. ©. B. eines 
Betruges fehuldig: wer gefundene Sachen gefliffentlich verhehfet und fich 
zueignet. Das Strafgefeg verbindet hier zwar dad gefliffentliche Verhehlen 
und fi Zueignen mit einander, allein es fcheint, daß das gefliffentliche 
Verhehlen und fih Zueignen auch jedes für ſich allein zum Betruge ſich 
eignen könne, wenn fonft die Vegrifföbeftimmungen bes Betruges nach 
$. 176 1. Thl. St. ©. B. eintreten, weil die im $. 180 aufgezählten 
Bälle nicht ausſchließend, fondern nur beifpielsweife mit den Worten anges 
führe find: Die Arten des Betruges laſſen ſich zwar wegen ihrer zu großen 
Mannigfaltigkeit nicht alle im Gefege aufzählen, insbefondere macht ſich 
aber mit Ruͤckſicht auf gleich erwähnten Betrag eined Verbrechen fchufdig &c. 

Hieraus folgt, daß auch in allen anderen hier nicht fpeciell bezeichne⸗ 
ten Fällen, fomit auch bei dem alleinigen abfichtlichen Verhehlen oder dem 
alleinigen Zueignen gefundener Sachen im Bewußtfein der Rechtswidrig⸗ 
Feit der Handlung ein ftrafbarer Betrug vorhanden fein kann, wenn bie 
Erforderniffe des $. 176 I. Thl. St. ©. B. eintreten. Immerhin wird 
aber auch hier ſchon nach den allgemeinen Beftimmungen des &trafges 
feßes der böfe Vorſatz zur Zurechnungsfähigkeit des Inculpaten unerläß« 
lich fein. 

Bei der in Rede geftellten Handlung des Michel N. ift zwar nicht 
die gefliffentfiche Werhehlung, allerdings aber die Zueignung des gefun- 
denen Hafen nachgewiefen und Ießtere dürfte nach dem Geſagten unzweifel⸗ 
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baft das Eriterium bes Betruges zu Folge bes $. 176 1. Th. St. G. B. 
und $. 213 II. Thl. enthalten (da der Thäter zu feinem Vortheile die Uns 
wiffenheit eines Anderen benügte, um ihm an feinem Eigenthume zu ſcha⸗ 
den), vorausgefeßt, baß hier die Höfe Abficht dargethan werden Eönnte. 
Dad letztere fcheint indeffen nicht der Fall zu fein, indem Michel N. bes 
bauptet, die Unrechtmäßigfeit feiner That nicht gewußt zu haben, weil er 
fonft den Hafen Hätte liegen laffen. Nach $. 3 L Th. und $. ı IE Thl. 
St. G. B. entfhuldigt wohl die Unwiſſenheit der Geſetze über Verbrechen 
und ſchwere Polizeiübertretung nicht und eben fowenig im Civifrechte ($. 2 
a. b. G. B.), dieß fchließt aber bei dem Vergehen, zu deren Strafzu⸗ 
rechnung böfer Worfag gehört, denfelben nicht aus, und er wirb immer 
in allen dieſen Faͤllen erforderlich fein. Der böfe Vorfag wird jedoch nach 
dem &t. ©. I. Thl. $. 2 lit. £. dort nicht angenommen, wo ein folder 
Irrthum mit unterläuft, der ein Vergehen in der Handlung nicht 
erkennen läßt. — In dem oben behandelten Salle nun über das Auffin« 
den eines vergrabenen halb verzehrten Hafen von geringfügigem Werthe, 
wo der $.8389 b. ©. DB. über das Zueignungsrecht gefundener Sachen 
unter dem Werthe Eines Gulden felbft unter Juriſten die gegentheilige 
Auslegung zulaffen dürfte und auch der bejahenden Anficht Pla geben 
kann, erfcheint bei einem ungebildeten Landmanne die Geltendmachung 
eines den böfen Vorſatz ausfchließenden Irrthums in dem Erkennen einer 
firaffälligen Handlung um fo mehr gerechtfertigt, als bei Straffällen 
im Zweifel immer die, mildere Auslegung einzutreten hat. 

Diefer Auseinanderfegung zu Folge dürfte dem Inculpaten die Zu» 
eignung des angeblidy gefundenen Hafen wegen nicht erwiefenen böfen 
Vorſatzes nicht imputirt, derfelbe allerdings aber bed Diebſtahls eines 
Haſens und zweier Fuͤchſe ſchuldig erkannt werden, in welcher Beziehung 
Votant mit der angerragenen Veftrafung ſich einverftanden erklärt. Der⸗ 
felbe erachtet jedoch, daß diefer Unterfuchung nicht an die Landesregierung 
jur Entſcheidung zu leiten wäre, weil bad Kreisamt hierüber felbft zur 
Urtheilsfehspfung competent iſt, daher die Negierung in ihrem Ausfpruche 
gewiß nicht vorgreifen, fondern dem Kreisamte den Act zur eigenen Amte« 
handlung zurücdgeben würde. Indeſſen dürfte diefe Unterfuchungsangee 
legenheit mit allen Umſtaͤnden und verfchiedenen Anfichten immerhin 
unser die hoben Orts anzuzeigenden zweifelhaften Faͤlle aufgenommen 
werben. 


’ 
- 
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Vierte Meinung. 

Nach den Unterfuchungsacten und den Vorftimmen handelt es fich 
in dem vorliegenden Galle um die Veurtheilung folgender Bragen: 

1. Schließe die inı $. 3 des Nagbpatentes vom 28. Bebruar 1786 
Jedermann zugeflandene Erlaubniß, Fuͤchſe ald ſchaͤdliche Raubthiere zu 
ſchießen oder fonft auf eine Art zu erlegen, auch da Hecht der Zueignung 
in fih? und hat ſonach 

3. Michel N. durch Zueignung der von ihm geſchoſſenen zwei Fuͤchſe 
ſich des Wilddiebſtahls ſchuldig gemacht? 

3. Iſt die vom Inculpaten eingeſtandene That, daß er einen wahr⸗ 

feheinfich durch Fuͤchſe vergrabenen todten Hafen gefunden, fich zugeeignet 
und verzehrt habe, eine nach dem Strafgefege ftrafbare Handlung und 
welcher Natur, ob Diebftahl oder Betrug ? 

4. Welche Strafe Eommt in dem vorliegenden Balle zu verfügen ? 

ad 1. Schließe ſich Wotant aus den von der Vorftimme entwickelten 
Gründen der Anfiht an, daß in dem im $. 8 bed Jagdpatentes Jeder⸗ 
mann eingeräumten Befugniß, Fuͤchſe als ſchaͤdliche Raubthiere zu ſchie⸗ 
Gen, keineswegs auch das Necht der Zueignung eingeräumt ſei. Denn die 
in $. 20 desfelben Patentes enthaltene Beftimmung: ⸗Ueberhaupt ift 
Wild von was immer für einer Gattung fangen oder fehießen wie die 
„Entfremdung jedes anderen Eigenthums ein Diebftahl,” kann bei einer 
vernünftigen Auslegung als Diebſtahl nur dann imputirt werden, wem 
das Schießen oder Zangen von Wild anter Umftänden gefchieht, welche 
an der That, abgefehen von der Erlegung noch fonft die Merkmale eines 
Diebſtahls erkennen laffen, zumal nad der im Jahre 1786 beftandenen 
Strafgefeßgebung die Definition des Diebſtahls diefelbe war, wie in dem 
nun geltenden Strafgefege vom Jahre 1808. Es müßte fomit darauf 
zurücigegangen werden, ob nad) den vor dem Jagdpatente vom Jahre 
1786 beftandenen Jagdordnungen die Fuͤchſe DO bjecte der Sagdinhabung 
waren oder‘ nicht. Die citirten älteren Geſetze liefern hievon den Beweis 
und auch abgefehen hievon wird Jedermann anerkennen müflen, daß Büchfe 
nach der Gewohnheit in Niederöſterreich Objecte der Jagdinhaber find; 
daß aber folche Gewohnheiten Geſetzeskraft erlangt haben, beweiſet das 
Sofderret vom 16. December 1825, 3. 87,449, an das Tiroler Guber⸗ 
nium, worin es ausdruͤcklich heißt, daß eine Beflimmung der Wildgate 
tungen, die zur hohen und niederen Jagdgattung gehören, nicht #" "" 
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fei, da in den verſchiedenen Landesgegenden verfchiedene Obfervanzen ent⸗ 
ftanden feien, woraus Eigenthumsrechte erwachfen find. Iſt fonach der 
Fuchs Dbject der Jagdbarkeit, fo ift feine Zueignung 

ad 2. ein Diebftahl, zumalen der böfe Vorfag eingeftanden wird. 

ad 3. Glaubt Votant, daß bezüglich des gefundenen todten Hafen, 
welcher fich zugeeignet wurde, nach der Begründung der Vorſtimme ein 
Betrug nicht deducirt werden Eann, weil ber böfe Vorfag mangelt. 

‚ad 4. Kt Votant mit dein Strafausmaße einverftanden. , 

Was endlih die Meinung anbelangt, den Faſl als zweifelhaft der 
höheren Entfcheidung vorzulegen, fo fei die Kandesftelle nach ihrer In⸗ 
firuction vom 11. November 1801 $. 2 zwar im Allgemeinen berufen, 
Zweifel über den Sinn der Gefege zu löfen. Allein für ſchwere Polizeis 
übertretung beftehe in Folge a. 5. Entfchließung vom 18. Juli 1822 
(Hofdecret vom 2. Auguft 1822, 3. 20,215) P. G. S. eine abweichende 
Porn. Es ſollen naͤmlich alljährlich die Fälle, auf welche das Geſetz nicht 
vollfommen anwendbar ift, gefammelt und vorgelegt werden. Zu dieſer 
Vorlage aber hält: Votant den vorliegenden Fall ganz geeignet. 

Hiernach wurde der - . 

Befhluß- 

gefaht: Michel N. fei der ſchweren Polizeiübertretung $. 210 II. Thl. 
St. G. B. ſchuldig, und hiefür mit Stägigem, unter Anwendung bes $. 28 
aber auf drei Zage herabgefeßten, zweimal mit Saften verfhärften Arrefte 
zu beftrafen und habe den verurfachten Schaden pr. 2 fl. 24 fi. C. M., 
fo wie auch die allfällige Gerichtskoſten zu erfegen; der Ball aber gelegen⸗ 
heitlich des jährlich über die zweifelhaften Fälle aus der Abtheilung der 
fehweren Polizeiübertretung zu erftattenden Berichtes zur Kenntniß der 
hohen Landesftelle zu bringen, 





Da bdiefe Verhandlung im Onadenwege zur Entfcheidung der Lan⸗ 
desbehörde gelangte, fo dürfte es nicht unintereffant fein, die höhere Ent: 
ſcheidung hierüber zu erfahren. Sie lautet wörtlih: „In Erledigung des 
„Berichtes über das Gnadengeſuch des Michel N. gegen dad wegen ber 
„vſchweren Polizeiübertretung nach $. 210 gefchöpfte Strafurtheil wird 
„bemerkt: daß auch rückfichtlich der Zurückhaltung des Balges von den, 
„von dem Inculpirten eingeftandener Maßen geichoffenen Fuͤchſen aller 
„dings der Thatbeftand nach $. 210 vorhanden fei, da der Fuchs nicht zu 
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„ienen Raubthieren gehört, für deren Tödtung laut dem Regierungsbecrete 
„vom 26. April 1830, 3. 21,618 , Prämien bewilligt werden.” Hier⸗ 
nach wird das Urtheil der Frage aufrecht erhalten, im Gnadenwege aber 
die anerkannte Strafe auf 24 Stunden Arreft mit Faſten verfhärft gemil- 
dert. Bei diefen Verhaͤltniſſen entfällt jeder Zweifel und es erſcheint nicht 
nothwentig, daß die aus dem vorliegenden Falle ſich ergebende Frage am 
Schluſſe des Jahres jur Erörterung der jweifelhaften Faͤlle gebracht werde, 
indem in dem oben angezogenen Regierungsbecrete genau jene Thiere be 
zeichnet find, welche zu den Raubthieren gezählt werben. 


1) Diefes Regierungsbecret lautet wörtlid : 

»Die Hohe Hoffanzlei Hat im Gimverflänbuiffe mit der £. £. effgemeinen 
Hoflammer bie Anwendung berjenigen Beitismmungen, weldge bereits in aus 
deren Provinzen wegen Berabfolgung von Pıamien aus dem Staateſchetze 
für bie Griegung ihäblicher Aaubthiere beſicher, und auf bie Provinz Rie- 


für eine Br m . 2. 2. 2 2 2 2 2 2 2 2. n LEN. 
für einen Bären in .... 0 30 >» 
für eine Rölfe ober Euhln . - - - > 2 2 2.0 3» > 
für einen Bei ber bb . - - - >» 2 2 22. », >» 
für einen jungen Bären, Wolfen ober Luchſen unter einem 
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Iubem vie Segierung Diefe Behimmnngen eröffnet, wirt zugleids erinnert, 
dag jedem Ginfigreiten an die Laubesfelle un Auweifung der Brümien, ber 
auchentiſche, anf ber eigenen Ucberzeugung ber einidreiteuben Eocalbehörde 
#4 gründende Beweis von der Epalfadhe der erfolgen Tübtung eines faldjen 
Raubthieres beigebradst werben muß. 

Uchrigens Ionımen biefe Taglien aus der Provinzislsamerol-Uusgabscafe 

zu erislgen, uud ik Tür sorfommenbe Fälle in aus ber Grfahrung abzu- 
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Hr. Carl Für zu Liechtenftein wurbe zum erften Oberfihofmeifter Sr. 
Maj. des Kaiſers, Hr. Earl Graf von Landorönsfi zum Oberfilämmerer, 
und Hr. Rudolph Graf von | rbma zum Oberfl:Hof- und Kandjägermeifter ernannt. 

Hr. Carl Beyer, Hr. Iofephvon Panken au und Hr. Thaddaͤus Merkl 
wurden zu Raͤthen des nied. oͤſterr. Landrechtes befördert. 

Hr. Graf Hugo Huyn erhielt die Stelle eines Rathöprotocolliften bei 
dem oberften Gerichtshofe. 

Hr. Dr. Jofeph Helm, dermaliger Gemeindevorftand der Stadt Olmüß 
und Univerfitätsprofeffor, erhielt den Orden ber eifernen Krone II. Claſſe. 

"Die Herren Joſeph von Maffei, Dr. Theotor Petranovich, Dr. An 
ton Bed und Dr. Franz Wagner wurden zu Redactoren am nen organifitten 
Redactionsburean des Reichsgefetz⸗ und Regierungsblattes mit dem Range und 
Charakter von f. F. Minifterialconcipiften ernannt. 

Hr. Johann Rifter, Hr. Dr. Guſtav Conrad, pr. Theodor Freiherr 
von Saden, Hr. Dr. Johann Tegazzini und Hr. Dr. Johann Bertha 
- Ser wurden zu Concipiften des k. F. Sufigminifteriums befördert. 

Hr. Franz Graf von Diercandin, Hofrath und Kreishauptmann in Ol⸗ 
mütz, erhielt den Orden ber eifernen Krone II. Claſſe. 

Hr. Earl Baron von Ranfonnet wurde zum Gecretär des Minifer- 
rathes mit dem Charafter eines Minifterialrathes ernannt. 

Hr. Dr. Earl Reich wurde zum Minifterialrathe, Hr. Friedrich Sachſe 
von Rothenburg zum Serctionsrathe und Hr. Eduard von Lackenbacher 
zum Minifterialfecretär im Minifterium des Innern ernannt. j 

Die Herren Iofeph Jeremiaſch und Ferdinand Kilches wurden zu Rä⸗ 
then bei dem böhmifchen Landrechte ernannt. 

Hr. Eduard Rößner wurde zum Rechnungeérathe bei dem Rechnungs⸗ 
departement des Minifleriums für Landescultur und Bergbau mit dem Range 
und ten fyflemifirten Genüſſen eines E. k. Minifterialfecretärs ernannt. 

Hr. Regierungsratö Johann Prechti, Director des polytechnifchen In⸗ 
ftitutes zu Wien, erhielt das Ritterkreuz des öſterr. Leopoldordens. 

Hr. Dr. Anton Bed wurde zum o. d. Profeffor des öfterr. bürgerlichen 
Rechtes an der F. k. Univerfität zu Olmütz mit der Verpflichtung bes Lehrvor⸗ 
trages in böhmifcher Sprache ernamıt. ö 

gr. Dr. Stephan Teplog wurde zum Profeffor der Moraltheologie an 
der FE. k. Univerfität zu Wien befördert. " 

Hr. Dr. Leopold Efarda wurde zum Hof: und Gerichtsadvocaten In 
Wien ernannt, | 

Se. F. f. Majeftät haben mit allerhöchfler Entfchliegung vom 16. April 
1849 den Privattocenten an ber Univerfität in Berlin, Dr. G. Eurtius, zum 
außerordentlichen Profeffor der clafjiichen Literatur an der Univerfität in Prag 
allergnädigft zu ernennen gerubt. 

Se. F. f. Majefät haben mit allerhöchfter Entſchließung vom 29. April 
41849 die Errichtung einer Lehrfanzel für flavifche Archäologie an ber Wiener 
Univerfität zu bewilligen, und den Prediger für den flavifchen Cultus in Peſib, 
Johann Kollar, zum außsrortentlichen Profeſſor diefes Lehrfaches allergnäpdigft 
"zu ernennen geruht. . 

Dem Hrn. Franz Freiherr vonDegrazta, alle des f. k. oͤſterr. Or⸗ 
dens ber eiſernen Krone, wurde der Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 
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ammenftellung einiger Gef: > Verorönungen, welche 

Fri auf das öflerreickid che — über Verbrechen 

beziehen, und welche in den dießfälligen Novellenſammlungen 
. sicht erfcheinen. 


Die Mehrzahl der nadjfolgenden Normallen dürfte zwar den Herausgebern 
nnferer ſtrafrechtlichen Rovellenfanmmlungen nicht unbelaunt, und aus biefen 
Sammlungen, inwiefern fie nicht von neueren Daten als diefe find, nur deßhalb 
hiuweggeblieben fein, weil ihnen biefelben in feinem unmittelbaren Zuſammen⸗ 
bange mit dem Strafgeſetzbuche zu ftehen fchienen. 

Es iſt dieſes Anſichtsſache, und während einer foldhen Sammlung vo 
einer Seite ber Vorwurf der Unvollflänbigfeit gemacht wird, Flagen andere über 
den weiten Kreis, ben ſich der Herausgeber bei Aufnahme der fich auf das Strafr 
geſetz beziehenden Geſetze gezogen bat. 

Wir bemerken dieſes, nicht um den erſchienenen Novellenſammlungen den 
Abgang dieſer Novellen zum Vorwurfe zu machen, fondern um die Veröffent⸗ 
lichung dieſer Zuſammenſtellung zu rechtfertigen. 

Dieſelbe enthält nebſt einigen wenigen älteren, und mehreren neueren Ge⸗ 
ſetzen, welch' letztere ſchon nach der jüngſten Novellenſammlung erſchienen, ins⸗ 
beſondere die mit ben übrigen Staaten Europas beſtehenden Berträge über gegen⸗ 
feitige Auslieferung der Deferteure, 

Diefe Bartelle haben für den Eriminalrichter infofern viel Intereſſe, als 
fie bezüglich der Behandlung ſolcher ausländifher Defertenre, welche während 
ihıes Aufenthaltes in Defterreich ein Verbrechen begingen, Beftimmungen ents 
halten, und ſelbſt in diefem feine Bleichförmigfeit befteht. 

Nachdem diefe Staatsverträge jedoch ſämmtlich von größerem Umfange 
find, fo Hielten wir es für den Bedarf Binreichend, die Gefehßlanmmlung, in wels 
cher fie zu finden find, nady Band und Seite zu bezeichnen, und nur jene Abfähe 
dem ganzen Wortlaute nach aufzunehmen, welche fih auf die Behandlung der 
Deferteure im Zalle eines verübten Derbrechens beziehen. 


Nr. 1. Hoffanzleidecret vom 18. April 1807. 


Wenn von Parteien Abfchriften von Protocollen über ämtliche Commiſ⸗ 
fionsverhandlungen verlangt werben, fo kommt bei dergleichen Commiflionspros 
tocollen überhaupt der wefentliche Unterfchied zu beobachten, ob fie ämtliche Er⸗ 
fahrungen, oder ob fie rechtliche Erflärungen und eingegangene Verbindlichkeiten 
von Parteien unter ſich enthalten. 

Bon den Erfieren, welche blos zum Amtsgebrauche bienen, gebühren zwar 
den Barteien Feine Abichriften, die Abſchriften von den lepteren aber, welche zu⸗ 
gleih als Privatverträge anzufehen find, Fönnen benfelben auf ihr Verlangen 
nicht wohl verfagt werben. 

(Kropatſchek Geſetzſammlung, B. 23 S. 192 Nr. 7424.) 


Nr. 2. Batent vom %. Mai 1815 (Wechfelfeitige Auslieferung ber Defers 
teurs zwifchen Oeſterreich und Rußland.) 
$. 7. Hätte feit jener Entweichung ein Deferteur in dem Lande, wohin 
er fich flüchtete, ein Verbrechen begangen, oder baran Theil genommen, fo ift er 
nichtsdeftoweniger jener Macht zurückzuftellen, welcher er angehört. Diefe wird 
nach gefchehener Mittheilung aller auf fein Verbrechen Bezug nehmenden Acten 
ihn nach den Geſetzen aburtheilen und beftrafen lafien, zugleich aber den Urs- 
theilsfpruch dahin, wo das Verbrechen begangen worden, zur Kenntniß mittheilen. 
(Rropatfchefs Geſetzſammlung B. 35 Jahrg. 1815 N 
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Nr. 3. Patent vom 6. Juni 1817. (Uebereinkunft zwiſchen Oeſterreich und 
Sachſen wegen wechfelfeitiger Auslieferung ber Deferteure.) 


Art. vIII. Hätte feit feiner Entweichung ein Deferteur in dem Lande, 
wohin er fich flüchtete, ein Verbrechen begangen, oder baran Theil genommen, 
fo ift er nichtsdefloweniger jener Macht zurückzuſtellen, welcher er angehörte. 

Diefe wirb nach gefchehener Mittheilung aller anf fein Verbrechen Bezug 
nehmenden Acten ihn nach den Geſetzen abnrtheilen und beftrafen laſſen, zugleich 
aber den Urtheilsfprucd dahin, wo das Verbrechen begangen worben it, zur 
Kenntniß mittheilen. ’ 


(Bolitifche Gefepfammlung B. 45 Jahr 1817 Rr. 141.) 


Mr. 4. Patent vom 25. März 1818. (Wechfelfeitige Auslieferung der Der 
ferteuve zwifchen Defterreich und Parma.) 


«Art. vH. Wenn ein Deferteur nach feiner Defertion in dem Lande, 
wohin er fich geflüchtet, ein Verbrechen begangen, ober fich der Mitſchuld an 
demfelben theilhaftig gemacht hätte, fo fol er nichtsbeftoweniger jener Macht, zu 
deren Truppen er gehört, zurückgeſtellt werben. 

‚ In einem ſolchen Falle werden die Behörden befagter Macht den Defers 
teur nach erhaltener Mittheilung aller auf das begangene Verbrechen fich bezies 
henden Acten, in Eemäßheit ber in ihrem Staate geltenden Geſetze unterfuchen 
und beftrafen laffen, und zugleich bedacht fein, das gefällte Criminalurtheil den 
Behörden des Drtes, wo dns Verbrechen Degangen wurde, mitzutheilen. 

(Politiſche Geſetzſammlung B. A6 Jahr 1818 Nr. 68.) 


Nr. 5. Patent vom 24. Mai 1818. (MWechfelfeitige Auslieferung ber Defers 
teure zwifchen Defterreich und Würtemberg.) . 

Art. IV. Nur folgende Fälle werden als Gründe, die Auslieferung eines 
Deferteurs zu verweigern, anerfannt: 

a) Wenn der Deferteur aus den Staaten des jenfeitigen Hohen Souverains 

—— iſt, und alſo vermittelſt der Deſertion nur in ſeine Heimat zu⸗ 

ehrt. 

db) Wenn ein Deferteur in dem Staate, in welchem er entwichen iſt, ein Ver⸗ 
brechen begangen hat, befien Beftrafung vor der Auslieferung die Zander 
feße erfordern. Menn nach überftandener Strafe der Defertenr ausges 
liefert wird, follen die benfelben betreffenden Unterfuchungsacten entweder 
in Original oder auszugsweife, und in beglaubten Abfchriften übergeben 
werden, damit ermefien werben kann, ob ein dergleichen Deferteur noch 

zum Militärdienfle geeignet fei oder nicht. 

Schulden oder andere von dem Deferteur eingegangene Verbindlichkeiten 
hingegen geben dem Etaate, in welchem er fich aufhält, feinen Grund, die Aus 
lieferung des Ausreißers zu verweigern; fonbern es find die von dem Deferteur 
in dem anderen Staate gemachten Schulden aus feinem Privatvermögen, wenn 
er foldyes befigt, der geſetzlichen Ordnung gemäß zu bezahlen. 

(Bolitifhe Geſetzſammlung B. 46 Jahr 1818 Nr. 124.) 


Nr. 6. Patent vom 24. Februar 1819. (Uebereinkunft zwifchen Oeſterreich 
und Preußen wegen wechfelfeitiger Auslieferung der Deferteure.) 
Art. IV. Nur folgende Fälle werden als Gründe, die Auslieferung eine® 
Deferteurs zu vermeigern, anerfannt: i 
a) Wenn der Deferteur aus den Staaten des jenfeitigen hohen Souveraind, 
fo wie fie durch die neueften Berträge begränzt find, gebürtig ift, und aljo 
mittel der Defertion nur in feine Heimat zurüdfehrt. 
b) Wenn ein Deferteur in dem Staate, in welchem er entwichen if, ein Ver⸗ 





geben dagegen bem Staate, in welchen cr ſich aufhält, Fein echt, deſſen Aus⸗ 
lieferung zu verjagen. 

Die von bem Deferieur in dem anteren Staalte Echalben find 
jeboch aus feinem Privalvermögen, wenn er ſolches beit, ber orfehligen Orb⸗ 
nung gemäß zu bezahlen. 


⸗* 


7. Uchereinfunft zwiſchen Deherreih nnd Mobena wegen 
Auslieferung ber Defertenre. 

Benn ein Deferteur nad feiner Teiertion im bem Laube, wos 
ein Berbredgen begangen, ober Ed ber Bitfgulb au bems 

hätte, iger j 


ie 
H 


| 
t 
h 
| 
a 


bie Behörden beinsfer Madet ben Deferieur 

anf das begengene Berbuedyen ſich bezichenden Acten in Gemäßheit der in ihrem 

Gkante geltenben Gefepe unteriudgen uud beiraicen Iefen, umt gzugleich bebocht 

fein, des gefüllte Griminglurtgeil ben Behörden des Ortes, we das Bertredgen 
(Sieberößlerz. Peseinjisigefepfemudung 3. 1 Jahr 1819 Ar. 106.) 


Sr.8. Hrifammerbecrei vom 26. Iuli 18%, 3. 30,145. — Kreis 
fGreiben des galiziſchen — — som 27. Auguſt 1838, 
20 


(Galiziige Pros. Gefepfammfnng B. II. S. 220.) 


Br. 9. Defestenrrartell mit den Tircheuſtaate. — Allerhöchtes 

Vatent vom 28. Januar 18235 Ooffanzleiderret vom 14. März 

1823, 3. 7836; BRegierungs>Bersrpunng vom 23. März; 1823, 
3 13,70%. — Un bie Rreisämter sub Dominien in Bien 


Reit zur & einer Eriminafürefe, wegen nah ben 
der Laubecherr den Deferieur zurufhelten fomn, 
wit Yinrenpeub bergeifau fub; jedoch wird Eorge geiragen werben, Da ber 
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, deren Beſtrafung jedesmal dem Souverän des Landes 
uſteht. 
Art. XV. Ueber keinen der gegenſeitig zurückgeſtellten Deſerteurs ſoll bie 
Todesſtrafe verhängt werden, außer er hätte ſich noch eines anderen Verbrechens, 
auf welches die Geſetze eine foldye Strafe beſtimmen, fehuldig gemacht, ober die 
Entweichung hätte während eines Krieges zwifchen Sr. k. k. apoftolifchen Mas 
jeät und einer anderen Macht Statt gefunden, in welchem Falle man bie zurück⸗ 
gefellten Defertenre Iediglich der Milde Sr. Majeſtät empfohlen haben will. 
(Niederöfterr. Prov. Gefepfammlung B. 5. Jahr 1823 Rr. 19.) 


Mr. 10. Batent vom 27. Februar 1826. — Uebereinfunft zwifchen 

Defterreih und Sardinien wegen Auslieferung der Deferteurs, 

Publicirt durch Hoffanzleidecret vom 14. September 1826, 

3. 26,160. — NiederöfterreichifchesRegierungsbecretvom 28. Sep⸗ 
tember 1826, 3. 48,500. 


Art. VII als ein Deferteur in ben Lande, wohin er fich geflüchtet, 
ein Berbrechen begangen hätte, welches eine mindere Strafe ala jene der Berurs 
theilung zur öffentlichen Arbeit nach fich zuge, fo fol er ohne Aufenthalt zuräd« 
geſtellt, jedoch zugleich bei feiner Auslieferung ein Species facti oder anderer 
legaler Act zur Beflätigung des von ihm begangenen Berbrechens mit Angate 
aller erfchwerenden oder mildernden Umftände übergeben werden, bamit er vor 
den Berichten der Macht, an welche er ausgeliefert worden, nach den Geſetzen bes 
Landes, wo er das Berbrechen begangen hat, beftraft werben könne; zu biefem 
Ende ſoll fih auch in dem vorerwähnten Actenflüde die Strafe angezeigt finden, 
welche eben die Geſetze über jene Gattung von Verbrechen verhängen. 

Menn aber die Strafe, in welche ber Deferteur durch das in dem Lande, 
wohin er fich geflüchtet, begangene Verbrechen verfallen ift, in Merurtheilung zu 
öffentlicher Arbeit beftünde, ober noch vom fchwereren Grabe wäre, fo hat bie 
Auslieferung erſt nach überftandener Strafe zu gefchehen. 

(Nieveröfterr. Prov. Gefebfammlung B. 8 Jahr 1826 ©. 83.) 


Nr. 11. Patent vom 27. Februar 1826, an fämmtlidhe Landesftels 
len. — Uebereinfunft zwifhen Defterreih und Baiern wegen 
Auslieferung der Deferteure. — Bublicirt burh Hoffanzlei 
dbecret vom 15. Januar 1827, 3. 75%. — Niederöfterreihifhe Re 
Hierungsverordnung vom 24. Januar 1827, 3. 4248. 


Art. VII In Anfehung derjenigen auszuliefernden Deferteure, welche 
während ihrer Gntweichung ein Verbrechen verübt, wird hiemit feftgefegt, daß 
alle von ihnen begangene‘ Verbrechen in demjenigen Lande, mo fie begangen 
wurden, zu unterfuchen, und dem dortigen Geſetze gemäß zu beftrafen feien. Hätte 
ein Dejerteur in einem anderen Lande ein grobes Verbrechen, z. B. Mord, Raub 
ober jedes andere begangen, worauf die Todes: ober ewige Gefaͤngnißſtrafe fteht, 
fo fällt die Auslieferung weg. Hat berfelbe ein anderes Verbrechen begangen, 
fo wird er nach überflandener Strafe ausgeliefert, und für die Zeit, da er in 
Unterfuchung ober im Gefängniffe gewefen ift, werden feine Untechaltsfoften vers 
gütet. Jedenfalls wird, wenn ber Deferteur in Unterfuchung befangen ift, bavon 
gleich Nachricht erteilt, und follen, wenn in ber Folge deffen Ueberlieferung 
eintritt, zugleich die denfelben betreffenden Unterfuchungsacten entiveder im Oris 
ginal oder Auszugsweife und in beglaubigten Abfchriften übergeben werben, bas 
mit ermeffen werben Fünne, ob ein dergleichen Deferteur noch zum Militärbienfle 
geeignet fei ober nicht. Ein Pferb oder andere Effeeten, welche ein folcher Des 
fertenr etwa mitgenommen, werben in beiden Fällen fogleich ausgeliefert. 

(Nieberöfterr. Brov. Geſetzſammlung B. 8 Jahr 1826 ©. 93 ) 
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Rr. 1%. Deferteurcartell mit bem Großherzogthume Baden — 

Allerhöchſtes Patent vom 30. November 1897, — Gofkanzlelde⸗ 

eret vom 5. April 1830, 3. 7641 — Regierungeverotdnung vom 

19. April 1830, 3. 19,9%. — An die Kreisämter und die Domls 
nien Wiens, 


Art. VII. In Anſehung derjenigen auszuliefernden Deferleurs,, welche 
während ihrer Entweichung ein Verbrechen verübt Haben, wird hiemit feſtgeſetzh: 
daß alle von ihnen begangenen Verbrechen in demjenigen Lande, wo fle begangen 
wurden, zu unterfucgen und den dortigen Geſetzen gemäß zu beftrafen felen. 

Hätte ein Deferteur in dem anderen Lande ein grobes Verbrechen, z ®, 
Mord, Raub oder jebes andere begangen, worauf bie Todess oder ewige Ges 
fängnißftrafe fteht, fo fällt die Auslieferung weg. Hat derſelbe ein minderes Ver: 
5 begangen, fo wird er nach überfandener Strafe ausgeliefert, und für 
bie Zeit, da er in Unterfuchung ober im Befängniffe — iſt, werden feine 
Unterhaltskoſten vergütet. Jedenfalls wird, wenn der Deſertenr in Unterſuchnug 
befangen iſt, davon gleich Nachricht ertheilt, und ſollen, wenn in der Folge deſſen 
Auslieferung eintritt, zugleich bie denſelben betreffenden Unterſuchungsacien ent 
weder im Original ober auszugsweiſe uud in beglaubigter Abſchriſt abergeben 
werben, damit ermeffen werben Tonne, ob ein dergleichen Deſerteur noch zum 
IRiitärbienfle geeignet fei oder nicht. 

Art. XTIL Gegemwärtige Uebereinfunft fol für die Infunft immer von 
fünf zu fünf Jahren in fo lange forigeſeht angefchen werben, bio win vor Dem 
jeweiligen Mblınj biefer Frii von dem einem oder bem anderen contrahirenden 
Theile eine enigegengeieple Arnberung erioigt. 

Uebrigens vericht es ũch von jeibü, daß in drm Falle, wenn in ber Folge 
aligemeine Garielsvorigriiien für jummtlidge deutiche Bundesſtaaten zu Etande 
fommen fjellien, dieſe and Hatl ber gegenwärtigen Uebereinfunit zu gelten haben, 
und Vabnıdy deren Stivulaticnen als erloſchen zu betrachten fein werden, es wäre 
beun, baf man ſich über die Desbadgtung einzelner, den allgemwinen Vorſchriften 
wit ꝝiberſyrechender Etiyakıtionen xachtt ãglich vereinige 

(Rieteröiierr. Pro Gciesiammtang B. U. Fuge 1820 Br. 26) 

Mr. 13. Dejerienurcartell mit Ben jonseränen Fürſten und freien 

Städten Teniiälanıss — Allerhöchtes Zatent vom 1%. Mai 

1831. — Boffanzleidecreit vom 36 Mai 1331, 3. 13,911. — Regie 

Tungöverorbinung vom 8 Juni 1831, 3. 31,360. — An bie Unter 
Behörden. 

rt L We von ben Truppen eines shue — 6 
feltige Previnzen gehören, welche im Buubesgebrete Liezen Ser , nun 
IE Ar windber m die immmtlıden Lanude eines Buudesglieses, Aer m 
beifen Terven, wenn biefe auch außersalb ihres Bateriandes Ih Selunen, defer- 
iieenbe Bılitaryeriouen werben fofort ee rw 
Eizat auögeliefert, dem telbige entwichen . Medimätıg werben alle 
Deſerienre, weiße in wicht zum Bundesgebiete gehörige Bussen Her Bundes: 
fhsutex entwıden, au deu Ziast ausgeliciert, sam ſelt ge eutmıdien dub, 


ver Rutlicierung eines Trferteare Begrimen: 


wer etliche uqg — ubsgefeben son sem IWDrrAns KrTuomeNen 

Siltkroiruäe — im UntertkauswerSause üct, lio mittel wer TaAertiau 

m ame Semat 

b) Beam ver Tieteer :u em Staate, u welden 7 eutwidien ft, Fin 
Verbrechen 
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Strafurtheiles, jedoch ohne Anſpruch auf Erſtattung ber Unterſuchnungs⸗ 
und Arreſtkoſten, Statt finden ſollz Schulden ober andere eingegangene 
Verbindlichkeiten geben aber dem Staate, in welchem er fi aufhält, Fein 
Recht,‘ die Auslieferung zu verweigern. 

(Nieberöftere. Prov. Geſetzſammlung 8. 13 Jahr 1831 Rr. 104.) 


Ne. 14. Deferteurcartell mit dem Großherzogtbume Toscana, 
— Allerhoͤchſtes Patent vom 6. Auguft 1834. — Hoffanzleidecret 
vom 22%. September 1834, 3. 24,106. — NRegierungsverorbnung 
vom 7. Dctober 1834, 3. 53,534. — An die fl. E Kreisämter, den 

Stadthauptmann, die Hoflammerprocuratur, den Magiftral 
. und bie Dominien Wiens. 


Art. vi. Benn ein Deferteur in dem Staate, wohin er fich geflüchtet, 
ein Verbrechen begangen, und nach den Landesgefeßen die Beftrafung wegen dies 
ſes Verbrechens der Auslieferung des Mannes voranzugehen hätte, fo foll leptere 
erft dann erfolgen, wenn der Defertent die wegen des gedachten Verbrechens über 
ihn verhängte Strafe überflanden haben wird. &86 foll inzwifchen ber Regierung, 
welcher der Defertene angehört, das gegen ihn gefchöpfte Urtheil mitgetheilt 
werden , damit felbe Kenntniß erhalte, ob und wann deffen Auslieferung Statt 
finden kann; bei der Auslieferung felbft aber fol zum Behufe der Entſcheidung, 
ob ein ſolcher Deferteur wieder zum Militärbienfte zuzulafien fei, eine ſumma⸗ 
rifche Angabe der Beweggründe des Urtheiles mitgegeben werben. 

(Niederöflere, Prov. Gefebfammlung 9 16 Jahr 1834 Nr. 187.) 


Ne, 15. Convention zwifhen der moldauifhen Regierung und 
dem Königreihe Galizien und Lodomerien, bann dem Großfür 
ſtenthume Siebenbürgen, wegen Auslieferung ber Deferteure 
und Bagabunden. — Hoffanzleidecret vom 8. Juni 1888, 3. 11,023. 


Art. Xır. Hätte feit feiner Entweichung ein Deferteur in dem Lande, 
wohin er ſich flüchtete, ein Verbrechen begangen, ober daran Theil genommen, 
fo fol er demungenchtet jener Macht zurückgeſtelli werben, welcher er angehört. 
Diefe wird nach gefchehener Mittheilung aller auf fein Berbrechen Bezug nehmen 
den Acten ihn nach den eigenen Geſetzen aburtheilen, zugleich aber den Urthelle: 
foruch dahin, wo das Verbrechen begangen worden if, zur Kenntnig mitthellen. 

(Niederöfterr. Prov. Gefepfammlung B. 20 Jahr 1838 Nr. 130.) 


Ne. 16. Hofdecret vom 11. Febrnar 1846, an das böhmifche Ars 
pellationsgericht, 3. 960. 


Dem Appellationsgerichte wird nach ber mit ber k. f. allgemeinen Hof 
fammer gepflogenen Rüdfprache zur weiteren Derfügung bebentet: 

Ob ein Angeftellter, welcher bei der Staatseiſenbahn befchäftigt ober ver« 
wenbet wird, pur Glaffe der Iandesfürftliden Beamten gehöre, und fomit nad 
9. 221 1. Theile des Strafgefeges, in Griminalfachen dem Griminalgerichte ber 
Hauptſtadt der Provinz unterſtehe, iſt zunaͤchſt aus ſeinem Anſtellungsdecrete zu 
erſehen, indem alle von der Staatsverwaltung für den Dienſt der Staatseiſen⸗ 
bahnen mit Deereten angeftellten Beamten, fie mögen fich bei der Generalbdirection 
der Staatseifenbahnen in Wien befinden, ober auswärts erponirt fein, und ohne 
Rüdficht, ob fie für adminiftrafive oder techniſche Dienfle berufen find, ob ihre 
Anftellung eine definitive ober-proviforifche ober nur zeitliche ift, während bet 
Dauer dieſer Anftellung in Bezug auf ben $. 221 1. Theiles des Strafgeſetzes, 
den Charakter als Iandesfürftliche Beamte an fich tragen, während die Beamten 
jener Privaten ober Gefellfchaften, welchen die Ausführung des Baues ober ber 
Betrieb der Staatseifenbahn eontractmäßig überlaffen worden if, als Privat⸗ 
beamte zu betrachten und zu behandeln find. 
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Nr. 17. d t vom 1%. Februar 1846, an mabrifdekihle 
. u re Kussttalionsaetial,h, BD 708: le 


Dem Appellationsgerichte wird hlemit babeantel, " In bie var J 9 
— Auéweiſe nach dem erſten Abſahe deu Höfberreled 4 Yun 

‚3. 5790, nur bie wirklich verhaͤngten er einzulengen, bagenen Jeh 
* en Griminalgerkhten in ihren — — en, und Non br hr L 
tionsgerichte in dem an ben oberfien G u erflallenken Hrrile jene 
Zälle zu bemerken ſeien u wo ber ober u. Pin u ein anf lehenalunge & fr 
gefälltes Urtheil im Re — behätigt, und nun Im Millbernngkiuege auf eine 
zeitlidde Strafe — 
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verorbnets In Betreff der zum Griminaltoftenerfage veruriheilten Inquiſiten, bei 
welchen wegen ihres durch die vorgelegten ämtlichen Zeugniffe bewifenen gänz: 
lichen Mangels an Dermögen biefer Erfab offenbar uneinbringlich ift, haben die 
Griminalgerichte erfler Behörde blos ber naͤchſten nach der Aburtheilung biefer 
Inquifiten durch das k. F. Appellationsgericht dem F. k. Gubernium zu übers 
teichenden Griminalfoftenrechnung die Armuthszengniffe diefer Inquifiten mit der 
benfelben von den Eriminalgerichten unter der Fertigung des Gerichtsvorſtehers 


beizufügenden Bemerfung anzufchließen, entweder „daß ber Inquiflt N. N, von 
N. in N. gebürtig, durch Urtheil ddto. .. 2.2 ec eeerne R 
wegen des Verbrechens....... zur Strafe von...... ..... und 


zum Criminalkoſtenerſatze verurtheilt, oder gegen ihn aus Abgang rechtlicher Be⸗ 
weiſe die Unterſuchung aufgehoben, und er zum Criminalkoſtenerſatze verurtheilt 
worden fei? — um durch dieſe Vorlegung das k. k. Landesgubernium, und bie 
k. k. Staatsbuchhaltung über jene Inquifiten, bei welchen wagen ihres gänzlichen 
Mangels an Vermögen der Erſatz der Criminalkoſten unmöglich iſt, in Evidenz 
zu erhalten, und in den Stand zu ſetzen, wenn fie die vorgelegten Armuths— 
eugniffe ungenügend fänben, bas ihnen zuftehende geſetzmäßige Amt zu handeln. 
Su allen jenen Fällen hingegen, in welchen der zum Griminalfoftenerfaße vers 
urtheilte Inquiſit entweber nach dem Beugniffe der competenten Behörde oder 
nach anberen in den Unterfuchungsacten vorfommenden Aufflärungen einiges Ders 
mögen beſitzt, ift fich auch in Böhmen, Mähren und Echleflen nach dem Hofes 
erete vom 6. October 1821 Nr. 1807 der Juſtizgeſetzſammilung der Art zu 
. benehmen, daß weder ein Ginbegleitungsbericht der vorgefchriebenen Tabelle von 
dem Griminalgerichte an das k. k. Landesgubernium, noch die Beilegung der 
Griminalftrafurtheile mit der Beftätigung der Rechtskraft verfelben erforderlich 
ift, fondern die Tabelle von außen mit einer an das F. f. Landesgubernium ges . 
richteten angemeffenen Rubrik zu verfeher, von innen in der Rubrif: Strafe 
urtheile das Datum und bie. Gefchäftszahl des Criminalurtheiles und, der allen» 
falls eingetretenen höheren Beſtätigung besfelben beizufepen, in ber Rubril: 
Dauer des ‚Unterfuchungsproceffes die Anzahl der Verpflegungstage und ber für 
einen einzelnen Tag bemefiene Verpflegungsbetrag im gefunden und Franfen Zus 
flande Hinzu zu fügen, zum Beifpiel: — 


Koſten der Verpflegung im Zuſtand 
Dauer des Unterſuchungsproceſſes. | 


der ber 
2 Geſundheit Krankheit 
fi. | fr fl. IT f. 
Bom 2. December 1819 6i8 30. Januar 1820. 


54 Tage a 9... 22.2.1088 6 » — 
6 Tage a 30 fe... 22 201 > 3 r 





und die Tabelle von dem Criminalgerichtsvorficher zu umterfertigen iſt. 

In defien Folge Fommt es in Böhmen von der durch bas Gubernialdecret 
vom 29. Ianuar 1841, 3. 3680, und das Appellationsdeeret vom 1. März 
1841, 3. 3441, eingeführten Ginfendung ber Griminalkoften s Ausweife von ben 
Griminalgerichten an das k. k. Fiscalamt zum Behnfe der Eintreibung berfelben af. 


Nr. 21. Hoflanzleidbecret vom 9. December 1846 an das böhmis 
fe Gubernium, 3.41,114, dem böhmiſchen Appellationggeridte 
befannt gemacht durch Hofdecret vom 16. December 1846, 3. 8852. 


Seine Majeftät haben in Beziehung auf die Bedeckung der Koflen ber 
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Criminalgerichtspflege und Ansmitilung der Schabfoshaltung jener Städte In 
Böhmen, welche mit der Griminaljuftizpflege betheilt find, mit allerhöchfter Eut⸗ 
— —— vom 5. December 1846 folgende Grundſaͤtze huldreichſt zu genehmigen 
geruht: 

$. 1. Schon mit allerhöchfter Entſchließung vom 1. Februar 1845 wurde 
die Griminalgerichtspflege und ber damit verbundene Aufwand in Böhmen als 
Staatsaufwand erklärt und befohlen, daß biefe Maßregel vom 1. November 1845 
an in Wirffamfeit zu treten habe. . 

$. 2. Don demfelben Zeitpuncte an übergehen alle mit dee Griminalges 
richtspflege in Böhmen verbundenen Auslagen anf den böhmifchen Criminalfoud, 
und ba durch biefe Verfügungen dem Staatsfchage eine neue Laſt zuwaäͤchſt, 
welche in Folge allechöchiter Befehle Seiner Mojeflät durch Umlegung auf bie 
Srunds und Bebäubezinsfleuer der Provinz hereinzubringen ift, fo wirb ber dieß⸗ 
fällige Mehraufwand, infoweit er nicht fchon bisher vom Staate getragen wurde, 
beredynet und mit BZufchlag eines angemefienen Betrages für unvorbergefehene 
Fälle in einer runden Summe feflgefegt. 

$. 3. Bon den Befoldungen und anderen Gebühren ter Beamten, welche 
für die Eriminalgerichtspflege und zugleich für politifche, civilgerichtliche ober 
andere Geſchaͤfte beftellt find, Hat ben Griminalfond nur derjenige Mehrbetrag 
zu treffen, um welchen der Aufwanb des bisherigen Perfonal: und Sebührens 
ſtandes das Erforderniß überfleigt, das nach Ausſcheidung ber Griminalgefchäfte 
verbleiben würde. 

$ 4. Zu dem im $. 3 bezeichneten Behufe ift für jede Stabt auszumite 
teln, welcher Verfonalftand, nnd mit welchen Genüffen nach Ausjcheidung ber 
Griminalgefchäfte für bie übrigen Geſchäftszweige heibehalten werben müßte. 
Der Unterichieb zwifchen ben Betrage diefes Erforderniſſes und jenem bes bis⸗ 
herigen PBerfonale und Gebührenftandes macht ben Gegenftand der Schabloshals 
tung aus. Mebrigens iſt die entjallende Befammtvergütung für jede Stabt in 
einem runden PBaufchalbetrage für eine beſtimmte Reihe von Jahren, deren Feſt⸗ 
feßung Seine Majeſtät den Hofftellen zu überlaffen geruht haben, auszufprechen, 
und nur nach Ablanf biefer Zeiträume einer Berichtigung zu unterziehen. 

$. 5. Nach demſelben Berhältnifie mit Beachtung ber Beflimmung sub 3 
werben andy jene Auslagen aus dem Griminalfonde und aus ben Stabtrenten 
getragen, welche durch zeitweife Anftellung von Aushilfsreferenten ober Tags 
fehreibern erwachfen. 0% 

$. 6. Nach diefen Beftinmungen übernimmt ferner der Criminalfond vom 
1. November 1845 an die Benfionen und Brovifionen von den sub 3 bemerfs 
ten Beamten und Dienern, dann ihrer Witwen und Waifen nach den beftehenben 
Benfionsnormalien, und zwar nicht nur fene, welche vom obigen Zeilpuncte an 
erft eintreten, fondern auch jene, welche bereits beftehen, nud nach obigen Gründ: 
fäßen bisher ungebührlich aus den Stabtrenten bezahlt werben. 

$. 7. Alle aus dem Griminalfonde bisher den Magiftratsbeamten für die 
Beſorgung beftimmter Griminalgefchäfte bezahlen Remunerationen haben vom 
1. November 1845 an aufjuhören. 

$. 8. Die Auslagen für die Erhaltung und Verpflegung der Sträflinge 
find gleidy jenen für die Inquiſiten orbnungsmäßig zu liquidiren, und aus dem 
Griminalfonde zu bezahlen, nur wird hievon der ben Gemeinden zu Guten 
gehende Sträflingswerdienft nach gehöriger Adjuftirung in Abfchlag zu bringen fein. 

- 8. 9. Der Eriminalfond übernimmt nicht nur alle für Criminalzwecke 

notbwendigen neuen Bauten von Griminalgebäuten, fondern auch die Repara⸗ 
turen bir beftehenden, ohne Unterfchied, ob Leptere ein Eigenthum bes allerh, 
Aerars ober der Stadtgemeinde find, wobei die Behörden fich übrigens genau 
an ben rücfichtlich der Bauführungen ihnen vorgefchtiebenen Wirfungsfreis 
halten haben, 
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verorbnets In Betreff ber zum Griminalfoftenerfage verurigeiften Inauifiten, bei 
welchen wegen ihres durch die vorgelegten Amtlichen Zeugniffe bewie fenen gänz= 
lien Mangels an Dermögen biefer Erfaß offenbar uneinbringlich ift, haben die 
Griminalgerichte erſter Behörbe blos ber nächflen nach der Aburtheilung biefer 
Iuquifiten durch das f. k. Appellationsgericht dem k. k. Gubernium zu übers 
reigenden Griminalfoftenrechnung die Armuthszeugniſſe diefer Inquifiten mit der 
benfelben von den Eriminalgerichten unter der Fertigung bes Gerichtsvorſtehers 
beizufügenden Bemerfung anzufchließen, entweder „Daß ber Inquiflt N. N. von 
N. in N. gebürtig, durch Urthell ddto..... IE N 
wegen bes Berbrechens ....... zur Strafe von... 2.200: 0.. und 
zum Griminaltoflenerfage veruriheilt, oder gegen ihn aus Abgang rechtlicher Bes 
weife die Unterfuchung aufgehoben, und er zum Griminalfoftenerfage verurtheilt 
worben fei? — um burdh dieſe Borlegung das k. k. Landesgubernium, und bie 
k. E. Staatsbuchhaltung über jene Inquiflten, bei welchen bigen ihres gänzlichen 
Mangels an Vermögen ber Erſatz der Criminalfoften unmöglich ift, in Evidenz 
zu erhalten, und in den Stand zu feßen, wenn fle die vorgelegten Armuths— 
eugnifie ungenügend fänben, bas ihnen zuflehende gefegmäßige Amt zu handeln. 
n allen jenen Fällen hingegen, in welchen ber zum Griminalfoftenerfage vers 
urteilte Inquiftt entweder nach dem Zeugniſſe der competenten Behörde ober 
nach anderen in den Unterfuchungsacten vorfommenden Aufflärungen einiges Bers 
mögen befigt, ift fih auch in Böhmen, Mähren und Schleſien nach dem Hofdes 
erete vom 6. October 1821 Nr. 1807 der Juſtizgeſetzſammlung der Art zu 
. benehmen, daß weder ein Ginbegleitungsbericht ber uorgefchriebenen Tabelle von 
dem Griminalgerichte an das k. k. Landesgubernium, noch die Beilegung der 
Griminalftrafurtheile mit der Beſtaͤtigung der Rechtskraft berfelben erforderlich 
ift, fondern die Tabelle von außen mit einer an das F, f. Landesgubernium ges _ 
richteten angemeffenen Rubrik zu verfeher, von innen in der Rubrif: Straf⸗ 
urtheile das Datum und bie Gefchäftszahl des Criminalurtheiles und ber allens 
falls eingetretenen höheren Beftätigung desſelben beizufepen, in ber Anbril : 
Dauer des -Unterfuchungsprocefies die Anzahl der Berpflegungstage und ber für 
einen einzelnen Tag bemefiene Verpflegungsbetrag im gefunden und Franfen Zus 
flande Hinzu zu fügen, zum Beifpiel: 


nn nn 





| Roften ber Verpflegung im Zufland | 
Dauer des Unterfuchungsprocefies. 


der der 
Geſundheit Krankheit 
ke. 


A nn rn ren 


Bom 2. December 1819 bis 30. Januar 1820. 
Zagea Ye... 2 2000 
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und die Tabelle von dem Criminalgerichtsvorfieher zu unterfirtigen iſt. 

In defien Folge fommt es in Böhmen von der durch das Gubernialdecret 
vom 29. Ianuar 1841, 3. 3680, und das Appellationsdeeret vom 1. März 
1841, 3. 3441, eingeführten Ginfendung der Griminalkoften s Nusweife von den 
Griminalgerichten an das k. k. Fiscalamt zum Behufe der Eintreibung derfelben ak. 


Nr. 21. Doffanzleibecret vom 9. December 1846 an das böhmis 
fe Gubernium, 3. 41,114, dem böhmiſchen Appellationsgerichte 
befannt gemacht durch Hofdecret vom 16, December 1846, 3. 8852. 


Seine Majeflät haben in Beziehung auf bie Bedeckung ber Koflen ber 
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Criminalgerichtopflege und Ausmitilung der Schabloshaltung jener Städte in 
Böhmen, welche mit der Griminaljufizpfiege betheilt find, mit allerhöchſter Euts 
— vom 5. December 1846 folgende Grundſaͤtze haldreichſt zu genehmigen 
geruht: 

$. 1. Schon mit allerhoͤchſter Cutſchließung vom 1. Februar 1845 wurde 
die Eriminalgerichtöpflege und der damit verbundene Aufwand in Böhmen als 
Staatsaufwand erklärt und befohlen, daß biefe Maßregel vom 1. November 1845 
an in Wirffamkfeit zu Ireten habe. . 

$. 2. Dom demfelben Zeitpuncte an übergehen alle mit dee Griminalges 
richtspflege in Böhmen verbundenen Auslagen anf den böhmifchen Eriminalfeud, 
und da durch diefe Verfügungen dem Staatsfchape eine neue Laſt zumwächft, 
welche in Folge allerhöchfter Befehle Seiner Mojeftät durch Umlegung auf bie 
Grund⸗ und Bebänbezinsfleuer der Provinz hereinzubringen ift, fo wird ber dieß⸗ 
fällige Mehraufwand, infoweit er nicht fchon bisher vom Staate getragen wurbe, 
berechnet und mit Zuſchlag eines angemefjenen Belrages für unvorhergefehene 
Bälle in einer runden Summe feftgefeßt. 

$. 3. Bon den Befoldungen und anderen Gebühren ter Beamten, welche 
für die Griminalgerichtspflege und zugleich für politiſche, civilgerichtliche ober 
andere Gefchäfte beftellt find, Kat den Griminalfond nur derjenige Mehrbetrag 
zu treffen, um welchen der Aufwanb des bisherigen Perfonal: und Sebührens 
Handes das Erforbernig überfleigt, das nach Ausfcheidung ber Criminalgefchäfte 
verbleiben würde. j 

$ 4. Zu dem im $. 3 bezeichneten Behufe ift für jede Stadt auszumits 
teln, welcher Berfonatftand, nnd mit welchen Genüffen nach Ausfcheibung ber 
Griminalgefchäfte für bie übrigen Gefchäftszweige beibehalten werben müßte, 
Der Unterfchieb zwifchen dem Belrage dieſes Erfordernifies und jenem bes bis⸗ 
herigen Perfonals und Gebührenflandes macht den Gegenfland der Schabloshals 
fung aus. Mebrigens iſt die entfallende Befammtvergütung für jede Stabt in 
einem runden Paufchalbetrage für eine beftimmte Reihe von Jahren, deren Feſt⸗ 
ſetzung Seine Majeſtaͤt den Hofftellen zu überlaffen geruht Haben, auszufprechen, 
und nur nach Ablauf biefer Zeiträume einer Berichtigung zu unterziehen. 

$. 5. Nach demfelben Berhältniffe mit Beachtung ber Beflimmung sub 3 
werben auch jene Auslagen aus dem Griminalfonde und aus den Stabtrenten 
getragen, welche durch zeitweife Anftellung von Aushilfsreferenten ober Tags 
figreibern erwachſen. = 

$. 6. Nach diefen Beftimmungen übernimmt ferner der Criminalfond vom 
1. November 1845 an die Benfionen und Proviflonen von den sub 8 bemerks 
ten Beamten und Dienern, dann ihrer Witwen und Waifen nach ben beſtehenden 
Benfionsnormalien, und zwar nicht nur fene, welche vom obigen Zeitpuncte an 
erft eintreten, fondern auch jene, welche bereits beftehen, und nach obigen Grüunbs 
fäßen bisher umgebührlich aus den Stadtrenten bezahlt werben. 

$. 7. Alle aus dem Griminalfonde bisher den Magiftratsbeamten für die 
Beiorgung beftimmter Eriminalgefchäfte bezahl en Remunerationen haben vom 
1. November 1845 an aufjzuhören. 

$. 8. Die Auslagen für bie Erhaltung und Verpflegung der Sträflinge 
find gleich jenen für die Inquiflten ordnungsmäßig zu liquidiren, und aus dem 
Griminalfonde zu bezahlen, nur wird Hievon ber ben Gemeinden zu Guten 
gehende Sträflingswerdienft nach gehöriger Adjuftirung in Abfchlag zu bringen fein. 

. 9. Der Eriminalfond übernimmt nicht nur alle für Griminalzwede 

notöwendigen neuen Bauten von Griminalgebäuben, fondern auch die Repara⸗ 
turen ber beſtehenden, ohne Unterfchied, ob Leptere ein Eigenthum bes. allerh. 
Aerars ober der Stadtgemeinde find, wobei die Behörben fich übrigens genau 
an ben rückfichtlich der Bauführungen ihnen vorgefchtiebenen Wirfungefreis zu 
halten haben, 
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6. 10. Die Griminalfonbsbeiträge, welche von denjenigen Stabigemeinben, 
die in älteren Zeiten die Eriminalgerihtspflege ausgeübt haben, bei Einführung 
ber Kreiss Grimminalgerichte aber bavon enihoben worben find, als ein jährliches 
Pauſchale an den Griminalfond bezahlt werben, unb welche in Böhmen 7108 fl. 
BB. W. oder 2843 fl. 34%, Ir. 6. Me. beiragen, haben mit Ende Oe⸗ 
tober 1845 aufzuhoͤren. 

6. 11. Bür alle jene die Griminalgerichtspflege betreffenden Auslagen ber 
Stadtgemeinden, für weldye gefeßmäßi Danfchalbeträge beftimmt find, wirb ber 
von den Recdinungsbehörben adjuſtirte Beirag aus dem Griminalfonde ben Stadts 
renten vergütet werben. Endlich: 

$. 12. Haben vorgehende Beſtimmungen anf das Eriminalgericht zu Kos 
motan, welches gemäß von ber vereinigten Hoffonzlei im Ginverftändniffe mit 
ber oberfien Iufizfielle unterm 19. September 1845, 3. 30,696, erlafienen 
Decretes in feinen bisherigen Berhältuifien — hat, keine Anwendung 
und, es wird dieſes Criminalgericht nur in ber Vorausſetzung beſtehend belaſſen, 
daß auch künftig dafür feine Vergütnng vom Staatsſchaße angefprochen wird. 


Bon dieſer allerhoͤchſten Entſchließung wird das Gubernium in Erledigung 
feines Berichtes vom 10. Juli 1845, 3. 39,885, und unter Rückſchluß afler 
Seilagen besfelben mit dem Beifage verfländigt, daß dadurch an ber bisherigen 
Art der Präliminirung nnd Verrechnung bes Griminalfondes nichts geänbert werde. 

Die in dem $. 4 von Seiner Majeftät — weiteren Erhebun⸗ 
gen hat nun das Gubernium unverzüglich und in der Art pflegen zu laſſen, 
daß das Ergebniß derſelben mit dem gutaͤchtlichen Antrage des Guberniums und 
bes Appellationsgerichtes laͤngſtens bis Ende k. M. hierher vorgelegt werben kann. 

Nah Maß dieſes Ergebniſſes iR andy bie Pauſchalſumme, welcher jeder 
einzelnen Stadt als jährliche Befammtvergütung aus dem Griminalfonde zu vers 
abfolgen wäre, in einen eigenen Totalansweis zu berechnen, und in Antrag zu 
bringen, wobei die Landesbehörden zugleich ben Antrag zu flellen haben wer⸗ 
den, für welche beflimmte Reihe von Jahren biefes Baufchale unverändert feſt⸗ 
aufeben wäre, 

Zur Erzielung eines gleichförmigen und ben ——— der Frage er⸗ 

ſchoͤpfenden Verfahrens bei ben vorerwähnten nenen Erhebungen iſt ber unlers 
ſuchenden Behörde die Art und Weiſe, wie fie dabei vorzugehen hat, vorzu⸗ 
zeichnen, zu welchem Ende fi das Buberninm über "bie babe! zu beobachtenden 
San vorläufig mit dem Appellationsgerichte in das Binvernehmen zu fehen 
“ Baben wird. 
Es verfieht fi übrigens von felbft, daß nach dem Ergebniß diefer Erhe⸗ 
bungen bie in den $$. 8, 5, 6 und infoferne es thunlich if, auch die im 6. 11 
behandelten Fragen zu loͤſen, uud daß baher auch biefe Auslagen in bie Raus 
ſchalſumme einzubegiehen find, infoweit folge nämlich bisher von den Stabtrenten 
ungebührlich getragen worden. . 

Da nad $. 2 die durch diefe Berfügungen dem Staatsfchabe neu zus 
wachfende Laft durch Umlegung auf die Grund⸗ nnd Gebaͤndezinsſtener der Pros 
vinz Böhmen hereinzubringen if, fo hat das Gubernium nach den neuen ches 
bungen mit Rüdficht auf die früheren Unterfuhungsergebniffe und Anträge jene 
Summe in Antrag zn bringen, weldge dem Steuerpofinlate für das Jahr 1848 
ale zur Schabloshaltung ber Städte nothwendig zuzufchlagen fein wich. 

Für die Jahre 1846 und 1847 iſt proviforifch auf die Grund⸗ und Bes 
bändezinsfleuer nur ein Betrag pr. 50,000 fl. zugeſchlagen worden. Da nun 
Seine Majeftät in der obigen allerhoͤchſten Entſchließung vom 5. d. M. zugleich 
allergnädigft zu befehlen geruht Haben, baß bie Vergütung ber Criminalauslagen 
der Städte für die eben genannten zwei Berwallungsjahre nur nach Maßgabe 
des bereit ausgefchriebenen Steuerzufchlages Stalt zu finden hat, fo wird das 
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anderen vorgefeßten ber deutſchen Sprache kundigen Beamten, wenn ein folder 
beſteht, revidiren zu laffen find, um dem allerhöchflen Aerar unnöthige Koften 
möglich zu erfparen, daher nur in einzelnen Faͤllen der Nothwendigkeit, wo 
feine eigene, der beutichen Sprache Tundigen Beamten beftehen, zur Aufnahme 
eines auswärtigen Individuums für Diefe Eriminalactenslieberfegungen zu fchreiten ſei. 


Nr, 24. Hofdecret vom 8. April 1847, 3. 2538. An den Präfibens 
ten des balmatinifhen Appellationsgerichtes. 

In Erledigung des Berichtes vom 24. März 1847, B. 3.79, in Betreff 
der Uebertragung ber ordentlichen Eriminalunterfuchung bis zur Urtheilsfchöpfung 
an die Träturen wird der Antrag tes Herrn Appellationspräfldenten, die Cri⸗ 
minalgerichte anzuweiſen, in der Regel mit berlei Delegirungen thunlichſt ſparſam 
zu fein, und von der ihnen dießfalls eingeräumien Befugnig nur bei Verbrechen 
von minderem Belange, beren Thäter zugleich gehänbig find, und ſohin auch bie 
Strafe in den Präturdgefängniffen aushalten Fönnten, zu befchränfen, mit bem 
Beifage genehmigt, hiernach die Vorfteher der Collegialgerichte zu verftäntigen, 
und biefelben anzuweifen, ‚daß überhaupt bie Uebertragung von derlei Griminals 
nnferfuchungen an den namentlich jedesmal zu bezeichnenden Brätor oder Praͤturs⸗ 
amtöverwefer nur dann von ben Gollegialgerichten befchloffen und ausgeführt 
werde, wenn bie Bedingungen des Hofvecretes vom 9. November 1819, 3. 1620, 
$. 8 der 3.8. S. und fomit bes G. 8 des appellatorifchen Organiſations⸗ 
Edictes vom 22. December 1819 vollftändig eintreten. Das Appellationsgericht 
ift von dem Herrn Appellationspräfidenten aufmerkſam zu maden, darüber zu 
wachen, daß von ben Collegialgerichten diefe VBorfchriften gehörig befolgt merben. 


Mr. 25. Hofdecret vom 20. Mai 1847 an das balmaltinifche Appel: 
lationsgericht, 3. 3626. . 

In der Anlage wird dem Appellationegerichte eine Abfchrift des von ber- 
k. k. allgemeinen Hoffammer unterm 11. Mai 1847, 3. 17,507, an das dal⸗ 
matinifche Gubernium erlaffenen Hofdecretes hinfichtlich einiger geflellten Anfras 
gen, betreffend die neue Inſtruction über die Gebühren der Beamten bei Coms 
‚niffionen in Eriminalangelegenheiten, zur eigenen Darnachachtung und weiteren 
. Belanntgebung an die Gollegialgerichte mitgetheilt, 


Abfchrift des HSoffammerbectetes an das dalmatiniſche Buber: 
nium ddto. 5. Mai 1847, 3. 17,507/1433. 

. Meber die mit Berichte vom ꝛc. ꝛc. hieher geftellten Anfragen, bezüglich 
einiger Befimmungen ber neuen proviforifchen Borfchrift über bie Gebühren ber 
Tribunal: und Prätursbeamten bei ämtlichen Reiſen ihres Amtsbezirkes findet 
man dem ac. ꝛc. vorläufig zu bedeuten: De 

1. daß die Cancellerieri delle Preture, in Folge ihrer definitiven Bere 
feßung aus ber eilften in die zehnte Diätenclaffe, auch in ben Fällen von Amts» 
reifen außerhalb ihres Amtsbezicfes, und überhaupt wo das Diätennormale 
vom Jahre 1812 in Anordnung tritt, die für die zehnte Claſſe feftgefeßten Ge⸗ 
bühren zu genießen haben, und 

2. daß bei Reifen der Tribunalsbeamten ober Diener in Eriminalangeles 
genheiten als Amtsbezirf im Sinne ber neuen Vorſchrift, der ganze 
Kreis, auf welchen fich die Eriminalgerichtöbarfeit erſtreckt, erftanden iſt. 


Mr, 26. Hofdecret vom 11. Auguft 1847 an fämmtlidhe Appellas 
tionsgerickte, 3. 5960. 

Ans Anlaß eines vorgefommenen alles hat die F. F. allgemeine Hoffams 
mer mit Deeret vom 29. Juli 1847, 3. 23,672, der fteieemärfifch s illyriſchen 
Gameralgefällenverwaltung bebeutet, daß bie Protocolle, welche von ben zur jährs 
lichen Viſitation der. Strafhäufer beftinmten Gommifjionen über die Beſchwerden 
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und Bitten der Siräflinge aufgenommen werben, als officioſe Rämpelireie Acten 
zu betrachten find. 


Die officiofe Eigenſchaft und die Stämpelfreiheit diefer Protocolle wird 


dadurch, daß fe Zitten der Sträflinge in Privatangelegenheiten enthalten, bei ben 
rückſichtlich dieſer Sträflinge beftehendin befonderen VBerhältniffen nicht aufgehoben. 

Es verficht fi jedoch von felbft, daß, wenn aus Anlaß folcher Bitten 
weitere die Privatangelegenheiten des Sträflings betreffende Verhandlungen erfol: 
gen, biefe den Beftimmungen bes Stämpels und Targefepes zu folgen haben. 

Dieß wird den Appellationsgerichte zur Wiffenfchaft mit dem Auftrage 
eröffnet, bievon jene untergeordneten erften Inſtanzen zu verfländigen, welche in 
bie Lage kommen fönnen, bei der Viſttation von Strafhäufern mitzuwirken. 


Nr. 27. Hofdecret vom 9. September 1847 an das tiroliſch⸗vor⸗ 
arlbergifche Appellationsgericht, 3. 6510. 

In Erledigung des Berichtes vom 9. Auguft 1847, in welchem bas Ap- 
pellationsgericht aus Anlaß der von dem k. F. Collegialgerichte Roveredo über 
eine Anzeige wegen Berbrechens bes Betruges vorgenommenen, und mit bem 
Nblaffungsbefchlufe vom 8. Mai 1847 erledigten Erhebung um bie Belehrung 
gebeten hat, ob bei dem Umflande, daß nach der Heberzeugung bes Appellations⸗ 
gerichtes zwar bie Erhebung vollftändig gepflogen, aber der Beſchluß auf Abs 
lafjung flatt auf Einleitung ber Griminalunterfuchung nur durch irrige Anſichten 
herbeigeführt worben fei, im gegenwärtigen und in Fünftigen ähnlichen Bällen: 

1. dem Appellationsgerichte die Macht zuftche, dem Gollegialgerichte nach 
der zu eriheilenden Belehrung, die neuerliche Berathung und Schlußfeffung über 
bie Frage wegen Ginleitung der Griminalunterfuhung aufzutragen, ober hiezu 
ein anberes Gericht zu belegiren, ober ob 

2. das Appellationsgericht nun befugt fei, dem Eollegialgerichte Belehrun⸗ 
gen für Fünftige Bälle zu geben, oder ob endlich 

3. in folcden Fällen der Gegenftand zur höchſten Verfügung vorzulegen 
wäre, wird dem Mppellationsgerichte mit Beziehung auf bie aus bem Sofdecrete 
vom 25. Mai 1827, 3. 2279 der I. © &, und aus der allerhöchften Ents 
fhliegung vom 21 November 1837 ſich ergebenden Befrhränfungen erinnert, 
bag bem Appellationsgerichte in folchen Fällen nur das unter 2 erwähnte Des 
fugniß zur Belehrung des Collegiafgerichtes für Fünftige Källe zuſtehe. 

Nr. 28. Hofdecret vom 29. December 1837 an fämmtlide Appel: 
Iationsgerihte mit Ausnahme des dalmatiniſchen und tirolt- 
ſchen, 3. 9734. 

Im Anfchluffe wird dem Appellationsgerichte eine Abfchrift der Verfügung 
zur Wiſſenſchaft m.itgetyeilt, welche das Präfidium der F. k. allgemeinen Hofs 
fammer in Beziehung auf die Beförderung von Inquifiten und Sträflingen mits 
telft der Staatseifenbahnen, fo wie in Beziehung anf die Mitnahme von Ges 
wehren in bie Perfonenwägen unterm 21. December 1847 an bie k. k. Generals 
direction der Staatseifenbahnen erlaffen hal. s 
Abſchrift des Hoflammerpräfidials@rlaffes an diek.k. General⸗ 
direetion für die Stantseifenbahnen ddto. 21. December 1847. 

In Erledigung des Berichtes vom 19. November 1847, 3. 850%, wird 
ber k. k. ꝛc. Folgendes bedeutet: — 

In Berückſichtigung der von dir k. k. vereinigten Hofkanzlei und von ber 
k. k. oberften Iuftizftelle gemachten Bemerkungen finde ich dem Antrage der 
f. T. ıc. vom 28. April 1847, daß die politifchen und Criminalbehörden anges 
wiefen werben möchten, fich.der Beförderung von Berhafteten und Sträflingen 
auf der Stantseifenbahn zu enthalten, feine Kolge zu geben, fondern ben Transs 
port folcher Individuen mittelft ber Staatseifenbafnen im Allgemeinen für zus 
läfjig zu erflären. Die betreffenden Criminal und Polizeibehörben haben jedoch 
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von Fall zu Fall rechtzeitig eine vorläufige Anzeige von ber vorhabenden DBeförs 
derung unter Angabe der Anzahl der Inguifiten oder Sträflinge und ihrer Cocorte 
zu machen, worüber dann von Fall zu Ball die Verfländigung über den Zug, 
mit welchem , und. über die Vorkehrungen binfichtlich des etwa erforderlichen ei« 
enen Wagens oder ber Wagenabtheilung,, in welchen die Beförderung Statt 
nden foll, einzutrelen hat. Uebrigens ift fowohl bei ber Stellung folcher Ber: 
fonen zu dem Bahnhofe, auch bei dem Einfleigen berfelben in ben Wagen, - alles 
Auffehen möglichft zu vermeiden. Gs bietet fich Fein Anlaß, bezüglich auf bie 
Militäringuifiten oder Sträflinge eine befonbere Beftimmung feflzufeßen, da ber 
k. k. Hoffriegerath die Beförderung biefer Individuen mittelft der Ciſenbahnen, 
außer wenn ganze Truppenförper transportirt werben, ober außer. beſonders 
dringlicden und wichtigen Fällen, weder als nothwendig noch als zuträglidh ans 
fießht; bei dem Vorkommen einzelner ſolcher Individuen wird daher eben fo wie 
zus der Beförderung von Givilinquifiten und Sträflingen vorzugehen, und 
n allen Faͤllen fich gegenwärtig zu halten fein, daß eine Escorte mit geladenen 
Gewehren unter anderen Reifenden nicht befördert werben foll. | 
Was die weitere in Anregung gebrachte Frage rüdfichtlich der Mitnahme 
von ara Hure in bie Perfonenwägen betrifft, fo wird ber k. k. ac. bedeutet, 
daß das Mitnehmen ungeladener Gewehre zu geftatten fei, das Mitnehmen gelas 


“ bener Gewehre aber im Allgemeinen verboten bleibt. 


feftgefegten Strafe, fondern auch den allgemeinen ftrafger 


Das Zugbegleitungsperfonale iſt berechtigt, fi auf eine angemefiene Weife 
die Heterzeugung zu verfchaffen, ob bie Gewehre geladen ober ungelaten find, 
und jene Reifenden, welche trotz des Derbotes geladene Gewehre mitnehmen, 
unterliegen nicht nur der für bie Berheimlichung —— Gegenſtaͤnde 

chtlichen Beſtimmungen. 

Bei kleinen Militärtransporten, bei welchen die Mannſchaft mit anderen 
Reifenden einen und benfelben Wagen einnehmen muß, hat biefelbe unmittelbar 
vor dem Einfleigen in Gegenwart eines Betriebsbeamten durch Einftoßen des 


Ladſtockes in den Lauf, bie Weberzeugung zu geben, daß die Gewehre ungeladen find. 


Bei größeren Militärtransporten aber, für welche eigene Trains, ober doch 
ganz gefonderte Waggons beftellt werben, iſt auf eine Unterfuchung, ob die Ge⸗ 
wehre fich im geladenen ober ungeladenen Zuſtande befinden, von Seite der Be⸗ 
triebsorgane nicht zu bringen 5 und es muß lediglich der Anorbnung ber beireffen- 
den Militäxkehörde anheim geftellt bleiben, In welchem Zuftande fich die Gewehre 
folder größerer Transporte während der Fahrt anf der Gifenbahn befinden follen. 


Nr. 29. Minifterialerlaß des Innern an das Gubernium von 
Illyrien ddto. 28. Juni 1848, 3. 808/142. 


Man if mit dem Minifterium der Juſtiz und der Finanzen übereinges 
fommen, daß die Bemefjung der Beiträge, welche von ben Landgerichten bes 
Klagenfurter Kreifes im Pollzuge ber allerhöchften Entfchliegung vom 1&. Februar 
1846 für die bei dem Färnthnerifchen Stabts und Landrechte in Unterſuchung 
befindlichen Individuen zu Ieiften find, nach dem Mapftabe der Volkszahl der 
Landgerichtsbezirke, und auf Grund eines Durchfchnittes der in den Jahren 1838 
bis 1843 wirklich vorgefallenen Auslagen gefchehe, und daß dabei bie bisherige 
Gepflogengeit, in Bezug auf die Abfuhr und Verrechnung der Beiträge an das 
Gameralzahlamt für Rechnung des Färnthnerifchen Sriminalfondes, dann bezüglich 
ber Berläge aus bem Lepteren zur Beftreitung der laufenden Ausgaben des Ins 
quifitionshauſes fortzubeflchen hat. 

- Das Gubernium hat fonach wegen Ausmiltlung und. Ausfchreibung biefer 
unwandelbaren Beiträge ungefäumt das Brforberliche einzuleiten, übrigens wird 
basjelbe auf den hieroriigen Erlaß vom 29. v. M., 3. 273, bezüglich ber Bei⸗ 
fräge ber vier nicht befreiten Landgerichte des Klagenfurter kreifes gewieſen. 

— ee — 


.. XXL. 
Bemerkungen über das erfle Hauptftüd des Entwurfs einer 
allgemeinen Grundbuchsordnung für Oefterreich. 


Bon Seren Audreaſſi. 





FJ. der Drucklegung und Bekanntmachung dieſes Entwurfes liegt fuͤr 
Jedermann, der Gelegenheit hatte ſich mit den Grundbuchsgeſchaͤften, 
und was damit im Zuſammenhange ſteht, bekannt zu machen, eine Auf⸗ 
forderung ſeine Stimme laut werden zu laſſen, inſofern er mit einzelnen 
Beſtimmungen oder dem Ganzen nicht einverſtanden iſt, und der geeigne⸗ 
tefte Weg hiezu iſt ohne Zweifel jener der Preſſe. Möchten auch Andere 
und Sachkundigere als ich durch die Wichtigkeit des Gegenftandes bewogen 
werden mit ihrem Urtheile nicht zurüdzuhalten, um fo mehr, als ich meine 
Bemerkungen, vor der Hand wenigftens, auf das erfte Capitel, obwohl 
auch die folgenden Stoff dazu darbieten, befchränkfe, ' : 
$. 4. Es ſcheint nicht gut zu laſſen, öffentliche Güter, ald Straßen, 
Fluͤſſe u. f. w., ausdrüdlich unter die Ausnahmen zu zählen, da Niemand- 
zweifelt, daß darauf Feine Pfandrechte erworben werden Fönnen und nur 
das Privateigenthum ein Pfandebject fein kann. Diefer Paragraph Eönnte 
lauten und würde erfchöpfend fein: 
„Alle unbeweglichen ober durch das See ihnen gleichgeftellten Sa— 
chen, die nach den Vorſchriften des b. G. B. als Privateigenthum erwor⸗ 
ben und übertragen werden, und fie allein find ein Gegenftand ber Grund⸗ 
bücher.? 
| $. 6. Es leuchtet nicht ein, warum erElärt werben fol, das Geſetz 
verftehe unter dem allgemeinen Ausdruck: Grundbuch, öffentliches Bud, 
immer nur dad Hauptbuch, und welcher Zweck Damit erreicht werden will. 
Was unmittelbar vorausgeht, fteht damit nicht im Einklang. Das b. G. B. 
begreift unter den Öffentlichen Büchern, insbefondere im $. 448, mo es 
heißt: Wer fie nicht einfieht, leidet in allen Fällen für feine Nachläffigkeit, 
um fo gewifler auch die Urkundenbächer ald zur Beurtheilung ſolcher Laften, 
L Band. VL Heft 1849. 26 
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von Fall zu Fall rechtzeitig eine vorläufige Anzeige von ber vorhabenden Befoͤr⸗ 
berung unter Angabe der Anzahl der Inquifiten oder Sträflinge und ihrer Escort 
zu machen, worüber dann von Fall zu Fall die Verfländigung über den Ju 
mit welchem , und. über die Vorkehrungen hinfichtlich des etwa erforberlichen 
enen Wagens oder der Wagenabtheilung , in welchen die Beförderung S 
nbden fol, nn. hat. Uebrigens ift fowohl bei der Stellung folder ' 
fonen zn dem Bahnhofe, auch bei dein Ginfleigen derſelben in den Wagen, 
Auffehen möglichft zu vermeiden. Es bietet 4 fein Anlaß, bezüglich 
Militärinquiflten oder Sträflinge eine befondere Beftimmung feflzufeßen, "im 
k. k. Hoffriegerath die Beförderung biefer Individuen mittelft der EifaQ, Wi. 
anfer wenn ganze Truppenförper transportirt werben, ober außer ' TA 


dringlicden und wichtigen Fällen, weder ale nothwendig noch als zufr U. 


fiehtz bei dem Vorfommen einzelner ſolcher Individuen wird daher ef 
Mutti ber Beförderung von Civilinquiſiten und Sträflingen vorge * „ 
n allen Fällen fich gegenwärtig zu halten fein, daß eine Escorte m — 
Gewehren unter anderen Reiſenden nicht befördert werben ſoll. 

Mas die weitere in Anregung gebrachte Frage rückſichtlich d 
von Schießgewehren in die Berfonenwägen betrifft, fo wirb ber k. 
daß das Mitnehmen ungelabener Gewehre zu geftatten ſei, das -_ 
dener Gewehre aber im Allgemeinen verboten bleibt. 

Das Zugbegleitungsperfonale ift berechtigt, fich auf eine ar 
bie. Heterzeugung zu verfchaffen, ob bie Gewehre geladen oder 
und jene Reiſenden, welche troß des Verbotes geladene Ger 
unterliegen nicht nur der für die Verheimlichun fenergefähr 
feftgefeßten Strafe, fondern auch den allgemeinen rafger chtlid 

Bei kleinen Militärtransporten, bei welchen die Manı 
Reifenden einen und benfelben Wagen einnehmen muß, hat 
vor dem Ginfteigen in Gegenwart eines Betriebsbeamten 
Ladſtockes in den Lauf, die Ueberzeugung zu geben, baß die Ge’ 

Bei größeren Militärtransporten aber, für welche eige 
ganz gefonderte Waggons beftellt werben, ift auf eine Unte 
wehre fich im geladenen oder ungeladenen Zuſtande befinde' 
triebsorgane nicht zu dringen; und es muß lediglich der Ar 


den Militäxbehörde anheim geftellt bleiben, in welchem Zu s 
folcher größerer Transporte während der Fahrt anf ber Ei gere 
Nr. 29. Minifterialerlaß des Innern an ba y nicht 
Sllyrien ddto. 28. Juni 1848, 3. ides ift 
Man ift mit dem Minifterium ber Juſtiz und ſiczes 

kommen, daß bie Bemeſſung ber Beiträge, welche vı das Erb⸗ 
Klagenfurter Kreiſes im Pollzuge der allerhöchften Entid ‚wie lcheere 

41886 für die bei dem Färnthnerifchen Stabts und 2o 
befindlichen Individuen zu leiſten find, nach dem M Gegenftaud, 
Landgerichtsbezirke, und auf Grund eines Durchſchnitte der: Fall iR, 

„ bie 1843 wirklich vorgefallenen Auslagen gefchehe, u Be 

—— — 14 auf ” an und — ides, einer Ser: 

ameralzahlamt für Rechnung bes Farnthnerifchen Gri: i 
der Berläge aus dem Lehteren zur Befrikens der Ta davon fein -attl, 
quifitionshanfes fortzubefichen hat. nur Die.gefeglht 


- Das Gubernium hat ſonach wegen Ausmittlu ‚pen Nechtet. Und 
unwandelbaren Beiträge ungefäumt das Erforderlich | 
dasfelbe auf den hierortigen Erlaß vom 29. v. M., Eigenthumsrecht 
traͤge ber vier nicht befreiten Landgerichte des Klag ER, wahl aber 
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die fih in Ziffern nicht auswerfen laſſen, die, Einficht der betreffenden 
. Urkunde und felbft des Einverleibungsgefuches meiftens durchaus nd- 
thig iſt. | JE Ze: 

Der erſte Theil des $. 7 koͤnnte lauten: 

« „Das Hauptbuch Teik die zur Vorbuͤcherung geeignoten Realitaͤten 
mit ihren Weftandöheißen oder Graͤnzon, damit Fein Zweifel entfiche, was 
dazu gehörig ift, die Mamen ber Eigenthümer mit ihren Erwerbstiteln 
und die auf den Realitäten Haftenden Luſten unter Berufung u. [. w. dar.” 

| Daß es gleichviel ift; ob der Eigenthümer eine einzelne oder eine morar- 

liſche Perfon fei, verfteht ſich von felbft, und die ausdrückliche Erwähnung 

auch von den dem Tandesfürften oder Staate gehörigen Gütern iſt aa 
der vorgeſchlagenen Wortfaffung des 8. 4 Überfläffig. 

Ich erachte den’$. 9 zu ſtreichen. Will man ben letzten Sag bebe⸗ 
halten, fa kann er dem vorhergehenden angefügt werden. Ein Mangel 
oder Verſtoß kann unweſentlich, ein anderer von Belang oder gar ent⸗ 
fcheidendem Einfluß auf ein Privatrecht fein. Welche Folgerung ſich daraus 
ergibt, oder wen die Berantivortung. dafür trifft, kann in einzelnen. Zällen 
Gegenſtand der richterlichen Beurtheifung md Entſcheidung werden. Bel 
Vorfehriften, die man öffentlithen Aemtern ertheilt, ‚geht man von der 
Vorausſetzung aus, daß fie von biefen ‚genau befolgt und beobachtet 
werden. i ’ \ 

Vom $. 10 full 6108 der-erfte Sag ſtehen bleiben, wenn man nicht 
vorzieht ihn ganz wegzulaſſen. Den weiteren: „Das Recht des Beſihes 
ift nicht felbftftändig, fondern immer nur die-gefegliche Folge der bürger⸗ 
lichen Erwerbung eines anderen dingfichen echtes? vermöchte ih nicht 
zu unterfchreiben. Jedenfalls ift er unklar. Das Recht des -Wefiges iſt 
wie jenes des Eigenthums, des Pfandes, ber Dienftbarkeit und das Erb⸗ 
recht ein dingliches Sachenrecht ($. 3086. ©. B.) und fogut wie letztere 
ſelbſtſtändig. Allerdings erfordert ed mit Ruͤckſicht auf den Gegenſtand, 
auf den es fich bezieht, was auch beim Eigenthumsrechte der Kalt ift, 
eine nähere Bezeichnung, man kunn im Beſitze eines Pfandes, einer Ser: 
vitut, eined Waldantheils fein, wie man Eigenshümer bavan fein ‚Bann, 
darum kann aber.nikht geſagt werben, bad Befiprecht ſei nur die. gefagliche 
Folge der bürgerlichen Erwerbung eines anderen dinglichen Mechtes. Und 
welches foll diefesandere dingliche Rechefein? Etwa dad Eigenthumsrecht? 
Nicht jeder Beſitzer iſt in der Lage diefes erweiſen zu Böunen,, wahl aber 
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wvermag gar mancher den rechtmäßigen Befig darzuthun und die Einver⸗ 
cleibung feines Beſitzrechts ih die öffentlichen Wächer zu erwirken, wodurch 
er in den bei weitem meiften Sällen, obwohl die Unftrengung der Eigen- 
thumsklage wider ihn nicht ausgefchloffen wird, hinreichend geſchuͤtzt if. 
Sollte im obigen Sage die Behauptung enthalten fein, der Befiger müffe 
‚außer der Thatfache des Beſitzes auch die Erwerbung eines anderen dinge 
lichen Rechtes darthun, fo fände fie im $. 328 6. G. B., nach welchem 
ein Beſitzer zur Angabe eines giltigen Nechtssiteld nisht aufgefordert wer⸗ 
den kann, ihre Widerlegung. 

$. 11. Wenn dieſer Paragraph nicht mehr beſagt, als daß jedes 
perſoͤnliche Recht zu einer Sache mit einem Pfandrechte befeſtigt werden 
kann und- dann feine Wirkſamkeit gegen jeben Befiger der Sache info . 
weit äußert, daß er feine Befriedigung aus ihrem Werthe erholen Fann, 
fo enthält er blos eine in das b. G. B. gehörige und in diefem auch vor⸗ 
tommende Anordnung. Geht er weiter, fo greift er in das Gebiet der 
sihterlichen Amtshandlung im Balle eines anhängig werdenden Rechts⸗ 
flreited .ein. Auf einen Kauf: und Verkaufßvertrag kann man bie Um⸗ 
ſchreibung des unbeweglichen Gutes in-ben öffentlichen Büchern auf feinen 
Namen, wenn ber Vertrag mit den dazu erforderlichen gefeglichen Erfor⸗ 
derniffen verfehen ift, widrigens die Vormerkung (Pränatation) erwirfen 
und ihre Nechtfertigung hat laut $. 438 6. ©. B. zur Bolge, daß man 
von ber Zeit des überreichten Vormerkungsgeſuches für den wahren Eigen 
thümer gehalten wird. Ein Drittes ſoll es nicht geben, bat ſich aber den⸗ 
noch durch den Gebrauch eingefchlichen. Man läßt Kaufs⸗ und Verkaufse 
verträge, die fih zur Einverleibung in die Sffentlihen Bücher Behufs der 
Umfchreisung nicht eignen, mit dem unbeſtimmten Begehren „zur Sicher: 
flellung der Kaufrechte? pränotiren und ſtellt in der Rerhtfertigungsklage 
. ‚wieder lediglich das Begehren biefe Pränstirung fürgereihtfertigt zu. erben: 
nen. Diefe wegen der Unbeſtimmtheit, welches Recht dadurch erworben 
wurde, zu Bweifeln und Proceflen Anlaß gebende Praxis follte für bie 
Zukunft abgeftellt werden, die bisher vorgekommenen Faͤllen muͤſſen aber 
gleichwohl der richterlichen Entſcheidung überlaffen bleiben. In der That, 
wenn Jemand ein But gekauft, von dem Verkaͤufer die Umfchreibungs« 
befugniß aber deßwegen, weil er einen Theil des Kaufſchillings noch ruͤck⸗ 
ſtaͤndig blieb, nicht erhalten hat, diefer ihn aber in der Bolge nicht annehmen 
will und die Ertheilung der Umſchreibungsbefugniß fortan verweigert, weil 
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ſich ihm inzwiſchen die Ausſicht eröffnete dad Gut einem Anderen um 
einen höheren Preis veräußern zu Binnen, wodurch der Käufer bewogen 
wird feinen Vertrag, wenn gleich mit-dem unbeftimmten Begehren „zu 
Sicherftellung feiner Kaufdvertragsrechte? pränotiren zu laflen; fo ift es, 
zumal wenn in dem Pränotirungsgefuche und fohin in der Rechtfertigungs« 
klage die gerichtliche Hinterlegung des ganzen Kauffchillingsreftes nachge- 
wieſen wird, fomit auch aus den Öffentlicyen Büchern erſichtlich ift, gewiß 
eine hochſt zweifelhafte Rechtsfrage, ob die von einem ſpaͤteren Kaͤufer 
erwirkte Umſchreibung des Gutes dem erſten gegenüber, vorausgefegt, 
daß die von ihm angeſuchte Praͤnotirung für gerechtfertigt erkannt wurde, 
von rechtlicher Wirkung fei, Denn jener Eonnte aus den Öffentlichen Buͤ⸗ 
chern erfehen nicht nur, daß das Bus ſchon einem Anderen verkauft, fon« 
dern au), daß von diefem die Vertragsbedingungen vollſtaͤndig erfüllt 
waren. Hat er fie einzufehen unterlaffen, leidet er allein ($. 448 b. G. B.) 
für feine Nachlaͤſſigkeit. Gefege follen nicht zu unredlichen Hanblungen 
oder gar trügerifchen Uebervortheilungen mißbraucht werben können. Meine 
lange Erfahrung in richterämtlichen Sefchäften gibt mir die Ueberzeugung 
und berechtigt mich zur Annahme, daß ed wohlthätig wirken und viele 
Rechtsſtreite hintanhalten würde, wenn man ben $. 11 fo abfaßte: 

„Wer eine unbemwegliche Sache Fäuflih an fich gebracht hat, Faun 
nur, wenn der Vertrag mit den dazu erforderlichen gefeglihen Eigenfchafe 
ten verfehen ift, die Umfchreibung auf feinen Namen, widrigens die Vor⸗ 
merkung (Pränotation) des Vertrags Behufs der Umſchreibung mit der 
Wirkung, daß, wenn die bedingte Eintragung für gerechtfertige erkannt 
wird, er ‚von ber Zeit des überreichten Wormerkungsgefuches für den 
wahren Eigenthämer zu halten fei, anfuchen. Die Einverleibung von 
Kaufe: und Verkaufsverträgen mit dem unbeflinmten VBegehren, „zur 
Sicherſtellung der Kaufvertrags⸗ oder Kaufrechte” findet kuͤnftig nicht 
mehr Statt. Für die vergangenen Bälle bleibt bie Srage, welche Rechts⸗ 
wirkung eine ſolche Einverleibung habe, ber Austragung im ordentlichen 
Rechtswege zwifchen den Betheiligten vorbehalten.” 

Die $$. 12, 18 und 14 enthalten fehr wichtige Beflimmungen, benen 
erhebliche Bedenken entgegen ftehen dürften. Sie handeln von den foger 
nannten Simultanhppothefen und dem Verhaͤltniſſe, nach welchem die 
damit verfehenen Glaͤubiger befriedigt werden follen. Der Ausgangspunet, 
der wenn nicht im flrengen Rechte doch in der Billigkeit gegründet zu fein 





— u 


Anbreaffi: üb, den Entw. einer Grundbuchsordnung. 205 


fepeint, ift, die fpäteren Pfandgläubiger fo wenig als möglich zu beein 
trächtigen. 

Zuerft, was die Anmerkung ber Gelammthaftung in den Grund⸗ 
buͤchern betrifft, ſo erinnere ich mich aus meiner Praxis keines Falles, wo 
ſie Statt gefunden haͤtte. Wer ſoll ſie anſuchen? Der zuerſt vorgemerkte 
Glaͤubiger? Er gewinnt nichts dadurch; denn mit oder ohne dieſe Anmer⸗ 
kung hat er die freie Wahl, ſeine Befriedigung aus einem oder dem anderen 
Pfandobjecte zu ſuchen. Der neue Hypothekenbeſitzer oder die ſpaͤter vor⸗ 
gemerkten Pfandglaͤubiger? Mittelſt welcher Urkunden? Im Beſitze des 
Schuldſcheines des zuerſt intabulirten Glaͤubigers ſind ſie nicht, der denn 
doch hiezu erforderlich zu ſein ſcheint. In dieſen Beziehungen gebricht es 

den angeführten Paragraphen an Beſtimmtheit. Es will eine neue geſetz⸗ 
fiche Vorfchrift ertheilt werden und es ift nicht bloß gemeint, daß, wenn 
fih alle Hypothekenbefiger und Pfandgläubiger über das Merhältniß der 
Befriedigung aus den Hypotheken vereinbaren, darüber eine zur grund« 
bücerlihen Vormerkung geeignete Urkunde ausftellen und fie in die öffent- 
lichen Bücher eintragen laſſen, ſich darnach zu achten fei; benn dieß ver- 
ſteht ſich von ſelbſt, und das Werhältniß kann nicht nur, fondern wird wohl 
meiftens ein anderes fein, ald es im $. 13 feftgefegt if. Das einzig billige, 
ja ih möchte fagen, vernünftige Verhaͤltniß kann nur der Werth, ber ein« 
zelnen Hypotheken und eigentlich der bei der Verfteigerung erzielte Meiſt⸗ 
bot fein. „Wenn nicht,” heißt-es im befagten Paragraph, „ein anderes 
Verhältniß aus den Grundbüchern erhellet.” Diefer Fall kann nur ein⸗ 
treten, wenn — ad Calendas graecas — daß eben erwähnte Ueberein- 
kommen zwifchen allen Betheiligten, Eeinen ausgenommen, zu Stande 
kommt. Ich fage ad Calendas graecas, denn ein auch nur auf einer 
Hypothek in guter Priorität ftehender Pfandgläubiger wird ſich nicht frei« 
willig die Hände binden und der Nothwendigkeit ousfegen laſſen, die 
Erecution mit einem vermehrten Aufwande von Zeit und Koften gleich⸗ 
zeitig auf mehrere Pfandobjecte zu führen. Auf andere Art als durch 
. Einderftändniß aller Intereffenten Ednnte die Eintragung eines ſolchen E 
Verhaͤltniſſes in die Grundbuͤcher, welche zu verlangen weder einzelne 
Hypothekenbeſitzer noch einzelne Pfandgläubiger befugt wären, eine Were 
fügung von Amtswegen über Privatrechte aber unzuläffig ift, ‚niemals 
erfolgen. 

. „Daß übrigens bie hier aufgewörfen Frage im sefegfichen Wege geläft 
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werde, ift um fo wuͤnſchenswerther, als ige alle Gerichtsſtellen nach 
demſelben Grundſatze verfahren. 

Indem ich zur Eröffnung meiner eigenen Meinung uͤbergehe, beginne 
ich mit der Unterſcheidung zwiſchen einer Concursverhandlang und einer 
zwangsweiſen gerichtlichen Veräußerung außer dem Wege eines Corp 
eurfes. 

Durch die Coneurseröffnung geht das Vermögen des Verſchuldeten 
zwar noch nicht in das Eigenthum, wohl aber in die Verwaltung ſeiner 
Glaͤubiger über, zu deren Befriedigung es, fo weit ed ausreicht, verwendet 
werben fol. Sie ift eine Geſammtexecution und die Partial-Erecntions- 
fuͤhrungen einzelner Stäubiger Inden nicht mehr Statt. Alle nicht offen- 
bar fiihergeftellten Gläubiger find verbunden, die Rechtskraͤftigkeit der 
Mertheilung abwarten, bevor fie die Zahlung verlangen Eönnen, und 
aus welchem Objecte fie biefe erhalten, ift ihnen gleichgiltig, wenn fie nur 
in ihrem Rechte nicht beeinträchtigt find. — Hier alfo unterliegt ed keinem 
Unftande und es wird, wenn nicht überall, doch größtentheil fo-gepflogen, 
daß, wenn eine Forderung auf mehrere Güter gleichzeitig oder doch in ber 
Vriorita vor anderen vorgemerkt wurde und an die Zahlungsreihe kommt, 
man fie an die bei der Veraͤußerung dieſer Guͤter erzielten Meiftbote nach 
Verhaͤltniß derſelben anweiſt. Wenn 3. B. 6000.fl. auf 3 Guͤtern vor 
anderen Glaͤubigern grundbuͤcherlich fichergeftellt find, und das erſte Gut 
um 12,000 fl., das zweite um 8000 fl. und das dritte am 4000 fi. 
verfteigert warde, fo würden von den 6000 fl. auf das erfte 3000 A, 

auf dad zweite 2000 fl. und auf das dritte 1000 fl. entfallen. Diele For⸗ 
berung lediglich auf das erfte, ober zweite, oder dritte Gut anweiſen, wäre 
bei einer Concursmaſſevertheilung, wo ber Güterverwalter ber Sachwalter 
der Gefammtheit der Gläubiger ift, und nicht einzelne‘ auf Koften anderer 
begünftigen darf, wo ihm einerfeits die liquidirten Korderungen und ihre 
Morrechte, und andererſeits das zu vertheilende Vermögen und die Meift- 
botsſerloͤſe jedes Pfandebjectes bekannt find und vor Augen liegen, ein 
Aet der Willkuͤr, der zu gegründeten Einwendungen gegen den Verthei⸗ 
-Tungsentwurf Anlaß gäbe. Hier ift dad aequum zugleich dad justum; 
dam Feiner ber Glaͤubiger hat Grund zu einer Beſchwerde, nicht diejeni- 
gen, die ihre volle Befriedigung erhalten, weil fie nicht mehr als diefe 
fordern Eönnen,. und nicht die ganz oder zum Theil durchgefallenen, weil 
fe Fein Hecht haben zu verlangen, - die fichergeftellten 6000 fl. follen 
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ausfſchließlich auf eines ber drei Bäter, ba ihnen ja alle drei haften müffen, 
ober nach einem. anderen Werhältniffe ald dem bes Meiftbotserlöfes als 
einzig billigen und durch die Natur der Sache gleichfam von ſelbſt gege⸗ 
benen angewieſen werden. 

Anders verhaͤlt es fich mic Meiſtbotsvertheilungen in Erecutionsfällen. 

Ss fügt fich felten, daß ein auf mehreren Realitäten fichergeftellter 
Glaͤubiger alte zugleich im Executienswege in Angriff nimmt, Er thut es 
nur dann, wenn er in voraus Berechnen kann, daß die Veräußerung ein- 
zelner Pfandobjecte zu feiner Befriebigung nicht hinreichen wird, und in 
biefem Falle fügt es fich noch. feltener, daß die Verfteigerung zu gleicher 
Zeit oder im kurzen Zwifchenräumen vorgenommen wird, Zührt er die 
Erecution auf ein einziges Gut, fo kann er verlangen, daß die Meiſtbots⸗ 
vertheifung nad) dem Tabularſtande ohne Ruͤckſicht auf feine anderweiten 
Dfandrechte vorgenommen werde; denn mit einem Rechte läßt fich nicht 
mäfeln und markten, wenn auch dad summum jus jur summa injuria 
werben follte. Fuͤhrt er die Execution auf mehrere oder ale Pfandobjecte 
und eined derſelben wird früher verfteigert, fo iſt ec wicht ſchuldig mit der 
Meiſtbotsvertheilung zu warten, bis auch bie übrigen verfteigert find, was 
vielleicht nicht fo nahe bevorfteht, ba eine aber die andere Erecutionsfüh- 
rang durch Mecurfe oder andere Hinderniſſe aufgehaften werben Eann. 
Hiezu kommt, daß die Realexecution der Schäßung, Feilbietung und 
Meiftbotsvertbeilung nicht der Erkenntnißrichter, wenn er nicht zugleich 
Realinſtanz ift, fondern diefe vornimmt, und daß eine von ber Amtshand⸗ 
fung der anderen Beine Wiffenfchaft hat. Jede nimmt ihre eigene felbft- 
fändig vor, in biefen Faͤllen ift alfo eine Vertheilung wie bei einem Con⸗ 
eurfe gar nicht möglich, fie wäre nur durch ben ganz befonderen Zufall 
möglih, daß alle Meiftbossvertheilungen von dem nämlichen Richter vor⸗ 
genommen würden, und die Werfleigerung aller Pfandobjecte ungefähr 
um biefelbe Zeit vor ſich ginge. Fuͤr einen fo außerordentlichen Fall eine 
. befonbere Verfügung zu treffen, ſcheint um fo minder nöthig, als ſich der 
Micdter, wenn es ſich herausſtellt, daß nicht alle Pfandgläubiger zur Zah: 
Bing gelangen Eönnen, von ſelbſt bervogen finden dürfte, die Vertheilung 
wie im Wege des Sonceurfes vorzunehmen oder ein Webereinfommen der 
Betheiligten durch ihre vorläufige Einvernehmung zu erzielen. Daß es 
unnötbig fei in Erecutionsfällen durch eine eigene gelegliche Vorfchrift eine 
Vorſehung zu treffen, duͤrfto noch aus einem zweiten Orunde erhellen. 
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"Entweder ift der erequirte Schuldner noch immer zahlungefaͤhig, 
und ſeine Glaͤubiger haben die Ausſicht, wenn ſie auch bei einzelnen Pfand⸗ 
objecten in Verluſt geſetzt werden, ihre Befriedigung aus ſeinen ander⸗ 
weiten Zahlungsmitteln zu erholen oder nicht. In dem erſten Falle erlei⸗ 
den ſie, wie immer die Meiſtbotsvertheilung vorgenommen wird, keinen 
Schaden, in dem zweiten haben ſie es dadurch, daß ſie die Eröffnung des 
Concurſes anſuchen können, die bewilligt werden muß, ſobald eine der 
Bedingungen des $. 4 der C. O. eintritt, in ihrer Macht, ed zu einer 
gleichzeitigen Vertheilung fämmtlicher Meiftbotserlöfe nach ihrem Ver: 
bäftniffe unter alle Pfandgläubiger zu bringen. Vigilantibus jura, Thun 
fie nicht, was fie thun Eönnen, fo liegt die Schuld nicht am Gefege, 
fondern an ihnen. 

Meine Meinung ift, daß die Beftlimmungen der $$. 12, 13 und 14 
wegbleiben follen, die ohnehin mit Ausnahme der Anmerkung der Gefammt- 
baftung, die außer dem Wege eines Einverftändniffes aller Betheiligten 
und der freiwilligen Vorlage ber vorgemerkten Urkunden, um darauf dad 
grundbücherliche Certificat diefer Gefammthaftung zu fegen, unausführ- 

bar, in diefem Falle aber überfläffig ift, nicht in eine Grundbuchsordnung 
gehören. Witt man. fi hinfichtlich der Simultanhypotheken mit dem Ger 
richtsgebrauche nicht begnägen, fo kann bis zu einer neuen Concursordnung 
eine entfprechende Vorfchrift im Verorbnungswege um fo Teichter erlaffen 
werden, als es ſich nur Davon handelt, Sleichförmigkeit in der Gerichte 
praxis herzuſtellen. An unferer Erecutionsordnung, die human und den⸗ 
noch den Gläubiger, wenn anders die Gerichtsbehörden ihrer Schuldigkeit 
nicht ermangeln, zum ZSiele führend, einfach und dennoch erfchäpfend, zu⸗ 
gleich Elar und beſtimmt ift, irgend etwas zu ändern, balte ich nicht nur 
für nicht nothiwendig, fondern für durchaus nicht raͤthlich. 

Die im $. 18 des Entwurfes angeführten $$. 896 und 1359 b. G. B. 
leiden hier keine Anwendung; denn ſie ſetzen Mitſchuldner oder Mitbuͤr⸗ 
gen zur ungetheilten Hand durch Vertrag voraus. Der Eigenthämer 
eined Pfandobjectes, wazauf bie Execution geführt wird, war urſpruͤnglich 
auch Eigenthümer der übrigen Güter, auf denen die nämliche Zorderung 
grundbücherlich haftet. Als er diefe veräußerte, ftand es bei ihm, ſich eine 
Mithaftung für die eine oder andere der intabulirten Forderungen zu ber 
bingen und den Vertrag auf die veräußerten Güter einverleiben zu laſſen, 
auch kann er, wenn er in der Enge ift, feinen erequirenden Gläubiger zu 
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befriedigen, fich von diefem feine Hypothekarrechte auf die anderen Guͤter 
abtreten laſſen. Macht er weder von dem einen noch dem anderen Gebrauch, 
fo hat er über Eein Unrecht zu Elagen. Eine Bevormundung kann dit Be. 
feßgebung in Privatfachen nicht ausüben. 

- Der $. 15 follte einfacher und beftimmter dahin lauten: 

»Das Grundpfand (Hypothek) haftet für dad Capital und. einen 
dreijährigen Zinſenruͤckkand. Won welchem Zeitpuncte diefer Termin bei 
einem Concurfe berechnet wird, lehrt die Concursordnung. Bei Jwangs« 
weifen gerichtlichen Feilbietungen gebühren dem Glaͤubiger die dreijährigen 
Zinfen vom Tage der erfolgten Veräußerung, wenn fie aber fchon früher 
ununterbrochen eingeflagt wurden, vom Tase der — m. 
zuruͤck. 

Mit dem Tage der Concurserdffnung geſchieht mit Recht ein Ab⸗ 
ſchluß, eines Theils, weil an dieſem Tage, wenn es möglich wäre, auch 
die Vertheilung des Vermögens und die Befriedigung der Glaͤubiger erfol« 


“gen würde, der durch die Concurdverhandlung bedingte Auffchub aber den . " 


Glaͤubigern weder nügen noch ſchaden kann, und anderen Theil, weil 
von diefem Zeitpuncte an das Maffevermögen von der Güterverwaltung 
fruchtbringend verwendet wird, ihr alfo auch die Verbindlichkeit zur Zah- 
fung der weiter fortlaufenden Zinfen obliegt. Bei erecutiven Feifbietungen 
macht den Abfchnitt der Tag ber Veräußerung, von welchen an die Ver. 
pflihtung für die fortlaufenden Zinfen von dem Erfteher übernommen 
wird, was gewöhnfich ſchon in den Ricitationsbedingniffen ausgedrückt iſt. 
Aus demfelben Grunde, wie bei einem Concurfe, muß auch bei einer ere- 
eutiven Beilbietung eine Ausnahme Pfaß greifen, wenn die Zinfen ſchon 
. früher unausgefegt eingeflagt worden find, was in jedem einzelnen 
Salle, wenn ſich über da „unausgefegt? Zweifel eDEDeN; der Richter 
zu beurteilen und zu entfcheiden hat. 

Begen den $. 16 gfaube ich mich mit allem Noaddruck ee 
zu muͤſſen. 
Erſt in neuerer Zeit fam es in Gang, ſih in einem Schußdiriee 
fon im voraus ein Grundpfand auch für die möglicher Weiſe fich erger . 
benden Klags- und Erecutiondkoften beftellen zu laſſen, alfo ein Pfand» 
recht eventuell zu bedingen, wo fohin die Intabulation des Schuld⸗ 
ſcheins ſowohl zur Sicherſtellung des Capitals und der Zinſen, als auch 
ber beſagten Nebengebühren ausdruͤcklich begehrt und meiſtens bewilligt 
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wird. Hat der Gerichtagebrauch einmal, einen, Weg breit getreten,. fa 


ſchlendert man darauf gebamfanlos. fort, und die Logik Fämpft dagegen 


vergebens an, Die Haftung einer Hypothek für die Klage und Execu- 
tionsEoften widerfpricht eben fo fehr dem Zwecke bes Inſtituts der Grund- 
bücher, als dem Begriffe eineq Pfandrechts. Evidenz iſt das arfte Erfor- 
derniß einer guten Grundbuchsverfaſſung, wodurch allein. der Realcredit 
aufrecht erhalten wird, Unbekannte und unbeltimmge Laſten ſchließen jede 
Berechnung aus, wie viel auf ein Pfand noch mit Sicherheit dargeliehen 
werben Sam. Das Pfandrecht dient zur Befeſtigung eines Need 
(8. 3348 b. ©. ©.) und ſetzt eine giltige Korderung veraus ($,449 
b. G. B.). Die Klage und Eresutiondkaften ſind zur Zeit der. angeſuch⸗ 
ten und bewilligten Intabulation noch gar nicht vorhanden, können alfa 
weder ein Mecht noch eine giftige Gorkerung begründen, Werden in ber 
Folge dem Gläubiger die Klagekoſten durch Urtheil, die Erecutionskoften 
burch Beſcheid in beftimmsen Beträgen zuerkannt, fa kann er. dafür durch 
Einverleibung des Urtheild und Beſcheides im Executionswege ein neues 
Grundpfand erwerben. Kommt er damit zu fpät, und ift fein Schulkust 
im Bußande ber Zahlungsunfaͤhigkeit, ex folglich mit diefen Koeſten der 


Gefahr eines Verlufted audgefegt, fo theilt er bad Schickſal eines Com 


eursghaͤubigers, har ebenfalls die Liquidirungsfaften ſelbſt tragen muß. 
- Mit dem $. 16 fällt auch ber damit in Verbindung ftehenbe $.17. 
Die 65. 18 und 19 find an ſich überflüffig und erhalten: Feine in die 

Grundbuchsordnung geeigneten Beftimmungen. 

6.20. Es wird unterfchieben, ob eine Dienftbarkeit.am erſten Satze — 
gleichriel, ob urſpruͤnglich ober ſpaͤter mit Zuſtimmung ber vorhergehenden 
Pfanbgläubiger — ober an einem fpäteren eingetragen iſt. Im erſten 
Falke bliebe die Dienftbarkeit aufrecht, und der Erfteher des Gutes müßte 
‚im alle eines Concurfes oder einer Erecution dad. Gut mit diefer Laſt 


übernehanen, in dem anderen der Dienfibarfeitsberechtigte fi mit einer 


Entfepädigung begnügen und die Dienftbarkeit fahren laffen. Nur fa laſſe 

Beh, heifit es in der Anmerkung, der Grundſatz, daß [pätere Eintragun- 
gen ben frähenen nicht nachtheilig fallen kͤnnen, aufrecht erhalten. Diefer 

Grundfatz ift unftreitig richtig, die Folgerung, bie daraus im Texte det 
Paragraphs gejogen wird, iſt es aber in ihrer Allgemeinheit auf Keine 
Weife. Darauf, ob eine Dienftbarkeit am erften ober fpäteren Satz vor⸗ 
gemerkt ift, Font es nicht, fondern darauf allein an, ab bie Dienſtbarkeit 


% 
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in einer ſolchen Prioritãt vorgemerkt ift, daß fie nach chrem Werthe durch 
den Meiſtbot gedeckt iſt. Es kann ſein, daß ſogar noch nach ihr vorge⸗ 
merkte Forderungen ganz oder theilweiſe ihre Befriedigung erhalten, Es 
kann fein, daß der Werth des dienſtbaren Gutes von Belang‘ und bie 
der Dienftbarkeit vorgehende Sorderung unbedeutend if. In allen dieſen 
Faͤllen wäre ed ungerecht, es waͤre eine Enteignung, die nur aus öffent« 
lichen Rückfichten und nie zum Wortheil oder Nachtheil von Privaten 
Statt finden darf, dem Berechtigten fein wohlerworbenes Rocht der Dienſt⸗ 
barkeit zu entziehen und ihn gegen feinen Willen mit einer Entſchaͤdigung 
abzufertigen. Und welcher große Zweck will denn durch dieſen Verſtoß 
gegen den in der Anmerkung aufgeftellten Grundfag erreicht werben, ber 


fär eine unlaͤugbare Rechtsverkegung ein Gegengewicht in die andere Schale 


legte? Der Erfteher des dienfibaren Gutes würde in fo weit begänftigt, 
daß er die Mahl hätte, oh er die Dienftbarkeit übernehmen oder fi) da- 
bon durch Zahlung der Emtfchädigung befreien will. Sobald er den Werth 
der Dienftdarkeit und die derfelben im Grundbuche vorhergehenden For⸗ 
derungen kennt, ſobald er weiß, die Bewerthung der Dienſtbarkeit geſchehe 
nur Behufs der Meiſtbotsvertheilung, damit man weiß, ob der Lieitations⸗ 
erlös den Werth ber Dienftbarfeit einſchließt, ob vielleicht davon noch 
etwas für fpätere Pfandglänbiger erübrigt, kann er ih aus keinem erdenk⸗ 
baren Rechtsgrunde der Hebernahme der Dienftbarkeit entfchlagen. Wollte 
er ed nicht, Hätte er weniger bieten follen. Wird hingegen der Meiftbot 
ſchon durch die der Dienflbarkeit im Grundbuche vorgehenden Forderungen 
erfchöpft, ober deckt, mas davon erübrigt, den Werth der Dienfibarkeit 
nur zu Theil, fo muß im erften Falle ber hiezu Berechtigte fie allerdings - 
ohne Entgelt aufgeben, in dem zweiten fich mit dem Kaufſchillingsrefte 
als theilweiſer Entſchaͤdigung begnügen. Es gefchieht ihm Bein Unrecht; 
denn das Pfandrecht einer Dienfibarkeit bat Beinen Vorzug und feine 
Wirkfamkeit beginnt erft mit dem Zeitpunete der Erwerbung. Bon der 
Derfteigerung iſt er als intabulirter Glaͤubiger verftändige worden und er 
Fonnte, fo weit es fein Intereffe mit fi brachte, mitbieten. 

Wenn demnach in Anſehung grundbuͤcherlich vorgemerkter Dienft- 
barkeiten für Coneurs⸗ und Executionsfaͤlle eine Vorſchrift zu ertheilen 
befunden werden ſollte, die mir übrigens in bie Grundbuchſsordnung eben⸗ 
falla nicht gehörig zu fein fcheint, fo wäre anszufprechen: 


„Dienflbarkeiten, bie entnieber amı erften Sage grundbuͤcherlich vors 
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gemerkt find oder mit ihrem erhobenen Werthe bei der Vertheilung des 
Meiſtbotes ober Concursmaſſevermögens vollftändig an die Zahlungsreihe 
kommen, bleiben aufrecht, und ber Erfteher des bienfibaren Gutes ift fie 
anzuerkennen und mit biefem zu übernehmen ſchuldig, wo hingegen, wenn 
nach dem Alter bes erworbenen Pfandrechts auf die Dienftbarkeit von 
bem erzielten Meiftbote eutweder gar nicht oder nicht der volle Betrag 
des erhobenen Schäßungswerthes entfällt, der Berechtigte der Dienftbar: 
keit verluftig geht und in dem letzteren Falle nur auf eine melpal Ent: 
ſchaͤdigung Anfpruch bat, 

Dieſemnach ift, wenn auf einem Gute eine Dienftsarket haftet 
und diefe im Orunbbuche nicht am erften Sage vorgemerkt ift, bei der 
Schägung Cin Concurs⸗ und Erecutionsfällen) der Werth des Gutes abe 
gefeben von der Dienftbarkeit und als ob es davon frei wäre, dann aber 
auch der Werth der Dienftbarkeit, fonderheitlich Behufs der Vertheilung, 
für welche er zum Anhaltspuncte dienen fol, zu betheuern und im 
Schaͤtzungsprotocolle erfichtlich zu machen. Iſt die Dienftbarkeit am erften 
Saße fichergeftellt,, -fo ift auf fie ald eine in jedem Falle fortbeftehende 
Laft bei der Schäßung des Gutes Bedacht zu nehmen.” 

Obwohl fich intelligente Richter von felbft zu benehmen und bie gefeß- 
lichen Vorfchriften nad Zwed und Abſicht zu combiniren wiffen, wuͤrde 
eine.folhe Vorſchrift immerhin eine Luͤcke ausfüllen und nuͤtzlich fein. 
AAuf eine Schägung und Veräußerung des Gutes mit der Loft der 
Dienftbarkeit, beißt es im $. 20 unter Anderem ‚, kann der Berechtigte 
nur dann dringen, wenn bad Recht der. Dienftbarkeit am erften Sage 
vorgemerkt ifl, Allein Schägung und Veräußerung werden nur auf An 
ſuchen des Eyecutiondführers bewilligt und die bewilligten vom Gerichte 
yon Amtswegen nach Vorfchrift ber Gefeße vorgenommen, ohne daß ed 
dabei auf eine von einem — geſtelltes Anſinnen 
oder Andringen ankommen kann. 

$. 21. Das b. ©. B. bedient ſich der Ausbrüde: Einverleibung 
(Sntabulation), Wormerkung (Pränotation), nur bei Lebertragung bed 
Eigenthums= oder Pfandrechtes (SS. 481, 488, 451, 458) und nicht 
au, wenn Pfandrechte in den öffentlichen Büchern wieder gelöfgt 
Certabulirt) werden, womit auch der Gefchäftd- und der gemeine Sprach⸗ 
gebrauch übereinftimpmt. Die den Beweis ber Erlöfchung des Pfand 
rechts begruͤndende Urkunde wird allerdings in das Urkundenbuch 
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eingetragen, in dem Hauptbuche geht aber nichts als eine Loͤſchung 
vor ſich. ’ 
Warum im $. 28 die Uebertragung bed Eigenthums eines in Bezie⸗ 
bung auf da6 Banze beſtimmten Antheild einer. im Grundbuche einen 
einzigen Grundbuchsförper bildenden Realität Tediglih durch eine Um⸗ 
[hreibung, dagegen jener Act, wodurd von einer Nealität einzelne 
Beftandtheile entweder einem anderen Stamingute zugefchrieben oder da⸗ 
für im Grundbuche eine eigene und neue Rubrik eröffnet wird, mittelft 
Ab: und Zuſchreibung bewirkt werben fol, weiß. ich mir nicht zu 
erElären. Eine Abfchreibung nennt man die Anmerkung einer vor ſich ge⸗ 
gangenen Trennung im Orundbuche, die Erſichtlichmachung der Vermin⸗ 
derung eines darin unter Einer Nummer vorfommenden Grundbuchskoͤr⸗ 
pers, damit Niemand durch die Einficht desſelben getäufht werde, und 
Diefen Körper noch für ungerftüdt halte; dieſe Anmerkung CAbfchreibung) - 
ift aber eben fo nothwendig, wenn der getrennte Theil durch fein Wer 
haͤltniß zum Ganzen, ald wenn er auf andere Art beftimmt wird. Eben 
[p wenig findet ein Unterſchied in Hinſicht der Zufchreibung zu einem an- 
deren Stammmgute ober die Eröffnung einer eigenen Rubrik, was von dem 
Geſuchſteller abhängt, Statt. 
Hierdurch glaube ich, was allein meine Abficht war, bargethan zu 
haben, daß, fo anerkennenswerth ber von dem Verfaſſer auf fein Wert 
verwendete Fleiß und feine Erubition ift, dieſes nichtsdeftoweniger bie 
umfichtigfte Prüfung erheiſcht, damit das Beſſere nicht zum Feind des 
Guten werde, eine Gefahr, der man zu Eeiner Zeit fo ausgefegt war, 
als — in der wir leben. 


XXI. 
Einige Bemerkungen rädfichtlih der Allodialiſirung ber 


Lehen mit Beziehung auf das Königlich baieriſche Geſetz vom 
4. Juni 1848. | 


Bon Herrn Profeffior Franz Xav. Hatmerd. 





Da⸗ Leheninſtitut, ſeiner Zeit gewiß eines der großartigſten, aber auch 
der wohlthaͤtigſten und weiſeſten, welches je zu einer Regierungsform 
erfunden ward (Schloſſer, Briefe über Gefedgebung), bat ſich über: 


lebt und paßt für unfere Zeiten fchon lange nicht mehr; es ift bei unferen _ 
heutigen Verfaffungen etwas völlig Fremdes geworden (VBermehren, 


Erinnerungen an’6 Lehenrecht). In einer freien Conſtitution, in einem 
wohlgeorbneten Deere, in zeitgemäßen Geſetzen und in einer geregelten 
prompten Juſtizpflege ruht die Macht des ‚Staates und feines Herr⸗ 
ſchers, — das Leheninftitut ift eine unprafticable Rüftung aus den Waf⸗ 


fenfälen der Vorzeit (Rumpf, Kritik des baieriſchen Geſetzes); und 


wenn auch gegen die faſt allgemeine Anſicht hie und da noch einzelne 
Stimmen laut werden, die, wenn auch den Feudalismus des Mittelalters 
für ganz bedeutungslos erklaͤrend, "doch noch immerhin einige Vortheile 
biniter diefem veralteten Snftitute finden wollen (Died, Zeitfchrife für 
deutſches Recht, 3. Bd. 1. Heft), oder wenn auch noch in neuerer Zeit Re⸗ 
gierungen für die Erhaltung des dermaligen Beſtandes der Öffentlichen 
Lehen ſich ausgefprochen haben; fo dürften doch die neueften Vorgänge 
‚und flaatlihen Veränderungen, fodann die Aufhebung der Unterthänigkeit 
und die Entlaftung von Grund und Boben u, dgl. m., auch den gänzlichen 
Untergang bed Lehenweſens zur Zolge haben müffen *). Nur ift dabei zu 
) Die Verhandlungen in Preußen, Baiern und Frankfurt geben dazu Belege. 
Man vergl. beſonders: Kritik und Anwendung bes baieriſchen Geſetzes vom 
4. Juni 1848 über Abloſung bes Lehenbandes von C. Kumpf (Ansebach 
1849). 
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wuͤnſchen, daß die Lfung DIES, wenn auch alten, Gech ei ums noch 
zienifich audgedehtiten Inſtituts mit miögliigfier Schomumg der woher: 
worbenen Neihtr der verfchiedenen Intereſſenten bewerkſtelligt werde, 
und dieß allein war der Grund, weßhalb ich im vorigen Sommer in ber 
Reichdverfammlung mith deftrebte, das eigentliche Le hen ver haͤl taiß 
aus dem Kudlich'fihen Antrage ausſcheiden zu Lafſen, mit dem es aus 
Unkenntniß der Verfchiebenheit der Gegenftätide, und aus Begier, ‚Altes 
Beftehende im Sturme über den Haufen zu werfen, vermengt werben 
wollte. Dieinen, damals unter Einem geftellten, Separatantrag — wegen 
Einleitung der Lehrnallodialiſirung, der wegen ber eingetre⸗ 

tenen Octoberwirren nicht zur Sprache Fam, — nahm ih in Aremfier 
zurũck, weil inzwiſchen von Seite des Finanzminiſteriums in dem Vor⸗ 
tragegem 21. November 1848, wodurch dem eonſtituirenden Reichstage 
der Staatsvoranſchlag für 1849 vorgelegt wurde, die Einbringung seines 
Gefegentwurfes Über die Ablosbarkeit des Lehenbandes und die Feſt⸗ 
Tegung mäßiger Ablöſungsgebuͤhren (&. 23) gugefagt wurbe und weil 
die Debatte über den repidirten Entwurf der Grundrechte, wenn fie bis 
zum $. 23 vorgerückt wäre, ohnebieß auch dieſen Gegenſtand hätte mit 
umfaſſen muͤſſen 9. Der vierte Maͤrz 1849 bat dieß geaͤndert, bet 
8. 82 der neuen NReichöverfaffung fage nur: Jede aus dem Umter⸗ | 

thänigkeits« oder Hörigkeitsverbande, oder aus Hem Ti- 
tel des getheilten Eigenthums au fBiegenfihaften haftende 
Schuldigfeit oder Leiftung ift abläshar und es darf für 
die Butnnft dei Thetlung des -Eigenthums Reine Liegen⸗ 
[haft mit einer unablösberen Leiſtung belaſſtet werben. 
Die neuerlich bekannt gewordenen &rundzäge berifünftigen Beraͤch to⸗ 
verfaffung verrathen wohl ‚eine Worſorge für Pd einemmiffe, 
aber eine für Lehen, obgleich auch dafuͤr incher niten Verhaflung war⸗ 
gedacht war, wab auf die Abſicht der Regierung ———— mag, daß die 

"Reben einzugehen baten). 





"95.23. Das Migenigam darf waber buch das Lehenverhältnig noch viurch 
a6 Inſtibut bes Familienſideicommiſſes beſchraͤnkt fein. Die Anflöfung des 
Lehenbandes wird durch ein beſonderes Geſetz geregelt. 

2) Auch der eingetretene Thronwechſel wurde bisher in lehenrechllicher Be⸗ 
‚ ziehung noch nicht beachtet, — was Jedoch auch darin ſeinen Grund haben 
Könnte, daß man dieſe Reſtgnaten des’ Leheneherrn, fo Zange ber Reſignant 
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Es wird ſich daher nun um die Orundfäge handeln, nach benen die 
Allodialifirung der Lehen vorgenommen werden foll und es bürfte fomohl 
ber. Negierung, als auch den Mitgliedern des Eünftigen legislativen Kör⸗ 
pers nicht unwillkommen fein, wenn vorläufig mit der nöthigen Ruhe 
und Leberlegung einiges Material geliefert würde. Indem ich mit diefen 
Zeilen ben Gegenſtand anrege, wünfde ich, daß Andere mebr und 
Befferes tiefer möchten. 

L. 

Iſt man darüber einig, daß das Lehenweſen, wenigftens fo weit es 
rund und Boden belaftet, aufgehoben werde, gleichviel ob es fi um 
Öffentliche, ober Staats⸗ ober aber blos um Privat-Lehen handelt; fo dürfte 
ſich als erfte Frage wohl die aufbringen: ob der Lehennexus Cinfofern 
ihm nicht etwa blos ein Ehrenrecht oder eine Würde zum Grunde 
liegt) entgeldlich und gegen Entſchädigung, oder aber unentgeldlich 
und ohne alle Entſchaͤdigung aufgehoben werden fol? Ich erkläre mich 
ohne Anftand für die Anfiche, Daß der Allodialifirung der Lehen— 
güter nur gegen eine. dem Lehensherrn zu entrichtende 
Entfhädigung Statt gegeben werde. Der Lehennerus ift ein 
durch Vertrag begründeter, aus zwei Elementen zufammengefeßter, aus 

"einem perſönlichen und aus einem dinglichen, Aus dem erfteren 
: gebührten dem Lehensherrn die Rebendienfte und dem Vafallen ber Lehen- 
ſchutz, — aus dem anderen dem Lehensherrn das Ober:, dem Vafallen 
das nußbare Eigenthbum. Wenn man nun auch von der nicht durch⸗ 
aus richtigen Anficht ausgeht, daB bie aus dem perfänlihen Verhaͤltniſſe 
fih ergebenden Rechte und Verbindlicheiten gewiffermaßen compensando 
ſich beheben, indem der Lehensherr Feiner Vafallendienfte mehr bedarf und 
feit geraumer Zeit auch Feine mehr fordert, und der Vaſall wieder des 
befonderen Tehensherrlichen Schuges entbehrt; fo kann doch daraus nicht 
auch auf ein unentgeldliches Aufgeben der aus dem Obereigenthume 
dem Lehensherrn zuſtehenden Rechte zu Gunſten des ohnehin in den mei⸗ 
ſten Faͤllen ſchon durch das nutzbare Eigenthum ſehr beguͤnſtigten Vaſal⸗ 
“Ten und zwar am wenigſten aus rechtlichen Gründen gefolgert werden. 
Das Obereigenthum gebührte und gebührt dem Lehensheren unter allen 


noch lebt, nicht als einen Veränderungsfall in mann dominanti anfieht, Die 
Bafallen werben bamit jedenfalls zufrieden fein. 


⸗ 
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Umftänden und wurde auch bis nun ale rechtmäßig ihm zugehörig aner⸗ 
kannt; die Weränderungsgebühren oder Laudemien, die der Vafall ent- 
richtete, find, feit der Wafall Feine Dienfte mehr feiftet, obgleich als Erfag 
für diefe Dienfte der einzige Nugen des Lehensherrn, doch nicht viel 
mehr, al® ein Zeichen der Anerfennung dieſes Dbereigenthums, beffen 
wichtigfter Ausflug das Heimfallsrecht iſt. Will nun der, wie be⸗ 
merkt, regelmäßig ohnedieß durch den Befiß des nußbaren Eigenthums 
unter den vortheilhafteften Bedingungen begünftigte Wafall auch noch die- 
fe8 — nach einem beftimmten Werthe anſchlagbare Dbereigenthum 
dazu befommen; fo ift es wohl im Rechte und der Billigkeit gegründet, 
daß er den Obereigenthümer für feinen Verluſt enfchädige. 

Dazu gefellt ſich noch die weitere Betrachtung. Die bei weiten mein. 
ſten Zehen, welche bei uns noch befteben, find dffentlihe oder Staat# 
leben; das Dbereigenthum ift alfo Staatseigenthum. Diefes aber leichthin 
zu vörfchleudern oder Damit großmüthige Geſchenke zu machen, bazu dürfe 
ten wahrhaftig die ohmedieß fehr Hart mitgenommenen Finanzen derzeit ' 
nicht geeignet erfcheinen, zumal der Staat nicht etwa hierin Urſache hat 
“etwas gut zu machen, was er'verfchufdet hat. Auf den Vaſallen laſtete 
kein widerrechtlicher Drud; fie gehörten größtentheil® der bisher 
vorzugsweiſe beguͤnſtigten Claſſe de Adels, zum Theile des höch ſten 
an, die diefe Lehengüter nicht -felten erft zu einer Zeit an fich brachten, 
wo fie Beine befhwerlihen odergarder Menſchenwürde zu: 
widerlaufende Dienfte zu leiften hatten, fondern wo fie die Leber: 
faffung oder Verleihung derfelben als einen Gnadenact ded Regen 
ten anerkennen mußten und anerfannten. Diele von den felbft befleren 
Gründen, welche für eine unentgeldliche Aufhebung ded nexus subditelae 
angeführt zu werben pflegen, paffen auf den fehr verfehiedenen nexus feu- 
dalis nicht — und felbft bei der Unterthänigkeit Täße fich bie Aufhebung 
ohne alle Entfhädigung juriftifch nicht teiptfertigen — um fo 
weniger alfo bei dem Lehenbande. 

Das baierifche Gefeg vom 4. Juni 1848 geht —— von dem 
Principe aus, daß die Aufſoͤſung des Lehenbandes zu Gunſten bes Vaſal⸗ 
fen gegen Entfchädigung des Lehensherrn Statt finden fol (Art. 1); es 
nimmt aber davon im Art. 8 einige Lehen aus und beſtimmt: 

„Lehen, welche urkundlich als aufgetragene (feuda 

goblata) oder durch den Vaſallen vom Lehensherrn 
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„erkaufte (kenda omtitia) nachgewieſen werben, ver 
„wandeln ſich is volles Eigenthum ohne Entgeld.’ 
Nach dem Entwurfe zu dem Befege, wie er von der Regierung 
ben Ständen vorgelegt wurde, follten nur die aufgetragenen Lehen un- 
entgeldlich allodialifirt werden, und zwar nad ben Motiven deßwegen, 
weil der Vaſall bei ſolchen Lehen vorher — ver der Lehenftiftung — 
freier‘ Eigenthümer gemwefen fei und fein Eigenthuf einem Mächtigeren 
zum Lehen aufgetragen habe, um ſich damit unter deften Schu zu bege⸗ 
ben und weil, nachdem nun das befondere Schußverhäftniß nicht mehr 
beftehe, ed dem Nechte und der Billigkeit enffpreche, daß auch das Lehen 
. band fih in diefen Fällen ohne Entſchaͤdigung auflöfe. — Auf Grund 
eines Votums des Breiheren von Auffeß wurde aber diefe Beftimmung 
auch auf bie feuda emtitia auägedehut, indem ihr Urfprung ganz gleicher 
Nätur fei mit dem der feuda oblata und auf der Hingabe eines dem 
Gutstheile gleichſtehenden Wermögenstheiles des Vaſallen an den Lehene⸗ 
herru unter der Bedingung der Wiedergabe durch Lehenreichung beruhe. 
Ich meinerfeits baun mich mit biefen Unfichten nicht einverftanden 
erBlären, und ich bin der Meinung: daß die Unterfheidung zwi 
(den feuda data, oblata, emtitia und emta wohl einen 
hiftorifhen Werth rückſichtlich der Entſtehungsgeſchichte 
ber einzelnen Lehen, aber keinen praktiſchen für die Alle 
dialifirungsfrage babe, — bafı daburd hie rechtliche Natur de} 
Lehennexus nicht im geringfien alterlıt werde und daß fanach diefer Unter 
ſchied in einem Geſetze über die Allodialiſirung gar nicht zu berüßren wäre. 
Die Motivirung dieles Unterfchiedes dürft nicht viel mehr Grund für ſich 
haben, als folgendes Naifgunement: Wenn das Lehen ein foudum datum 
ift, welches vom Lehensheren dem Vaſallen ohne Entgeld blos zur Be 
lohnung für zu leiftende Dienfte verliehen wurde, fo muß, weil jetzt der 
Vaſall gar Feine Gelegenheit mehr bat, die ſchuldigen Dienſte dafür zu 
feiften, das nugbare Eigenthum auf Verlangen des Rehensheren ihın und 
zwar ohne Entgeld reftituirt werben. Wäre das nicht eben fo ‚gerecht und 
‚billig? Und wie viele Vaſallen müßten da nicht ihre Guͤter dem Staote 
zuruͤckgeben? 
Was nun ſpeciell * die —— Leben anbetrifft, 
fo weiſet die Geſchichte des Lehenweſens allerding& nach, daß zu einer 
Zeit häufig Beſitzer freier Güter ihr Eigeuthum aus diverſen Grün: 
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dem anderen — Zürften, Kirchen und überhaupt Mächtigeren und höher 
Geſtellten — offerirten unter der Bedingung, dasſelbe aus ihren Händen 
wieder — jedoch als Lehen — zuruͤckzubekommen. Dem Lehenauftrag. 
(oblatio feudi) folgte fodanı von Seite desjenigen, dem ein ſolches But 
überlaffen wurde, die Lehenverleihung (constitulio feudi el investitura), 
Durch die Annahme des offerirten Gutes ging biefes in dad Eigenthum 
deſſen fiber, an den der Rehenauftrag geſchah und von dein nun ihm eigen 
thuͤmlich zugehörigen Gute übertrug er gewöhnlich erft nach Abfauf einer . 
beſtimmten Zeit, z. B. eines Jahres), das nugbare Eigenthum 
an den früheren freien Eigenthämer im Grunde der bei der Auftragung 
gemachten Bedingung nach Lehenrecht fo, daß er das Obereigenthum 
behielt. Das feudam oblatum ift alfo fe gut, wie das fendum datam, 
aus Dem Eigenthum des Tehensherrn errichtet; denn er war 
jur Zeil der constitutio fendi Eigenthämer des Gutes. Der 
Rechtstitel, in Folge deffen die der Lehenſtiftung vorangegangene 
Erwerbung des Eigenthums dur den Lehensherrn gefchah, ift 
gleich giltig; auch das geſchenkte Eigenthum if ein Eigen 

thum. Dazu Eommt noch, daß dem Auftragenden die VortHeile, 
bieer aus dem Lehenverbande erwartete, mehr werth wären, 
als das dafür hingegebene Dbereigenthum, daß niet felten von den 
Lehens herrn Gegenleiſtungen für die Auftragung gemacht, daß fie 
bei der Verleihung des aufgetragenen Gutes als Reben häufig da⸗ 


mit aud eigene Süter, oder doch Rechte und Vorzüge ver 


banden, die Damals einen Werth hatten 2), daß aͤußerſt felten 
biefelbe Familie noch im Befige des Lebens fein dürfte, von 
weicher die Lehenauftragung ausgegangen ifl, und daß der dere. 


u Ben 





2, Nach Ginigen, um bem bisherigen @igenthümer baburch zu erfennen zu ges 
ben, daß es eine Gnade fei, ih mit ihm anf Grundlage des offetirten 
Gutes in ein Lehenverbindniß einzulnfien, — nad Anderen, um fein burch 
Auftrag erworbenes neues Eigenthum vorker gegen allfällige Anfprüche 
Dritter — 3. B. Verwandter des Aufträgers — geſichert zu willen. _ 

2) Die fenda oblata find nämlich nicht immer pura und von Seite bes Lehens⸗ 
herrn ift das Cigenthum nicht immer — abgefehen von ber Bedingung ber 
Rückgabe als Lehen — tilulo gratuito, fondern Häufig titulo oneroso ers 
worben worden; er hat das Gut gelauſt, es aber dem Derfäufer wieder 
als Lehen. gegeben.. 
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malige Beſitzer nur ſelten und mit vielen Schwierigkeiten den 
Beweis würde erbringen koͤnnen, daß fein Lehen ein foudum ablatum 
fei. Wenn alfo auch der Lehenſchutz, der zu einem folchen Lehen etwa bie 
nächfte Beranlaffung gab, derzeit gänzlich entwerthet iſt - 
und deßwegen auch Feine Dienfte mehr gefordert worden find; 
fo folge nicht, daß auch ber Lehensherr das früher sub modo certo 
erworbene Obereigenthum nun gratis wieder an den Vafallen — ald 
Nachkömmling des ehemaligen freien Eigenthümers, — zurüdgeben müßte. 

Ruͤckſichtlich der Kaufleben trict wirklich ein ähnliches Bewandtniß 
ein. Kauflehen (feuda emtitia) nennt man jene Lehen, bei deren Ver: 
leihung der Vaſall an den Lehensherrn. — abgefehen, von ben üblichen 
Zaren etwa — ein Yequivalent. des Werthes — einen Kaufſchilling alfo — 
zahlte. In einem Rechtsgutachten der baieriſchen Reichsraͤthe vom 24. Moi 
1848 heißt es dießfalls: Wenn es im Mittelalter einem freien Mann 
wünfchensiwerth war, mit einem Mächtigeren (Dynaften oder Kirchen- 
fürften) in ein Schußverhältniß zu treten; fo Eonnte er dieß eben fo gut 
erreichen, wenn er mit feinem Gelde demfelben ein ſchon beftehendes Lehen, 
das ihm. heimgefallen war, abFaufte, ald wenn er fein unbewegliches Frei⸗ 
gut auftrug, und ald Lehen wieder zuruͤcknahm. In beiden Faͤllen erlitt 
ber Lehensherr an feinem Vermögen gar keinen Abbruch ; er war vielmehr 
im offenbaren Vortheile. Wenn alfo bei dem feudum oblatum defmegen 
bei der Altodialifirung Eeine Entfhädigung verlangt wird, weil ja das 
Leben nicht auß dem Eigenthume des Lehensherrn, fondern des Wafallen 
herrührt ; fo macht fich diefelbe ratio legis audy bei dem feudum emtitium 
geltend: Denn auch hier ift dem Lehensherrn der Werth des Lebens ſchon 
bei der Uebertragung bezahlt worden, und für den Schuß, den er dem 
Bafallen ertheifte, genoß er bisher die anderen aus der mutua fidelitas 
specialis fich ergebenden Vortheile. 

Ich will es zugeben, daß auch hier für den Schuß bes — 
von Seite des Vaſallen die Lehentreue praͤſtirt werden mußte, und daß 
ſich dieſe factiſch gegenſeitig bereits behoben haben. Ich kann aber nicht 
als richtig zugeben, daß in dem in Frage ſtehenden Falle das Lehen aus 
dem Eigenthume bes Vaſallen errichtet wurde. Das Eigenthum 
der Sache gebührte zur Zeit der Lehenverleihung dem Lehens— 
herren, gleichviel ob es eine bereitd unter dem Lehenverbande geftanbene, 
ihn heimgefallene, oder eine noch freie Sache war; — er überließ durch 
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die Lehenverleihung dem Vafallen, und zwar gegen ein Entgeld, bag 
nugbare Eigenthbum und refervirte fih das Obereigen 
thum. Daher wurde auch in folden Fällen nie ber ganze Werth 
des Gutes an den Lehensherrn bezahlt, fondern nur ein aliquoter 
Theil, der des nugbaren Eigenthums nämlid, — in einem gewöhn⸗ 
ih fehr niedrigen Anſchlage. Wil nun der Vaſall auch das Ober: 
eigenthum vom Lehensherrn erhalten — oder fol der Lehensherr dies 
ſes zum Vortheile des Vafallen aufgeben, fo.muß ber Vafall 
audy dieſes — wenn nicht eine Schenkung eintritt — entgeldlid 
erwerben, eine unentgelbliche Abnahme wäre eine offenbare Bereiche: 
rung des Vafallen auf Koften des Lehensherrn — eine Ungerechtigkeit. 
Wenn nun nach dem Gefagten Bein Grund vorhanden ift, von dem 
Grundſatze der entgelblihen Abldfung des Obereigenthums bei aufgetra- 
genen und Kauflehen abzugeben; fo ift noch viel weniger Grund dazu bei 
den gefauften Lehen. Gekaufte Lehen (feuda emta) nennt man jene, 
welche ein Vaſall von einem anderen entgelblich an fich bringt (durch 
Kauf, Tauſch u. dgl.). Regelmäßig war nach den Orundfägen des Lehen⸗ 
rechtes eine ſolche Uebertragung und Veräußerung eines Lehens nur mit 
der Zuftimmung bed Lehensherrn giltig, welche Zuftimmung er entweder - 
allgemein, al6 Lehengnade für gewifle Lehen ), oder fpeciell 
durch Conſens in einzelnen Fällen ertheilte. Der Lehensherr hat 
dabei regelmäßig gar Beinen Nugen, im Gegentheile häufig Schaben, 
indem in den bei weiten meiften Faͤllen folcher Lehenverkaͤ ufe nur das 
Heimfallrecht weiter hinausgefchoben wird und daher in der Alienations⸗ 
tare und allfälligen Veränderungsgebühr nur eine fehr geringe Entfchä: 
digung dafür geleiftet wurde. Ein folcher Käufer Eaufte auch Eein freies 
Gut; er Eaufte ein Zehen mit all’ feinen Winculirungen und Laſten; 
er Baufte nur das nugbare Eigenthum. Niemand kann mehr 
Rechte auf einen Anderen übertragen, al6 er felbft hat; der verfaufende 
Vaſall hat nur das nugbare Eigenthum, nur dieſes alfo Eonnte von ihm 
übernommen, gekauft werben; der Käufer anerkennt ja auch in dem 
Lehensherrn den Obereigenthümer. Der Lehensherr kann baher durch einen 
folchen Verkauf des Lehens nicht in eine [hlimmere Lage kommen 
4) Ic erinnere nur an bie in mehreren öftert. Provinzen bekannten Lehen mit 
ber Onabe. 
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rückſichtlich der Allodialiſirung, ald wenn ba6 Lehen in den Haͤnden bes 
erften Vaſallen geblieben wäre. &o wie ber Käufer des Lebens dem 
vorigen Vaſallen das nugbare Eigenthum abEaufte, fo muß a, 
wenn er allein und ungetheilt das But frei befigen will, auch dem Ober⸗ 
eigenthümer feinen Antheil, fin Dbereigenthum ablaufen. Daß 
‚ein anderer Vaſall das nußbare Eigenthum vom Lehensherrn bei der 
Lehenſtiftung oder Verleihung gratis bekommen habe, und daß ein folcher 
im Vergleiche mit einem, der das Lehen gekauft hat, beffer daran 
fei, das kann doch in disfen Verhältniffen nichts ändern. Daraus, daß 
dem einen ein Geſchenk gemacht wurde, wozu vieleicht fehr gute Gruͤnde 
vorhanden waren, “folgt doch nicht, daß man nun auch einen Anderen be⸗ 
fchenfen ne 
II. 

Der — wäre alſo bei der Auflöfung des Lehenverbandes 
für fein Obereigenthum zu entfhädigen. Der widtigfte Punct, 
der dann weiter in Erwägung zu ziehen ift, betrifft Die Ziffer, d. i. 
die Höhe der zu beſtimmenden Ablöfungsfumme. Das Lehen ik 
ein zwilhen dem Lehensherrn und dem Vafallen getheiltes Eigen 
thum. Es wird fi) alfo dabei um den Werth des Gutes an ſich 
Handeln und dann darum, wie diel von diefem Geſammtwerthe auf das 

Obereigenthum gerechnet, werden Eann. Der Werth des Gutes an 
fi ift entweder auß bereits, befonderd erft vor Kurzem vorgenommenen 
Schägungen, bücherlichen Einlagen und Faſſionen bekannt, oder fann im 
Nothfalle durch Vornahme der Schägung conftatirt werden. Sie ifl 
freilich für den Beſitzer (der Koften vorzugsweiſe wegen) nicht angenehin; 
allein bei dem Umſtande, daß fich der Werth der Güter, namentlich 
durch die Aufhebung der Unterthänigkeit und ihrer Folgen nit 
unbedeutend geändert hat, wenn man anders ein verläßliches Nefultat 
baben will, beinahe nicht zu vermeiden. Wieviel von dein conftatirten 
Gutswerthe dann ald Erfag für das Obereigenthum zu de 
ſtimmen fei, dürfte eine viel ſchwierigere Frage bilden, und ed 

“ dürfte nur eine annäherungsweife — auf den Wahrſcheinlichkeits 
calcul bafirte — Beſtimmung getroffen werden "können, wobei je nad 

Verſchiedenheit der Lehen die wichtigften Sactoren des Obereigenthums, 
namentlich das Hein fallsrecht, den Ausſchlag geben-müßten. Das 
Heimfallsrecht ift jedenfalls das weſentlichſte Recht des Obereigenthuͤmers 
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bei ber jeßigen Lehengebahrung, wo beinahe nichts als das dingliche 
Verhaͤltniß mehr Beathtung verdient; es verfhafft unter Umftänden 
ben Eehensherrn wieder bad volle Eigenthum und für die Auf 
gebung dieſes echtes laͤßt fich eine Entfhädigung wohl nicht 
fahgemäßer berechnen, als nah Procenten diefes Eigen: - 
thums. Man fihlägt zwar auch vor, die Ablöfungsquote nach ber Höhe 
der bisherigen Lehentaxen zu berechnen; allein einmal find dieſe 
ju ungleichartig, oft nur durch Uebung aus früherer Zeit hergebracht, 
daher wohl derzeit richt immer anpaflend; dann Eönnen fie eher als das 
Surrogat der Lehendienfte angefehen werben, welche ohnedieß hinweg⸗ 
fallen, aber nit ald ein Erfag für das Obereigenthum. 

Bei ben bisher über Einfehreiten und mit Conſens vorgenommenen . 
Alodialifirungen einzelner Staatslehen mußte zuerft eine Confenstare 
mit 5 Percent und eine Abldfungsfumme fürbas DObereigen- 
thum — eigentlide Alſodialiſirungsquote — entrichtet werden. 
Räckfichtlich der Iegteren wurde eigentlich nie ein fefter und gleich 
mäßiger Maßftab geſetzlich ausgefproden; wir haben Allodiali⸗ 
firungsfälle, wo die Hälfte des Schäpungswerthes des Gutes '), das 
Drittei®), der vierte, der fünfte Theil als Ablöfungsfumme gefor- 
dert und-eingegahlt wurde. Das Reſcript vom 18. April 1686 fpricht 

‚auch vom fiebenten und vom zehnten Theile des Gutswerthes 
als Ablsſungsſumme. Da jedoch ſchon das Refeript vom 8. Mai 
1642 erflärte, daß bei Allodialiſirungen nach dem Grundſatze vorge: _' 
gangen werden fol, daß ein Lehen im Bergleihe mit einem 
freien Gute um ben fünften Theil weniger werth fei, ‚und 
das Schägungenormale vom Jahre 1765 befohlen hatte, den Werth der 
freien Güter um 20 Percent, db. i. alfo ein Bünftel Höher als jener 
der lehenbaren anzurechnen; fo wurde gewöhnlich, obgleich ein n. 6. 
Regierungseireular erflärte ): daß Se. Majeſtaͤt zu beftimmen befunden 
hätten, für.die Allodialifirung der Lehen gefeglich Eeine gleiche Allodiali⸗ 
firungstaxe feftzufegen, fondern daß von Fall zu Ball ber Vorfchlag der 


13.3. bei der Alldbialifirung des Lehenguts Domaslomwik im Befike bes 
Fürften Rohan. 
2) Für Grafen Sylva » Taroucca Unwert bei Lehen Bauf armen 
and Leflowoly. 
8) S. Kremer's Lehenrecht über die Materie. , 
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angurechnenden Zaren für die aufzuhebenden lehenherrlichen — 
und Vortheile nach Maßgabe aller dabei zu beruͤckſichtigenden Umflände 
zu erflatten wäre, — auf Grundlage des Hofdecretes vom 8. Zuli 1831 
der fünfte Theil des Werthes des Gutes als Allodialifi 
rungsquote in Vorfchlag gebracht, allein dieſes Quantum mit Rüd. 
ſicht auf die Umftände, die Gattung des Lehens, die wahrfcheinliche Nähe 
des Heimfolld modificirt, fo daß z. B. für reine Mannslehen 20 Per: 
cent, für. Weiberlehen 15 Percent, für Erblehen 10 Percent, beinahe am 
alle fiehenden 25—50 Percent vorgefchrieben wurden, wozu aber, wie 
bemerkt, immer aud) noch die Spercentige Hoftare abgenommen wurde H. 
Obgleich nun ruͤckſichtlich des Werthes ber Güter an ſich manderlei 
Veränderungen eingetreten find, fo dürfte fih doch das Werhältniß 
des Obereigenthums zum Nußungseigenthume nicht geändert 
haben; die Allobialifirungstare Eönnte baher noch immer auf die befagte Weife 
beflimmt werden, und da dieß nad Percenten des Werthes ge 
fehieht, fo wird auch nur der gegenwärtige Werth getroffen; wenn 
fi diefer durch die Entlaftung des bisher unterthänigen Grund und Bo: 
dens verringert hat, fo geht dieß nicht blos auf Koften bed Vaſallen. 
Die mehrermähnte Ahodialifirungs- Confenstare fiele Dagegen ganz 
hinweg, weil eine Coufenfe mehr zu erwirfen wären, und es Eönnte 
um fo unbedenklicher der fünfte Theil des derzeitigen Werthes des 
Gutes als die regelmäßig zu entrihtende Allodialijirungsquote anger 
fegt bleiben. Wendet man dagegen ein, daß das Aerar dadurch zu viel 
verliere, fo wolle man auf der anderen Seite auch das berink: 
fidtigen, daß der Staat bei gänzlicher Aufhebung des Lehen 
weſens auch die-biher zur Adminiftration bdesfelben, zur Dotirung 
der betreffenden Stellen und Beamten nöthigen Koften erfpart, 
die einen Theil der Einkünfte in Anſpruch nahmen. 
‚Das baieriſche Geſetz verfügt in diefem Puncte im Art. 1. 
»Sämmtliche Lehen Fönnen vom Lehenverbande befreit werden, und 
zwar: — | RN u 
1. Söhner und Töchterlehen durch Erlag von 1 Percent, - 
2. — durch Erlag von 8 Percent, 


1) Ruͤckfichtlich rei ur Privatleben beftehen gar keine Beſtimmungen ; die 
Ausgleichung war ba immer dem Cinverſtaͤndniſſe der Betheiligten überlaſſen. 








o 
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3. heimfällige Lehen durch Erlag von 10 Percent des Lehenfaffiond 
werthes. 
Dieſe Abföfungsbeträge find nun jedenfalls ſehr niedrig ange 
fegt und es find die Vafallen auf Koften des Staatsvermögens 
fehr begänftigt werden. Das mögen auch viele Mitglieder der Kam 
mern gefühlt haben und obgleich fi Manche nur widerfeßten, weil fte 
Bierin eine zu große Begänftigung des Adels erfennen wollten, ober eine 
Rechtsungleichheit gegenüber dem Gefege vom Jahre 1808, Andere wie⸗ 
der eine Verlegung der Intereſſen des Adels, der fo ber Verarmung ente 
gegen ginge, und der Intereſſen der Krone, die Gelegenheit verliert ver 
dienſtvolle Männer zu belohnen; fo gab es auch foldhe, welche zunächft 
das Intereſſe des Etaatsfchages ind Auge faßten und anerkannten, daß 
in der fo gering ausgemeffenen Alodialifirungsfumme für das Beim 
fallsrecht kein entſprechendes Entgeld liege. Freilich hat man 
dagegen aud) wieder eingewendet, daß dieß für den Staat kein Verluſt 
ſei, weil ihm die Lehen immer im ſchlechteſten Zuftande heimfallen, 
und weil er fie dann wieder — regelmäßig umfonft — verleihe, Allein 
beide dieſe Einwürfe bedeuten nicht viel. Gegen die Deteriorirung zu ſor⸗ 
gen hat der Fiscus Mittel; die heimgefallenen Güter önnen al6 Allode 
verkauft werden, und follte ja ein ſolches Gut wirklich Jemanden, ausger 
zeichneter Dienfte wegen, verliehen werden; fo muß auch dieß als Gewinn 
für die Geſammtheit angefehen werden, indem dadurch die Auslagen für 
andere Belohnungen erfpart werben. 
Nah dem Art. 1 und 4 des Entwurfes zu dem Gefege follten alle 
‘ Tehenbaren Süter gegen Uebernahme des zehnten Theiles ber einfachen 
Lehentare in der Eigenfchaft eines ablösbaren Bobenzinfes Ins volle Ei⸗ 
genthum bes Vafallen Abergehen. In ber zweiten Kammer wurden noch 
bie für die Vaſallen nachtheiligeren Zufäge und Abaͤnderungen beſchloſſen: 
„Bei Lehengütern über 150,000 Gulden Werth fol jener Bodenzins 
„noch entfprechend erhöht werden. Die Allodification ift noch ferner bedingt 
„durch Erlag von 1, 3 oder 10 Procent des durch beeidigte Experte zu 
„ermittelnden Lehenwerthes, je nachdem das Lehen ein burchgehendes, 
„ober ein Manns, oder ein heimfallendes Leben if. Von der Eutſchaͤ⸗ 
„digung nach der Lehentare find auch feuda oblata nicht frei.” — 
Einzelne Anträge endlich gingen noch weiter, z. ®. daß die Otufenleiter 
mit 5, 10, 15 Percent angenommen werde, daß bie Abläfung am alle 
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angetechnenden Zaren für die aufzuhebenden lehenherrlichen Gerechtſame 
und Vortheile nach Maßgabe aller dabei zu berückfichtigenden Umflände 
zu erflatten wäre, — auf Örundlage des Hofdecretes vom 8. Zuli 1831 
der fünfte Theil des Werthes des Gutes als Allodialifi 
rungsyuote in Vorfchlag gebracht, allein diefed Quantum mit Rüd. 
ſicht auf die Umflände, die Gattung bes Lehens, die wahrfcheinliche Nähe 
"des Heimfalls modificirt, fo daß z.B. für reine Mannslehen 20 Per: 
cent, für Weiberlehen 15 Percent, für Erblehen 10 Percent, beinahe am 
alle ſtehenden 26 —50 Percent vorgefchrieben wurden, wozu aber, wie 
bemerkt, immer auch noch die Spercentige Hoftare abgenommen wurbe h. 
Obgleich nun rücdfichtlich des Werthes der Guͤter an ſich mancherlei 
Veränderungen eingetreten find, fo dürfte fih doc das Verhältniß 
des Obereigenthums zum Nußungseigenthume nicht geändert 
baben; die Allodialifirungstare Eonnte daher noch immer auf die befagte Weiſe 
beflimmt werden, und da dieß nah Percenten des Werthes ges 
fehieht, fo wird audy nur der gegenwärtige Werth getroffen; wenn 
fi) diefer durch die Entlaftung des bisher unterthänigen Grund und Bo: 
den$ verringert hat, fo geht dieß nicht blos auf Koften des Vafallen. 
Die mehrerwähnte Allodialiſirungs- Sonfenstare fiele dagegen ganz 
hinweg, weil keine Confenfe mehr zu erwirken wären, und es Eönnte 
um fo unbedenkliher der fünfte Theil des derzeitigen Werthes des 
Gutes als die regelmäßig zu entrichtende Allodialiſirungsquote ange 
fegt bleiben. Wendet man dagegen ein, daß das Aerar dadurch zu viel 
verliere, fo wolle man auf der anderen Seite auch das berind: 
fihtigen, daB der Staat bei gänzlicher Aufhebung des Lehen 
wefens auch die bisher zur Abminiftration desſelben, zur Dotirung 
der betreffenden Stellen und Beamten nöthigen Koften erfpart, 
die einen Theil der Einkünfte in Anſpruch nahmen. 
Das baieriſche Geſetz verfügt in dieſem Puncte im Art. 1: 
-„Sämmtliche Lehen Eönnen vom Lehenverbande befreit werden, und 
zwar: Ä 
| 1. Söhner und Zöchterlehen durdy Erlag von 1 Percent, - 
2. —— durch Erlag von 8 Percent, u 


— — — — — — — 


1) Ruckfichtlich rei — Privatlehen beflehen gar feine Beſtimmungen; die 
Ausgleichung war da immer dem Ginverftändniffe ber Betheiligten hberlafien. 


‘ 
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3. heimfaͤllige Lehen durch Erlag von 10 —— des kLehenfafſions⸗ | 
werthes.” 

Diefe Abldfungsbeträge find nun jedenfalls fehr niedrig ange: 
feßt und es find die Vafallen auf Koften des Staatsvermögens 
fehr begänftigt worden. Das mögen auch viele Mitglieber ber Kam⸗ 
mern gefühlt haben und obgleich fi Manche nur widerfegten, weil fie 
hierin eine zu große Begünftigung des Adels erkennen wollten, ober eine 
Rechtsungleichheit gegenüber dem Sefege vom Yahre 1808, Andere wies 

der eine Verlegung der Intereſſen des Adels, der fo der Verarmung ent: 
gegen ginge, und der Intereffen der Krone, die Gelegenheit verliert ver, 
dienftvolle Männer zu belohnen; fo gab es auch ſolche, welche zunaͤchſt 
das Intereſſe des Staatsſchatzes ins Auge faßten und anerkannten, daß 
in der ſo ger ing ausgemeſſenen Allodialiſirungsfumme für das Heime 
fallsrecht fein entfprehendes Entgeld liege. Freilich hat man 
dagegen auch wieder eingewendet, daß dieß für den Staat kein Verluſt 
fei, weil ihm die Lehen immer im [chlechteften Zuftande heimfallen, 
und weil er fie dann wieder — regelmäßig umfonft — verleihe. Allein 
beide biefe Einwuͤrfe bedeuten nicht viel. Gegen die Deteriorirung zu ſor⸗ 
gen hat der Fiscus Mittel; die heimgefallenen Güter Fönnen als Allode 
verkauft. werden, und follte ja ein folches Gut wirklich Jemanden, ausge: 
zeichneter Dienfte wegen, verliehen werden; fo muß auch bieß ald Gewinn 
für die Sefammtheit angefehen werden, indem baburd) die Auslagen für 
andere Belohnungen erfpart werden. 

Nah dem Art. 1 und 4 bes Entwurfes zu dem Gefege follten alle 
‘ Iehenbaren Güter gegen Uebernahme bes zehnten Theiles ber einfachen 
Qehentare in der Eigenfchaft eines ablösbaren Bodenzinſes ins volle Ei⸗ 
genthum des Vaſallen übergehen. In der zweiten Kammer wurden noch 
die für die Vaſallen nachtheiligeren Zufäge und Abaͤnderungen befchloffen: 

»Bei Lehengütern über 150,000 Gulden Werth ſoll jener Bodenzins 
„noch entfprechend erhöht werden. Die Allodification ift noch ferner bebingt 
„durch Erlag von 1, 3 oder 10 Procent des durch beeidigte Experte zu 
„ermittelnden Lehenwerthes, je nachdem das Lehen ein durchgehendes, 
„ober ein Manns, oder ein heimfallendes Lehen ift. Von der Entfchdr 
„bigung nach ber Lehentaxe find auch feuda oblata nicht frei.” — 
Einzelne Anträge endlich gingen noch weiter, z. B. daß die Gtufenleiter 
mit 5, 10, 15 Percent angenomihen werde, baß die Abloſung am Falle 
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mit einem beftimmten Capitalswerthe befchloffen werbe, welche Summe 
dann auf die einzelnen Lehen zu vertheilen wäre, ober durch analoge Feſt⸗ 
Rellung einer hypothekariſch zu verfihernden jährlichen Abgabe. Die 
Schaͤtzung durch Experte wurde verworfen, und es wurde, was die Er⸗ 
mittlung des Lehenwerthes anbetrifft, lediglich auf die aͤlteren Lehenfaſ⸗ 
ſionen zuruͤckgegangen. Nene Schaͤtzungen würden vielfache Placereien 
hervorrufen und einen großen Koſten⸗ und Zeitaufwand verurſachen und 
doch wuͤrden ſie der Staatscaſſe nur geringen Vortheil, vielleicht ſogar 
poſitiven Nachtheil bringen. Denn wenn auch die Ruſticalien in den Lehen⸗ 
faflionen zu niedrig angefchlagen find, und durch eine neue Schägung 
erhöht würben, fo find doch durch das allgemeine Ablöfungsgefeg bie Do- 
minicalien und überhaupt die Lehenwerthe fo fehr verringert, daß ſiej jene 
Werthserhöhung gewiß aufwiegen. Bekanntlich ſeien aber auch — 
Schaͤtzungen durch Experte immerhin etwas ſehr Unzuverlaͤſſiges, — 
mal, wenn die Schaͤtzung zu einem aͤhnlichen Zwecke geſchieht. 
Die billige Behandlung fällt unter Anderen beſonders auch bei 
den am Heimfalle ſtehenden Lehen auf. Nach dem Art. 2 des Entwurfet 
- foßlten die am Heimfalle ftehenden Lehen von ber Allobification ausger 
nommen fein. Dieb wäre jebenfalls entiprechender gewefen, als eine Ab 
loſangsquote von 10 Percent. "Denn wo einmal der Staat fo figere 
Hoffnung bat auf den Heimfall, ift gar Bein triftiger Grund zur Allodia⸗ 
liſirung vorhanden; — der Staat kann das fpäter heimfallende Lehen 
blos im eigenen Intereſſe allodialifiren und verwerthen (als Allod ver: 
Baufen), während fo dem jegigen Befiger und feinen Allodialerben, mit 
Ausnahme der gu erlegenden 10 Percenit, der ganze Übrige Lehenwerth zu 
Buten Eommt. Wenn alfo das Princip der Lehenallodialiſirung derzeit - 
gleich durchgreifend durchgeführt werben fol, fo wäre die Ablöfungsfumme 
für Lehen am Kalle Höher zu beflimmen, wobei fich von felbft verſteht, 
daß die wieder von der Seftfiellung des Begriffe: der am 
Galle fiebenben Leben abhängt. Heißt es, wie im. baierifchen Ge 
ſetze: Als am Heimfall fiehend zu betrachten find jene Lehen, welde nur 
noch auf vier Augen ftehen, nenn Befiger und beziehungsweiſe Anmörter 
bereitd das fünfzigfte Lebensjahr erreicht haben; — fo kann dieſer Heim: 
fall freilich wohl au erſt nad 20 —60 Jahren erfolgen und dann Fann 
der Erlag von 10 Percent bed Werthes derzeit dem — des er 
fallenden Quted ſich in Etwas mehr naͤhern. 
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" Nückfichtlich der weiteren Frage: wie ber Vaſall die ausgemittelte 
Abloͤſungeſumme zu entrichten haben fol, ift wohl der baare Erlag das 
einfochfte und, infofern die Einzahlung in bie Staatscaffen zu gefchehen 
hat, auch für ben derzeitigen Zuftand ber Finanzen wahrfcheinfich 
am willfommenften. Möglich find aber allerdings — und vielleicht 
wieber für den Vafallen angenehmer — andere Entrichtungsme⸗ 
thoden. Das beierifche Geſetz ftellt es dein Vafallen frei, das Abld« 
fung&capieal baar, oder in fowohl an porteur als auf beflimmte Namen 
ausgeſtellten Abldfungsfchufbbriefen nach ihrem Nennwerthe gu bezahlen, 
oder auch dasſelbe als ein mit 4 Percent verzindliches Bodenzins ca⸗ 
pital auf das bisherige Lehen zu übernehmen. 

Ob Hbrigens die Ablöfungsfumme für die zu den einzelnen Sronfäns 
dern gehörigen Lehen als eine Landes: oder Reichseinnahme zu 
betrachten , zu verwenden und zu verrechnen fei, bürfte beider provin⸗ 
jiellen Natur ber bisherigen Einrichtung kaum zweifelhaft fein. Rück 
ſichtlich Bohmens muß aber dießfalls in Eri innerung gebracht werden, 
daß der Krone Böhmens auch die in Mähren und Schleſien 
gelegenen Lehen gehören und daß der Lehennexus mit der Laufig noch 
nicht gelöfet iſt ), daß aber der König nach der bisherigen Lane 
desverfaffung vom Lande (der Krone) nichts veräußern konnte 
ohne Zuftimmung der Stände und daß, da in ber Allodialiſirung 
diefer Lehen doch eine theilweife Veräußerung liegt, bie alte 
fländifche Verfaffung aber nach $. 77 der Neichsverfaffung vom 4. März 


1849 außer Wirkſamkeit getreten ift, hierüber vorerft ein Bef chluß 


des böhmiſchen Landtags nothwendig ſein wird. 
III. 

Bisher wurde von der Aufloͤſung desjenigen Verhaͤltniſſes (nexus) 
gefprochen, weiches bei Lehen zwiſchen dem Lehensherrn und dem Vaſal⸗ 
fen befteht. Stünde auf beiden Seiten nur Eine berechtigte Perfon, fo 
wäre mit ber Löfung dieſes Bandes auch das Ganze behoben — das 
‚ Out ein wahres Allod. Allein auf beiden Seiten, ſowohl auf Seite des 
Lehensherrn ald auf Selte des Wafallen können mehrere Perfonen 
ald berechtigte Intereffenten erfcheinen. So kann die Lehenherr⸗ 


. 
— —— — — — — —— — —·— 


V Ich erinnere auf bie Antwort des Miniſters des Aeußern auf meine dieß⸗ 
fällige Interpellation. 


- 


* 


428 i Hanptblatt 


lichkeit mehreren Perfonen, oder einge beftimmten Familie, als folder, 
jufiehen, oder durch den Lehenverband felbft wieder getheilt fein in die 
After und Oberlehensherrlichkeit; — fo ift auf der andern 
Seite das Lehen dem Vafallen. regelmäßig nicht für feine Werfen, 
fondern auch für feine Nachkommenſchaft verliehen, abgefehen von 
etwaigen Mitbelehnten und Anmwärtern im engeren Sinne bei 
Wortes, denen nach einer beftimmten Reihenfolge (Succeſſions⸗ 
ordnung) das Nachfolgereht und mas zur Sicherung und Reali⸗ 
firung desfelben nothwendig ift, zufteht %). Mir der Aufhebung bes einen 
Verhaͤltniſſes zwifchen Lehensherr und Wafallen ift noch nicht auch das 
Verhältniß der Bamilienglieder und anderer Beredtig: 
ter in Anſehung des Lehens unter ſich gelöfet und behoben. 

Das Einfachfte in diefer Richtung für die Regierung wäre es nun 
allerdings, wenn man die weitere Ausgleihung diefer verfchiedenen 
Intereſſenten nach behobenem Feudalnexus ihrem Einverftändniffe 
überlaffen könnte. Allein für alle diefe Fälle iſt dieß kaum zu erwarten 
und es wird daher wenigſtens ſabſidiariſch ſchon durch das Gefeg 
vorgeforgt werben müffen, damit eine Norm vorhanden fei, wornach 
Difficultäten und Streitigkeiten, die bieferwegen entftehen Kanten, zu 
erledigen waͤren. 

Auf Seite des Lehensherrn werden die Schwierigkeiten nicht von 
Bedeutung fein, inſofern es ſich vorzugsweiſe nur um öffentliche oder 
Staatslehen handelt, wo das Obereigenthum dem Staate, als ſolchen, 
oder der Krone zuſteht, wo alſo die Allodialiſirungsquote auch nur dem 
Staate oder der Krone zufallen ann, unbefümmert darum, wer eben 
und in welcher Form er regiert. Nur das Verhaͤltniß zwifchen Ober- und 
Afterlehensherrn dürfte etwa zu berückfichtigen fein, welches bei einigen 
ſolchen Lehen noch aus älteren Zeiten her begründet befteht. Nach den 
bisher beobachteten Grundfägen und Lehengefegen üben die Afterlehens⸗ 
berren die lehenherrlihen Rechte aus; das Dbereigenthum 
gehört immer dem Oberlehensherrn; der Afterlehensperr hat alfo 
Beineigentlihes Heimfallsrecht, er kann aber das apert werdende 


2) Die Rückſicht für die allenfalls auf ſolchen Gütern vorgemerkien Gläubiger 
teitt hierbei weniger hervor, weil das Gut durch die Allodialiſirung regel⸗ 
mäßig werihvoller, das Pfaudrecht alfo ergiebiger wirk. 


— 





Haimer!: üb. die Allobialiſtrung ber Lehen. «2 


Lehen wieder verleißen, ja er muß ed in der Regel wieder verleihen. Wenn 
nun nach der früher entwickelten Anficht die perſonlichen Begiehungen un» 
entgeldlich entfallen, Lehenſchutz und Tehendienfte ſich gegenfeitig beheben, 
und für die Allodialiſirung nur dad dominium direetum abzuldfen 
fommt, weldes allein dem Dbereigenthümer, bei unferen öffent 
lichen Leben allo dem Staate gehört; — fo dürfte der Löfung des 
Lehenverbandes auch die Afterlebensherriihkeit Eeine defon- 
dere Schwierigkeit in den Weg legen. Die nach Vercenten bed 
Werthes beitimmte Quote wird von dem Vafallen an den Dbereigen- 
thümer, refpective ben Staat, oder in die Randescaffen entrichtet ; das 
Lehenband und damit auch dad Zwifchenverhältnib zwiſchen dem Ober 
und Afterlehensherrn hört von felbft auf. Sollten die mit der Afterlehens⸗ 
herrlichkeit für den Afterlehensherru in Verbindung geflandenen Einkünfte 
(an Zaren, z. B. Veränderungdgebühren, Kauffchilling bei Wiederver⸗ 
leihung beimgefallener Lehen u. dgl.), wie in Dimüg, einen Theil der 
Dotation ausmachen, fo müßte entweder die Allodialiſirungsquote al 
Dotirungsfond gewidmet, ober für den‘ en Entgang auf 
anderem Wege geforgt werden. 

Viel wichtiger erfcheint diefer Gefichtöpunct, wenn man bie Seite 
bed Vafallen ins Auge faßt, und da dürfte auch die Sache ungleich ſchwie⸗ 
riger erfheinen. Nach Ginwegräumung des nexus mit dem Qehenäheren 
tritt unter den gegenwärtigen und künftigen fucceffionsfähigen Familien 
gliedern ein fideicommiffarifhes Verhältniß in Betreff des 
Gutes hervor und es wird fich daher zuerft darum handeln: ob man ſich 
für das Sortbeftehen von Kideicommiffen überhaupt ober 
doch von Geldfideicommiſſen ausfprechen wird, ober ob man auch 
die Aufhebung jeder Art von Fideicommiſſen einleiten will. Fuͤr ben 
zweiten Fall wiederum wäre feilich der Vorfchlag ein fehr einfacher, 
weichen der Verfaſſungsausſchuß bes conftituirenden Reichstags in dem 
Entwurfe der fogenannten Grundrechte gemacht hatte, der nämlich: daß 
Sideicommiffe das freie Eigenthum deffen werden, dem 
fie angefallen; allein dagegen ſtraͤubt fich das Nechtsgefühl fo _ 
fehr, daß ich glaube, biefe-Anficht Eönne ihre Anhänger einzig und allein - 
unter denjenigen finden, bei.denes jenes Gefuͤhl berdits zur Gaͤnze abge: 
förben ift. Auf Lehen angewendet würbe der Sag aber einige Befchd« 
nigung darin sl ‚ daß ja der gegenwärtige Befiger die Allodia⸗ 


u HSeuunptblatt ° 


lifirungsquote entrichtet, alſo vor den Uebrigen das voraus 
bat, daß er aus.feinem Allodialvermögen einen Aufwand 
machte, was freilih auch nur für ben Fall ganz wahr wäre, ald er 
ie Quote aus dem einigen baar bezahlte, hicht aber auch dann, wenn 
er das Kapital am Gute verfichert und verintereflirt. — Andererfeits if 
aber die allfeitige und vollftändige Berüdfihtigung aller 
Intereffenten beinahe nicht gedeukbar, wenn nicht durd die 
Läfung des einen Verhältniffes ald Mittel Dazu wieder andere Vincu 
lungen in's Reben gerufen werden follen. Dan denke nur an die Schwier 
tigkeit der Befriedigung aller eriftirenden und noch möglichen fuccefliond 
berechtigten Abftämmlinge des, erften Lehenerwerbers, fofort an bie 
Schwierigkeit, den Conſens zur völligen Behebung des nexus zu bekom⸗ 
men. Welcher Vertreter der Poſteritaͤt Eönute feine Einwilligung ohne 
Sicher ſtellung geben? In der Sicherſtellung aber liegt eben wieder 
das vineulum, Dbne einen Eingriff in die Rechte Einzelner würde ſich 
fonach die gänzliche Aufhebung des Lehenbandes nach allen feinen Gei- 
ten bin nicht realifiren Iaffen, und follte die Aufpebung von Staatswegen 
und aus überwiegenden Gründen nothwendig erſcheinen, fo wird ber 
Einzelne ſchon Opfer bringen müffen, und dba wäre es noch die geringfie 
Abweichuug vom firengen Rechte, wenn man ſich mit der Ausgleichung 
ber bereitd exiſtirenden Jutereſſenten begnügen würde, und die ohnedieß 
nicht ganz unbeftrittenen Ruͤckſichten auf die Pofteritäs bei Seite ſetzte. 
Füuͤr den oben berührten erfien Fall aber, nämlich für den Fall ber 
Aufrechthaltung der Fideicommiffe, bietet ſich gerade darin ber be 
quemfte Ausweg dar, falls unter den Intereffenten Fein anderes Abkom⸗ 
men - einverfländlich getroffen. werben follte. Tas vom Lehenbande 
befreite Gut erbt fih eben fo unter den Berechtigten fort als 
wenn es Lehen geblieben wäre, und mit Ruͤckſicht auf bie Rechte 
der fucceffionsberechtigten Verwandten, Mitbelehhten 
und Anwärter bleibt ber jeweilige Befiger eben fo beſchraͤnkt, 
wie er es vordem als Lehenbeſitzer war. Mur hat er feinen Lehen‘ 
berrn mehr und daher Eeine Pflichten gegen ihn. Der Letzte der 
Succeſſionsberechtigten kann erſt mit dem Gute frei ver 
fügen. Diefen Weg hat auch dos baierifche Geſetz eingefchlagen und im 
$. 4 verorbnets „daß die fibeicommiffarifhen Verhältniſſe der Lehen, ſo 
wiwie die Berechtigung zur Erbfolge, in demſelben nicht verändert werden. 











Haimer!: üb. hie Mlicbinfilrung der Sehen. 1 


„Mod Unöferhen der zur Behenerbfeige Bereditigten geht des bißßerige 
„iehenbare Object an die Erben dei Iegten Beſthers über. Ein Confent 
„der Agnaten und MWübelebuten oter Iumärter it zur AUodiſication des 
„Lebens wicht motherentig. Dagegen bleibt es ten Eetheiligten überleffen, 
„fich über ihre gegenfeitigen Beredptigungen durch Freies s Uebereinkommen 
„ja verfländigen.” — Den Leheninteref[ienten iſt alfo die Erbfolge ges 
fichert uud damit find auch ihre Rechte verwahrt. Man fand ed unbik 
fig, daß der Vaſau umb derzeitige Befcher, welchem darch das Geſed 
ſchon die Rechte des Obereigenthümers um einen geringen Preis zufielen, 
dadurch in die Lage verſetzt ſein ſollte, auch die Agnaten um ihre unzwei⸗ 
felhaften Erbrechte zu bringen, mas ter Fall wäre, wenn ihm auch das 
volle Veräußerungs-: und Vererbungsrecht zu Theil würde. Das Geſetz 
behebt zwar jedes Recht des Heimfalls und des Dbereigenthums, forgt 
aber, daß ſelbſt der entferutefte Rehenerbe in feinen Hoffnungen auf kuͤnf⸗ 
tigen Anfall des Lebens weder durch Zeftament, noch Inteſtaterbfolge 
beeinträchtigt werden kann, mag nun die Lehenfolge durch die gefammte 
Hand bedingt fein ober auf ber rechtmäßigen Abflammung vom eriten _ 
Erwerber beruhen. Zudem wird durch die Allodification der Werth des 
Lebens erhöht, ihnen alfo in feiner Beziehung gefchadet. Ein Conſens zur 
Allodificirung von ihrer Seite, wodurch das Gefchäft nur unnüger Weiſe 
erfchwert würde, iſt Daher — unter ſolchen Vorausfegungen — wirklich 
nicht nöthig. Uebrigens ergeben fich die weiteren Conſequenzen einer folchen 
Beflimmung, z. B. wegen der Nothwendigkeit ber bücherlihen Vormer⸗ 
Eung des Tinculums, der Mittel zur Verhütung unerlaubter Veräußerung 
u. dgl. m. von ſelbſt. Das baierifhe Geſetz hat den Lehenintereffenten zur 
Anmeltung ihrer Anfprüche auf ein ſolches Gut zum Behufe der Hypo⸗ 
thechrung einen peremptorifhen Termin und zwar von zwei 
Jahren gegeben, nach deffen fruchtlofem Ablauf ein unbedingter 
Verzicht angenommen wird, — eine Verfügung, der einige Haͤrte 
inhärirt und in der eine nicht unbedeutende Begünftigung des gegenmwärtie 
gen Befigers liegt, indem er auf diefem Wege fehr leicht unbefchränfter 
Eigenthümer werden Eann. 

Auf diefe Art werben allerdings alle Schwierigkeiten befeitigt, welche 
die gänzliche Löfung aller durch den Lehennexus begründeten Verhaͤltniſſe 
. mit fi) führt, fobald man nicht Nechte Einzelner dabei unbeachtet laffen 
wi. Allein e8 wärde auf diefem Wege eine der vorzäglihften Anz 
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forderungenunferer Zeit nicht gänzlich — ——— Grund 
und Boden würde nicht gänzlich entlaſtet, das But wäre 
zwar keinLehen mehr, aber body ein vinculirtes, und die verhaßt 
geworbenen Keudalrechte hätten noch einen Boden. Dem Eönnte nım 
auch noch abgehelfen werden, wenn man das Gut ald Allod an ben 
Meiftbietenden überloffen, vom Kaufſchilling die Allo 
dialifirungsquote abziehen und die übrige Summe nad Art 
eines Kibeicommißcapitals fiherfiellen würde, damit die 
Intereſſenten, db. i. Qucceffionsberechtigten, nach der Ordnung, wie 
fie die Erbfolge ins Lehen würde getroffen haben, in den Genuß 
der Zinfen eintreten könnten. Daß dieß der derzeitige Befiger ſelbſt 
thun und den entfallenden Kauffchiliing — auffündbar etwa — am 
Lehengute ficherftellen Eönnte, verfteht ſich von ſelbſt. 





z£ım. 
Die Yernferiheii aut de Sunatipriiangen ia ihrer Wechſel⸗ 
wirtung unit beiesberer Radikäpt auf dab zeipib- und faatd« 
mulienithariihe Zube ia Deikerveich, 


L 


Sa feinem Zweige nulerer inneren Bermaltung herrſcht fit den Märze_ 
ereiguifien 1888 eine Tr gensitfhfiihe Ilmerbuung wie iu unferem Stadien: 


weien. Eıdpeimt es doch nis Gabe, feit der erde zub biäher ") einzige definitive - 


Unterrigtöeinilier, Sommarnza, zum Girfen Eidhmerzealler Freunde 
des Baterieubed mub der Biifienicheit and dem Minifterium fchied, der 
font in der poftäiken Drfeneusie beliebte Grundfoß Laissez faire nun⸗ 
mehr im uuterem Göheren Eitubienwelen teten Fuß gefaßt. 
Seit dem Nuitritte Sommaruga's, eines Mannes, dem ref 
bie zägelliche Drei j jener Zeit feinen anderen Vorwurf maden Eonnte; 
ald daß er eimen edlen Freund nicht verläugnen wollte, den fein unbeug⸗ 
famer Sinn für Rede and Seſetz am feine Popularität gebracht hatte — 
war das Unterrichtämimifteriam im fleten, und im Allgemeinen nicht fehr 
günftigen Proviforium. Es war und ift zur Stunde ein Anhaͤngſelchen 
ja irgend einem Miniſterium, — ein Stieflind der oberiten Staatslei⸗ 
tung, beim Waſſer und ſchmaler Koft groß? — nein, fontern nur eben 
nethdärftig aufgezogen. — Les extrömes se touchent. \ 
Auf ein Minifterium, welcher feinen Stolz darein fegte, mit der 
Aula gut zu ftehen (9), folgte ein andere, welches die alademifche Leglon 
auflöste; auf eine Leitungsepoche, in welcher leitende Artikel uͤber das 
Unterrichtsweſen in der Wiener-Zeitung die unvermeidliche tägliche Koſt 
difdeten, folgte eine andere, welche fich in tiefe Schweigſamkelt Hüfte , 
auf eine Periode, in welder man Profefforen, ohne die Lehrkbrper zu 
fragen, über Nacht quiedeirte, folgte zur Abwechslung eine andere, 


1) Diefer Aufſaß wurde im Juni db, J. geſchrleben. 
1. Band, VI. Heft 1849, at 
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forderungenunferer Zeitniht gänzlich befriedigt, Grund 
und Boden würde nicht gänzlich entlaftet, das But wäre 
zwar kein Lehen mehr, aber boch ein vinculirtes, umd die verhaßt 
gewordenen Keudalrechte hätten noch einen Boden. Dem Eönnte num 
auch noch abgeholfen werden, wenn ‚man das Gut ald Allod an ben 
Meiftbietenden überlaffen, vom Kauffhilling die Allos 
dialifirungsquote abziehen und die übrige Summe nad Art 
eines Kideicommißcapitals fiherfiellen würde, bamit bie 
Intereſſenten, d. i. Succeffionsberechtigten, nah der Ordnung, wie 
fie die Erbfolge ins Lehen wuͤrde getroffen haben, in den Genuß 
der Zinfen eintreten Eönnten. Daß dieß der derzeitige Beſitzer felbft 
hun und den entfallenden Kaufſchilling — auffündbar etwa — am 
Lehengute ficherftellen Fönnte, verfteht ſich von ſelbſt. 


XXIII. 


Die Lernfreiheit und die Staatöprüfungen in ihrer Wechſel 
wirkung mit beſonderer Rückſicht auf das rechts⸗ und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Studium in Oeſterreich. 
- Bon Eduard Tomaſcher. A 





ST: kelnem Zweige unferer inneren Dermaltung herrfcht feit den Maͤrz⸗ 
ereigniſſen 1848 eine fo gemüthliche Unordnung wie in unſerem Studien⸗ 


weſen. Scheint es doch als habe, ſeit der erſte und bisher) einzige definitive 


Unterrichtsminiſter Gommaruga, zum tiefen Schmerzealler Freunde 
des Vaterlandes und der Wiſſenſchaft aus dem Miniſterium ſchied, der 
fonft in der politiſchen Oekonomie beliebte Grundſatz Laissez faire nuns 
mehr in unferem höheren Studienwefen feften Buß gefaßt. - 

” Seit dem Austritte Sommaruga’s, eines Mannes, dem felbſt 
die zůgelloſe Preffe jener Zeit Beinen anderen Vorwurf machen Eonnte; 
ald daß er einen edlen Freund nicht verläugnen wollte, den fein unbeugr 
famer Sinn für Recht und Gefeg um feine Popularität gebracht hatte — 


war das Unterrichtsminifterium im fteten, und im Allgemeinen nicht fehr. 


günftigen Proviforium. Es war und ift zur Stunde ein Anhängfelcyen 
jü irgend einem Miniſterium, — ein Stieflind der oberiten Staatslei⸗ 
tung, beim Waſſer und ſchmaler Koft groß? — nein, fondern nur eben 
nothdärftig aufgezogen. — Les extrömes se touchent. 

Auf ein Minifterium, welcher feinen Stolz darein feßte, mit der 
Aula gut zu ftehen (9), folgte ein anderes, welches die alademifche Legion 
auflöste; auf eine Leitungsepoche, in welcher leitende Artikel über das 
Unterrihtswefen in der MWiener-Zeitung die unvermeidliche tägliche Koft 
bildeten, folgte eine andere, welche fich in tiefe Schweigſamkeit huͤllte; 
auf eine Periode, in welcher man Profeſſoren, ohne die Lehrkoͤrper zu 
fragen, über NMht quiescirte, folgte zur Abwechslung eine anders, 


1) Diefer Nuffep wurbe Im Juni db. I. gefchrieben, 
1. Band. VI. Heft 1849, 28 
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in welder man Profefloren, ohne die Lehrkörper zu fragen, friſchweg 
ernennt. | 

Wir gehören wahrlich ‚zu den Lepten, welche die Schwierigkeiten 
unterfhägen, mit denen unfere Dinifterien im Allgemeinen, unb bas Uns 
terrichtsminiſterium insbefondere zu kaͤmpfen haben. Daß jedoch die Des 
organifation in dem gefammten Lehrweſen fi ch mın ſchon Aber ein Jahr 
fortfpinnt, ſcheint denn doch weder durch die Mais und Ocioberereignifſe 
des vorigen Jahres, noch durch den italieniſchen und ungarifchen Krieg ent- 
ſchuldigt. — Je größer die Aufgabe, je dringender das Beduͤrfniß ihrer 
Eöfung iſt, um fo lieber wollen wir uns einſtweilen mit Abſchlagszahlun⸗ 
gen begnügen, und die Unvollfommenheiten des erften Werfuches milde 
beurtheilen, wenn er nur einmal einen feften Boden gibt, um auf dem⸗ 


felben zur Vervollkommnung fortſchreiten zu können. Des Beſſere foll 


nicht ber Feind bes Guten — oder wenigſtens ſeines Anfanges fein. 
Liegt denn das Weſen des conſtitutionellen Regierens barin, daß bei 
einem Wechſel der Miniſter der nachfolgende Alles und Jedes ohne Un⸗ 
terſchied über Bord werfe, was fein Vorgaͤnger eingeleitet und verfügt? 
Dann wahrlich wäre bei den in anſeren Tagen fo raſchen Miniſterwechſel 
das Regieren dem Bau der Kartenhaͤuſer zu vergleichen, deren Zweck 
auch Bein anderer ii, gls — umgeblaſen zu werden, um einem neuen 
gleich luftigen und ephemeren Baue Platz zu machen. Es wäre ein wahres 
Penelope⸗Spielen, mit dem einzigen Unterſchiede, daß das Eine Mini⸗ 
ſterium die Penelope bei Tage, das andere die nächtliche Penelope ı vor⸗ 
ſtellte. 
Das Minifteriun Sommar uga hat in der Fürjen Zeit feines Wire 
tens bisher das Einzige — die Sache beim rechten Puncte augefaßt. 
Sein Entwurf über die Grundzuͤge ber Reorganiſation des geſammten 
Usterrihtöwefens lieferte den Beweis, daß es bie vorzüglichſten Gebrechen 
unferer Einrichtungen Eannte, und daß es ihm Ernft war, ihnen abzu⸗ 
‚ helfen, Der Entwurf kann nicht in allen Theilen.gleich gelungen genannt 
werden, allein als Hauptgrundlage und- Leitfaden für alle zu treffenden 
Keformen, und in vielen feiner Detailbeflimmungen war er ausgezeichnet. 
Treu feiner echt conftitutionellen Gefiunung, und feine Achtung var 
‚der freien Preſſe wiederholt bethätigend, lieh Sommaruga ben Eut 
wurf drucken und unterwarf ihn als folchen dem Urtheife der Journaliſtik. 
Die tonangebenden Blätter übten nun more sollto an dem Entmwurfe 
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ige Eritiihe Kunf, und has Urtheil fiel and — wis zu erwarten. Wäre 
jun jeuer Zeit Minerva unustkeiter aus Impiters SHaupte in das Unter: 
riptäminißeriem gefprungen, um einen Nieformplan für unfere Studien 
mb Schulen zu entwerfen, and fie Gätte es fich beilommen laflen, $.1 
m fagen: Sache der Lehrer iſt es zu lehren, und die Lehranſtalt zu lei- 
ten — Cache der Schüler ift es zu lernen — und endlich Sade aller 
Uebrigen iſt eb, ſich nicht im Dinge zu meugeu, die fie nichts angehen — 
bie gute Gõttin wäre gewiß wagen reactionärer Tendenzen angeklagt, ober 
' als Möitiehuldige der Camarilla verdächtigt worden. Dieb hätten die fol- 
genden Mlinifierien wohl bedenken ſollen, che fie den nicht ohne Sorgfalt 
ausgearbeiteten Entworf bei Geite legten, un — nichts, wenigfiend bin- 
nen Johrosfrift nichts Ganzas wichts Drganifches an feine Stelle zu fetzen. 
Die öuderen VBegebenfeiten, weldye [either eintraten, und ihre Ruͤck⸗ 
wirkungen auf das Leben, oder vielmehr auf das Wegetiren der Wiener 
Univerfität find befanut. - Wer darf fi) eineu Freund der Wiſſenſchaft 
weanen, ohne ihre Uejachen, ihren Verlauf und ihre Kolgen zu bedauern? — 
Wlriu wir weilen billig fein, unb Alles auf Rechnung der Zeitverhältniffe 
fpreiben, Alles als bittere jwar, aber leider unabweisbare — Nothwen⸗ 
Noßeit gelten laffen, was nur einigermaßen mit dieſen Wänteln chriſt⸗ 
licher Eiche bededit werden kaim; wir wollen bis zur äußerften Gränge ber 
Biihgfeit, uofere [cpwierige Finanzlage ais einen wichtigen Semmungs- 
grund darchgreifender, aber Eoftipieliger Reformen im Studtenweien hin- 
nehmen. Dennoch fönnen wir unferen wohlgemeinten Tadel, oder um 
noch milder zu fpredgen, unfer lebhaftes Bedauern über die Zurücfegung 
des Studienweſens, meldet fich in dem fleten Proviforium diefed Mini- 
fleriums, und iu ber daraus nothwendig hervorgehenden Stagnation in 
ben ‚Drgasifatieuburbeiten ausfprichs, nicht ganz zurũckhalten. Noch we⸗ 
wiger Eöunen wir bie SDintanfegung der kaum ins Leben gerufenen Lehr 
förper , den mehr und mehr firengbüreaufratifhen Geſchaͤftsgang, noch 
weniger bie tiefe Schweiglamkeit, die Scheu vor der Deffentlichkeis billi⸗ 
gen, die fich in der Thaͤtigkeit des Unterrihtsminifteriums kund zu geben 
ſcheint. 
‚Beni dachten uud denken unſere proviſoriſchen Unterrichtsminiſter 
conſtitutienell genug, wm eine ehrenhafte, wohlgemeinte Oppoſition ber 
Preſſe nicht nur nicht fuͤr gefaͤhrlich, ſondern ſogar für wuͤnſchenswerth zu 
halten. Gerade daran gebrach es der zuͤgelloſen Preffe des verfloffenen 
28* 


6°, Gauptdlafk: 
Jahres, daß fie diefen Ton nicht zu treffen wußte, großentheils abſichtlich 
nicht treffen wollte. — Wir find auch hierin in dem Stadium des Ueber⸗ 
ganges. Wir müffen auch bierin lernen. Das Zunicken und Beifallſpenden 
findet fich bei dem redlichen Freunde der Wahrheit von felbft, wenn es 
verdient iſt, bei dem gebornen Manteldreher Iernt es ſich leider nur zu 
leicht, wenn ed unverdient iſt; er braucht dazu nichts als eine gute Wind⸗ 
rofe. Allein jener die Sache von der Perfon trennende Tadel, jene Oppo⸗ 
fition , die nicht blos zerftören, fondern dafür Beſſeres fchaffen, die nicht 
das Negieren überhaupt, fondern nur das Schlechtregieren hindern will, 
die nicht überall minifteriehe Böswilligkeit und reactionäre Abfichten 
wittert, fondern audy entſchuldbare Srrthümer und eine Appellation von 
den fehlecht unterrichteten an den melius informandum Minifter gelten 
läßt, die nur die Verbefferung der Zuftände und das Glück des Volkes, 
nicht ein Portefeuille für fich im Auge hat, der es um die Wahrheit, 
nicht um das NRechtbehalten zu thun ift, diedie Unabhängigkeit und 
Freiheit der verfchiedenen Anſicht achtet, die dad Lächerliche geißelt, aber 
nicht todefchlägt, an der eigenen Unfehlbarkeit nicht zweifelt, und nichts 
und Niemand ungehört verdammt — eine foldhe Oppoſition muß bei 
ung fich erft mehr und mehr entwickeln. Dazu if jegt — vielleicht eben 
jegt die Zeit, dazu bedarf es aber' nicht blos der Freiheit, fondern 
auch der Gelegenheit und des Stoffes, d. h. nicht des Stoffes zu tabeln, 
ſondern des Stoffes der freien Beurtheilung, und falls es nöthig fcheint, * 
wuͤrdigen Tadels, der ehrlichen Oppoſition. 

Das Feld dazu gibt eine weiſe Benuͤtzung des officiellen Journals 
ab. Darüber, daß dieſes nicht gehörig bebaut wird, herrſcht nur Eine 
Stimme. — Es ift nicht nöthig, vor die Preffe ſtets mit fertigen, vollen- 
deten Entwürfen zu treten. Bedenklich aber ift es, das Geſeh erft als 
©efeg — einer nachträglichen, dann leider oft zu pie kommenden Krient 
der Journale zu uͤbergeben. 

Gerade ehe man ſich an die Ausarbeitung des Entwurfes — 
iſt es an der Zeit, in den officiellen Blättern Andeutungen zu geben über 
die Principien, welche das Minifterium feftzuhalten gedenkt, und darüber 
in dem Urtheile der Preffe die warnende Stimme des Zweifels, oder den 
Zuruf des Beifalls zu vernehmen. &o gewinnt bie Regierung Materialien 
zur ®erarbeitung, ſichert ſich durch die Vorlegung feiner Ideen vor dem — 
äs oft unverbienten Vorwurfe der Iudolen; ober der — 
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und Unentfchloffenheit. Es gibt dadurch ein fortlaufendes Programm, 
und einen Beweis ſeiner raſtloſen Thaͤtigkeit, und ehrt die Rechte der 
freien Preſſe. Den Spreu oder das Gift von dem Weizen zu ſondern 
wird nicht fo ſchwer fein, und der redliche Journaliſt wird, was er 
fein fol: — ein Mitarbeiter an der Mafchine der Staatsverwal⸗ 
tung. Diefer Einfluß ift um fo begründeter, ald er ja nicht weiter 
reiht — als feine Einſicht. Könnte man dieß doch von jedem Ein: 
fluffe fagen!! 

Nach Tanger, langer Paufe des Schweigens, welche Baum dur 
dunkle Gerüchte unterbrochen wurde, hört man nunmehr: — etwas 
betaillistere Gerüchte Über Studienreformen, jedoch mitunter von einer 
-Art, gegen welche die Preffe ihre warnende Stimme nicht zurückhalten 
Bann; felbft auf die Gefahr Hin, möglicherweile, d. 5. wenn dieſe Geruͤchte 
ſich nicht bewahrheiten ſollten, mit Windmuͤhlen zu kampfen. Was man 
ſich uͤber die Organifation der Facultaͤten, über die Beſoldungsregulirun⸗ 
gen der Profeſſoren, über die Syſtemiſi trung neuer Kanzeln, über ben 
neuen Studienplan ber rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Zacultät, end⸗ 
lich, über die fo wichtige Einrichtung der Staatsprüfungen und andere ähn: 
liche Gegenftände dringender Reformen zuflüftert, ift wenigſtens theilweife 
geeignet, fehr ernfte Weforgniffe zu erregen. — Mögen fie ungegründet 
fein, mögen alle diefe Gerüchte falfch fein! Uns. kann wohl kein Vorwurf 
darüber treffen, das Schweigen dieſer Zeitfchrift über diefe ragen auf 
Gerichte Hin gebrochen zu haben, denn mie viel lieber würden wir 
beftimmte Andeutungen und minifteriele Erklärungen in officiellen Blaͤt⸗ 
tern, als eben das leidige on dit zum Anlaffe folgender Bernerkungen 
- genommen haben. 

Anden wie unfere Anfichten über die Bünftige Stellung der öſter⸗ 
reichifchen Univerfitätsprofefforen einem eigenen Artikel vorbehalten wollen, 
nehmen wir aus ben, dem Vernehmen nach, unlängft bei dem Juſtizmi⸗ 
nifterium abgehaltenen commiffionellen Verhandlungen über die Eünftigen 
Staatsprüfungen Veranlaffung, uns hier über die wanigeneimerige Ein- 
richtung derfelben aufzufprechen. 

Es kommt hiebei eine dreifache Seite diefer Frage in Betrachtung : 

I. die Ruͤckwirkung derfelben auf das Studienleben ; 

3, die von denfelben zu erwortende Workehrung, daß nur wilfen 
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ſchaftlich gebilbete und charoktertuͤchtige nblpidwen d ben verfchiebenen 
Zweigen des oͤffentlichen Dienſtes zuwachſen; 

3. bie in Ihnen gegebene Moͤglichkeit, gegen. den ine confitutiouellen 
Leben nicht gar felten vorkommenden und durch die Aegide einer bier of 
illuſoriſch werdenden Miniſterverantwortlichkeit geſchirmten vielgeſtaltigen 
Nepotismus, ſei er perſoneller oder politiſcher Natur, wenigſtens einige 
Schranken zu ziehen. 

| | Im. EN 

Das Jahr 1848 zählte unter feine Errungenſchaften auch die auf 
Univerfitäten eingeführte Larufreiheit. Melde Fruͤchte fie. ug, darüber 
wollen mir ſchweigen. Es ging hierin ſo wie allerwärte. in ber Welt, 
wenn man fein, freilich morſches und weraiteteb, Haus niederreißt, che 
man für ein anderes inzwifchen [chügendes Dad Sorge ‚getragen, 

Dos Jahr 1849 führte die meilten Studirenden wieder in. bie 
Hörfäle zuruͤck, und wir erfüllen mit Luft die Pflicht Ser Wahrheitsliebe, 
wenn wir beftätigen, daß dieſelben im Allgemoeinen, insbelondere aber die 
Studirenden der Staats⸗ und NMechtswiflenihaften in Wien ein außer. 
* ordentliches reges wiſſenſchaftliches Streben aͤußern, ſich zu bilden uud” 
das im Zahre 1848, Verſaͤumte nachzuholen. — Die. Collegien werben 
fleißig befucht. Die Studirenden kommen mit Vertrauen den Profefforen 
entgegen, und die Hörfäle füllen ſich felbft bei ſolchen Vorleſungen, melche 
nicht in unmittelbarem Zuſammenhange mit den fogeuannsen Brotſtudien 
fteben. 

Allerdings waltet noch das Streben vor, fi durch rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftliche Studien für den unmittelbaren oder mittelbaren 
Staatsdienſt yorzubereiten. Allein diefeg Streben ift entichieden mit wiſ⸗ 
fenfchaftlihem Sinne gepaart. Es kann defhalb, und. da es theilmeife 
durch die Verhaͤltniſſe unferes Vaterlandes bedingt iſt, gewiß nicht geta⸗ 
delt werben. Von der Lernfreiheit wird in ber Regel ein zweckmaͤßiger 
Gebrauch gemacht. Störend und hemmend tritt eben nur in die Eanfoli- 
dirung diefer Verhältniffe die Ungewißpeit und Uuficherheit, welche durch 
den Mangel eines poſitiven Leitfadens, durch die unverantwartliche Hin⸗ 
ausſchiebung einer Erklärung über- diejenigen Auſpruͤche entfteht, die die | 
Regierung an bie Eüuftigen Candidaten des Staatsdienſtes zu ftellen ger 
fonnen ift. 

Der alte Stubienplan , das alte Studienſyſtem iſt dem Principe 
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nach über den Haufen gersorfen, beſteht aber zur Zeit noch in einer fe 
fonderbaren Mifchung mit den Conſequenzen der grundſaͤtzlich angenom⸗ 
menen Lernfreibeit, daß viel Geiſt dazu gehört, Sinn in dieſen — Milde. 
maſch zu bringen. ' 

Es thut Hier vor Allem Entſchledenheit Heih. Und gerade hierin iſt 
fie, insbefondere jeht, — To leicht. Haben wir doch gerade hierin Mufter, 
an welche man fich vertrauensvoll halten kann, die man ohne Scheu ber 
nügen darf, ohne daß ſelaviſche Nachahmung nothmendig Wäre. 

Fort mie Allen, was mit bem Geiſte vernünftiger Lernfreiheit uns 
verträglich iſt! fort mit dem ganzen Pruͤfungskrame wihrend des Stu 
dienlebend! dagegen — Steigerung der Anſpruͤche an diejenigen, welche 
ihre Dienfle dem Stadte anbieten ! 

Hält man an dieſen beiben Grundgedanken feft, fo ergeben ſich die 
Bolgerungen In Betreff der dringendften Neformen des Studienweſens fo_ 
leicht von felbft, daß weitere Verzögerung einer definitiven Geſtaltung 
unſeres recht® und Ressseoifenf@afigen Studienlebens unverantiworts 
lich wird. 

Hätte man fie im Jahte 1848 fefigehaiten, fo wäre man nicht zu 
ber Abſurditaͤt gelangt, auf bloße Frequentationszeugnäöſſe hin 

‚ junge Leute in die Praris eintreten zu laffen, und fie-für den Staatsdienſt 
zu beeidigen. Die Lernfreiheit in einer vernünftigerweife gedenkbareh 
und nicht das wiſſenfchaftliche Leben der Hochſchulen bebrohenden Aus 
dehnung ift das Palladium der wiſſenſchaftlichen Reife und angebahnter 
Selbſtſtaͤndigkeit der Ingend, und ein Präventiv gegen das Uufgehen des 
Otubienzwedkes in dem kuͤnftigen Broterwerbe, einer bisher nur zu haͤu⸗ 
figen Profanation des Lniverfitätäftubiums. — Eine ftrenge und zweck⸗ 
gemäße Regufirung bed Staatsprüfungsweſens aber ift ein tächtiged und 
zureichendes Praͤventiv⸗ und Palliativmittel gegen die Gefahren ber Lern⸗ 
freiheit. Es erlegt in aller und jeder Beziehung unfere bisherigen Seme⸗ 
ſtral⸗ und Annualprüfungen mehr als genügend, und verftäßt nicht fo wie 
diefe auf eine die Hochſchule, Ihre Lehrer und Schüler demuͤthigende Weife 
gegen das Princip felbft einer vernünftigen Lernfreiheit. Ä 
IV. 

Wir enthüllen kein Geheimniß, weim wir es offen — daß 
das frühere Prüfungsweſen keine andere Wirkung hatte, als den Stu⸗ 

direnden einige Wochen vpr dem Prüfungstermine zu einigem anhalten 
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deren Studium der Vorlefungshefte, oder ber vorgefchriebenen behebacher 
zu nöthigen. So ſchnell der erforderliche Pruͤfungsſtoff dem Gedaͤchtniſſe 
nothduͤrftig eingepraͤgt war, fo ſchnell wurde er wieder vergeſſen. Die aus: 
geftellten Zeugniffe bewiefen daher im Allgemeinen höchſtens, daß der 
Candidat ſich einmal mit einem beftimmten Erfolge — vielleiht vor 
Jahren einer halb⸗ oder viertellündigen Prüfung aus einem Lehrgegen: 
Rande unterzogen habe. Daraus folgte aber nichts weniger , als daß er 
bei feinem Eintritte in die Praris noch beteutende Nefte feines ehemaligen, 
fo häufig nur ephemeren Wiſſens mitbringe, — Die diefen Zeugniflen 
beigelegte Bürgfchaft wiflenfchaftlicher Befähigung war daher eine illu⸗ 
forifhe; um fo mehr, als das ganze Zwangsſyſtem den ſelbſtthaͤtigen 
Eifer viel mehr erſtickte als anregte, nur geeignet war, eine fchädliche In⸗ 
dofenz und Selbſtgenuͤgſamkeit zu erzeugen, und daher auch jene Bürg- 
[haft für erworbene dauernde Kenntniffe nit gab, welche ber Staats⸗ 
dieuſt von feinen Candidaten zu fordern berechtigt ifl. 

Möge die alabemifhe Studienzeit für bie rechts. und flaatdwiffen- 
fchaftliche Zacultät auf drei oder vier Jahre bemeflen werden — eine 

»Frage, deren gründliche Erörterung und zu weit von dem eigentlichen 
Ziele diefer Abhandlung wegführen würde, — während diefer Zeit muß 
der Grundfaß der Lernfreiheit in feiner vollen Geltung erhalten, und 
durch Eeinerlei Prüfungen oder durch andere Nachweifungen als durch die 
ſich von felbft verftehende eines ordentlichen Collegienbeſuches, beichränkt 
oder beirrt werben. | | 

Es widerſtrebt aber allen bisher gemachten Erfahrungen, ed widers 
firebt der Natur der Sache anzunehmen, daß der Studirende nach Zus 
rücflegung feines alademifchen Trienniums oder Quadrienniums nun fogleich 
in alle Sättel des üffentlihen Dienfted vollkommen gerecht if. — Der 
documentirte mehrjährige Beſuch ſelbſt ausgezeichneter Vorleſungen iſt noch 
kein Beweis, daß, noch ein Maßſtab, wie viel von dem Gehoͤrten in 
die eigene Kenntniß des Zuhörers übergegangen ſei. Aber auch abgeſehen 
hievon iſt noch eine Kluft zwiſchen theoretiſcher Bildung einerſeits, und 
praktiſcher Brauchbarkeit, welche ihres Lohnes werth iſt, andererſeits. 

Die neuere Zeit hat unter vielfältigen Wünſchen und Forderungen 
auch die der Aufhebung unſerer Praktikantendienſtzeit im Staatsdienſte 
an das Licht gebracht. Soll damit nicht mehr gefordert ſein, als daß 
junge Staatsbeamte, wege vollkommen fuͤr den praktiſchen — gebildet 
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find, und ihn mit Eifer und Treue Ieiften, nicht wie bisher in 10—12jähr 
riger unentgeltlicher Exfpectanz hingehalten werden, ungeachtet ihre Dienfte 
leiſtung vielleicht viel productiver ift, als die ihres ſich oft nur mit den 
Federn der Praktikanten ſchmuͤckenden Bureauchefs, fo ift diefe Forderung . 
nicht mehr als billig. Hier ift.eine Verftändigung möglich und naheliegend ; 
gegen eine Anerkennung des Grundſatzes \einer billigen Vergütung Eann 
abſolut nichts, gegen feine Durchführung zur Zeit vielleicht nur r unfere 
bebrängte finanzielle Rage eingewendet werden. 

Gibt man aber jenem Wunfche bie Ausdehnung, daß es gar Feine 
unbezahlte Verwendung junger und praßtifch noch nicht ausgebildeter, 
mithin mehr zu ihrer eigenen Inftrufrung als zum Vortheile des Staates 
fi ver wendender Candidaten geben folle, oder mit anderen Worten, daß 
der kaum den Studien entwachſene Candidat von dem Augenblicke an, in 
weichem ihm die Gunſt eines Amtsvorſtehers ein Plägchen in irgend einem 
Bureau verfchafft, auch vom Staate eine fire Befoldung erhalten müffe, 
ohne Unterſchied, ob er von der Praxis viel, wenig oder nichts verſtehe, 
und ob er während feiner theoretiſchen Studien viel, wenig oder nichts 
gelernt habe, — fo ift ein größerer Unfinn noch nicht * worden, und 
leider fehlt es nicht an Mitteln zu beweiſen, daß es ſo gemeint war. 

So lange es feſtſteht — und es ſteht ſo ziemlich feſt — daß, um 
ein vollendeter und brauchbarer Staatsbeamter zu ſein, man nicht nur 
tüchtige Studien In der Theorie gemacht, ſondern auch einige Zeit hin⸗ 
„dur fih Erfahrungen im Öffentlichen Dienfte gefammelt haben müffe; 
fo lange es daher auch feftfieht, daß eine mehrjährige Verwendung im 
Staatsdienſte nur ein fortgefeßtes, die Praris mit der Theorie, die Er- 
fahrung mit dem apriorifchen Wiffen verbindendes Lernen ift; fo fange 
es in der Welt üblich Ift, daß der Lernende nicht für das Lernen bezaplt 
wird, fondern Urfache hat dafür dankbar zu fein, daß er die Gelegenheit 
dazu erhalten und die Bahn eines weiteren Fortkommens vor ſich eröffnet 
ſieht: fo fange ift der Unterſchied zwifchen Praktikanten und befolbeten 
Staatsbeamten ein in ber Natur der Dinge gelegener, und es liegt in 
dein Weſen des Conſtitutionalismus durchaus Eein Grund und Beine Ver 
anlaffung, hierin eine audere Aenderung einzuführen, ald daß man bie 
unentgeltlihe Dienftleiftung nicht über ihren eigentlichen Grund hinaus, 
and nicht auf zwei und drei Quinquennien ausdehne. Sonft liegt es durchs 
aus nicht im Weſen einer conftitusionellen Verwaltung, daß ſich bei ihr 
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und durch ſie der Beamtenſtand behaglicher fühle, und ſich ausbreite, und 
ſich vermehre. Das goldene: Zeitalter der fi in Duͤnkel und Hochmuth 
blähenden Bureaukraten ifk vorüber, juridiſch mindeftens vorüber. Wir- 
baben auch keinen Grund zu fuͤrchten, daß es an tüchtigen Candidaten 
fehlen werde, wenn wir die Anfprüce ber +&taatsdiener vernünftig ber 
ſchraͤnken, und die Anforderungen an fie erhöhen, foweit beides in der 
‚ Natur der Sache, in ber Cage unferer Verhältniffe begründet ift. 

Eine Praktifantendienftzeit,, als die conditie sine qua non eines 
Anſpruches auf definitive Hufmahme und fpätere Beförderung im Staats: 
bienfte, fol und muß es geben. Dieſelbe ift nun zwar zunaͤchſt nur eine 
Lernzeit. Da fie jedoch auch ſchon gewiffe, obgleich befchränktere An⸗ 
ſpruͤche und: Hoffnungen begründet, und mit Ignoranten in gar feiner 
Eigenſchaft dem Stoate gebient ift, fo werde - Niemand auch nur als 
Praktikaut zugelaffen, der ſich nebft der zuruͤckgelegten akademiſchen Lauf 
bahn nicht über die Erwerbung allgemeiner me und ID ERIRRUI GE 
licher Kenntniſſe ausweiſt. 

V. 

Hey ift die erfte oder theoretifche Staatsprüfung beftimmt, Sie 
werde in jedem Quartale durch eigene Staatsprüfungscommiffäre unter 
dem Vorfige des Vorſtandes des Lehrkörpers oder eines [ubftituirken Pro. 
feſſors mit aller Strenge vorgenommen, - 

Die Prüfungscommifläre werden von ben Minifterium aus den Pre⸗ 


feſſoren oder Privatdocenten der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fa⸗ 
ceultaͤt oder ſonſtigen theoretifch = gebildeten Fachmaͤnnern (Doctoren, 
Staatsbeamten, Schriftſtellern) fuͤr einen Zeitraum von drei Jahren 


ernannt. Die Hauptgegenſtuͤnde der Präfung muͤſſen durch Specialitaͤten 
in den betreffenden Faͤchern gehoͤrig vertreten ſein, damit an keinen der 


Examinatoren directe oder indirecte die Zumuthung geſtellt werde, aus 


einem Lehrfache zu pruͤfen, welches er nicht zum Gegenſtande ſeines ſpe⸗ 


rciellen Studiums gemacht habe, ober welches wenigſtens nicht weſentlich 


and unmittelbar mit demſelben zuſammenhaͤngt H. 
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1) Bei dem zur Regulirung bes Staatsprüfungsweſens berufenen Comité ſoll 


fi Cine Stimme, dahin ausgeſprochen haben: Jeder als Craminator bei⸗ 
gezogene Profeſſor mäffe aus Allen Gegenſtänden des rechtes and ſtaabe⸗ 
wifſſenſchaftlichen Studiums prüfen. Gs geſchah dieß ohne Zweifel in ber 


. . 'Baranafegung, daß Jeder berielken sine dieſer Anferberung entfprechende 
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Die theoretiſche Staatsprüfung kann und darf wicht bie Details des 
praßtifchen Dienftes, der Manipulation umfaflen, aber fie maß awerbitt- 
ih in der Forderung der Nachweiſung fein, daß der Studirende feine 
Studienzeit im Allgemeinen mit Fleiß und Ernft benägt, und insbefondere 
fih in denjenigen Wiflenfchaften ausgebildet habe, ohne deren Aneignung 
er in ber von ihm gewählten Sphäre des dffentlichen Dienſtes nichts leiſten 
farm, was über die Taglbhnerarbeit des Noutiniften hinausginge. 
Sienach find die Präfungsgegenftände zu beſtimmen: a) Philo- 
Tephifches Recht, die Theorie der Politik, und die Statiſtik, das öfter. 
buͤrgetliche Privat: und allgemeine äfterr. Strafrecht, die Grundzüge 
des civilgerichtfihen Verfahrens, das äfterr. Verfaſſungsrecht und die 
Orundzüge der Abminiſtration und unferer finanziellen Einrichtungen d är- 
fen keinem Candidaten ganz fremd fein. Sie werden daher 
von jedem Präflinge mehr oder minder je nad der Berufsrichtung, 
. welche er zunächft gewählt, gefordert. b} Die Tandibaten der dipfomati- 
ſchen Laufbahn find aber insbefonbere aus der Dipfomatie, die Candidaten 
des Nichterftandes aus Tem römifchen Kirchenrechte, dem Handels⸗ und 
Bechfel-, See uud VBergrechte, die des adminiftrativen und finanziellen 
Dienftes ans dem geſammten Umfange der Vermaltungsgefeße, die des 
finanziellen aus dem ganzen Gebiete der finanziellen Gebahrung und der 
ðſterr. Geſetze hierüber zu prüfen. Kür die Candidaten des Lehrſtandes, 
der Mvocatie, rein techniſcher Zweige und des buchhalteriſchen Dienftes 


nriverſelle Gelchrſamkeit beſthe. Wir beugen une Yanfbar vor dieſer auer⸗ 
fenrenben Wirdigung der wißentdeftligen Capacitat der öflerr. Proſeſſoren, 
um ſo mehr, als ſie zu einer Zeit vorgebradt wurde, in welder bie Pro⸗ 
felferenweishrit jaß zum KRinderfpott geworben if. — Uns erinnert fie aber 
boch gu ſehr einerfeits am den ruſſiſchen Fürſten, der bie Laune hatte, feine 
Dienlenie: Jiger, Koh, Eecretar u, ſ. w. alle Jahre ihre dieuftlichen 

weisfekweite tanfdjen zu laſen, nub aubererfeii zu ſche an 

Oubkitutiensnermales 


berungößeßle zu feypliccn; wir Lünen uns bafır nigk je sofl vom Kerzen 
Shemit befseuuden. Alle Bidfeitigleit der Peoichoren in Glen, Tune wis 

— ae daß ein Proichor des rämifdgen Rechtes mit 

geichen Erfolge aus der Etatißil cıer volitifgen CAmemie, wie au⸗ 

dem Paupeeienzcjte yıllen wird, Das cusme sunm gefilii uns andy im 
Birfee Bepegung befer, «46 biefee cuuminsterifige Gemmmuisunnt, 
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find befondere Normen zu erlaflen, die hier zu befprechen und zu weit 
führen würde. 

Daß die Prüfungscommiffäre für die mühevelle und jeitraubende und 
auch fonft nichts weniger ald angenehme Verwendung als Eraminatoren eine 
DBergätung erhalten ſollen, fei es in Form einer mäßigen jährlichen Re 
muneration, fei es in Form einer Tare, verftebt ſich eigentlich von felbft. 
Keine Einwendung dürfte hierüber bei denjenigen erhoben werden, welche, 
wie z. B. Schriftfteller oder Adoocaten, vom &taate nicht falarirt find. 
Den größten Widerfland wird dieſer Gedanke bei den Herrn Praktikern 
in Anfehung der zu Prüfungscommiffären befiimmten Profefforen finden. 
Diejenigen freilich, welche in dem Profeffor nichts anders fehen, als eine 
Vorlefungss und Prüfungsmafchine, welche wochentlich 8—9. Stunden 
zu lefen, dann bie Prüfungen vorzunehmen hat, und weiterhin nichts thut, 
und nichts zu thun hat, find in ihrer vormärzlichen Anfhauungsweile nur 
confequent, wenn fie für Prüfungen, in deren Abhaltung nad ihrer An: 
fiht eben der Kern ber Thärigkeit eines Profeflors befteht, dem Prü- 
fungscommifläre keine befondere Vergütung zumenden. 

Mit Anfihtenvon diefer Farbe ift Eeine Verftändigung möglich, und 
ein Verſuch ihrer Belehrung faſt unter der Würde der Wiſſenſchaft. 
Die Jenaer Verſammlung dachte hierüber etwas anders, indem fie erklärte, 
daß, wenn Profefforen bei Staatsprüfungen beigezogen werden, fie dann 
nicht als Profefforen, fondern als 1. f. Prüfungscommiffäre erfcheinen. 
Die vormärzlichen Herren Praktiker mögen nur das Eine bedenken, daß, 
während bei dem früheren. Prüfungszmange das Prüfen und das Claſſi⸗ 
fieiren in der That zu den Hauptfunctionen eines Profeſſors gehörte, 
hierin durch die Einführung der keine Prüfungen Eennehden Lernfreiheit: 
eine wefentliche Aenderung vor ſich gegangen ift. 

Wäre die nene Prüfungslaft unter alle Profefforen gleich vertheitt, 
wären le Alle Prüfungscommiffäre, und als folche in gleichem Maße in Ans 
fpruch genommen, fo wäre eine ganz unentgeltliche Leiſtung in dieſer Ruͤckſicht 
noch mis einigem Anfcheine von Recht zu fordern. Allein nachdem dieß 
nicht der Fall iſt, und nicht der Fall fein Bann, fo dürfte obiger Antrag 
wenigftens einiger Beruͤckſichtigung werth, und nicht als der Verſuch 
eines Ciceronis pro domo verdächtigt ) werden. 

1) Die vielen Müdfichten uud Beforgniffe, mißverſtanden, mißdentet, verdaͤchtigt 
zu werden, welche fo vielen gediegenen Männern ben Mund ſtopften, gehören 
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Die Iiplematiiche Steatöprüfung wird wur in Wien abgehalten; die 


anderen Prüfungen werden in allen Univerfitärsftähten vergeasummn mb 
beginnen in ber Riegel am 20. Octeber, 20. Tanner, 20. Ip und 
20. Juli eined jeden Jahres. Es ficht in dem Welichen des Sanbidatın, 
ſich den Univerfitätsert der Prüfung u wählen. 

Es gibt feine anderen Zormen bed Urtheils als Approbation und Re 
probation. Im leßten Falle darf ſich der Reprobirte nicht vor Jahreöftift, 
und nur an demfelben Präfungsorte zu einer neuen Trüfang fielen. Die 
Usiverfitäten teilen fh die Berzeijuifle der Reprebirten mit. Defter 


Abtheilang des Otaatsdienſtes zugelaffen zu werben. Das erlangte Dotterat 
der rechts· umb faotöwiflenfchaftlichen Kacaltät vertritt die Stelle aller 
theoretifchen ©taatöprüfungen, und befähigt daher zum Eintritte im der 
Praxis fowohl bei der Yufliz, ald bei den abminifitetiven und bei deu 
Zinanzbehörben, umb bei der Dipfomatie. 

VI. 

Ehe wir auf die Nothwendigkeit und auf bie Einrichtung der zweiten 
oder praltifdgen Staatsprüfung eingehen, werde auf einen gegen das Bis⸗ 
berige vorgebrachten Einwurf geantwortet, unb einiger Kragen gedacht, 
weldye mit diefer Einrichtung in Zuſammenhang leben. 

Eine fo eingerichtete Staatsprüfung, warb und nämlich eingewendet, 

ift gar Feine Staatsprüfung, fondern ift nur eine an die Stelle der biöher 
im Laufe des vierjährigen Studiums abzufegenden vier Aunual- und 
acht Semeſtralpruͤfungen tretende Abfolutorial- oder Abiturientenpräfung, 
welche dem Studirenden während feines Trienniams wie ein Schreckge⸗ 
fpenft ftet6 vorfchweben und ihn, troß aller Lernfreiheit, zum Fleiße zwingen 
fol, die aber, am ‚Ende felbft mit Blüdl beftauden, dem Staatödienfie 
durchaus nicht für fpecielle Brauchbarkeit des Candidaten buͤrgt, eben 


nach unferem Dafürbalten zu ben GSinden ber fogınanuten guigefinnten 
Vartei, und haben Vieles verſchaidet. Diefe (um nicht zu fügen Zeigheit) 
yolitifche Zimpferlicleit iR in auſeren Zeilen um fo weniger am Blape, 
je energiſcher jene Gegner auftreten welche fich durch dergleichen Kückſich⸗ 
ten einer übelangebrachten Veſcheidenheit und Delicateffe nicht ſehr beirren 
laſſen. 
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weil fie wegen der Allgemeinheit fhres Stoubpunctes mit den Staats⸗ 
dienfte gar nichts zu ſchaffen hat. ä 

Mir erwiedern hierauf: Um Namen wollen wir nicht, nur um die 
Sache flreiten. Ob theoratilhe Staatsprüfung, ob Abſolutorial⸗ oder 
Abiturientenpruͤfung, das iſt gleichgiltig, wenn fie nur ihrem Zwecke ent- 
ſpricht. Dennoch möchte die Benennung theoretifhe Staatsprüfung 

«bie zweckmaͤßigere, richtigere und der Einrichtung felbft angemeffenere fein. 
Denn einerfeits {ft die Ablegung diefer Bedingung nicht für jeden, 
der bie rechtd« und ſtaatswiſſenſchaftlichen Worlefungen 3-4 Zohre bes 
fucht und abfolvirt hat, eime Pflicht (in welchem Kalle man fie allein mit 
Recht eine Abſolutorialpruͤfung nennen, und mit ben biöherigen Prüfungen 
auf gleiche Stufe ſtellen Fannte), fondern fie wird eine. Pflicht nur für 
denjenigen, welcher afpirist, in Staats dien ſte zu treten. Andererſeits | 
ift da6 Maß und der, Inhalt der Prüfungsgegenftände, obwohl noch 
bei weitem nicht den ganzen Kreis derjenigen Rorlefungen. umfaflend, 
weiche für diefe Facultaͤt wuͤnſchenswerth erfheinen, nach Maßgabe des. 
Richtung, weiche der Candidat im Staatsdienfte zu verfolgen ges 
denkt, weſentlich verfchieben. 

Bon ein Studienzwange kann bei dieſer Einrichtung Feine Rede 
fein. Denn es berührt dieſe Prüfung Denjenigen.gar nicht, welcher bloß 
zu feiner eigenen Ausbildung, welcher blos des rein wiffenfhaftlichen In⸗ 
terefled wegen die Univer ſitaͤt befugt. Ya, ſie laͤßt ſelbſt den Candidaten 
des Staatsdienſtes während feiner Studienlaufbahn völlig unbeirrt in ber 
„Waht, Reihenfolge und Zeitvertheilung bei dem Beſuche der verſchie⸗ 
denen Vorleſungen. — Der Pruͤfling hat ſich uͤber nichts auszuweiſen, 
als daß er durch 8—4 Jahre die rechts: und ſtaatswiſſenſchaftlichen Vor 

leſungen als ordentlicher immatriculirter Zuhörer in Einer oder an ver. 
ſchiedenen Univerfititen des .In= oder Auslandes befucht habe. Ob er viele 
oder wenige, und welche Vorlefungen er. allenfalls, und in welcher Ord⸗ 

nung freguentirte, um das kümmert fi Niemand. | 

Es wäre recht wohl gedenkbar, daß z. B. ein Candidat der diplo⸗ 

matiſchen Laufbahn während feines Trienuiums bei weitem mehr Zeit auf 

den Beſuch der Vorlefungen über Staats: und Rechtsgeſchichte, über ver- 
gleichende Geſetzkunde, die Zoll und Gefaͤllsgeſetzgebung, über eanonifches 

Recht u.bgl, ald auf die Frequentation derjenigen Gegenſtaͤnde verwendete, 

“aus sn ev zunächft und Hauptfächlich geprüft wird. 
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Bl man ci einen Öitubienzueng neunen, daß choe Megeng bicker 
Prüfung NRiemamd jur Praxis im Gtastöbienfie zngelaffen wird, jo auhöte 
mau wenigiend and) fo gerecht fein, amzuerfenmen, daß biefe Rüchigung 
mar eine imbirecte fei, und mar denjenigen angehe, über weichen der Sitautd« 
Dienft wohl einiges Aecht jich vorbehalten mag. Für eine feldde Rüchigung 
aber des Eanbibaten, Die ihm einen. mais gibt, wudht drei eber vier 
Jahre feines Lebens au der Hochſchale zu vergenben, fonbern fie cmem 
Reifigen wiffenfhäftlichen Extreben ja witmıen, Tann man aid Sister aufs 
treten, eßme darüber errsthen ju müflen ) 

Eir berinträdtigt mit das Wefen der Lerufreieit und gewährt 
deunodp eine bei weitem verlählichere Burgſchaft einer anpeltenben A 
weiien Benägung der Zeit, als in dem bißherigen Prüfungsigfieme lag. — 
Der Ufpirest bed Stastsdienſtes wird wide wie bisher während feiner 
elabensiigen Laufbehe nur fietd für die einzeinen Semeftraipräfungen 
4—$6 Boden um findiren verwenten, am nethbürftig und Hüdhtig dem 
Bebädtniffe einzuprägen, was er eimer guten Zertgangscieffe willen am 
Prüfungsiiie bebarf, die Berleſeheſte feines Profeffers werben un> 
- Sinnen im wicht mehr als einzige Grundlage feines Stubiams genügen. — 
Er darf nicht che uubefünsmert fein flüchtig errungenes Wilfen in einem 
Zeqhe dem Setheftrome überlaffen, indem feine nächflc Scmeikreipräfung 
fügfih abgelegt werben fanı, choe def er chen mehe als wieder bes Lehr: 
budy über das neue Prüfangsfadh zer Hand nimmt. 

Die theoretiſche Etaatspräfung fordert von ihen ein grümbliches, 
sufammenhängendes aud umfafllendes Wilfen aus allen 
wefentlihen Zweigen feiner gewählten Berufsrigtung. 
Diefer Anforderung ju eutfpreden, ii war ein jahrelange) nad grümb- 
ſiches ernſtes Studium im Etande. — Deotirt ſich wun feine Nieufiliche 
Laufbahn erft vom Tage feines Eintrittes im bie Amtliche Praris, uud 
kann dieſer vor abgelegter Staatsprüfung wicht bewilligt werben, fo hat 
der Aſpirant wur die Wahl =) entweder während feine afabemifdhe Zeit 
ja verfpfittern oder zu vertändeln, dann aber mit größerer Diühe und 

2) Auch der Profeſſorenccagreß in Jena im Jahre 1848 hal ausöradli aus⸗ 

geſprochen, daß er leine Befchränfung der Bernjreifeit darin erblide, wenn 

die Elaaisverwaltung an bie Nfyiranien des Staaledienſtes befenbere Sins 
forderungen in Aufehung ihrer Eiubien fordere. 
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Anftrengung 1%, — 2 Jahre ‚neuerdings fich hinzufegen und ab ovo an: 
fangend für Die Staatspräfung zu ftudiren, oder b) feine afabenifche 
Zeit fo ernft und emfig zu benügen, baß er fi in den Stand feßt, gleich 
nach ihrem Ablauf fich zur Staatsprüfung zu ſtellen, und feinen Rivalen 
zuvorzukommen. 

Was er waͤhlen wird, daruüber kann a priori ſchon kaum ein Zweife i 
ſein. Aber auch die Erfahrung beſtaͤtigt, wie ſehr die Candidaten die 
Wichtigkeit des Umſtandes erkennen, ob fie früher oder ſpaͤter in den 
Staatsdienft eintreten. 

Die Rüdwirkung diefer Einrichtung auf den Fleiß des Studiums 
wird daher die wohlthätigfte und nachhaltigſte fein. Sie ift allein geeignet, 
über die Beforgniß zu-beruhigen, daß mit dem Wegfallen des Semeſtral⸗ 
prüfnngszwanges eine literarifhe Demoralifation der Stubirenden ein- 
treten, und die alademifche Zeit in Folge der Cernfreipeit eine sengeubete 
fein werde. 

Daß wir übrigens an. den Hochſchulen auch dem Impuls als vorhan- 
den annehmen, welcher. durch intereffante und gediegene Worlefungen 
durch tüchtige und ſtrebſame Docenten gegeben w wird, verfteht ſich von ſelbſt. 

Vo. 

Ungeachtet der einmal im Princip anerfannten und theitweife einge⸗ | 
führten Lernfreiheit fpricht man davon, daß hie und da noch immer einige 
Keen ſpuken, aus dem alten Studienwefen troß ber Staatöprüfungen 
einige Einrichtungen zu ‚retten, welche nicht nur mit dem Grundſatze der 
Lernfreiheit in dem grellſten Widerſpruche ftehen, fondern welche gerade 
zu den geiftlofeften und am ficherften das geiftige Streben tödtenden der 
vormärzlichen Einrichtungen gehören. Ya, man fagt, daß dieſe Ideen 
theilweiſe felbft bei der mit der Negulirung der Staatsprüfungen beauf- 

trogten Commiſſion ihre Vertreter gefunden. Wir rechnen hierher deu 
Fortbeſtand fogenannter facultativer Cin das Belieben der Studiren- 
den geftellter) Semeftralprüfungen und bes fo wiberfinnigen, an allen 
beutichen Hochſchulen unbekannten, Privatſtudiums. 

Die Vertheidiger der Beibehaltung diefer beiden vormärzlichen nr 
flitutionen vergeflen zweierlei. Sie vergeflen, daß die rechts: und ftaatd: 
wiſſenſchaftliche Facultaͤt früher als nicht viel mehr denn eine. Beamten« 
bildungsſchule betrachtet und als ſolche regulirt wurde, ein Bedankte, der. 
als mit der Würde und ber eigentlichen Aufgabe einer Hochſchule im 


\ 
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diametralen Gegenſatze ftehend zu dem beabfichtigten freien wiſſenſchaft⸗ 
lihen Aufſchwunge der Univerfitäten paßt mie ein alter Qappen, genäht 
auf einen neuen Rock. Sie vergeffen aber zweitens, daß das alte Zwangé⸗ 
foftem wenigſtens auf das einzige Verdienſt gerechten Anſpruch hat, voll 
kommen confequent, und in ber geiſtloſen Einfeitigkeit doch mit einer Kunſt 
aufgebaut zu fein, daß es von feinem zweifelhaften Werthe das Werth 
volifte verliert, wenn man es al6 Ganzes verwerfen zu mäflen, aber 
Einzelnes davon beibehalten zu Eönnen glaubt. 

Es ift hier nicht ber Ort, das Syſtem ber Lehr und Lerufreiheit 
und das des regulirten Zwangsſtudiums gegen einander abzuwägen, Wir 
betrachten vielmehr diefen Streit als theoretiſch und auch durch unfere 
uachmärzlichen Studiengefeßfragmente praktiſch zu Gunſten der Erſteren 
als entſchieden. Müflen wir aber demgemaͤß das Prineip der Willen 
ſchaftlichkeit auch als das für die rechts und ſtaatswifſenſchaftliche Ba 
eultät anerfanute onuchmen; mäflen wir annehmen, daß Dielelbe frder⸗ 
pin nicht mehr eine Beamtenabrihtungfule fein ſolle; mälen wir 
auuehmen, daß man derjenigen Jugend, welcher man bie Berufreiheis 
eingeräumt, audy eine gewifle Muͤndigkeit zugetraut habe, weiche geſtattet, 
fie von dem Bängelbande zu emancipiren, — haben ſomit unfere Sctudien 
eine ganz neue Grundlage erhalten: wie kaun man glauben, für ben Neu⸗ 
bau alte Bruchſtuͤcke retten und verwenden zu bumsen, weidye chen mut 
durch die Natur des alten Bauch nochig, mõͤglich und artiärher geworden 
find? Was nur für die Beamtenſchale berechnet war, komm mid uucht 
brauchbar fein, aochden ausgeſprechen wurbe, daß Die rechts⸗ und Haskkr 
wiſſenſchaftliche Yacultät auffören ſolle, eine ſolche ju fein. 

Bas inhbefonbdere die facultativen Semsehroiprifungen betsifit,, fe 
haben einige Bitter derſelben igmen (dem Berushmen nad) die Wirlung 
beiznlegen gewänidt, ba, wer ſach mit ſehr guten Borigangesuguifien Iher 
gewifle Facher aubweih, bei der Steeplerifung von der Mrüfung amd 
denfelben beftait \ein, mithin — conmfequentermeile — derjenige auch van 
jeder Dimiepriquin frei fein fol, der Über olle Begenſtaͤnde bor⸗ 
felben SH: Aus este Bengniffe beibtingt. Barbere wollen Inu biefe 
Big uicht yerrdaı, fonbern die facuitativen Prfumgen mir zer au⸗ 
facig Kr ubiyun Au Artapın Mer bie Meifige Verwendung Ihrer Düne, 
oner sin Mupalmpıuun ui eigenen wiffenfkpaftigen MercAch atuug Air 
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Die hingen der ecke Meineng find aun fonderharer Meile auch 
noch Verchedeget des Mit, das es nicht, wie wir meinen, eine dap- 
zuune, ee ipenretihlee und dann erft eine praktiſche Staatspruͤfung, fün- 
Som am Zime alles unfeifente Prüfung geben ſoll. Diefe würde daher 
sucap verpägfuhe Univerflätögengniffe überflüffig, der Staatsdienſt ohne 
ie Zumssöpräfung zugänglich erlärt und — den Studienzeugniffen ſegar 
zadp use bei weinn größere Wirkung beigelegt werden, ald fie vor den Maͤrz⸗ 
cayen harten. Denn früber befreiten ſelbſt die ausgezeichnetſten Fortgangs⸗ 
fe nicht von Ablegung der fogenannten praktiſchen Prüfungen. 
Kr kamen anf dieſe Weife nicht nur zu dem alten Syſtenn, ſondern 
nach bei weiten hinter dadfelbe zuruͤck. Ä 
Die Mehezahl der Öfterreinhifchen Profefforen dürfte. es befkärigen, 
ua Dis Baorecarcheſs werden dazu auch ihr Wort in die Wagſchale legen, 
va das alte Prüfungöfyftem nichts taugt. Es ruft, mie wir ſchon oben 
bepardnen, mar einen ephemeren Fleiß furg vor der Prüfungäyeis hetoor, 
zud dem im der Regel auch nur ein ephemeres Wiſſen hervorgeht. Die 
meiden Deudirenden wußten wirklich näch ablolsirten Studien ex onmi- 
has allyuid, es toto nihil, ein Vorwurf, der weniger fit als das beſtehende 
pen triiſt, welches nothwendig Diele Folge nach ſich ziehen mußte. 
ge üt nichts weniger als gleichgiltig für die Beurtheilung der erıwor- 
yunın Zühigleiten, ob ein Studivender aus 9 bi,10 Behrfächern fucceflive 
a ne 16 Prüfungen, oder ab er fi) Einer fie zugleich umfaſſenden Prür 
Sung anegieht Dier Gehalt des univerfellen Wiſſens ift eh, werauf Allet 
anitwamk. Zwiſchen den einzelnen Perioden der Prüfungen trite im erſten 
Zar Nie Periode des Vergeſſens ein. Wir haben es hier nicht mit einem 
umher Erewpel, fondern mis eister geiftigen Aufgabe zu thmn, auf 
pure ra Madrheiten dei Einmaleins anzuwenden eben ſo unrichtig wäre, 
a wen up ven 20 Zplitterfificken eines Diamants denfelben Werth 
Zangen welt: , weichen der ganze, früher ungetheilte Edelſtein beſaß. 
Zn Gunerifengen verhalten fich fo wie zwei Nußſchalen, bei beren 
Deemmg wa Kerr verloren ging. En ar 
GER feuer wicht zu vergeflen, daß, ment die facultativen Prüfungen 
Di alas werghgtühen Erfolge die Wirkung haben follen, von Gtaettyrkr 
Fangte ;a Ieireke, eda für die Profeſſoren eben fo zeitraubendes ats fie und 
zie Seuairenten dar ahaärdigended Prüfungsfpiel eintreten ann, eintreten 
zart. Wan wirt tue veriocheweiſe, ohne befondere Vorbereitung, ſich ſolchen 
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Pruͤfungen ſtellen: Gelingen fie, wohl und gut, ſo iſt die gefürdhlete Gtaats⸗ 
präfling befeitigt, gelingen fie nicht — nun denn, fo iſt dabei nichts verloren. 

Was anderentheild die Studienpräfungen anbelangt, weiche in Bei: , 
.. wem Falle von der Staatsprüfung dispenfiren, fordern nur zur Beruhigung 
der Aeltern and ber Ötudirenden auf Begehren der letzteren vorgenome 
men werden follen, fo kommen uns diejelben im Allgemeinen eines abade⸗ 
miſchen Hörers unmürdig, aber bei voller Fehr- und ——— auch 
aͤberfiüſſig vor, 

Soweit in ihnen ein gefunder Kern liegt, wird diefer auf eime andere 
Weife, und zwar bei weitem ficherer und erfolgreicher erzielt. Collegia 
privatissima ,. öffentlihe Repetitorien, Gonufervatorien, Disputaterien, 
vor Ordinarien oder Privatdocenten.veranftaltet, werden dem Zwecke der 
Studirenden, fich über ſich ſelbſt und ihren errungenen wiffenfchaftlichen 
Standpunet zu belehren, entgegenfommen, fobald fi) darnach ein Wunſch, 
ein Beduͤrfniß äußert, und eigentliche, ftets mehr oder minder dem Zufalle 
Naum gebende Semefträfprüfungen überflüffig machen. Mögen dann bie 
Docenten fi in Briefen oder Privatzeugniffen über die —— und 
die Faͤhigkeiten des Studirenden ausſprechen. 

Wir wiederholen es aus tiefſter Ueberzeugung, daß nur das gaͤnp 
liche Losloͤſen von dem alten Pruͤfungsunweſen einen wiſſenſchaftlichen 
Geiſt bei den Studirenden wecken und rege erhalten könne. Wir gehören zu 
den Letzten, welche Alles ehemals Beſtandene blos deßhalb verwerfen, 
weil es vor dem März 1848 Geltung hatte. Wir ſcheuen uns nicht ˖ zu 
befennen, daß wir bei manchen Neugeftaltungen fogar mehr Ruͤckſicht 
für die. frühere Geſetzgebung gemänfcht, und manche Einrichtung nicht 
fo radical jufammengeriffien hätten. Allein bei diefer Frage halten wir 
jede Transaction mit demi alten Spfteme für fchäblich, und glauben bei . 
einem Vergleiche beffen, was die äfterreihifhen und was die deutſchen 
Hochſchulen in wiflenfchaftlicher Beziehung geleiftet, die Erfahrung umb 
das Urtheil des gebildeten Europa auf unferer Seite zu haben. 

VIII. 

Iſt dieſes Urtheil über das Pruͤfungsweſen überhaupt nicht zu hart, 
und kann man auf der anderen Seite auch nichts billigen, was, ftatt bie. 
‚Würde der Hochſchulen zu pflegen, fie als theilwelfe entbehrlich erklaͤrt, 
fo ift über dem fogenannten Privatſtudium der Stab doppelt zu brechen. 

Es ift eine nur den Öfterreichifchen Univerfitäten eigenthämliche Ano- - 
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Die Anhänger der erften Meinung find aun ſenderbarer Weiſe au 
noch Vertheidiger der Anſicht, daß es nicht, wie wir meinen, eige dep⸗ 
pelte, eine theoretiſche and dann er eine praktiſche Staatsprüfung, ſan⸗ 
dern ner Eine alles umfaſſende Prüfung geben ſoll. Diefe würde daher 
durch vorzägliche Univerfitätägengniffe überfläflig, der Staatsdienſt ohne 
alle Staatsprufung zugänglich erklärt und — den Studienzeugniffen fogar 
noch eine bei weitem größere Wirkung beigelegt werden, als fie vor den Maͤrz ⸗ 
tagen hatten. Denn früher befreitem ſelbſt die ausgezeichnetſten Hortgangee 
yenguiffe nicht von Ablegung der fogenannten praktiſchen Prüfungen. . 

Wir kaͤmen auf diefe Weife nicht nur zu dem alten Gpftene, ſondern 
noch bei weiten hinter datſelbe mräd. 

: Die Mehryahl der öſterreichifchen Profefloren dürfte es befkätigen, 
und die Bärenuchefö werden dazu auch ihr Wort in die Wagſchale liegen, 
baß dab alte Präfungsfyftem nichts taugt. Es ruft, wie wir [don oͤben 
bemerkten, nur einen epgemeren Fleiß furg vor der Prüfungsgeis hervor, 
aus den in ber Regel au nur ein ephemeres Wille hervorgeht. Die 
meiften Studirenden wußten wirklich nach abfolsirten Studien ex ommi- 
bus allquid, ex toto nihil, ein Vorwurf, der weniger fie als das beſtehende 
Syſtem trifft, welches nothwendig Diele Folge nach ſich ziehen mußte. 

Es iſt nichts weniger als gleichgiltig für die Beurtheilung der erwoe⸗ 
benen Faͤhigkeiten, ob ein Studirender aus 9 bid,10 Bebrfächern fuceeffive 
9 bis 10 Prüfungen, oder ob er ſich Einer fie zugleich umfaſſenden Prüs 
fung untergieht. Der Gehalt des univerfellen Willens ift es, worauf Alles 
anbersmit. Zwiſchen ben einzelnen Perioden der Prüfungen trite ia erſten 
Falle die Periode des Vergeſſens ein. Wir Haben es bier nilht mit einem 
arithmetiſchen Erempel, fondersi mit einer geiftigen Aufgabe zu than, auf 
welche die Wahrheiten des Einmaleins anzuwenden eben fo unrichtig wäre, 
ald wenn man den 20 Zplitterfiicheh eines Diamants denſelben Werth 
beifegen wollte, weichen der ganze, fraͤher ungetheilte Edelſtein beſaß. 
Die Einzeipräfungen verhalten ſich fo wie zwei Nußſchalen, bei deren 
Spaltung der Kern verloren ging. 

Es At ferner nicht gu vergeflen, daß, wenn die facultativen gräfungen 
bei einem vorgüglichen Erfoige die Wirkung haben follen, von Stactspra⸗ 
fungen zu befreien, ein für die Profefloren eben fo zeitraubendes als fie und 
die Studirenden hrrabwuürdigendes Prüfungsfpiel eintreten kann, eintreten 
wird. Man wird eben verſuchsweiſe, ohne befondere Worbereitung, ſich ſolchen 
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Prufungen ftellen: Gelingen fie, wohl und gut, ſo iſt die gefürdhlete Staatde. 
prüfung befeitigt, gelingen fie nicht — nun denn, fo WE babei nichts verloren. 
Was anderentheils die Studienpräfungen anbelangt, welche in kei⸗ 


.. wem alle von der Staatsprüfung dispenfiren, fondern nur zur Beruhtgung 


der Aeltern and der Studirenden auf Begehren der Tegberen vorgenoms 
men werden foßlen, fo kommen uns biefelben im Allgemeinen eines abade⸗ 
miſchen Hörers unmürdig, aber bei voller Lehr⸗ und Lernfreiheit auch 
überflüffig vor. 

Soweit in ihnen ein gefunder Kern liegt, wird dieſer auf eine andere 
Weife, und zwar bei weiten ficherer und erfolgreicher erzielt, Collegia 
privatissima, öffentliche Repetitorien, Gonfervatorien, Disputatsrien, 
von Orbinarien oder Privatdocenten.veranflaltet, werden dem Zwecke der 
Studirehden, ſich über ſich ſelbſt und ihren errungenen wiffenfchaftlichen 
Standpunet zu belehren, entgegenfommen, fobald fich darnach ein Wunſch, 
ein Bedürfniß äußert, und eigentliche, ftetd mehr oder minder dem Zufalle 
Naum gebende Semefträlprüfungen überflüffig machen. Mögen dann bie 
Docenten ſich in Briefen oder Privatzeugniffen über die Kortfchritte und 
die Faͤhigkeiten des Studirenden ausfprechen, 

Wir wieberhofen ed aus tieffter Ueberzengung, daß nur das äiey 
fihe Loslöfen von dem alten Prüfungsunmwelen einen wiſſenſchaftlichen 
Geiſt bei den Studirenden wecken und rege erhalten Eönne. Wir gehören zu 
den Letzten, welche Alles ehemals Beſtandene blos deßhalb verwerfen, 
weil es vor dem März 1848 Geltung hatte. Wir ſcheuen uns nicht: zu 
befennen, daß wir bei manchen Neugeflaltungen fogar mehr Ruͤckſicht 
für die. frühere Geſetzgebung gewänfcht, und manche Einricftung nicht 
fo radical zuſammengeriſſen hätten. Allein bei diefer Frage halten wir 
jede Transaction mit demi alten Spfteme für Ichäblich, und glauben bei . 
einem Vergleiche deffen, was bie äfterreichifgen und was die deutſchen 
Hochſchulen in wiffenfchaftlicher Beziehung geleiftet, die Erfahrung umb 
das Urtheil des gebildeten Europa auf unferer Seite zu haben, 

Vin. 

Iſt dieſes Urtheil über das Prüfungswefen überhaupt nicht zu — 
und kann man auf der anderen Seite auch nichts billigen, was, ſtatt die 
Wuͤrde der Hochſchulen zu pflegen, fie als theilweife entbehrlich erklaͤrt, 
fo iſt über dem fogenannten Privatſtudium der Stab doppelt zu brechen. 

Es ift eine nur den Öfterreichifchen Univerfitäten zigenthümliche Ano« - 
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malie, welde,. auf bie verfchiebenfte Weife ausgebeuter, doch nie und 
nirgends zu erquicklichen Nefultaten führte. Dennoch begriff ſich diele 
Einrichtung, fo fange man in unferen juridifch-politifchen Facultäten nichts 
anderes fah, als Beamtenabrichtungsfehulen, fo Tange eben darum 
die Vorlefungen die Nebenfahe und das Präfungma— 
hen die Hauptſache war. Unter folhen Prämiffen konnte es aller: 
dings gleichgiltig fein, wie und wo der Eünftige Veanite ſich für die zwölf 
Studienprüfungen von Semeſter zu Semefter vorbereitet hatte, wenn 
fie nur am Schluſſe mit gehörigem Glücke überftanden und die vorgefchrie= 
benen Zeugnifle vorhanden waren. 

Mit diefen Anfichten harmonirte das Privatfiudium auf das Bewun- 
dernswerthefte — ober vielmehr nicht auf das Bewundernsmwerthefte, ſon⸗ 
dern auf das Natürlichfte, da eben diefe Anjichten die Aeltern bed Pri- 
vatſtudiums waren, und ihren Geift und Charakter auf dasfelbe vererbt 
“ hatten. Wie diefe aber noch fortbeftehen follen bei dem Syſteme ber Lern⸗ 

freiheit, bei welchen beiläufig, die Vorlefungen zu hören, die Dauptfache 
und das Prüfungmachen nicht einınal Mebenfache ift, fondern ganz ver 
ſchwindet, das ift ſchwer zu begreifen. — Denn fo viel werden auch unfere 
Gegner zugeben, daf die Beibehaltung des Privatſtudiums durd die 
Beibehaltung des Prüfungszwanges bedingt ift. Soll aber der Privatift 
gleihfalld ein quadriennium (darf man fagen academicum? da fein Yuß 
„die Schwelle der Hochſchule nicht betritt) nachweiſen, fo muß ihm confee 
quentermeife auch jährlich eine gewiſſe Portion von Begenftänden zuge⸗ 
meſſen werden, welche er privatim ſtudiren, oder aus welchen er wenige 
ſtens Präfung machen muß. Beſtimmt man die Zahl der Prüfungen, 
fo liegt ed nahe, audy die Begenftände, aus welchen fie zu machen find, 
au bezeichnen, und damit durch fie das quadriennium antiacademicum 
binfänglih ausgefüllt werde, auch die Intervalle zu normiren, in welchen 
ſie zu beſtehen find. Wer fich früher oder fpäter ihnen unterziehen will, 
macht eine Ausnahme von der Negel, bedarf alſo — ganz natärlih — 
einer befonderen Bewilligung. Eben fo natürlich ift es, daß derjenige, 
welcher einer Prüfung ſich ftellt, claffificire werden muß. Eine Mote der 
Claſſiſication muß für den Durchfallenden beftimmt fein — der Durchfal- 
Iende muß natürlich die Prüfung wiederholen! Aber wann? wie? wie oft? 
das Alles muß normirt werden, und fo kommen wir recht bübfch und fanft 
in das gepriefene Syſtem des Regulitens und des Gängelns zurüc‘, wie 
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wir es feit einem Jahrhunderte genoſſen, und Ungers Sammlung der 
Stubiengelege geht neuen Auflagen entgegen. 

Das ift alles fehr natürlich und ner cowfequent allein — mo bleibe 
und wo fledft am Ende die Lernfreiheit? und wozu, wenn wir einmal fo 
weit gelommen find, wozu unterhält man überhaupt noch den ganzen 
Eoftfpieligen Apparat von Hochſchulen? — Barum erflärt man nicht lie⸗ 
ber karzweg, daß in Zubunft jeder Autodidact, der den vom Staate dazu 
beſtimmten Eraminatoren auf ihre Fragen aus ben verſchiedenen Gegen: 
Händen des rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Wiſſens nad und nad 
Gengge geleiftet, und von ihnen gute Zeugniffe erhalten hat, ohne weiters 
zur Staatsprüfung — doch nein, auch das iſt no) ein Ummmeg — ohne 
weiters zum Staatsdienſte zugelaſſen werde? j 

RK 

Die erften drei nach Ablegang der theoretiſchen Staatspräfeng im 
Öffentlichen Dienfte zugebrachten Jahre find im Allgemeinen nur als eine 
Lehrzeit zu betrachten. Während derfelben fammelt ſich der Candidat erft 
Erfabrungen in feinem Dienftzweige, lernt die Landesverhäftniffe aus einer 
unmittelbaren Anfchauung kennen, bringt feine theoretiſchen Kenntwille 
mit der Praris erfi in georbneten Zuſammenhang, lernt die Manipulation 
und verfehafft fich die Kberall und immer nörhige Lebung im Dienſte. 

Waͤhrend die erſte Staatsprüfung mehr beſtimmt ift, feine allge⸗ 
meine wiſſenſchaftliche Bildung zu verbürgen, ſoll die zweite die durch 
bereits erlangte Uebung erreichte Brauchbarkeit für ein ſpecieles Feld des 
öffentlichen Dienſtes erproben. — Ihr muß daher eine praktiſche Lernzeit 
(nad unferem Dafürhalten von 3 Jahren) vorausgehen. Die Prüfung 
ift eine alle für tüchtige and gründliche Verwendung im Dienfte erforder. 
lichen Kenntniffe umfaffende und weientlich praktiſche. Sie wirb von 
5 Raͤthen der betreffenden Oberbehörben vorgenommen. 

Ueber den Calcul, über den Ort und die Wieberholung einer allen⸗ 
falls mißlungenen Prüfung gilt das oben Geſagte. 

Die mit gutem Erfolge zurädigelegte praßtiiche Prüfung gibe dem 
Eantidaten das Recht, um Ipftemifirte, erledigte Dienftpoften in der ge: 
wählten Wirkungsfphäre einzufchreiten, für weitere ausgezeichnete Dieuſt⸗ 
(eiftungen außerordentliche Remunerationen anzufpredden, und dem Beam: 
tenftatus derfelben zugerechnet zu werden, felbft daun, wenn er für ſeine 
weitere Verwendung im Dienfte keinen Gehalt, Beine Remuneration oder 
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Bein Adintum beziehen füllte. Bei ber Frage, ob dem Candidaten nicht 
fogleich nach zurückgelegter praktifcher Prüfung ein Adjutum von 3 bie 
aoo fl. verlichen werden ſolle, iſt natürlich auf die Kräfte der Finanzcaſſe 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

Wir möchten aber auch beivorausgefeßter Zulänglichkeit ber Letzteren 
einer felchen Korderung nicht unbedingee Gewährung zufichern, ſondern 
fie von Bedingungen abhängig machen, weiche und eine Buͤrgſchaft geben, 
dan ſich ſtets ein tüchtiger Nachwachs vielfeitig thenretifch und prak⸗ 
tiſch gebildeter und erprobter Candidaten für den Staatsdienſt erhalte. 
| Ye näher die Gefahr liegt, daB der Conſtitutionaliamus mit lediglich 

parlamentariſchen Eopacitäten (ein Ruhm, der fo leicht durch Ichillernde 
Beredſamkeit und fchöne Phrafen erreicht wird) nach und nach die Bureau 
füllte, und die gründliche Geſetze, Detail: und Perfonaltenntniß mehr als 
‚ billig in den Pintergrumd treten; je öftere Minifterwechlel Männer an 


die Spige der Verwaltung bringen Eönnen und werden, bie vielleicht £ 


treffliche leitende Hauptgedanken beflgen, denen aber die Geſchaͤftskennt⸗ 
niß zur betaillirten Durchführung abgeht, und welche daher einer durch 
Iangiäßrige Uebung und Verwendung im Staatsdienſte eingefshulten Un⸗ 
terftäßung nicht entbehren bönnen; je mehr wir felbft bereits durch parlar- 
mentarifche Dberflächlichkeit gelitten haben und noch ‚au ihren Folgen lei⸗ 
den: defo nothiwenkiger fcheins es und, auf die Deranbildung eines Durch 
und durch praktiſch umd vielfeitig gebildeten Kernes des Weanmenftandet 
binzugrbeiten. 

Das abfelute Syſtem fuchte die, freilich auf Koften der Wiſſen⸗ 
fehaftlichkeit, Durch feine ſtrenge Negulirung der Rechtsftudien zu erzielen. 
Diefe fällt mie Einführung der Lehre und Ternfreibeit weg. Die theoreti⸗ 
ſchen Staatspruͤfungen verbürgen aber nur die allgemeine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bildung, die praftifhen nur die Verwendbarkeit, für "ein 
ſpecielles Gebiet des öffentlichen Dienftes. | 
| Es bleibt fomit eine weſentliche Lücke auszufüllen, welche jedem auf⸗ 
merffamen Beobachter ſich bemerkbar macht, der bedenkt, wia innig troß 
det äußeren Trennung der Gefchäfte der innere Zuſammenhung zwifchen 
denjenigen Kenntniffen ift, welche hie verfchiebenen an des. öffent 
lichen Dienftes fordern. 

.. Bei ben obigen Borfchlägen tiber. bis. cheoretiſch⸗ * praltiſche 
Staatspruͤfung iſt zwar hierauf moͤglichſte Raͤckſicht genommen worden. 
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¶Auein wir verhehlen es ano ſelbſt nicht, daß noch Manches zu wänſchen 
übrig bleibt. — Wir werden nicht umhin können, zur Verwendbarbeit 


eines Beamten in was Immer für einem Amtskreiſe größeres Bertrauen " | . 


zu faffen, der außer in diefem auch in ben anderen Sphären 
bdes üffentlichen Dienftes durch praktiſche Vorwendung und nr 
mittelbare Auſchauung ihres inneren Betriebes fi Kenntuiffe und 
Webung verfchafft und fich erprobt hat. 

Wir nehmen aus Gründen, beren volifiändige Erörterung und zu - 
weit führen wärde, Anſtand, in diefer Hinſicht eine allgemeine Werpflich⸗ 
tung auszufpredden. Allein man erbffue dem, der ſich freiwillig dieſe 
wmfaffendere praktiſche Drauchbarkoit zu verfchaffen ſicht, die Mittel und 
Wege dazu, erbffine ihm glaͤnzendere Ausſichten, und man wird mit ge⸗ 

< ringen Opfern den doppelten Vortheil erreichen, nicht nur tuͤchtigere und 
vielfeitigere Staatsbeamte heranzuziehen, fondern man wird auch einen 
Maßſtab für die Strebſamkeit und für den Eifer ber Candibaten be- 
. fommen. 

Man gebe demjenigen, welcher nach beehehriger Dieuftzeit in irgend 
einem Felde des öffentlichen Dieuſtes, z. B. ber Juſtiz, ſich der besrefr 
fenden praktiſchen @bsaotspräfung unterzogen hat, und weicher demzufoige 
in den Beamtenflatus der Jufbizpfiege einbezogen wurde, Urlaub auf 
1—1% relp?2—3 Jahre, um nun noch in einem zweiten, und Dann ie 
einem dritten Gebiete des Dienſtes zu praßticiren, unb die praktiſchen 
Peäfungen auch in viefen ablegen zu Finnen. Man füchere daun dem, 
weicher ſich felbſt diefe Auftvengung auferlegt, und durch abgelegte drei 
praktiſche Prüfungen eben fo ſehr feinen Bleib, als feinen Eifer und feine 
umfaffende praktifche Ausbildung bewähes hat, alfegleich einen vom Tage 

"der dritten Prüfung laufenden Gehalt von 5— 606 fl., demjenigen, dev 
deren: nur zwei beftanben bat, einen nach 3%, Jahren nach abgelegter 
weiter Prifung laufenden Gehalt non 4—500 fl., und denjenigen, 
weicher fidy nur Einer Prüfung umterzog, einen Gehalt (ober ein Adiatum) 
vom 3400 fl. erſt nach 2 Jahren mach abgelegter erſter und einziger 
praßsifiher Otaattpruͤfung zu, ſo Särfsen wit einen ſehr einfacgen Mehr 
regel die verſchiedenartigſten Vortheile zugleich erreicht fein. 

Die Verleifung von Adjuten ifb auf diefe Mieife ber Come, Viulbor 
amd Parteilichkeit der Imtövorficher ustgogen, und iu ben ia und hen 

Efer der jungen Ganditasen ſelbſt gelegt. Tiefen beſtimt mil ums dem 
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terminus a quo folcher Bezüge, fondern, je reger, je vielfeitiger er iſt, 
au das Maß derfelben. 


Nah 5—6 Jahren iſt jeder Candidat des Staatsdienſtes ſicher, 


einen Gehalt von 3600 fl. zu erhalten. Seine Zukunft iſt garantirt, 
‚er wirb der Schmied feines eigenen Gluͤckes. Seine Stellung ift im Ver 
gleiche mit der älteren Einrichtung, nach welcher felbft die fähigften und 
fleißigften Praktikanten oft erſt nach 12 Jahren in einen Gehalt von. 
5—600 fl. einrücten, entfchieden beffer, und doch iſt andererfeite durch 
die Erſchwerung der Bedingungen, dieſer Vortheile theilhaftig zu werden, 
einigermaßen der Beſorgniß begegnet, daß durch die Beguͤnſtigung der 
Hoffnungen, im Staatödienfte früher einen Gehalt zu erlangen, ein übers 
großer Andrang zu ben rechts⸗ und ne Studien eine 
treten werbe. 
‚X. | 
Wie dieſe Einrichtungen ferner dazu benüßt werden Eonnen, um beim 
oft unter dem Schlagworte der minifteriellen Verantwortlichkeit geübten 
minifterlellen Nepotismus, wenigftend einigermaßen einen Damım entgegen: 
zufegen, Eann nicht wohl ausführlich erörtert werden, ohne in eine Ent⸗ 
widtung der Anfichten über die Verhältnifle Der verfchiedenen Kategorien 
der Staatsbeamten, und den Einfluß der minifteriellen Verantwortlich 
keit auf ihre Stellung einzugeben. 


Dieb dürfte den Gegenſtand einer eigenen Abhandlung bilden; Es 


wird hiebei vor Allem auf die Firirung der Gränzlinie anfommen, weldye 
zwifchen den mit dem Miniſter ftehenden und fallenden Hilfsarbeitern 
und unmittelbaren Organen desfelben einerfeits, und den dem Minis 
flerium und den ihnen untergeordneten Verwaltungsbranchen ange 
hörenden Beamten anbererfeitd zu ziehen ift. 

Je unklorer ‚die Vorftellungen: über die Machtvollkommenheit ber 
Miniſter gegenüber der ihnen untergeordneten Beamtenwelt find; je wich- 
tiger es aber eben darum auch andererfeits ift, ben Beamten jeder Kate⸗ 
gorie. in die Möglichkeit zu verfegen, neben dem Gebiete feiner Pflicht 
auch die genau bezeichnete Sphäre feines: Rechtes zu erkennen; je gefähr- 
licher ed für den Öffentlihen Dienft wäre, den bisher fo mächtigen (ja 
übermädtigen) Beamtenfland in eine den Miniftern gegenüber rechtlofe 
Helotenkaſte zu verwandeln; je gewiſſer unter folcher Worausfegung ſich 


die tächtigften Kräfte und die gediegenften Charaktere dem Staatsdienſte 


s 
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entziehen würden ; je weniger aber zugleich unfere älteren Verbältniffe 
geeignet waren, aus ihnen and nur ſchwache Analogien als Anhaltspuncte 
der Beurtheilung für die Verbältniffe eines conftitutionellen Beamten: 
thums zu ziehen: deſto dringender erfcheint es bier, der herrſchenden Un⸗ 
klaͤrheit und Unficherheit durch eine wenigſtens in ihren Grundzägen ſcharf 
gezeichnete gefeßliche Unterlage ein Ende zu machen. 

Wir bezeichnen diefe befonder6 darum dringend, weil bie conſtitu⸗ 
tionellen Garantien gegen Unrecht: die freie Preffe und die Miniſterver⸗ 
antwortlichfeit vorzugsweife bei Beſchwerden der Beamten in Dienftedan: 
gefegenheit fo fange iluforifch find und bleiben werben, als nicht ein Geſeth, 
minbeftens proviforifh, die Rechte des Beamtenthums gegen ein völlige® 
Aufgehen derfelben in der minifteriellen Machtfülle ſichert. Außerdem wird 
kein Miniſter je eine ernfihafte Verantwortlichkeit zu beftehen haben, wenn 
er auch wiederholter Mißgriffe oder der Parteilichkeit in Beamtenangele⸗ 
genbeiten fich fchuldig gemacht, wenigſtens ſchwerlich der gerechten An⸗ 
fprüche eines hintangefeßten Staatédieners willen, ausgenommen vielleicht 
in bem nicht fehr tröftfihen Falle, als es der parlamentarifhen Oppoſi⸗ 
tionspartei zufällig an einem anderen &toffe zur Oppofition gebricht. Die 
‚ große Menge verhält ſich bei den gegrändetften Klagen der Beamten gegen 
die Minifterien ziemlich indifferent, und die freie Preffe ift nur ald Organ 
des freien Scandals in ſolchen Dingen eine fhärfere Waffe. Die Syn⸗ 
dicatsklage aber ift wohl dann ein blindgeladenes Gewehr, wann — bie 
gegründete Befchwerbe zulegt den Miniſter felbft trifft oder treffen fol. 

Soweit nun eine der gewöhnlicheren Veranlaffungen zur gerechten 
Beſchwerde eined Staatsdienerd oder eines Candidaten darin liegt, daß 
ein gänzlich unfühiger oder minder geeigneterer Competent zu einem Amte 
berufen oder zu einem höheren Amte beförbert worden ift, kann bie Feſt⸗ 
fegung gewiffer praktiſcher Staatöprüfungen als conditlio sine qua non 
für gewiſſe Anftelungen und Beförderungen einigermaßen zur Birirung 
des rechtlichen Anfpruches und als eine Schugwehr gegen Nepotismus oder 
gegen Öehäffigkeit dienen. Es wird wenigftend einigermaßen bem Lebelftande 
vorgebeugt werben, daß die Minifter durch Aemterertheilungen an ein» 
fluß-, aber darum nicht immer Eenntnifreihe parlamentarifche Größen 
fi eine kuͤnſtliche Majoritaͤt erfaufen, darüber gegründete Hoffnungen 
älterer verbienftvoller Staatsdiener durch Einfchiebungen aller Art zer⸗ 
ftören, diefe dadurch entmutbigen, und der Staatscaſſe dauernde Laſten 
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durch ſolche Ervennungen oufbürben, die oft mehr hem yerfünlicken Sn: 
tereſſe ols dem Affeutlichen Wohle gelten. 

Wir wollen weder. Namen nennen, noch gehaͤſſige Weifpiele ans 
führen. Allein die Gefahran, welche der Hammer 1648 gebracht, fa 
Ban nahe genug, ums bei der Erwaͤgung zu ſchaudern, was aus dem 
Öffentlichen Dienfte gemarden wäre, meun ber parlamentariſche, nad 
dam Meifolle ber Galerie bemeſſene Ruhm her ordentliche Mag jur 
Erlangung ber höchſten Stagtsaͤmter geworben märe, und wenn auch 
nicht als Miniſter, ſondern nur als Gouvarurure, Chefs aber Raͤche 
an der Spitze der Verwaltung Deisnigen ſtuͤnden, welche ihre Reben 
wit der Kiosfel in würzen pllegten: „Mir find. Kinder ber — 
Istion.” 


XXIV. 


Rechtsfal über die Vermiſchung einer Widerklage mit der 
Einrede. | 


Bon Heren Ednard Kreun, 
1. 8. Landrath. 


A bat wider B bei dem Juſtizamte 2 folgende Klage angebracht: Er 
habe mittelft Pachtvertrages vom 15. Juni 1848 fein Bauerngut dem 
B auf 9 Jahre um jährlich 300 Gulden Conv. Muͤnze, welche in drei 
beſtimmten Roten zu 100 Gulden Conv. Münze zu entrichten gewelen 
wären, verpachtet; meil aber der Beklagte den Pachtzins nicht oi dentlich 
bezahlte, Habe Kläger ihm die Pachtung fchon am 5. Zebruar 1844 wien 
der aufgefündigt; ber Geklagte habe gegen bie. (gerichtlich geſchehene) 
Auffüindigung nichts eingewendet und dad Pachtgut geräumt. Da nun 
der Geklagte dad Bauerngut ein ganzes Jahr in Pacht gehabt, won Dem 
Pachtfchillinge aber nur 150 Gulden Conv. Münze bezahlt, außerdem 
die überaemmeneh Inventarſtuͤcke in einem um 40 Gulden Sony. Münze 
verminderten Werthe zurückgeftellt habe, fo. werde gebeten, den Beklagten 
jur Zahlung der 150 und 40 Gulden Conv. Münze fammt 4 Percent 
Intereſſen vom Xage der Alage und zum Erfaße der Gerichtsloſten au 
verhalten. 

Der Geklagte hat in der Einrede die Pachtzinsrehforberung per 
150 Gulden Conv. Muͤnze nicht beſtritten, aber das Begehren geſtellt, 
wenn dem Kläger dieſe 150 Gulden zugeſprochen würden, dagegen auch 
ihm (dem Geklagten) als Entſchaͤdigung für die widerrechtlich entzogene 

Pachtung 50 Gulden Conv. Münze für jedes Jahr, folglich für 9 Jahre 
zuſammen 450 Gulden Conv. Münze zuzufprechen. Die Auffündigung 
fei durch die night pünctlich gefchehene Bezahlung der Pachtzinsrater nicht 
gerechtfertigt, denn es werde durch ein Amtliches Zeugniß bewieſen, daß 

Geklagter durch Hagelwetter die Hälfte der Fruͤchte verloren habe, nur 

wegen Klaͤger nach dem Pachtcontracte verpflichtet geweſen fei, mit der 
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Einforderung des Pachtſchillings zuzuwarten. Die wahre Urfache der Auf: 
Eündigung fei auch nicht der Ruͤckſtand des Pachtſchillings, fondern das 
Auffinden eines Käufers für das Pachtgut gewefen. Durch die wider 
rechtliche Aufltündigung habe Kläger ihn (den Geklagten) außer Stand 
gefegt, in der weiteren Pachtzeit den im erften Jahre erlittenen Schaden 
bereinzubringen, wie dieß bei den darauf gefolgten fruchtbaren Jahren 
und den geftiegenen Preifen der Ball geweſen wäre, daher der Schade 
mit 50 Gulden Conv. Münze für jedes Jahr nicht zu hoch angefeßt fei, 
welchen Betrag audy Geklagter ſchätzungsweiſe zu beſchwören fich erbiete. 
Die behauptete Verminderung des Werthes der Inventarftüsfe fei nicht 
dargethan und werde widerfprochen. Demnach werde gebeten, den Kläger 
über Eompenfation femer Pachtzinsforderung per 150 Gulden Conv. Münze 
zur Zahlung des hiernach von der Entfchädigungsfumme verbleibenden Re⸗ 
fted per 300 Gulden Conv. Münze zu verhalten. | 

Gegenftand der Neplit und Duplik waren die vom Kläger geftellte 
Erſatzforderung per 40 Gulden Conv. Münze und die vom Geklagten 
geftelkte Entfchädigungsforberung per 450 Gulden Conv. Münze. Leßtere 
wurde vom Kläger weitläufig beftritten und es bat fi) auf biefe Art der 
Kläger in eine Beantwortung der mit ber Einrede vermifchten Widerflage 
eingelaffen, obwohl er dagegen proteftirte. 

In erfter Inftanz wurde zu Recht erfannt: Der Geklagte habe dem 
Kläger binnen 14 Tagen von Zuftellung des Urtheiles bie eingellagten 
150 Gulden Conv. Mänze zc., nicht aber auch Die 40 Gulden Conv. Münze 
zu bezahlen; dagegen fei aber auch Kläger dem Geklagten die angeſpro⸗ 
denen 450 Gulden Conv. Münze binnen 14 Zagen nach Ablegung des - 
in der Einrede angebotenen Schäßungseides zu bezahlen ſchuldig. " 

Wegen ber ihm abgefprochenen 40 Gulden und der dem Geklagten 
juerfannten 450 Gulden hat Kläger appellirt. Von Seite des Geklagten 
wurde nicht appellirt. Die unbedingte Zuerfennung der 150 Gulden an 
den Kläger wurde fomit nicht angefochten. 

" Das Appellationsgericht hat das Urtheil eriter Inſtanz theils beftä- 
tige, theils abgeändert, fohln zu Recht erkannt: Der Geklagte fei dem - 
Kläger die angefprochene Werthsbifferen, bes Inventars per 40 Gulden 
Eohv. Münze zu bezahlen nicht ſchuldig, dagegen fri der Beklagte den 
weiter eingeflagten Pachtichillingsreft per 150 -Bulden Con. Mänze 
ſammt: 4. Percent Verzugszinfen vom Tage der Klage damald binnen 
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14 Tagen nom Tage der Sachfaͤlligkeit bei Vermeidung ber Erecution zu 
bezahlen ſchuldig, wenn der Geklagte durch den von ihm in ber Einrebe 
angebotenen Schägungseid eine gleiche Gegenforderung nicht erweiſen 
würde; mit der die Elägerifche Forderung ee Gegenforderung 
werbe der Geklagte abgewiefen. 

Gegen dieſes Urtheil hat der Kläger das eechtsmittel der Reviſion 
ergriffen und in der Reviſionsbeſchwerde Folgendes angebracht: Er habe 
gegen das Urtheil erſter Inſtanz nur wegen der Abweiſung mit der For⸗ 
derung per 40 Gulden Conv. Muͤnze und ber dem Geklagten bedingt 
zuerkannten Gegenforderung appellirt ; der Punct des erftrichterlichen Ur⸗ 
theiles, wodurch ihm (Kläger) die 150 GOulden Conv. Münge unbedingt 
zuerfannt wurden, fei gar nicht angefochten worden, folglich in Rechts⸗ 
Eraft erwachfen. Durch das Urtheil des Appellationsgerichtes werde nun 
aber das Urtheil erfter Inſtanz in dem nicht angefochtenen Puncte zu ſei⸗ 
nem (des Klaͤgers) Nachtheile abgeändert, denn nach dem Appellations⸗ 
urtheile bekaͤme er die 150 Gulden nur bedingungsweiſe, nämlich wenn 
der Geklagte durch feinen Schäßungseid nicht eine Gegenforderung von’ 
. gleichem Betrage erweife. Die erfte Inſtanz habe die Compenfation aus: 
gefchloffen, die zweite Inftanz aber diefelbe zugelaffen, ungeachtet fie gar 
nicht mehr dazu berechtigt gemwefen fei, nachdem der Punct des erftrichtere 
lichen Urtheiled, wodurch dem Kläger die 150 Gulden ohne Nüdficht auf 
eine Compenfation zuerkannt wurden, in Rechtskraft erwachfen war. Ab: 
gefehen von der formellen Unzuläffigkeit diefes appellatorifchen Ausfpruches 
fei aber die Compenfation überhaupt unftatthaft, denn feine (des Klägers) 
Forderung fei durch das Geftändniß des Beklagten liquid, des Geklagten 
Gegenforderung müfle aber erft durdy den Schäßungseid liquidirt were 
den; übrigens fei auch des Geklagten Entfchäbigungsanfpruc durchaus 
nicht begründet, da er, als Kläger ihm die Pachtung gerichtlich aufkuͤn⸗ 
digte, diefe Auffündigung nicht zurückgelegt und hierdurch biefelbe als 
rechtmäßig anerfannt habe, wornach er nicht jeßt wegen einer wider: 
rechtlichen Beſchaͤdigung Erfag verlangen könne. 

In dritter Inſtanz wurde unter Abänderung der Urtheile erſter und 
zweiter. Inftanz erfannt: Der Geflagte fei dem Kläger die 150 Gulden 
Conv. Münze binnen 14 Tagen von Zuftellung des Urtheiles, Dagegen 
aber auch Kläger dem Geklagten denfelben Betrag dann zu bezahlen ſchul⸗ 
dig, wenn der Geklagte den in der Einrede angebotenen Schaͤtzungseid 
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abgelegt haben werde. Die Puncte des Appellationsurtheiles, welche bie 
dem Kläger abgefprurhenen 40 Bulden Conv. Münze und den dem Ger 
Elagten abgefprochenen Mehrbetrag feiner Gegenforderung betreffen, wur- 
ben von bem vberften Gerichtöhofe unberührt gelaffen. 

Es ift wohl nicht zu verkennen, daß der oberfte Gerichtéhof in drit- 
ver Inſtanz nicht anders *erfennen konnte, baß er aber in erker Inſtanz 
anders erfannt haben würde, fobald- die Zuläffigkeit der Eompenfatiou 
vorausgefeßt wird. 


Hinfichelich der Abweiſung der Elkgerifchen Entfhädigungsforderaug 


per 40 Gulden Conv. Münze Eonnte fich wohl Feine Verſchiedenheit der 
Unfichten ergeben, weil Kläger fein Forderungkrecht nicht zu beweiſen 
vermothte, Auch die klaͤgeriſche Forderung des Pachtzinsreſtes per 1:50 Gul⸗ 
ben Eomo, Muͤnze konnte gar nicht in Frage geſtellt werben. Es handelte 
fi) nur darum, ob die Flägerifihe Korderung per 150 Gulden Couv. Münze 
mit der Gegenforberung des Geklagten per 450 Gulden Conv. Miünze 
eompenfitt oder fogar dem Geflagten der volle Betrag.feiner Segeufer, 
derung sugefprochen werben konnte. 


Die erſte Inſtanz hat die Compenfation für unguläffig erklaͤrt, weil 


die Gegenforderung erſt liquidirt werden muͤſſe. Dennoch hat ſie dem 
Geklagten ſeine Gegenforderung und zwar in ihrem vollen, die klaͤgeriſche 
Forderung weit uͤberſteigenden Betrage zugeſprochen; fie hat alſo über 
eine mit der Einrede vermiſchte Widerklage erkannt. Nach dem Hofdecrete 
vom 27. September 1792 kann zwar der Richter uͤber eine mit der Ein⸗ 
rede vermiſchte Widerklage unbedenklich ſein Amt handeln, wenn der 
Kläger in der Replik freiwillig darauf Rede und Antwort gibt, allein in 
dem vorliegenden Falle hat Kläger Lehteres nur gethan, weil es zur 
Widerlogung der allerdings zuläfligen Eimwenbung der Gompenfation noth- 
wendig war, hat aber gegen die Vermiſchung einer Widerklage mit der 
Einrede prote ſtirt. Die erfte Inftanz hätte alfo auf die Gegenforderung 


nur dann Ruͤckſicht nehmen follen, wenn und infomweit fie eme Compenſa⸗ 


tion zugelaflen hätte; da fie die Compenfation unzuläflig fand, war es 


unftatthaft, dem Geklagten feine Gegenforderung zugufprechen. 

Das Appellationsgericht hat fo erkannt ,- wie die erfte Inftanz hätte 
erkennen follen, wenn fie dieCompenfation zuläffig gefunden haste; allein 
bei dem Beſtande ker erſtrichterlichen Entfcheidung kann man ſich, ſelbſt 


wem man die Auläfligkeit der Compenſation anerkennt, mit ber Ent⸗ 
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ſchedung des Appellalionsgerichtes nicht wohl einverſtanden erlären, denn 
das Appellationsgericht Hat dam Klaͤger nım bebingt jene 150 Gulden 
zuerkannt, welde ihm beteits tedbtöträftig zugeſprochen waren, folglich 
in diefenn Pumete das Urtheil zum Mächtheile des Appellanten abgeäne 
dert, während doch von dem Gegner gar nicht und von dem Kläger doch 
nicht gegen diefen Panet appellirt worden mar. Das Appellationsgericht 
hatke, ſelbſt wenn es fand, daß bie erſte Inſtanz bie Compenſation hätte 
zulaſſen ſollen, kein Mittel, dieß zu verbeſſern, als dem Grklagten ner 
einen der klaͤgeriſchen Forderung entſprechenden Betrag ſeiner Gegenfor⸗ 
derung, zuzuſprechen, wodurch die Compenfation wenigſtens inſoweit bes 
werkſtelligt worden waͤre, als es anging, ohne den nicht appellirten Punct, 
wodurch dem Kläger bie 150 Gulden unbedingt zuerkannt worden waren, 
zu berühren, Freilich ging dadurch dem Geklagten ein mwefentlicher Vor⸗ 
theil der Compenfation verloren, denn er mußte dem Kläger die 150 Gul⸗ 
den ohne Weiteres bezahlen und konnte den gleichen Betrag feiner Gegen⸗ 
forderung erft nach abgelegtem Schäßungseide von ihm fordern; allein 
den Entgang des Vortheiles, daß er im Wege der Compenfation bie 
150 Gulden gar nicht zu erfegen gebraucht hätte, mußte der Geklagte 
ſich ſelbſt zufchreiben, da er gegen bie unbedingte Zuerfennung ber 
150 Gulden zu appelliven unterließ. Andererfeit8 würde man auch zu 
weit geben, wenn man behaupten wollte, daß das Appellationsgericht 
die Compenfation nicht einmal infoweit zuzulaffen berechtigt war, daß 
ed, ohne an der unbedingten Zuerfennung der Elägerifchen Forderung 
etwas zu ändern, do dem Geklagten einen entiprechenden Betrag ſei⸗ 
ner ©egenforberung zuerfannte, denn die Ausfchließung der Compenfa- 
tion war fein Punct des erftrichterlidhen Urtheiles, fondern nur aus 
den Entfheidungsgründen zu entnehmen, fie war alfo nicht in Rechts⸗ 
kraft erwachſen und dem Appellationsgerichte fland es frei, den vom 
Kläger angefochtenen Urtheilspunct, wodurch dem Geklagten feine Ger 
genforderung zuerkannt wurde, wenigftens theilmeife zu beflätigen. 
Der oberfte Gerichtshof hat alfo fo erkannt, wie das Appellar 
tiondgericht bei dem Beftande der eritrichterlihen Entſcheidung hätte 
erkennen follen, ſobald e8 überhaupt der Compenſation Statt zu geben 
fand, gegen deren Zuläffigkeit Übrigens doch nicht ungegründete Beden- 
Een vorhanden waren; denn abgelehen davon, daß ſich eine wenigſtens 
dem Betrage nach noch. nicht vollkommen und unbedingt liguide Gegen 
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forderung mit einer bereits volllommen und unbedingt liquiden Korbe: 
“rung nicht wohl compenfiren läßt, erfchien auch daͤs Quale der Gegen⸗ 
forberung des Geklagten keineswegs gegen allem Widerſpruch feſtgeſtellt, 
inſofern in ſeiner Annahme der Aufkuͤndigung 1%: Pachtes allerdings 
eine Art Anerkennung. ver Rechtmäßigkeit diefer Aufländigung Tag und. 
eine als rechtmäßig anerfannte Auffündigung nidytrals. eine das Recht 
auf Schadenerfag begründende wiberrechtliche ae angefehen ö 
werben Bann. 
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[43. Darſtellung der, Yuellen und der Literatur der öfterreichifchen Strafe 
gefeßgebung # Verbrechen mit Räckfiht auf die deutfche Strafe 
rechtswiſſenſ aft und Geſetzgebung. Von Ignaz Maucher, Cri⸗ 

minaljuſtizrathe x. x. (Wien 1849, bei ®. Braumüller. Xxxu. 500.) 


We⸗ ſoll dieſes Werk jetzt, im Jahre 18491 was ſou es zu einer: Zeit, 
wo mit ber gänzlichen Umgeſtaltung der Strofgerichte und des Strafver⸗ 
fahrens, auch bie; Abaͤnderung der Beſtimmungen über Verbrechen und 
deren Beftrafung felbft eine dringende, unabweisliche Nothwendigkeit ges 
worden ift? was fol es nuͤhen, zu wiſſen, wie vielerlei Erklaͤrungen und 
Auslegungen von Anordnungen verſucht worden ſind, die bald ganz und 
gar aufgehoben fein werden? — Dieſe und aͤhnliche Fragen werben 
Manchem bei Anfi ichtigwerbung des vorliegenden Werkes aufftoßen, und 
nicht ganz mifllnrecht. Deßungeachtet hat aber dieſe jängfte Arbeit des ge- 
ſchaͤzten Herrn Werfaffers, weiche einen’ neuen Beweis ſeines unermuͤdlichen 
Sammelfleißes liefert, ihren eigenthämlichen Nugen und Werth. Gerade 
ihr Erfcheinen am Abſchluſſe einer, wie der gefammten geiftigen Entwick- 
Iung, fo auch insbefondere der juridifchen Literatur feindlichen Periohe, 
macht fie für alle kommende Zeiten zur getreuen Ueberſicht der Leiſtun⸗ 
gen, an welche fich die tüchtigften Kräfte unter den theoretiſchen und prof 
tifchen Juriſten Defterreich6 einzig und allein wagen burffen. 
Es ift fchmerzlich, in einer Keihe von mehreren Hundert Abbandlun- 
. gen größeren und Heineren Umfanges, weldye in.der Mehrzahl auf wei⸗ 
ter als ein Vierteljahrhundert zuruͤckreichen, ausfchließend und allein die 
hermeneutifche Gefegesbehandlung gepflegt zu fehen; zu fehen, auf welche 
kleinliche Wortklaubereien und Wortdeuteleien fich junge frifche Kräfte 
verlegten, da fie in bem in ihnen regen Schaffungsbrange Beinen anderen 
Ausweg bahnen durften. Seit Zeiller's ſtets unäbertroffenen Arbeiten 
findet ſich Fein einziger großer Gedanke, der eine Sortbildung, eine Wer: 
befferung der Geſetzgebung anregen, Bein Wort, was auf.die Fortſchritte 
der Strafrechtswiſſenſchaft im Auslande, namentlich in Deutfchland, hinr 
weilen, deren wahre Verbefferungen bei uns m zu machen fuchen, 
IL. Band. VI. Heft 1849. : 30 . 
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bie agenthmlichen Vorzüge unſerer Strafgeſetzgebung dem Auslande 
gegenüber hervorheben würde. Dürr und Bde liegt das Feld der philo⸗ 
fophifchen Etrafrechtöbehandlung ; gerade zeh ndfungen (worunter/ 
fieben von Zeiler) hat die öfkdrreidhifche j e Literatur feit dem 
Jahre 1809 bi6 1848 in diefem Gebiste zur, Welt Hebracht *), und von. 
den noch zu diefer Richtung gehörigen Schriften eKitka's Werk: 
‚ „Ueber das Verfahren bei Abfalfung der Befegbüder” 
bios eine geſchickte Vertheidigung der ſpecifiſchen Grundſaͤtze der oͤſter⸗ 
reichiſchen Strafgeſetzgebung, und Beidtel ließ feine „Unterf uchun⸗ 
gen 26”. im Auslande drucken. Braucht es noch mehr Thatſachen, um 
das Verdammungsurtheil der endlich verſtrichenen Geiſtesdruckperiode zw 
rechtferugen, wenn man Ihre Wirkung in einem Thejle der literariſchen 
Beſtrebungen fieht, wo es fi um die heiligſten Intereffeu der Staats⸗ 
tzefellſchaft Handelt, und wo die Natur bes — chon jede Furcht 
einer Staattgefaͤhrlichkeit verbannen ſollte 

Doch genug von dieſem Thema, welches ſchon fe oft beruͤhrt, doc 
Immer und immer neuen Stoff zu den gerechteſten Alagen gibt. Mau⸗ 
cher's Werk wird ſtets ein ſchaͤtzbarer Beitrag jnr öfterreichiichen Literatur⸗ 
zeſchichte bleiben, und follte ſich in ſpaͤteren Jahren Jemand über bie 
Unprobuctivitat oder Einfeltigdeit der Öferreichifchen Juriſten wundern, 
fo möge er wie vergeflen, daß es nicht ihre Schuld war, michtd anderb ges 
leiftet za haben, als was fie leiſten durften. In gewiffer Beziehung iſt 
v6 wirklich ſchade, baß der Herr Verfaſſer ſeine im Manuferipte vol 
ſendete Zuſammenſtellung der Literatur über ben zweiten Abſchnitt des 
erſten Theiles des Strafgefetzes, naͤmlich über das Verfahren bei Ver⸗ 







brechen, nicht ebenfatis verüffentlichte; denn es wäre höchſt intereſſant, 


Jaſamenengeſtollt zu finden, wie unfere Schriftfteller ſich abmuͤhten, die 
ungereqchteſten Maßregeln des Juſigverfuhrens als zveckmoͤßig und gerecht 
darzuſtellen, in wälche Ausfuͤhrlich keiten fie ſich uͤber die Frage einließe 
warm unb in welchem Maße gepruͤgelt werben könne, durch welche pfpr 
thologiſche Zwangeenittel der Beſchuldigte in ſolche Affecte gebracht wer⸗ 
von Kane, daß ar ein Goſtaͤndniß ablege u. dgl. Eine ſolche vollſtaͤndige 
Zufamnrenſtelluug der orlminellen Literatur bi gu dem Zeitpuncte fert⸗ 
wvaefchrt, we elne neue Aera derſelben beginnen muß, waͤre in literar⸗ 
hiſtortſcher Hinſicht einad der intervſſanteſten Werke, weiche je erſchieuen. 


— 





2) Siehe Dancer Seite 467 u. f. 
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Außer dem ilterarhiſtoriſchen hat dieſes Werk aber auch feinen prä‘ 
tiſchen Werth, wenn diefer auch geringer als der erfbere it. So fange nach‘ 
das gegenwärtige Strafgeleg beſteht, iſt es für jeden, der ſich, ſei es vom 
theoretiſchen, ſei es vom praktiſchen Standyuncte, mic dem Stadium dei 
ſelben beſchaͤftigt, von Höfer Wichtigkeit, die vielen im Laufe der Zeit 
aufgetauchten Streicfragen, mit ihren verſchiedenen Boantwortungen, 
Sränden und Autorit aten dafür unb dawider, in fe gebrängter Koru ger 
famimelt, „und nebftbei noch eine nicht unbedentende Zahl intereſſanter 
Rechtsfaͤlle erzaͤhlt za Anden. Wenn aber einmal bir poſitiven Anechnun« 
gen, welche diefen Erdrterangen zu Grunde liegen, aufgehoben ober ven, 
ändert werden, fo has auch aller Werth dieſer Grörterungen ein Eude 
Mas dagegen die Ausbildung oder Neugerlaftang anferer Geſetzgebung 
anbelangt, findet fich leider In unferer geſammten criminellen Ateratur 
wenig- oder gar vichts für vielen Zweck Dienliches, wie es auch bei der 
durchaus hermeneutifchen Richtung derſelben nicht anders. möglich iR’; 
und in diefer Beziehung leiften unfere geſammten Schrifefteller nicht 
mehr, als daß ie auf einzelne minder präcis tertirte Gefeßesftelten nefr- 
merkſam machen. Dean felbft ifre Abhandlungen fiber größere Parthien 
des Strafgefeges, z.B: döfen Vorfap, Verfü, Mitſchuld, Berjährung 
n. dgl., knuͤpfen fireng an den Text des Geſetzes an, und entwideln fig 
aus diefem, ſtatt ben umgefchrten Weg einzufchlagen ımd and einer rar. 
tionellen Baſis eine gefegliche Anordnung herzuieiten, und deren Ueber⸗ 
einſlimmung oder Abweichuug ven der vorliegenden pofisinen Bedimmung 
näher zu begründen. Und nur auf diefem Wege märe ed möglich geweſen, 
der Zufunft der vaterländifihen Strafgefeßgebung auf eine wahrhaft nußr 
bringende Art vorzuarbeiten, 

- Doch gehen wir auf das Werk: Mauders ſelba über. — Bie 
fon der Titel beſagt, zerfällt es in zwei Abtheilumgen,. deren erſte won. 
den. Queflen, die andere von der Riteratur der öſterreichiſchen 
Strafgefeggebung über Verbrechen handelt, Was die erſte Aptheilung 
betrifft, fo hat ſich der Herr Derkafler fon durch fein Ipitemaatifihes 
Handsuch des öſterreichi ſchen Strafgeſetzes x. als ein ſo 
tiefer und gröndlicher Kenner dee Quellen der Strafgeſetzgebung gezeigt, 
daß hier die genauzfte und umfaffendſte Derfkeilung derſebben net ooHem 
Rechte erwartet warden: konn, nud auch gefunden wird. Wenm die zahlr 
eriden. aufgeführten rn, Die bis zum 2. Dicemher HEGR 
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fortgefegt werben, geſchloſſen feit werben, und von biefem Tage an das 
Meichägefegblatt bie einzige, volltändige und authentiſche Quelle der Ger 

ſehe fein wird, werben fich nach Verlaufivon Jahren die Öfterreichifchen 
Richter nicht genug wundern können, aus wie vielerlei Quellen ihre Vor 
‚gänger die Örundfäge ihrer Entfcheidungen mähfam zufammenfuchen muß« 
‚ten. Dagegen wird aber auch ber Fleiß jener Schriftſteller, welche durch 
ihre Werke biefe Mühe fo viel möglich zu verringern ſtrebten, ſtets mit 
dem rübmlichiten Danke erwähnt werden. 

Die zweite Abtheilung, nämlich bie Darſtellung der — — 
zerfuͤllt in zwei Hauptabtheilungen, je nachdem die Schriften entweder 
die Strafgeſetzgebung ſelbſt, oder deren Hilfswiſſenſchaften beruͤhren. 

Die erſte dieſer Unterabtheilungen theilt der Herr Verfaſſer wieder 
in drei Theile, indem dieſe Schriften entweder das Strafgeſet als Gan⸗ 
zes, oder größere ——— oder einzelne ne besfelben zum 
Gegenftande haben. 

Unter den Schriften, welche das Strafgeſeh als Banzes behandeln, 
führt der Herr Verfaffer die Commentare, Repertorien und NRecenſionen 
über dasſelbe auf. — In der zweiten Unterabtheilung ſtellt der Herr Ver⸗ 
fafſer zuſammen bie Abhandlungen über böfen Vorfag, Zurechnungsfaͤhig ⸗ 
. beit, Mitſchuld und Theilnahme, Verſuch, Geſetzesauslegung, Töbtun- 
gen, Zweikampf, Veruntreuung, Betrug und. Verjährang, inſofern 
nämlich diefe Materien als Ganzes, und nicht in Ruͤckſicht auf einzelne, 
Anordnungen der einfchlägigen Geſehesparagraphe behandelt werben. In 
biefer Beziehung fällt nur auf, daß deßungeachtet in der dritten Unter⸗ 
abtheifung bei den $$. 1, 2, 5, 7 und 140 Aufſaͤtze eingereibt find, 
welche füglich in die zweite Unterabtheilung hätten aufgenommen werben 
follen, ohne daß der Herr Verfaffer diefe ne Einreibung auf irgend 

eine Art näher begruͤndet. 
| In der britten Unterabtheilung, jene Schriften enthaltend, welche 
einzelne Theile des Geſetzbuches über Verbrechen zum Gegenftande haben, 
bat der. Herr Verfaffer durchaus die in feinen beiden Handbuͤchern bei 
Einreibung der Rachtragsverordnungen beobachtete Methode angewen« 
det. Er führt jede einzelne Abhandlung bei jenem Abfage ded Rund. 
machungspatentes oder bei jenem ©efegesparagraphe an, auf welchen fie 


& ſich zunaͤchſt bezieht, und wenn fie mehrere einzelne Anordnungen des Ge⸗ 


feges zum ——— bat, fo wird die betreffende Stelle eben dort 
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indbefondere angeführt. Wo über eine Frage verfchiebene Anfichten beſte⸗ 
ben, find dieſelben Crückfichtlich "die Abhandlungen, in denen dieſelben 
vorfommen) zufammen, und einander gegenüber geftellt. Eigene Ueber _ 
fehriften machen dort, mo viele Abhandlungen bei einem Paragraphe zu⸗ 
fanmentreffen (3.8. $$. 117, 122, 123, 151, 176), den Gegenftend 
feicht uͤberſichtlich, und bie fortlaufende Numerirung der Abhandlungen 
. vermittelt die Beziehungen berfelben unter ſich. Es ergibt fich ſchon hier⸗ 
ans, daß der Herr Verfaffer bemüht war, allen. Anforderungen, die in 
dieſer Hinſicht geftellt werden Eönnen, nah Möglichkeit zu entfprecdgen, 
und es ift ihm auch burch durchaus gelungen; ich wenigſtens muß gefteben, 
daß mir bei Durchleſung diefes Werkes: kein Fall aufgeftoßen ift, wo ich 
eine andere Einreihung oder’eine mehrere Bejiehung gemwünfcht Hätte. 

Die zweite Hauptabtheilung enthält Werke, welche zunächft in das 
Gebiet der Hilfswiffenfchaften gehören, fich jedoch in ihren Forſchungen 
und Ergebniffen zunächft auf die öfterreichifehe Strafgefeßgebung beziehen, 
Es werden bie‘ philoſophiſchen, hiftorifchen und gerichtlich = mebdicinifchen 
Hilfswiſſenſchaften insbefondere hervorgehoben. Ich habe fehon oben auf: 
merkfam gemacht, wie gerade diefe Abtheifung es ift, weldye den traurige 
fien Beweis von dem Zuftande der juridifchen Riteratar liefert, indem die 
rationelle Behandlung des Strafrechts nur durch 10, die Strafrechts⸗ 
gefchichte des großen uralten Kaiferftaates aber. ebenfalls nur durch 10 
Werke und Abhandlungen vertreten ift, während bie erfte. (die hermaneyr 
tifche Richtung umfaſſende) Hauptabtheilung 684 größere und .Fleinere 
Abhandlungen auffährt: 

Reichhaltiger find die Schriften aus dem @ebiete der gerichtlichen 
Arzneitunde, infofern fie fid auf das Öfterreichifche Strafgeſetz beziehen, 
indem 82 einzelne Werke und Abhandlungen aufgeführt find. s. 

Ein Anhang bringt eine Weberfiht der Schriften über das Ger 
fängnißweſen (16 an der Zahl), in welcher Beziehung ſich feit dem 
Jaͤhte 1848 eine erhöhte literariſche Thätigkeit in dieſem Gebiete zeigt. 

Schon diefe Ueberficht zeigt, wie mähfam die Zufammenftelung 
biefer Därftellung gewefen fein muß, und man muß der ausgebreiteten 
Delefenheit und dem unermübdeten Fleiße des gefchägten Herrn Verfaſſers 
bie höchſte Anerkennung zollen, wenn man bedenkt, daß er ſich keineswegs 
‚ begnügt hat, die bloßen Titel der Werke oder Abhandlungen anzufähren, 
fondern daß jebem Titel einer Schrift auch eine kurze, aber möglichft 


w- Hauyidlast. 


vollkändige Meberficht der Anfichten und Gründe des Verfaflers oder Er- 
sählung des Rechtsfalles, ums den es ſich handelt, ja hin und wieder noch 
überdieß die Anfihten der Recenfenten ſolcher Werke beigefügt find, fo 
baß der Benüher des. MW aucher'ichen Werkes in fehr vielen Zählen das 
Lelen des betreffenden Aufſatzes ſelbſt wird entbehren können. ö 

- Baum Schluffe haben wir noch von einer fehr fehägeusmerthen Weis. 
gabe zu ſprechen, welche aber mit der Darſtellung der Quellen und Lite 
ratur bes öfterreichiichen Strafgeſetzes in Seinem inneren Zufammenhange 
ſteht, fondern eine ganz eigene abgefonderte Arbeit bildet, die Hier in der 
äußeren Form mit dem Hauptwerke in Verbindung gebracht iſt. Es iſt 
dieß die Beziehung auf die deutſch⸗ſtrafrechtliche Literatur und Sefeßgebung, 
durch welche der Herr Verfafler ſich das Verdienſt erworben hat, ber 


Erſte in Defterreich in ſyſtematiſcher und vollfländiger Behandlung auf 
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Die Anordnungen ber deutfchen Particulargefeßgebungen in Vergleihung 
mir ben Beſtimmungen unferes Strafgeleged aufınerkfan gemacht zu 
Baben. 
Bei jedem Geſetzesparagraphe, welcher eine wefentliche Beſtimmung 
trifft, ſind aus dem beftebenden vierzehn deutfchen Particulargefegen die. 
Artikel berufen, welche beufelben Begenitaud behandeln, und eben fo find 
die Stellen angeführt, wo in den Lehrbuͤchern Mittermapyer's, Heff« 
ters, Luden's md Marezoll's die eben diefe Materie betreffende 
neupfte Literatur zu finden ift. Diefen Berufungen ift eine kurze vergleis 
Gene Darftellung der Anordnungen diefer Geſetze und der Anfichten der 


gefchägteften Schriftſteller über den betreffenden Gegenſtand beigefügt, 


and 28 iſt nur zu bedauern,. daß der Herr Verfafler auf das gemeine 


 dbeatfihe Strafrecht, weiches doch die Grundlage der neueren deut⸗ 


fen, ja in mancher Beziehung auch unſeres Strafgefoges iſt, dabei gar 
Beine Rüdficht genommen hat. — Diefe für Defterreich ganz neue Arbeit - 
Bietet demnach ein bedeutendes Intereſſe, und wenn durch diefe Burgen 
Andeutungen in manchen Öfterreichifpen Zuriften die Luft geweckt wird, 
ſich auf dem angezeigten Wege mit dem deutfchen. Strafrechte (im weiter 
ſten Sinne) vertrauter zu machen, fo hat der Herr Verfaſſer dadurch für 
Die Bänftige Fortbildung der öfterreihifchen Strafgefeßgebung mehr wah- 
vun Mugen Hefliftet, als die ganze übrige in feinem Werke dargeftellte 

Oteratuer aſammen genommen. 
‚in dem Werbe beigegebenes alpbabesifches Sahe uns Mamenvegie ” 
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er erleichtert die Benfgung beöfelben. Die äuftere Yusfkattung if fo 
ausgezeichnet, nee ee Ba ee re ne 
— —— 

Es ſchließt ſich fomit dieſes neueſte Werk des gefchägten Herrn Ver⸗ 
faſſers feinen früheren gediegenen Leiftungen würdig an, umd es foflte 
als das trefflichfie Ueberſichtswerk in ber Bibliechek Teines tcheeretiſchen 
oder praktifchen Jurifien fehlen, der ſich grümbii über den Staud der 
saterläubifgen Strafrechtswiſſenſchaft und Gefeggebung zu belehren 
wände. 


B. Fruͤhwalbd. 


ur  Miscellen. 


Die geheime Rathewürbe erhielten: ‚Hr. Ednard Milde, Fürkterzbifchor 
von Wien; Hr. Franz Zav. Luſchin, Würfterzbifchof von Goͤrzz Hr. Joſeph 
Godeaſſi, Erzbiſchof von Zara, und Hr. Bernard Ballura, Fürſtbiſchof 

von Briren. % 

Hr. Dr, Silveſte Quina, Domdechant und DidcefansSchulenoberanffeher 
zu Spalato, erhielt den Orden ber eifernen Claſſe III. Elafie. i 


Hr. Ferdinand Edler von Stelzhammer, Unterftaatsfecretär im Juflizs 
minifterium, erhielt den Orden der eifernen Claſſe III. Claſſe, die Herren Juſtij⸗ 
minifterialräthe Adolph Freiherr von Bratobevera, Georg Ritter von Mitis 
und Ludwig Edler von Fließer, erhielten das Ritterkreuz des Leopolborbens. 

Hr. Heinrich Tullinger, Obereinnehmer der Staatsjchulbentilgungsfonde: 
Hauptcaffe, erhielt den Titel eines k. k. Rathes, 

Hr. Earl Beyer mwurbe zum wirklichen Sectionsrathe im Minifterium 
bes Innern befördert. Ma: ir z 

Hr. Dr. Ignaz Stroy nowski wurbe zum Juſtizminiſterialrathe ernannt. 

Seine Majeftät haben die Dienflesrefignation des Unterfiaatsfecretärs im 
Sinanzminifterium, Andreas Freiherr von Stifft, in Gnaden anzunehmen und 
—— die allerh. Zufriedenheit mit ſeiner Dienſtleiſtung zu erkennen zu ge⸗ 
ben geruht. | i 

Se. Majeftät geruhten mit a. 5. Entfchliegung vom 14. Juli 1849 ben _ 
Sreiherrn von Hammer» Purgftall über fein Anfuchen von dem Amte des 
Präftdenten der faif. Akademie ber Wifenfchaften zu entheben, und bemfelben die 
allerh. Zufriedenheit mit feinem Wirken, zur Börderung der Wiffenfchaften aus 
zubrüden. _ 

Hr. Dr. Joſeph Ritter von Kalchberg wurde zum wirklichen Miniſte⸗ 
rialeathe und Präfiventen des zur Durchführung der Grundentlaftung im Herr 
zogthume Obers und Piederfchleften beftellten Landescommifjion ernannt. 











-. 








39015 06378 369893 








